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Untersuchungen 

zur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

In   zwanglosen  Heften 

herausgegeben  von 

Professor  Dr.  Otto  Grierke  in  Berlin. 


-ssesa^- 


Die  ,,Uiitersuehangen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte^^ sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  ßechtsentwickelung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt :  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwickelung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Auftiahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Auftiahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 
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Vbrw^ort. 


Indem  ich  vorliegende  Abhandlung,  welche  aus  Studien  im 
Braunschweiger  Stadtarchiv  hervorgegangen  ist,  hiermit  der 
Oeffentlichkeit  übergebe,  fühle  ich  mich  gedrungen,  meinem  väter- 
lichen Freunde,  Herrn  Professor  Dr.  Haenselmann,  von  dem 
mir  die  Anregung  zu  jenen  Studien  ward,  aufrichtigsten  Dank 
zu  sagen.  Mehrfach  hat  mir  auch  mein  hochverehrter  Lehrer, 
Herr  Professor  Dr.  Julius  Weizsaecker,  der  vor  wenigen  Wochen 
der  Wissenschaft  und  seinen  Schülern  so  unerwartet  und  viel 
zu  früh  durch  den  Tod  entrissen  wurde,  wertvollen  Rat  zu  Teil 
werden  lassen.  Den  Dank,  welchen  ich  ihm  an  dieser  Stelle 
abzustatten  gedachte,  werde  ich  immer  in  meinem  Herzen  hegen. 

Der  Yerfasser. 
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Einleitung. 


Jbirst  kurze  Zeit  ist  verflossen,  seit  man  begonnen  hat,  sich 
mit  der  Finanzgeschichte  der  deutschen  Städte  im  Mittelalter, 
die  sowohl  ffir  die  Gesanimtgeschichte  dieser  Städte,  als  auch 
fär  die  Wirtschaftsgeschichte  des  Mittelalters  von  hervorragender 
Wichtigkeit  ist,  eingehend  zu  beschäftigen;  kein  Wunder  ako, 
dass  man  auf  dem  bezeichneten  Felde  Umschau  haltend  hier 
noch  manches  zu  thun  findet.  Einzelne  Bemerkungen  zwar, 
welche  die  städtische  Finanzverwaltung  betreffen,  begegnen  uns 
an  vielen  Orten  und,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt, 
namentlich  in  solchen  Werken,  die  G-eschichte  und  Verfassung 
der  mittelalterlichen  Städte  behandeln ;  ^)  gering  aber  ist  die  Zahl 
zusammenfassender  Darstellungen  auf  diesem  Gebiete. 

Wie  für  Städtegeschichte  überhaupt,  so  hat  auch  im  besonderen 
f&r  den  finanziellen  Teil  derselben  K.  Hegel  tüchtiges  geleistet. 
In  seiner  Tätigkeit  als  Herausgeber  deutscher  Städtechroniken 
hat  er  auch  sein  Augenmerk  auf  den  Stadthaushalt  in  Nürnberg*) 


>)  BeeonderB  hingewiesen  sei  hier  auf  G-ierke,  das  deutsohe  Qenossensohafts- 
recht,  £L  S.  678—778.,  ferner  auf  0.  Richter,  Verfassangsgeschichte  der 
Stadt  Dresden,  Dresden  1885,  namentlich  S.  122  ff.,  endlich  auf  Kriegk, 
Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustande  im  Mittelalter,  Frankf.  a.  11.  1863, 
S.  27  ff.  und  auf  Eeinhold,  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Wesel,  Breslau  1888, 
S.  100  ff. 

')  Die  Chroniken  der  deutschen  Städte  vom  14.  bis  ins  16.  Jahrh.  Bd.  I, 
8.  263-296,  Beilage  XU. 
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und  Mainz  ^)  gerichtet  und  in  zwei  wertvollen  Beilagen  darüber 
gehandelt.  Er  ging  hierbei  im  wesentlichen  von  den  Stadt- 
rechnungen aus,  denen  er  als  einer  der  ersten*)  einen 
hervorragenden  Platz  unter  den  mittelalterlichen  Geschichts- 
quellen mit  Kecht  anwies.  Nur  einen  Zweig  städtischer 
Finanzwirtschaft  betreffen  Frensdorff's  Ausführungen  über 
das  üngeld  in  Augsburg,")  während  Gramich's  interessante 
Arbeit  „Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt  Würzburg  vom 
13.  bis  15.  Jahrhundert",*)  wie  schon  ihr  Titel  besagt,  auch 
andre  als  finanzielle  Dinge  berührt.  Mit  besonderm  Nachdruck 
ist  sodann  auf  die  Darstellung  der  Finanzverhältnisse  der  Stadt 
Basel  im  14.  und  15.  Jahrhundert  hinzuweisen,  die  G-.  Schönberg 
unternommen  hat.  ^)  In  dem  ersten  und  bis  jetzt  noch  einzigen 
Bande  dieses  umfassend  angelegten  Buches  geht  der  Verfasser 
nach  einer  Einleitung,  welche  uns  über  die  herangezogenen 
archivalischen  Quellen,  vor  allem  die  Rechnungen,  ferner  über 
den'allgemeinen  Gang  der  Geschichte  des  Baseler  Stadthaushaltes 
und  die  Münzverhältnisse  Basels  Aufschi  uss  giebt,  in  ausführlicher 
Weise  auf  das  Besteuerungsweaen  und  die  specielle  Geschichte 
einzelner  Steuern  ein.  Lange  nicht  so  umfangreich,  doch  auch 
sehr  bedeutend  ist  eine  hierher  gehörige  Abhandlung  Schmollers:*) 
durch  sie  erhält  man  ein  klares  Bild  von  den  Zuständen  der 
Finanzverwsltung  Strassburgs  zur  Zeit  der  Zunftkätnpfe  and 
von    der   Beform    derselben    im    15.    Jahrhundert.      Über   den 


»)  Chron.  XVIII.,  2.  Hlfte.,  S.  91—115,  Beil,  XIII;  manches  hierher 
gehörige  auch  schon  S.  72—90,  £eü.  XII. 

*)  Die  klassische  Stelle  über  den  Wert  der  Stadtrechnungen  als 
Gesohichtsquellen  findet  sich  Ghron  I.  8.  263  und  264.  —  Schon  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  verwertete  G-emeiner  die  Stadtrechnungen  in  seiner 
Eegensburgischen  Chronik  (cf.  Qöttinger  gelehrte  Anzeigen,  1868  S.  820). 
Dann  gab  (^rünhagen  1860  im  3.  Bande  des  codex  diplomaticus  Silesiae 
verschiedene  die  Stadt  Breslau  betreffende  finanzielle  Aufzeichnungen  — 
darunter  die  Stadtrechnung  von  1387  —  heraus,  die  er  mit  einem  fortlaufen- 
den Gommentar  versah.  Eine  zusammenfassende  Übersicht  über  die  Finanz- 
verwaltung Breslaus  ist  uns  hier  leider  nicht  gegeben,  weshalb  unsem 
Zwecken  die  angeführte  Beilage  XU  des  erst  1862  erschienenen  1.  Bandes 
der  Nürnberger  Chroniken  weit  mehr  entspricht. 

*)  Chron.  IV.,  S.  157-166,  Beil.  IX. 

«)  Würzburg  1882. 

°)  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Basel  im  Mittelalter,  Tübingen  1879. 

^)  Strassburg  zur  Zeit  der  Zunftkämpfe  und  die  Beform  seiner  Ver- 
fassung und  Verwaltung  im  15.  Jahrb.,  Strassb.  1876. 
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Stadthaushalt  Aachens  hat  uns  der  ehemalige  dortige  Archivai* 
J.  Laurent  unterrichtet;^)  in  seinem  einschlägigen  Werke,  das 
sich  auf  das  14.  Jahrhundert  beschränkt,  finden  wir  auch  im 
Anhange  verschiedene  Rechnungen  abgedruckt. 

Alle  die  bisher  genannten  Abhandlungen  und  grossem 
Darstellungen  betrelFen,  wie  aus  dem  angeführten  ersichtlich  ist, 
nur  Süd-  und  westdeutsche  Städte;  die  Geschichte  der  Finanz- 
verwaltung in  den  mittel-  und  norddeutschen  Städten  ist  erst  in 
geringerem  umfange  in  den  Kreis  wissenschaftlicher  Betrachtung 
gezogen.  Was  jene  angeht,  so  kann  hier  nur  die  Veröffent- 
lichung von  Stadtrechnungen  Kassels  aus  dem  16.  und  16.  Jahr- 
hundert durch  Stölzel  genannt  werden,*)  die  mit  einer  kurzen 
Einleitung  und  recht  brauchbarem  Sachregister  versehen  ist;  eine 
umfassende  Bearbeitung  der  öffentlichen  Finanzwirtschaft  Dresdens 
ist  zwar  von  O.  Bichter  in  Aussicht  gestellt,  aber  noch  nicht 
erschienen.') 

Unter  den  novddeutschen  Städten  kommt  für  uns  in  erster 
Linie  Hamburg  in  Betracht,  da  wir  die  Ausgabe  seiner  Kammerei- 
rechnungen von  Koppmann  besitzen;^)  dem  ersten  Bande  der 
letzteren  ist  eine  wertvolle  Einleitung  vorausgeschickt,  welche 
namentlich  eine  klare,  ins  Einzelne  gehende  Übersicht  über  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Stadtkasse  enthält.  Femer  hat 
neuerdings  in  einem  knappen,  aber  sehr  inhaltreiohen  Aufsatze 
A.  Ulrich  neben  der  politischen  vornehmlich  die  finanzielle  Lage 
Hannovers  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ausführlich  geschildert.'^) 
(cf.  Anm.  •.) 

')  Aachener  Stadtrechnungen  aus  dem  1:^.  Jahrh.,  Aachen  1866;  nn- 
Yoränderte  Ausgabe  unter  neuem  Titel  1876. 

*)  Kasseler  Stadtrechnnngen  aus  der  Zeit  von  1468  bis  1553.  Zeit- 
sohriit  des  Vereins  für  hessische  Geschichte  und  Landeskunde.  Neue  Folge. 
8.  Supplement.    Kassel  1871. 

•)  Vgl.  das  Vorwort  zu  dem  in  Anm.  1  S.  1.  genannten  Werke  Richters. 

*)  Kammereirechnungen  der  Stadt  Hamburg,  I.  Bd.  1860—1400;  Ham- 
burg 1869. 

^)  Die  politische  und  finanzielle  Lage  der  Stadt  Hannover  am  Ende 
des  14.  Jahrhunderts,  im  Hannoverschen  ünterhaltungsblatt,  1887.  Nro.  1—5. 

«)  Zum  Zweck  einer  möglichst  vollständigen  Aufzählung  der  ein- 
schlägigen Litteratur  sei  hier  ausser  Grünhagens  Veröffentlichung 
(cf.  S.  2  Anm.  3)  wenigstens  mit  einem  Worte  noch  eine  solche  von  Hertel 
erwähnt:  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadt  Kalbe  a.  S.  im  Jahre  1478. 
(Oeschichtsblätter  für  Stadt  und  Land  Magdeburg,  1882.  Jahrgang  17. 
Heft  2,  S.  128-149). 
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In  der  vorliegenden  Arbeit  soll  ein  Abschnitt  aus  der 
Geschichte  der  mittelalterlichen  Finanzverwaltung  in  einer  Nach- 
barstadt Hannovers,  in  Braunschweig,  besondrer  und  näherer 
Betrachtung  unterzogen  werden.  Mehrere  Grründe  lassen  sich 
far  die  Wahl  dieser  Aufgabe  geltend  machen.  Zunächst  ist 
dabei  massgebend,  dass  wissenschaftliche  Forschung  auf  einem 
grossem  Gebiete  erst  dann  wahrhaft  fruchtbringend  sein  kann, 
wenn  sie  sich  anfangs  in  Einzelarbeiten  auflöst,  um  hierauf  die 
IResultate  derselben  zusammenzufassen.  Das  ist  eine  Behauptung, 
deren  unzweifelhafte  Bichtigkeit  namentlich  für  die  deutsche 
Städtegeschichte  jetzt  wohl  allgemeine  Anerkennung  gefunden 
hat.  Femer  aber  ist  im  besondera  das  mittelalterliche  Braun- 
schweig eine  Stadt,  welche  wichtig  genug  erscheint,  dass  man 
die  erforderliche  Mühe  auf  eine  solche  Arbeit  verwende.  Unter 
den  niedersächsischen  Städten  nahm  sie  unstreitig  eine 
hervorragende  Stellung  ein:  erlangte  sie  doch  zu  den 
Zeiten  der  Hansa  Rang  und  Bedeutung  eines  Vororts.  Und 
wenn  Braunschweig  auch  formelP)  sich  nie  zur  Reichsstadt 
emporgeschwungen,  sondern  immer  unter  der  Herrschaft 
der  weifischen  Herzoge  gestanden  hat,  wir  sehen   es  wenigstens 


*)  Wenigstens  ist  der  reichsstädtische  Charakter  Braunsohweigs,  so 
weit  wir  sehen  können,  nie  allgemein  anerkannt  worden.  Sonderbarer 
Weise  scheint  im  15.  Jahrhundert  eine  gewisse  Unsicherheit  geh^rsoht 
zu  haben,  ob  Braunschweig  als  Beiohs-  oder  Territorialstadt  zu  betrachten 
sei.  Reichstagsakten  Bd.  YIII.  S.  107.  Zeile  29  ff.  bemerkt  Kerler:  „Städte 
luUnlioh,  welche  sich  als  reichsunmittelbar  gegen  die  Zugriffe  der  Territorial- 
fürsten  zu  behaupten  suchten  (z.  B.  Braunschweig),  beriefen  sich  mit  Nach- 
druck darauf,  dass  sie  in  die  Matrikel  von  1422  neben  Städten,  deren  Beichs- 
unmittelbarkeit  nicht  bestritten  wurde,  eingesetzt  seien.'*  Damit  mag 
E.-T.-A.  IX,  S.  272,  Anm.  1  verglichen  werden,  wo  die  Bereitwilligkeit 
Braunschweigs,  Reichskriegsteuer  zu  zahlen,  dadurch  erklärt  wird,  dass  die 
Stadt  bei  ihren  Kämpfen  um  Unabhängigkeit  von  den  Herzogen  den  un- 
mittelbaren Zusammenhang  mit  der  Eeichsgewalt  mehr  und  mehr  habe 
befestigen  wollen.  Am  8.  Dez.  1425  richtete  Kaiser  Sigismund  einen  Brief 
an  „burgermeister  und  rat  der  stat  zu  Brftnswig  unsere  und  des  richs  liebe 
getrften''  (R.-T.-A.  Vin,  4d6,  Z.  38)  und  zu  gleicher  Zeit  einen  solchen  an 
die  freie  und  Reichsstadt  Strassburg  mit  fast  gleichlautender  Adresse:  „den 
ersamen  meister  und  rate  der  stat  zfi  Straspurg  unsem  und  des  richs  lieben 
getrewen."  (1.  c.  Z.  25.)  Auch  ein  Brief  Sigismunds  vom  11.  Nov.  1430 
geht  an  „bfirgermeister  und  rat  der  stat  Brunschwig  unsem  und  des  richs 
lieben  getrewen.  (R.-T.-A.  IX,  S.  490,  Z.  4  ff.)  —  In  schroffem  Widerspruch 
mit  diesen  Stellen  steht  dagegen  ein  Gontingentsverzeichniss  von  1422,  wo 
wir  lesen:  „Bemhart  und  Wilhelm  von  Brunswig  mit  iren  steten  nemlich 
Brunswig  und  Lüneburg  etc."  (R.-T.-A.  VIII,  158,  Z.  24). 
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im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  schon  die  meisten  wesentlichen 
Hoheitsrechte,  wie  Besteuerung,  Zölle,  Münze  und  Vogtei  in 
festem  Besitze  haben.  Seine  wahre  Macht  unterschied  sich  also 
damals  von  der  einer  Reichsstadt  fast  gar  nicht.  Ereilich 
erreichte  Braunschweig  diese  seine  höchste  Blüte  erst  nach  der 
Zeit,  auf  die  unsre  Abhandlung  sich  beschränken  wird,  und  deren 
Anfangs-  und  Endpunkt  die  Jahre  1227  und  1374  bezeichnen 
mögen;  auch  kann  man  nicht  sagen,  dass  für  diesen  Abschnitt 
der  Finanzgeschichte  genannter  Stadt  die  Quellen  sehr  reich- 
lich flössen,  zumal  da  recht  empfindliche  Lücken  sich  geltend 
machen.  Dennoph  aber  haben  wir  die  zeitlichen  Grenzen  der 
Aufgabe  so,  wie  es  oben  angegeben,  nicht  ohne  die  begründetste 
Absicht  bestimmt  Im  Anfang  der  Periode  tauchen  die  ersten 
Spuren  des  Bestehens  öffentlicher  Stadthaushaltung  auf,  be- 
deutungsvolle Phasen  in  der  Entwicklung  ihrer  Organisation 
schliessen  sich  daran;  die  wichtigsten  Erwerbungen  von  Ein- 
künften und  ertragsfähigen  Bechten  werden  seit  ungefähr  1300 
angebahnt  und  zum  Teil  schon  vor  1374  vollendet,  die  ersten 
Kämmereirechnungen,  verstümmelte,  vne  auch  vollständige,  fallen 
in  die  zweite  Hälfte  unseres  Zeitraums :  kurz  wir  finden  hier  die 
erkennbaren  Anfänge,  die  Grundlage  der  Finanzverwaltung  der 
Stadt  Braunschweig.  Abgeschlossen  wird  diese  Zeit  durch  den 
grossen  Gildenaufstand  von  1374,  der  zum  wesentlichen  Teil  als 
eine  Folge  ärgster  Zerrüttung  der  öffentlichen  Wirtschaft,  her- 
vorgerufen durch  das  Zusammenwirken  äussern  Unglücks  und 
innerer  Missstände  sich  darstellt.  Welche  Bahnen  nach  dem 
grossen  Aufstande  die  finanziellen  Verhältnisse  Braunschweigs 
einschlugen,  darauf  einzugehen  muss  einer  spätem  Arbeit  vor- 
behalten bleiben. 

Bei  den  neuem  Arbeiten  über  die  Geschichte  der  alten 
Weifenstadt  hat  man  den  mittelalterlichen  Stadthaushalt  keines- 
wegs unberücksichtigt  gelassen.  Dürre  hat  in  seiner  „Geschichte 
der  Stadt  Braunschweig  im  Mittelalter"^)  ihrer  Finanzverwaltung 
ein  besonderes  KapiteP)  gewidmet,  in  welchem  er  zunächst  die 
Einnahmen  des  Rates,  sodann  seine  Ausgaben,  schliesslich  die 
städtischen  Finanzbeamten  behandelt.  Doch  beziehen  sich  Dürre's 
Ausfühmngen  in  diesem  Kapitel  fast  nur  auf  den  Anfang  des 


>)  Brannschweig  1861  und  Wolfenbüttel  1875. 
«)  S.  314—347. 
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16.  Jahrhunderts,  geben  uns  also  einen  Durchschnitt  ohne  aus- 
reichende Anknüpfung  an  die  vorhergehende  und  die  nachfolgende 
Entwicklung.  Es  ergab  sich  für  Dürre  diese  Beschränkung  aus 
dem  geringen  umfange  des  ihm  vorliegenden  Materials,  ein  Nach- 
teil, der  es  auch  schwierig  oder  unmöglich  machte,  mehrere 
Hauptpunkte  genügend  klar  zu  stellen.  Der  genannte  hat  für 
seine  Arbeit  die  eigentlichen  Rechnungen  weder  für  das  14.  noch 
fiir  das  15.  Jahrhundert  herangezogen,  vielleicht  weil  ihr  Vor- 
handensein, als  er  sein  Werk  schrieb,  noch  allzu  wenig  oder  gar 
nicht  bekannt  war.  Die  grosse  Finanzreform,  die  am  Ende  des 
14.  Jahrhunderts  in  Braunschweig  durchgeführt  wurde  und  schon 
ausserhalb  des  Bahmens  unsrer  Betrachtung  fällt,  hat  Dürre 
allerdings  nicht  bei  Seite  liegen  lassen,  da  der  klassische  Bericht 
über  dieselbe,  die  heimliche  Rechenschaft,  bereits  sehr  lange 
bekannt  ist.  Ein  einheitliches  Bild  von  dieser  Reform  können 
wir  aber  aus  seinem  Werke  nur  mit  Mühe  gewinnen;  denn  die 
einzelnen  Nachrichten  der  heimlichen  Rechenschaft  über  That- 
sachen,  Vorgänge  und  Zustände  hat  jener  für  seine  Zwecke  von 
einander  getrennt,  indem  er  sie  bald  nach  chronologischen,  bald 
nach  sachlichen  Rücksichten  mit  anderm  Stoff  vermischte.  Sehr 
verdienstlich,  wenn  auch  nicht  in  allem  unbestreitbar,  sind  die 
Zusammenstellungen  Dürre's  über  die  mannichfachen  Erwerbungen 
der  Stadt.  ^)  —  Auch  Hänselmann,  dem  wir  die  Erschliessung 
so  mancher  Schätze  des  Braunschweiger  Archivs  verdanken,  hat 
die  Bedeutung  der  Geschichte  des  Stadthaushaltes  wohl  zu 
schätzen  gewusst,  und  er  hat  nun  vor  allem  auf  die  Wichtigkeit 
der  Stadtrechnungen  hingewiesen,  diese  so  zu  sagen  neu  entdeckt. 
Sehr  häufig  hat  er  in  den  Anmerkungen  in  seiner  Ausgabe  der 
Braunschweigischen  Chroniken  ^)  zur  Erläuterung  die  Rechnungen 
herangezogen,  Namentlich  in  den  Noten  zur  heimlichen  Rechen- 
schaft •)  und  zum  Gedenkbuch  Hans  Porners.*)  Er  eröffnete 
uns  auch  klare  Einblicke  in  gewisse  Perioden  der  städtischen 
Verwaltung:  dahin  gehört  die  Kritik  der  Finanz  Verwaltung  durch 
den  patricischen  Rat  vor  dem  Aufstande  von  1374,^)  dahin  die 
Schilderung  der  Verhältnisse  und  des  Geistes,  die  zum  Beginn 


1)  S.  285-295;  8.  348  ff. 

*)  Chron.  Bd.  VI:  Braunschweig,  Bd.  I,  1868. 

•)  Chron.  VI,  8.  121-207. 

*)  ikid ,  8.  209-281. 

«)  ibid.,  namentlioh  8.  319—330. 
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und  zur  glücklichen  Vollendung  des  grossen  Beorganisations- 
Werkes  führten.  ^)  Die  Entwicklung  der  Weinschanksgerechtsame 
in  Braunschweig  hat  Hänselmann  in  einem  besondern  Aufsatze  *) 
behandelt,  den  wir  ebenso  berücksichtigen  müssen,  wie  auch  seine 
Darstellung  „Braunschweig  im  täglichen  Kriege  des  Mittelalters^S') 
Ferner  gewährt  uns  die  Einleitung  desselben  Verfassers  zum 
1.  Bande  der  Chroniken  dieser  Stadt  ^)  für  unsem  Zweck 
mancherlei  Aufschluss  über  die  grundlegenden  Verhältnisse. 
Kurz  in  jeder  Hinsicht  ist  der  folgende  Versuch  auf  Hänsel- 
manns Arbeiten  aufzubauen.*) 


')  ibid.,  S.  123-132. 

')  Werkstücke,  gesammelte  Stadien  und  Vortrage  zur  Braonschwei- 
gisohen  Geschichte,  Wolfenbüttel  1887,  Bd.  L,  S.  273—306. 

»)  Werkstücke  I.  S.  56—131. 

*)  Chron.  VI.  S.  Xm-XXXV. 

')  Erst  als  diese  Abhandlung  schon  vollendet  war,  kam  dem  Verf. 
V.  Kostanecki's  Arbeit  „der  öffentliche  Credit  im  Mittelalter.  Nach  Urkunden 
der  Herzogtümer  Braunschweig  und  Lüneburg.  Leipzig  1889*',  zu  Gesicht. 
In  dem  IV.  Abschnitt  der  letzem,  welcher  über  den  städtischen  Credit 
handelt,  geht  y.  K.  auch  auf  den  öffentlichen  Credit  der  Stadt  Braunsohweig 
ein.  Da  indessen  nur  wenige  Bemerkungen  v.  K.'s  in  das  Gebiet  der  vor* 
liegenden  Abhandlung  fallen,  und  dieses  wenige  nicht  über  das,  was  bisher 
schon  bekannt  war,  hinausgeht,  so  lag  keine  Veranlassung  vor,  v.  K.'s  Arbeit 
im  Texte  zu  berücksichtigen. 
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L  Die  Clnellen  zur  (reschiclite  der  Finanz- 
Verwaltung  Brannschweigs  bis  zun  Jahre  1374. 


Wenn  in  einem  kurzen  Überblicke  die  Quellen  für  die 
Finanzgeschichte  Braunschweigs  in  dem  gewählten  Zeitraum 
betrachtet  werden  sollen,  ist  es  zunächst  unumgänglich  notwendig, 
die  wichtigsten  historischen  Verhältnisse  zu  erwähnen,  welchen 
jene  Quellen  —  es  sind  fast  ohne  Ausnahme  Urkunden  und 
amtliche  Aufzeichnungen  —  ihr  Dasein  verdanken,  und  von 
denen  man  sich  bei  der  Einteilung  derselben  leiten  lassen  muss. 
Fünf,  keineswegs  gleichzeitig  entstandene  Weichbilde  machten 
in  ihrer  Vereinigung  die  Stadt  Braunschweig  des  spätem  Mittel- 
alters aus:  die  Altstadt,  der  Hagen,  die  Neustadt,  die  Altewik 
und  der  Sack.  Die  hier  gewählte  Eeihenfolge  giebt  uns  die 
Abstufung  in  der  Bedeutsamkeit  der  Weichbilde  an;  bei  chrono- 
logischer  Ordnung  würde  der  Altenwik  der  erste  Platz  gebühren: 
sie  wird  urkundlich  zuerst  im  Jahre  1031  erwähnt,  während  das 
zuletzt  entstandene  Weichbild,  der  Sack,  erst  im  13.  Jahrhundert 
sich  entwickelt  hat.  Den  Herzogen  gegenüber  standen  diese 
fünf  Weiohbilde  nicht  alle  auf  gleicher  Stufe,  Denn  im  Gegen- 
satz zu  Altstadt,  Hagen  und  Neustadt  zahlten  die  Bewohner 
der  Altenwik  und  des  Sacks  wahrscheinlich  bis  gegen  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  eine  bald  Schoss  bald  Bede  genannte  Steuer 
an  die  Herzoge,  die  auf  eine  besonders  grosse  Abhängigkeit  der 
beiden  letztgenannten  Weichbilde  hinweist,  eine  Abhängigkeit, 
welche  eine  scharfe  Trennung  dieser  von  den  übrigen  dreien 
begründete.  So  kam  es,  dass  im  Jahre  1269  Altstadt,  Hagen 
und  Neustadt  allein  dahin  sich  vertrugen,  für  gemeinsame  An- 
gelegenheiten einen  gemeinen  Kat  mit  gemeiner  Finanzverwaltung, 
der  gewisse  Einnahmen  zufliessen  sollten,  ins  Leben  zu  rufen. 
Ganz  allmählich  wurden  auch  Altewik  und  Sack,  indem  die 
Herzoge  ihre  dortigen  Rechte  und  Hebungen,   vor   allem  jene 
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Bede,  den  drei  verbundenen  Weichbilden  verpfändeten,  in  die 
Einigung  dieser  hineingezogen.  Hier  rangen  sie  sich,  wenn  auch 
langsam,  von  einer  rein  unterthänigen  Stellung  zu  einer  gewissen 
Mitregierung,  zur  Teilnahme  am  gemeinen  Bat  empor.  ^) 

Doch  kann  es  jetzt  nicht  unsre  Aufgabe  sein,  die  eben  kurz 
angedeutete,  mit  dem  Jahre  1345  im  wesentlichen  abschliessende 
Entwicklung  genauer  zu  verfolgen,  wir  müssen  vielmehr  zu  der 
Übereinkunft  von  1269  zurückkehren.  Vor  derselben  gab  es  nur 
die  fünf  Weichbildsfinanzverwaltungen  unverbunden  neben  ein- 
ander, soweit  damals  überhaupt  jedes  Weichbild  diesen  Zweig 
der  Verwaltung  ausgebildet  hatte;  nach  der  Einigung  indessen 
finden  wir  neben  den  weiter  bestehenden  Einzelverwaltungen  die 
gemeine  Finanzverwaltung,  anfangs  fireilich  nur  für  Altstadt, 
Hagen  und  Neustadt,  die  ihr  zu  Gunsten  auf  gewisse  Gheschäfte 
und  Einnahmen  verzichteten,  bald  aber  auch  für  Altewik  und 
Sack  von  Bedeutung.  Der  so  dargelegte  Gegensatz  zwischen 
der  Zeit  vor  und  nach  1269  ist  hinsichtlich  der  Einteilung  der 
Quellen  massgebend:  zu  der  einen  Gruppe  des  Materials,  die  nur 
die  einzelnen  Weichbilde  angeht,  kommt  mit  dem  genannten 
Jahre  eine  zweite,  aus  der  wir  die  Einanzverwaltung  der  ge- 
meinen Stadt  kennen  lernen.  Darum  müss  jener  Zeitpunkt  einen 
Einschnitt  in  unsrer  Quellenbetrachtung  bedeuten. 

Aus  der  Periode  vor  der  so  sehr  zu  betonenden  Über- 
einkunft ist  nun  aUerdings  für  unsem  Zweck  nur  ganz  wenig 
erhalten:  es  sind  ein  paar  Urkunden  Ottos  des  Kindes,  bis  audf 
eine  im  Original  vorliegend,  aber  nicht  alle  von  unbestrittener 
Achtheit  oder  sicherer  Datirung;  dazu  gesellen  sich  zwei  gleich- 
falls im  Original  erhaltene  Abtsurkunden,  deren  eine  auch  als 
Copie  im  ersten  Degedingbuche  des  Hagens  sich  findet,  sowie 
ein  in  das  erste  Altstädter  Degedingbuch  aufgenommener  Vertrag. 
Das  ist  alles,  was  aufgeführt  werden  kann. 

Indem  wir  deshalb  zu  den  Quellen  aus  der  2ieit  nach  1269 
fortschreiten,  wollen  wir  zunächst  diejenigen  erwähnen,  aus  denen 
man  über  die  Einanzverwaltung  der  einzelnen  Weichbilde  bis 
1374  Aufschluss  erhält.  Die  Zahl  der  heranzuziehenden  Urkunden 
ist  gering,  beträgt  kaum  mehr  als  zehn;  meist  sind  es  solche, 
die  von  geistlichen  Stiftern  ausgestellt  wurden,  sie  betrefien 
gewöhnlich   Altstädter   oder   auch   Hägener   Erwerbungen   oder 


>)  Ausfiihrlichere  Darstellung  dieser  Yerhältnisse  in  der  Einleitung  zu 
Chron.  VI. 


Digitized  by  V^OOQIC 


10 

Verkäufe.  In  weit  grösserem  Umfange  muss  man  sich  jetzt  auf 
die  Degedingbiicher  stützen,  indem  hier  nicht  nur  zwischen 
Dritten  getroffene  Abmachungen,  sondern  auch  die  Weichbilds- 
räte selbst  angehende  eingeschrieben  wurden.  Sehr  viel  bieten 
besonders  das  erste  und  das  zweite  Degedingbuch  der  Altstadt, 
von  denen  dieses  mit  dem  Jahre  1345  an  die  Stelle  jenes  tritt, 
viel  auch  das  erste  des  Hagen;  letztres  schliesst  wie  auch  das 
für  uns  weit  weniger  ergiebige  erste  Degedingbuch  des  Sacks 
erst  lange  nach  1374  ab.  Nur  bis  1330  haben  wir  das  erste 
Degedingbuch  der  Neustadt  zu  berücksichtigen,  dann  wird  es, 
während  das  zweite  ganz  bei  Seite  gelassen  werden  kann,  ersetzt 
durch  das  sogenannte  Bechtsbuch  dieses  Weichbildes,^)  das  uns 
vom  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  bis  gegen  Ende  desselben 
begleitet  und  ausser  einer  Anzahl  von  Statuten  auch  mehrere 
Eintragungen  finanzieller  Art  namentlich  über  Verkäufe  enthält. 
Für  die  Altewik  liegt  aus  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Zeit  kein  Degedingbuch  vor;  in  Folge  dessen  ist  unser  Wissen 
von  der  dortigen  Finanzverwaltung  ein  ganz  besonders  spärliches. 
Als  älteste  Spur  umfassenderer  finanzieller  Aufzeichnungen, 
die  rein  im  Interesse  der  Einzelhaushalte  der  Weichbilde  ge- 
macht wurden,  und  zu  denen  vor  allem  Kämmereirechnungen 
letzterer  gezählt  werden  müssen,  ist  ein  in  lateinischer  Sprache 
abgefasstes,  undatirtes  Verzeichniss  anzusehen.  Dieses  nimmt 
anderthalb  Seiten  im  ersten  Degedingbuche  der  Altstadt  ein  *) 
und  stammt  in  seinen  frühesten  Bestandteilen,  wie  aus  der 
Gleichheit  der  Schrift  einiger  später  hinzugekommenen,  auf 
JRasur  stehenden  Posten  mit  der  datirter  Eintragungen  in  dem- 
selben Buche  hervorgeht,  noch  aus  der  Zeit  vor  1313,  ist  aber 
sicherlich  erst  nach  1300  angelegt.  Seine  jetzige  Gestalt  hat  es 
im  wesentlichen  zwischen  1313  und  1320  erhalten.  In  diesem 
Verzeichniss  finden  wir  Zinsposten  zusammengetragen,  welche 
die  Bäte  in  der  Altstadt,  dem  Hagen  und  der  Neustadt  alljähr- 
lich an  gewisse  Personen  oder  Kirchen  zu  zahlen  hatten.  Es 
handelt  sich  hierbei  im  allgemeinen  um  ablösltche  Beuten,  indem 
zu  Anfang  jeder  der  drei  Abteilungen  unsres  Verzeichnisses 
festgesetzt  wird,  mit  wie  viel  Mark  Kapital  jeder  Bat  eine  Mark 


■)  Dürre  bezeichnet  das  Beohtsbuch  der  Neustadt  als  erstes  Degeding^ 
baoh  dieses  Weichbüdes  und  in  Folge  dessen  das  erste  Degedingbnch  als 
sweites. 

>)  fol  68>  und  69. 


Digitized  by  V^OOQIC 


11 

Zins  wiederkaufen  könne,  indessen  kommt  auch  eine  Leibrente 
vor.  Die  drei  Abteilungen  sind  verschieden  lang:  die  längste 
ist  die  der  Altstadt,  die  kürzeste  die  der  Neustadt. 

Sowohl  was  den  Umfang  als  die  Mannigfaltigkeit  des  Inhalts 
angeht,  wird  dieses  Stück  von  der  zweiten  hier  zu  besprechenden 
Aufzeichnung  weit  übertroffen.  Letztere  ist  uns  im  Rechtsbuoh 
der  Neustadt  auf  fol.  65  ^  bis  fol  75  aufbewahrt.  Sie  charakterisirt 
sich  als  ein  vollständiges  Verzeichniss  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Bates  der  Neustadt  an  ewigen  und  rückkäuflichen 
Zinsen,  eine  Zusammenstellung,  wie  sie  uns  später,  jedoch  nicht 
mehr  vor  1374,  noch  häufiger  unter  dem  Namen  Tinsbok 
begegnet.^)  Die  Einnahmen  stehen  voran:  zunächst  die  nach 
Strassen  geordneten  unablöslichen  und  ablöslichen  Zinse,  die 
der  Aat  von  Häusern  und  Gärten  bezieht,  dann  die  ihm  alljähr- 
lich als  Miete  für  die  Verkaufsstätten  im  Gewandhause  und  die 
Brot-  und  Fleischscharren  zufliessenden  Einkünfte.  Die  Ausgaben 
zerfallen  in  Zinszahlungen  an  Geistliche  und  geistliche  Stifter,  welche 
sich  aus  verschiedenen  Rechtsansprüchen  herleiten,  und  in  die 
vom  Bat  verkauften  Leibgedinge  und  rückkäuflichen  Beuten.  Sehr 
viele  Posten,  namentlich  unter  den  Einnahmen,  sind  durchstrichen, 
auch  Basuren  finden  sich  oft;  Nachträge  sind  mehrfach  hinzugefügt, 
der  erste  derselben  stammt  nach  seiner  Datirung  aus  dem 
Jahre  1354.  Da  das  Zinsbuch  selbst  nicht  datirt  ist,  so  kann 
man  wenigstens  aus  diesem  Nachtrage  schliessen,  dass  es  in 
seiner  ursprünglichen  Gestalt  vor  1364  abgefasst  worden  ist 
Andrerseits  verbieten  die  klare  und  zweckmässige  Kapitel- 
anordnung, weniger  der  Umstand,  dass  das  Lateinische  hier 
durch  das  Niederdeutsche  verdrängt  ist,  ein  weites  Zurück- 
schieben der  Abfassungszeit.  Aus  der  Schrift  kann  man  kaum 
einen  sicheren  Schluss  ziehen:  datirte  Stücke  von  der  gleichen 
Hand  sind  im  Bechtsbnche  der  Neustadt  in  ziemlicher  Anzahl 
anzutreffen,  die  ältesten  derselben  gruppiren  sich  um  das  Jahr 
1310  herum,  das  jüngste  fällt  ins  Jahr  1331. 

Wirkliche  Kämmereirechnungen  eines  Weichbildes  sind 
zuerst  aus  den  Jahren  1354  und  1355  erhalten;  zugleich  sind 
diese    die  einzigen,  welche  für   unsre   ganze  Periode  vorliegen. 


0  So  das  Zintbnoh  der  Altstadt  von  1378  nnd  die  Zinsbücher  aller  fünf 
Wei<^büde  von  1398  und  1402. 
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Sie  finden  sich  in  einer  28  Blätter  umfassenden  Papierhandschrift, 
in  der  vier  Rechnungen  vereinigt  sind:  diejenigen  der  Altstadt 
und  der  gemeinen  Stadt  von  1354,  dann  die  gleichen  von  13oö. 
Die  Titelseite  der  Altstädter  Rechnungen  trägt  ein  grosses, 
verziertes  A  (antiqua  civitas),  die  der  gemeinen  Rechnung  von 
1354  ein  entsprechendes  C  (communis  civitas),  welches  bei 
derjenigen  von  1355  fehlt.  Alle  diese  vier  Stücke  sind  von  ein 
und  derselben  Hand  geschrieben  und  in  lateinischer,  ab  und  an 
mit  niederdeutschen  Brocken  untermischter  Sprache  verfasst. 
In  beiden  Altstädter  Rechnungen  —  die  der  gemeinen  Stadt 
sind  erst  später  genauer  zu  betrachten  —  gehen  die  Ausgaben 
den  Einnahmen  voran,  nur  ein  Kapitel  jener  steht  in  ihnen  ganz 
am  Schluss:  es  ist  das  der  Aufwendungen  für  Ankauf  vor- 
nehmlich von  Häuserzinsen.  Ausser  diesem  Kapitel  sind  die 
Ausgaben  nur  noch  in  die  Rubrik  der  Leibrentenzahlungen  und 
in  die  der  sämmtlichen  übrigen  Ausgaben  geteilt.  Letztere  ist 
die  umfangreichste  in  jeder  der  beiden  Rechnungen,  die  in  ihr 
zusammengetragenen  Posten  scheinen  nach  chronologischem 
Princip  geordnet  zu  sein.  Was  die  Einnahmen  anbetrifft,  so 
sind  auch  diese  in  drei  Kapitel  eingeteilt:  die  Einnahmen  an 
Zinsen  vom  Weichbildsgut,  die  Einkünfte  aus  dem  Verkauf  von 
Renten  und  die  Rubrik,  unter  der  alle  übrigen  Einnahmen  ver- 
einigt sind.  Am  Schluss  jeder  Seite  und  jeden  Kapitels  sind, 
jedoch  nicht  ganz  ohne  Ausnahme,  die  Gesammtsummen  der 
aufgeführten  Posten  angegeben,  ferner  finden  wir  auch  in  beiden 
Rechnungen  die  löbliche  Absicht,  das  Facit  aller  Ausgaben  zu 
ziehen,  die  indessen  nur  unvollkommen  zur  Ausfuhrung  gelangt ; 
bei  den  Einnahmen  ist  etwas  ähnliches  gar  nicht  versucht,  so 
dass  von  Aufstellung  einer  Bilanz  keine  Rede  sein  kann.  Zu 
Beginn  der  so  gestalteten  Rechnungen  der  Altstadt  sind,  was 
endlich  noch  bemerkt  werden  mag,  die  Namen  der  beiden 
Kämmerer  dieses  Weichbildes  genannt. 

Unter  den  Quellen  für  die  Geschichte  des  öffentlichen 
Haushalts  der  gemeinen  Stadt  zwischen  1269  und  1374  sind 
zuerst  wieder  die  Urkunden  zu  nennen;  sie  sind  in  nicht 
unbetröchtlicher  Anzahl  bei  diesem  Teile  unsrer  Arbeit  zu  berück- 
sichtigen und,  wenn  auch  über  die  ganze  Periode  zerstreut,  doch 
besonders  reichlich,  wie  es  ja  natürlich  ist,  aus  den  letzten  Jahr- 
zehnten derselben  vorhanden.  Bei  weitem  die  meisten  sind 
Verpfandungsurkunden  oder  Schuldbescheinigungen  der  Herzoge, 
welche  ziemlich  vollzählig  in   dem   Sudendorf  sehen   Urkunden- 
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buche  ^)  Aufnahme  gefunden  haben.  Hierzu  gesellen  sich  seit 
1342  eine  Menge  von  Eintragungen  im  ersten  Gedenkbuche. 
Dieses  ist  für  die  gemeine  Stadt  von  gleichem  Werte,  wie  für 
die  Weichbilde  die  Degedingbücher  und  enthält  viele  Abmachungen 
und  Bestimmungen,  manche  kurze  Bemerkungen  und  längere 
Berichte,  die  in  das  Gebiet  der  gemeinen  Finanzverwaltung 
fallen.  Die  Kenntniss  der  letztern  lässt  sich  gelegentlich  auch 
aus  dem  oben  bereits  erwähnten  Bechtsbuche  der  Neustadt 
erweitem. 

Wie  von  den  Rechnungen  der  Weichbilde,  so  sind  von 
denen  der  gemeinen  Stadt  aus  der  bezeichneten  Periode  nur 
noch  traurige  Beste  übrig.  Der  älteste  dieser  Beste  ist  ein 
Fragment  aus  dem  Jahre  1331,  erhalten  auf  einem  langen, 
schmalen  Pergamentblatte.  Auf  der  Bückseite  desselben  sieht 
man  an  einigen  Stellen  unleserliche  Schriftzüge,  die  aus  spätrer 
Zeit  zu  stammen  scheinen,  die  Vorderseite  zeigt  in  der  Schmal- 
seite des  Blattes  parallel  laufenden  Zeilen  eine  Beihe  von  Aus- 
gabeposten. Diese  Ausgaben  machten,  einer  einleitenden  Be- 
merkung zufolge,  im  Jahre  1331  die  Batsherm  Braunschweigs, 
womit  nur  der  gemeine  Bat  bezeichnet  sein  kann.  Eine  Ein- 
tdlung  der  sehr  verschiedne  Gebiete  berührenden  Posten  —  im 
ganzen  sind  es  69  —  ist  nicht  vorhanden,  eben  so  wenig  ist  eine 
Gesammtsumme  gezogen.  Zur  nähern  Besprechung  wird  der 
Inhalt  erst  im  Hauptteile  gelangen.  *) 

An  die  Schilderung  des  Stückes  von  1331  muss  hier  unmittel- 
bar die  der  gemeinen  Eämmereirechnungen  von  1354  und  1355 
gereiht  werden,  da  aus  der  Zwischenzeit  nichts  derartiges 
erhalten  ist.  Die  enge  äusserliche  Verbindung  und  Verwandt- 
schaft jener  beiden  Bechnungen  mit  denen  der  Altstadt  aus  den- 
selben Jahren  war  oben  bereits  betont  worden,  im  übrigen  aber 
fehlt  es  nicht  an  durchgreifenden  Unterschieden  zwischen  letztem 
und  den  erstgenannten.  Vor  allem  ist  zu  bemerken,  dass,  während 
die  Altstädter  Bechnungen  sowohl  Ausgaben  als  Einnahmen 
enthalten,  in  denen  der  gemeinen  Stadt  nur  Ausgaben  sich  finden. 
Von  diesen  nehmen,  wie  dort,  die  in  sachlicher  Hinsicht  bunt 
durcheinander  gewürfelten  Posten  den  meisten  Platz  ein,  sind 
indessen  nicht  in  ununterbrochener  Beihe  aufgeführt,  sondern  Jn 


1)  Sndendorf,  ürkandenbnch  znr  Geschichte  der  Herzogfe  von  Brann- 
Bchweig  und  Lüneburg  und  ihrer  Lande,  11  Bde.,  Hannover  1869—1 
<)  cf.  II.  cap.  8. 
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mehreren  von  einander  getrennten  Stücken.  Chronologische 
Ordnung  kann  ihnen  höchstens  1354  zu  Grunde  liegen.  Ein 
eignes  Kapitel  ist  den.  Ausgaben  an  Leib-  und  rück  käuflichen 
Renten  eingeräumt ,  ebenso  dem  Sold  für  die  bewaflhete 
Mannschaft  sammt  den  Kosten  für  die  Unterhaltung  und 
Miete  der  Pferde;  die  Aufwendungen,  welche  der  Ersatz 
von  Pferdeschaden  erforderte,  sind  nur  in  der  Bechnung 
von  1354  in  einer  besondern  '  Rubrik  vereinigt.  Schliess- 
lich haben  auch  einige  im  Pfandbesitz  der  Stadt  befind- 
liche Schlösser  in  beiden  Rechnungen  eigene  Kapitel  erhalten, 
wo  die  mannigfaltigen  Ausgaben,  die  Verwaltung  und  Nutzbar- 
machung dieser  Schlösser  mit  sich  brachten,  zusammengetragen 
worden  sind.  Mehrere  Inconsequenzen  der  so  sich  darstellenden 
Kapiteleinteilung  treten  schon  durch  das  gesagte  zu  Tage ;  dazu 
kommt  nun  aber  noch,  dass  die  Grenzen  zwischen  den  Misch- 
rubriken und  den  speciellen  Kapiteln  durchaus  fliessende  sind, 
denn  manche  Ausgaben,  die  eigentlich  in  eins  der  letztern  hinein- 
gehören, haben  in  einer  der  erstem  ihren  Platz  gefunden.  Am 
Ende  jeder  Rubrik,  in  der  Regel  am  Ende  einer  Seite,  zuweilen 
auch  am  Schluss  grösserer  Abteilungen  ist  das  Facit  angegeben ; 
ferner  hat  man  die  Gesammtsumme  der  Ausgaben  des  betreffenden 
Jahres  zu  ziehen  versucht,  doch  ist  es  dabei  nicht  anders  gegangen, 
wie  in  den  Altstädter  Rechnungen:  auf  die  gefundenen  Summen 
folgen  noch,  namentlich  1356,  eine  ganze  Anzahl  nicht  mit  ein- 
gerechneter Aufwendungen.  Die  Rechnung  von  1355  ist  uns 
nur  unvollständig  überkommen.  Das  erhellt  zunächst  daraus, 
dass  bei  Aufstellung  der  Gesammtsumme  ein  Betrag  von  fast 
1000  Mark  mit  hineingezogen  wird,  von  dem  man  nicht  weiss, 
woher  er  kommt.  Sodann  fehlen  in  dem  uns  erhaltenen  Stück 
ungefähr  die  Hälfte  der  Leibrenten-  und  Weddeschatzzahlungen, 
wie  später  nachzuweisen  sein  wird.^)  Endlich  wird  unsere  Be- 
hauptung auch  durch  einen  Vergleich  der  Anfänge  der  beiden 
gemeinen  Rechnungen  erhärtet.  Während  die  von  1354  mit  den 
Namen  der  beiden  Kämmerer  gemeiner  Stadt  beginnt,  ist  dies 
bei  der  von  1355  nicht  der  Fall,  und  während  dort  der  erste 
Ausgabeposten  mit  imprimis  eingeleitet  ist,  wird  er  es  hier  durch 
das  auf  vorangehendes  hinweisende  item. 

Gemeine    Kämmereirechnungen    liegen   aus    unsrer  Periode 
nicht  weiter   vor,  die   nächsten  fallen  erst  in   den   Anfang   des 

0  cf.  n.  cap.  7. 
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16.  Jahrhunderte;  dagegen  ist  hier  noch  einer  andern  acten- 
mässigen  Quelle  rein  finanziellen  Inhalts  zu  gedenken,  weil  sie 
bereits  mit  1361  einsetzt.  Es  ist  das  iilteste  erhaltene  Wedde- 
schaizregister,  ein  starker  Pergamentcodex  in  Grossfolio,  der 
dazu  bestimmt  war,  über  den  Verkauf  ablöslioher  Renten  durch 
den  gemeinen  Bat  ausgestellte  Briefe  in  Abschriften  aufzunehmen. 
Freilich  wurde  dieses  Begister  erst  1396  angelegt,  geht  aber«  wie 
gesagt,  bis  1361  zurück  und  enthält  aus  der  Zeit  von  1361  bis 
1374  dreizehn  solcher'  Weddeschatzbriefe ;  ein  älteres  Wedde- 
schatzregister  hat  es  gegeben,  doch  ist  dasselbe  nicht  mehr  vor- 
handen. ^)  Copieen  von  früher  als  1374  ausgefertigten  Leib- 
rentenbriefen können  nicht  nachgewiesen  werden:  das  erste  der 
auf  uns  gekommenen  Leibgedingsregister,  welches  wahrscheinlich 
gleichfalls  1396  eingerichtet  wurde,  *)  beginnt  mit  Stücken  aus 
dem  Jahre  1392. 

Während  bisher  nur  von  Überresten  geschäftlichen  Materials 
die  Rede  war,  soll  endlich  noch  eine  mehr  in  das  Qebiet  der 
Chroniken  gehörige  Quelle  wenigstens  mit  einigen  Worten 
erwähnt  werden.  Wir  meinen  die  heimliche  Bechenschaft,  jene 
schon  verschiedentlich  genannte,  ohne  Frage  auf  bestem  amt- 
lichen Material  und  reicher  persönlicher  Erfahrung  beruhende 
Darstellung  der  Verwaltungsreform  in  Braunschweig  am  Ende 
des  14.  Jahrhunderts.  Über  Veranlassung,  Zeit  der  Abfassung 
und  den  Verfasser  der  heimlichen  Bechenschaft,  sowie  über  ihren 
rein  officiellen  Charakter  ist  alles  wesentliche  von  Hänselmann 
bereits  gesagt  worden.  *)  Für  diese  Arbeit  kommt  zunächst  der 
erste  Teil  jener  in  Betracht,  wo  die  starke,  plötzlich  eintretende 
Verschuldung  der  Stadt  kurz  vor  dem  Aufstande  und  ihre 
Ursachen  geschildert  werden,  dann  aber  auch  der  zweite,  in  dem 
bei  Besprechung  der  verschiedenen  Beformen  auch  die  vor 
Durchführung  der  letztern  bestehenden  Missbräuche  und  ün- 
voUkommenheiten  erörtert  werden.  Unmittelbarer  noch  als  die 
heimliche  Bechenschaft  klären  uns  über  den  Einfluss  der  finanziellen 
Verhältnisse  auf  den    Ausbruch    des   Aufstandes   einige   gleich- 


1)  Auf  dieses  ältere  Weddeschatzregister  wird  verwiesen  in  der  Heim- 
lichen Bechensohaft,  Teil  1.  £ap.  2  (Chron.  YL,  S.  136);  dort  ist  auoh  die 
Anm.  3.  za  vergleichen. 

')  S^ein  ÄnsBeres  stimmt  nämlich  vollständig  mit  dem  misres  Wedde- 
schatxregisters  überein;  in  beiden  ist  die  älteste  Hand  die  gleiche. 

»)  Ohren.  VL  S.  123-132, 
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falls  von  HänBelmaDn  gedruckte  Briefe  auf.  ^)  Dieselben  richteteh 
bald  nach  jenem  Ereignisse  teils  die  aufständischen  Gilden,  teils 
die  vertriebenen  Geschlechter  an  andere  Städte,  um  sich  selber 
zu  rechtfertigen  und  die  Gegner  anzuklagen.  Durch  Oombination 
dieser  von  entgegengesetzten  Standpunkten  aus  geschriebenen 
Briefe  wird  sich  manches  thatsächliche  feststellen  lassen. 

über  das  Münzwesen  der  Stadt  Braunschweig,  dessen  genaue 
Kenntniss  für  eine  recht  vollständige  und  fruchtbare  Ausnutzung 
des  geschilderten  Materials,  namentlich  der  Rechnungen  nicht  zu 
entbehren  ist,  sind  leider  noch  keine  eingehenden  Untersuchungen 
veröffentlicht:*)  so  ist  eine  Umrechnung  der  damaligen  Braun- 
schweigischen Münze  in  unsre  heutige  Beichsmünze  vorerst  nicht 
möglich.  Gerechnet  wird  in  den  aufgeführten  Quellen  einerseits 
nach  mark,  ferding,  lot  und  quentin^),  andrerseits  nach  pfund, 
Schilling  und  pfennig.  Bei  der  Aufstellung  von  Gesammtsummen, 
überhaupt  bei  Anführung  von  grössern  Beträgen  finden  wir  das 
Pfundsystem  regelmässig  auf  das  Marksystem  reducirt,  welch' 
letzteres  somit  in  der  Rechnung  den  ersten  Bang  einnahm.  Aus 
diesen  Beductionen  ergiebt  sich  für  die  Braunschweigische  Mark 
ein  Durchschnittswert  von  30  Schillingen,  ich  sage  ein  Durch- 
schnittswert, denn  in  Folge  der  zu  Anfang  jedes  Jahres  durch- 
geführten Münzumsetzung  ^)  war  bis  ins  15.  Jahrhundert  der 
£urs  der  Mark  zu  verschiedenen  Zeiten  des  Jahres  ein  ver- 
schiedener. Rechenfehler  kommen  in  unsern  Quellen  nicht  selten 
vor;  den  Grund  hiervon  werden  wir  einerseits  in  den  verwickelten 
Münzverhältnissen,  andrerseits  in  dem  ausschUeselichen  Gebrauch 
der  römischen  Ziffern  ^)  zu  sehen  haben.  Übrigens  sind  ja  solche 


')  ibid.  S.  346  bis  848  Anklagesohreiben  der  Vertriebenen  gegen  die 
Gilden;  S.  3ö0  und  351  AnkUgeschreiben  der  Gilden  gegen  die  Vertriebenen; 
S.  357  bis  361  Bechtfertigungsschreiben  der  Vertriebenen. 

*)  Das  einzige  Werk,  das  hier  erwähnt  werden  kann,  ist  ßode,  das 
iUtere  Münzwesen  der  Staaten  und  Städte  Niedersaohens,  Braunschweig  1847. 

*)  1  mark  »  4  ferding  »  16  lot  »  64  qnentin.  1  pfd.  =  20  Schill.  » 
240  pfenn. 

*)  Über  die  Mtinzumsetzung  im  Anfang  des  16.  Jahrh.  giebt  äusserst 
wertvolle  Aufschlüsse  das  leider  noch  nicht  herausgegebne  und  erklärte 
Münzbuch  Hans  Porners.  Zum  3.  Bde.  der  Braunschw.  Chron  wird  darüber 
eine  Beilage  Hänselmann's  zu  erwarten  sein.  cf.  Vorwort  zum  2.  Bde.  der 
Braunschw.  Chron.  (Chron.  XVL)  S.  V. 

^)  Erst  im  Anfang  des  15.  Jahrh.  finden  sich  in  den  Braunsohweiger 
Quellen  arabische  Ziffern  (3  und  4)  und  zwar  in  Vermischung  mit  römischen. 
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Irrtümer  ein  Charakterieticum  der  meisten  mittelalterlichen  Öe- 
rechnnngen,  ^)  so  dass  wir  uns  wundem  müssten,  wenn  sie  gerade 
im  Braunschweigischen  Material  fehlten.  Auf  eine  durchgreifende 
Berichtigung  derselben  sich  einzulassen,  würde  sehr  gewagt  sein, 
da  bei  unsrer  wie  gesagt  so  unvollkommenen  Kenntniss  des 
Münzwesens  Braunschweigs  wir  häufig  dort  einen  Rechenfehler 
erblicken  können,  wo  in  Wahrheit  gar  keiner  vorliegt. 


1)  So   mm    Beispiel  begegneten   sie   Koppmann  in   den   Hamburger 
Kämmereirechnungen ;  of.  Hamb.  K.  I.  S.  XXIIl. 


Ucuk,  FinaasgeBohiehta  der  Stadt  Braonaohweig.  2 
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n.  Die  Gresohichte  der  Finanzverwaltang 
Brannschweigs  bis  zum  Jahre  1374. 


1.  Die  Finanzverwaltang 
in  den  fOnf  Weiehbilden  BrannseliweigB  bis  1269. 

Über  die  Anfänge  einer  geregelten  Finanzverwaltung  der 
Stadt  Braunschweig  liegen  so  gut  wie  gar  keine  Überlieferungen 
vor.  Deshalb  können  wir  uns  nur  einen  höchst  ungenügenden 
Einblick  in  diese  Anfänge  verschaffen,  einen  Einblick,  der 
namentlich  auch  dadurch  erschwert  wird,  dass  firaunschweig, 
wie  oben  bereits  ausgeführt  wurde,  ^)  allmählich  zusammen- 
gewachsen ist  aus  verschiedenen,  zu  verschiedenen  Zeiten  ent- 
standenen und  verschiedenartigen  Teilen,  den  Weichbilden, 
und  wie  auf  andern  Gebieten,  so  haben  sich  auch  auf  dem  der 
Finanzverwaltung  die  fünf  Weichbilde  zunächst  in  vollständiger 
Trennung  von  einander  entwickelt,  wodurch  jedoch  nicht  aus- 
geschlossen ist,  dass  diese  erste  Entwicklung  in  den  rechtlich 
auf  wesentlich  gleicher  Stufe  stehenden  im  grossen  und  ganzen 
die  gleiche  gewesen  sein  kann.  Anders  allerdings  wird  sich  der 
öffentliche  Haushalt  in  der  Altstadt,  dem  Hagen  und  der  Neu- 
stadt in  seinen  Anfängen  ausgebildet  haben,  anders  im  Sack  und 
der  Altenwik,  welch*  letztere  ursprünglich  in  grundherrlicher 
Abhängigkeit  von  den  Herzogen  gestanden  haben;  ^)  vergeblich 
aber  werden  wir  uns  bei  der  UnvoUständigkeit  unsrer  Über- 
lieferung bemühen,  die  sämmtlichen  oder  auch  nur  die  wichtigsten 
Unterschiede  zwischen  diesen  beiden  hauptsächlichsten  Ent- 
wicklungsreihen festzustellen. 

Von  allen  Weichbilden  Brannschweigs  lässt  sich  zuerst  im 
Hagen    das   Bestehen   einer  Finanzverwaltung    nachweisen.     Es 


*)  cf.  S.  8. 

«)  cf.  Chron.  VI,  S.  XVHI.  und  XIX. 
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kommt  dafür  die  von  Hänselmann  ins  Jahr  1227  gesetzte 
Urkunde  Herzog  Ottos  des  Elindes  in  Betracht,^)  in  welcher  er 
dem  Hagen  alle  Rechte  und  Freiheiten  bestätigt,  die  demselben« 
wie  der  Aussteller  angiebt,  von  Anfang  seiner  Gründung  an 
Herzog  Heinrich  der  Löwe  zugestanden  habe.  Das  zweite  der 
aufgeführten  Privilegien  bestimmt  nämlich,  dass  die  Bürger  des 
Weichbildes  einen  aus  ihrer  Mitte  zum  Vogt  wählen  sollen,  der 
von  den  aufgenommenen  Gerichtseinkünften  ein  Drittel  der 
Herrschaft  abzuliefern  habe.  Die  übrigen  zwei  Drittel  werden 
dem  Weichbilde  zugewiesen,  damit  man  sie  für  dessen  Nutzen 
und  Bedürfnisse  verwende.  Hier  ist  demnach  sowohl  von  öffent- 
lichen, wiederkehrenden  Einnahmen  als  auch  von  öffentlichen,  aus 
diesen  Einnahmen  zu  bestreitenden  Ausgaben  die  Rede.  In 
Folge  dessen  sind  wir  berechtigt  zu  behaupten ,  dass  im  Hagen 
schon  seit  seiner  Gründung  durch  Heinrich  den  Löwen  eine 
Finanz  Verwaltung  des  Gemeinwesens,  zum  mindesten  Ansätze 
dazu  bestanden  haben.  Damit  ist  aber  auch  unser  Wissen  über 
diese  Verhältnisse  in  so  früher  Zeit,  in  der  zweiten  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts  erschöpft. 

Annähernd  in  die  gleiche  Zeit,  in  der  dem  Hagen  die 
Privilegien  Heinrichs  des  Löwen  neu  bestätigt  wurden,  fallen 
diejenigen  Urkunden,  welche  zuerst  die  Existenz  einer  f^nanz- 
Verwaltung  in  dem  bedeutendsten  Weichbilde,  der  Altstadt, 
bezeugen.     Zunächst  nämlich   enthält  das  von  Otto  dem  Eande 


1)  Hänaelmaan,  Urkandenbuob  der  Stadt  Braunschweig.  I.  fid. 
Statute  und  Rechtsbriefe;  Brauusohweig:  1873,  S.  2,  §  4.  —  Doebner,  die 
Städteprivil^en  Herzog  Otto  des  Kindes  etc.,  Hannover  1882,  S.  7,  will 
das  Privileg  für  den  Hageu  erst  nach  1286  setzen,  aus  Gründen,  denen 
unsrer  Ansicht  nach  die  Beweiskraft  fehlt  Von  diesen  Ghriinden  wird  der 
«weite,  dass  das  Siegel  den  Titel  dux  de  Bruneswic  und  nicht  princeps  et 
dominus  de  Lüneburg  aufweist,  von  Doebner  selbst  als  wenig  gewichtig 
hingestellt,  während  der  erste  von  der  kaum  haltbaren  Ansicht  ausgeht,  die 
Gemeinde  hätte  damals  die  ersten  Schritte  zur  Erlangung  der  Autonomie 
noch  nicht  zurückgelegt  gehabt  (cf.  über  die  Entwicklung  des  Hagen 
Ghron.  VI,  S.  XVI  und  XVII).  Andrerseits  ist  wohl  nicht  zu  längnen,  dass 
der  Bericht  der  Braunschweiger  Reimchronik  zum  Jahre  1227,  wonach  der 
Herzog  „gaph  den  borgeren  gnade  vil**,  sowie  die  Angabe  im  Privileg  der 
Wantachneider  im  Hagen,  Otto  das  Kind  habe  das  Recht  der  Wantschneider 
—  und  wohl  auch  die  übrigen  Rechte  des  Hagen  —  bestätigt,  „cum 
intraret  dvitatem",  sehr  starke  Stützen  für  Hänselmann's  Datirung  abgeben 
et  Br.-U.  I,  S.  1-8. 

2* 


Digitized  by  V^OOQIC 


der  Altstadt  erteilte  Recht  ^)  —  Hänselmann,  dem  wir  auch  hier 
uns  anschliessend  setzt  die  betreffende  Urkunde  gleichfalls  ins 
Jahr    1227  •)   —    zwei   in  jener  Hinsicht   belangreiche  Artikel. 


»)  Br.  ü.-ß.  I,  S.  3  fif.,  §§  4  u.  50.  ~  Von  der  frühem,  auch  von  Dürre 
S.  95  als  wahrscheinlich  bezeichneten  Annahme  Hänselmann's  (a.  a.  0.  S.  3 
und  4),  dass  das  ottonische  Recht  von  1227  der  Altstadt,  dem  Hagen  and 
der  Neustadt  erteilt  sei,  wird  man  mit  diesem  Gelehrten  jetzt  absehen 
müssen.  Denn  zunächst  besass  die  Neustadt  das  Recht  der  Ffarrerwahl, 
welches  nach  dem  Artikel  54  jener  Urkunde  den  Inhabern  derselben 
zustand,  im  13.  Jahrh.  wenigstens  nicht,  da  dieser  Artikel  in  dem  das 
Rechtsbuch  der  Neustadt  eröffnenden  Stadtreohte  (Br.  U.-B.  S.  21  ff.)  fehlt, 
und  nicht  anzunehmen  ist,  die  Pfarrerwahl  sei  dem  genannten  Weiohbilde, 
nachdem  es  dieselbe  einmal  erhalten,  wieder  genommen,  (cf.  auch  Dürre 
S.  478.)  Hiemach  wäre  ja  aber  noch  möglich,  dass  sich  die  Verleihung 
Ottos  auf  Altstadt  und  Hagen  erstreckt  habe.  Dem  widerspricht  jedoch, 
dass  im  Artikel  60  die  Empfänger  des  Rechts  „de  borgere  van  Bruneswioh^ 
genannt  werden.  Denn  es  kommt  zwar  vor,  dass  der  Altstadt  allein  der 
Name  Bruneswioh  beigelegt  wird  (Br.  Ü.-B.  S.  3),  nie  aber  werden  Altstadt 
und  Haffen. zusammen  so  bezeichnet,  und  dass  in  diesem  einzelnen  Falle 
eine  Ausnahme  von  der  Regel  gemacht  worden  wäre,  ist  um  so  weniger 
glaubhaft,  weil  zu  einer  solchen  Bezeichnung  gar  kein  Anlass  vorlag. 
Otto  das  Kind  begabte  also  1227  die  Altstadt  allein  mit  jenem  Stadtrecht. 
Dieselben  Ghründe  scheinen  es  mir  zu  gebieten,  das  Stadtrecht  des 
Herzogs  Johann  von  1266  der  Altstadt  allein  zuzuweisen. 

Im  Anschluss  hieran  sei  bemerkt,  dass  unsrer  Meinung  nach  das  Privileg 
Ottos  des  Kindes  von  1245  (Br.  U.-B.  S.  10),  in  dessen  erstem  Teile  allen 
Einwohnern  der  Altenwik  das  Recht  verliehen  wird,  mit  den  von  ihnen 
bereiteten  Laken  in  gleicher  Weise  Handelschaft  zu  treiben,  wie  dies  in  der 
Altstadt  geschehe,  durch  den  Satz :  Et  per  omnia  tale  ins  damus  ipsis,  quod 
habentnostri  burgensesantique  civitatis,  ut  illud  servent  perpetuo  in  Universum 
(Doebner  a.  a.  0.  S.  25  inoonvulsum)  keineswegs  das  ganze  Altstädter 
Stadtrecht  an  die  Altewik  überträgt.  Denn  einmal  wäre  es  sonderbar, 
wenn  ein  so  umüassendes  Privilegium  nur  ganz  beiläufig,  als  Anhängsel 
einer  sehr  speciellen  Bestimmung,  erteilt  worden  wäre,  andrerseits  wider- 
spricht dem  auch  die  noch  lange  nachher  so  untergeordnete  Stellung  der 
Altenwik  der  Altstadt,  dem  Hagen  und  der  Neustadt  gegenüber.  Wahr- 
scheinlich drückt  dieser  Satz  nur  die  Verleihung  der  Innungsordnungen  der 
Altstadt  an  die  Altewik  aus.  Hänselmann  lässt  Br.  U.-B.  S.  10  die  Frage 
nnentschieden,  während  er  sich  Ghron.  VI,  S.  ^TY  für  die  von  uns  ver- 
worfene Auslegung  erklärt. 

*)  Frensdorff,  über  das  Alter  mittelalterlicher  Rechtsaufzeichnnngen, 
Hansische  G^eschichtsbl.  1876,  S.  97—142,  und  ihm  folgend  Doebner  (a.  a.  O. 
S.  6)  bestreiten,  dass  das  ottonische  Stadtrecht  schon  ins  Jahr  1227  zu 
setzen  sei.  Ihre  Gründe  sind  jedoch,  wie  wir  meinen,  nicht  durchschlagend 
genng,  um  eine  Abweichung  von  Hänselmann's  Datirung  zu  rechtfertigen. 
Gengier,  cod.  iur.  munic.  Germ.  I,  287  setzt  das  Ottonianum  in  die  Zeit 
zwischen  1245  und  1262. 
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Der  eine  derselben  ist  dem  oben  besprochenen  Privileg  des 
Hagens  sehr  ähnlich,  indem  er  dahin  lautet,  dass,  falls  Jemand 
einen  andern  verwundet  oder  getödtet  habe  und  nach  vollbrachter 
That  flüchtig  geworden  sei,  sein  Haus  mit  Beschlag  belegt 
werden  und  ein  Drittel  seines  Wertes  dem  Qerichte,  zwei  Drittel 
dem  Weichbilde  zufallen  sollten.  Wiederum  begegnen  uns  also 
öffentliche  Einnahmen  aus  Gerichtsgefällen,  nur  ist  in  diesem 
Falle  ihr  Kreis  beschränkter.  In  dem  andern  und  wichtigern 
der  beiden  heranzuziehenden  Artikel  begnadigt  der  Herzog 
diejenigen  Bürger  mit  einer  gewissen  Zollfreiheit,  welche  auf 
eine  Weile  aus  der  Stadt  fahren  und  in  ihr  Schosses  und 
Hechtes  pflegen.  Dieser  letzte  Satz  verdient  besondere  Beachtung, 
denn  es  geht  ans  ihm  hervor,  dass  von  den  Bürgern  der  Altstadt 
damals  bereits  der  Schoss,  die  weiter  unten  näher  zu  besprechende 
directe  Steuer,  erhoben  zu  werden  pflegte;  wir  sagen  pflegte,  da 
unsre  Urkunde,  die  den  Schoss  nur  an  dieser  einzigen  Stelle 
erwähnt,  von  ihm  wie  von  einer  schon  geraume  Zeit  bestehenden 
Einrichtung  spricht:  wird  doch  hier  das  Zahlen  des  Schosses 
als  das  eine  der  beiden  Erkennungszeichen  eines  vollberechtigten 
Bürgers  aufgeführt.  Und  dass  dieser  Schoss  in  den  Säckel  des 
Weichbildes  floss,  eine  stehende  Einnahme  desselben  bildete,  ist 
nicht  zu  bezweifeln,  denn  den  Herzogen  gegenüber  waren  die 
Bürger  der  Altstadt  keinesfalls  zu  einer  solchen  Abgabe  ver- 
pflichtet. 

Nicht  auf  Grund  von  Vermutungen,  sondern  auf  Grund  ihrer 
eignen  bestimmten  Datirung  ist  dem  Jahre  1227  eine  andre 
Urkunde  Ottos  des  Kindes  zuzuweisen,  die  ebenfalls  ein  Licht 
auf  die  finanziellen  Yerhältnisse  der  Altstadt  als  Gemeinwesen 
wirft.  In  dieser  Urkunde  bekennt  der  Herzog,  dass  er  den 
Bürgern  des  genannten  Weichbildes  seine  dortige  Yogtei  mit 
allen  an  ihr  haftenden  Rechten  und  allem  Nutzen  gegen  eine 
jährliche  Zahlung  von  30  Pfund  Braunschweigischer  Pfennige 
geschenkt  habe.^)  Ein  solcher  Kaufvertrag  setzt  notwendig  eine 
ziemlich  hohe  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  der  Altstadt 
voraus:  wir  sehen,  wie  sich  dieses   Gemeinwesen   damals   nicht 


>)  Sndendorf  VI,  lOö.—  Frensdorff  (a.  a.  O.  S.  123)  und  Doebner 
(a.  a.  O.  S.  7)  zweifeln  die  Ächiheit  dieses  PrivUegs  an,  doch  wird  es  von 
keinem  der  beiden  entschieden  verworfen.  Sndendorf  (VI,  105)  und  fiSnsel- 
mann  (Ghron.  VI,  S.  XXIX)  haben,  wie  mir  scheint  mit  Recht,  die  Acht- 
heit  der  Urkande  gar  nicht  angezweifelt. 
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mehr  die  Befriedigung  seiner  nächsten  Bedürfnisse  allein  als 
Aufgabe  stellte,  sondern  wie  es  bereits  fortgeschritten  war  zur 
Erwerbung  nutzbarer  Buchte,  indem  es  zu  diesem  Zwecke  die 
öfEentlichen  Ausgaben  um  eine  jährliche  B«nte  vermehrte. 

Weitern  Aufschluss  über  das  Wesen  des  Altstädter  Haus- 
haltes giebt  erst  wieder  eine  Urkunde  dee  Jahres  1249.^) 
Teodericus,  Abt  des  Aegidienklosters  in  der  Altenwik,  bekennt 
in  ihr,  dass  er  vom  Kate  d^r  Altstadt  gegen  18  Sohilfinge 
„wortpenninge^  8  Schillinge,  die  ihm  alljährlich  am  24.  Juli 
zu  zahlen  seien,  eingetauscht  habe.  Zum  wsten  Male  begegnen 
uns  hier  urkundlich  als  Einnahme  eines  Weichbildes  die  Wort- 
zinse,  welche  später  in  den  Zinsbüchem  häufig  genannt  werden, 
während  sie  in  den  Rechnungen  von  den  ewigen  und  ablöslichen 
Hauszinsen  gar  nicht  geschieden  sind.  Es  kann  jedoch  nur  rein 
zufällig  sein,  dass  sie  in  der  Überlieferung  jetzt  erst  unter  den 
öffentlichen  Finanzen  vorkommen.  Denn  wie  die  Herzoge,  wie 
begüterte  geistliche  Stifter  und  auch  reiche  Private  Grund  und 
Boden  gegen  unablöslichen  Grundzins  austhaten,  so  hat  sicher- 
lich auch  der  Rat  der  Altstadt,  sobald  sich  diese  zum  Gemein- 
wesen ausgebildet  hatte,  damit  begonnen,  diejenigen  Teile  der 
Weiohbildsalmende,  welche  man  nicht  zu  andern  Zwecken,  wie 
Strassen-  und  Befestigungsanlagen  bedurfte,  in  Bauplätze  zu 
zerlegen  und  namentlich  an  Neubürger  gegen  Wortzins  zu  über- 
lassen. Auch  im  Hagen  und  in  der  Neustadt,  in  denen,  wie  in 
der  Altstadt,  von  einem  herrschaftlichen  Wortzinse  nichts 
verlautet,*)  also  wohl  eine  freie  Almende  vorhanden  war,  wird 
man  letztere  auf  gleiche  Weise  dem  gemeinen  Besten  dienstbar 
gemacht  haben.  —  Dass  freilich  nicht  nur  auf  dem  eben 
beschriebenen  Wege  ein  Weichbild  in  den  Besitz  von  Wortzinsen 
kommen  konnte,  lehrt  jene  Urkunde  von  1249.  Die  dort 
erwähnten  Wortpfennige  erwirbt  die  Altstadt  durch  Tausch  und 
zwar  vom  Aegidienkloster,  dem  vor  allem  die  Bürgerschaft  der 
Altenwik  mit  Grundzins  verpflichtet  war.^) 

Eine  Zinserwerbung  andrer  Art,  welche  wiederum  für  die 
Altstadt  gemacht  wird,  finden  wir  durch  eine  Eintragung  zum 
Jahre  1268  im  Altstädter  Degedingbuche  bezeugt.  ^)    Der  Bürger 


»)  Orig.-Ü.  im  Br.  St.-A. 

«)  Chron.  VI,  S,  XIV,  XVU,  XVIII. 

3)  Chron.  VI,  S.  XVIII. 

*)  A.  D.  I,  fol.  13. 
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Sevenbrot  verkauft  dem  Baie  sein  Haus,  erbält  daMelbe  jedoch 
von  diesem  zurück,  indem  ihm  die  Verpflichtung  auferlegt  wird, 
jährlich  24  Schillinge  Zins  zu  zahlen.  Ob  wir  es  hier  mit 
unaUöelicbem  Zinse,  sogenanntem  Erbenzinsei  oder  mit  ablös- 
lichem,  sogenanntem  Weddeschatz,  zu  thun  haben,  kann  nicht 
festgestellt  werden.  Doch  erkennt  man  aus  dieser  äebahrung, 
dass  der  Bat  als  Leiter  der  Finanzverwaltang  bestrebt  ist,  die 
öffentlichen  Gelder  mögliehst  sicher  anzulegen. 

Fast  alle  bisher  besprochenen  Baste  der  Überlieferung  bezogen 
sich  auf  die  Verhältnisse  der  Altstadt;  nur  eine  Angabe,  alLardings 
die  am  weitesten  zurückgreifende,  gab  uns  Auskunft  über  ein 
anderes  Weichbild,  den  Hagen.  Das  nächste  den  Haushalt  des 
letztem  berührende  Stück,  eine  Urkunde,  stammt  erst  aus  dem 
Jahre  1268.^)  In  derselben  erklären  Abt  und  Convent  des 
£losters  Biddagshausen,  dass  der  Bat  des  Hagen  ihren  von  einetia 
Bürger  gekauften  Hof  am  Bedingerthor  mit  einer  Ausnahme  von 
allen  dem  Weichbild  zu  leistendeil  Pflichten,  namentlich  aber  von 
Schoss-  und  Wachtpflicht,  gegen  einen  Jahreszins  von  5  Schillingen 
befreit  habe.  Im  Hagen  würde  abo  zu  jener  Zeit  bereits  Schoes 
erhoben,  was  freilich  auch  ohne  das  Vorhandensein  dieser 
Nachricht  für  gewiss  angenommen  werden  könnte.  Ferner  aber 
erscheint  hier  überhaupt  zum  ersten  Male  in  Braunschweig  die 
Ablösung  der  städtischen  Pflichten  von  Gütern  in  geistlichem 
Besitz  durch  eine  feste  dem  Gemeinwesen  au  zahlende  Beute, 
ein  Vorgang y  der  sich  später  oft  wiederholt,  indem  von  Be- 
sitzungen und  fiinkünften,  die  an  Geistliebe  oder  geistliche 
Stifter  fallen,  die  Sohosspflicht  durch  den  sogenannten  Schoeszins 
abgelöst  wird. 

Wie  sich  nun  bis  zu  dem  so  einschneidenden  <  Jahre  1209 
die  Verwaltung  des  öffentlichen  Haushalts  in  den  vorher  nur 
beiläufig  berührten  Weichbilden  Sack,  Altewik  und  Neustadt 
entwickelte,  darüber  mangelt  jede  directe  Auskunft  durch  die 
XTberlieferuttg.  Nur  mit  mehr  oder  weniger  sicheren  Vermutungen 
kann  man  die  hier  auftauchenden  Fragen  beantworten«  Durch 
die  Fessdn-  ihrer  weitgehenden  Abhängigkeit  von  den  Herzogen 
beengt  waren  Altewik  und  Sack,  welch'  letzterer  überhaupt  eben 
erst- entstanden  oder  noch  im  Entstehen  begriffen  war,^)  1269  wohl 
noch   nicht   zu   der   Selbstsit&ndigkeit  in  der  Finanzverwakung 


0  O.-U.  im  Br.  St.-A.  und  fl.  D.  I,  fol.  1. 
»)  Chron.  VI,  S.  XIX. 
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gelangt  9  wie  sie  uns  in  den  wenigen  Nachrichten  für  Altstadt 
und  Hagen  bezeugt  ist.  Vor  allem  fehlte  ihren  Bürgern  wahr- 
scheinlich das  Recht,  sich  selbst  zum  Nutzen  des  Gemeinwesens 
zu  besteuern;  denn  der  Schoss,  welchen  sie  allerdings  zahlten, 
wurde  den  Herzogen  entrichtet,  beziehungsweise  für  diese  von 
den  schon  früh  dort  angetroffenen  lUten  erhoben.  Vielleicht  hat 
beiden  Weichbilden  auch  eignes  Vermögen,  insbesondere  der 
Besitz  von  Wort-  und  Erbenzinsen  noch  völlig  gemangelt,  da  sie 
doch  wohl  über  eine  freie  Almende  nicht  verfugen  konnten. 

Mit  grösserer  Sicherheit  wird  man  ein  urteil  über  die 
entsprechenden  Verhältnisse  in  der  Neustadt  fallen  können.  Wie 
der  Hagen  von  Heinrich  dem  Löwen  gegründet  und  im  wesent- 
lichen mit  ihm  auf  gleicher  Stufe  stehend  wird  sie  ihre  Finanz- 
verwaltung in  derselben  Weise  wie  jener  ausgebildet  haben. 
Aber  wir  können  noch  einen  Schritt  weiter  gehen:  in  der  Neustadt 
sowohl  als  im  Hagen  ist  man,  was  die  Qrundzüge  der  Verwaltung 
anbetrifil,  wahrscheinlich  dem  Vorbilde  der  benachbarten  Altstadt 
gefolgt,  des  ältesten  Weichbildes  nächst  der  Altenwik  und  des 
entwickeltsten  von  allen.-  I^ese  Annahme  wird  durch  den 
Umstand  fast  zur  Gewissheit  erhoben,  dass  im  Hägener  und 
Neustädter  Bat  von  vornherein  Angehörige  angesehener  alt- 
städtischer Geschlechter  gesessen  haben,  ^)  welche  Einriditungen 
und  G^briluche  der  Altstadt  mit  Notwendigkeit  auf  jene  beiden 
Jüngern  Weiohbilde  übertragen  haben  müssen. 

2.  Die  Einigung  von  1269. 

Unter  der  Einwirkung  der  geschilderten  Verhältnisse  hatten 
sich  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  fünf  Weichbilde  am  Ende 
der  sechziger  Jahre  des  13.  Jahrhunderts  etwa  folgendermassen 
ausgestaltet:  auf  der  einen  Seite  standen  Altewik  und  Sack, 
nicht  selbstständig  genug,  um  an  dem  kräftigen  Emporstreben 
der  übrigen  Weichbilde  teilzunehmen,  auf  der  andern  Seite 
Altstadt,  Hagen  und  Neustadt,  durch  viele  gleiche  politische 
und  wirtschaftliche  Interessen  mit  einander  verbunden  und,  was 
gar  nicht  zu  unterschätzen,  auch  durch  Verwandtschaft  zwischen 
den  in  ihnen  regierenden  Geschlechtern  an  einander  gekettet. 
Alles  dieses  drängte  mit  Macht  auf  einen  engem  Zusammen- 
schluss  der  letztgenannten  drei  Weichbilde  hin.  1269  fand 
derselbe  seine  Verwirklichung,  indem  am  18.  November  dieses 


>)  Chron.  VI,  S.  XX. 
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Jahres  die  betreffenden  Bäte  eine  Einigung  abachloMen,  mit 
deren  Inhalt  und  Zielen  uns  die  darüber  auagesteUte  Urkunde 
bekannt  macht.  ^)  Über  die  Angelegenheiten  der  dnrch  die  Ver- 
bindong  entstehenden  Oesammtstadt,  00  lautet  die  erste  Bestimmung, 
soll  von  Batsherrn  aus  allen  drei  Weichbilden«  10  aus  der  Altstadt, 
6  aus  dem  Hagen  und  4  aus  der  Neustadt,  gemeinsam  beraten 
werden.  Die  Erneuerung  dieses  Rates  wird  genauen  Festsetzungen 
unterworfen.  Eerner  wird  —  und  hierauf  mues  besonders  Gewicht 
gelegt  werden  —  bestimmt,  dass  Schoss-  und  Zlnseinkünfte  *)  der 
vereinigten  Weichbilde  in  eine  gemeinsame  Kasse  ffiessen  sollen 
zur  Bestreitung  von  Ausgaben  für  Nutz  und  Noth  der,  wie  es 
später  heisst,  gemeinen  Stadt.  Schliesslich  wird  auch  die  Aus- 
übung der  Weinschanksgerechtsame  geregelt :  in  der  Altstadt  soll 
bes^ndig  Wein  verkauft  werden,  nur  beschränkte  Zeit  hindurch 
im  Hagen  und  in  der  Neustadt,  indem  immer  abwechselnd  hier 
und  dort  ein  Eass  verzapft  werden  soll. 

Sicherlich  ist  die  Bedeutung  dieses  Vertrages  keine  geringe: 
eine  Centralbehörde  und  eine  Centralkasse  mehrerer  Weichbilde 
wurden  durch  ihn  geschaffen,  gewiss  ein  grosser  Fortschritt 
gegenüber  der  bisherigen  Zersplitterung.  Auf  der  andern  Seite 
darf  aber  auch  die  Tragweite  der  Einigung  nicht  überschätzt 
werden.  Denn  einmal  waren  dem  gemeinen  Rate  nur  die  An 
gelegenheiten  der  Gesammtstadt  zur  Behandlung  überwiesen, 
während  die  innern  Verhältnisse  der  einzelnen  Weichbilde  offenbar 
den  weiter  bestehenden  Sonderräten  unterstellt  bleiben  sollten. 
Ferner  aber  sollte  im  besondem  die  Finanzverwaltung  der 
einzelnen  Weichbilde  in  der  der  gemeinen  Stadt  keineswegs 
völlig  aufgehen.  Zwar  waren  ja  Schoss-  und  Zinseinkünfte, 
welche  jetzt  der  gemeinsamen  Kasse  zugewiesen  wurden,  ohne 
Frage  bisher  die  wichtigsten  Einnahmen  der  Weichbilde  gewesen, 
aber  doch  nicht  die  einzigen.  Die  Sonderkassen  wurden  also 
durchaus  nicht  überflüssig.     Indessen    ausser   diesem  negativen 


»)  ßr.-ü.  S.  15. 

*)  Daes  dies  hier  die  richtige  Übersetzung  von  redditns  ist,  soheint 
keinem  Zweifel  sü  unterliegen.  Denn  erstens  wird  redditus  im  mittelalter- 
lichen Latein  fast  nar  von  Zinsertragen  gebraucht  (cf.  s.  v.  redditus  bei 
Du  Gange,  Dieffenbach ,  glossarium  Latino-G-ermanionm,  Brinckmeier, 
giossarium  diplomaticum ,  Koppmann,  Hamb.  K.  I,  8.  XXIV),  sweitens 
kann  redditus  hier  nicht  von  Einkünften  im  allgemeinen  gesagt  worden, 
weil  es  in  der  Urkunde  heisst:  coUecte  et  redditus. 
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giebt  die  Vertragsurkunde  auch  einen  positiven  Beweis  für  die 
Absieht,  jene  ununterbrochen  fortbestehen  zu  lassen.  Würde  sich 
denn  die  Altstadt  eine  ausgedehntere  Weinschanksgerechtsame 
als  sie  den  beiden  übrigen  Weichbilden  bewilligt  wurde ,  Torbe- 
halten  haben,  wenn  sie  die  hieraus  sich  ergebenden  Einkünfte  in 
den  gemeinsamen  Säckel  hätte  abliefern  müssen?  Das  ist  doch 
kaum  denkbar,  sehr  wohl  aber  läset  sich  diese  Handlungsweise 
erklären,  wenn  man  annimmt,  dass  jene  Einnahme  von  den 
Weichbilden  für  ihre  Sonderzwecke  zurückbehalten  wurdeJ) 
Ohne  Zweifel  wollte  man  die  gemeinschaftliche  Kasse  nur  mit 
solchen  Ausgaben  belasten,  die  allen  vereinigten  Weichbilden  zu 
gute  kämen,  während  ein  jedes  derselben  ilir  die  Befriedigung 
seiner  beeondem  Bedürfnisse  allein  die  Mittel  aufzubringen  hatte. 
Wahrscheinlich  deutet  auch  die  Vertragsurkunde  selbst  dieses 
Sachverhältniss  an,  wenn  sie  sagt,  dass  die  gemeinsame  Kasse 
zur  Bestreitung  gemeinsamer  Ausgaben  eingeriditet  werden  soUc 

8.  Die  Finanzverwaltang 
der  gemeinen  Stadt  von  1269  bis  13M. 

Für  die  der  besprochenen  Übereinkunft  unmittelbar  folgenden 
Zeiten  fehlen  Nachrichten  über  die  Wirksamkeit  der  gemeinen 
Finanzverwaltung  gänzlich.  Darin  liegt  eine  empfindliche  Lücke 
unsrer  Kenntniss  des  öffentlichen  Haushalts  in  Braunschweig 
begründet.  Denn  es  ist  uns  durch  diesen  Mangel  unmöglich 
gemacht  zu  beurteilen,  ob  Zustände,  welche  nachweislitsh  im 
14.  Jahrhundert  herrschten  und  eine  starke  Abschwäehung  der 
finanziellen  Bestimmungen  des  Vertrages  voraussetzen,  das  Resultat 
einer  langen,  allmählichen  Entwicklung  waren,  oder  ob  es  der 
Widerstand  von  Hagen  und  Neustadt  gegen  die  grossen  Vor- 
rechte der  Altstadt  und  die  gegenseitige  Eifersucht  der  Weich- 


0  Die  Weiterezistenz  der  Weichbildsfinanzverwaltangen  ist  hierdarch 
aaoh  ffir  den  Fall  erwiesen,  dass  unsre  Übenetzungf  von  re^ditus  falsch, 
d.  h.  zn  eng  sein  sollte.  Hänselmann  (Ohron.  VI,  319  und  3^  und  Werket  I, 
S.  288X  der  die  Urkunde  von  1269  bo  aufgefasst  wissen  will,  als  ob  in  ihr 
die  Absicht  ausgesprochen  sei,  die  gesammten  Aufkünfte  der  drei  Weich- 
bilde unter  gemeinsame  Verwaltung  zu  stellen,  ist  der  Meinung,  auch  die 
Erträge  der  Weinschanksgerechtsame  seien  damals  der  gemeinen  Kasse 
zugewiesen.  Dürre  (S.  107)  berührt  die  Weinschanksverhaltnisse  nicht  und 
•sgt,  wenn  auch  sehr  unbestimmt,  so  doch  nicht  unrichtig :  „der  Schoss  der 
Bürger  and  andere  Einkünfte  des  Rates  [nicht:  die  andern]  sollen  von  nun 
an  in  die  gemeinsame  Stadtkasse  fliessen^  etc. 
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bfldsräte  überhaupt  sogar  jeu  Wege  brachten ,  daes  die  Billigung 
Ton  vornherein  nur  in  merklich  geechmälertem  Umfange  ins 
Leben  trat^)    Als  denkbar  kann  beides  hingestellt  werden. 

Die  ersten  Spuren  vom  Betriebe  der  gemeinsamen  Finans- 
verwaltung,  welche  natürlich  dem  gemeinen  Itate  übertragen 
war,  finden  sich  in  Urkunden  aus  dem  Jahre  1295.  *)  Am 
22.  April  verträgt  sich  der  genannte  Bat  mit  dem  St  Blasien- 
stifte  dahin*),  dass  Laien,  welche  etwa  auf  dem  Stifte  gehörigen 
Worten  am  Bedingerthor  wohnen  werden,  der  Stadt  die  gleichen 
Pflichten  wie  alle  andern  Bürger  erfüllen  müssen,  dass  jedoch, 
falls  Kleriker  auf  jenen  Worten  sitzen,  dieselben  von  allen 
Leistungen  an  die  Stadt  befreit  sein  sollen.  Das  Stift  verpflichtet 
sich,  seinerseits  zum  Entgelt  hierfür  alljährlich  der  letztem  zwei 
Schillinge  zu  zahlen.  Die  Lage  der  hier  in  Frage  kommenden 
Worten  ist  leider  nicht  genau  zu  bestimmen:  entweder  gehörten 
sie  zum  Hagen  oder  zur  Altenwik.^)  War  das  erstere  der  Fall, 
so  wird  man  auf  die  Einigung  von  1269  sich  berufen  können, 
um  zu  erklaren,  weshalb  das  Stift  seinen  Vertrag  mit  dem  ge- 
meinen Bäte  schloss:  bei  weitem  die  vornehmste  der  abgelösten 
Pflichten  war  die  Schosspflicht,  und  der  Schoss  war  ja  durch  die 
Einigung  der  gemeinsamen  Kasse  zugewiesen.  Demnach  hätten 
wir  wenigstens  einen  Anhaltspunkt  für  die  Scheidung  der 
damaligen  Befugnisse  des  gemeinen  Bates  von  denen  der 
Einzelräte  der  drei  vereinigten  Weichbilde.  Lagen  jene  Worten 
aber  in  der  Altenwik,  so  ergäbe  sich  aus  dieser  Urkunde  schon 
eine  gewisse  Abhängigkeit  des  letztgenannten  Weichbilder  von 
den  verbündeten,  deren  früheste  sichere  Spuren  erst  aus  der  nun 
zu  besprechenden  nachgewiesen  werden  können. 


»)  Hierüber  cf.  Chron.  VI,  S.  319  und  820. 

'^)  Was  das  Schichtbuoh  über  die  braunschweigisohe  FinansTerwaltung 
und  ihre  Geschicke  während  des  Gildemeisteraufstandes  von  1292  bis  1294 
mitteilt  (Chron.  XYI,  8.  905  -^  nach  dem  dort  gesagten  müsste  die  Stadt 
aohon  damals  Anrechte  auf  Münze  und  Zoll  gehabt  haben  -*-,  fi07)  kann 
hier  niobt  berücksichtigt  werden,  da  jenes  erst  200  Jahre  später  verfMst 
wnrde.  cf.  die  Einleitong  Eänselmanns  zum  Sohichtbuch  Chron.  XYI, 
278-290. 

s)  Braunschweigisohe  Händel  II,  S.  270. 

^)  Das  Redingerthor  lag  auf  der  Grenze  des  Hagen  gegen  die  Altewik, 
cf.  Dürre  8.  719. 
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Am  24.  Juni  desselben  Jahres  vom  Rate  der  Altenwik  aas- 
gestellt  besagt  sie,^)  dass  dieser  unter  Zustimmung  des  gemeinen 
Rates  mit  dem  neuen  Marienspitale  in  Braunschweig  sich  über 
gegenseitige  Verpflichtungen  auseinandergesetzt  habe.  Den  dabei 
getroffenen  Bestimmungen  zufolge  erlässt  das  Spital  dem  Weich- 
bilde eine  gewisse,  jährlich  zu  leistende  Zahlung  von  7  Schillingen, 
während  der  Weichbildsrat  mehrere  im  Besitz  des  Spitals  befind- 
liche Worten  von  der  an  ihnen  haftenden  Schoss-  und  Wacht- 
gcldpflicht  für  frei  erklärt.  Dieser  Vertrag  ist  in  verschiedner 
Hinsicht  merkwürdig.  Hier  zuerst  tritt  uns  eine  öffentliche 
Finanzverwaltung  in  der  Altenwik  entgegen,  und,  was  wir  über 
sie  erfahren,  weist  auf  eine  innige  Verwandtschaft  mit  der 
Organisation  desselben  Verwaltungszweiges  in  Altstadt,  Hagen 
und  Neustadt  hin.  Auf  die  Frage  aber,  wie  es  sich  mit  der 
Leitung  des  Haushalts  der  Altenwik  verhielt,  eröffnet  unsre 
Urkunde  einen  Einblick  in  ein  ganz  eigentümliches  Verhältniss. 
Den  erwähnten  Vertrag  mit  dem  Marienspitale  schloss,  wie  gesagt, 
der  Rat  jenes  Weichbildes  unter  Zustimmung  des  gemeinen  Rates, 
die  er  sicherlich  nicht  eingeholt  hätte,  wenn  sie  nicht  erforderlich 
gewesen  wäre.  Die  Altewik  war  abo  damals  bereits  von  der 
gemeinen  Stadt  abhängig:  der  erste  Schritt  zur  Überbrückung 
einer  weiten  Kluft  war  gethan.  Wie  sich  diese  Abhängigkeit 
gebildet  hatte,  darüber  lässt  sich  eine  ziemlich  begründete  Ver- 
mutung aufstellen.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  waren  den 
drei  verbundenen  Weichbilden,  wie  das  später  wiederholt 
geschehen,  von  den  Herzogen  ihre  fSnnahmen  aus  der  Altenwik 
verpfändet  worden  und,  wenn  nicht  alle,  so  doch  jedenfalls  die 
wichtigste  derselben,  der  Schoss.  Indem  in  dieser  Hinsicht  die 
Herzoge  ihre  Stellung  dem  gemeinen  Rate  einräumten,  überliess 
der  letztere,  wie  es  wohl  schon  jene  gethan,  dem  Weichbildsrate 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Schosserträge,  nicht  jedoch, 
ohne  sich  die  endgültige  Verfügung  über  dieselben  vorzubehalten. 
Aus  solchen  Zuständen  würde  sich  die  bemerkenswerte  Stelle 
unsrer  Urkunde  sehr  gut  erklären  lassen.  Welchen  Umfang 
übrigens  die  Rechte  des  gemeinen  Rates  bezüglich  der  Altenwik 
damals  gehabt,  kann  aus  derselben  nicht  klar  erkannt  werden; 
eine  bestimmte  Angabe  in  dieser  Hinsicht  finden  wir  zuerst  in 


*)  Copie  des  18.  Jahrh.  unter  den  Urkunden  des  Marienspitala  im  Br. 
St.-A. 
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einer  Urkunde  dea'näohflten  Jahres,')  die  nm  00  wichtiger  iüt 
als  sie  nun  auch  ein  Licht  auf  die  uns  angehenden  Verhältnisse 
des  fünften  Weichbildes,  des  Sackes,  wirft  Hier  in  KÜree  ihr 
Inhalt  Am  14.  Hai  1296  verpfändet  Herzog  Albrecht  dem  Bäte 
der  Stadt  Braunschweig ,  d.  i.  offenbar  dem  gemeinen  Bäte,  fUr 
350  Mark,  welche  dieser  teils  für  ihn  auszulegen  rersprochen, 
teils  ihm  baar  dargeliehen  hat,  alle  seine  Einnahmen  aus  den 
Vogteien  und  andern  Grerichten,  der  Münze,  den  Zöllen  und 
Mühlen  in  der  Stadt,  auch  alles,  was  bisher  küs  Altewik  und 
Sack  für  ihn  erhoben,  auf  so  lange,  bis  jene  Summe  völlig 
zurückgezahlt  ist.  Die  wichtigsten,  wenn  nicht  gar  alle  herzog- 
lichen Einkünfte  aus  sämmtlichen  fünf  Weichbilden  Brannschweigs 

—  Herzog  Albrecht  war  damals  von  dieser  Stadt  als  alleiniger 
Herr  anerkannt,  sein  Bruder  Heinrich  ganz  bei  Seite  geschoben  *) 

—  worden  damit  dem  gemeinen  Rate  zugewiesen,  freiKeh  nicht 
auf  immer.  Aber  war  es  auch  nur  eine  Erwerbung  auf  Zeit,  so 
darf  man  doch  ihre  Bedeutung  nicht  zu  gering  aneohlagenv  Denn 
einmal  stellte  die  Vei-waltung  der  vielen  aus  den  verschiedensten 
Qaellen  fliessenden  Einnahmen,  mochte  nun  die  Hauptlast  derselben 
auf  dem  gemeinen  Bäte  oder  den  Weichbildsiäten  ruhen,  was 
aus  der  Überlieferung  leider  nicht  hervorgeht,  neue,  ausdehnte 
Aufgaben,  bei  deren  Bewältigung  manches  gelernt  werden  konnte. 
Femer  war  auch  durch  die  einfache -Verpfändung  Anlass  genug 
gegeben,  die  Selbstständigkeit  der  Stadt  den  Herzogen  gegtoüber 
zu  fordern.  Genugsam  ist  ja  bekannt,  wie  häufig*  im  spätem 
Mittelalter  Verpfandungen  dauernde  Zustände  schufen;  So  war 
es  auch  in  diesem  Falle  sehr  fraglich,  ob  nicht  von  den  zahlreichen, 
oben  aufgezählten  Pfändern  wenigstens  das  eine  oder  das  andere 
allmählich  in  immerwährenden  Besitz  der  Stadt  übergehen  würde, 
eine  Entwicklung,  welche  sich  namentlich  in  der  Weise  vollziehen 
konnte,  dass  der  Pfandvertrag  mit  oder  ohne  gleichzeitige  Erhöhung 
der  Pfandsumme  mehrfach  verlängert  wurde,  bis  schlieseHch  an 
eine  Einlösung  gar  nicht  mehr  zu  denken  war,  der  Verpfänder 
seine  Ansprüche  fallen  Hess.  Dabei  ist  wohl  zu  bemerken,  dass 
bezüglich  verschiedener  in  der  Urkunde  mit  aufgeführter  Bechte 
die  Erwerbung  durch  die  Stadt  schon  vor  1296  angebahnt  ward. 
Die  Vogtei  in  der  Altstadt  war  bereits  1227,  wie  wir  sahen, 
durch  Kauf  an  dieses  Weichbild  übergegangen,   und  von    den 


«)  Br.  U.-B.  L  S.  17  und  18. 

«)  Dürre  8.  122.  ~  Chron.  VI,  XXXI  und  XXXIL 
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länkttnften  des  Herzogs  aus  der  Altenwik  *war  ja  mindestens 
der  Sohoss  schon  1295  im  Pfandbesks  des  gemeinen  Rates.  Auch 
hinsichtlich  des  Sackes,  der  sowohl  in  der  eben  besprochenen,  als 
auch  in  mehreren  spätem  Urkunden  ähnlichen  Inhalts  in  engster 
Yerbindting  mit  der  Altenwik  genannt  wird,  mag  dieses  der 
Fall  gefresen  sein.  Sehr  gut  stimmt  mit  alle  dem  zusammen, 
dass  von  den  1206  verpfimdeten  Aufkünften  die  aus  den  Vogteien, 
au»  der  Altenwik  und  dem  Sack  zuerst  in  ihrer  G«sammtheit 
und  auf  die  Dauer  Yon  ihren  ursprünglichen  Eigentämern 
thatsächUch  aufgegeben  wurden.  Doch  damit  die  Verhältnisse 
soweit  gediehen,  bedurfte  es  einer  langsam  fortschreitenden 
Entwicklung.  Dire  Anfänge  lernten  wir  bereits  kennen,  auch 
ihren  weitem  Gang  vermögen  wir  uns  durch  wertvolle  Urkunden 
zu  veranschaulichen. 

Unter  diesen  nimmt  der  Zeit  nach  die  erste  Stelle  der  Siihne- 
vertrag  ein,  au  dem  sich  im  Jahre  1299  die  Herzoge  Albrecht 
und  Heinrich  einerseits  und  die  Bürger  von  Braunschweig 
andreneits  nach  nicht  näher  bekannten  Zwist  vereinigten.')  Wie 
man  aus  einem  der  zahlreichen  Artikel  desselben  ersieht,  ver- 
pflichteten sich  Altstadt,  Hagen  und  Neustadt,  gemeinsam  die 
zur  Bestreitung  ihrer  eignen  Bedürfnisse  sowohl,  als  auch 
deijenigen  der  Herzoge  aufgenommenen  Schulden  abzutragen, 
wogegen  ihnen  Albrecht  und  Heinrich  gestatteten,  nach  dem 
Beschlüsse  der  drei  Weichbildsräte  von  der  Altenwik  und  dem 
Sacke  Sehoss  zu  fordern.  Auf  wie  lange  diese  Eriaubniss 
Qeltottg  haben  sollte,  ist  im  Vertrage  nicht  gesagt,  doch  ist  man 
deshalb  nicht  zu  der  Schlussfolgerang  berechtigt,  dass  damit  die 
Herzoge  sich  ihrer  Rechte  auf  den  Sehoss  jener  beiden  Weich- 
büde  für  immer  begeben  hätten.  Hatten  doch  noch  die  Nach- 
kommen  der  herzoglichen  Brüder  Anrechte  auf  die  genannten 
Erträge,  so  dass  auch  in  diesem  Falle  nichts  andres  als  eine 
Verpfindung  anzunehmen  ist.  Durch  den  Sühnevertrag  verlor 
die  Urkunde  von  1296  ihre  Bechtskraft,  wenn  sie  wenigstens 
1299  solche  noch  besass.  Denn  zunächst  war  sie  zu  einer  Zeit 
erteilt,  wo  Herzog  Albrecht  als  alleiniger  rechtmässiger  Herr  der 
Stadt  galt  und  ihrer  Unterstützung  bedurfte,  jetzt  aber  —  1299 
•^  lagen  die  Verhältnisse  völlig  anders.  Albrecht  hatte  sich 
Bsit  seinem  Bmder,  der  1296  sein  Feind  gewesen,  vertragen  und 
sich    mit   ihm   gemeinsam    gegen    die    Stadt    gewendet,   welche 


«)  Br.  U.-ß  I,  S.  ao  and  31. 
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solcher  Macht  flicht  gewachsen  schlieBelich  in  das  für  sie  recht 
ungUDSiige  Abkommen  willigen  musste.  Nun  wsxea  beide  Brüder 
Herren  Braunschweigs.  Sicherlich  strebte  Heinrich  dahin,  der 
ohne  sdne  Zustimmung  geschehenen  und  so  umfassenden  Yer* 
plSndung  von  1296  ihre  Giltigkeit  m  nehmen  und  sicherlich 
auch  fiand  er  in  diesem  Streben  den  thätigen  Beistand  Albreohts, 
welcher  damals  nur  im  Drange  der  Not  sich  za  so  weitgehenden 
Zugeständnissen  herbeigelassen  hatte.  Ausser  der  politischen 
Lage  spricht  aber  vor  allem  die  Yertragsurkunde  yon  1299  selbst 
dafür  9  dass  durch  sie  die  Urkunde  von  1296  imgiiltig  wurde. 
Denn  &lls  man  in  der  angeführten  Bestimmung  jener  nur  eine 
etwas  anders  gefasste  Wiederholung  Von  dieser  sehen  woUte,  'sO 
würde  man  nicht  verstehen ,  warum  dann  die  Heraoge  als  ihre 
Gegenleistung  für  Bezahlung  der  Schulden  durch  die  Stadt  iasur 
die  Überlassung  des  Schosses  von  Altewik  und  Sack,  niolil  ftb^r 
auch  Ae  andern  1296  verpfändeten  Einkünfte  erwähnt  hätten. 
Wollte  man  aber,  streng  dem  Wortlaute  folgend »  sich  dahin 
entscheiden,  dass  die  beiden  Urkunden,  so  weit  ihr  Inkak  uns 
hier  angeht,  ganz  verschiedene  Dinge  berührten  Ubd  in  dieser 
Weise  zugleich  Rechtskraft  gehabt  hätten,  so  wäre  Übet  den 
Sohoes  jener  Weichbilde,  nachdem  er  schon  einmül  vergehen 
worden y  zum  zweiten  Male,  ohne  Aufhebung  der  ersten  Ver- 
gabung, und  zwar  zu  einem  ganz  andern  Zwecke  verfigt«,  ^^ 
doch  eine  reine  Unmöglichkeit  ist^)  Von  den.  Vorteileb  al^ö, 
die  von    der   gemeinen   Stadt  im  Jahre  1296   errungen  warea^ 


>)  Durch  den  Artikel  des  SühneTertrsges  :  «nt^  mnntig^  luid«  iiss  tolen 
de  tcole  we  (nämlich  Albrecht  and  fleiaric^)  hebben  mit  altodaneme  rechte 
also  bi  QseB  eldervader  tiden  was**,  wird  durchaus  noch  nicht  die  Ungültig- 
keit der  Urkunde  von  1296  ausgesprochen.  Wir  finden  hier  nur  einen  Vor- 
behalt Ton  fteohten,  neben  dem  die  YerpfänduDg  von  Münze  und  Zoll  sehr 
wohl  hatte  weiter  bestehen  können.  Anders  Dürre  S.  124,  der  auch  S.  291 
dieaen  Artikel  für  entscheidend  su  halten  scheint. 

Beiläufig  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  1299  in  zwei  wesentlich  über- 
einatimmenden  Urkunden  die  Hensoge  Albreoht  mnd  Heinrich  der  Neustadt 
erlaubten,  in  ihrem  Bathauae  Want,  Weiu  und  andre  Waaren  au  verkaufen» 
ohne  irgendwelche  Einspräche  und  Hinderung  nach  gebilligter  Gewohnheit 
der  Stadt  (O.O.-U.U.  im  St.-A.  zu  Br.).  HäDselmann  (Werkstüeke  I,  288) 
behauptet,  diese  Urkunden  sprachen  der  Neustadt  das  Beeht  des  Wein- 
sflhanks  ohne  alle  £in8ohränkung  zu  und  aetsten  aich  so  in  Widenpmeh 
mit  den  Abmachungen  des  Jahres  1269.  Dies  erscheint  mir  fraglich,  da 
der  Znaate;  ,»aaeh  gebilligter  Gewohnheit  der  Stadt**  recht  gut  auf  die 
Ginigung  yon  1269  hindeuten  kann. 
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blieb  ihr  drei  Jahre  später  nur  ein  kleiner  Teil  übrig.  Die 
Aofidrticke  freilich,  in  denen  ihr  die  Herzoge  diesen  zusicherten, 
lassen  deutlich  erkennen,  dass  dieselben  an  eine  Rttokerwerbung 
vorfiiiifig  wenigstens  nicht  dachten. 

In  mehrfaich  andersartige  Verhältnisse,  wie  die  Sfihneurknnde, 
fähren  uite  die  nächsten  erhaltenen  Nachrichten  aber  die  Geschicke 
der  AufkÜnfte  aus  Altewik  und  Sack  ein.  Diese  Nachrichten 
finden  sich  rornehmlich  in  einer  undatirten  Aufzeichnung  im 
zweiten  Altstädter  Degedingbuche ,  deren  Abfassung  nach  einer 
dieselbe  Angelegenheit  berührenden  Eintragung  im  Rechtsbache 
der  Neustadt  ins  Jahr  1325  zu  setzen  ist.^)  Die  Ratsherren  der 
Altsudt,  des  Hagen  und  der  Neustadt  —  so  besagt  die  erstere 
•^  haben  yon  den  Söhnen  Herzog  Heinrichs  alle  ihre  Rechte 
vmä  Einkünfte  aus  Sack  und  Altewik  mit  Ausnahme  ihrer  An- 
sprüche auf  die  Yogtei  für  4Ö0  Mark  —  offenbar  nur  pfandweis  — 
erworben.  Von  dieser  Summe  hat  die  eine  Hälfte  der  Rat  der 
Altstadt,  die  andere  die  Räte  des  Hagen  und  der  Neustadt 
zusammen  gezahlt.  Für  690  Mark  haben  dieselben  den  Anteil 
der  Söhne  Albrechts  in  ihre  Hände  bekommen.  Hiervon  brachte 
der  Altstädter  Rat  zunächst  300  Mark  auf,  weshalb  er  von  dem 
mitverpfändeten  Schosse  alljährUch  30  Mark  voraus  bekommen 
soll,  die  übrigen  290  Mark  zahlten  zur  Hälfte  die  Altstadt,  zur 
Hälfte  Hmgen  und  Neustadt.  Was  die  Anrechte  der  Söhne 
Albrechts  auf  die  Yogtei  von  Altewik  und  Sack,  über  welche 
besonders  verfügt  ist,  betrifft,  so  haben  diese  Herzog  Otto  und 
seine  Brüder  dem  Rate  der  Altstadt  allein  für  100  M.  überlassen.') 

Das  eben  mitgeteilte  findet  eine  Ergänzung  durch  jenes  oben 
erwähnte  Stück  im  Rechtsbuche  der  Neustadt.  Danach  steuerte 
der  Rat  der  letztern  zu  den  Erwerbungen  von  1325  im  ganzen 
136  Mark  3  Ferding  bei,  wovon  90  Mark  die  Söhne  Herzog 
Heinrichs  erhielten,  während  der  Rest  der  Summe  den  Söhnen 


')  Br.  U.-B.  I,  S.  38  und  34. 

»)  VtMh  Dürre  (B.  289)  hiitten  damals  Otto  der  Müde  and  seine  Brüder 
die  Vogtei  —  d.  h.  ihre  gfesammten  Togteirechte  in  Braansohweig  —  der 
Altstadt  für  1CX>  M.  überlassen.  Die  ganse  Aufzeichnung  dreht  sich  indessen 
um  die  herzoglichen  Rechte  auf  Altewik  und  Sack,  so  dass  Dürres  Ansicht 
nur  dann  richtig  sein  könnte,  wenn  statt :  „lasuper  advocaoia  ex  parte  daeis 
Ottonis**  etc.  fortgefahren  würde :  „Insuper  adyoeaoia  in  Brvnswic  ex  parte 
dncis  Ottonis"  etc.  Dass  flänselmann  mit  Dürre  nicht  übereinstimmt,  geht 
aus  der  Überschrift  herror,  welche  er  der  Eintragung  gegeben :  ^^Yerpfatidung 
der  Altenwik  und  des  Sackes  an  den  Kaf. 
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Albreoht«  ausgezahlt  wurde;  fttr  den  Fall,  dass  die  Herzoge  die 
beiden  Weichbilde  zurückerwerben  würden,  bedang  rieh  der 
Neustädter  Sat  die  Rückzahlung  seines  Beitrages  aus. 

Nach  zwei  Richtungen  hin  unterscheidet  rieh  das  Bild,  das 
wir  hier  erhalten,  ganz  bedeutend  von  dem,  welches  die  giricfae 
Sache  am  Bnde  des  13.  Jahrhunderts  darbot.  Während  1^96 
die  Einkünfte  aus  Sack  und  Attewik  sämmtlich  in  den 
gemeinsamen  Pfandbesitz  von  Altstadt,  Hagen  und  Neustadt 
kamen,  wurde  jetzt  der  Anteil  Herzog  Ottos  und  seiner  Brüder 
an  der  Vogtei  jener  Weichbilde  der  Altstadt  allein  verpfimdet 
und  während  noch  1299  bestimmt  war,  dass  das  gemeinsam 
errungene  auch  gemeinsam  verwendet  werden  solle,  wurde  1325 
dieser  Grundsatz  nicht  mehr  befolgt.  Denn  zum  ersten  ist  ja 
ganz  klar  gesagt,  dass  von  den  Schosseinkünften  von  vornherein 
30  M«  jedes  Jahr  für  die  Altstadt  abgezogen  werdeü  sollten: 
Und  auch  die  dann  noch  übrig  bleibenden  Erträge  aus  dem 
gemeinsamen  Pfandbesitz  sind  wahrscheinlich  nicht  in  die 
gemeine  Kasse  geflossen,  sondern  an  die  einzelnen  Weichbilde 
im  Verhältnisse  ihrer  Einzahlungen  verteilt.  Darauf  scheint  mir 
der  Umstand  hinzuweisen,  dass  im  Altstädter  Degedingbuche  so 
streng  zwischen  den  Beiträgen  der  Altstadt  einerseits  und  denen 
des  Hagens  und  der  Neustadt  andrerseits  geschieden  ist. 
Allerdings  rind  diejenigen  des  Hagens  und  der  Neustadt ^  die 
doch,  wie  die  an  zweiter  Stelle  erwähnte  Aufzrichnung  lehrt, 
keineswegs  gleich  gross  waren,  nicht  auch  von  einander  getrennt 
aufgeführt,  und  das  könnte  manchem  bedenklich  erscheinen,  doch 
ist  es  ganz  natürlich,  wenn  ein  in  der  Altstadt  in  besondenki 
Interesse  derselben  geführtes  Buch  über  andere  Weichbilde 
weniger  genaue  Auskunft  giebt. 

Nach  der  Verpfändung  von  1325,  deren  Vorgeschichte  übrigens 
gänzlich  im  Dunkeln  liegt,  scheint  die  Stadt  in  ununterbrochenemf 
Beritze  dessen,  was  ihr  damals  von  den  Herzogen  überlassen 
wurde,  und  zu  dem  sie  auch  noch  die  Anrechte  der  Nachkommen 
Hrinrichs  des  Wunderlichen  auf  die  Vogtei  hinzu  erwarb^), 
geblieben  zu  sein.  Zwar  liegen  uns  verschiedene  Urkunden  aus 
späterer  Zeit  vor,  in  denen  bald  dieser  bald  jener  Herzog  über 
Vogtei,  Altewik  und  Sack  verfügt,  aber  keine  derselben  kann 
die  oben  aufgestellte  Vermutung  entkräften.  Nur  eine  Bestätigung 
des  im  Jahre  1325  vollzogenen  war  es,  als  am  16.  Februar  1345 


>)  o£  S.  36:  üifande  flentog  Albrechts  vom  18.  September  1370. 

Madt^  Fbuuisgetohlehte  der  Stedt  Braonsohweig.  3 
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Albrechts  des  Feisten  Söhne  ICagniifi  und  Erast  bekannten,  sie 
hätten  den  JEtatsberren  der  drei  verbündeten  Weichbilde  für  690  M. 
sowohl  die  Vogtei  in  Braunschweig,  wie  sie  jenen  Herzog  Otto, 
ihv  yerstorbener  Bruder^  abgetreten  habe,  überlassen,  als  auch 
gestattet,  von  den  Bürgern  der  Altenwik  und  des  Sackes  Schoss 
und  sonstige  Leistungen,  nicht  minder  Gehorsam  in  allen  Stücken 
wie  von  ihren  eignen  Bürgern  zu  fordern.^)  690  M*  hatten  ja 
Herzog  Otto  und  seine  Brüder  schon  1325  von  den  drei  Weich- 
bilden  für  ihre  Ansprüche  auf  Altewik  und  Sack  erhalten, 
und  es  ist  kaum  zweifelhaft,  dass  die  damals  gezahlten  690  M. 
mit  den  hier  erwähnten  identisch  sind,  zumal  da  sich  Magnus 
und  Ernst  bei  Anfuhrung  der  Vogtei  auf  die  Abtretung  derselben 
durch  ihren  Bruder  Otto  berufen.  Darin  dürfen  wir  eine  Bezug- 
nahme auf  das  1326  Geschehene  erblicken.  Denn  der  scheinbare 
Widerspruch,  der  sich  daraus  ergiebt,  dass  1325  von  der  Vogtei 
in  Altewik  und  Sack,  1345  aber  von  der  in  Braunschweig  die 
B.ede  ist,  läßst  sich  vielleicht  sehr  einfach  lösen:  Albrechts  Söhne 
werden  eben  nur  noch  Anrechte  auf  die  Vogtei  in  jenen  beiden 
Weichbilden,  nicht  aber  auch  auf  die  in  den  andern  Teilen  der 
Stadt  geltend  gemacht  haben.  —  Auf  die  Frage,  ob  man  es  1345 
noch  in  gleicher  Weise  mit  der  Verteilung  der  erworbenen  Auf- 
künfte  gehalten  habe  wie  1325,  giebt  die  Urkunde  vom 
15.  Februar  jenes  Jahres  keine  Antwort.  Und  das  ist  auch 
gar  nicht  wunderbar;  denn  auf  solche  Verhältnisse,  welchen 
durchaus  nur  Abmachungen  der  vereinigten  Weichbilde  unter 
einander  zu  Grunde  lagen,  brauchten,  ja  konnten  vielleicht  die 
Herzoge  in  der  von  ihnen  ausgestellten  Urkunde  nicht  eingehen. 
Aber  auch  aus  den  Aufzeichnungen,  welche  die  beste  Quelle 
für  unsere  Erkenntniss  der  Innern  Angelegenheiten  jener  Weich- 
bilde sind,  wird  uns  kein  sicherer  Aufschluss  über  den  bezachneten 
Punkt  zu  T&L  Möglich  freilich  ist  es,  dass  die  Altstadt  1345 
noch  die  aUeinige  Inhaberin  des  1325  erworbenen  Anteils  der 
Vogtei  in  Sack  und  Altewik  gewesen  ist:  wenigstens  scheint 
sie  einem  Posten  der  ältesten  Altstädter  Bechnung  zufolge*) 
noch  1354,  wirklich  vogteiliche  Einnahmen  aus  dem  Sack  gehabt 
zu  haben«    Sonstige  Einkünfte  jedoch  aus  den  beiden  veipfandeten 


*)  Bf.  Ü.-B.  8.  40  und  41. 

*)  Item  Vn  sol.  minus  TTTT  den.  Polede  de  duobuB  talentis  de  Saooo 
pro  dobelspel.    Über  den  enttpreohenden  Einnahmeposten  of.  II,  oap.  5. 
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Weichbilden  werden  weder  in  dieser  noch  in  spätem  Kechnungen 
der  Altstadt  aufgeführt,  woraus  man  mit  Notwendigkeit  auf  ein 
Abgehen  von  der  1325  angetroffenen  Verteilung  schliessen  muss, 
em  Abgehen,  das  sich  allerdings  erst  nach  1345  Tcdlzogen 
haben  mag. 

Am  Schlüsse  ihrer  Bestätigungsurkunde  hatten  sich  Magnus 
und  Ernst  den  Aückkauf  der  genannten  Rechte  und  Einnahmen 
für  690  M.  ausdrücklich  vorbehalten.  Dass  dieser  VorbehiJt 
doch  etwas  mehr  als  eine  rein  formelle  Bedeutung  hatte,  zeigt 
eine  Urkunde  Emst's  vom  1.  November  1863.*)  Durch  dieselbe 
gab  der  Aussteller  seinem  Bruder,  dem  Herzog  Magnus,  und 
dessen  Sohne  Ludwig  die  Erlaubniss  für  345  M.  seinen,  Emst's, 
Anteil  an  Sack  und  Altewik,  sowie  an  Gericht  und  Yogtei  su 
Braunschweig,  welche  Objecto  er  mit  Magnus  zusammen  ver- 
pfindet  habe,  wieder  einzulösen;  gleichzeitig  behielt  er  seiner- 
seits sich  die  Einlösung  von  seinen  Verwandten  vor.  Hiemach 
scheint  es,  als  ob  Herzog  Magnus  damals  wirklich  die  Absicht 
gehabt  habe,  den  1345  in  Aussicht  gestellten  Rückkauf  zu  voll- 
ziehen. Über  die  blosse  Absicht  ist  jedoch  Magnus  höchst- 
wahrscheinlich gar  nicht  hinausgekommen.  Denn  nirgends  findet 
sich  in  der  Überlieferung  eine  Spur  von  der  Ausfuhrung  seines 
Vorhabens,  nirgends  bemerken  wir  etwas  von  einer  Lockeitmg 
der  Bande,  welche  damals  bereits  Altewik  und  Sack  eng  mit 
den  übrigen  Weich  bilden  verknüpften,  und  nichts  berechtigt  un& 
anzunehmen,  der  genannte  Herzog  habe  in  jener  Zeit  über 
bedeutende  Geldmittel  verfügt,  zumal  da  er  dem  Rate  ganz  bald 
nach  Ausstellung  der  Urkunde  Emst's  andre  wichtige  Einkünfte 
aus  der  Stadt  verpfändet.')  Wurde  aber  trotz  alledem  136B 
die  Einlösung  vollzogen,  so  ist  sie  sicherlich  schon  niich 
kurzer  Zeit  wieder  hinfällig  geworden.  Andernfalls  würde  man 
einer  Urkunde  ^  Magnus  des  Jüngern,  des  Sohnes  des  bereits 
mehrfach  erwähnten  Magnus  des  Altern,  die  auf  den  14.  Februar 
1371  datirt  ist,  den  Vorwurf  grober  Unglaubwürdigkeit  machen' 
müssen.  Damals  bekannte  der  erstgenannte,  dass  er  dem  Rate 
und  den  Bürgern  zu  Braunschweig  300  M,  schulde,  die  am 
nächsten  Michaelistage  von  ihm  zurückgezahlt  werden  müssten. 
Wenn  er  dies  nicht  thue,  so  sollten,  bestimmte  er,  die  300  M.  zu 


>)  Sadendorf  III,  128. 

*)  Am  28.  Jan.  1364.    Sadendorf  HI,  137. 

»)  Br.  U.-B.  I,  57. 
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der  Summe  geschlagen  werden,  für  die  sein  Vater  seine  Anrechte 
an  Altewik ,  Sack ,  Vogtei  und  Münze  der  Stadt  verpfändet 
habe.  Auch  verpflichtete  er  sich,  die  Ansprüche  seines  Bruders 
Ernst  auf  diese  Pfandobjecte  zu  befriedigen.  —  Was  sich  hieraus 
ergiebt,  ist  leicht  zu  ersehen.  Jedenfalls  war  beim  Tode  Magnus 
des  Altem  die  Stadt  firaunschweig  im  Besitze  dessen,  was  der- 
selbe 1363  hatte  einlösen  wollen.  Ob  freilich  mit  der  Verpfändung 
durch  seinen  Vater,  auf  die  Magnus  der  Jüngere  hinweist,  die 
von  134Ö  oder  eine  erst  nach  1363  erfolgte  gemeint  ist,  muss 
unentschieden  gelassen  werden. 

Nach  dem  Jahre  1371  scheinen  die  Nachkommen  Herzog 
Albrechts  des  Feisten  ihre  Ansprüche  auf  Sack  und  Altewik  auf 
über  fünfzig  Jahre  gänzlich  fallen  gelassen,  wenigstens  nicht 
mehr  in  Urkunden  geltend  gemacht  zu  haben,  und  als  nach 
1420  die  Sohne  Magnus  11.  wieder  mit  solchen  Ansprächen 
auftraten,  haben  sie  doch  keinen  praktischen  Erfolg  errungen.^) 

Lange  nicht  so  zäh  hielten  die  Nachkommen  Heinrichs  des 
Wunderlichen  an  ihren  entsprechenden  Rechten  fest.  Nur  ein- 
mal noch  nach  1326  tauchen  die  letztern  in  einer  Urkunde  auf. 
Am  12.  September  1370  ging  Herzog  Albrecht,  ein  Enkel 
Heinrichs,  folgende  Verpflichtung  ein :  Falls  der  Bat  von  Braun- 
Bchweig  wegen  einer  Bürgschaft  in  Anspruch  genommen  f&r  ihn, 
den  Herzog,  eine  gewisse  Summe  bezahlen  müsse,  so  wolle  er 
um  letztere  die  Pfandsumme  erhöhen,  für  welche  Herzog  Ernst, 
sein  Vater,  und  er  selbst  der  Stadt  ihren  Anteil  an  der  Vogtei, 
dem  Sack  und  der  Altenwik,  sowie  an  andern  nutzbaren  Rechten 
überlassen  hätten.  Die  Abfindung  seiner  Vettern,  der  Sohne 
Herzog  Heinrichs  n«,  versprach  er  auf  sich  zu  nehmen;  sein 
Bruder,  der  junge  Herzog  Friedrich,  gab  zu  allem  seine 
Zustimmung. ') 

Auf  das  Verhältniss  zwischen  den  beiden  Weichbildsgruppen, 
die  von  vornherein  unterschieden  werden  mussten,  hatten  diese 
letzten  Verpfändungen  oder  vielmehr  Verpfändungsbestätigungen 
keinen  Einfluss  mehr.  Diejenige  Entwicklung,  deren  Endziel  der 
möglichst  enge  Zusammenschluss  von  Altstadt,  Hagen  und 
Neustadt   mit  Altewik  und  Sack  zu    einem  Gunzen  bedeutete, 


>)  Darre,  8.  206  and  207. 

*)  £r.  ü.-ß.  I,  56.  —  Hersog  Albreoht  von  Grabenhagen  war  ein  Sohn 
Herzog  Ernst  des  Altern  and  ein  Eokel  Heinrichs  des  Wonderlioheu. 
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war  schon  lange  vor  1370  vollendet.  Den  Beweis  daf&r  giebt 
eine  Urkunde  vom  24.  November  1345,  ^)  eine  Urkunde  also, 
welche  nur  neun  Monate  nach  der  oben  besprochenen 
der  Herzoge  Magnus  und  Ernst  ausgestellt  ward.  In  ihr 
berichtet  der  gemeine  Kat  von  einem  zwischen  ihm  und  dem 
Bäte  der  Altenwik  vereinbarten  Vertrage.  Diesem  zufolge  sollte 
der  letzter^  wie  auch  die  andern  jenem  unterstellten  Weichbilde 
thäten,  die  Überschüsse  von  Gülten  und  Zinsen  seines  Weichbildes 
über  dessen  eignen  Bedarf  hinaus  zur  Bestreitung  von  Ausgaben 
der  gemeinen  Stadt  drei  Jahre  lang  beisteuern;  nach  Ablauf  der 
drei  Jahre  aber  sollte  die  angeführte  Vereinbarung  nur  dann 
hinfällig  sein,  falls  sich  der  Bat  der  Altenwik  auf  eine  Verlängerung 
derselben  nicht  einlassen  würde.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
traf  der  gemeine  Bat  ein  gleiches  Abkommen  auch  mit  dem  Bäte 
des  Sackes,  welches  Weichbild  sich  ja  in  derselben  Lage  befand 
wie  die  Altewik. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  die  Tragweite  einer  solchen 
Übereinkunft.  Bisher  konnten  die  drei  selbstständigern  Weich- 
bilde von  den  beiden  übrigen  nur  solche  Leistungen  ver- 
langen, zu  deren  Forderung  sie  durch  die  Erwerbung  der 
herzoglichen  Ansprüche  berechtigt  waren.  Nie  aber  hatte  den 
Herzogen  das  Becht  zugestanden,  über  etwaiges  Weichbilds* 
eigentam  in  Sack  und  Altewik  zu  verfügen.  Indem  nun  jetzt 
diese  und  wohl  auch  jener  sich  bereit  erklärten,  die  Überschüsse 
von  den  Erträgen  des  Weiohbildseigen  zum  Besten  der  gemeinen 
Stadt  herzugeben,  übernahmen  sie  eine  Last,  welche  sie  bis 
dahin  noch  nicht  zu  tragen  verpflichtet  gewesen  waren.  Billiger 
Weise  mnsste  ihnen  also  eine  Entschädigung  geleistet  werden, 
und,  wo  eine  solche  am  natürlichsten  zu  finden  war,  lag  nahe. 
Zunächst  werden  sie  verlangt  haben,  dass  der  Begriff  der  gemeinen 
Stadt,  welcher  bis  jetzt  auf  die  Vereinigung  von  Altstadt,  Hagen 
und  Neustadt  beschränkt  gewesen,  auch  auf  sie,  die  ausserhalb 
dieser  Vereinigung  stehenden  Stadtteile,  ausgedehnt  werde ;  ferner 
aber  war  es  auch  nicht  mehr  als  recht  und  billig,  dass  sie  über 
die  Verwendung  der  von  ihnen  mit  aufgebrachten  Summen  auch 
mit  beschliessen  durften,  dass  also  auch  der  Altenwik  und  dem 
Sack  Anteil  am  gemeinen  Bäte  zugestanden  wurde.  Und  das 
ist  geschehen.    Denn  nur  auf  diese  Ursache  wird  man  es  zurück- 


0  Cbron.  VI,  8.  320  Note  3. 

Digitized  by  V^OOQIC 


38 


f&hren  köntnen,  wenn  man  nach  1345  fast  nnr  noch  von  einem 
gemeinen  Rate  aller  fünf  W'eichbilde  hört.  ^) 

Aber  auch  nach  einer  andern  Richtung  hin  ist  der  Vertrag 
von  1345  sehr  beachtenswert:  sein  Inhalt  wirft  ein  helles  Licht 
auf  die  Art  und  Weise,  in  der  man  damals  die  Bestimmungen 
des  Jahres  1269  zur  Ausführung  brachte  oder  vielmehr  nicht 
zur  Ausfuhrung  brachte.  In  jener  bekannten  Einigung  war 
festgesetzt,  die  Weichbilde  sollten  ihre  gesammten  Zinseinkünfte 
an  die  gemeinsame  Kasse  abführen,  um  1345  aber  wurden  nur 
noch  die  Überschüsse  von  diesen  Einnahmen  so  verwendet. 
Denn  das  beweist  ganz  klar  diejenige  Stelle  unsrer  Urkunde, 
wo  der  Altenwik  die  oben  erwähnte  Verpflichtung  auferlegt 
wird  unter  dem  ausdrücklichen  Hinweis  darauf,  dass  dieselbe 
Last  auch  von  den  übrigen  unter  dem  gemeinen  Rate  stehenden 
Weichbilden  getragen  werde.  Von  den  Einkünften  also,  welche 
1269  der  gemeinschaftlichen  Finanzverwaltung  zur  Verfügung 
gestellt  waren,  wurde  ihr  gegen  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ein 
sehr  bedeutender  Teil  nicht  mehr  zugewiesen.  Vielleicht  hatte 
sie  denselben  schon  lange,  vielleicht  von  Anfang  an  entbehren 
müssen.  So  bot  die  Kasse  der  gemeinen  Stadt  keine  genügend 
feste  Grundlage  dar,  auf  welcher  sich  eine  starke  und  selbst- 
ständige Centralfinanzverwaltung  hätte  aufbauen  können.  Der 
gemeine  Rat  war  nicht  im  Stande  mit  den  ihm  regelmässig 
zufliessenden  Summen  gleichzeitig  die  gewöhnlichen,  laufenden 
Ausgaben  zu  decken  und  auf  eigne  Faust  grössere  Erwerbungen 
durchzuführen.  Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  gelegentlich  der 
besprochenen  Verpfändung  von  1325  die  Pfandsumme  durch 
Beiträge  der  einzelnen  Weichbilde  für  diesen  bestimmten  Zweck 
aufgebracht  wurde.  Ahnliches  wird  öfter  vorgekommen  sein. 
Den  eigentlichen  Nutzen  von  Erwerbungen,  die  auf  solchem 
Wege  vollzogen  wurden,  hatte  zunächst  wenigstens  nicht  die 
gemeine  Stadt,  sondern  die  einzelnen  beteiligten  Weichbilde. 

Nachdem  wir  so  die  Wirksamkeit  des  gemeinen  Rates  in 
einer  Angelegenheit  verfolgt  haben,  deren  langsame,  aber  ziel- 
bewusste   Durchführung   für   die    Entwicklung    der    gesammten 


')  Zun  enten  Male  finden  wir  am  29.  Jan.  1325  in  der  universitas 
coDBalom  auch  Eatsherrn  der  Altenwik  und  des  Sackes,  cf.  Dürre  S.  294. 
Doch  ist  das  ein  ganz  vereinzelter  Fall.  Andrerseits  wird  der  gemeine  Rat 
von  Altstadt,  Hagen  und  Neustadt  noch  verschiedentlich  nach  1345  genannt, 
z.  B.  im  Zinsbuch  der  Altstadt  von  1378. 
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VeriBssung  and  Verwaltang  BraunsobweigB  überhaupt,  iiubeBondere 
auch  für  die  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Finanzwesens  dieser 
Stadt  von  grundlegender  Wichtigkeit  gewesen  ist  und  deshalb 
ein  genaueres  ESngehen  erforderte,  müssen  wir  jetzt  das  G-ebiet 
unsrer  Betrachtung  erweitem,  uns  dem  zuwenden,  was  sich  sonst 
noch  in  der  Überlieferung  über  das  Auftreten  der  gemeinsamen 
Finanzverwaltung  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
aufbewahrt  findet  Im  allgemeinen  werden  wir  hierbei  über  das 
Jahr  1354  nicht  hinausgehen,  da  mit  diesem  ein  neuer  Abschnitt 
der  vorliegenden  Arbeit  zu  beginnen  hat 

Hach  dem  in  der  Einigung  von  1269  aufgestellten  Grund- 
satze, der  gemeine  JELat  solle  in  seinen  Gesch&ftskreis  alle  die 
Gesammtstadt  angehenden  Verhältnisse  hineinziehen,  musste  ihm 
vornehmlich  die  Vertretung  derselben  nach  aussen  zufallen. 
Und  diese  scheint  er  auch  von  vornherein  und  ununterbrochen 
im  wesentlichen  gehabt  zu  haben.  Eine  der  Hauptaufgaben, 
welche  ihm  dadurch  erwuchsen,  war  die  Vermittlung  zwischen 
der  Stadt  und  den  Herzogen;  sie  erstreckte  sich  nicht  zum 
geringsten  Teil  auf  Dinge  finanzieller  Natur.  Da  sind  in  erster 
Reihe  die  Verpfändungen  zu  nennen,  durch  welche  sich  die 
Herzoge  aus  ihren  ewigen  Geldverlegenheiten  zu  ziehen  suchten. 
Und  niemanden  fanden  sie  mehr  in  der  Lage  und  bereit  auf 
solche  einzugehen  als  ihre  Stadt  Braunschweig,  denn  diese  konnte 
einerseite  ohne  grosse  Schwierigkeiten  die  Pfandsummen  zusammen- 
bringen, andrersats  glaubte  sie,  so  ihre  Macht  und  Selbstständig- 
keit am  erfolgreichsten  zu  fordern.  Die  älteste  näher  bekannte 
und  schon  besprochene  Verpföndung  herzoglicher  Rechte  und 
Einkünfte  an  die  gemeine  Stadt  fällt  ins  Jahr  1296.  Und  wenn 
sie  ja  auch  1299  zum  grösaten  Teile  rückgängig  gemacht  wurde, 
so  wirkte  doch  der  Anstoss,  den  sie  gegeben,  weiter.  Auf 
ziemlich  gleichem  Wege,  wie  Altewik,  Sack  und  Vogtei,  aber 
langsamer  und  später  errang  die  Stadt  auch  das,  was  1296 
ausserdem  verpfändet  war:  die  Zölle,  die  Münze,  die  Mühlen- 
aufkünfte. 

Vom  Zoll  hatte  firaimschweig  schon  bald  nach  1300  wieder 
£Snnahmen,  wenn  man  wenigstens  das  merkwürdige  Zollstatut 
im  Rechtsbuche  der  Neustadt^)  mit  Recht  in  den   Anfang  des 


>)  R  d.  N.  fol.  7  flg.  Das  Zollstatat  steht  dort  hinter  dem  Statute 
vom  Herwede  (IdOB)  und  vor  einem  Vergleich  der  Lakenmacher  mit  den 
Joden  (1812)l 
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14  Jahrhunderts  seUt.  Dieses  Statut,  im  wesentlichen  ein  Tarif, 
enthält  unter  anderm  folgende  Bestimmung:  ,,Wer  fremdes  Bier 
hier  in  der  Stadt  verzapft,  er  sei  Bürger  oder  Gast,  bezahlt  für 
das  Fuder  2  Schillinge  Zoll,  wovon  die  eine  Hälfte  dem  Zöllner, 
die  andre  dem  Rate  zukommt^  Von  welchem  der  beiden  Herzige, 
Albrecht  oder  Heinrich,  die  Stadt  diese  Einnahmen  erworben 
hatte,  lässt  sich  nicht  erkennen,  auch  kann  man  nicht  feststellen, 
ob  ihr  damals  ausser  der  Hälfte  des  Zolls  von  fremdem  Biere 
auch  noch  andere  Zollauf künfte  zustanden.^)  Aber  nicht  nur 
für  den  Anfang,  sondern  bis  gegen  Gkide  des  Jahrhunderts 
erhalten  wir  aus  der  Überlieferung  über  die  Geschicke  der  in 
Braunschweig  erhobenen  Zölle  sehr  mangelhafte  Auskunft.  Was 
zunächst  den  Anteil  der  Nachkommenschaft  .  Heinrichs  des 
Wunderlichen  betrifft,  so  ist  hier  nur  zu  erwähnen,  dass  Herzog 
Wilhelm,  der  1360  starb,  die  Hälfte  der  Bierzollerträge  dieser 
Linie  an  die  braunschweigische  Familie  Meyse  verpföndete, 
während  die  andre  Hälfte  sein  Bruder  Ernst  der  Familie 
Gottinghe  zu  Lehen  gab.*)  Zollüberlassungen  an  die  Stadt 
können  wir  für  diese  Periode  ebenso  wenig  seitens  der  Gruben- 
hageaer  Herzoge  nachweisen,  wie  seitens  der  Nachkommen 
Albrechts.  Des  letztern  ältester  Sohn  Otto  der  Milde  übertrug 
die  Hälfte  des  Zolls  in  Braunschweig  d.  h.  seine  und  seiner 
Brüder  Anrechte  dem  Braunschweiger  Bürger  Johann  von  der 
Beyde,  in  dessen  Familie  die  Erträge  hiervon  noch  im  Anfange 
des    nächsten   Jahrbunders    waren.  ^)      Den    Anteil    der   Söhne 

>)  Wenn  Dürre  das  Zollstatuti  das  auch  er  dem  Anfange  des  14.  Jahr- 
hunderts zuweist  (S.  128),  mit  der  Verpfändung  von  1296  zusammenbringt 
tmd  in  Folge  dessen  behauptet,  der  Bat  habe  die  eine  Hälfte  der  Zollab- 
gaben (sämmtlioher?)  als  den  ihm  von  Herzog  Albrecht  dem  Feisten  ver- 
pfändeten Anteil,  die  andre  Hälfte  für  die  grubenhagensche  Linie  d.  h.  für 
Herzog  Heinrich  den  Wunderlichen  erhoben,  so  kann  das  schon  deshalb 
kaum  richtig  sein,  weil  auch  Dürre  meint,  die  Stadt  habe  1299  ihrer 
Anrechte  auf  den  Zoll  entsagen  müssen,    cf.  S.  31,  Anm.  1. 

»)  cf.  Chron.  VI,  S.  277  und  278.  Der  Widerspruch,  der  dort  von 
Hänselmann  constatirt  ist  und  darin  besteht,  dass  Herzog  Ernst  den 
„verdendeyl  kopenpenninghe*'  an  die  Ctotinghe  versetzt  hat,  während  Herzog 
Wilhelm  den  „halven  bertoUen"  den  Meysen  überliess,  wonach  also  die 
grubenhagensche  Linie  eigentlich  ^U  ^^  Bierzolls  gehabt  hätte,  lässt  sich 
vielleicht  so  lösen,  wie  es  im  Texte  angedeutet  wurde:  wenn  Herzog 
Wilhelm  den  „halven  bertollen*'  vergabt,  so  vergabt  er  damit  nur  die 
Hälfte  des  grubenhagenschen  Anteils.  —  A.  a.  0.  sind  auch  die  sämmtlichen 
Quellenstellen  über  die  Verpfändung  des  Bierzolls  angeführt 

*}  cf.  Sudendorf  U,  S.  48><»  und  III,  S.  60,  femer  Chron.  VI,  S.  239. 
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Albreohts  am  Bierzoll  finden  wir  schon  1318  im  Lehnsbesitz  von 
Angehörigen  der  braunschweigischen  G-eschlechter  Kerkhof  und 
Salghe.  Sie  gestanden  im  Jahre  1353  die  Nutzung  dieser  Hälfte 
auf  ein  Jahr  *  dem  gemeinen  Bäte  gegen  eine  Zahlung  von 
24  Mark  zu;^)  1354  verlängerten  die  beiden jgenannten  Parteien 
ihre  Abmachung  um  zwei  Jahre  mit  der  Änderung,  dass  die 
fahrliehe  Entschädigungssumme  auf  28  Mark  erhöht  wurde.*) 
Wie  damit  eine  Notiz  der  Altstädter  Bechnung  von  1354  in 
£Snklang  zu  bringen  ist,  der  zufolge  die  Altstadt  in  diesem 
Jahre  an  Ludolf  Salghe  50  M.  für  5  M.  Beute  aus  den 
Bierzollaufkiinften  zahlte,  eine  Beute,  deren  erste  Bäte  unter  den 
Einnahmen  in  der  Altstädter  Bechnung  von  1355  gebucht  ist, 
muse  dahin  gestellt  bleiben,  übrigens  haben  die  Erpachtungen  von 
1353  und  1354,  welche  nach  einem  Zeitraum  von  fun&ig  Jahren 
zuerst  wieder  das  Bestreben  der  Stadt  andeuten,  die  Eiinnahmen 
aus  den  Zöllen  für  sich  auszunutzen,  kein  dauerndes  Verhältniss 
herbeigeführt.  Ein  zielbewusstes  Vorgehen  des  gemeinen  Bates 
hinsichtlich  der  Erwerbung  der  Zölle  und  dementsprechende 
Erfolge  sind  erst  in  einer  weit  spätem  Zeit  zu  erkennen,  als  ein 
völliger  Umschwung  in  der  Finanzverwaltung  eingetreten  war. 
Um  einfachere  Verhältnisse  handelt  es  sich  bei  der  Geschichte 
der  Mfinzerwerbung  durch  die  Stadt.  Nachdem  1299  die  Münz- 
verpfandung  Albrechts  von  1296  ihre  Gültigkeit  verloren  hatte, 
acheint  der  Bat  auf  einige  Zeit  die  Ausführung  seiner  Absicht, 
diese  so  wichtige  und  ertragreiche  Gerechtsame  der  Stadt  zu 
erringen,  aufgegeben  zu  haben,  nur  eine  Vermutung  freilich,  die 
lediglich  darauf  gegründet  ist,  dass  in  der  Überlieferung  durch 
mehrere  Jahrzehnte  sich  nicht  die  geringste  Spur  vom  Gegenteil 
findet.  Erst  eine  Urkunde  vom  Jahre  1332^)  weist  wieder  auf 
Massnahmen  des  gemeinen  Bates  in  der  Münzangelegenheit  hin. 
Damals  sandte  nämlich  Herzog  Wilhelm,  ein  Sohn  Heinrichs 
des  VP'underlichen,  einen  vom  81.  Januar  datirten  Brief  an  jenen, 
in  dem  er  ausser  anderm  bat,  dem  Briefweiser  die  10  M.,  um 
welche  er,  der  Herzog,  mit  der  Stadt  wegen  der  Münze 
übereingekommen  sei ,  auszuzahlen ;  hingegen  wolle  er  in 
kürzester  Frist  die  deshalb  besiegelte  Urkunde  ausfolgen. 
Hinsichtlich  des  Inhalts  der  die  Münze  betreffenden  Abmachung, 


OL  G.  fol.  5«. 
«)I  G.  foL  8*. 
•)  O.-ü.  Nro.  73  im  Br.  St-A. 
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welche  naeh  dem  Wortlaut  dieses  Briefes  zwischen  Hersog 
Wilhelm  und  dem  gemeinen  Aate  1332  bestanden  haben  muss, 
ist  näheres  nicht  zu  ergründen;  auch  kann  man  nicht  erkennen, 
wie  lange  sie  in  Geltung  gewesen,  und  ob  und  inwiefern  sie  mit 
den  Verfügungen  andrer  Herzoge,  namentlich  der  Grubenhagener 
Idnie  in  Zusammenhang  stand.  Nicht  besser  sind  wir  mit  der 
nächsten  einschlägigen  Nachricht  daran,  die  ins  Jahr  1343  fällt. 
Im  ersten  Gedenkbuche  ^)  ist  eine  Abrechnung  des  gemeinen 
fiates  mit  dem  Münzschmiede  Heneken  Wulvramme  verzeichnet, 
aus  welcher  hervorgeht,  dass  dieser  damals  im  Auftrage  der 
Stadt  Pfennige  geschlagen  hatte.  Das  regt  die  Frage  an:  welcher 
Herzog  hatte  die  Stadt  zur  Ausübung  des  Münzrechtes  ermächtigt 
und  auf  Grund  welches  Vertrages?  Aber  auf  beides  müssen 
wir  die  Antwort  schuldig  bleiben. 

Eine  stattliche  Reihe  von  Urkunden,  die  untereinander  in 
engem  Zusammenhang  stehen  und  von  uns  hier  heranzuziehen 
sind,  ist  aus  der  Kegierungszeit  Herzogs  Magnus  des  Altem 
erhalten.  Am  29.  Mai  1345  überliess  derselbe  seinen  Anteil  an 
der  Münze  zu  Braunschweig  dem  Kate  und  den  Bürgern  auf 
drei  Jahre;*)  für  welche  Summe  oder  für  welche  Einräumungen 
ist  leider  nicht  gesagt.  Am  1.  Juni  1348  verlängerte  er  die 
Vergabung  um  fünf  Jahre.*)  Ob  er  dann  1353  eine  neue  hierher 
gehörige  Urkunde  ausgestellt  hat,  wissen  wir  nicht;  vielleicht 
that  er  es  zuerst  wieder  1854.  Denn  unter  den  in  der  gemeinen 
Kämmereirechnung  dieses  Jahres  verzeichneten  Ausgaben  findet 
sich  ein  Posten,  wonach  der  Schreiber  Herzogs  Magnus  für  eine 
auf  die  Münze  bezügliche  Urkunde  1  Ferding  erhalten  hat 
Weiterhin  erneuerte  Magnus  am  4.  Juni  1357  die  Überlassung 
der  Münze  an  die  Stadt  auf  drei  Jahre  ^)  und  am  31.  Mai  1360 
abermals  auf  dieselbe  Zeit;  ^)  auf  letztere  Urkunde  werden  wir 
bald  zurückkommen  müssen.  Zum  letzten  Male,  wie  es  scheint, 
verfügte  Magnus  der  Altere  1369,  wohl  Anfang  Juni,  über  die 
Münze,  indem  er  seinen  Anteil  daran  für  50  M.  der  Stadt  ver- 
pfändete.^)   Sein  gleichnamiger  Sohn  bestätigte  die  Verpfandung 


>)  I  G.  fol.  2. 
«)  ßr.-U..ß.  S.  42. 
»)  ibid.  S.  42. 
*)  ibid.  S.  49. 
«)  ßr.  ü.-ß.  S.  51. 
•)  ibid.  S.  66. 
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des  Vaters  in  jener  schon  angezogenen  Urkunde  vom  14.  Februar 
1371,  in  welcher  er  auch  die  Rechte  der  Stadt  auf  Altewik, 
Sack  und  Vogtei  anerkannte.^) 

um  den  Zusammenhang  nicht  zu  zerreissen,  war  von  uns 
oben  eine  Stelle  aus  der  Urkunde  von  1360  einstweilen  bei  Seite 
gelassen  worden ,  die  eingehende  Würdigung  verdient.  Sie  ist 
in  der  Urkunde  von  1369  wiederholt  und  lautet  in  dem  mittel- 
niederdeutschen Text,  wie  folgt:  „Weret  ok,  dat  dijt  velle  bynnen 
deseer  tijd  —  d.  h.  innerhalb  der  Vertragsdauer  —  dat  se  — 
die  JEtatsherren  —  unser  vedderen  willen  nicht  en  hedden  to  der 
muntye^also  dat  se  neue  penninghe  slogen  unde  den  slach 
liggen  leten,  des  scolden  se  von  os  unbedeghedinget  bliaen,*' 
Hieraus  lassen  sich  mehrere  wichtige  Ergebnisse  gewinnen. 
Zunächst  kann  man  feststellen,  dass  die  Stadt  mit  den  Rechten 
des  Herzogs  Magnus  auf  die  Münze  eigentlich  auch  die  Pflicht 
übernahm,  diese  Rechte  auszuüben,  Münze  zu  schlagen.  Denn 
was  hätte  sonst  jenes  ausdrückliche  Versprechen  des  Herzogs  zu 
bedeuten,  er  wolle  die  Stadt  nicht  belangen,  falls  sie  keine 
Pfennige  präge.  Aber  die  damit  ausgesprochene  Pflichtbefreiung 
erstreckte  sich  nur  auf  einen  gewissen  Fall,  nur  auf  den  Fall 
nämlich,  dass  der  Rat  den  Willen  der  Vettern  Magnus'  zu  der 
Münze  nicht  haben  d.  h.,  dass  diese  Vettern  sich  weigern  würden, 
ihren  Anteil  an  der  Münze  ebenfalls  der  Stadt  zu  verpfänden. 
In  einer  Hand  musste  demnach  die  Münzgerechtsame  sein,  nur 
einer  durfte  in  firaunschweig  münzen,  entweder  die  herzogliche 
Familie  oder  die  Stadt.  Doch  weiter!  Da  Magnus  hier  nur 
von  dem  Willen  seiner  Vettern  spricht,  nicht  aber  auch  von  dem 
seines  Bruders  Ernst,  der  ja  erst  1367  starb,  so  haben  sich 
möglicher  Weise  seine  Münzverpfändungen  nicht  auf  seinen 
persönlichen  Anteil  allein,  sondern  auch  auf  den  des  Göttinger 
Herzogs  bezogen,  oder  beide  haben  wenigstens  in  vollstem  Ein- 
verständniss  in  dieser  Angelegenheit  gehandelt,  man  müsste  sonst 
annehmen,  der  Aussteller  habe  unter  dem  Ausdruck  Vettern  seine 
sämmtlichen  männlichen  Verwandten  zusammengefassU  Würde 
aber  femer  der  Rat  auf  die  Überlassung  durch  Magnus,  welche 
doch  nicht  umsonst  geschah,  eingegangen  sein,  wenn  er  die 
erworbenen  Rechte  nicht  hätte  ausnutzen  können,  wenn  er  nicht 
auch  den  Anteil  der  Vettern  jenes,  worunter  wohl  die  gruben- 
hagenschen   Herzoge   verstanden   sind,   im   Pfandbesitz    gehabt 


')  cf.  SS.  aö  und  36  dieser  Arbeit. 
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hätte?  Hieraus 9  wie  auch  ans  der  Aiudracks weise  der  ange- 
führten Stelle»  welche  ein  Zurückziehen  der  Einwilligung  seitens 
der  Vettern  nur  hypothetisch  in  Aussicht  stellt»  ergiebt  sich, 
dass  damals  auch  die  Grubenhagener  Linie  ihrer  Anrechte  auf 
die  Münze  zu  Gunsten  der  Stadt  zeitweilig  entsagt  hatte. 
Herzog  Wilhelm  war  unseres  Wissens  der  erste  grubenhagensche 
Herzog»  der  —  gegen  1332  —  ein  Abkommen  wegen  der  Münze 
mit  dem  Eate  schloss,  dann  erhielt  Wilhelms  Bruder,  Ernst  der 
Altere»  nach  der  gemeinen  Rechnung  von  1355  in  diesem  Jahre 
vom  Braunschweiger  Rate  für  die  Münze  40  M.»  wobei  wir  die 
Frage  offen  lassen  müssen»  ob  seine  Verpfändung  den  Anteil  der 
grubenhagenschen  Linie  oder  nur  seinen  eignen  betraf.  Ver- 
pfändung der  Münzgerechtsame  der  ganzen  Linie  kann  mit 
Sicherheit  erst  aus  den  genannten  Urkunden  von  1360  und  1369 
nachgewiesen  werden.  Die  dort  vorausgesetzten  Verträge  bestätigte 
Herzog  Albrecht»  der  Sohn  Ernsts,  in  der  schon  erwähnten 
Urkunde  vom  12.  September  1370:  in  ihr  ist  ausser  andern 
Pfandobjecten  auch  die  Münze  aufgeführt.^) 

Übrigens  gewann  die  Stadt  durch  diese  Einräumungen  der 
Herzoge  noch  nicht  die  Verfugung  über  die  gesammten  Erträge 
der  Münze.  Jene  hatten»  wie  es  vereinzelt  auch  beim  Zoll 
vorkam,  aus  den  Münzeinnahmen  vielfach  Renten  zu  Lehen 
ausgethan,  und  diese  wurden  erst  bei  der  endgültigen  Erwerbung 
der  Münze  für  die  Stadt  im  Jahre  1412  abgelöst.*) 

Unter  den  herrschaftlichen  Rechten  und  Gefällen,  welche 
Herzog  Albrecht  1296  dem  gemeinen  Rate  verpfändet  hatte»  war 
endlich  der  Mühlenzins  —  alle  Mühlen  Braunschweigs  waren 
ursprünglich  herzoglich  —  genannt  worden.  Wie  Zoll  und 
Münze»  80  mues  auch  jener  1299  der  Stadt  wieder  genommen 
sein»  um  ihr  schliesslich  doch  ganz  anheimzufallen.  Aber  erst 
im  Jahre  1364  sehen  wir  durch  eine  Verpfändung  Magnus  des 
Altern  abermals  den  Mühlenzins»  wenigstens  einen  Teil  desselben» 
in  städtischen  Besitz  übergehen.')  Dass  in  der  Zwischenzeit  der 
Finanzverwaltung  Braunschweigs  Einnahmen  vom  Mühlenzinse 
zugeflossen  seien,  dafür  fehlt  in  der  Überlieferung  jeglicher 
Hinweis. 


1)  cf.  S.  S6  dieser  Arbeit 

«)  Ohren.  VL  S.  196-198  und  Br.  Ü.-B.  S.  186  ff. 

•)  Sudendorf  HI,  S.  137. 
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Umgekehrt  kann  man  eagen,  wie  beim  MQblenzinse,  liegen 
die  Verhältnisse  bei  einer  andern  Einnahme,  die  gleichfalb 
anfänglich  herzoglich  war,  dem  Jndenschntzgelde.  Zwischen 
den  in  der  Urkunde  von  1296  aufgezählten  Pfandobjecten  hatte 
sich  der  Judenzins  nicht  befunden ,  was  vielleicht  damit 
zusammenhängt  9  dass»  so  viel  wir  wissen,  im  selben  Jahre  zum 
ersten  Male  eine  Judenfamilie  in  die  Stadt  aufgenonunen  wurde.^) 
1820  aberliess  Herzog  Otto  der  Milde  5  M.  jährlicher  Rente 
aas  seinen  Aufkunften  von  den  Juden  an  zwei  Bürger 
Braunschweigs*);  gleiche  Vergabungen  sind  uns  auch  von 
seinen  Brfidem  Magnus  und  Ernst  bezeugt.')  Das  Gemein- 
wesen selbst  erhob,  wie  aus  einer  Aufzeichnung  im  ersten 
Oedenkbuche  hervorgeht,  im  Jahre  1351  von  acht  jüdischen 
Haushaltungen  im  ganzen  80  M.  Jahresabgabe*);  dies  ist  das 
erste  Mal,  dass  wir  von  einer  Besteuerung  der  Juden  durch  den 
Bat  hören.  1354  entrichteten  diese  30  M.  an  die  gemeine  Kasse; 
zuiSllig  ist  der  betreffende  Posten  unter  die  Einnahmen  in  der 
Altstädter  Rechnung  von  1354  geraten,  wo  er  dann  als  nicht 
dorthin  gehörig  durchstrichen  wurde.  Im  Jahre  1858  einigten 
sich  die  Vertreter  der  „gemeinen  Juden^  mit  dem  Bäte  dahin, 
dass  sie  sich  verpflichteten  jährlich  24  M.  Zins  zu  zahlen,^)  und 
1360  wurde  das  von  der  Judenschaft  aufzubringende  Jahrgeld 
auf  insgesammt  13  M.  1  Ferding  1  Lot  festgesetzt.^)  Ohne 
Frage  beruhte  das  in  den  aufgeführten  Fällen  hervortretende 
Recht  der  Stadt,  von  den  Juden  Abgabe  zu  erheben,  auf  einer 
oder  mehreren  Verpfändungen  seitens  der  Herzoge,  wenn  wir 
auch  von  solchen  in  so  früher  Zeit  noch  nichts  hören.  Die 
erste,  über  die  wir  gewisse  Kunde  haben,  fällt  ins  Jahr  1364.'') 
Damals  versetzte  Magnus  am  28.  Januar  alle  seine  Anrechte 
auf  Judenschutzgeld  und  Mühlenzins  dem  Braunsohweiger  Rate 
für  18  M.  Was  die  Ansprüche  der  grubenhagenschen  Linie 
angeht,  so  sprach  Herzog  Albrecht  in  jener  Urkunde  des 
12.  September  1370  auch  von  seinem  Teil  des  Judenzinses  als 
von  einem  der  Stadt  bereits  verpfändeten  Gefäll. 


«)  Dürre  8.  123.  —  A  D.  I.  fol.  18«. 

>)  Sudendorf  I,  195. 

*)  Sudendorf  II,  49,  63. 

*)  L  G.  fol.  7. 

»)  I.  G.  fol.  11 «. 

«)  I.  ö.  fol.  12*. 

«)  Sudendorf  III,  137. 
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Aber  die  p&ndweisen  Erwerbangen,  bei  welchen  der  gemeine 
Bat  mit  den  Herzogen  in  geschäftlichen  Verkehr  trat,  beschränkten 
flieh  nicht  auf  deren  Eigentum  innerhalb  der  Stadt,  sie  dehnten 
sich  auch  auf  ihren  Beats  ausserhalb  dieser  aus,  vornehmlich 
auf  ihre  Burgen.  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts begann  sich  das  Pfandschlosswesen  auszubilden,  das 
zur  Zeit  seiner  höchsten  Blüte  ein  ganz  besonders  wichtiges 
G^ebiet  der  gemeinen  Finanzverwaltnng  war.  Um  den  bereits 
hoch  entwickehen  Handel  Braunschweigs  und  die  ausserhalb 
seiner  Mauern  gelegnen  Güter  der  Bürger  einigermassen 
wenigstens  vor  der  Bedrückung  durch  die  ritterlichen  Wege- 
lagerer zu  schützen,  griff  der  Rat  zu  dem  Mittel,  die  wichtigsten 
der  rings  um  die  Stadt  im  Lande  zerstreut  liegenden  Burgen 
in  seine  Hand  zu  bringen.^)  Einmal  wurde  dadurch  dem  Miss- 
stande vorgebeugt,  dass  sich  hier  Feinde  der  Bürger  festsetzten, 
und  andrerseits  war  es  möglich,  von  hier  aus  als  von  festen 
Stützpunkten  dem  Treiben  der  Landschinder  Einhalt  zn  thun. 
Die  meisten  der  Burgen  waren  Eigentum  der  Herzoge,  so  auch 
die  erste,  die  wir  im  Pfandbesitz  der  Stadt  finden,  die  Asseburg.^) 
Diese  scheinen  die  Brannschweiger  1331  in  ihre  Hand  bekommen 
zu  haben.  Damals  wenigstens  brachte  der  Bat  der  Neustadt 
durch  Anleihen  3&0  M.  auf,  die  mit  den  Beiträgen  der  übrigen 
Weich  bilde  an  Herzog  Otto  auf  die  Asseburg  ausgezahlt  werden 
sollten.')  Und  dass  es  sich  dabei  nicht  um  ein  einfaches 
hypothekarisches  Darlehn ,  sondern  um  eine  wirkliche  Ver- 
pfändung handelte,  beweist  ein  Posten  des  Bruchstücks  der 
gemeinen  Stadtreohnung  von  1331:  23  M.  1  Lot  gab  der  Bat 
für  Bauwerk  an  der  Asseburg  aus.  Die  von  Herzog  Otto  über 
letztere  getroffene  Verfügung  bestätigten  seine  Brüder  Magnus 
und  Ernst  am  15.  Februar  1346,  indem  sie  dem  gemeinen  Rate 
für  1470  M.  die  Aeseburg  sammt  Zubehör  verpfändeten,  wie  sie 
jenem  ihr  verstorbner  Bruder  verpfändet  habe.*)  An  demselben 
Tage  erklärten  die  beiden  Herzoge  femer,  dass  sie  dem  Bäte 
binnen  Jahresfrist  dem  Herzog  Otto  geliehene  100  M.  zurück- 
zahlen oder  um  diesen  Betrag   die   auf  der  Asseburg   stehende 


>)  Werkstücke  I,  99. 

')  Die  Asseburg  lag  auf  der  Asse,  einem  Höhenzuge  südoBtlioh  von 
WolfenbtttteL 

»)  R.  d.  N.  foL  79. 
«)  Sudendorf  H,  61. 
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Pfandsumme  erhöben  wollten.^)  Man  sieht  die  Bande ,  welche 
jenes  Pfandschloss  an  die  Stadt  fesselten ,  wurden  immer  enger, 
immer  unwahrscheinlicher  eine  baldige  Einlösung. 

Ausser  der  Asseburg  ist,  so  weit  wir  sicher  wissen,  vor  1354 
nur  noch  ein  Scbloss  in  den  Pfandbesiie  der  Braunschweiger 
gekommen,  die  Homburg.*)  Sie  gehörte  zwar  dem  Bistum 
Halberstadt,  mag  aber  der  Sache  halber  gleich  hier  erwähnt 
werden.  Da  in  einem  Verzeichnisse  vom  Neustädter  fiate 
wabrend  der  Jahre  1338  und  1338  verkaufter  Beuten*)  mh 
zwei  befinden,  von  denen  es  in  der  Nachricht  über  ihre  Einlösung 
zu  Ende  October  1346  heisst*),  ihr  Kaufpreis  sei  für  die  Hom- 
burg verausgabt  worden ,  so  erfolgte  die  Verpfändung  derselben 
wahrschdnlich  in  einem  der  beiden  erstgenannten  Jahre.  Zugleich 
ersehen  wir  hieraus,  dass,  wie  die  Ffandsumme  fiir  die  Asseburg, 
so  auch  die  für  die  Homburg  durch  Beiträge  der  Weichbildsriite 
aufgebracht  wurde. 

Neben  der  ausgedehnten  Verpfändungswirtschaft  treten 
Angelegenheiten,  bei  denen  vor  1364  der  gemeine  Rat  sonst 
noch  in  finanzielle  Berührung  mit  den  Herzogen  kam,  mehr  in 
den  EBntergrund.  Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  eben 
besprochenen  steht  ein  Zwist  zwischen  der  Stadt  und  dem 
Herzog  Magnus  wegen  der  an  der  Asseburg  aufgewandten 
Baukosten.  Den  Ersatz  derselben  forderte  jene  auf  Oründ  der 
Verpfilndungsurkunde  Herzog  Ottos,  während  Magnus  sich 
weigerte,  ihn  zu  leisten*  Ausgetragen  wurde  die  Sache  durch 
einen  1350  gefällten  Schiedsspmch  des  Bischofs  Heinrich  von 
Hildesheim.») 

ESn  andres  Zerwürfhiss  zwischen  der  Stadt  und  Magnus 
dem  Altera,  gleichfalls  finanzieller  Natur,  fand  1349  seine  Er- 
ledigung.  Indem  letzterer  im  Lande  Beden  erhob,  wodurch  die 
Meier  der  bürgerlichen  Qiiter  beschwert  wurden,  und  ausserdem 
von  den  Braunschweiger  Bürgern  durch  seine  Amtleute  wider- 
rechtlich Zoll  eintrieb,  ftihlte  sich  die  Stadt  empfindlich  geschädigt. 
Durch  einen  Vergleich  vom  27.  März  genannten  Jahres  wurde 
schliesslich  die  Aussöhnung  herbeigeführt.  Magnus  erkannte  die 


1)  Sndendorf  II,  62. 

*)  Sfidlich  von  Börssom  belegen. 

*)  B.  d.  N.  fol.  81. 

*)E.  d.  N.  fol.  81«. 

*)  Sndendorf  U,  8.  199. 
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Beschwerden  der  £ürger  als  berechtigt  an,  wogegen  ihm  diese 
unter  dem  Namen  eines  Geschenkes  aus  gemeinen  Mitteln  100  M. 
zahlten.^) 

Während  in  den  beiden  besprochenen  Fällen  ein  Widerstreit 
der  Interessen  der  Stadt  und  des  Herzogs  hervortrat,  so  waren 
doch  gerade  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  viel  häufiger 
freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  jenen  und  ihren  Herren 
von  Bedeutung  ftir  den  städtischen  Haushalt.  Wenn  freilich  der 
Bat  mehrfach  Mitgliedern  des  herzoglichen  Hauses  gelegentlich 
ihrer  Anwesenheit  in  Braunschweig  Geldgeschenke  machte,*)  so 
kann  man  daraus  allein  noch  nicht  mit  Sicherheit  auf  solche 
Beziehungen  schliessen.  Wohl  aber  darf  man  diesen  Schluss 
ziehen,  wo  man  die  Herzoge  in  ihren  Plänen  und  Unter- 
nehmungen durch  die  BUrger  thatkräftig  unterstützt  sieht,  ein 
Vorgehen,  das  immer  mit  Kosten,  zuweilen  mit  recht  bedeutenden 
verknüpft  war.  Als  es  beispielsweise  im  Jahre  1331  galt,  die 
Wahl  Herzog  Heinrichs  zum  Bischof  von  Hildesheim  zu  befördern, 
durfte  der  Rat  auch  die  Geldopfer  nicht  scheuen,  welche  die 
hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  erforderten.^)  Weit  höhere 
Summen  aber  als  durch  derartige  Hülfeleistungen  wurden  unter 
Umständen  dann  verschlungen,  wenn  die  Stadt  den  Herzogen 
bei  kriegerischen  Unternehmungen  Beistand  gewährte.  Hier  ein 
Beleg  daftir:  700  M.  Lösegeld  musste  der  gemeine  Bat  für 
diejenigen  seiner  Bürger  aufbringen,  welche  im  Jahre  1347  in 
dem  unglücklichen  Treffen  von  Gardelegen,  wo  sie  für  Herzog 
Magnus  den  Altern  gegen  den  Erzbischof  Otto  von  Magdeburg 
gekämpft  hatten,  den  Feinden  in  die  Hände  gefallen  war^>) 

Dies  die  mannigfaltigen  Aufgaben,  die  der  gemeinsamen 
Einanzverwaltung  durch  die  besondern  Beziehungen  der  Stadt 
zu  den  Herzogen  erwuchsen.  Natürlich  musste  mit  den  letztern 
auch  ein  diplomatischer  Verkehr  gepflogen  werd«:i,  aber  in 
solchem  Verkehr  stand  Braunschweig  nicht  nur  mit  den 
Herzogen,  sondern  auch  mit  den  benachbarten  Bischöfen,  Äbten, 
mächtigern  Adligen  und  Städten.  Die  durch  denselben  an  die 
Kasse  des  gemeinen  Bates  immerwährend  gestellten  Anforderungen 


<)  L  G.  fol.  6'.  cf.  Dörre  S.  144. 

*)  Bruchstück  der  g;eineinen  Rechnung  von  1831. 

*)  ibidem. 

*)  Dürre  S.  144,  wo  auch  die  Belegstellen^ 
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waren  nicht  gering.  Das  ersehen  wir  sehr  gut  aus  der  gemeinen 
Rechnung  von  1331,  die  vor  1354  über  diesen  Punkt  allein 
Auskunft  giebt.  Zunächst  gehören  dahin  die  Zehrangskosten 
für  die  von  der  Stadt  ausgeschickten  gewohnlichen  Boten;  von 
mehreren  derartigen  Posten  sei  nur  der  erste  und  bedeutendste 
genannt,  wonach  für  solche  Sendungen  10  Pfd.  verausgabt  wurden. 
Hiervon  zu  trennen  sind  die  Zahlungen  an  einzelne  mit  gewissen 
G-escbäften  betraute  Abgesandte ;  sehr  häufig  wurde  der  Schreiber 
dafür  verwandt,  der  unter  anderm  1331  für  eine  Beise  zu  Herzog 
Ernst  2%  Ferd.  erhielt.  Dazu  kommen  die  Summen,  welche  die 
zu  Verhandlungen  in  benachbarten  Städten  abgeordneten  Rats- 
herren verbrauchten ;  so  erforderten  damals  zu  Helmstedt  gepflogene 
Verhandlungen  die  stattliche  Ausgabe  von  6  M.  5  Lot. 

Weitergehend  wenden  wir  uns  dann  zu  den  in  Braunschweig 
selbst  im  Interesse  des  diplomatischen  Verkehrs  gemachten  Auf- 
wendungen. Jeder  Überbringer  einer  Botschaft  von  Seiten 
fremder  Herren  oder  Städte,  jeder  Überbringer  eines  Geschenkes 

—  nicht  selten  schickte  einer  der  Herzoge  oder  einer  der 
benachbai-ten  Prälaten  dem  Rate  ein  Stück  Wildpret  —  erhielt 
ein  gutes  Trinkgeld;  dasselbe  betrug  meist  ^/^  M.,  in  einem 
Falle  sogar  2  M.  Hieran  reihten  sich  die  Kosten  fUr  Be- 
herbergung und  Bewirtung  auswärtiger  Abgeordneter,  wenn  in 
Braunschweig  Verhandlungstage  abgehalten  wurden.     Zwei   Mal 

—  so  scheint  es  wenigstens  —  waren  1331  GSttinger  und 
Mindener  Ratsherren  in  der  Stadt  anwesend:  über  5^«  M. 
wurden  gelegentlich  ihres  ersten ,  6  Pfd.  gelegentlich  ihres 
zweiten  Besuches  verausgabt,  und  mit  diesen  Posten  hängt  der 
Sache  nach  ein  weitrer  eng  zusammen,  demzufolge  in  dem 
genannten  Jahre  an  Gäste  der  Stadt  für  45  M.  Wein  ausge- 
schenkt wurde. 

Ausser  der  Leitung  der  auswärtigen  Politik  lag  dem  gemeinen 
Rate  ferner  die  Sorge  für  das  mit  jener  sich  vielfach  nahe 
berührende  Kriegswesen  der  Stadt  ob;*)  war  dies  doch  gleich- 
falls ein  Gebiet,  wo  Interessen  aller  fünf  Weichbilde  zusammen- 
liefen. Die  in  dieser  Richtung  der  gemeinen  Finanz  Verwaltung 
erwachsenden  Ausgaben  waren,  wie  das  zu  einer  Zeit,  in  welcher 
der  „tägliche  Krieg'^  im  Lande  wütete,  gar  nicht  anders  zu 
erwarten,  verglichen  mit  den  Erfordernissen  für  sonstige  Zwecke 


>)  Über  das   stadtisohe    Kriegswesen   giebt    einen    gaten   Überblick 
HSnsehnann  in  Werkst.  1,  99-116. 

JIbmI^  FinansgeMhiohte  dn  Stadt  Braanichweig.  4- 
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ganz  unverhältnissm'äBsig  gross.  In  erster  Linie  muse  hier  auf 
die  bedeutenden  Summen  hingewiesen  werden ,  die  für  das 
Institut  der  Pfandschlösser  an  Zinsen,  an  Baukosten  —  letztere 
wurden  freilich  im  allgemeinen  von  den  Besitzern  zurückerstattet, 
beziehungsweise  auf  die  Pfandsumme  geschlagen  ^)  — ,  ferner  zum 
Unterhalt  der  Besatzung  und  endlich  für  die  meist  an  Edelleute 
übertragene  Burghut  aufgewandt  wurden.  Zu  dem  oben  bereit« 
angeführten  mag  an  dieser  Stelle  noch  hinzugefügt  werden,  dass 
1331  auf  das  zur  pfandweisen  Erwerbung  der  Asseburg  benötigte 
Kapital  112  M.  Zins  gezahlt  und  für  nicht  näher  bezeichnete 
Zwecke  auf  derselben  Burg  über  97  M.  ausgegeben  werden 
mussten. ') 

Um  ihre  Bürger  beschützen,  ihre  Pfandschlösser  besetzen« 
ihre  Fehden  auskämpfen  zu  können,  war  die  Stadt  gezwungen, 
sich  Söldner  zu  halten,  denn  die  bürgerliche  Wehrpflicht  reichte 
zur  Erfüllung  aller  dieser  Aufgaben  nicht  aus.  In  wie  um- 
fassendem Massstabe  jenes  Mittel  zur  Anwendung  gelangte,  lässt 
wiederum  die  Rechnung  von  1331  sehr  gut  erkennen.  In  ihr 
sind  zunächst  300  M.  für  „stipendiarii"  verzeichnet,  wobei  wir 
sicherlich  an  Soldzahlungen  zu  denken  haben.  Sodann  ist  die 
Gesammtsumme  des  Soldes  der  „cursores"  oder  „Renner"  •)  d.  h.der 
berittenen  Söldner  der  Stadt  mit  76  M.  eingetragen;  ausserdem 
wurde  ihnen  für  4  M.  Hafer  gegeben,  und  3  M.  1  Ferd.  wandte 
man  für  ihre  Winterkleidung  auf;  von  letztern  beiden  Posten 
möchte  man  kaum  behaupten,  dass  sie  sich  auf  alle  Benner 
bezögen.  Schliesslich  wurde  zu  Ostern  des  genannten  Jahres 
für  über  UM.  die  EUeidung  der  „famuli"  beschafiPt,  in  welch' 
letztern,  falls  sie  überhaupt  von  den  stipendiarii  streng  geschieden 
werden  können,  vielleicht  die  nur  für  Unterhalt  und  Kleidung 
dienenden  streitbaren  Knechte  zu  sehen  sind;  dass  dies  häufiger 
vorkam,  zeigen  eine  Anzahl  von  Contracten  der  spätem  Zeit.  • 

Die  für  seine  Streitmacht  erforderlichen  Pferde  stellte  zum 
Teil  der  Bat,  indem  er  solche  entweder  käuflich  erwarb  und 
dann  gegen  Entgelt   —  städtische  Marställe  kommen  erst  gegen 


>)  cf.  S.  47.  Der  Schiedsspruch  des  Bischofs  lautete  dahin ,  dass 
Herzog  Magnus  nur  die  Kosten  derjenigen  Bauten  an  der  Asseburg  zu 
ersetzen  habe,  au  deren  Ausführung  die  Stadt  yorher  seine  Einwilligung 
eingeholt  hatte,    cf.  femer  II,  oap.  8. 

')  Bruchstück  der  gem.  Rechnung  von  1331. 

»)  Werkst.  I,  S.  HO  und  111. 
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Ende  des  Jahrhunderts  vor  —  bei  Bürgern  in  Pflege  gab,  oder 
indem  er  sie  sich  von  diesen  mietweise  verschaffte.  Teilweise 
aber  hielten  sich  die  Soldner  auch  ihre  Pferde  selbst,  was 
natürlich  auf  die  Höhe  ihres  Soldes  nicht  ohne  Einfluss  blieb. 
Wurden  im  Dienste  der  Stadt  gerittene  Pferde  beschädigt  oder 
getödtet,  so  musste  der  Bat  einen,  wie  es  scheint,  meist  recht 
hoch  bemessenen  Ersatz  leisten.  Diese  Gliederung  der  mannig- 
faltigen Ausgaben  für  Beschaffung  eines  tüchtigen  Pferdematerials 
ergiebt  sich  erst  aus  den  jüngeren  Rechnungen ;  ^)  nach  der 
Rechnung  von  1331  könnte  man  sie  wegen  zu  ungenauer 
Bezeichnung  der  betreffenden  Posten  —  immer  heisst  es  nur 
pro  equo  —  nicht  aufstellen.  Immerhin  wird  man  vermutungs* 
weise  sagen  können,  dass  die  kleinern  Beträge  von  2  Ferd.  bis 
2  M.  für  Unterhalt,  Miete  oder  geringere  Beschädigungen,  die 
grossem  von  4  bis  7  M.  für  Anschafiung  von  neuen  Pferden 
oder  zur  Entschädigung  für  gänzlich  unbrauchbar  gewordene 
und  getodtete  zu  zahlen  waren. 

Aber  nicht  nur  für  Pferdeschaden,  wie  der  technische  Aus- 
druck lautet,  musste  der  Rat  aus  gemeinen  Mitteln  aufkommen^ 
sondern  auch  für  alle  sonstigen  Verluste,  welche  diejenigen,  die 
ihm  irgendwelche  Kriegsdienste  leisteten,  hierbei  erlitten.  So 
erklärt  es  sich,  wenn  er  einem  seiner  Söldner  1331  4  Schill,  für 
einen  eisernen  Helm  und  einem  andern  10  Schill,  für  Steigbügel 
zahlte.  Und  eng  mit  dieser  Ersatzpflicht  hing  die  weitre  Pflicht 
des  Rates  zusammen,  den  im  Streite  für  die  Stadt  gefangen 
genommenen  wieder  auszulösen.  Ein  sehr  gutes  Beispiel  bietet 
dafür  eine  Urkunde  vom  8.  Mai  1350,^)  in  der  Binrik  von 
Evessem  feierlich  erklärt,  dass  er  im  Dienste  des  Hägener  oder 
des  gemeinen  Rates  etwa  gefangen  weder  den  einen  noch  den 
andern  über  30  M*  hinaus  ansprechen  wolle,  mit  welcher  Summe 
Ae  ihm  zu  Hilfe  zu  kommen  versprochen  hätten.  Auch  aus 
dem  Grunde  ist  diese  Urkunde  beachtenswert,  weil  sie  durch  die 
Erwähnung  des  Hägener  Rates  erkennen  lässt,  wie  zu  jener 
Zeit  die  Leitung  des  Kriegswesens  nicht  gana^  und  gar  in  den 
Händen  des  gemeinen  Rates  lag,  sondern  auch  die  Competenz 
der  Weichbildsräte  auf  dieses  Gebiet  übergriff. 

Liess  sich  nun  die  Stadt  auf  grössere  Actionen  ein,  auf 
eine   Vereinigung    bedeutenderer    Streitmassen,    namentlich   zur 


>)  o£  n,  oap.  7. 

•)  O.-U.  ün  ß.  St-A. 
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ßelageruDg  von  Burgen  oder  sonstiger  fester  Plätze  ihrer  ärgsten 
Feinde,  so  gesellten  sich  zu  alle  den  aufgezählten  Ausgaben  noch 
andre  grosse  Erfordernisse.  Das  Heer  musste  reichlich  mit 
Proviant  yersehen,  die  Belagerungswerkzeuge  in  Stand  gesetzt 
und  transportirt ,  der  nötige  Vorrat  an  Schleudergeschossen 
beschafft  werden.  Au  derartiges  werden  wir  zu  denken  haben, 
wenn  es  in  der  Rechnung  von  1331  heisst,  vor  Warmstorf  *) 
seien  6  M.  4  Ferd.,  vor  Groningen*)  12  M.  3  Ferd.  verbraucht. 

Dies  das  wesentliche,  was  wir  aus  der  Zeit  vor  1354  von 
den  Beziehungen  der  Finanzverwaltung  der  Gesammtstadt  zum 
Kriegswesen  hören;  nur  Ausgaben  waren  es,  die  dabei  erwähnt 
werden  konnten,  während  von  dem  gelegentlichen  Gewinn,  den 
der  Stadt  ihre  Kämpfe  brachten,  nämlich  Lösegeld  für  die 
Gefangenen  und  Beute  an  Pferden,  Waffen  und  dergleichen,  aus 
der  Überlieferung  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  nichts  zu 
erfahren  ist. 

Im  Interesse  der  Sicherung  und  Erleichterung  des  Verkehrs, 
allerdings  nicht  allein  hierfür,  geschah  es,  dass  der  gemeine  Rat 
für  eine  starke  Wehrmacht  sorgte  und  im  Interesse  des  Verkehrs 
handelte  er  auch,  wenn  er  die  wichtigem  Landstrassen  im  Stadt- 
gebiet in  gutem  Zustande  erhielt  1331  erforderte  der  Strassen- 
damm  bei  Klein-Schöppenstedt  einen  Aufwand  von  10  Schill., 
die  lange  Brücke  bei  Vechelde  einen  solchen  von  1  Pfd.  Und 
eine  charakteristische  Aufzeichnung  im  1.  Gedenkbuche  zum 
Jahre  1347 ')  besagt,  dass  Olrik  von  Hedelendorpe  dem  gemeinen 
Rate  4  M.  7  Lot.  übergeben  habe,  die  um  Gott  und  seiner 
Seele  willen  zum  Damm  bei  Vechelde   verwandt  werden  sollten 

So  haben  wir  denn  gesehen,  wie  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts die  Wahrnehmung  der  äusseren  Interessen  der  Stadi 
den  gemeinsamen  Haushalt  beeinflusste ;  jetzt  soll  der  Zusammen 
hang  des  letztern  mit  der  Vertretung  jener  durch  den  gemeinen 
Rat  nach  innen  zu,  den  Elementen  gegenüber,  die  in  ihrer 
Gesammthcit  die  Stadt  selbst  bildeten,  für  die  gleiche  Zeit 
betrachtet  werden.  Zuerst  wenden  wir  uns  da  zu  den  Be- 
ziehungen   der    gemeinen     Finanzverwaltung     zum    städtischen 


0  „Warmestorp".  Vielleicht  ist  Warmsdorf  in  der  Grafaohaft  Hoya 
daranter  zu  verstehen. 

")  „Groningen".  Gemeint  ist  entweder  das  Dorf  Groningen  bei  Aschers- 
leben  oder,  was  weniger  wahrscheinlich,  das  Dorf  Grönini^en  bei  Salzwedel. 

*)  I.  G.  fol.  4  \    Die  Datirang;  1347  ist  nicht  ganz  sicher. 
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Klerus.  Freilich  war  die  Stellung  desselben  eine  sehr  selbst- 
ständige und  abgesonderte,  aber  doch  sieht  in  dem  Q-rade,  dass 
es  ungerechtfertigt  erscheinen  könnte,  auf  jenen  Punkt  hier 
einzugehen.  Waren  auch  die  Leistungen  des  Klerus  an  das 
Gemeinwesen  in  Folge  der  kanonischen  Forderung,  die  Geist- 
lichkeit und  alles  Kirchengut  solle  von  bürgerlichen  Lasten 
befreit  bleiben,  weit  geringere  als  die  der  Bürger,  so  fehlten  sie 
doch,  da  jene  Forderung  strenger  Durchführung  ermangelte, 
nicht  gänzlich.  Wir  hatten  ja  bereits  oben  Gelegenheit,  einige 
Urkunden  kennen  zu  lernen,  in  denen  sich  geistliche  Stifter  gegen 
Ablösung  gewisser  dem  Gemeinwesen  als  solchem  schuldigen 
Leistungen  zu  andern  Leistungen  an  dieses  verpflichteten.^)  In 
der  Rechnung  von  1331  kommen,  da  sie  ja  nur  eine  Ausgabe- 
rechnung ist,  ausschliesslich  Zahlungen  des  Rates  an  den  Klerus, 
nie  das  umgekehrte  vor.  Bei  einem  Teile  der  betreffenden  Posten 
handelt  es  sich  um  Geschenke:  so  erhalten  die  Minderbrüder 
1  M.  1  L.  zum  Kauf  einer  Tonne  voll  Häring*)  und  denselben 
wird  bei  ihrem  Hauptfeste,  der  Kirchweih,  1  M.  verabreicht.  In 
der  Aufgabe  der  Armenpflege  gewährt  der  Rat  dem  Klerus  seine 
Unterstützung,  indem  er  „ad  stipam"  —  zu  Almosen  —  fast  7  M. 
hergiebt.  Denn  dass  diese  Summe  zur  Verteilung  an  die  Armen 
den  Klöstern  in  der  Stadt  ausgezahlt  ward,  wenn  auch  vielleicht 
nicht  in  einem  Male,  sondern  in  kleinern  Beträgen  an  ver- 
schiedenen Festtagen,  wird  man  aus  einer  der  unsrigen  eng 
verwandten  Eintragung  in  der  gemeinen  Rechnung  von  1364  **) 
schliessen  dürfen.  Ungewiss  ist  es,  wie  der  Posten  erklärt 
werden  muss ,  wonach  dem  Pfarrer  der  Heiliggeistkapelle 
7  Pfd.  und  für  Lichter  in  derselben  10  Schill,  gezahlt  worden 
sind;  dieselben  beiden  Ausgaben  kehren  in  ebenso  enger  Ver- 
bindung noch  nach  Jahrzehnten  wieder,  vielleicht  handelte  es 
sich  also  dabei  um  ein  Vermächtniss,  dessen  Ausführung  dem 
Rate  übertragen  war.  Im  unklaren  sind  wir  femer  über  den 
Character  des  Nonnenzinses,  der  in  der  Rechnung  von  1331  mit 
einem  Betrage  von  10  M.  figurirt,  aber  auch  nur  hier  erwähnt 
ist;  nur  so  viel  wird  wohl  sicher  sein,  dass  die  Empfängerinnen 
dieses  Zinses  die  Benedictinerinnen  im  Kloster  auf  dem  Rennel- 
berge vor  dem  Petrithore  waren.   Der  Vollständigkeit  halber  sei 

0  cf.  SS.  23,  27  u.  28. 

*)  Diese  Spende  erhielten  sie  offenbar  in   den  Fasten,   wie  ans  der 
Bechnnng  von  135^  hervorgeht,    of.  II,  cap.  7. 

3)  Item  X  talenta  claostris  ad  elemosinas.    cf.  U,  cap.  7. 
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hier  noch  auf  einige  Notizen  im  1.  Gedenkbuche  hingewiesen, 
die  indessen  von  keinem  grossen  Belang  sind.  Zu  den  Jahren 
1348,  1349,  1351  sind  verschiedene  von  geistlicher  Seite  dem 
Rate  geschuldete  Ausstände  eingetragen;^)  die  bei  weitem  grösste 
Forderung  des  letztern  beläuft  sich  auf  34  M.  Ausserdem  ist 
zum  Jahre  1353  der  Verkauf  eines  der  Stadt  gehörigen  Hofes 
erwähnt,  den  die  Heiliggeistkapelle  für  30  M,  erworben  hat.*) 
Über  die  finanziellen  Berührungen,  in  welche  vor  1354  der 
gemeine  Biit  mit  den  Bürgern  Braunschweigs  trat,  wird  uns  nur 
spärliche  Auskunft  zu  Teil.  Wir  erfahren  lediglich  von  einigen 
wenigen  Angelegenheiten  meist  rein  privatrechtlichen  Charakters. 
Für  die  Rentenverkäufe,  die  wir  später  in  der  gemeinsamen  Finanz- 
verwaltung und  im  Weichbildshaushalt  schon  in  dieser  Periode  eine 
so  bedeutende  Rolle  spielen  sehen,  ist  uns  nur  ein  Beispiel  aus  dem 
Jahre  1302  genauer  bekannt.  Damals  kaufte  Johann  von  Alvelde 
beim  Rate  der  Stadt  Braunschweig,  wie  es  heisst,  für  12  M.  eine 
wiederkäufliche  Rente  von  1  M«,  die  zu  einer  täglichen  Messe 
in  der  Martinikirche  verwendet  werden  sollte.  •)  Häufiger  sind 
die  Fälle,  in  denen  es  sich  um  Verkauf  oder  zinsweise  Über- 
lassung von  Häusern  oder  sonstigen  Grundstücken  seitens  des 
gemeinen  Rates  handelt.  1348  verkaufte  derselbe  einem  Bürger 
und  seiner  Frau  ein  Haus  auf  beider  Lebenszeit  für  12  M.; 
zugleich  wurde  damit  die  Abmachung  verknüpft,  dass  sie  auf 
dem  Grundstück  einen  Brunnen  graben  lassen  und  gegen  jähr- 
liche Zahlung  von  1  Fcrd.  schossfrei  sein  sollten.^)  In  demselben 
Jahre  überliese  der  Rat  einem  andern  Bürger  ein  Haus  gegen 
1^/2  M.  jährlichen  Zins;*^)  davon  sollte,  so  ward  bestimmt,  1  M. 
als  Erbenzins  gezahlt  werden,  während  die  übrige  ^2  ^-  ^^™ 
Inhaber  für  6  M.  in  zwei  Malen  abgelöst  werden  sollte.  Um 
die  gleiche  Zeit  endlich  wurde  seitens  der  gemeinen  Stadt  ein 
Haus  auf  drei  Jahre  für  einen  jährlichen  Pachtzins  von  14  Ferd. 
•vermietet.  •)  —  Man  sieht  schon  aus  den  angeführten  Fällen,  wie 


')L  G.  fol.  4>,  5,  7». 

«)  I.  G.  öK 

')  A.  D.  I,  fol  2.  Es  ist  dort  von  den  „consules  civitatis  Brunswic" 
die  Rede,  so  dass  man  kaum  umhin  kann,  den  gemeinen  Rat  als  Verkäufer 
anzunehmen. 

*)  I.  G.  fol.  6. 

*)  ibidem. 

•)  ibidem. 
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die  mannigfaltigsten  Oombinationen  bei  derartigen  Geschäften 
zur  Anwendung  kamen.  Strenge  Segelmässigkeit  in  der 
Abzahlung  der  dem  Bathe  geschuldeten  Hauszinse,  worauf  dieser, 
da  es  doch  öffentliche  Gelder  waren,  durchaus  hätte  bestehen 
sollen,  scheint  nicht  geherrscht  zu  haben;  das  kann  man  aus 
einem  sich  über  die  neun  Jahre  von  1342  bis  1350  erstreckenden 
Verzeichniss  von  Hauszinsen  schliessen,  welche  die  Söhne 
Tiderik  Dörings  „des  groten"  —  die  Döring  waren  eins  der 
angesehensten  Patriciergeschlechter  in  der  Altstadt  —  dem 
Gemeinwesen  schuldig  geblieben  waren.  Ihre  Gesammtschuld 
belief  sich  am  Ende  dieses  Zeitraumes  auf  nicht  weniger  als 
47  M.  3  Ferd.  1  Lot.^) 

Ein  sonderbares  Licht  auf  die  damaligen  Zustände  der 
Finanzverwaltung  gemeinen  Rates  wirft  auch  das,  was  wir  aus 
der  oben  bereits  erwähnten  Abrechnung  dieses  mit  dem  Münz- 
schmiede Heneken  Wulvramme  ersehen.*)  Letzterer  hatte  im 
Jahre  1343  rund  462  M.  lötigen  Silbers,  offenbar  zur  Aus- 
prägung, überwiesen  erhalten,  und,  obwohl  vier  Ratsherren,  zwei  aus 
der  Altstadt,  einer  aus  dem  Hagen  und  einer  aus  der  Neustadt 
die  Oberaufsicht  über  die  Münze  fährten,  war  es  doch  möglich, 
dass  Heneken  am  Ende  des  Jahres  sammt  einer  Summe  von 
46  M.,  die  er  noch  von  1341  her  schuldig  war,  der  Stadt  über 
240  M.  schuldete.  Jene  Abrechnung  lehrt,  auf  welche  Weise 
der  Rat  sich  schadlos  zu  halten  suchte.  Er  übernahm  den  aus 
Wiesen,  Worten,  einer  Hufe  und  einem  Hause  bestehenden, 
freilich  stark  verschuldeten  Grundbesitz  des  Münzschmiedes, 
sowie  eine  Quantität  Korn  und  seine  Ausstände  im  Betrage  von 
ungefähr  40  M. 

Wenn  wir  schliesslich  auch  einen  Blick  auf  die  Beziehungen 
zwischen  dem  gemeinen  Rate  und  den  Weichbildsräten  werfen, 
soweit  dieselben  uns  hier  angehen,  so  war  schon  früher  fest- 
gestellt worden ,  dass  die  Erträge  der  mit  Weichbildsmitteln 
vollzogenen  Erwerbungen  zeitweise  wenigstens  auf  die  Weich- 
bildskassen verteilt  zu  sein  scheinen.')  Vielleicht  darf  man  in 
zwei  Posten  des  Bruchstücks  von  1331  Belege  für  eine 
derartige  Verteilung  erblicken,  indem  der  erste  eine  Ausgabe 
von    28  7,    M.    an     den    Rat     des     Hagens,    der    zweite    eine 


•)  I.  G. 

4«. 

«)of.  S. 

43. 

»)o£S. 
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solche  von  19  M.  1^8  Ferd.  an  den  Bat  der  Neuetadt  bezeugt. 
Diese  Vermutung  gewinnt  noch  dadurch  an  Wahrscheinlichkeit, 
dass  jene  Summen  sich  zu  einander  fast  wie  3  :  2  verhalten, 
ein  Verhältniss,  welches  zwischen  den  Zahlen  der  die  beiden 
Weichbilde  im  gemeinen  Bäte  vertretenden  Batsherren  gleich- 
falls bestand.^ )  Auf  denselben  oder  ähnlichen  Zuständen 
mochten  auch  wohl  die  Ansprüche  der  Neustadt  an  die  gemeine 
Finanzverwaltung  beruhen,  die  in  einer  Eintragung  im  Bechts- 
buche  genannten  Weichbildes  hervortreten.^)  Hier  erklärte  der 
Bat  des  letztern  um  das  Jahr  1330,  der  Kaufpreis  für  einen 
Badstoben  und  einen  Brotscharren,  die  er  wiedergekauft  habe, 
solle  aus  den  Mitteln  gemeiner  Stadt  entrichtet  werden. 

Es  bleibt  nur  noch  übrig,  betreffs  der  vor  1354  auftretenden 
besoldeten  Beamten  und  Diener  des  gemeinen  Bates  ein  Wort 
hinzuzufügen.  Die  Söldner  und  Boten  wurden  schon  oben 
genannt,  ebenso  auch,  aber  nur  beiläufig,  der  Schreiber,  der  eine 
wichtige  Stellung  bekleidete.  Nach  der  Bechnung  von  1331 
erhielt  er  8  Pfd.  Gehalt,  für  seine  Kleidung  4  Ferd.;  seine 
Thätigkeit  bei  der  Schosserhebung  wurde  ihm  mit  1  M.  vergütet 
und  zur  Anschafiiing  von  Pergament  1  Pfd.  ausbezahlt.  Ausser 
ihm  kommt  sodann  noch  der  Henker  vor,  der  Va  ^-  ^^ 
Kleidung  erhielt,  ferner  ein  Meister  Sander,  wohl  ein  Bats- 
handwerker,  an  welchen  Vj^  M.  ausgegeben  wurden.  Schliess- 
lich mag  noch  des  Kohlenträgers  gedacht  werden,  ihm  werden 
für  seine  Kleidung  8  Ferd.  gezahlt.')  Ausgaben  für  andre 
Beamte  des  gemeinen  Bates  sind  in  unser  Epoche  nicht  fest- 
zustellen. 

Indem  hiermit  die  Übersicht  über  die  Thätigkeit  der  gemein- 
samen Finanzverwaltung  von  ihrem  Entstehen  an  bis  1354  zu 
Ende  geführt  ist,  wird  es  gut  sein,  uns  daran  zu  erinnern,  wie 
viele  Unklarheiten  und   Lücken    das   gewonnene    Bild    aufweist 


>)  of.  S.  25. 

«)  R.  d.  N.  fol.  79. 

^)  VIII  fert.  pro  veetibus  Frederici  caulistae.  caulista  ist  ohne  Zweifel 
von  oaulis  =  Kohl  abgeleitet.  Wenn  wir  trotzdem  hier  Kohlentriiger  fiber- 
setzen, 80  werden  wir  dazu  einmal  dadurch  bewogen ,  dass  das  öffentliche 
Amt  eines  Kohlträgers  nie  erwähnt  wird,  wohl  aber  das  eines  Kohlenträgers 
(Gengier,  Stadtreobtsaltertümer  S.  197),  ferner  aber  dadurch,  dass  der 
Kohlenträger  im  Mittelniederdeutschen  koldreger  heisst,  sehr  leicht  also 
eine  Verwechslung  beim  Übersetzen  ins  Lateinische  vorfallen  konnte, 
cf.  Schiller-Lübben,  mittelniederdeutsches  Wörterbuch  s.  v.  kol(e)dr&ger. 
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Hinsichtlich  der  Ausgaben  zwar  sind  wir  Dank  der  so  oft 
erwähnten  Rechnung  von  1331  nicht  gerade  schlecht  unterrichtet, 
aber,  um  die  fünnahmen  der  gemeinen  Stadt  ihrem  Umfang, 
ihrer  Herkunft  und  der  Art  ihrer  Erhebung  nach  auch  nur 
einigermassen  sicher  kennen  zu  lernen,  dazu  bietet  die  trümmer- 
hafte Überlieferung  in  keiner  Weise  genug  Material.  Namentlich 
wird  man  über  die  so  hochwichtige  Quelle  des  Schosses,  was 
die  behandelte  Periode  angeht,  fast  völlig  im  Dunkeln  gelassen. 
Als  einen  zweiten  Hauptmangel  möchte  ich  den  bezeichnen, 
dass  es  uns  unmöglich  ist,  die  Abhängigkeit  des  gemeinen  Rates 
von  den  Weichbildsräten  rücksichtlich  seiner  Hinnahmen  scharf 
zu  begrenzen. 

4.  Die  WetehbildsflnanzTerwaltnngeii  Ton  1369  Ms  1354. 

Da,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  nach  der  Einigung  von 
1269  die  Eünzelfinanzverwaltungen  der  Weichbilde  nicht  nur 
weiter  bestanden,  sondern  sogar  sich  so  kräftig  und  lebensfähig 
erwiesen,  dass  die  Bestimmungen  jener  zu  ihren  Gunsten  Ein- 
schränkungen erlitten,  ist  für  die  richtige  Erkenntniss  der 
Braunschweiger  Finanzverbältnisse  seit  1269  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  diese  Weichbildsverwaltungen  doppelt  nötig.  Auch 
hierbei  kommt  dem  Jahre  1354  trennende  Bedeutung  zu,  liegt 
doch  aus  ihm  die  erste  wirkliche  Weichbildsrechnung  vor.  Für 
die  Yoraufgehende  Zeit  sind  wir  fast  ganz  auf  die  früher 
genannten  Weichbildsbücher  ^)  angewiesen,  aus  denen  wir  eine 
stattliche  Sammlung  hierher  gehöriger  Verträge  und  einiger 
sonstiger  Aufzeichnungen  zusammenbringen  können.  Davon 
entfiQlt  der  grösste  Teil  auf  die  Altstadt;  an  diese  reihen  sich 
Neustadt  und  Hagen,  jene  durch  die  Erhaltung  des  besprochenen 
Zinsbuches  ausgezeichnet;  sehr  wenige  Nachrichten  berühren  die 
Finanzverwaltungen  des  Sackes  und  der  Altenwik,  und  von  dem 
wenigen  —  im  ganzen  sind  es  sechs  bis  sieben  Angaben  — 
gehört  das  meiste  den  spätem  Jahrzehnten  der  Periode  an.  Bei 
der  Einteilung  des  Stoffes  wird  es  am  zweckmässigsten  sein,  sieh 
in  erster  Linie  von  den  sachlichen  Kategorieen,  welche  sich  in 
nicht  gerade  grosser  Zahl  aus  den  Weichbildsbüchern  ergeben, 
leiten  zu  lassen,  sodann  innerhalb  der  einzelnen  Kategorieen 
nach  den  Weichbilden  zu  scheiden. 

0  cf.  S.  10. 
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Besonders  vieles  und  wichtiges  enthalten*  unsere  Quellen  über 
die  Verwaltung  des  Weichbildsgrundbesitzes,  aus  der  den  Einzel- 
räten verschiedene  Aufgaben  erwuchsen.  Für  die  Gebahrung 
freilich,  die  in  <veiter  zurückliegenden  Zeiten  von  den  Räten  der 
Altstadt,  des  Hagen  und  der  Nenstadt.  wo  wir  von  vornherein 
eine  freie  Almende  annehmen  dürfen,  vielfach  geübt  sein  muss, 
für  die  Ausgabe  von  Bauplätzen  aus  dem  Weichbildsgut  gegen 
Wortzins,  können  wir  aus  dieser  Periode  kein  einziges  Beispiel 
anführen.  Häufig  dagegen  wurden  in  entsprechender  Weise 
schon  bebaute  Grundstücke  verliehen;  der  in  solchen  Fällen 
dem  neuen  Inhaber  auferlegte  Zins  wurde  mit  der  allgemeinen 
Bezeichnung  Erbenzins  —  denn  auch  der  Wortrins  war  ein 
Erbenzins  —  benannt.  Zum  ersten  Male  ist  eine  derartige 
Vergabung  um  1299  mit  Sicherheit  nachzuweisen;  es  ^ar  der 
Neustädter  Rat,  welcher  damals  dem  Bürger  Ekgeling  Martening 
ein  kleines  Haus  gegen  einen  Ehrbenzins  von  10  Schill,  überliess.  *) 
30  Schill.  Erbenzins  bedang  sich  der  Rat  des  Hagen  im  Jahre 
1304  gleichfalls  bei  Überlassung  eines  Hauses  aus,  doch  verkaufte 
er  den  erworbenen  Zins  sofort  an  einen  Bürger  von  Lübeck 
weiter.  *)  Für  Hagen  und  Neustadt  Hessen  sich  namentlich  mit 
Berücksichtigung  des  Neustädter  Zinsregisters  bis  1354  noch 
mehrere  ganz  entsprechende  Geschäfte  beibringen  und  reconstmiren, 
mit  Durchschnittsbeträgen  von  10  bis  12  Schill.  Zins  für  ein  Haus; 
nur  die  Juden  zahlten  durchschnittlich  1  M.  Hinsichtlich  des 
Rates  der  Altstadt  können  wir  nur  eine  Angelegenheit  hier 
erwähnen,  welche  zeigt,  dass  die  Weichbilde  wohl  auch  auf 
andere  Weise  in  den  Besitz  von  Hauserbenzinsen  kamen. 
Gemäss  einer  Abmachung  vom  11.  November  1310*)  sollte  das 
Haus  eines  Bürgers,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  dem  Altstädter  Rate  5  M.  entrichte,  diesem  zu 
1  M.  ewigen  Zinses  verpflichtet  bleiben,  andernfalls  nur  zu 
17  Schill. 

Als  Erbenzinse  kennzeichnen  sich  ferner  die  ESrträge,  welche 
den  Weichbilden  die  von  ihnen  auf  ihrem  Grund  und  Boden 
erbauten  Verkaufs -Hallen,  Scharren  und  Buden  einbrachten. 
Aus  einem  im  Jahre  1341  vom  Säcker  Rate  mit  den  Knochen- 
hauermeistem  im  Sacke  geschlossenen  Vertrage*)  ersehen    wir, 

»)  cf.  A.  D.  I,  fol.  20. 
«)  H.  D.  I,  11. 
«)  A.  D.  I,  37  >. 
*)  S.  D.  I,  20. 
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dass  dieses  Weichbild  damals  bereits  Fleisohscharren  und 
Kaldaunenbänke  bcsass  und  gegen  Erbenzins  austhat  —  der  erste 
Hinweis  auf  freien  Grundbesitz  des  genannten  Gemeinwesens. 
1347  traf  auch  der  flägener  Rat  mit  seinen  Knochenhauern  eine 
Abkunft,  durch  welche  er  ihnen  41  Eleischscharren  gegen  einen 
Erbenzins  von  je  8  Schill,  überliess.^)  Hierher  gehört  ferner 
eine  interessante  Eintragung  im  Hägener  Degedingbuche  zum 
Jahre  1342.^)  Damals  empfing  vom  Bäte  des  Hagen  ein- 
Gewandscheerer  eine  der  Weichbildsscheerbuden  gegen  Erbenzins, 
wobei  ihm  jener  versprach,  er  werde  nur  noch  zwei  Gewand- 
scheerer im  Weichbilde  und  zwar  ebenfalls  auf  seinen  Zins,  wie 
es  heisst,  wohnen  lassen.  —  Was  über  die  Verkaufsstätten  der 
Altstadt  in  dieser  Periode  verlautet,  zeigt  uns  den  Weichbilds- 
rat keineswegs  in  uneingeschränktem  Besitze  der  Einkünfte  aus 
ihnen.  So  muss  er  sich,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  1304 
einen  Zins  von  4^/,  Schill,  aus  den  Altstädter  Fleischscharren 
erst  für  2\a  M.  von  dem  Vicar  des  St.  Blasienstiftes  Ludolf 
Witte  erwerben;*)  freilich  ist  hierbei  die  Möglichkeit  nicht  aus- 
geschlossen, dass  dieser  Zins  ursprünglich  doch  dem  Weichbilde 
zustand.  —  *  um  nun  zur  Neustadt  überzugehen,  so  zählt  jenes 
schon  wiederholt  erwähnte  Zinsbuch  Einkünfte  von  verschiedenen 
Yerkaufsstätten  auf.  Jede  Bude  im  Gewandhause  dieses  Weich- 
bildes  brachte  danach  2  Schill.,  jeder  Fleischscharren  8  Schill., 
jeder  kleine  Scharren  in  der  Judenstrasse  6  Schill,  und  jeder 
Brotscharren  8  Schill,  jährlichen  Erbenzins.  Dies  ist  wohl  die 
vollständigste  Notiz,  die  hier  herangezogen  werden  kann. 

Ausser  den  Erbenzinsen  von  Häusern  und  Kauflokalen 
lernen  wir  durch  das  Zinsbuch  noch  zwei  andre  Arten  von 
Granderbenzinsen  kennen.  Die  eine  derselben  ist  der  Grabenzins, 
welcher  uns  nur  in  der  Neustadt  begegnet  und  meist  in  Posten 
von  6  Pfenn.  auftritt;*)  bezahlt  wurde  er  von  den  Inhabern  der 

')  H.  D.  I,  46  >. 

«)  H.  D.  I,  27  K 

*)  O.-ü.  im  Br.  St.-A. 

*)  Dürre  S.  641  sagt:  „an  der  Erhaltung  der  Gräben  mitzuarbeiten 
war  jeder  Einwohner  der  Stadt  verpflichtet,  einzelne  Strassen  .  .  .  zahlten , 
vermuilieh  um  jene  Verpflichtung  abzulösen,  jährlich  einen  bestimmten 
Grabenzins. "  Dabei  ist  indessen  zu  bemerken ,  dass  erstens  nur  solche 
Hausinhaber  Ghrabenzins  zahlten,  deren  Grundstücke  an  den  Mauergraben 
stiessen,  zweitens  nicht  alle  in  dieser  Lage  sich  befindenden  Hausinhaber, 
sondern  nur  die  in  der  l^eustadt.  Deshalb  ist  es  sehr  fraglich,  ob  Dürres 
Erklärung  richtig  ist. 


Digitized  by  V^OOQIC 


60 

am  Graben  bei  der  Mauer  liegenden  Häuser ;  was  für  Verhältnisse 
sonst  hierbei  in  Betracht  kamen,  ist  leider  kaum  sicher  fest- 
zustellen. Der  andre  bisher  noch  nicht  berührte  Erbenzins  ist 
der  ßartenzins,  von  ausgethanem  Weichbildsgartenland  her- 
stammend. Diese  Einnahme  kann  man  übrigens  nicht  nur  in 
der  ]Neustadt,  sondern  auch  in  andern  Weichbilden  nachweisen, 
wenngleich  zum  Teil  erst  nach  1354.  Gartenzins  der  Altstadt 
.  wird  bereits  zum  Jahre  1345  genannt.  ^) 

Aus  jenem  Zinsregister  ersehen  wir  aber  schliesslich,  dass 
ein  Weichbild,  wie  es  Erbenzinse  einnahm,  so  auch  unter  Um- 
ständen solche  zu  entrichten  hatte:  es  sind  dort  namentlich  zwei 
Posten  verzeichnet,  welche  die  Neustadt  alljährlich  von  gewissen 
Grundstücken  zahlen  musste :  einen  von  4  Schill,  an  das  filasien- 
Stift,  einen  von  10  Schill,  an  das  Eennelbergkloster.  Auf  zwie- 
fachem Wege  können  diese  Verpflichtungen  des  Weichbildes 
entstanden  sein:  entweder  hatte  es  jene  Grundstücke  von  den 
Stiftern  unmittelbar  zu  Erbenzins  empfangen,  oder  es  hatte  sie 
von  Leuten  erworben,  die  bereits  ihrerseits  den  Stiftern  dafür 
zinspflichtig  gewesen  waren  und  nun  nicht  nur  die  Grundstücke, 
sondern  auch  die  darauf  ruhenden  Lasten  dem  Käufei^  übertrugen. 
Doch  streifen  wir  hiermit  schon  eine  neue  Seite  der  ThHtigkcit 
der  Weichbildgräte,  auf  welche  wir  jetzt  unser  Augenmerk 
lenken  wollen. 

Den  Einzelräten  als  Verwaltern  des  Weichbildsgrundbesitzes 
lag  nämlich  neben  der  Regelung  aller  dieser  Zinsverhältnisse  der 
An-  und  Verkauf  von  Grundstücken  im  Interesse  ihrer  Weich- 
bilde ob.  Um  zunächst  vom  Erwerb  neuen  Grundbesitzes  zu 
sprechen,  so  geht  hierin  der  Altstädter  Rat  allen  voran.  1282 
erwirbt  er  vom  Aegidienkloster  einen  an  der  Oker  belegenen 
Platz,*)  1310  von  demselben  den  Bruch,  ein  ziemlich  aus- 
gedehntes Sumpfgebiet  am  Südende  der  Stadt.  ^)  Auch  noch 
auf  anderm  Wege  als  durch  Kauf  weiss  er  seinen  Grundbesitz 
zu  erweitern.  So  muss  ihm  1326  einer  seiner  Bürger  eine  Wort 
zu  Lehndorf  als  Busse  dafür  überlassen,  dass  er  mehrere  Gärten 
an  das  Blasienstift  verkauft  und  dadurch  dem  Weichbildsrecht 
entzogen  hat.^)     Ausser  dem  angeführten  ist  hier  nur  noch  jener 


»)  A.  D.  n,  35 «. 
«)  O.-U.  im  ßr.  St-A. 
•)  O.-U.  im  Br.  St-A. 
*)  O.-U.  im  Br.  St.-A. 
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bereits  erwähnte  Kauf  eines  Badstobens  und  eines  Brotscharrens 
durch  den  Bat  der  Neustadt  heranzuziehen,  welcher  um  1330 
stattfand.  ^)  Sonstige  von  den  Einzelräten  vollzogene  Erwerbungen 
an  6rund  und  Boden  gehen  uns  hier  nicht  an,  weil  sie  zu 
Gunsten  verschiedner  Stifter  innerhalb  der  Stadt  geschahen,  bei 
deren  Vermögensverwaltung  jene  mitwirkten. 

Wenn  wir  uns  sodann  dem  Verkauf  von  Grundbesitz  durch 
die  Weichbilde  mit  wenigen  Worten  zuwenden,  so  muss  vor 
allem  betont  werden,  dass  dabei  in  unserer  Periode  ein  Verkauf 
für  imnaer  überhaupt  nicht  vorkommt,  sondern  nur  solche  auf 
Lebenszeit  der  Käufer.  Im  Jahre  1312  verkauft  der  Bat  der 
Altstadt  dem  Bürger  Santberg  für  20  M.  auf  seine  Lebenszeit 
ein  Haus^)  und  1345  Herrn  Ludolf  von  dem  Spetale  unter  der- 
selben Bedingung  ein  Vorwerk  für  24  M.  •)  Derartige  Verkäufe 
des  Altatädter  Bates  wären  noch  mehrere  anzuführen ;  dass  auch 
die  andern  Weichbilde  in  dieser  Zeit  jene  Gebahrung  geübt 
hätten,  dafür  fehlt  in  der  Überlieferung  jeder  Beleg. 

Von  den  unablöslichen  Hauszinsen,  deren  früher  gedacht 
wurde,  müssen  ganz  streng  die  ablöslichen  Hauszinse  geschieden 
werden;  in  der  Weichbildsfinanzverwaltung  spielten  sie  eine 
mindestens  eben  so  bedeutende  Bolle  wie  jene.  Am  besten  wird 
man  sie  durch  die  moderne  Bezeichnung  Hypothekzinsen 
charakterisiren,  da  sie  für  Capitalien  gezahlt  wurden,  welche  die 
Bäte  aus  den  haaren  Mitteln  der  Weichbilde  an  einzelne  Bürger 
auf  die  Häuser  derselben  ausliehen.  Es  handelte  sich  also 
hierbei  um  eine  sichere  Anlage  überschüssiger  öffentlicher 
Gelder.  Wiederum  begegnet  uns  nicht  in  allen  Weichbilden 
Braunschweigs  diese  Finanzoperation  vor  1354,  sondern  nur  in 
Altstadt,  Neustadt  und  Sack.  Die  ältesten,  sicher  bekannten 
Fälle  berühren  die  Altstadt,  deren  Bat  im  Jahre  1310  drei 
Hypotheken  im  Betrage  von  15,  30  und  45  M.  gegen  einen  Zins 
von  6*/g7o  AUslieh.^)  Den  genannten  Zinsfass  scheint  der  Alt- 
städter Bat  gewöhnlich  gefordert  zu  haben,  obwohl  zuweilen 
auch  höhere  oder  niedere  Procentsätze  vorkamen.  So  brachte 
nach  einer  Eintragung  von  1311  ein  Capital  von  86  M.  7%^), 


>)  cf.  8.  56. 
»)  A.  D.  I,  42>. 
«)  A.  D.  I,  170. 
*)  A.  D.  I,  84»,  35«. 
•)  A.  D.  I,  41. 
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während  bei  Ausleihung  einer  Hypothek  von  15  M.  im  Jahre 
1334  nur  0%  ausgemacht  wurden^)  und  zwar  wohl  deshalb, 
weil,  wie  uns  ausdrücklich  mitgeteilt  wird,  es  der  erste  auf  dem 
betreffenden  Hause  lastende  Zins  war. 

Einen  besonders  guten  Einblick  können  wir  uns  in  die  den 
Hypotheken-Erwerb  und  Besitz  der  Neustadt  betreffenden  Ver- 
hältnisse verschaffen.  In  dem  reichhaltigen  Zinsbuchejener  finden 
sich  unter  den  Einnahmen  mehr  als  dreissig  Posten  ablöslicher 
Hauszinse,  und  bei  jedem  derselben  ist  die  Höhe  des  Capitals 
mit  verzeichnet,  so  dass  wir  also  wieder  die  Procentsätze 
berechnen  können.  Diese  schwanken  zwischen  6^6  und  9^/ij**/^, 
wobei  aber  wenig  oder  gar  nicht  die  Grösse  des  Capitals  von 
Einfluss  gewesen  zu  sein  scheint.  Freilich  wurde  für  das 
bedeutendste  Kapital  von  27^/2  M.  der  höchste  Zins  von  9'/ii7o 
gezahlt,  dagegen  brachte  das  doch  wenig  geringere  von  24  M. 
nur  ß^U^lo,  während  in  einem  andern  Falle  8  M.  T^U^Jo  trugen. 
Am  häufigsten  treten  unter  den  vom  Neustädter  Rate  für 
Hypothekendarlehne  geforderten  Zinssätzen  6'/^,  ß^»  77?%  ^"f» 
unter  welchen  wiederum  der  erstgenannte  den  ersten  Platz 
einnimmt. 

Aus  dem  dritten  der  oben  genannten  Weichbilde,  dem  Sack, 
sind  uns  aus  dieser  Periode  zwei  Hypothekengewährungen  seitens 
des  Rates  überliefert.  1346  erwarb  letzterer  für  3*/«  M.  einen 
ablöslichen  Hauszins  von  1  Ferd.  ^),  welcher  Betrag  einem  Pro- 
centsatz von  7^7%  gleichkommt.  Im  folgenden  Jahre  bedang 
sich  derselbe  für  eine  Hypothek  von  6  M.  ^2  M.  Zins,  also 
SVsVo»  aus.*)  Weshalb  der  Rat  in  diesem  Falle  eine  so  be- 
deutende Forderung  stellte  und  offenbar  auch  bewilligt  erhielt, 
erklärt  sich  daraus,  dass  von  dem  belasteten  Hause  ausser  jenem 
Hypothekzinse  des  Rates  ein  bevorrechtigter  Wortzins  gezahlt 
werden  musste. 

Andre  als  hypothekarische  Darlehen  scheinen  die  Weichbilde 
nur  selten  gewährt  zu  haben,  denn  wir  können  aus  unsrer  Periode 
nur  einen  sichern  Beleg  dafür  nachweisen:  am  14.  Februar  1344 
nahmen  beim  Altstädter  Rate  zwei  Brüder  Döring  eine  Anleihe 
von  15  M.  auf,*)  die  sie  mit  6^/3 ®/q  zu  verzinsen  sich  verpflichteten. 


«)  A.  D.  I,  96. 
«)  S.  D.  I,  25 ». 
•)  8.  D.  I,  26  *. 
*)  A.  D.  I,  158 ». 
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Davoii,  da88  diese  Summe  auf  ein  Haus  eingetragen  sei,  ist  nichts 
gesagt,  jedoch  wurde  die  hypothekarische  Sicherheit  durch  eine 
andere  ersetzt ,  indem  die  genannten  Brüder  Bürgen  stellten; 
ohne  Bürgenstellung  würden  sie  gewiss  das  Darlehn  entweder 
überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  zu  so  geringem  Zinsfuss 
erhalten  haben. 

Aber  die  Weichbilde  liehen  nicht  nur  aus,  sondern  sie  kamen 
auch  häufig  in  die  Lage,  selber  Anleihen  machen  zu  müssen. 
Dies  bewerkstelligten  sie  auf  zwei  verschiedene  Weisen,  entweder 
verkauften  sie  wiederkäufliche  Kenten  oder  Leibgedinge  d.  h. 
Leibrenten.  Was  zunächst  jene  anbetrifft,  so  entsprachen  sie  am 
meisten  den  eben  behandelten  ablöslichen  Hauszinsen,  nur  fehlte 
ihnen  in  der  Regel  der  hypothekarische  Charakter.  Damit  hängt 
es  vielleicht  zusammen,  das  die  Weichbilde  für  ihre  rüokkäuf- 
lichen  Anleihen  im  Durchschnitt  höhere  Zinsen  zahlen  mutsten, 
als  sie  für  ihre  rückkäuflichen  Darlehen  erhielten.  'So  ging  die 
Altstadt  in  den  uns  bekannten  Fällen,  wo  sie  Capitalien  von  36 
bis  120  M.  aufnahm,  gewöhnlich  auf  einen  Zinsfuss  von  S^g^o 
ein.  Der  niedrigste  der  vorkommenden  Procentsätze  ist  ö^kVo 
bei  77  M.  Capital;')  den  höchsten,  lO^/o,  bewilligte  der  Alfc- 
städter  £at  1322  für  eine  Anleihe  von  120  M.*)  In  demselben 
Jahre  nahm  diese  Körperschaft  noch  36  M.  gegen  einen  Zins 
von  8V8**/o  ^^^  60  M.  gegen  einen  solchen  von  T'/sVo  wt') 
Auch  hier  also  machen  *wir  die  Beobachtung,  dass  die  Grösse 
der  geliehenen  Summen  keineswegs  immer  im  Einklang  mit  der 
Höhe  des  Zinses  stand. 

Wie  der  Altstädter  Rat,  so  bewilligte  auch  der  Neustädter 
bei  Anleihen,  für  die  er  keine  besondere  Sicherheit  gewährte, 
gewöhnlich  87$%  Zinsen;  unter  den  vor  1354  vorkommendeli 
Fällen  dieser  Art,  ungefähr  10  an  der  Zahl,  findet  sich  nur  zwei 
Mal  ein  andrer  Procentsatz,  nämlich  ein  Mal  77? 7«^)  ^^^  ^^^ 
Mal  7*/47o'*)  Auffallender  Weise  wurde  letzterer  für  ein  Capital 
von  (>4  Af.  gezahlt,  während  zu  gleicher  Zeit  verschiedentlich 
12  M.  zu  8^8%  aufgenommen  wurden.*)  Geringere  Zinse  e^ 
hielten  die  Darleiher   zugestanden ,    welche    auf  Hauszinse    des 

»)  A.  D.  I,  2«.  1304. 
»)  A.  B.  I,  73 '. 
»)  A.  D.  I,  74. 

^)  JEL  d.  N.  fol.  81 :   Verzeicfaniss  von  Zinsverkäufen  in   den  Jahren 
1338  Q.  1389. 
^  ibidem. 
^  ibidem. 


Digitized  by  V^OOQIC 


64 

Rates  angewiesen  wurden  und  diese  unmittelbar  von  den  Haus- 
inhabern erhoben.  Das  Zinsbuch  der  Neustadt  lehrt  uns,  dass 
der  Rat  des  Weichbildes  ein  Capital  von  32  M.  mit  2  M.  Haus- 
zins, also  mit  6^U%,  und  15  M.  mit  1  M.  Hauszins,  also  mit 
6%%,  verzinste.  Ohne  Frage  beruhten  diese  geringern  Procent- 
sätze darauf,  dass  die  Gläubiger  schlimmsten  Falls  an  den 
betrefFenden  Häusern  sich  hätten  schadlos  halten  können. 

In  dem  unter  den  Quellen  besprochenen  Register  rückkäuf- 
licher Weichbildsanleihen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  *) 
ist  ausser  der  Altstadt  und  Neustadt  auch  der  Hagen  vertreten 
und  zwar  mit  Zinsposten  von  1  bis  3  M.  Da  als  Rückkaufs- 
preis für  jede  Mark  Zins  der  Betrag  von  12  M.  angegeben  ist, 
so  ist  es  uns  möglich  auch  für  alle  diese  Anleihen  des  Hagen 
den  Zinsfuss  von  87s%  festzustellen. 

In  scharfem  Gegensatz  zu  der  eben  behandelten  Art  der 
öffentlichen  Anleihen,  dem  Weddeschatz,  steht  die  zweite  Klasse 
derselben,  die  Leibgedinge,  deren  Wesen  vollständig  mit  dem 
der  modernen  Leibrenten  übereinstimmt.  Die  Käufer  der  Leib- 
gedinge, naturgemäss  meist  Braunschweiger  Bürger  oder  Insassen 
der  Klöster  in  und  bei  der  Stadt,  hatten  den  Vorteil  von  einer 
solchen  Anlage  ihres  Geldes,  dass  sie  sehr  hohe  Zinsen  bekamen, 
die  Räte  als  Verkäufer  standen  sich  insofern  gut  dabei,  als  sie 
die  geliehenen  Capitalien  nur  im  Wege  der  mit  dem  Tode  der 
Leibrentenberechtigten  aufhörenden  Verzinsung  zurückzahlten. 
Aus  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  liegt  über  die  Leib- 
gedingsverkäufe  der  Weichbilde  wenig  Material  vor,  und  dieses 
wenige  ist  recht  dürftig,  indem  die  wichtigsten  Bedingungen, 
unter  denen  jene  vollzogen  wurden,  oft  nicht  angegeben  sind. 
Am  frühesten  tritt  für  uns  diese  Art  der  Anleihe  in  der  Altstadt 
auf,  welche  1304  eine  an  zwei  Wandschneiderbuden  haftende 
Kornhebung  einer  Bürgersfrau  auf  Lebenszeit  verkaufte.*)  Der 
älteste  genauer  bekannte  Leibrentenvertrag  fällt  aber  erst  ins 
Jahr  1306.  Damals  kaufte  der  Bürger  Johann  von  Alveld  vom 
Altstädter  Rate  für  110  M.  eine  Rente  von  10  M.  auf  sein  Leben 
und  das  seines  Sohnes,  für  den,  falls  er  in  einen  Orden  einträte, 
seine  beiden  Geschwister  in  den  Genuss  des  Leibgedinges 
gelangen  sollten.')    Gewährte   in   diesem    Falle   der   Rat   einen 


>)  o£  88.  10  u.  U. 
«)  A.  D.  I,  2 ». 
>)  A.  D.  1,  2. 
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Zinefuss  von  97ii7o>  ^  kommt  ein  geringerer  —  nämlich  8^8 Vo  -^ 
in  einem  Vertrage  des  nächsten  Jahres  vor:^)  für  12  M.  erwarb 
der  Bürger  Drusebant  eine  Leibrente  von  1  M.,  deren  eine  Hälfte 
er  seinem  Sohne  aussetzte;  möglicherweise  ging  auf  diesen  nach 
dem  Tode  des  Vaters  auch  die  andre  Hälfte  über  -^  man  könnte 
das  aus  dem  niedrigen  Zinse  schliessen  — ,  doch  findet  sich  keine 
ausdrückliche  Bestimmung  solchen  Inhalts. 

Im  Zinsbuche  der  Neustadt  sind  unter  den  Ausgaben  auch 
einige  Leibrenten  in  Beträgen  von  IVs  bis  3  M.  aufgeführt,  aber 
ohne  dass  die  Kaufsummen  angegeben  wären,  und  die  wir  nur 
erwähnen,  weil  es  die  ältesten  Beispiele  für  jenes  Weichbild  sind. 
Mehr  interessirt  es  uns,  wenn  der  Neustädter  Rat  1346  einem 
Burger  für  50  M.  eine  lOprozentige  Leibrente  verkauft,  die  nach 
dem  Tode  des  Inhabers  zur  Hälfte  an  seinen  Sohn  weitergezahlt 
werden  soll;*)  später  wurde  dann  das  Capital  auf  70  M.  und 
demgemäss  die  Rente  von  5  auf  7  M.  erhöht  Schliesslich  sei 
noch  auf  einen  Vertrag  von  1348  hingewiesen,  in  dem  sich  der* 
selbe  Rat  verpflichtete,  für  empfangene  177s  M.  l^s  M.  Leibrente, 
also  8*/,%,  zu  zahlen.«) 

Was  die  übrigen  Weichbilde  angeht,  so  werden  auch  sie 
wohl  schon  vor  1354  zu  dem  Mittel  der  Leibgedingsverkäufe 
gegriffen  haben.  Sicher  ist  dies  vom  Hagen  und  Sack,  wenn- 
gleich nur  durch  kümmerliche  Spuren.  Vom  Säcker  Rat  kaufte 
1337  eine  Klosterfrau  zu  Steterburg  eine  Leibrente  von  ^/^  M.,^) 
1353  vom  Hägener  Rat  ein  Ehepaar  eine  solche  von  2  M.;  in 
letzterem  Falle  ist  auch  der  Kaufpreis  bekannt,  er  betrug  20  M.^) 
Auf  den  ersten  Blick  könnte  manchem  der  hier  bewilligte  Zins, 
107»»  sehr  hoch  erscheinen,  weil  es  doch  eine  Rente  auf  zwei 
Leben  war ;  indessen  wird  dagegen  bemerkt  werden  dürfen,  dass 
es  sich  ja  um  Mann  und  Frau  handelte,  die  wohl  ziemlich  gleich- 
altrig waren. 

Lisofem  die  Einzelräte  aus  Weichbildsmitteln  Darlehen 
gewährten  und  für  die  Weichbilde  Anleihen  aufnahmen,  kann 
ihnen  durchaus  nicht  der  Vorwurf  gemacht  werden,  sie  hätten 
die  ihnen  1269  gelassenen  Befugnisse   überschritten.    Auch    die 


')  A.  D.  I,  3. 
«)  R.  d.  N.  81 '. 
•)  R.  d.  N.  80. 
*)  8.  D.  I,  12». 
»)  H.  D.  I,  67  >. 
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Verwaltung  des  Weichbildsgrundbeeitzes  konnten  sie  ohne  Ver- 
letzung der  damaligen  Abmachungen  beanepruchen,  falls  sie  nur 
die  Erträge  derselben  in  die  gemeine  Kasse  abführten,  was 
freilich,  wie  wir  sahen,  in  erheblichem  Umfange  nicht  geschah. 
Anders  aber  wird  man  von  einigen  Verfügungen  der  Weich- 
bildsräte denken  müssen,  welche  die  wichtigste  der  dem  gemeinen 
Rate  1269  zugewiesenen  Einnahmen  berührten,  ich  meine  Schoss- 
Befreitingen  und  Ablösungen.  So  bestimmte  1310  der  Hägener 
Rat,  dass  eine  Baderin  für  käufliche  Überlassung  ihres  Bad- 
stobens  an  eine  andre  Person  lebenslang  schoss-  und  wachtfrei 
sein  sollte.^)  Gleiche  Machtvollkommenheit  masste  sich  der  Rat 
der  Altstadt  an,  als  er  1334  eine  Bürgerin  gegen  Zahlung  von 
4  M.  aller  Schoss-  und  Städtpflicht  entband.^)  und  hinter  den 
genannten  blieb  der  Rat  des  Sackes  nicht  zurück*:  1350  gewährte 
er  einem  Weichbildsangehörigen  die  Gnade,  er  solle  von  den 
Schossabgaben  nur  noch  den  Vorschoss  zu  entrichten  brauchen.*) 
Da  in  keinem  dieser  Fälle  von  einer  Zustimmung  des  gemeinen 
Rates  auch  nur  die  geringste  Spur  zu  entdecken  ist,  obwohl  es 
sich  bei  jedem  derselben  um  eine  Verringerung  der  ihm  1269 
zugesprochenen  Einnahmen  handelte,  so  muss  es  schon  hiernach 

—  beweiskräftigeres  wird  weiter  unten  noch  angeführt  werden*) 

—  mindestens  sehr  zweifelhaft  erscheinen,  ob  jener  nicht  auch 
in  der  Verfügung  über  die  Schossaufkünfte  gewisse  Ein- 
schÄnkungen  seitens  der  Weichbildsräte  erlitt;  freilich  nicht 
von  Vornherein,  wenigstens  nicht  seitens  aller,  denn  dagegen 
spi*fechen  die  oben  ausführlich  behandelten  Ablösungsverträge 
von  1295. 

Nur  ein  höchst  ungenügendes  Bild  giebt  uns  das  vorhandene 
Material  über  die  Ausgaben  der  Weichbilde,  wenn  wir  von  Rück- 
schlüssen, wie  sie  uns  namentlich  die  Altstädter  Rechnungen  von 
1354  und  1355  gestatten,  absehen.  Aufwendungen  für  Kauf  von 
Grundbesitz  und  ablöslichen  Hauszinsen,  Auszahlung  der  wieder- 
käuflichen und  Leib-Renten,  sowie  weniger  Grunderbenzinse,  dazu 
einige  Zahlungen  an  Kleriker,  die  das  Nesutädter  Zinsregister 
aufzählt,  und  die  teils  auf  Vermächtnissen,  teils,  wie  es  scheint, 
auf  altem  Herkommen  beruhten  —  diese  uns  hauptsächlich  vor- 


')  fl.  D.  I,  3. 
«)  A.  D.  I,  97. 
»)  S.  D.  I,  33. 
♦)  cf.  8.  79. 
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kommenden  Ausgaben  machen  doch  einen  nicht  gerade  grosseü 
Bruchteil  der  Summen  aus,  welche  die  mannigfaltigen  Beziehungen 
und  Bedürfnisse  der  Weichbilde  erforderten.  Über  jenen  engen 
Kreis  hören  wir  genug,  aber  nur  selten  erfahren  wir  etwas  über 
direkte  Verwendungen  für  gemeinnützige  Zwecke.  Ganz  gelegent- 
lich wird  in  einem  Vertrage  aus  dem  Jahre  1302  erwähnt,  dass 
der  Rat  im  Hagen  von  einem  gewissen  Kapital  60  M.  zum 
Wiederaufbau  des  abgebrannten  Gewandhauses  verbraacht  habe.*) 
und  wenn  im  Jahre  1310  der  Altstädter  Rat  die  Gemeindeweide 
um  zwei  dem  Erlöster  auf  dem  Rennelberge  abgekaufte  Morgen 
vergrösserte,*)  so  brachte  auch  diese  Ausgabe  der  Weichbilds- 
bürgerschaft unmittelbaren  Nutzen.  Nicht  nur  einem  einzelnen 
Weichbilde,  sondern  der  Gesammtstadt  kamen  die  Aufwendungen 
zu  Gute,  welche  1346  die  Neustadt  im  Betrage  von  über  51  M. 
für  den  Stadtmauerbau  machte,*)  und  dahin  sind  auch  die  bereits 
oben  berücksichtigten  Zahlungen  der  Weichbildsräte  zum  Zwecke 
der  Gewinnung  von  Pfandschlössern  zu  rechnen.  Sonst  jedoch 
könnten  hier  kaum  noch  Ausgaben  angeführt  werden,  bei  denen 
das  Moment  der  Befriedigung  bestimmter  gemeinsamer  Be- 
dürfnisse klar  hervortritt. 

5.  Die  Finanzverwaltung  der  Altstadt  1351  und  1355. 

Während  also  dasjenige  Material,  welches  die  Weichbilds- 
finanzverwaltungen in  der  Zeit  von  1269  bis  1354  betrifft,  an 
einer  gewissen  Einseitigkeit  leidet,  so  fällt  dieser  Mangel  bei  den 
Rechnungen  der  Altstadt  von  1354  und  1355  gänzlich  fort. 
Sie  erst  gewähren  einen  vollständigen  Überblick  über  den 
Haushalt  eines  Weichbildes,  über  die  sämmtlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  eines  solchen,  über  das  Verhältniss  jener  zu 
diesen,  über  die  grössere  und  geringere  Wichtigkeit  der  einzelnen 
Einnahme-  und  Ausgabeklassen,  wobei  freilich  zu  bemerken  ist, 
dass  nicht  alle  Partieen  der  Rechnungen  im  gleichen  Grade  ins 
einzelne  gehende  Angaben  enthalten.  Wegen  der  grossen 
Bedeutung,  die  nach  dem  gesagten  diesen  AltstUdter  Rechnungen 
zukommt,  werden  wir  nicht  umhin  können,  uns  etwas  genauer 
mit  ihnen  zu  beschäftigen.  Eine  gesonderte  Behandlung  der- 
selben   muss    dabei    vermieden    werden,    einerseits    um   lästigen 


*)  O.-U.  der  Katharinenkirche  im  Br.  St.-A. 
«)  O.-ü.  im  Br.  St-A. 
»)  R.  d.  N.  16. 
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Wiederholungen  aus  dem  Wege  zu  gehen,   andrerseits  um  eine 
Vergleichung  entsprechender  Teile  zu  erleichtern. 

Unter  den  mannigfachen  Ausgaben,  welche,  ohne  nach 
sachlichem  Prinzip  geordnet  zu  sein,  in  ei^iem  grossen  Kapitel 
vereinigt  beide  Rechnungen  eröffnen,  nehmen  mit  den  bedeutendsten 
Raum  die  Baukosten  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  ein.  Um 
zunächst  eine  negative  Seite  dieses  Ausgabencomplexes  hervor- 
zuheben, so  finden  wir  darin  im  allgemeinen  keine  Aufwendungen 
für  erbenzinslich  ausgethane  Häuser  des  Weichbildes:  die  an 
diesen  erforderlichen  oder  erwünschten  Bauten  Hessen  die  Inhaber 
auf  ihre  eigne  Rechnung  ausfuhren  und  die  Summe,  um  welche 
dadurch  der  Wert  des  Hiiuses  sich  erhöhte,  stand  ihnen,  nicht 
dem  Rate,  als  die  „Besserung^  des  Hauses  zu.  Aber  trotz  dieser 
Einschränkung  war  das  Qebiet  der  öffentlichen  Bauthätigkeit 
im  Weichbilde  ein  sehr  umfangreiches.  Bauliche  Ausgaben 
erforderten  das  Ratbaus  und  die  Häuser,  die  der  Rat  einigen 
seiner  Diener  zur  Wohnung  angewiesen  hatte;  zahlreiche 
Reparaturen  wurden  vorgenommen  an  den  dem  Weichbilde 
gehörigen  Yerkaufsstätten,  wie  Scharren,  Buden,  Kramen  u.  a., 
Reparaturen  und  Erneuerungen  auch  an  den  Thoren  und  Berg- 
friden  des  Weichbildes,  an  den  Schlagbäumen  und  Sperrketten; 
das  Pflaster  der  Strassen  und  Märkte  musste  in  Ordnung 
gehalten,  die  Pflasterung  auch  auf  bisher  ungepflasterten  Plätzen 
und  Strassen  ausgeführt  werden,  auf  Instandhaltung  der  üfer- 
bauten  und  Brücken  scheint  grosse  Sorgfalt  verwendet  zu  sein: 
auf  einen  Brückenneubau  wird  sich  wohl  ein  Posten  der  Rechnung 
von  1355  beziehen,  wonach  für  die  Brücke  vor  dem  Hohentore 
24  M.  1  Ferd.  verausgabt  sind;  dieses  ist  die  bedeutendste 
Ausgabe  für  Bauzwecke,  welche  aus  den  beiden  Rechnungen 
angeführt  werden  kann.  Ferner  lag  dem  Rate  auch  die  Sorge 
für  die  Gemeindeweide  ob:  Tränkvorrichtungen  für  das  Vieh 
waren  zu  schaffen,  und  Umzäunungen  herzustellen  und  zu  erhalten, 
in  die  dasselbe  Nachts  eingeschlossen  wurde.  Wenn  wir 
schliesslich  noch  betonen,  dass  die  vortrefflichen  Anlagen,  die 
das  Weichbild  zur  Versorgung  seiner  Bürger  mit  gutem  Wasser 
hergerichtet  hatte,  ^)  eines  grossen  Kostenaufwandes  bedurften, 
so  haben  wir  das  wichtigste  hier  in  Betracht  kommende  erwähnt ; 
nur  darauf  sei  noch  hingewiesen,  dass  mehrfach  Ausgaben  für 
verschiedenes  Baumaterial  genannt  werden  ohne  Anfuhrung  eines 


0  cf.  Diirre  S.  667  und  658. 
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bestimmten  Verwendungsfalls.  Wahrscheinlich  wird  man  diese 
Posten  aus  dem  in  spätem  Rechnungen  ganz  klar  hervortretenden 
Bestreben  des  Rates,  sich  grössere  Vorräte  solcher  Materialien 
aufzustapeln,  erklären  müssen. 

Als  einen  der  vielen  Zweige  des  Weichbildsbauwesens 
lernten  wir  eben  die  Pflasterung  der  Strassen  und  öffentlichen 
Plätze  kennen.  Natürlich  konnte  diese  ihren  Zweck  nur  dann 
voll  und  ganz  erfüllen,  wenn  der  Rat  auch  für  eine  regelmässige 
Reinigung  der  Strassen  und  Märkte  Sorge  trug.  So  finden 
wir  denn  in  jenem  grossen  Kapitel  der  beiden  Rechnungen  auch 
zahlreiche  Ausgaben  für  Zusammenkehren  und  Abfahren  des 
Strassenschmutzes,  deren  höchste  23  Schill,  beträgt.  Zwei  der- 
artige Ausgaben  scheinen  in  damaliger  Zeit  in  der  Altstadt 
regelmässig  zu  Ostern,  Johannis,  Michaelis  und  Weihnachten  sich 
eingestellt  zu  haben:  je  6  Schill,  wurden  an  diesen  Terminen  für 
Säuberung  des  Marktes,  je  3  Schill,  für  Zusammenschaffung  des 
Schmutzes  bei  der  St.  Dlricikirche  gezahlt.  Man  darf  wohl 
vermuten,  dass  die  letztgenannten  Posten  der  Vierteljahrslohn 
für  die  Ausführung  jener  Reinigungsarbeiten  waren;  schon 
damals  also  hätte  die  Altstadt  auf  die  Dauer  Strassenkehrer  in 
ihrem  Dienste  gehabt,  obwohl  solche  noch  nicht  ausdrücklich 
genannt  werden. 

Wenn  wir  damit  zu  den  Zahlungen  des  Rates  an  sein 
Gesinde  übergehen^  so  treffen  wir  auch  hier  bereits  auf  sehr 
ausgebildete  und,  wie  es  scheint,  ziemlich  festgewurzelte  Zustände. 
Sehr  zahlreich  war  vor  allem  das  Wächterpersonal.  Pur  jedes 
der  drei  Thore  des  Weichbildes  war  ein  besonderer  Wächter 
angestellt:  1354  und  1356  erhielt  der  eine  derselben  zu  Ostern, 
Johannis,  Michaelis  und  Weihnachten  je  15  Schill.,  die  andern 
beiden  je  10  Schill.  Ausserdem  werden  ^Kurwächter^'  genannt: 
Ostern  und  Weihnachten  kommen  deren  je  zwei  vor,  die  beide 
Male  zusammen  10  Schill,  erhalten,  Johannis  und  Michaelis  nur 
einer,  dem  an  diesen  Terminen  je  4V2  Schill,  gezahlt  werden. 
Die  Eurwächter  standen  über  den  einfachen  Nachtwächtern,  in 
denen  wir  wohl  die  fünf  „Kettenschliesser",  d.  h.  Schliesser  der 
Strassensperrketten  zu  sehen  haben;  sie  bekamen  nach  unsern 
Rechnungen  vierteljährlich  zusammen  1  Pfd.  Ausser  diesen 
regelmässig  gezahlten  Wächterlöhnen  finden  sich  häufig  auch 
vereinzelt  auftretende  Ausgaben  für  Wachtdienst  bei  besondem 
Gelegenheiten.  —  Alle  Vierteljahre  wurde  ferner  dem  Weinmeister, 
dem  Vorsteher  des  Weichbildsweingartens,  Lohn  gezahlt,  jedes 
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Mal  7  Schill.;  dazu  erhielt  er  ungefähr  10  Lot  jährlich  für  seine 
Kleidung  und  für  aussergewöhnliche  Dienstleistungen  bedondre 
Ghratificationen.  Keinen  Vierteljahrssold  zahlte  man  den  Bauer- 
meistern,  den  eigentlichen  Exekutivbeamten  des  Rates,  deren  es 
später  in  der  Altstadt  vier  gab.  Sie  empfingen  an  Kleidungsgeldem 
1354  wie  1355  zusammen  7  Ferd.;  ihre  Haupteinnahme  aber 
bildeten  die  sogenannten  „Freitagspfennige'S  deren  Betrag  in  jenen 
beiden  Jahren  zwischen  3  und  4  Pfd.  schwankt.  Für  ihre 
Thätigkeit  bei  der  Zins-  und  Schosserhebung  wurden  sie 
besonders  bezahlt  und  gelegentlich  des  Ratswechsels  erhielten 
sie  22  Schill.  In  späterer  Zeit  wurde  auch  für  sie  ein  fester 
Lohnsatz  eingeführt.  —  Von  andern  Batsdienem  sind  noch  zu 
erwähnen  der  Henker,  dem  man  freie  Wohnung  und  halb- 
jährlich 7  Schill,  gab,  der  Büttel,  gleichfalls  in  einem  Hause  des 
Bates  wohnend  und  3  Ferd.  1  Lot  als  Beihilfe  für  seine  Kleidung 
empfangend,  der  Knecht  des  Büttels,  dem  im  ganzen  1  Pfd.  das 
Jahr  über  für  seine  Kleidung  und  Schuhwerk  gezahlt  wurde,  die 
Batsfischer  und  der  Koch,  welch'  letztere  keine  festen  Einnahmen 
bezogen  zu  haben  scheinen.  Nicht  eigentlich  zur  Dienerschaft 
des  Bates  darf  man  den  Opfermann  der  St.  Martinikirche  rechnen ; 
ihm  lag  es  ob,  bei  Eintritt  der  Nacht  die  Wächterglocke  zu 
läuten,^)  eine  Dienstleistung,  die  ihm  halbjährlich  mit  3  Schill, 
vergütet  wurde.  Vereinzelte  Zahlungen  an  den  Schreiber  sind 
so  geringfügig,  dass  sie  hier  übergangen  werden  können;  einen 
eigenen  Schreiber  hat  demnach  die  Altstadt  kaum  gehabt. 

Ausgaben  an  fremdes  Gesinde  erwuchsen  dem  Bäte  der 
Altstadt  bei  gleichen  Gelegenheiten,  wie,  nach  dem  Bruchstücke 
von  1331,  dem  gemeinen  Bäte.  Becht  häufig  kam  er  in  die 
Lage  an  Boten  befreundeter  Herren,  welche  von  diesen  Geschenke 
überbrachten,  Trinkgelder  zahlen  zu  müssen,  in  Posten  von  1  bis 
7  Schill.  Immer  bestanden  diese  Geschenke  in  Wildpret,  und 
jedes  Mal  liess  sich  der  Bat  dasselbe  auf  Kosten  des  Weichbildes 
zubereiten,  was  Ausgaben  von  6  bis  12  Schill,  verursachte. 
Doch  waren  dies  nicht  die  einzigen  und  nicht  die  teuersten 
Mahlzeiten,  bei  denen  der  Bat  die  öffentlichen  Mittel  in  Anspruch 
nahm.  Alljährlich  tafelte  er  am  ersten  der  beiden  grossen 
St.  Autorsfeste  und  verbrauchte  1354  4  Pfd.  14  Schill.,  1355  sogar 
5  Pfd.  4  Schill,  dafür.  Ferner  kostete  die  Mahlzeit  des  Bates 
zur  Schosszeit  in  jenem  Jahre  8^/.  Pfd.,  in  diesem  9  Pfd.  6  Schill; 


')  cf.  Dürre  S.  6ö2. 
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auch  die  Ratsumsetzung  wurde  mit  einer  groBBen  Schlemmerei 
begangen:  hierfür  wurden  1354  sammt  3Ü  Schill.  Lohn  für  den 
Koch  nahe  an  16  Pfd.,  135Ö  15  Pfd.  verausgabt. 

Hier  muss  auch  gleich  die  Sitte  des  Umsendens  von 
Geschenken  durch  den  Bat  zu  verschiedenen  Zeiten  erwähnt 
werden,  denn  auch  sie  kam  fast  ganz  ausschliesslich  den  Bats- 
geschlechtern  zu  Gute.  Zwei  Mal  im  Jahre  wurden  Fische 
umgesandt,  im  ganzen  für  ungefähr  2^8  Pfd.,  ausserdem  ein 
Mal  Weintrauben  aus  dem  Weingarten  des  Rates,  wofür  der 
Weinmeister  ein  Trinkgeld  erhielt.  Überhaupt  wird  man  von 
den  mannigfachen  Aufwendungen  für  den  Weingarten  sagen 
müssen,  dass  sie  hauptsächlich  im  Interesse  der  Ratsfamilien 
gemacht  wurden.  Das  schlimmste  aber  ward  am  grünen 
Donnerstag  geleistet:  an  diesem  Tage  wurden  1354  4  Pfd. 
6  Schill.,  1355  5  Pfd.  6  SchiU.  verbraucht  und  zwar  ganz  oder 
zum  grössten  Teil,  wie  wir  aus  spätem  Rechnungen  schUessen, 
für  umgesandte  Geschenke. 

Absichtlich  sind  wir  auf  diese  Ausgaben  etwas  näher  ein- 
gegangen, um  zu  zeigen,  wie  teuer  dem  Weichbilde  seine 
„ehrenamtliche"  Verwaltung  zu  stehen  kam.  Und  kaum  wird 
der  Rat  auf  die  geschilderte  Weise  allein  sich  Vorteile  ans  den 
öffentlichen  Mitteln  verschaff);  haben,  wenn  wir  auch  andre  so 
grobe  Missbräuche  nicht  mehr  nachweisen  können.  Dass  die 
übrigen  Weichbildsräte  in  diesen  Zeiten  selbstloser  ihre  Stellung 
aufgefasst  hätten,  ist  nicht  anzunehmen;  das  Beispiel,  welches 
ihnen  der  mächtige  Altstädter  Rat  gab,  wird  von  ihnen  sicher- 
lich, wenn  auch  in  bescheidenerem  Massstabe,  nicht  unbefolgt 
geblieben  sein.  Erst  die  Reform  am  Ende  des  Jahrhunderts 
beseitigte  die  ärgsten  Auswüchse  jenes  Unwesens;  den  Aufstand 
von  1374  haben  dieselben  —  die  meisten  wenigstens  gewiss  — 
noch  geraume  Zeit  überdauert.^) 

Weit  geringfügiger  als  die  eben  besprochenen  Aufwendungen 
waren  diejenigen,  welche  zwar  auch  im  Interesse  des  Rates 
gemacht  wurden,  aber  doch  nicht  missbräuchliche  und  ver- 
schwenderische genannt  werden  können.  Es  gehören  dahin  die 
Kosten  für  Heizung  und  Beleuchtung  der  Ratsdomtze.  unter 
den  wenigen  Ausgaben  für  jene  findet  sich  die  bedeutendste  .  in 
der  Rechnung  von  1355:  3  Pfd.   4    Schill,   für   Brennholz;   für 


*)  Das  geht  aus  den  spätem  Altstädter  Rechnungen  hervor,    cf.  auch 
Chron.  VI.  S.  168. 
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Beleuchtung  wurden  sogar  in  beiden  Jahren  nur  je  7  Schill, 
verbraucht 

Im  Anschluse  hieran  mögen  noch  einige  andere  Verwaltungs- 
unkosten Erwähnung  finden.  In  beiden  Rechnungen  sind  kleine 
Summen  aufgeführt  als  verwendet  zur  Anschaffung  von  „Blei- 
zeichen'^,  die  behufs  der  Erleichterung  des  Verzollungsgeschäftes 
im  Gebrauch  waren,  ^)  und  von  sogenannten  „Zeicheneisen^,  mit 
denen  den  Maassen  und  Gewichtsstücken  das  Zeichen  der  Stadt 
aufgeprägt  wurde.  ^)  Jede  der  Rechnungen  enthält  schliesslich 
eine  Ausgabe  von  9  Schill,  für  Siegelwachs. 

Bedenkt  man,  dass  zu  den  Obliegenheiten  des  Altstädter 
Bates,  wie  wir  ja  sahen,  die  Verwaltung  der  Gemeindeweide 
gehörte,  so  wird  man  sich  kaum  darüber  wundern,  dass  es  auch 
als  eine  seiner  Aufgaben  erscheint,  Zuchteber  und  Zuchtstiere 
zu  halten.  Da  er  jedoch  keine  Ställe  besass,  so  gab  er  jene  bei 
einigen  Bürgern  in  Futter  und  Stallung.  Sowohl  1364  als  1355 
wurden  aus  V^eichbildsmitteln  halbjährlich  je  b^/^  Schill,  für 
Unterhaltung  eines  Zuchtebers  gezahlt;  was  die  Zuchtstiere 
angeht  —  denn  deren  scheint  es  mehrere  in  der  Altstadt  gegeben 
zu  haben  —  so  erhielten  Ostern  1354  drei  Bürger  für  Unter- 
bringung und  Pflege  von  solchen  6;  beziehungsweise  3Vt  und 
3  Schill.;  1355  wurden  für  denselben  Zweck  zu  verschiedenen 
Zeiten  5  und  3  Schill,  verausgabt  und  für  den  Preis  von  1  Pfd. 
ein   neuer  Zuchtstier  gekauft. 

Aber  nicht  nur  der  Viehzucht,  sondern  auch  der  Fischzucht 
widmete  der  Bat  seine  Sorge.  Der  Rechnung  von  1354  zufolge 
setzte  er  für  2^/,  Pfd.  Fische  aus;  vorher  schon  ist  in  derselben 
Rechnung  eine  gleiche  Ausgabe  von  1  M.  3  Lot  verzeichnet, 
doch  ist  dieser  Posten  wieder  durchgestrichen. 

'Eine  geregelte  öffentliche  Armenpflege  war  in  der  Zeit,  von 
der  wir  hier  sprechen,  in  Braunschweig  unbekannt.*)  Wie  der 
gemeine  Rat,  so  beschränkte  sich  der  der  Altstadt  in  dieser 
Hinsicht  darauf,  an  gewissen  Festtagen  kleinere  Summen  „ad 
stipam^  zu  verwilligen.  Zu  solchem  Zwecke  wandte  er  1354  und 
1355  am  St.  Petrustage  8  Schill,  auf  und  ausserdem  beim  Feste 
der   Ej'euzerhöhung   in  jenem   Jahre    12,    in    diesem   9   Schill. 

«)  ßr.  Ü.-B.  I,  90,  384  und  385. 

«)  Br.  U.-B.  I,  152  (cap.  xnj)  und  164  (oap.  Ixvj). 

>)  Überhaupt  war  wohl  in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters  von 
öffentlicher  Armenpflege  in  unserm  Sinne  keine  Rede.  cf.  Chron.  Bd.  I. 
S.  292  und  fiänselmann,  Werkstücke  Bd.  U.  S.  252—254. 
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Aber  die  wenigen  Almoaenaasgaben  waren  nur  ein  kleiner  Bruch- 
teil aller  der  Kosten,  welche  dem  Weichbilde  aua  den  zahlreichen 
in  der  Stadt  gefeierten  kirchlichen  Festen  erwuchsen.  Die 
gelegentlich  derselben  veranstalteten  Ratsgelage  und  Be- 
Schenkungen  der  Batsfamilien  wurden  schon  besprochen.  Dazu 
gesellen  sich  dann  die  Ausgaben  beim  zweiten  grossen  Autors- 
feste :  1354  wurden  8  Schill,  für  die  dem  heiligen  Autor  gewidmete 
Kerze  verwendet;  und  5  Schill,  gab  man  1354  wie  1355  den 
Minderbrfidern  zur  Belohnung  für  ihre  Teilnahme  an  der  auf 
diesen  Tag  abgehaltenen  Prozession.  Dieselben  erhielten  gleich- 
falls in  beiden  Jahren  gelegentlich  ihres  Kirchweihfestes  aus 
Weichbildsmitteln  ein  Geschenk  im  Betrage  von  1  M.  10  Schill. 
Mit  je  5  Schill,  pflegte  am  Feste  der  heiligen  elftausend  Jungfrauen 
und  an  dem  der  heiligen  Elisabeth  der  Pfarrer  der  Martinikirche 
vom  Altstädter  Bäte  bedacht  zu  werden,  der  zwei  Gartenzinse 
dazu  ausgesetzt  hatte.  Noch  im  Jahre  1402  finden  sich 
diese  beiden  Posten  unter  den  regelmässigen  Ausgaben  des 
Weichbildes. 

Viele  andere  Zahlungen  des  letztern  an  Cleriker  beruhten 
auf  den  mannigfaltigsten  Verpflichtungen.  Eine  sehr  merkwürdige 
Ausgabe  bildeten  die  „denarii  synodales^  d.  h.  die  „Sendpfennige^, 
welche  bei  Abhaltung  des  geistlichen  Sendgerichts  ^)  dem  Send- 
priester gezahlt  werden  mussten.  Die  Altstadt  war,  wie  wir  aus  spätem 
Rechnungen  sehen,  verpflichtet,  alljährlich  8  Schill.  Sendpfennige 
zu  zahlen  und  hat  dies  auch  1355  gethan.  1354  jedoch  ist  ein 
solcher  Posten  nicht  eingetragen,  wofür  die  Rechnung  von  1355 
eine  Erklärung  giebt:  wir  ersehen  aus  ihr,  dass  das  Weichbild 
in  diesem  Jahre  dem  Sendrichter,  dem  hildesheimischen  Archi- 
diakonus,  7  M.  ^/g  Ferd.  auszahlte  „pro  denariis  sinodalibus  retentis^. 
EiS  wird  hier  das  Ende  eines  Zwistes  bezeichnet,  wie  er  sich  über 
die  Sendpfennige  häufiger  erhoben  zu  haben  scheint.  In  dem 
oft  genannten  Zinsbuch  der  Neustadt  nämlich,  welches  Weich- 
bild jährlich  6  Schill.  Sendpfennige  in  den  Fasten  entrichtete, 
bemerkt  ein  Nachtrag:  „Anno  1354  heischten  der  Archidiakon 
und  der  Sendherr  6  Schill.  Sendpfennige  zu  Michaelis  und  hatten 
kein  Recht  dazu,  was  ihnen  auch  bewiesen  ward.^  In  diesem 
Falle  hatten  also  die  geistlichen  Herren  das  doppelte  von  dem 
ihnen  zukommenden  verlangt. 

Eine  ganze  Anzahl  zum  Teil  recht  beträchtlicher  Ausgaben 
legte  dem  Altstädter  Rate  die  Ausführung  frommer  Stiftungen 

0  cf.  Dürre  S.  371—373. 
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auf.  Im  Jahre  1311  hatte  er  selbst  den  Anneaaltar  in  der 
Martinikirche  fundirt  und  musste  in  Folge  dessen  alljährlich, 
auch  1354  und  1355,  dem  Pfarrherm  zu  St.  Martini  7  Pfd. 
zahlen :  gewisse  Erben-,  Garten-  und  Wortzinse  wurden  nach  den 
Zinsbüchern  der  Altstadt  dazu  verwendet.  Schon  sieben  Jahre 
vorher  hatte  ferner  dieses  Weichbild  gegen  eine  Zahlung  von 
77  M.  die  allerdings  ablösbare  Verpflichtung  übernommen,  jähr- 
lich 7  Pf.  für  Messelesen  an  dem  von  einem  Bürger  in  derselben 
Kirche  gestifteten  Altare  auszugeben;^)  auch  diesen  Posten 
können  wir  in  unsern  Rechnungen  nachweisen.  Ausserdem 
erhielt  der  Pfarrer  von  St.  Martini  vom  Bäte  zwei  Mal  jährlich 
7  Schill.,  und  zwei  Mal  3Vs  Schill.  Seine  Gegenleistung  für  die 
SVs  Schill,  bestand  in  der  Abhaltung  einer  Gedächtnissfeier  für 
einen  ehemaligen  Pfarrherrn;  wahrscheinlich  hatte  derselbe  vom 
Altstädter  Eate  jene  Rente  zu  dem  erwähnten  Zwecke  gekauft. 
Ahnlich  mochte  es  sich  auch  mit  der  erstgenannten  Rente  ver- 
halten. In  den  Zinsbüchem  des  Weichbilds  finden  wir  beide 
unter  dem  Titel  „Altarzins  der  St.  Paulscapelle"  vereinigt  und 
auf  zwei  Garten  zinse  von  9,  bezw.  12  Schill,  angewiesen. 
Schliesslich  treffen  wir  sowohl  1354  als  1355,  später  aber  nicht 
mehr,  eine  zwei  Mal  im  Jahre  zu  Gunsten  des  Priesters  der 
St.  Michaeliskirche  gemachte  Ausgabe  von  5  Schill,  an,  über  die 
genaueres  nicht  bekannt  ist. 

Clerikern  flössen  wohl  auch  die  22  Schill.  Zehntpfeanige 
(„denarii  decimales^)  zu,  welche  im  ersten  Ausgabekapitel  beider 
Rechnungen  verzeichnet  sind.  Sicherlich  haftete  die  hier  sich 
zeigende  Verpflichtung  an  irgend  welchen  im  Besitz  des  Weich- 
bildes befindlichen  Grundstücken.  Auch  später  noch  hat  die 
Altstadt  Zehntpfennige  zu  zahlen,^)  doch  kehrt  dieselbe  Summe 
nicht  wieder.  Unveränderlich  dagegen  erhielt  sich  bis  ins 
15.  Jahrhundert  hinein  ein  Grundzins  im  Betrage  von  1  Pfd., 
welchen  das  Weichbild  von  der  sogenannten  „Merteningehufe^  dem 
Pfarrer  zu  St.  Martini  zu  geben  hatte. 

Als  Bestandteil  jenes  grossen  Ausgabekapitels  am  Anfange 
beider  Rechnungen  kommt  endlich  noch  eine  Anzahl  von  Posten 
in  Betracht,  die  sich  zwar  nicht  um  grosse  Summen  drehen, 
aber  trotzdem  hohes  Interesse  beanspruchen:  es  sind  Zahlungen 


»)  cf.  A.  D.  I,  2  ',  S.  U, 

")  cf .  das  Zinsbach  von  1402. 
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an  die  Vögte,  deren  es  in  dieser  und  iu  späterer  Zeit  in  Braun- 
schweig zwei  gab,  ^)  und  die  ihr  Amt  von  den  Pfandinhabern 
der  Vogtei  in  Pacht  hatten.*)  Zu  ihren  Aufgaben  gehörte  es, 
dass  immer  einer  von  ihnen  das  Echteding  zu  hegen  hatte. 
Letzteres  wurde  um  1354  wohl  schon  in  allen  Weichbilden, 
jedenfaUs  aber  in  der  Altstadt,  zwei  Mal  im  Jahre,  kurz  nach 
Ostern  und  kurz  nach  Michaelis,  abgehalten :  ^)  unsern  Rechnungen 
zufolge  zahlte  der  Altetädter  Rat  damals  für  jedes  Echteding 
dem  Vorsitzenden  Vogt  6  Schill.  Eine  andere  Einnahme  der 
Vögte  bildeten  die  „Friedepfennige",  welche  sie  gelegentlich  von 
Grundbesitzaufiassungen  erhielten.^)  Ihnen  stand  nämlich  in 
erster  Linie  die  Gültigkeitserklärung  derselben  zu.  An  solchen 
Friedepfennigen  wurden  aus  der  Altstädter  Kasse  1354  dem 
einen  der  Vögte  5  Schill.,  dem  andern  2^2  Schill.,  1355  beiden 
zusammen  5  Schill,  gegeben.  Friedepfennige  waren  allem  An- 
schein nach  auch  die  10  Schill.,  welche  die  Vögte  1355  von  der 
Altstadt  „pro  trutina"  d.  h.  die  Wage,  das  Wagehaus  empfingen ;  ^) 
indessen  ist  in  diesem  Falle  das  Sachverhältniss  zu  wenig  bekannt, 
als  dass  man  mit  Gewissheit  urteilen  könnte.  Schliesslich 
kommen  in  unsern  Rechnungen  noch  drei  Posten  vor,  die  der 
Altstädter  Rat  den  Vögten  als  ihren  Anteil  an  den  für  ver- 
botenes Würfelspiel  aufgekommenen  Strafgeldern  auszahlte.  Den 
bedeutendsten  derselben,  1  Pfd.,  erhielten  beide  Vögte  zusammen, 
während  bezüglich  der  übrigen  nur  je  ein  Vogt  als  Empfänger 
genannt  wird.  In  den  spätem  Rechnungen  und  Zinsbüchern  der 
Altstadt  ist  von  Zahlungen  an  die  Vögte  nie  mehr  die  Rede. 

Was  die  Gesammtsumme  aller  bisher  besprochenen  Ausgaben 
des  Weichbildes  angeht,  so  betrug  dieselbe  1354  149  M.  2  Ferd. 
1  Lot  oder  27,7%  sämmtlicher  während  dieses  Jahres  gemachten 
Aasgaben  der  Altstadt,  1355  dagegen  163  M.  2Va  Ferd.  oder 
43%  sämmtlicher  Ausgaben.  Man  sieht  also,  wie  relativ 
genommen    der    eben    behandelte     Complex     in     der    jüngeren 


0  Br.  Ü.-B.  I,  159  (oap.  xlvj). 

*)  Obwohl  also  diese  Vögte  jetzt  de  facto  städtische  waren,  so  wurden 
sie  doch  noch  —  offiraibar,  weil  nur  ein  Pfandverhältniss  bestand,  —  herzog- 
liche genannt.  So  heisst  es  in  eiuem  Vertrage  von  ISö4  (I.  Q.  fol.  9  §  2): 
„de  rad  heft  gedhegedinget  mid  den  vogheden  user  herren  van  Bruuswich"  eta. 
—  Zur  Verpachtung  der  Vogtei  of.  S.  81. 

*)  Br.  Ü.-B.  I,  176  (cap,  cxix)  und  179  (cap.  oxxxj). 

*)  Et,  U.-B.  I,  7,  §  64. 

»)  cf.  S.  87. 
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Rechnung  eine  weit  bedeutendere  Stellung  einnimmt  als  in  der 
altern.  Der  Grund  dieser  Änderung  wird  uns  bald  klar  vor  die 
Augen  treten. 

Wenig  umfangreich  ist  in  unsern  beiden  Altstädter 
Rechnungen  das  Kapitel  der  Leibrenten.  Es  sind  hier  nämlich 
nichty  wie  es  später  zu  geschehen  pflegt,  die  Rentenzahlungen 
einzeln  aufgeführt,  sondern  wir  ersehen  nur,  welchen  Betrag  an 
Leibgedingen  im  ganzen  an  jedem  der  üblichen  Zahlungstermine, 
Ostern,  Pfingsten,  Michaelis,  Martini  —  1355  kommt  noch 
Johannis  dazu  —  das  Weichbild  entrichten  musste.  Im  Jahre 
1354  wurde  die  geringste  Summe,  2^/^  M.,  Pfingsten  verausgabt, 
die  höchste,  1^/2  Ferd.  über  35  M.,  Michaelis;  1355  die  geringste, 
^/^  M.,  zu  Johannis,  die  höchste,  den  gleichen  Betrag  wie  im 
Vorjahre  erreichend,  wiederum  zu  Michaelis.  In  der  Gesammt- 
summe  der  bezahlten  Leibgedinge  zeigt  sich  für  1355  ein  geringes 
Wachsen  gegen  1354:  denn  in  diesem  Jahre  betrug  sie  71  M. 
1  Ferd.,  in  jenem  75  M.  1  Ferd.  Von  der  Summe  sämmtlicher 
Ausgaben  entfielen  1354  auf  die  Leibrenten  13,2%,  1355  dagegen 
ISyß^o*  Auch  hier  haben  wir  also  die  Erscheinung,  welche  uns 
schon  beim  ersten  Ausgabekapitel  auffiel.  Beiläufig  mag  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  im  Jahre  1398,  aus  dem  zuerst  die 
Leibrentenzahlungen  aller  fünf  Weichbilde  ihrer  Höhe  nach 
bekannt  sind,  die  Altstadt  rund  52  M.,  der  Hagen  46  M.,  die 
Neustadt  30  M.,  die  Altewik  13  M.,  der  Sack  6  M.  dafür  auf- 
wenden musste.^) 

Das  dritte  und  letzte  Ausgabenkapitel  giebt  vornehmlich 
über  die  Summen  Auskunft,  welche  die  Altstadt  1354  und  1355 
beim  Ankauf  von  Hauszinsen  —  wie  es  scheint,  ablöslichen  — 
verbraucht  hat.  £&  handelt  sich  dabei,  wenn  wir  gleich  beide 
Jahre  zusammenfassen,  um  Renten  von  1  bis  3  M.,  um  Kapitalien 
von  12  bis  45  M.;  der  am  häufigsten  vorkommende  Zinsfuss  ist 
6*/3%,  der  höchste  8Y8%>  ^er  niedrigste  6^/4*/^.  Ausser  diesen 
Hauszinserwerbungen  haben  noch  einige  wenige  andre  Posten 
in  unserm  Kapitel  Platz  gefunden :  so  wurden,  wie  schon  erwähnt, 
1354  5  M.  Bierzoll  für  50  M.  gekauft.  Sehr  aufi^ällig  ist  es, 
dass  fast  alle  diese  Geschäfte  —  nur  hinsichtlich  weniger  kann 
man  ungewiss  sein  —  vom  Altstädter  Bäte  mit  Altstädter 
Patriciern  abgeschlossen  sind.  Im  ganzen  verwendete  man  für 
die    genannten    Zwecke    1354    31779    M.,     nahe    an    60^0   der 


<)  Zinsbach  aller  fünf  Weichbilde  von  1398. 
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gesammten  Ausgaben,  1355  nur  144  M.  oder  37,4%  sämmtlicher 
Ausgaben.  Für  das  letztere  Jahr  ist  also  hinsichtlich  dieser 
Aubrik  eine  ganz  bedeutende  Einschränkung  zu  erkennen.  Die- 
selbe hatte  die  nicht  zu  unterschätzende  Folge,  dass,  obwohl  im 
übrigen  die  Ansprüche  an  die  Weichbildskasse,  freilich  nur 
gering,  wuchsen,  doch  die  Gesammtsumme  der  Ausgaben  von 
rund  538  M.  im  Jahre  1354  auf  rund  382  ii.  im  nächsten 
Jahre  fiel. 

Mit  den  soeben  geschilderten  Zinsankäufen  steht  im  engsten 
Zusammenhange  eins  der  drei  Finnahmekapitel.  Schon  ausser- 
lieh  findet  dieser  Zusammenhang  den  entschiedensten  Ausdruck: 
in  jeder  der  beiden  Bechnungen  geht  das  betreffende  Kapitel 
dem  Yerzeichniss  jener  Erwerbungen  unmittelbar  voraus.  Um 
die  für  letztere  erforderlichen  Summen  in  baarem  Gelde  bereit 
zu  haben,  musste  der  Altstädter  Bat  zu  dem  Mittel  greifen, 
Beuten  zu  verkaufen.  Der  so  gewonnene  Erlös  bildet  den 
Hauptinhalt  der  in  Bede  stehenden  Einnahmerubrik.  Gegen- 
stande dieser  Bentenverkäufe  waren  meist  Hauszinse,  wie  wir 
aus  dem  Zusätze  „de  domo^  ersehen  können,  in  einigen  Fällen 
auch  Leibrenten,  was  namentlich  dann  vermutet  werden  darf, 
wenn  jener  Zusatz  fehlt,  und  Personen  geistlichen  Standes  als 
Käufer  genannt  werden.  Weder  bei  den  Hauszins-  noch  bei  den 
Leibgedingsverkäufen  ist  der  Betrag  der  Beuten  aufgeführt,  und 
nur  für  einen  der  ersten  kann  man  ihn  anderweitig  erfahren. 
Nur  in  diesem  einen  Falle  ist  man  auch  im  Stande,  den 
Charakter  des  Hauszinses  anzugeben:  er  ist  als  Erbenwortzins 
bezeichnet.  Die  Gesammtsumme  der  beschriebenen  Eiinnahmen 
betrug  1354  339V,  M. ,  das  sind  51,5o/o  aller  Jahres- 
aufkünfte,  während  die  einzelnen  Posten  sich  zwischen  den 
Grenzwertea  2  M.  und  70  M.  hielten.  Indem  aber  damals  nur 
für  317^9  M.  Beuten  gekauft  wurden,  blieb  ein  tlberschuss  von 
22  M.,  der  in  der  entsprechenden  Bubrik  von  1355  den  Haupt- 
posten bildet  Der  kleinste  Posten  in  dieser  erreicht  eine  Höhe 
von  4  M.,  die  Gesammtsumme  eine  solche  von  99  M.  oder  25% 
der  ganzen  Jahreseinnahme.  Da  nun  im  letztgenannten  Jahre  für 
Bentenkäufe  144  M.  aufgewandt  wurden,  so  mussten  zu  solchem 
Zwecke  auch  noch  andre  Einnahmen  herangezogen  werden. 

Doch  was  veranlasste  den  Altstädter  Bat  zu  einer  derartigen 
Finanzoperation,  wie  sie  sich  1354  und  1355  in  den  Kapiteln 
der  Bentenverkäufe  und  Bentenerwerbungen  darstellt?  Erwuchs 
etwa  dem  Gemeinwesen  pecuniärer  Nutzen   daraus?  Doch   wohl 
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kaum;  denn  nichts  spricht  dafür,  dass  die  Kapitalien,  welche  durch 
den  Hauszinsverkauf  frei  wurden,  vorteilhafter  oder  sicherer 
angelegt  worden  wären,  und  geradezu  unerklärlich  erscheint  es, 
wenigstens  auf  den  ersten  Blick,  weshalb  man  sogar  Leibgedinge 
verkaufte,  das  heisst  hoch  zu  verzinsende  Anleihen  machte,  um 
für  die  Kaufsummen  Hypotheken  zu  erwerben.  Dem  Weich- 
bilde war  also  mit  dieser  Operation  schwerlich  gedient  und  doch 
wäre  es  thöricht,  in  ihr  eine  absichtslose  Spielerei  erblicken  zu 
wollen,  zumal  da  sich  uns  ein  wichtiger  Anhalt  zur  bessern 
Erklärung  darbietet.  Wie  wir  oben  betonten,  hatte  der  Rat  die 
neuerworbenen  Hypotheken  fast  auisschliesslich  von  Angehörigen 
der  Geschlechter  gekauft.  ^)  Sicherlich  sassen  manche  von  diesen 
selber  in  dem  ein  durchaus  aristokratisches  Gepräge  tragenden 
Rate  der  Altstadt  oder  waren  wenigstens  mit  Mitgliedern  des- 
selben verwandt.  Bedenkt  man  nun,  in  wie  hohem  Masse  sich 
die  Ratsherrn  bei  der  Verwaltung  ihres  Amtes  von  Selbstsucht 
leiten  Hessen  —  sehr  starke  Äusserungen  derselben  hatten  wir 
ja  schon  früher  kennen  gelernt')  — ,  so  wird  man  es  nicht  für 
unwahrscheinlich  halten,  dass  jene  damals  bei  eignen  oder  ihrer 
Verwandten  Geldverlegenheiten  mit  Benutzung  des  Weichbilds- 
vermögens und  des  Weichbildscredits  entweder  Hypotheken- 
anleihen selber  aufnahmen  oder  solche  gewährten.  Durch  diese 
Auffassung  räumt  man  einerseits  die  oben  zu  Tage  getretenen 
Schwierigkeiten  in  dieser  Angelegenheit  aus  dem  Wege,  andrer- 
seits gewinnt  man  so  einen  neuen  Einblick  in  den  Geist,  der  in 
damaliger  Zeit  die  Altstädter  Finanzverwaltung  durchdrang. 

Als  den  Grundstock  der  Einnahmen  der  Altstadt  wird  man 
ihre  Zinsaufkünfte  anzusehen  haben :  hinsichtlich  der  Höhe  ihrer 
recht  bedeutenden  Erträge  waren  sie  im  allgemeinen  nur  geringen 
Schwankungen  unterworfen  und  so  gut  wie  gar  nicht  vom  Zufall 
abhängig.  Es  gehören  dahin  alle  die  vorerwähnten  Zinse,  welche 
ein  Weichbild  einnehmen  konnte.  In  den  Rechnungen  von  1354 
und  1355  ist  ihnen  die  Gesammtbezeichnung  „census  de  tabulis"  — 
nach  den  Tafeln,  auf  denen  sie  von  den  Bezahlenden  niedergelegt 
wurden  —  gegeben,  und  ein  gemeinschaftliches  Kapitel  ein- 
geräumt. Hier  sind  die  Zinse  weder  nach  ihren  Arten  noch 
nach  den  einzelnen  Posten  gesondert,  wir  erfahren  nur,  wie 
grosse  Summen  an  jedem  der  beiden  hierfür  üblichen  Zahlungs- 


>)  cf.  S.  76. 
«)  cf.  S.  70  f. 


Digitized  by  V^OOQIC 


^9 

termine,  Ostern  und  Michaelis,  eingekommen,  und  daran  schKesst 
sich  noch  die  Angabe  des  jährlichen  Gesamnitertrages.  Sowohl 
13Ö4  als  1365  erreicht  die  Michaelissumme  eine  —  freilich  nur 
wenig  —  grössere  Höhe  als  die  Ostersimime;  was  die  Jahres- 
summe angeht,  so  beträgt  dieselbe  in  dem  ersten  der  beiden 
Jahre  258  M.  3  Ferd.  ^^  Lot,  39,3%  aller  Einnahmen,  in  dem 
zweiten  262  M.  3  Ferd.  1  Lot,  nicht  weniger  als  6d,17o  der 
Gesammtaufkünfte.  Die  veränderte  Stellung,  die  hiernach  die 
Zinseinnahmen  des  Weichbildes  in  der  jungem  B/Cchnung  gegen- 
über der  altem  inne  haben,  beruht  vor  allem  auf  der  wesentlichen 
Verringerung  der  Rentenverkäufe:  der  grosse  Umfang  der 
letztem  im  Jahre  1354  drängte  die  Erträge  an  census  de  tabulis 
in  ungebührlicher  Weise  in  den  Hintergrund. 

Das  dritte  Einnahmekapitel ,  welches  sich  in  beiden 
Rechnungen  zu  den  bis  jetzt  besprochenen  gesellt,  schliesst 
1354  mit  einer  Summe  von  60%  M.,  1355  mit  einer  solchen 
▼on  33  M.  ab.  Diese  Beträge  machen  9,2%,  beziehungsweise 
5,9  ®/q  der  Gesammteinkünfte  aus.  Indessen  wird  die  verhältniss- 
mässige  Geringfii^gkeit  dieser  Summen  aufgewogen  durch  die 
Reichhaltigkeit  des  Inhalts  jener  Rubrik :  sie  bildet  nämlich  ein 
Seitenstück  zu  dem  umfangreichen  Ausgabekapitel;  wie  sich 
hier  ein  Gemisch  der  verschiedenartigsten  Ausgaben  vorfindet, 
80  sind  dort  sehr  mannigfaltige  Einnahmen  äusserlich  vereinigt. 
Über  eine  Anzahl  von  ihnen  und  zwar  nicht  die  unbedeutendsten 
ist  leider  nichts  sicheres  zu  ergründen,  da  uns  nur  mitgeteilt 
wird,  wer  die  betreffenden  Summen  dem  Weichbilde  gezahlt  hat, 
nicht  aber  auch,  aus  welchem  Grunde.  Die  näher  bekannten 
Posten  unsres  Mischkapitels  können  wir  in  mehrere  'Klassen 
zerlegen,  von  denen  aber  verschiedene  nur  sehr  schwach  ver- 
treten sind.  Es  genügt  daher,  aus  letztern  das  wichtigste  zu 
erwähnen.  1354  wurde  eine  grössere  Summe,,  7  M.,  für 
verkauftes  Getreide  vereinnahmt ,  sowie  ein  Mühlenzins  im 
Betrage  von  1  Pfd.,  während  1355  die  erste  Rate  der  im  Vor- 
jahre erworbenen  Bierzollrente  mit  5  M.  eingetragen  ist.  In 
beiden  Jahren  floss  der  Altstadt  nachträglich  gezahlter  Schoss, 
sogenannter  „Nachschoss^  zu:  1354  beliefen  sich  diese  Nachschoss- 
Zahlungen  auf  6  M.  7,  Ferd.,  1355  auf  57,  M.  Wiederum  haben 
wir  darin  einen  Beleg  für  das  Nichtinnehalten  der  Einigung 
von  1269:  da  dem  gemeinen  Rate  der  Schoss  zugesprochen  war, 
80  musste  folgerichtiger  Weise  er  auch  den  Nachschoss  erhalten, 
der  also  eigentlich  unter  Altstädter  Einnahmen  nicht  vorkommen 
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dürfte,  aber  noch  um  1390  unter  ihnen  aufgeführt  ist.  Erst  die 
grosse  Reform  machte  dem  geschilderten  Missbrauch  ein  £ndeJ) 

Ziemlich  viel  Raum  nehmen  in  der  in  Rede  stehenden 
Rubrik  die  Abgaben  ein,  welche  dem  Weichbilde  von  den 
verschiedensten  Handwerkern,  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
entrichtet  wurden.  Zumeist  handelte  es  sich  dabei  um  Abgaben 
von  VerkaufS'Ständen  und  Stätten  auf  dem  Altstadtmarkte  oder 
dem  sich  an  diesen  anschliessenden  Martinikirchhofe.  Solche 
Stätten-  und  Ständegelder  zahlten  Leinwandschneider,  Altflicker, 
Bäcker  und  Fischer,  femer  die  Inhaber  der  Kohlbänke,  die  auf 
dem  Kirchhofe  sitzenden  Kleiderseller  und  die  Händler,  welche 
gesalzenen  Fisch  gleich  aus  den  Tonnen  verkauften,  schliesslich 
auch  noch  andre  nicht  näher  bezeichnete  Verkäufer.  Die  hieraas 
sich  ergebende  Gesammteinnahme  betrug  sowohl  1354  als  1355 
etwas  über  5  Pfd.  In  den  spätem  Rechnungen  und  Zinsbüchern 
der  Altstadt  begegnet  uns  iur  diese  Erträge  die  zusammenfassende 
Bezeichnung  „Marktpfennige^,^)  indessen  sind  die  Zahlungen  der 
Leinwandschneider  dort  gewöhnlich  in  einem  eignen  Kapitel 
anzutreifen.  In  den  übrigen  Weichbilden  Braunschweigs  lassen 
sich  die  Marktpfennige  nicht  nachweisen. 

Ein  andrer  Charakter  als  der  des  Stättegeldes  ist  wahr- 
scheinlich zwei  Zahlungen  im  Betrage  von  1  M.  minus  14  Pfenn. 
und  2  M.  minus  3  Schill,  eigen,  deren  erstre  die  Schuhmacher- 
meister 1354,  deren  letztre  sie  1355  dem  Rate  leisteten.  Von 
jenen  Marktabgaben  sind  sie  äusserlich  streng  getrennt,  und  femer 
spricht  auch  der  grosse  Unterschied  in  der  Höhe  der  beiden 
Posten  dagegen,  dass  man  es  hier  mit  Stättegeldern  zu  thun  hat. 
Vielleicht  trifft  man  das  richtige,  wenn  man  jene  für  Gildeabgaben 
erklärt.  So  wissen  wir  aus  einer  Eintragung  im  Altstädter 
Degedingbuche  zum  Jahre  1329,  dass  dem  Rate  ein  Viertel  der 
Gebühren  zustand,  die  jeder  Schuhmachermeister  bei  seiner 
Aufnahme  in   die  Gilde   zu  zahlen   hatte.')    Auch    von    andern 


>)  cf.  Chron.  VI,  S.  152  und  163. 

*)  Ob  die  Marktpfennijjfe  ein  Teil  des  Marktzolles  oder  gar  der  ganze 
Marktzoll  sind,  von  dessen  Verpfändung  an  die  gemeine  Stadt  wir  zuerst 
1412  (Chron.  VI,  S.  194  und  195)  hören,  erscheint  sehr  fraglich.  Dürre 
S.  921  und  322  nimmt  es  an,  doch  widerspricht  dem  vor  allem,  dass  in 
keinem  der  übrigen  Weichbilde  eine  derartige  Abgabe  wie  in  der  Altstadt 
erhoben  wurde. 

»)  A.  D.  I,  72«. 
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Oildeabgaben  hören  wir,^)  welche,  obwohl  sie  uns  nicht  gerade 
für  die  Schuhmacher  bezeugt  sind,  doch  auch  von  diesen  wohl 
entrichtet  werden  mussten.  Insofern  scheint  unsre  Annahme  also 
gut  begründet,  doch  ist  sie  deshalb  nicht  ganz  einwandsfrei,  weil 
von  Zahlungen  andrer  Gilden  an  den  Rat  der  Altstadt  in  beiden 
Rechnungen  keine  Spur  gefunden  werden  kann.  Aber  immerhin 
mag  daran  der  Zufall  schuld  sein. 

Er  war  gelegentlich  der  Besprechung  der  Ausgaben  an  die 
Vögte  schon  auf  die  Verpachtung  der  Vogtei  hingewiesen.  Aus 
unserm  Kapitel  geht  nun  hervor,  dass  in  den  hier  in  Betracht 
kommenden  beiden  Jahren  ein  Teil  der  Pachtsumme,  der  Altstadt 
zufloss.  1354  erhielt  sie  von  dem  einen  der  zwei  Vögte,  Heinrich 
von  Polede,  für  die  Vogtei  6  M.  zu  Ostern  und  6  M.  zu  Michaelis, 
höchstwahrscheinlich  den  ganzen  Pachtzins,  welchen  jener  zu 
zahlen  hatte.  Denn,  wie  uns  Notizen  im  1.  Gedenkbuche  lehren, 
nahm  1856  Hans  von  Kissenbrucge  ^)  und  1363  Konrad  Backer- 
mann*) vom  gemeinen  Rate  die  Vogtei  auf  ein  Jahr  für  12  M. 
in  Pacht,  so  dass  also  die  eben  aufgestellte  Vermutung  gewichtiger 
Unterstützung  nicht  entbehrt.  Wollte  man  aber  aus  jener  Angabe 
in  der  Rechnung  von  1354  den  Schluss  ziehen,  in  jener  Zeit  sei 
regelmässig  die  Pachtsumme  des  einen  Vogts  an  die  Altstadt 
gefallen,  habe  letzterer  die  Verfügung  über  die  eine  der  beiden 
Vogteisteilen  zugestanden,  —  damit  könnte  dann  sehr  gut  in 
Einklang  gebracht  werden,  dass  beide  oben  angezogenen  Ver* 
Pachtungen  des  gemeinen  Rates  sich  nur  um  eine  Vogteisteile 
drehen  — ,  so  würde  man  auf  eine  grosse  Schwierigkeit  stossen: 
1355  bekommt  jenes  Weichbild  vom  gesnmmten  Vogteizins  nur 
4  M.,  die  ihm  zu  Ostern  derselbe  Heinrich  von  Polede  zahlt. 
Leider  lässt  sich  nicht  angeben,  welche  Ursache  eine  so  bedeutende 
Verringerung  dieser  Einnahme  im  letztgenannten  Jahre  bewirkte ; 
man  muss  sich  damit  begnügen,  die  nackte  Thatsache  der  Ver- 
ringerung zu  constatiren.  Dazu  zwingt  uns  vor  allem  däB 
mangelhafte  Material:  denn  die  beiden  Stellen  der  Akstädter 
Rechnungen  von  1354  und  1355  sind  die  einzigen,  welche  von 
Pachtzahlungen  eines  Vogts  an  eine  Weichbildskasse  zeugen. 

Als  letzten  wesentlichen  Bestandteil  der  Mischrubrik  haben 
wir  die  von  der  Altstadt  aufgenommenen  Strafgelder  zu  erwähnen. 


1)  Dürre  S.  331  and  332. 
«)  L  G.  11. 
•)  L  G.  15. 

JCufe,  Finansgesohiohte  der  Stadt  Braonschweig.  Q 
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Unter  den  dahin  gehörigen  Posten  betrifil  nur  einer  aus  dem 
Jahre  1356  eine  Übertretung  der  flochzeiteordnungen,  wofür 
Johannes  von  Gotingen  damals  1  Pfd.  zahlen  musste;^)  alle 
übrigen  kennzeichnen  sich  als  Busse  solcher  Leute,  die  verbotnem 
Würfelspiel  gehuldigt  hatten.  Nach  den  Dobelspelordnungen  *) 
hatte  von  den  ertappten  Würfelspielern  der  Gewinner  seinen 
Gewinn  abzüglich  5  Schill.  —  diese  Bestimmung  lässt  die  Grenze 
zwischen  erlaubtem  und  verbotnem  Würfelspiel  erkennen  —  dem 
Rate  zu  geben;  ausserdem  mussten  Gewinner  und  Verlierer 
die  Stadt  auf  gewisse  Zeit  verlassen  und  sich  nach  Ablauf 
derselben  die  Erlaubniss  zur  Rückkehr  für  je  2  Pfd.  erkaufen. 
Mit  diesen  Festsetzungen  können  die  betreffenden  Einnahmen  in 
unsern  Rechnungen  gut  in  Einklang  gebracht  werden :  eine 
derselben,  aus  dem  Jahre  1364,  erreicht  die  Höhe  von  3  M.  und 
stellt,  wie  ausdrücklich  hinzugefügt  ist,  einen  Gewinn  nach  Abzug 
von  6  Schill,  dar;  die  übrigen  Posten  betragen  je  2  Pfd.  und 
wurden  wohl  alle  gelegentlich  der  Rückkehr  von  Spielern 
entrichtet,  freilich  ist  dies  nur  zu  einem  besonders  bemerkt. 
Wunderbar  ist  es,  dass  zwei  für  Dobelspel  gezahlte  Bussen  in 
der  Rechnung  von  1364  aus  Anlass  gewisser  Abzüge  von  ihnen 
—  einmal  handelt  es  sich  dabei  um  Rückgabe  von  6  Schill,  das 
andere  Mal  um  den  Vogtanteil  —  innerhalb  des  grossen  Ausgabe- 
kapitels erwähnt,  jedoch  unter  den  Einnahmen  dieses  Jahres 
nicht  aufgeführt  sind.  Ob  und  wie  die  hier  zu  Tage  tretende 
Schwierigkeit  beseitigt  werden  kann,  darauf  werden  wir  gleich 
einzugehen  haben. 

Sämmtliche  Posten  des  soeben  behandelten  Einnahmekapitels 
in  der  altern  Rechnung  kommen  nochmals  in  einem  derselben 
Rechnung  eingefugten  Einnahmecomplex  vor.  Ausserdem  treffen 
wir  hier  aber  auch  —  und  das  ist  sehr  auffallend  —  jene  beiden 
Busszahlungen,  welche  wir  in  dem  Mischkapitel  der  Altstädter 
Aufkünfie,  wo  wir  sie  zu  finden  erwarten  mussten,  vergeblich 
suchten.')     Endlich    sind   darin    noch   zahlreiche   andre   Poeten 

')  HochzeitsordnuDgen  dieser  Zeit  im  £r.  U.-B.  S.  43  und  4/).  Unsem 
Posten  könnte  man  höchstens  mit  §  IB  auf  S.  45  zusammenbringen :  „weme 
CG  en  speleman  van  buten  herin  ghesant  wert,  de  scal  eme  nicht  mer  gheuen 
wanne  en  swart  lot  bi  £  taln.**    Freilich  steht  I  auf  Rasur. 

»)  Br.  Ü.-B.  S.  35  und  36. 

*)  Die  beiden  Posten  lauten: 

Item  in  clipeoB  aureos  a  Johanne  de  Gbthinge,  quos  etiam  lucratus  fuit 
Bupra  quinque  sei. 

Item  n  tal  ab  illis  de  Sacco  de  tesseratura. 
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verzeiehnet,  die  offenbar  als  Aufkfinfte  der  gemriuen  Jäiadt 
anzusehen  sind  und  später  zur  genauem  Besprechung  gelangen 
werden.  Bemerkenswert  ist,  dass  diese  so  sonderbar  zusammen« 
gesetzte  Liste  durchstrichen  vorliegt. 

Wenn  Hänselmann  dieselbe  für  ein  Btück  einer  gemeinen 
Kämmereirechnung  erklärt,^)  so  ist  das  kaum  zutreffend:  bilden 
doch  Altstädter  Einnahmen  einen  wesentlichen  Teil  von  ihr.  Zu 
einer  richtigem  Ansicht  wird  man,  wie  ich  hoffe,  durch  folgende 
Erwägungen  gelangen.  Bei  Aufstellung  der  Altstädter  ßedmung 
von  1354  gesellte  man  in  unserm  Verzeichniss  fälschlicher  Weise 
zu  den  Posten  der  Altstadt  eine  Anzahl  von  Posten  der  gemeinen 
Stadt.  Sobald  man  jedoch  diese  Confiindirung  bemerkte,  gab 
man,  wie  das  Fehlen  einer  Summenangabe  beweist,  die  Fertig- 
stellung dieses  Verzeichnisses  auf  und  strich  es  durch,  um  seine 
Ungültigkeit  kenntlich  zu  machen.  In  ein  neu  angelegtes  Elapitel 
wurden  die  Einnahmen  der  gemeinen  Stadt,  welche  jenes  enthält, 
nicht  aufgenommen.  Dass  eine  solche  Vermischung,  vorkommen 
konnte,  ist  nicht  oder  wenigstens  nicht  allein  darin  begründet, 
dass  ein  und  derselbe  Schreiber  damals  die  Kämmereirechnungen 
der  Altstadt  und  der  gemeinen  Stadt  schrieb«  Die  flauptursache 
scheint  vielmehr  die  innige  Verbindung  der  Finanz  Verwaltung 
dieser  mit  der  jener  gewesen  zu  sein ,  welche  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  offenbar  bestand.  Waren  doch  1354  die  beiden 
Kämmerer  der  Altstadt  und  die  beiden  der  gemeinen  Stadt 
dieselben  Personen,  Konrad  Eleres  und  Heinrich  von  Kerkhof, 
beide  Angehörige  altstädtischer  Geschlechter.  Und  wunderbar 
wäre  es,  wenn  diese  Verbindung  sich  nicht  herausgebildet  hätte« 
Das  Übergewicht  der  Altstadt  in  dem  1269  gegründeten  gemeinen 
Bäte  über  die  andern  Weichbilde  war  so  bedeut^id,  dass  es  ihr 
nicht  schwer  werden  konnte,  die  gemeine  Finanzverwaltung,  ao 
weit  sie  ins  Leben  trat,  im  wesentlichen  in  ihre  Hand  zu 
bekommen.  Unter  solchen  Umständen  war  eine  gewisse  Ver- 
schmelzung der  Altstädter  Verwaltung  mit  der  gemeinen  nicht 
zu  vermeiden,  zumal  sie  im  Interesse  des  herrech^Kichtigen, 
eigennützigen  Rates  jenes  Weichbildes  lag.  Und  ohne  Zweifel 
gingen  ihre  Wirkungen  noch  weit  über  die  zeitweilige  Unklarheit 
hinaus,  welche  das  merkwürdige  Verzeichniss  hervorgebracht  hat 

Eine  Frage  für  sich  ist  es,  warum  die  erwähnten  beiden 
Strafgelderposten    aus    der    durchstrichenen    Liste    in    d^    neu 


')  Ghron.  VI.  8.  277  Anm.  3. 

6* 
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angelegte  Kapitel  nicht  mit  übergegangen  sind,  da  doch  mehrere 
andere  gleicher  Natur  hier  wie  dort  zu  finden  sind,  und  da 
doch  9  was  noch  wichtiger ,  im  Ausgabeteil  auf  sie  Bezug 
genommen  ist.  Dies  beides  scheint  mir  mit  zwingender  Not- 
wendigkeit auf  eine  unbeabsichtigte  Auslassung  des  Schreibers 
hinzuweisen,  übrigens  ist  das  Ergebniss,  zu  dem  wir  so  gelangt 
sind,  nicht  unwichtig,  denn  nun  erst  können  wir  mit  Sicherheit 
behaupten,  dass,  wie  oben  schon  angedeutet  wurde,  der  Altstadt 
damals  noch  Erträge  aus  der  Vogtei  im  Sacke  zuflössen.  Der 
eine  der  in  Frage  kommenden  Posten  bezieht  sich  nämlich  auf 
Strafgeld,  das  aus  diesem  Weichbilde  eingekommen.  ^) 

um  schliesslich  einen  Blick  auf  die  Bilanzen  zu  werfen,  die 
sich  aus  unsern  Rechnungen  ergeben,  so  steht  1354  einer  Ue- 
sammteinnahme  von  668  %  M.  V2  ^^  ^^^^  G-esammtausgabe  von 
538  M.  1  Ferd.  1  Lot  gegenüber,  während  1355  die  entsprechenden 
Summen  nur  eine  Höhe  von  397  M.  13  Lot  und  381  M.  SV«  Ferd. 
err^chen.  Für  jenes  Jahr  stellt  sich  also  ein  Überschuss  von 
rund  120  M.  heraus,  für  dieses  ein  solcher  von  rund  16  M. 
Was  aus  besagten  Überschüssen  geworden,  kann  nur  zum 
Teil  sicher  ergründet  werden.  Von  den  120  M.  sind  in  der 
Bechnung  von  1355  nur  22  M.  wieder  zu  finden:  sie  waren 
bei  der  geschilderten  famosen  Operation*)  erübrigt.  Der 
Best  der  Summe  mag  nach  dem  von  1345  her  bekannten 
Q-rundsatze,  Überschüsse  von  Gülten  und  Zinsen  der  Weichbilde 
sollten  an  die  gemeine  Kasse  abgeführt  werden,')  Tetzterer  zuge- 
wiesen worden  sein,  wenn  er  nicht  schon  vorher  an  den  damals 
gerade  grosse  Pfanderwerbungen  vollziehenden  ^)  Rat  der  gemeinen 
Stadt  ausgezahlt  war.  Ähnlich  ist  vielleicht  das  Geschick  jener 
16  M.  gewesen,  in  denen  kein  Überschuss  aus  Renten  verkaufen 
steckte.  Ungenauigkeit  der  Rechnungsführung  ist  schuld  daran, 
dass  wir  bezüglich  des  Verbleibes  und  der  Verwendung  dieser 
Summen  gewisseres  nicht  sagen  können. 

6.  Die  Finanz? erwaltung  der  Weichbilde  Yon  1356  bis  1374. 

Über  die  Finanzverwaltung  der  Weichbilde  in  der  Zeit  von 
1355  bis  1374  sind  wir  ausserordentlich  mangelhaft  unterrichtet, 
wie  vor  1354  fast  lediglich  durch  Eintragungen    von  finanzieller 

>)  cf.  S.  34  Anm.  2  and  S.  82  Anm.  3. 

«)  S.  76-78. 

»)  8.  38. 

«)  cf.  S.  90  a.  91. 
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Bedeutung  in  den  Weichbildsbüchem.  Die  Anzahl  derselben  ist 
nicht  gerade  gross  für  diese  achtzehn  Jahre,  sie  verteilen  sich  auf 
Altstadt,  Hagen  und  Sack  so,  dass  die  meisten  auf  das  zu  zweit 
genannte  Weichbild  entfallen.  Ihrem  Inhalt  nach  bieten  sie  neues 
so  gut  wie  gar  nicht.  Wir  hören  von  Erbenzins-  und  Grund- 
stückserwerbungen, sowie  vom  Ankauf  wiederabloslicher  Beuten 
zu  frommen  Zwecken  durch  die  Weiehbildsräte ;  auf  der  andern 
Seite  verkaufen  diese  Erbenzinse,  Grrundstücke  imd  Leibrenten, 
letztere  fast  nur  der  Hägener  Rat;  ablösliohe  Hauszinse  werden 
teils  von  den  Schuldnern  wieder  zurückgekauft,  teils  von  den 
Räten  an  andere  Personen  überlassen:  so  erwirbt  im  Jahre  1364 
Hans  von  Evensen  vom  Säcker  Rate  für  90  M.  im  ganzen  6  M. 
rückkäuflicher  Hauszinse.^)  Als  ein  vereinzelt  dastehendes 
Vorkommniss  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  im  selben  Jahre 
der  Rat  des  Hagen  sich  60  M.  auf  das  Wagehaus  lieh.*)  Wollte 
man  übrigens  nach  diesen  wenigen  Verträgen  und  Abschlüssen 
beurteilen,  ob  in  dem  bezeichneten  Zeitraum  die  Lage  der 
Weichbildsfinanzen  eine  gute  oder  eine  schlechte  gewesen  sei, 
so  würde  das  sehr  gewagt  sein.  So  viel  wird  man  indessen 
sagen  können,  dass  nichts  zu  der  Annahme  berechtigt,  die 
Weichbildsfinanzverhältnisse  hätten  zum  Ausbruch  des  Auf- 
standes von  1374  wesentlich  beigetragen.  Allerdings  spielten 
finanzielle  Angelegenheiten  unter  den  Ursachen  dieses  Aufstandes 
eine  ganz  hervorragende  Rolle,  doch  traten  rücksichtlich  derselben 
die  Weichbilde  gegenüber,  der  gemeinen  Stadt  vollständig  in  den 
EBntergrund. 

7.  Die  Finanzverwaltung  der  gemeinen  Stadt  1354  und  1355. 

Die  Finanzverwaltung  der  gemeinen  Stadt  war  von  uns  bis  zum 
Jahre  1354  besprochen  worden.  Ihre  Lage  und  Entwicklung  in 
den  beiden  Jahrzehnten  vor  dem  Aufstande  zur  Darstellung  zu 
bringen,  diese  Aufgabe  tritt  jetzt  an  uns  heran.  Das  Material 
hierfür  ist  nicht  gerade  dürftig.  Grleich  für  den  Anfang  der 
Gpoche  liegen  uns  die  Rechnungen  der  gemeinen  Stadt  von  1364 
und  1355  vor.  Auch  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  jüngere 
der  beiden  nicht  vollständig  erhalten  ist,  können  sie  den  Ver- 
gleich mit  den  Altstädter  Rechnungen  aus  denselben  Jahren 
nicht  aushalten.    Denn  Einnahmen  enthalten  sie  ja  gar  nicht, 


»)  S.  D.  I,  56. 
>)  fl,  D.  I,  118. 
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lassen  uns  also  über  einen  Hauptteil  der  gemeinen  JBlnanz  Verwaltung 
im  unklaren  und  machen  es  auch  unmöglich,  das  Verhältniss  der 
Ausgaben  zu  den  Einnahmen  festzustellen.  Ausserdem  stehen 
die  Bechnungen  der  gemeinen  Stadt  hinter  den  altstädtischen 
auch  hinsichtlich  der  Anordnung  der  Posten  zurück.  Zwar  sind 
auch  in  jenen  Anfange  einer  Kapiteleinteilung  zu  bemerken, 
aber  die  dabei  aufgestellten  Grundsätze  sind  keineswegs  streng 
befolgt.  Namentlich  tritt  das  in  der  Rechnung  von  13öö  hervor, 
welche  im  G-egensatze  zu  der  von  1354,  wie  früher  bereits  gesagt 
wurde,  ein  besonderes  Kapitel  für  Fferdeschadeu  nicht  mehr 
kennt  und  dazu  den  Mangel  einer  abschliessenden  Bedaction 
sehr  stark  empfinden  lässt,  weit  stärker  als  ihre  Vorgängerin. 

Völlig  von  den  übrigen  Ausgaben  gesondert  sind  in  beiden 
gemeinen  Bechnungen  nur  die  Leibrenten  und  Weddeschatzzinse, 
welche  zusammen  ein  Kapitel  bilden.  Doch  sind  sie  innerhalb 
desselben  verschieden  behandelt.  Bezüglich  der  Leibgedinge 
erfahren  wir,  wie  in  den  Altstädter  Bechnungen,  nur,  welche 
Siunmen  an  den  einzelnen  Zahlungsterminen  für  diesen  Zweck 
verausgabt  sind,  während  von  den  Weddeschatzzinsen  jede  Beute, 
ja  jede  Bäte  derselben  unter  Hinzufügung  des  Namens  des 
Empfängers  eingetragen  ist.  Im  Jahre  1354  zahlte  der  gemeine 
Bat  zu  Ostern,  Pfingsten,  Johannis  und  Aegidii,  Michaelis, 
Martini  und  Weihnachten  im  ganzen  8ÖV4  M.  an  Leibrenten, 
an  ablöslichen  Beuten  zu  meist  ungenannten  Terminen  56  M., 
an  Leibrenten  und  ablöslichen  Beuten  zusammen  also  141  M. 
1  Ferd.,  eine  Summe,  die  mit  7,7%  ^^^  ganzen  Jahresausgabe 
gleichbedeutend  ist.  Der  höchste  Betrag  an  Leibrenten  wurde 
zu  Michaelis  mit  27  M.  ^/^  Ferd.  gezahlt,  die  grösste  Wedde- 
Schatzrente  in  zwei  Baten  von  je  12^/,  M.  In  der  Bechnung 
des  Jahres  13Ö5  liegt  das  entsprechende  Kapitel  nicht  vollständig 
vor.  EiS  finden  sich  darin  von  den  Leibgedingzahlungen  nur  die 
zu  Aegidii,  Michaelis,  Martini  und  Weihnachten;  von  den 
Weddeschatzrenten  scheinen  nur  die  zweiten  Baten  aufgeführt 
zu  sein.  Die  Gesammtsumme  am  Ende  des  Kapitels  erreicht  in 
Folge  dessen  nur  eine  Höhe  von  74  M.  l^s  Ferd.;  die  grössere 
Hälfte  dieses  Betrages,  38  M.  minus  ^/g  Ferd. ,  entfällt  auf  die 
Leibrenten,  die  allein  zu  Michaelis  eine  Ausgabe  von  22  M. 
37t  Ferd.  erforderten.  Unter  den  för  Weddeschatz  aufgewandten 
36Vt  ^-  figuriren  vor  allem  zwei  Posten  von  je  12^3  M.,  deren 
einer  sich  als  Bäte  jener  schon  zum  Vorjahre  erwähnten  rück- 
käuflichen Beute  2nx  erkennen  giebt.    Insgesammt   mögen  1355 
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ungefähr  145  M.  für  Leibrenten  und  Weddeschatzzinse  verausgabt 
sein,  nahe  an  6,0^/0  aller  Ausgaben.  Freilich  kann  diese  Summe 
den  Vorzug  unbedingter  Wahrheit  nicht  in  Anspruch  nehmen; 
letztere  würde  nur  dann  festgestellt  werden  können,  wenn  der 
verlorene  Teil  der  Rechnung  von  1355,  wo  ohne  Zweifel  die 
andre  Hälfte  unsres  Kapitels  zu  suchen  sein  würde,  sich 
wiederfände. 

Wenden  wir  uns  nun  den  Ausgitben  zu,  welche  nach  Abzug 
der  Leibgedinge  und  des  Weddeschatzes  noch  übrig  bleiben  und 
ein  mehr  oder  weniger  buntes  Durcheinander  darstellen,  so  fällt 
sehr  auf,  wie  wenige  unter  ihnen  der  innern  Verwaltung  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes  gedient  haben.  Zunächst  läset  sich 
aus  beiden  Rechnungen  zusammen  nur  eine  Verwendung  für 
einen  friedlichen  Zwecken  gewidmeten  Bau  nachweisen:  zur 
Errichtung  eines  Wagehauses  in  der  Altstadt  wurden  1355  der 
gemeinen  Kasse  67^  M.  entnommen.  Dass  nicht  mehr  solcher  Bau- 
ausgaben anzutre£Pen  sind,  kann  indessen  nicht  Wunder  nehmen, 
lag  doch,  wie  wir  schon  früher  sahen,  die  Bauverwaltung 
innerhalb  der  Stadt  in  ausgedehntestem  umfange  den  Weich- 
bilden ob. 

Zahlreicher  sind  die  Aufwendungen,  welche  der  gemeine 
Rat  nnsem  Rechnungen  zufolge  für  die  geistlichen  Stifter 
Braunschweigs  machte.  Aus  dem  Fragmente  von  1331  kehren 
1364  die  Zahlungen  an  das  Heiligegeistspital  und  die  Härings- 
spende  für  die  Minderbrüder  zur  Fastenzeit  wieder.  Ferner 
empfingen  im  letztgenannten  Jahre  die  Erlöster  der  Stadt  aus 
der  gemeinen  Kasse  10  Pfd.  zur  Almosen  Verteilung,  während 
1331  nahe  an  7  M.  „ad  stipam^  gezahlt  wurden,  was  offenbar 
dasselbe  besagt,  wie  jener  Posten  von  1354.  In  der  Rechnung 
von  1355  begegnen  uns  die  Zahlungen  an  das  erwähnte  Spital 
nur  zum  Teil,  die  Fastenspende  und  die  Zuwendung  an  die 
SJoster  gar  nicht.  Auch  hieran  wird  die  ün Vollständigkeit  der 
genannten  Rechnung  schuld  sein. 

Unter  die  im  Interesse  innerer  Verwaltung  geschehenen 
Ausgaben  des  gemeinen  Rates  sind  schliesslich  noch  die  Be- 
soldungen und  Belohnungen  einer  Anzahl  von  Beamten  and 
Dienern  desselben  zu  rechnen.  An  ihrer  Spitze  muss  der 
Schreiber  genannt  werden,  dessen  Thätigkeit  sich  freilich  nicht 
auf  die  innere  Verwaltung  beschränkte.  Deshalb  gehört  sein 
Grehalt,  das  1354  und  1355  dasselbe  ist  wie  1331,  eigentlich  nur 
zum  Teil  hierher,  ganz  jedoch  die  Belohnung  für  seine  Mitarbeit 
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bei  der  Schosserhebung.  1331  empfing  er  bekanntlich  für  letztere 
1  M.,  1354  kommt  kein  derartiger  Posten  vor,  in  der  JElechnang 
von  1355  dagegen  zwei.  Beide  geben  als  Höhe  der  Vergütung 
1  M.  an  und  sind  weit  von  einander  getrennt.  Wenn  man  nun 
nicht  annehmen  will,  dass  1354  gar  kein  Schoss  erhoben  wurde, 
1355  aber  zwei  Mal  —  eine  Annahme,  welche  einfach  deshalb 
unhaltbar  sein  würde,  weil  die  Altstädter  Rechnung  von  1355 
5Vs  ^'  Nachschoss  aus  dein  Vorjahre  auffuhrt  — ,  so  kann  man 
sich  aus  dieser  Schwierigkeit  wohl  nur  durch  die  Erklärung 
helfen,  der  1354  ausgelassene  Posten  sei  nachträglich  in  die 
Rechnung  des  folgenden  Jahres  aufgenommen.  Ausser  dem 
Stadtschreiber  wird  in  unsern  Rechnungen  auch  verschiedentlich 
der  Vemeschreiber  erwähnt,  der  eine  wichtige  Rolle  bei  Ab- 
haltung des  städtischen  Vemedinges^)  spielte:  er  erhielt  damals 
zu  Ostern  und  zu  Michaelis  je  7«  ^m  in  dem  Fragment  von 
1331  kam  er  nicht  vor.  Zu  diesen  Schreibern  gesellen  sich 
femer  der  Arzt,  dem  1354  ein  Kleidungsgeld  von  3^«  Ferd. 
gezahlt  wurde,  der  im  übrigen  aber  von  Fall  zu  Fall  belohnt 
zu  sein  scheint,  der  Henker,  welcher  im  selben  Jahre  eine 
Eiinnahme  von  7  Lot  hatte,  der  Koch,  welchem  man  1355  seine 
Thätigkeit  mit  1  Pfd.  vergütete,  schliesslich  auch  einige  Diener 
für  untergeordnete  Besorgungen,  an  die  gleichfalls  kleinere  Posten 
verausgabt  wurden. 

Je  geringer  die  durch  die  innere  Verwaltung  dem  gemeinen 
Rate  verursachten  Kosten  waren,  um  so  bedeutendere  Aufwen- 
dungen musste  er  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  machen. 
Diese  Thatsache  findet  schon  darin  ihren  Ausdruck,  dass  allein 
an  Botenlohn  1354  21  Pfd.,  1355  25  Pfd.  ausgegeben  wurden, 
unzweifelhaft  aus  den  kleinsten  Posten  zusanunengesetzte  Summen. 
Und  hierzu  kommen  dann  eine  ausserordentlich  grosse  Anzahl 
kleinerer  Beträge,  die  gelegentlich  diplomatischer  Sendungen 
des  Schreibers,  anderer  Diener  des  Rates  oder  auch  einzelner 
Ratsherren  verbraucht  wurden,  hierzu  grössere  Summen,  welche 
erfordert  wurden,  wenn  zahlreiche  Vertreter  des  gemeinen  Rates 
an  wichtigen,  auswärts  gehaltenen  Versammlungen  und  Theidungen 
teilnahmen,  oder  ein  Gesandter  desselben  lange  sich  hinziehende 
Unterhandlungen  führte.  Es  wäre  zu  weitläufig,  auf  die  Ein- 
tragungen dieses  Inhalts  näher  einzugehen;  nur  das  soll  nicht 
unerwähnt  bleiben,  dass   einige  bedeutendere  Ausgaben  bis  zu 


>)  Die  Yemegerichtsordnung  of.  Br.  U.-fi.  I,  28  und  29. 
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einer  Höhe  von  über  33  M.  an  Johannes  von  Winhusen,  die 
mit  anderen  Posten  in  der  Rechnung  von  1354  unter  dem  Titel 
„auegegeben  zu  Helmstedt^  vereinigt  sind,  kaum  anders  als 
diplomatische  Unkosten  zu  nennen  sein  werden.  Denn  ver- 
schiedentlich wird  jener  in  beiden  Rechnungen  deutlich  als 
Unterhändler  der  Stadt  bezeichnet.  Mit  den  Zahlungen  an  ihn 
scheinen  mehrere  andre,  ebenfalls  nicht  geringfügige  nahe  verwandt 
zu  sein.  In  der  grössten  unter  ihnen  den  Betrag  von  19  M« 
erreichend  wurden  sie  einem  gewissen  Johannes  Ebeling  geleistet 
und  demselben  Titel  zugewiesen  wie  jene.  Aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  wurden  nicht  nur  die  Posten  Winhusens,  sondern 
auch  die  Ebelings  bei  Verhandlungen  in  Helmstedt  verbraucht, 
die  man  sich  dann  als  sehr  umfangreich  und  lange  dauernd  zu 
denken  hätte.  Stoff  für  solche  Verhandlungen  war  ja  in  dieser 
Zeit  der  niedersächsischen  Städtebundsbestrebungen,  ^)  an  denen 
Braunschweig  und  Helmstedt,  meist  gemeinsam  vorgehend,  sich 
eifrig  beteiligten,  in  Menge  vorhanden.  Sehr  fraglich  ist  es 
übrigens,  ob  man  den  Johannes  Ebeling,  einen  Helmstedter 
Bürger,  in  dasselbe  Verhältniss  zum  Braunschweiger  Rate  setzen 
darf,  wie  den  Johannes  von  Winhusen,  sehr  fraglich  ferner,  ob 
man  auch  die  150  M.,  welche  ihm  der  gemeine  Rat  der  Rechnung 
von  1354  zufolge  schulder,  und  die  110  M.,  welche  derselbe  ihm 
1355  zahlt,  in  irgendwelche  Beziehungen  zu  Verhandlungen  der 
angedeuteten  Art  zu  bringen  hat.  Die  grosse  Kürze  der  gemeinen 
Rechnungen  hinsichtlich  dieser  wie  mancher  andrer  Ausgaben 
wird  für  uns  zur  Unklarheit. 

Ziemlich  geringe  Aufwendungen  erforderten  1354  und  1355 
die  Bewirtung  und  Beherbergung  von  Gasten.  Ausser  zwei 
kleinen,  gelegentlich  des  Aufenthalts  von  Helmstedter  und 
Goslarer  Ratsherrn  in  Braunschweig  1354  verausgabten  Beträgen 
gehört  nur  eine  Summe  von  12  M.  hierher,  welche  dem  Rate 
im  folgenden  Jahre  ein  Besuch,  wie  es  scheint,  des  Herzogs  von 
Lüneburg  kostete.  Auch  Ehrengeschenke  an  befreundete  Herren 
treten  sehr  in  den  Hintergrund:  mit  Sicherheit  kann  nur  ein 
Posten  in  diesem  Sinne  verstanden  werden;  aus  seinem  Inhalt 
ergiebt  sich,  dass  die  Stadt  dem  Bischof  von  Hildesheim  zu 
Fastnacht  1355  zwei  silberne  Becher  im  Werte  von  6  M.  schenkte. 


')  Über  diese  Yerhandlangen  unterrichtet  uns  Hänselmanns   Aufsatz: 
BraunschweigB  Besiebongen  zu  den  Harz-  und  Seegebieten,  in  Werkst.  1, 3 — 51. 
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Zahlreicherea  und  bedeutenderen  Ausgaben  begegnen  u-ir 
erst  wieder,  wenn  wir  zu  den  Geldopfern  übergehen,  welche  dem 
gemeinen  Rate  Bestimmungen  von  Verträgen  und  Abkonunen 
mit  Herren  und  Städten,  vor  allem  mit  den  Herzogen,  auferlegten. 
Als  der  Bischof  von  BKldesheim  1354  der  Bitte  der  Braunschweiger 
entsprach,  Zölle  und  Geleitgelder  aufzuheben,  die  seine  Amtleute 
auf  der  Liebenburg ^)  unrechtmässiger  Weise  eintrieben,  that  er 
es  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Bittsteller  für  ihn  dem 
Bäte  von  Goslar  10  M.  zahlten.')  Dementsprechend  finden  wir 
diese  Summe  in  der  gemeinen  Rechnung  des  genannten  Jahres 
eingetragen.  Unbekannt  dagegen  sind  die  Umstände,  die  den 
Braunschweiger  Rat  veranlassten,  im  selben  Jahre  dem  Grafen 
von  Regenstein  für  die  Goslarer  eine  Zahlung  von  10  M.,  im 
folgenden  eine  solche  von  etwa  15  M.  zu  leisten  und  1355  femer 
an  die  Herren  von  Honlege  für  die  Magdeburger  eine  Schuld 
von  24  M.  abzutragen.  Unbekannt  ist  auch  der  Grund,  weshalb 
der  Herzog  von  Lüneburg  aus  der  gemeinen  Kasse  im  gleichen 
Jahre  zwei  Mal  100  M.  empfing.  Da  im  letztern  Falle  die 
Summen  zu  gross  sind,  um  in  ihnen  ein  Geschenk  zu  erblicken, 
wird  man  vielleicht  besser  thun,  sie  als  Darlehn  gegen  irgend 
ein  Pfand  anzusehen,  das  leider  nicht  bestimmt  werden  kann. 
Ausführlicher  erweist  sich  die  Rechnung  von  1355  hinsichtlich 
einer  Ausgabe  im  Betrage  von  40  M.  an  Herzog  Ernst  den 
Altern:  wir  erfahren,  was  wir  schon  bei  einer  andern  Gelegenheit 
gesehtti,  dass  derselbe  jene  Summe  für  eine  Münzverpfändung 
erhielt;')  sein  Schreiber  wurde  für  das  Siegeln  der  Urkunde  mit 
V«  M.  belohnt.  Andre  bedeutendere  Zahlungen  an  gewisse 
Herzoge,  in  der  ersten  der  beiden  Rechnungen  vorkommend, 
stehen  mit  Schlossverpfändungen  im  Zusammenhange :  wir  wollen 
sie  mit  unter  den  Aufwendungen  des  gemeinen  Rates  für 
militärische  Zwecke  besprechen,  welche  in  seinen  Rechnungen 
dieser  Zeit  den  meisten  Platz  einnehmen  und  einen  überraschend 
grossen  Teil  der  sämmtlichen  Ausgaben  darstellen. 

310  M.  zahlte  die  Stadt  im  Jahre  1354  dem  Herzog  Wilhelm 
von  Lüneburg  dafür,  dass  derselbe  ihr  sein  Schloss  zum  Kampe  ^) 


0  Barg  bei  Schiaden. 

«)I.  G.  foL  10'  §3 

»)  cf.  S.  44. 

*)  Bürg  nordöstlich  von  Braunschweig  an  der  Schonter. 
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verpfändete^)  und  5  M.  kostete  ihr  noch  die  darüber  ausgestellte 
Urkunde.  Zur  gleichen  Zeit  gab  sie  dem  Herzog  Magnus 
200  M.  auf  sein  Schloss  Hessen;^)  weitere  200  M.  scheint  sie 
ihm  135Ö  geliehen  zu  haben,  denn  damals  verpfändete  ihr  der 
Herzog  das  genannte  Schloss  für  400  M.')  Doch  sucht  man 
jene  zweite  Zahlung  in  dem  uns  erhaltenen  Teile  der  Rechnung 
von  1355  vergebens.   Da  die  Gesammtausgabe  der  gemeinen  Stadt 

1354  rund  1840  M.  betrug,  so  wurden  in  diesem  Jahre  nach 
dem  eben  angeführten  nicht  w^eniger  als  28^0  derselben  für 
Pfandschlosserwerbungen  verwendet,  während  der  entsprechende 
Prozentsatz,  wenn  unsre  obige  Vermutung  richtig  ist,  bei  einer 
Gesammtausgabe  von  rund  2225  M.  1355  auf  9%  herabsank. 

Wie  aber  grosse  Summen  dazu  erforderlich  waren,  Schlösser 
in  Pfandbesitz  zu  bekommen,  so  kostete  es  auch  viel,  sich  diesen 
Pfandbesitz  nutzbar  zu  machen.  Darauf  war  in  Kürze  schon 
oben  hingewiesen,  und  es  tritt  besonders  deutlich  in  unsern  beiden 
Rechnungen  hervor.  Namentlich  erreichten  die  Aufwendungen 
für  Burghut  eine  beträchtliche  Höhe.  Sowohl  1354  als  1355 
erhielten  der  Hüter  der  Hornburg  60  M.,  der  der  Asseburg 
30  M.;  für  die  Schlösser  zum  Kampe  und  Hessen   kommen  erst 

1355  Burghutzahlungen  vor,  für  jenes  eine  im  Betrage  von 
20  M.,  für  dieses  eine  von  50  M.  Was  das  Schloss  Neuhaus  ^) 
angeht,  welches  die  Stadt  ebenfalls  —  fraglich  ist  es,  seit  wann  — 
im  Pfandbesitz  hatte,  so  scheinen  darauf  an  Burghut  jährlich 
20  M.  verwendet  zu  sein.  An  diese  Burgen  reiht  sich  noch  ein 
als  Bergfrid  am  Bruche  bezeichnetes  Kastell,  dessen  Befehlshaber 
vom  gemeinen  Rate  1364  15  M.  und  1355  12  M.  empfing. 

Die  sonstigen,  durch  den  Pfandschlossbesitz  veranlassten 
Ausgaben,  in  ihrer  Mannigfaltigkeit  früher  bereits  einmal 
geschildert,  sind  zum  grössten  Teil  in  unsern  Rechnungen  in 
besondern  Kapiteln  vereinigt,*)  deren  Titel  die  Namen  der 
betreffenden  Burgen  sind.  Das  der  Hornburg  schliesst  1354 
nach  Abzug  der  Burghut  mit  11  M.  11  ^a  l^ot,  doch  gesellen 
sich  dazu  noch  eine  Anzahl  in  der  Rechnung  zerstreuter  Posten 

")  cf.  auch  O.-ü.  im  ßr.  St.-A.  No.  168  und  Sudendorf  II,  237. 

^  Borg  südlich  von  Sohöppenstedt. 

>)  Sadendorf  11,  267. 

*)  bei  Vorsfelde. 

^)  cf.  S.  50.  In  diesen  Kapiteln  kommen,  so  weit  wir  erkennen  können, 
nicht  vor  Zahlungen  an  Zinsen  für  Anleihen,  die  behufs  Aufbringung  der 
Pfandsummen  gemacht  waren,  dagegen  treffen  wir  hier  als  neu  Ausgaben 
für  Bestellung  der  zu  den  Schlössern  gehörigen  Äcker. 
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im  Gesammt betrage  von  ungefähr  ö^/g  M.  Für  die  entsprechen- 
den Ausgaben  auf  der  Astseburg  wurden  im  gleichen  Jahre  rund 
15  M.,  1355,  wo  die  Hornburg  nur  ganz  geringen  Aufwand 
erforderte ,  rund  9  M.  verbraucht.  Bei  Übernahme  de« 
Schlosses  zum  Kampe  im  ersten  der  beiden  Jahre  wurden  für 
das  auf  den  Feldern  stehende  Getreide  17  M.  gezahlt,  während 
die  Ausgaben  des  Jahres  1355  für  diese  Burg  eine  Höhe  von 
nicht  ganz  16  M.  erreichten.  Neuhaus  wurde  1354  mit  auffallend 
grossen  Kosten  verproviantirt,  tritt  aber,  wenn  auch  weniger  als 
die  Hornburg,  in  der  JRechnung  von  1355  in  den  Hintergrund. 
Ausserordentlich  gross  sind  im  letztem  Jahre  die  Summen, 
welche  auf  das  damals  erst  übernommene  Hessen  verwendet 
wurden:  zwei  hierfür  in  Betracht  kommende  Kapitel  ergeben  an 
Posten  der  bezeichneten  Art,  unter  denen  Bauwerk  in  erster 
Beihe  steht,  einen  Gesammtbetrag  von  über  165  M. 

Als  die  zweite  Hauptgruppe  der  Ausgaben  des  Rates 
gemeiner  Stadt  für  militärische  Zwecke  stellt  sich  die  Gesammt- 
heit  der  mannigfachen  Zahlungen  dar,  die  an  oder  für  die  ver- 
schiedenen Elemente  der  städtischen  Streitmacht  geleistet  w^erden 
mussten.  Kurzweg  als  Sold  bezeichnet  ist  in  der  Rechnung  des 
Jahres  1354  ein  Posten  von  364  M.  3  Ferd.,  in  der  von  1355 
ein  Posten  von  251  M.  Die  bedeutende  Differenz  der  beiden 
Summen  kann  kaum  darauf  beruhen,  dass  1355  weniger  Söldner 
im  Dienste  des  Rates  als  im  Vorjahr  gestanden  hätten ;  zum  Teil 
wenigstens  erklärt  sie  sich  daraus,  dass  man  eine  Anzahl  von 
Beträgen,  welche  in  der  altern  Rechnung  jener  grossen  Summe 
mit  eingefugt  sind,  in  der  zweiten  selbstständig  gelassen  und  überall 
zerstreut  eingetragen  hat.  Dieses  Sachverhältniss  streng  nach- 
zuweisen, ist  leider  nicht  möglich,  denn  es  wird  einerseits  durch 
die  Unbestimmtheit  so  vieler  Posten,  andrerseits  durch  die 
ünvollständigkeit  der  1355er  Rechnung  verhindert.  Ferner  aber 
sind  auch  1354  nicht  sämmtliche  Soldzahlungen  von  den  364  M. 
mit  umfasst :  wie  in  der  Jüngern,  so  kommen  auch  in  der  altern 
Rechnung  viele  verschieden  hohe  Ausgaben  bis  zu  10  M.  vor, 
deren  Empfänger  teils  in  Kriegsdiensten  des  Rates  stehende 
Edelleute,  teils  gewöhnliche  Schützen  und  sonstige  gewappnete 
Knechte  waren,  und  die  sicherlich  als  Sold  anzusehen  sind. 
Ausserordentliche  Belohnungen  einzelner  Söldner  für  besonders 
anstrengenden  Dienst  wie  er  beispielsweise  bei  Heerfahrten  und 
auf  den  Pfandschlössern  herrschte,  werden  wohl  alle  für  sich 
eingetragen  sein. 
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Meist  ist  in  den  Sold  die  Beihülfe  zur  Kleidung  sicherlich 
mit  einbegriffen  gewesen,  zumal  da  derselbe  ja  in  vielen  Fällen 
nur  aus  Eleidung  bestand,^)  doch  begegnen  uns  auch  häufig 
hierauf  bezügliche  besondere  Posten.  1354  wurden  für  die 
Benner  an  Eleidungsgeld  zu  Ostern  11  M.  2  Ferd.  3  Lot  aus- 
gegeben, zu  Michaelis  nicht  ganz  2^1^  M.,  während  derselbe 
Zweck  Michaelis  1355  etwas  über  2^9  M.  erforderte.  Andre 
geringere  Beiträge  seien  übergangen,  und  nur  noch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  Herr  Konrad  von  Lutter,  der  damals  städtischer 
Hauptmann  gewesen  zu  sein  scheint,  im  letztgenannten  Jahre  für 
seine  Kleidung  5  M.  5  Lot  bekam. 

Mit  der  Verpflichtung  des  Rates,  für  die  Zehrung  seiner 
Soldner,  sei  es  nun  aller  oder  nur  eines  Teils  derselben,  auf- 
zukommen, hängen  die  in  beiden  Rechnungen  sehr  häufig  sich 
findenden  Ausgaben  zusammen,  welche  durch  das  Wort  „pand- 
qnitinge''  gekennzeichnet  sind.  Man  hat  darunter  die  von  Zeit 
zu  Zeit  vom  Rate  vorgenommene  Auslösung  der  Faustpfänder  zu 
verstehen,  welche  seine  Söldner  bei  den  Wirten  für  Herberge 
und  Zehrung  hinterlegten.*)  Die  Höhe  der  für  diesen  Zweck 
verwendeten  Beträge  ist  sehr  verschieden,  indem  sie  zwischen 
wenigen  Schillingen  und  mehreren  Mark  schwankt;  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  sind  Edelleute  als  diejenigen  genannt,  für 
die  Pandquitinge  vollzogen  wurde.  Im  Anschluss  hieran  ist  zu 
erwähnen,  dass  den  Söldnern,  soweit  sie  beritten  waren  und  selber 
das  Futter  ihrer  Pferde  kauften,  ihnen  auch  die  Futterkosten 
ersetzt  wurden.  Verschiedne,  meist  kleinere  Posten  müssen  so 
gedeutet  werden.  Die  Renner  scheinen  je  zu  Ostern  und  zu 
Michaelis  1  M.  für  Hafer  erhalten  zu  haben,  und  1354  wurden 
an  den  Hauptmann  Konrad  von  Lutter  für  Heu  2  M.  3  Lot  und 
für  Hafer  3  M.  gezahlt,  Summen  die  sich  auf  einen  Zeitraum 
von  37«  Monaten  beziehen.  Auch  den  Hufbeschlag  der  den 
Söldnern  gehörenden  Pferde  musste  der  gemeine  Rat  aus  seiner 
Kasse  bestreiten,  nicht  minder  Reparaturen  am  Sattelzeug  und 
den  Waffen.  Häufig  sind  in  unsern  Rechnungen  endlich  Aus- 
gaben für  Neuanschaffung  von  Sattelzeug  und  Waffen,  namentlich 
Armbrüsten,  verzeichnet.  Bei  den  diesbezüglichen  Posten,  welche 
einen  Meistbetrag  von  1  M.  nie  überschreiten,  gewöhnlich  weit 
durunter  bleiben,  handelt  es  sich  sehr  oft  um  Entschädigungen 


>)  cf.  S.  50  und  Werkstücke,  I,  110. 
«)  cf.  Werkst.  1, 111. 


Digitized  by  V^OOQIC 


94 

für  im  Dienst  der  Stadt  erlittene  Veriuste.  Auf  die  weite  Aus- 
dehnung der  Entschädigungspflicht  des  Rats  seinen  Söldnern  und 
den  kriegsdienstleistenden  Bürgern  gegenüber  brauchen  wir  hier 
nicht  noch  einmal  näher  einzugehen.  Doch  sei  erwähnt,  dass  in 
den  gemeinen  Rechnungen  von  1354  und  1355  in  erster  Linie 
der  Ersatz  von  Pferdeschäden  eine  Rolle  spielt.  In  jener  nehmen 
sie  ja  sogar  ein  besonderes  Kapitel  ein,  in  dem  wir  24  Posten 
von  7«  M.  bis  UM.  finden,  während  die  Gresammtsumme  66  M. 
3  Ferd.  beträgt.  1355  fehlt  dieses  Kapitel  nicht  etwa  deshalb, 
weil  die  betreffenden  Aufwendungen  an  Bedeutung  verloren 
hätten;  sie  treten  uns  häufig  genug  bald  hier,  bald  da  in  der 
gewohnten  Höhe  entgegen. 

Neben  diesen  ausserordentlichen  Ausgaben  für  die  im  Kriegs- 
dienst gebrauchten  Pferde  kommen  indessen  auch  die  regel- 
mässigem stark  zur  Greltung.  1354  wird  eine  Summe  von  19  M. 
„pro  caballis  et  minoribus  equis  sustinendis^  verbraucht,  1355 
zahlt  man  aus  der  gemeinen  Kasse  33  M.  „illis,  qui  tenent  equos 
proprios,  cum  quibus  ^)  tamen  serviendum  est  consulibus,  et  Ulis, 
qui  prestant  pabula  equis  pertinentibus  dominis  consulibus.^  Zu 
diesen  beiden  Hauptposten  gesellen  sich  noch  zahlreiche  kleinere 
Ausgaben,  meist  geringer  oder  nur  wenig  höher  als  1  M.,  deren 
Veranlassung  durch  die  technischen  Ausdrücke  „pro  cura  equo- 
rum"  oder  „pro  equo  tenendo"  —  doch  auch  andre  finden  sich  — 
ersichtlich  ist.  Die  Neuanschaffung  von  Pferden  durch  den  Rat 
tritt  in  unsern  Rechnungen  gänzlich  zurück  und  erfordert  keine 
grossen  Summen. 

Heerfahrten,  wie  deren  bereits  im  Fragment  von  1331  ver- 
schiedne  erwähnt  wurden,  wirkten  auch  1354  und  1365  auf  die 
Finanzverwaltung  der  gemeinen  Stadt  ein.  Mit  ihnen  stehen 
zunächst  sehr  viele  Pandquitinge-  und  Entschädigungszahlungen 
im  Zusammenhange;  was  letztere  angeht,  so  scheint  namentlich 
eine  Heerfahrt  oder,  wie  es  im  Texte  heisst,  eine  „reysa**  gegen 


0  Dieses  „cum  quibus"  glauben  wir  nicht  so  deuten  zu  dürfen,  als  ob 
die  betreffenden  Empfanger  selber  auf  diesen  Pferden  dem  Rate  gedient 
hätten,  sondern  so,  dass  jene  ihre  Pferde  an  den  Rat  zur  Verwendung  im 
Kriegsdienste  vermieteten  als  sogenannte  „Nachbarpferde'',  die  spater  häufiger 
erwähnt  werden.  Das  cum  wird  fiir  die  erste  Auffassung  kaum  ins  Feld 
geführt  werden  können,  sie  würde  vielmehr  „in  quibus  (iis)  serviendum  est" 
erfordern.  Ferner  spricht  auch  das  auf  proprios  gehende  tamen  gegen  die- 
selbe. —  Über  die  Naohbarpferde  cf.  Chron.  VI,  146  und  147.  Br.  U.-ß 
122  §  266. 
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Betzendorf, ')  die  in  beiden  Rechnungen  oft  genannt  wird,  ziemlich 
beträchtliche  Verluste  für  die  städtischen  Truppen  im  Gefolge 
gehabt  zu  haben.  Hinsichtlich  einiger  grösserer  Posten,  von  denen 
es  ganz  allgemein  heisst,  sie  seien  bei  dieser  oder  jener  Heerfahrt 
verbraucht,  kann  man  wohl  annehmen,  dass  durch  sie  ein 
Oemisch  verschiedner  Ausgaben  zusammengefasst  ist.  In  dem- 
selben dürften  freilich  die  Kosten  für  Proviant  die  Hauptrolle 
spielen.  Der  grösste  dieser  Posten,  1354  für  die  Heerfahrt  gegen 
Betzendorf  verausgabt,  erreicht  eine  Höhe  von  7  M.  1  Ferd. 

Schädigungen,  welche  die  städtischen  Kriegsleute  auf  ihren 
Zngen  und  fiitten  im  Lande  anrichteten,  musste  der  gemeine 
Hat  unter  Umständen  ersetzen,  vornehmlich,  wenn  sie  geistliches 
Gut  betrafen.  Diese  Verpflichtung  tritt  ganz  klar  bei  einer 
Zahlung  von  l^a  ^^^d*  hervor,  die  im  Jahre  1354  an  den 
Pfarrer  von  Uhrde')  geleistet  wurde,  und  auf  gleiche  Weise 
werden  wir  auch  einige  Ausgaben  des  folgenden  Jahres  zu 
erklären  haben,  deren  bedeutendste  hier  Erwähnung  finden  möge: 
mit  6  M.  wurde  ein  vom  Kloster  Marienberg  bei  Helmstedt 
erlittener  Schaden  vergütet. 

In  ungefährer,  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  greifender 
Schätzung  können  wir  die  mannigfachen,  1354  und  1355  mittel- 
bar oder  unmittelbar  durch  die  Ansprüche  des  Wehr-  und 
Kriegswesens  hervorgerufenen  Aufwendungen  gleich  50  bis  60*/<> 
mmmtlicher  Ausgaben  der  gemeinen  Stadt  setzen.  Eine  genauere 
Angabe  ist  leider  nicht  möglich,  indessen  wird  auch  diese 
ungenaue  genügen,  um  die  Wichtigkeit  des  zuletzt  besprochenen 
Gebietes  gemeiner  Finanzverwaltung  erkennen  zu  lassen. 

Ob  die  gemeine  Stadt  in  den  genannten  beiden  Jahren  mit 
ihren  gewöhnlichen  Einnahmen  auskam,  ja  vielleicht  mehr  als 
auskam,  oder  ob  sie  zur  Deckung  von  Deficits  Anleihen  machen 
musste,  wissen  wir  nicht,  da  wohl  die  Gesammtsummen  der 
Ausgaben,  nicht  aber  auch  die  der  Einnahmen  bekannt  sind. 
Es  ist  sehr  beklagenswert,  dass  die  gemeinen  ESnnahmerechnungen 
von  1354  und  1355  uns  nicht  vorliegen,  aber  entweder  sind  sie 
verloren  gegangen,  oder  sie  wurden  überhaupt  nicht  aufgestellt. 
Und  letzteres  ist  allerdings  nicht  unwahrscheinlich.  Denn 
wenigstens  die  Rechnung   der   gemeinen  Stadt  von  1354  macht 


>)  Betzendorf,  Dorf  an  der  Jeetzel,  südlich  von  Salzwedel. 
*)  Übrde,  Dorf  bei  Schöppenstedt. 
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durchaus  nicht  den  Eindruck,  als  ob  sie  uns  nur  verstiimmelt 
überkommen  sei,  und  andrerseits  kann  man  kaum  annehmen, 
die  Einnahmen  des  gemeinen  Rates  seien  von  den  Ausgaben 
streng  geschieden  in  ein  andres  Buch  eingetragen,  da  man  in 
den  behandelten  Rechnungen  der  Altstadt,  die  aus  derselben 
Zeit  stammen  und  in  derselben  Kanzlei,  ja  von  derselben  Hand 
geschrieben  sind,  wie  jene  gemeinen  Ausgaberechnungen,  Ein. 
nähme-  und  Ausgabekapitel  vereinigt  und  nicht  einmal  in  zwei 
besondre  Abteilungen  getrennt  findet. 

Weshalb  man  aber  damals  keine  Verzeichnisse  der  gemeinen 
Einnahmen  anfertigte,  was  nach  dem  gesagten  nicht  völlig  ab- 
gewiesen werden  kann  und  unter  allen  Umständen  als  ein  Zeichen 
sehr  mangelhafter  Finanzverwaltung  angesehen  werden  müsste, 
bleibt  ganz  unklar.  Allenfalls  würde  man  dies  Verfahren  ver- 
ständlich finden,  wenn  jene  schon  wiederholt  betonte  Sitte,  gewisse 
bedeutende  Ausgaben  des  gemeinen  Rates  direkt  aus  Weich- 
bildsmitteln zu  bestreiten,  auf  sämmtliche  Ausgaben  desselben 
sich  erstreckt  hätte.  Aber  in  einer  so  straffen  Abhängigkeit 
befand  sich  die  gemeine  Finanzverwaltung  doch  zu  keiner  Zeit. 
Von  jeher  hatte  sie  Einnahmen  zur  selbstständigen  Verfügung 
und  namentlich  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  können  diese 
keineswegs  unbeträchtlich  gewesen  sein.  Zunächst  flössen  in  die 
Kasse  der  gemeinen  Stadt  ausser  den  Zins-  und  sonstigen  Erträgen 
des  Grundbesitzes  derselben  die  jährlichen  Überschüsse  aus 
Gülten  und  Zinsen  der  Weichbilde.  Sodann  wurde  in  dieselbe 
Kasse  im  wesentlichen  der  Schoss  abgeführt,  an  dem  um  1354 
wenigstens  die  Weichbilde  einen  grossen  Anteil  nicht  hatten. 
Letzteres  geht  aus  den  Einnahmeverzeichnissen  der  Altstädter 
Rechnungen  von  1354  und  13Ö5  hervor:  ist  doch  in  beiden  nur 
je  ein  Nachschossposten  anzutreffen.  ^)  Des  weiteren  muss  man 
annehmen,  dass  damals  auch  die  Erträge  aus  den  gemeinsamen 
Erwerbungen,  vor  allem  den  Pfandschaften,  ungeschmälert  dem 
gemeinen  Rat  überwiesen  und  nicht,  wie  es  früher  wohl  geschehen, 
unter  die  beteiligten  Weichbilde  verteilt  wurden.  Auch  das 
lassen  jene  Altstädter  Rechnungen  erkennen,  indem  sie  unter 
den  Einnahmen  solche  aus  gemeinsamem  Pfandbesitz  nicht  auf- 
führen; denn,  was  dort  von  Vogtei-  und   Bierzolleinkünften  ver- 


>)  S.  79, 
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zeichnet  ist,  floss  der  Altstadt  auf  Ghrund  der  von  ihr  allein 
vollzogenen  Erwerbungen  za.^)  Dagegen  fiel  in  den  Bereich  der 
gemeinen  Finanzverwaltung  die  Nutzung  des  mannigfaltigen 
Zubehörs  der  Pfandschlösser,  der  in  Acker,  Zollhebungen,  in 
Dorfgerichtsbarkeit  und  ähnlichen  Rechten  bestand;*)  dazu 
gesellten  sich  die  Einnahmen  der  Stadt  aus  der  Münze')  und 
spätestens  seit  1364  auch  solche  aus  den  Mühlen;^)  auch  einen 
Teil  der  Vogteierträge,  eben  den  nicht  der  Altstadt  zustehenden, 
erhob  der  gemeine  Rat:  man  darf  kaum  zweifeln,  dass  derselbe 
die  12  M.,  für  welche  er  1356  wie  1363  die  Vogtei  auf  je  ein 
Jahr  verpachtete,  für  Zwecke  der  gemeinen  Stadt  ver- 
wandte. Alle  bisher  genannten  Aufkünfte  dieser  sind  in  der 
durchstrichenen  Einnahmeliste  der  Altstädter  Rechnung,  deren 
merkwürdige  Zusammensetzung  bereits  erörtert  wurde,  nicht 
verzeichnet,  anders  ist  es  mit  dem  Judenzinse'^)  und  dem  Bier- 
zoll, von  denen  jener  1354  schon  seit  längerer  Zeit,  dieser  erst 
ganz  kürzlich  und  nur  vorübergehend  *)  in  den  Kreis  der  gemeinen 
Finanzverwaltung  gezogen  war.  Jener  tritt  in  der  Liste  mit  einem 
Posten  von  30  M.  auf,  dieser  mit  einem  von  17 7^  M.,  welche 
Summe  im  Hagen,  und  mit  einem  von  20  M.,  welcher  Betrag 
in  der  Neustadt  eingetrieben  wurde.  An  sonstigen  Einnahmen 
der  gemeinen  Stadt  haben  sich  in  die  Altstädter  Rechnung  von 
1354  verschiedene  grössere,  leider  nicht  näher  mehr  bestimmbare 
Zahlungen  verirrt,  ausserdem  einige  kleinere  Summen,  die  teils 
die  Verpachtung  von  Bergfriden,  teils  der  Verkauf  zum  Kriegs- 
dienst nicht  mehr  brauchbarer  Pferde  eintrug.  Alles  in  allem 
ist  jenes  wunderbare  Verzeichniss  durchaus  nicht  im  Stande,  uns 
eine  vollständige  Einnahmerechnung  gemeiner  Stadt  zu  ersetzen, 
insofern  aber  doch  recht  interessant,  als  es  in  seinen  hierher 
gehörigen  Posten  vv^enigstens  ein  Fragment  einer  solchen  bildet, 
das  bei  der  Mangelhaftigkeit  unseres  Materials  unzweifelhaft  von 
Wert  ist 


1)  Über  den  Vog^ianteü  der  Altstadt  vgl.  8.  21  und  32,  über  die 
BierzoUerwerbnng  dieses  Weichbildes  8.  41. 

*)  Wir  finden  in  den  Verpfändungsurkanden  reichhaltiges  Material 
darüber. 

•)  8.  41  ff. 

«)  8.44. 

•)  8.  46. 

•)  8.  41. 
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8.  Die  Schaden  der  gemeinen  Finimzf  erwaltang 

im  U.  Jahrhundert  und  die  finanziellen  Ursaehen  dee 

Aufttandes  Ton  1374« 

Behufs  der  technischen  Leitung  der  gemeinen  Finanz- 
verwaltung, über  deren  Gebiete  für  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
einen  Überblick  zu  geben  im  vorangehenden  versucht  wurde, 
setzte  in  dieser  Periode  der  gemeine  Rat,  wie  es  scheint  alljähr- 
lich, zwei  seiner  Mitglieder  als  E^ämmerer^)  ein.  Ihnen  lag  es 
ob,  die  fälligen  Eiinnahmen  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  ver- 
wahren, die  erwachsenden  Ausgaben  davon  zu  bestreiten  und 
die  Rechnungen  aufzustellen,  auch  wurden  sie  wohl  mit  der 
Ausführung  vom  Rate  beschlossener  Finanzoperationen,  wie  der 
Aufnahme  von  Anleihen  und  ähnlichem,  beauftragt.  Immerhin 
wird  der  Kreis  ihrer  Geschäfte  einen  ziemlichen  umfang  gehabt 
haben,  und  es  ist  sehr  fraglich,  ob  es  einer  sorgfaltigen  Voll- 
ziehung derselben  zu  Gute  kam,  wenn,  was  ja  1354  und  wahr- 
scheinlich noch  öfter,  vielleicht  regelmässig  der  Fall  war,  die 
Kämmerer  der  gemeinen  Stadt  zugleich  dasselbe  Amt  in  der 
Altstadt  versahen,  *)  ganz  abgesehen  von  andern  schon  berührten 
Übelständen,  welche  diese  Vereinigung  im  Gefolge  hatte.  Hätte 
letztre  nicht  bestanden,  so  wäre  vor  allem  wohl  eine  klarere  und 
praktischere  Rechnungsführung  schon  damals  zur  Ausbildung 
gekommen,  und  verschiedne  Missbräuche,  deren  wir  weiter  unten 
noch  genauer  zu  gedenken  haben  werden,  zum  mindesten  ein- 
geschiunkt  worden.  Ein  Hauptmangel  freilich,  das  Fehlen 
jeglichen  Voranschlages  und  das  damit  verbundene  Wirtschaften 
in  den  Tag  hinein'),  wäre  auch  dann  kaum  zu  vermeiden 
gewesen.  Denn  bei  der  ünstätigkeit  der  politischen  Verhältnisse, 
den  eben  so  mannigfaltigen  als  plötzlich  eintretenden  An- 
forderungen des  „täglichen  Krieges"  war  eine  auch  nur  ungefähre 
Vorausberechnung  der  notwendigen  Ausgaben  und  somit  über- 
haupt die  Aufstellung  eines  Etats  schlechterdings  unmöglich.  — 
Fragen  wir  nun,  wie  es  mit  der  Kontrolle  über  die  Aintsführung 
der  beiden  Kämmerer  bestellt  war,  so  erhalten  wir  auch  in  dieser 


")  Zwei  werden  in  der  gemeinen  Rechnong  von  1354  genannt. 

>)  cf.  S.  83. 

")  flänselmann  Ghron.  YI,  S.  324,  wo  auch  mit  Recht  darauf  hingewiesen 
ist,  dass  bei  den  Weiohbildsfinanzyerwaltungen  das  Aufstellen  von  Vor- 
anschlägen viel  eher  möglich  war.  Als  einen  Ansatz  zu  einem  tolohen  kann 
man  das  Zinsbuch  der  Neustadt  von  o.  1330  betraohten« 
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Beziehung  eine  wenig  erfreuliche  Antwort.  RechnungMtblage 
mu88ten  die  Kämmerer  allerdings  leisten,  aber  ntir  in  einem  sehr 
engen  Kreise.  Was  wir  darüber  erfahren,  ist  in  einem  Schreiben 
enthalten,  in  dem  sich  bald  nach  dem  Aufstande  die  vertriebenen 
Geschlechter  gegen  die  von  den  siegreichen  Gilden  erhobenen 
Anklagen,  namentlich  auch  gegen  den  Vorwurf  einer  schlechten, 
nachlässigen  Finanzverwaltung  zu  rechtfertigten  suchten,  das 
also  eher  ein  zu  günstiges  als  ein  zu  ungünstiges  Bild 
der  Verhältnisse  liefert.  Nach  den  hierher  gehörigen  Sätzen 
des  Schreibens  bestand  in  Braunschweig  vor  dem  Auf- 
stande ein  Ratsausschuss  von  acht  Mitgliedern ,  deren  vier 
der  Altstadt,  je  zwei  dem  Hagen  und  der  Neustadt  an- 
gehörten. ^)  Dieser  Batsausschuss  »ging^ ,  wie  es  heisst, 
„zu  der  Rechenschaft  des  Rates^,  erledigte  allein  die  geheimen 
Angelegenheiten  der  Stadt  und  nahm  die  Rechnungsablage  der 
Kämmerer  entgegen.  Das  entsprach  dem  völlig  aristokratischen 
Regimente,  in  dem  die  Altstädter  Geschlechter  alles  bedeuteten. 
Nicht  nur  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung,  sondern  auch  die 
Ratsherren  aus  Sack  und  Altewik,  welche  beiden  Weiohbilde  seit 
1B45  auch  in  den  gemeinen  Säckel  steuerten  und  deshalb  Anteil 
am  gemeinen  Rate  erlangt  hatten,  bekamen  bei  solcher  Zusammen- 
setzung jenes  Ausschusses  von  der  finanziellen  Lage  der  Stadt 
keine  Kenntniss,  geschweige  denn,  dass  sie  Einfluss  auf  ihre 
Ghestaltung  gehabt  hätten.*)  Und  da  ferner,  wie  schon  einmal 
bemerkt,  auch  in  Hagen  und  Neustadt  Altstädter  Geschlechter  sich 
eingenistet  hatten  und  hier  eine  angesehene  Stellung  einnahmen,*) 
war  es  geradezu  unausbleiblich,  dass  die  gemeine  finanz- 
verwaltung  vor  1374  hauptsächlich  im  Interesse  jener  gehandhabt 
wurde.  So  lange  dies  geschehen  konnte,  ohne  dass  Steuern  und 
Auflagen  eine  drückende  Höhe  erreichten,  mochte  das  alte  System 
sich  behaupten;  sobald  aber,  sei  es  durch  Verschulden  der 
Begierenden,  sei  es  durch  unberechenbares  Unglück,  eine 
ungünstige  Finanzlage  harten  Steuerdruck  erforderte,  musste 
die  grosse  Masse  aufmerksam  werden  und,  des  Einblicks  in  die 
Rechnungen  entbehrend,  ihr  Misstrauen  auf  die  Geschlechter 
werfen,  die  allein  die  Finanz  Verwaltung  leiteten   und   um    alles 

>)  Ghron.-VI.  S.  823  nnd  d59''-:  „desse  aohte  pleghen  to  des  Bades 
rekensoop  to  gande  unde  wisten  des  Rades  hemeliche  Diag,  onde  anders 
nemant  van  den  radladen  unde  nemen  rekenscop  van  den  kemereren**  etc. 

«)  ib.  S.  323. 

•)  cf.  S.  24. 
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wu88ten.  Die  Vertriebenen  waren  also  wenig  berechtigt,  in 
ihrer  Entschuldigung  auf  jenen  Ausschuss  hinzuweisen ;  für  eine 
zweckmässige,  sparsame  und  selbstlose  Verwaltung  bot  sein 
Bestehen  keine  Bürgschaft.^) 

Die  bisher  beleuchteten  Missstände  waren  solche,  denen  die 
gemeine  Finanzverwaltung  als  ganzes  unterworfen  war;  man  kann 
sie  als  Gbrundschäden  bezeichnen.  Aus  ihnen  gingen  mehr  oder 
weniger  unmittelbar  eine  Anzahl  andrer  Missbräuche  und  Miss- 
stände  hervor,  die  sich  nur  auf  einzelnen  Gebieten  jener  Finanz- 
verwaltung geltend  machten,  unsere  Kenntniss  derselben  beruht 
im  wesentlichen  auf  der  heimlichen  Bechenschaft :  hier  ist,  worauf 
früher  schon  hingewiesen,  die  Schilderung  der  Beformen  am  Ende 
des  Jahrhunderts  immer  auf  der  Schilderung  derjenigen  Mängel 
aufgebaut,  welche  diese  Beformen  den  Männern  der  neuen  Aera 
als  notwendig  erscheinen  Hessen.^) 

Starke  Missbräuche  waren  es  zunächst,  die  der  gemeinen 
Stadt  ihre  flaupteinnahme,  den  Schoss,  schmälerten.  Der  Schoss 
war  eine  direkte  und  ordentliche  d.  h.  alljährlich  gezahlte  Steuer, 
in  zwei  Bestandteile  zerfallend,  den  Vorschoss,  der  sich  als  ein 
Fixum  von  2")  bis  höchstens  8^)  Schill,  darstellt  und  von  allen 
Steuerpflichtigen  gleichmässig  erhoben  wurde,  und  den  Schoss 
im  engem  Sinne,  dessen  Wesen  darin  beruhte,  dass  man  ebenso 
viel  fVennige ,  wie'  der  Vorschoss  Schillinge  betrug ,  von  jeder 
Mark  Wert  seiner  Habe  entrichten  musste.  ^)  Es  setzte  sich  also  der 
Schoss  aus  einer  Personal-  und  einer  Vermögenssteuer  zusammen.  ^) 
Die  jährliche  Schossquote  wurde  seitens  des  gemeinen  Bates  nach  Be- 
darf bestimmt,  während  die  Höhe  der  steuerbaren  Beträge  auf  dem 
Wege  eidlicher  Selbsteinschätzung  ermittelt  wurde.  Steuerpflichtig 
waren  im  allgemeinen  wohl  sämmtliche  selbstständigen  Einge- 
sessenen  der  Stadt,  indessen  konnte  solchen  Leuten,  die  in  Folge 
irgendwelcher  kaufmännischen  Unternehmungen  oder  Beuten- 
anlagen  kein  baares  Geld  zur  sofortigen  Verfügung  hatten,    die 


^)  Oligarchische  Misswirtscliaft  ist  bekanntlich  echon  für  mehrere 
deutsch^  Städte  des  Mittelalters  nachgewiesen,  cf.  Chron.  I,  S.  295  f.  und 
Sohönberg  a.  a.  0.  S.  27. 

«)  of.  S.  15. 

»)  Ohron.  VI,  S.  177, 

*)  ib.  S.  140. 

6)  ibid.  S.  137,  Note  2.    S.  318. 

•)  cf.  Ohron.  I,  S.  282  und  Schönberg,  a.  a.  0.  S.  88. 
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Scho88zahlung  gegen  Hinterlegung  von  Pfandern  gestundet 
werden.  Wo  nun,  wie  in  Braunschweig  vor  dem  Aufstande 
einerseits  die  Finanzverwaltung  der  nötigen  Energie  ermangelte, 
andrerseits  in  den  regierenden  Kreisen  Selbstsucht  und  Partei- 
interesse sich  breit  machten ,  lag  die  Qefahr  sehr  nahe,  dass 
diese  an  und  für  sich  schon  dem  Gemeinwesen  wenig  erspriess- 
liche  Gewohnheit  eine  raissbräuchliche,  unerhörte  Ausdehnung 
finden  werde;  dann  musste  die  Stadt  grosse  Summen,  die  sie 
notwendig  brauchte,  lange  entbehren,  dann  mussten  sich  die 
Pfänder  massenhaft  ansammeln,  um  als  totes  Capital  daliegend 
viele  Zinsen  zu  fressen,  und  wirklich  ist  es  dahin  gekommen, 
denn  die  heimliche  Bechenschaft  klagt  über  den  grossen  Schaden, 
den  jener  Brauch  der  Stadt  verursacht  habe.  ^) 

Entrichtet  wurde  der  Schoss  von  den  Steuerzahlern  auf  den 
Weich bildsrathäusern,  um  dann  von  den  Weichbildsräten  an  die 
gemeine  Kasse  abgeführt  zu  werden.  Mit  dieser  Sitte  stand  ein 
weiterer  Missbrauch  im  Zusammenhange,  wie  gleichfalls  aus  der 
heimlichen  Bechenschaft  hervorgeht.  Dort  wird  uns  berichtet,') 
im  Jahre  1396  sei  eine  Bestimmung  getroffen,  wonach  die 
Weich bildsräte  Schoss  und  Nachschoss,  sobald  sie  eingekommen 
seien,  in  den  gemeinen  Säckel  zahlen  und  den  Finanzbehörden 
gemeiner  Stadt  Rechenschaft  darüber  ablegen  sollten;  diese 
Einrichtung,  fügt  der  Verfasser  hinzu,  habe  der  Stadt  viel 
genützt,  und  ihr  Weiterbestehen  werde  sehr  forderlich  sein. 
Offenbar  hatten  demnach  in  früherer  Zeit  die  Weichbildsräte 
nicht  nur  die  Auszahlung  des  Schosses  an  den  gemeinen  Bat 
verschleppt,  sondern  auch,  zu  einer  strengen  Rechnuagsablage 
nicht  verpflichtet,  mit  den  Erträgen  dieser  Steuer  ungehörig 
und  nachlässig  ge wirtschaftet,  indem  sie  dieselben,  wenn  auch 
nur  zum  geringen  Teil,  den  Weichbildskassen  zu  Gute  kommen 
Hessen.  Beweise  dafür  haben  wir  in  den  Altstädter  Rechnungen . 
von  1354  und  1355  gefunden. 

Da  der  Schoss  alljährlich  in  der  ersten  Woche  nach  Martini 
zu  zahlen  war,  eo  hatte  der  Rat  der  gemeinen  Stadt  in  dieser 
Zeit  immer  die  grössten  Baarmittel  zur  Verfügung.  Aber  erst 
spät,  erst  in  der  Periode  der  Reformen,  brachte  er  es  dahin, 
einen  so  günstigen  Umstand  gehörig  auszunutzen,  indem  nun 
auch  die  wichtigsten  der  regelmässig  wiederkehrenden  Ausgaben, 


')  cf.  Ghron.  VI,  S.  152  und  lö3:  „Wu  de  Rad  dat  sohod  vorderen  schalt 
')  ibid.  S.  153  und  154:  „Van  dem  schote  to  vorderende**. 
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Leifogedinge  und  Weddeschatz,  in  jene  Zeit  verlegt  wurden. 
Vorher  waren  die  genannten  beiden  Arten  von  Renten  wahr- 
scheinlich stets  an  zwei  Terminen,  zu  Ostern  und  zu  Michaelis, 
ausgezahlt  worden,^)  ein  Brauch,  mit  dem  ein  böser  Missstand 
verknüpft  war.  Bei  der  geringen  Sorge  für  die  Zukunft,  welche 
die  Finanzverwaltung  charakterisirte,  bei  dem  Mangel  jeglichen 
Voranschlages  ist  es  sehr  erklärlich,  dass  die  Schosserträge 
ausserordentlich  rasch  verbraucht  wurden.  Und  so  hatte  nuin 
denn,  wie  die  heimliche  Rechenschaft  berichtet,  *)  sowohl  Ostern 
als  Michaelis  fast  nie  Greld  genug  flüssig  gehabt,  um  die  Anleihe- 
zinsen zu  bestreiten.  Da  diese  aber,  wollte  man  sich  den 
durchaus  nötigen  Credit  bewahren,  so  pünktlich  wie  möglich 
gezahlt  werden  mussten,  so  blieb  nichts  andres  übrig,  als  sich 
das  fehlende  Geld  durch  neue  Anleihen  zu  verschaffen,  die 
ihrerseits  doch  auch  verzinst  sein  wollten.  Man  kann  leicht 
ermessen,  wie  sehr  derartige  kostspielige  Oebahrungen,  die  bei 
weniger  kopfloser  Wirtschaft  leicht  zu  vermeiden  gewesen  wären, 
einer  günstigen  Finanzlage  entgegenwirken  mussten. 

Aber  noch  ist  die  Reihe  der  Missstände,  deren  wir  hier  zu 
gedenken  haben,  nicht  zu  Ende:  ebenso  schlimme  und  folgen- 
schwere, ja  noch  schlimmere  fast  als  bei  der  Verwaltung  der 
Schosseinkünfte  und  der  Regelung  der  Schuldenverhältnisse, 
herrschten  auf  dem  für  die  gemeine  Stadt  so  bedeutungsvollen 
Gebiete  des  Kriegswesens.  Erforderte  die  grosse  Söldnerschaar, 
die  zu  halten  man  ffir  nötig  erachtete,  schon  an  und  für  sich 
sehr  grossen  Aufwand,  so  wurde  dieser  noch  dadurch  unver- 
hältnissmässig  gesteigert,  dass  man  es  an  strenger  Beaufsichtigung 
der  verwilderten  Bande  fehlen  liess.  Darum  war  es  letzterer 
sehr  leicht,  die  Stadt  an  allen  Ecken  und  Enden  zu  betrügen, 
wozu  ihnen  die  umfassende  Haftpflicht  derselben  die  beste 
Handhabe  bot.  Wer  konnte  es  ihnen  denn  nachweisen,  wenn 
sie    mehr    Entschädigung    forderten,    als   sie    in    Wahrheit    zu 

*)  Allerdings  finden  wir  bereits  in  den  meisten  Verträgen  unseres 
Weddeschatzregisters,  die  vor  1374  abgesohlossen  sind,  als  Zahlungstermin 
Hartini  festgesetzt.  Da  aber  jenes  Register  erst  13%  angelegt  ist  und  zwar 
sicherlich  im  Zusammenhange  mit  den  Reformen,  die  damals  im  Anleihe- 
weeen  der  Stadt  durohgeführt  wurden,  so  ist  es  nicht  unmöglich,  dass  erst 
in  dieser  Zeit  der  genannte  Zahlungstermin  für  die  vor  1374  verkauften 
Renten  vereinbart  und  nun  auch  die  betreffenden  Weddeschatzbriefe  dem- 
gemäss  abgeändert  wurden. 

*)  Chron.  VI,  S.  154  und  155:  „Wu  se  den  tyns  to  gevende  brachten  uppe 
eyne  tiid**. 
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beanspruchen  hatten,  wenn  sie  sieh  für  Verluste  bezahlen  liessen, 
von  denen  sie  gar  nicht  betroffen  waren?  Vor  allem  kamen  die 
betrügerischen  Manipulationen  der  Söldner  mit  ihren  Pferden 
dem  gemeinen  Rate  teuer  zu  stehen.  Aus  der  heimlichen 
Bechenechaft  erfahren  wir,^)  dass  ein  Teil  dieser  Gesellen  zwei» 
ja  drei  Pferde  im  Jahre  verbrauchte,  indem  sie  eins  nach  dem 
andern,  um  das  Futtergeld  zu  sparen,  verhungern  Hessen;  andre 
wieder  trieben  es  noch  schlimmer :  auf  Kosten  des  Rates  fütterten 
sie  ihre  Pferde  heraus,  verkauften  sie  dann  zu  hohen  Preisen 
und  steckten  den  Erlös  in  die  eignen  Taschen.  Jenen  wie  diesen 
musste  der  gemeine  Rat  die  zur  Anschafiung  neuer  Pferde 
nötigen  Summen  auszahlen  oder  wiedererstatten.  Dass  dieses 
Unwesen  nur  bei  ungesunden  Zustanden  sich  entwickeln  und 
zur  Blüte  gelangen  konnte,  ist  wohl  kaum  zu  bestreiten.  Man 
erkennt  auch  hieraus  mit  Sicherheit  die  UnfiLhigkeit  und 
Schlaffheit  der  gemeinen  Verwaltung  vor  der  Reform. 

Schwieriger  ist  es,  sich  ein  richtiges  Urteil  über  *  einen 
andern  mit  dem  städtischen  Kriegswesen  zusammenhängenden 
Ubelstand  zu  bilden,  unter  dem  die  öffentlichen  Finanzen  Braun- 
Bchweigs  arg  zu  leiden  hatten.  Dieser  beruhte  auf  den  gewaltigen 
Verwendungen  für  die  Pfandschlösser.*)  Die  Pfandsummen, 
durch  Ausgaben  für  Bauten  und  von  Zeit  zu  Zeit  auch  durch 
beträchtliche  Nachschüsse  noch  erhöht,  mussten,  zum  grossen 
Teil  wenigstens,  durch  hoch  verzinsliche  Anleihen  herbeigeschafil 
werden,  und  was  die  mit  den  Schlössern  verpfändeten  Acker  und 
ertrags^igen  Rechte  einbrachten,  wurde  von  den  Aufwendungen 
für  Bnrghut,  für  mancherlei  Reparaturen,  für  Verproviantirung 
und  Besoldung  der  Besatzung,  so  weit  die  Stadt  für  letztere  auf- 
zukommen hatte,  weit  übertroffen.  Freilich  darf  der  mittelbare 
Nutzen  der  Pfandschlösser,  welcher  daraus  erwuchs,  dass  sie  den 
Bürgergütem  und  dem  Handel  Schutz  gewährten,  nicht  zu 
gering  geachtet  werden;  wenn  man  indessen  die  Entwicklung 
des  Pfandschlosswesens  auch  nur  während  der  Zeit  normaler 
Verhältnisse  verfolgt  d.  h.  bis  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre 
des  14.  Jahrhunderts,  so  wird  man  sich  kaum  dem  Eindruck 
entziehen  können,  als  ob  der  Rat,  den  wahren  Vorteil  des 
Gemeinwesens  aus  den  Augen  lassend,  einerseits  allzu  viele 
Burgen  pfandweise  erworben,  andrerseits  auf  einzelne  derselben 


«)  Cairon.  VI,  S.  148:  „Wu  de  marsteile  dichtet  worden«.   Werkst  1, 112. 
*)  ibid.  S.  144:  „Dat  me  sek  hoede  vor  pandsloten**. 
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unverhältnisemässig  grosse  Summen  bewilligt  und  verwendet  habe. 
Zum  Beleg  für  den  zweiten  Punkt  seien  zunächst  die  Verhältnisse 
des  am  frühesten  in  die  Hand  der  Braunschweiger  gelangten 
Pfandschlosses  angegeben,  als  das  wir  die  Asseburg  kennen 
lernten.  1470  M.  betrug  die  Pfandsumme  bereits  bei  der  Ver- 
pfändung von  1345;^)  230  M.  kamen  1358  in  Folge  eines 
Darlehns  an  die  Herzoge  Magnus  und  Ludwig  hinzu, ')  und,  als 
der  erstgenannte  im  November  1367  die  Verpfändung  der 
Asseburg  wieder  um  drei  Jahre  verlängerte,  hatte  die  Stadt 
schon  2500  M.  daran  stehen.')  Qanz  ähnlich  gestalteten  sich 
die  Angelegenheiten  des  Schlosses  zum  Kampe.  Während  in 
der  Urkunde  über  die  erste  Verpfändung,  die  von  1354,  die 
Pfandsumme  zu  310  M.  angegeben- ist,  ^)  erreichte  diese  mit  der 
zweiten  Verpfandung  im  Jahre  1357  schon  eine  Höhe  von 
440  M.^)  und  zwei  Jahre  später  bekannte  sich  Herzog  Wilhelm 
dem  Rate  mit  200  M.  verschuldet,  für  die  unter  gewissen 
Umständen  gleichfalls  jene  Burg  zu  Pfand  gesetzt  werden  sollte.^ 
Auch  eine  Urkunde  von  1366  mag  hier  erwähnt  werden,  in 
welcher  derselbe  Herzog  dem  Kate  gestattete,  50  M.  am  Hause 
zum  Kampe  zu  verbauen.^)  Noch  schneller  aber  als  die 
Pfandsummen  für  die  Asseburg  und  den  Elamp,  wuchs  diejenige 
für  Hessen.  Bei  der  ersten  Verpfandung,  im  Jahre  1355,  betrug 
sie  400  M.,^)  bei  der  zweiten  dagegen,  nur  drei  Jahre  später, 
nicht  weniger  als  1200.*)  100  M.,  die  Herzog  Magnus  1359  dem 
Bäte  schuldig  zu  sein  bekannte,  sollten,  wenn  sie  nicht  bis  zu 
Weihnachten  des  nächsten  Jahres  zurückgezahlt  wären,  zu  jener 
Summe  geschlagen  werden  ;^^)  dieselbe  wurde  auch  dadurch 
vergrössert,  dass  1363  der  gemeine  Bat  ein  Burglehn  auf  Hessen 
für  40  M.  erwarb. ") 


>)  of.  S.  46.    cf.  Dürre  S.  348  ff. 
»)  cf.  Sudendorf  HI,  41. 
•)  Sudendorf  III,  226. 
*)  cf.  S.  90. 

»)  O.-ü.  im  Br.  Si-A.,  No.  174. 
•)  O.-ü.  im  Br.  St-A.,  No  193. 
*)  O.-ü.  im  Br.  St-A.,  No.  218. 
•)  cf.  S.  81. 
•)  Sudendorf  HI,  140. 
1«)  Sudendorf  III,  66. 
»)  O.-ü.  im  Br.  St-A.,  Na  202. 
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£&QgelÖ8t  wurde  in  der  Periode  von  1355  bis  1370  Ton  allen 
P&ndflchloeeern  Braunschweigs  nur  eines,  die  Hornburg,  wenn 
wenigstens  der  Bischof  von  Halberstadt  seine  beiden  Kündigungen 
Yon  1364')  ausführte,  was  einigermassen  zweifelhaft  ist«*)  Da- 
gegen wurden  in  dieser  Zeit  mehrere  Scblosser  dem  gemeinen 
£ate  zum  ersten  Male  verpfändet.  1363  äbergab  ihm  Herzog 
Magnus  das  Schloss  Esbeck  und  die  Stadt  Sohöningen  gegen 
eine  Pfandsumme  von  804  M.,*)  gegen  eine  solche  von  600  M. 
1364  Herzog  Wilhelm  von  Lüneburg  das  Haus  Yorsfelde,  ^) 
um  diese  Verpfandung  im  nächsten  Jahre  unter  Erhöhung  der 
Summe  auf  700  M.  zu  wiederholen^)  und  den  Bürgern  1367  zu 
gestatten,  60  M.  an  Yorsfelde  zu  verbauen.*)  Ebenfalls  1366 
gelobte  Heinrich  von  Wenden  dem  Bäte  von  Braunschweig,  dem 
er  100  M.  schuldete,  dafür  mit  dem  Schlosse  Jerxheim  zu  Diensie 
zu  sitzen,  ^)  und  1366  bekam  letzterer  vom  Bischof  Gerhard  von 
Hildesheim  die  Liebenburg  für  500  M.  in  Pfandbesitz.  ^)  —  Zur 
Genüge  kann  man  aus  diesen  Anführungen  ersehen,  wie  grosse 
Gapitalien  durch  das  Pfandschlosswesen  der  Verfügung  der 
gemeinen  I^hanz Verwaltung  entzogen  wurden,  und  offenbar 
machte  sich  das  recht  fühlbar.  Musste  sich  doch  die  Stadt 
bereits  damals  entschliessen,  einzelne  der  Pfandschlösser  zeitweilig 
weiter  zu  verpfänden.  Indessen  bedang  sie  sich  dabei  wohl 
immer  aus,  dass  der  neue  Inhaber  das  Schloss  für  sie  jeder  Zeit 
offen  halte  nnd  ihr  auf  Erfordern  Beistand  gegen  ihre  Feinde 
leiste.  So  kam  um  die  Mitte  der  sechziger  Jahre  Hessen  in  die 
Hand  der  Herren  von  Wenden,*)  und  1367  übertrug  der  Bat 
Stadt  und  Haus  Yorsfelde  auf  drei  Jahre  für  300  M.  den  Herren 
von  Bertensleve,  ^^)  während  er  1371,  um   dies   gleich  hier  hin- 


')  L  G.  fol.  16:  am  28.  Januar  nnd  am  28.  September. 

*)  1372  finden  wir  den  Aat  sohon  wieder  im  Besitz  der  Homburg: 
I,.G.  fol.  28«. 

*)  Sndendorf  HI,  14.    Esbeck  liegt  dicht  bei  Sohöningen. 

OO.-U.  im  Br.  St.-A. ,  No.  206.  Yorsfelde  liegt  nördlich  von 
Braonsehweig. 

»)  O.-ü.  im  Br.  St.-A.,  No.  211. 

•)  O.-U.  im  Br.  8t.-A.,  No.  224. 

*)  O.-ü.  im  Br.  St.-A.,  No.  213. 

•)  O.-U.  im  Br.  St.-A.,  No.  219. 

•)  L  a  fol.  25. 

»")  O.-ü.  im  Br.  8t..A.,  No.  223. 
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zuzufügen,  die  Asseburg  auf  drei  Jahre  an  Heinrich  Kerkhof 
gabJ)  Aber  das  waren  nur  halbe  Massregeln,  denn  die 
Schlösser  wurden  ja  längst  nicht  alle  und,  wie  das  Beispiel 
Vorsfeldes  zeigt,  bei  weitem  nicht  um  die  Summen  weiter 
gegeben,  welche  die  Braunschweiger  daran  stehen  hatten.  Von 
Grund  aus  konnte  dem  Übel  nur  dadurch  abgeholfen  weiden, 
dass  man  den  Weg  einschlug,  einige  wenige  Pfandschlösser  fest- 
zuhalten, die  übrigen  aber  gegen  Rückerstattung  der  darauf 
Terwendeten  und  gezahlten  Summen  ihren  Besitzern  wieder  aus- 
zuliefern. Dahin  kam  es  jedoch  erst  in  der  Zeit  der  Beformen;  ^ 
die  Ursache,  weshalb  nicht  schon  früher,  nicht  schon  vor  1374 
so  verfahren  wurde,  war  sicher  zum  guten  Teil  der  Geldmangel 
der  Herzoge,  nicht  allein  Hartnäckigkeit  und  Verblendung 
des  Rates* 

Übrigens  wären  alle  die  geschilderten  Missbräuohe  und 
Übelstände  in  der  gemeinen  Finanzverwaltung  für  sich  allein 
kaum  im  Stande  gewesen,  die  Stadt  derartig  in  Schulden  xu 
stürzen,  dass  ein  so  gewaltiger  Aufstand,  wie  es  der  von  1374 
war,  dadurch  hätte  veranlasst  werden  können.  War  doch  am 
Ende  der  sechziger  Jahre  die  gemeine  Stadt  keinesw^  über- 
mässig von  Schuldenlast  gedrückt.  Diese  betrug  damals  nach 
der  heimlichen  Rechenschaft  1687  M.  2  Ferd.,  ein  Capital,  das 
jährlich  mit  148  M.  3  Ferd.  Leibrenten  verzinst  werden  musste. ') 
Ist  auch  diese  Angabe  der  heimlichen  Rechenschaft  sicher  nicht 
ganz  genau,  da  der  Rat,  wie  wir  mit  Gewissheit  aus  dem  unter 
den  Quellen  genannten  Weddeschatzregister  nachweisen  können. 


»)  O.-U.  im  Br.  St-A.,  No.  244. 

>)  Ghron.  VI,  S.  161  und  152. 

*)  Auf  welchen  Zeitpunkt  diese  Angabe  der  heimliohen  Rechensohall 
(Ghron.  VI,  S.  136)  geht,  ist  nicht  genau  zu  bestimmen.  Fast  scheint  es, 
dass  das  Jahr  1367  ins  Auge  gefasst  ist,  indem  an  die  Schilderung  der 
Finanzlage  der  Stadt  in  der  heiml.  Rechenschaft  die  Niederlage  Hersogs 
Magnus  (of.  S.  107)  mit  den  Worten  angeknüpft  wird :  „Dama  gerel  sak**  etc. 
Da  aber  andrerseits  eben  dort  die  Sache  so  dargestellt  wird,  als  ob  jene 
Summe  erst  gewachsen  sei  durch  die  Anleihen,  welche  die  YerpfiLnduig  Yon 
Wolfenbüttel  erforderte  (cf.  Ghron.  VI,  S.  136  und  137),  so  fragt  es  sich«  wann 
die  ersten  jener  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  erste  Yerpfiadong 
Wolfenbüttels  erfolgte  1870,  aber  vielleicht  erst,  nachdem  Herzog  Magnus 
schon  verschiedentlich  grossere  Summen  von  den  Brauoschweigem  erhalten 
hatte. 


Digitized  by  V^OOQIC 


107 

in  jener  Zeit  auch  Weddeschatzzinse  zu  zahlen  hatte,  ^)  eo  wird 
man  sich  doch  im  wesentlichen  auf  sie  verlassen  können.  Denn 
in  den  meisten  Fällen,  wo  eine  Kontrolle  der  heimlichen  Rechen- 
schaft durch  ihr  Quellenmaterial  möglich  ist,  erweisen  sich  ihre 
Zahlenangaben  als  durchaus  wahr,  so  dass  man  die  hier  sich 
darlnetende  Schwierigkeit  vielleicht  durch  die  Annahme  beseitigen 
darf,  unter  jenen  kurzweg  als  Leibrenten  bezeichneten  148  M. 
3  Ferd.  sei  auch  der  Weddeschatz  mit  einbegriflPen.  1354  hatte 
die  Stadt,  wie  früher  mitgeteilt  ward,  zur  Verzinsung  ihrer 
Anleihen  141  M.  1  Ferd.  aufwenden  müssen,  *)  nur  7%  M.  mehr 
wurden  also,  wenn  unsre  obige  Vermutung  das  richtige  trifft, 
etwa  anderthalb  Decennien  sp&ter  für  denselben  Zweck  ausgegeben« 
Aber  dieses  langsame,  geringe  Anwachsen  der  Schulden  Braun* 
schweigs  ging  plötzlich  in  ein  rapides  Steigen  über,  dessen 
Hauptgrund  sowohl  fremdes  als  eigenes  politisches  Missgeschick 
war.  Der  erste  grosse  Schlag,  der  die  gemeine  FinaDZTcrwaltung 
traf,  hing  mit  der  Niederlage  Herzogs  Magnus  des  Alteren 
zusammen,  welche  demselben  am  3.  September  1367  der  Bischof 
Gerhard  von  Hildesheim  bei  Farmsen  und  Dinklar  beibrachte.*) 
fSne  der  Folgen  dieses  Ereignisses  war,  dass  der  in  Gefangen- 
schaft geratene  Herzog  für  einen  Teil  der  ihm  auferlegten 
Schätzung,  für  3800  M.,  dem  Bischof  sein  Schloss  Wolfenbüttel 
zu  Pfände  setzen  musste.  Da  in  der  ausbedungenen  Frist  die 
Zahlung  jener  Summe  nicht  geleistet  wurde,  so  drohte  der  Ver- 
fall des  genannten  Pfandes  an  das  Bistum  Hildesheim.  Doch 
nimmermehr  konnten  die  Braunschweiger  dulden,  dass  dicht  vor 
den  Thoren  der  Stadt  —  ein  Teil  derselben,  im  wesentlichen  aus 
den  Weichbilden  Altstadt,  Neustadt  und  Sack  bestehend,  gehörte 


')  Noch  1896  werden  gezahlt:  1.  eine  Weddesohatzrente  von  5  K.,  die 
1361  für  100  M.  verkauft  war;  2.  eine  aolche  von  6  K.,  die  der  Hat  1366 
f3r  140  M.  verkauft  hatte.  Diese  beiden  können  wir  mit  Sicherheit  för 
nnare  Behauptung  ins  Feld  fahren;  ungewiis  ist  es,  ob  unter  den  1587  M. 
8  Ferd.  auch  mit  eingerechnet  sind:  1.  eine  Rente  von  16  M.,  die  1367  f&r 
200  M.  und  2.  eine  von  24  K.,  die  1367  für  300  K.  der  Bat  verkaufte.  Jene 
betrug  später  nur  noch  12  M.,  von  dieser  hatte  1395  der  Bat  8  M.  für 
100  M.  wieder  zurückgekauft.  Beide  Anleihen  waren  vielleicht  bereits  im 
Interesse  Herzogs  Magnus  gemacht.  Wahrscheinlich  musste  übrigens  um 
1367  die  Stadt  auch  noch  einige  der  Weddeschatzrenten  zahlen,  die  in  den 
gemeinen  Rechnungen  von  1354  und  1355  auftreten. 

')  of .  S.  86. 

*)  cf.  Ghron.  VI,  S.  135  und  186.  Beachte  auch  Anm.  4  dort,  denn 
noch  Ddrre  S.  167  giebt  fälschlich  an,  Herzog  Magnus  II.  sei  damals  besiegt 
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zar  Hildesheimer  Diöcese ')  —  der  mächtige  Bischof  sich  festsetzte; 
es  gelang  ihren  Anstrengungen  auch,  die  drohende  Ge&hr  zu 
verhüten,  allein  nur,  indem  sie  dem  Herzoge  das  Greld  vor- 
schössen und  Wolfenbüttel  selbst  einnahmen.  Aus  den  Einkünften 
der  gemeinen  Kasse  konnten  indessen  die  3800  M.  nicht  beschafft 
werden,  auch  die  Weichbildskassen  scheinen  ihren  Dienst 
versagt  zu  haben;  nichts  blieb  übrig  als  neue  Anleihen.  Für 
1000  M.  verpfändete  der  Rat  die  Burg  Hessen  dem  Edlen  Kord 
von  Lutter;  den  grössern  Rest,  2800  M.,  brachte  er  durch  den 
Verkauf  von  —  wahrscheinlich  achtprocentigen ')  —  Wedde- 
schatzrenten  an  Bürger  und  Gotteshäuser  der  Stadt  auf.  So 
wurde  dieser  denn  das  Schloss  Wolfenbüttel  zuerst  1370  um 
1200  M./)  dann  1373  um  3781  M.  verpfändet:*)  binnen  kurzer 
Zeit  waren  ihre  zu  verzinsenden  Schulden  —  jene  für  Hessen 
erhaltenen  1000  M.  berücksichtigen  wir  hier  also  nicht  —  nahezu 
verdreifacht  um  den  Preis  eines  beschwerlichen,  kostspieligen 
Pfandes.'^)  Aber  es  sollte  noch  schlimmer  kommen.  Am 
St.  Martinsabend  1373  wurden  Herzog  Ernst  und  die  Braun- 
schweiger vor  dem  Eime   von    den  Magdeburgern   besiegt,    und 


»)  cf.  Dürre  S.  369. 

')  Dieser  Zinsfuss  ist  aus  einigen  im  1.  Weddeschatzregister  noch 
erhaltenen,  offenbar  hierher  gehörigen  Verträgen  zu  erkennen.  Danach  nahm 
die  Stadt  1370  ein  Mal  400,  ein  Mal  200,  ein  Mal  150,  drei  Mal  100,  1371 
ein  Mal  löO»  1372  ein  Mal  60  M.  sämmtlich  zu  8  7o  stuf. 

»)  Sudendorf  IV,  12. 

*)  Sudendorf  IV,  228. 

^)  So  stellt  sich  diese  Angelegenheit  nach  der  heimlichen  Eechenschaft 
im  Verein  mit  den  eben  genannten  Urkunden  dar.  Wie  damit  folgendes, 
bei  Sudendorf  V,  9  gedruckte,  seinem  Charakter  nach  nicht  näher  bestimmte 
Verzeichniss  in  Übereinstimmung  gebracht  werden  muss,  ist  vollständig 
unklar.   Dasselbe  lautet: 

„Nota   super  Wulf  XXI«  marce    et  XVIIIl  marca  puri. 

Item  pro  expensis.    In  novo  Gastro  Barsfelde  V«  marce  sine  censu. 

Item  super  Vorsfelde  VII«  marce  LXXVII  marce  sine  censu. 

Item  II«  marce  pro  Lüttere  domino  Luppoldo  de  Steinbeke. 

Gensus  annualis  hu  ins  XVI  marce. 

Gensus  super  XXI«  marcas  et  XVIIH  marcam  supra  scriptas  centum 
marce  cum  LXX  marcis  minus  dymidia  marca. 

Summa  summarum  huius  XXXVII«  marce  puri  et  LXXXI  marce  pnri. 
super  hano  summam  habent  literam  domini  ducis  super  wolfelbutle  Burgen- 
sibus  in  Brunsw.  obligatum.  Litere  super  Varsfelde  debent  adhuc  domino 
representari.  Super  hoc  habent  unam  literam  a  domicellis  nostris  ipsis 
noviter  datam  super  L  maroas,  quas  dederant  Borch  de  Steinbeke**. 
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viele  der  eretern  gerieten  in  Gefangenschaft.*)  Nicht  weniger 
als  4000  M«  Lösegeld  wurden  dem  gemeinen  Rate  abgefordert 
nnd  zu  600  M.  berechnete  man  den  Schaden  an  verlorener  Habe. 
Schon  jene  3800  M.  für  Wolfenbüttel  aufzubringen,  war  sicherlich 
sehr  schwierig  gewesen,  als  weit  schwieriger  aber  stellte  es  sich 
heraus,  jetzt,  so  bald  nachher,  eine  noch  grössere  Sunune  zu 
beschaffen.  Zwar  hatte  der  Bat,  wie  wir  aus  dem  gegen  die 
aufständischen  Gilden  gerichteten  Anklageschrdben  der  Ver- 
triebenen erfahren,  ungefähr  20000  M.  an  den  Pfandachlöesern 
stehen  ')  —  immer  höher  waren  die  Pfaudsummen  gewachsen  — , 
doch  war  ihm  die  Verfügung  über  dieses  Capital  entzogen. 
Denn,  wie  gleichfalls  die  Vertriebenen  behaupten,  durfte')  man 
einerseits  jene  Burgen  an  andere  Fürsten  und  Herren  nicht 
weiter  verpfänden,  andrerseits  waren  weder  Ritter  noch  Knechte 
im  Lande  zu  finden,  die  über  so  grosse  Mittel  verfügten,  dass 
sie  der  Stadt  Pfandschlösser  hätten  abnehmen  können.  Neue 
Leib-  und  Weddesohatzrenten  zu  verkaufen,  versuchte  der  Rat 
entweder  gar  nicht,  da  er  von  vornherein  diese  Operation  als 
aussichtslos  ansah,  oder,  wenn  er  es  versuchte,  wird  er  bald  die 
Erfahrung  gemacht  haben,  dass  der  Credit  der  gemeinen  Finanz- 
verwaltung völlig  vernichtet  war.  Und  wie  man  auf  diesem 
Wege  jene  4600  M.  nicht  auftreiben  konnte,  so  wollte  man  es 
nicht  durch  eine  Erhöhung  des  Schosses.  Ausdrücklich  wird 
uns  mitgeteilt,  hiervon  sei  abgesehen  worden,  da  der  Schoss 
bereits  6  Schill.  Vorschoss  und  6  Pfenn.  von  jeder  Mark  betragen 


*)  of.  Ghron.  VI,  S.  136  und  137.  £igene  Beilage  HÄDselmanns  hierüber  : 
ibid.  S.  302 ff.  Unrichtig  ist  dort  S.  303  angegeben,  der  betreffende  Herzog 
£rn8t  pei  der  Oheim  der  regierenden  Herzoge  von  Braunschweig  (Magnus  IL 
und  seines  Bruders)  gewesen.  Dieser  Ernst,  der  Bruder  Magnus  I.,  war 
schon  1367  gestorben  (o£  Hopf,  historisch -genealog.  Atlas  I,  8.  187  oder 
Cohn,  Stammtafelo,  Tafel  85),  so  dass  der  1373  geschlagene  Ernst  nur  der 
Bruder  Magnus  11.  gewesen  sein  kann. 

«)  cf.  Chron.  VI,  8.  346>»'- 

■)  ibid :  .  .  „darumme,  dat  se  der  vorsten  slot  anderen  nicht  vorpenden 
mochten**.  „Mochten"  ist  hier  sicherlich  mit  durften  zu  übersetzen,  (cf.  Sohiller- 
Lübben,  mnd.  Wörterb.  s.  v.  mögen).  Dieses  durften  kann  man  in  doppelter 
Weise  erklären:  zunächst  durfte  die  Stadt,  wie  aus  den  VerpfSndungs- 
Urkunden  sich  ergiebt,  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Herzoge  die  Schlösser 
weiter  verpfänden,  und  diese  mussten  es  natürlich  nach  allen  Kr&ften  zu 
verhindern  suchen,  dass  ihre  Burgen  in  die  Hand  mächtiger  Rivalen  kamen; 
afadrerseits  musste  auch  die  Stadt  im  e  i  g  e  n  e  n  Interesse  Weiterverpfändungen 
au  starke  Machthaber  vermeiden. 
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habe.  Man  war  sich  wohl  ganz  klar  darüber,  das«  die  grosse 
Hasse  eine  weitere  Schosserhöhung  nicht  ruhig  hindehmen  werde; 
vielleicht  oder  vielmehr  gewiss  klagte  jene  auch  jetzt  schon  über 
Bedrückung  durch  den  Schoss  und  fing  an  der  Finanzverwaltung 
der  Geschlechter  eine  misstrauische  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 
So  nrasste  denn  der  Bat  an  andre  Auflagen  denken ,  wagte  es 
aber  nicht  mehr,  aus  alleiniger  Machtvollkommenheit  solche  neu 
einzuführen.  Vielmehr  wurde  eine  Versammlung  einberufen,  zu 
der  ausser  den  Batsmitgliedem  auch  die  Gildemeister  zugezogen 
wurden:^)  hier  schilderte  der  Bürgermeister  die  Lage  der 
gemeinen  Finanzen,  hier  setzte  er  die  Vorschläge  des  Rats  zur 
Beschaffung  der  nötigen  Summen  auseinander.*)  Was  die 
Abeichten  desselben  waren,  darüber  weichen  die  Angaben  der 
Gilden  und  der  Vertriebenen  von  einander  ab.  Die  ersteren 
behaupten,  der  Bat  habe  neue  Abgaben  von  Laken,  Korn, 
Häusern,  Wein,  Bier,  Vieh  und  anderen  Dingen  erheben  wollen, 
indem  sie  namentlich  die  Absicht  auf  Verringerung  der  Wein- 
und  Biergemässe  betonen.  *)  Indessen  machen  ihre  Behauptungen 
den  ESndruck  der  Übertreibung.  Möglich  zwar  ist  es,  dass  man 
alle  die  genannten  Auflagen  in  Erwägung  gezogen  hat,  aber 
wohl  nur,  um  unter  ihnen  zu  wählen,  nicht,  um  sie  sämmtlich 
neben  einander  und  gleichzeitig  ins  Leben  zu  rufen;  denn  darin 
hätte  ja  geradezu  eine  Auflbrderung  zum  Aufstande  gelegen. 
Berücksichtigt  man  dies,  so  wird  man  den  Angaben  der  Ver- 
triebenen weit  mehr  vertrauen,  da  sie  nur  von  dem  Vorhaben 
berichten  y  von  jedem  braunschweigischen  Scheffel  eingeführten 
Getreides  1  Pfenn.  erheben  zu  lassen,^)  ein  Vorhaben,  das 
allerdings  insofern  wenig  glücklich  war,  als  ja  durch  die 
genannte  Auflage  das  Brod  verteuert  worden  wäre.  Jedoch  kam 
es  nicht  zur  Ausfuhrung  auch  nur  dieses  Planes.  Am  Schlüsse 
der  erwähnten  Versammlung  wurden  die  Gildenmeister,  welche 
nach  Aussage  der  Vertriebenen  und  der  heimlichen  Rechenschaft 


»)  Chron.  VI,  8.  137  und  S.  846  "*«•»». 

•)Chron.  VI,  S.  346«»». 

»)  Chron.  VI,  S.  SöO«»- 

«)  Ohron.  VI,  S.  346»'-  Hänselmann  ibid.  S.  329  and  Note  3  spricht 
snoh  über  den  Widersprach  zwischen  der  Aassage  der  Gilden  and  der  der 
Vertriebenen.  Seinen  Worten:  „man  schwankte,  ob  dieselbe  (sc.  die  neue 
Auflage)  auf  dogefUhrtes  Kanfinannsgut,  auf  Korn,  Wein,  Bier,  Vieh  oder 
lieber  auf  alles  dies  sogleich  xu  legen  sei**,  können  wir  nach  dem  eben  Gesagten 
nicht  beistimmen. 
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gegen  die  Korngülte  keinen  erheblichen  Einwand  vorgebracht 
zu  haben  scheinen,  ^)  beauftragt,  mit  ihren  Gilden  über  die  neue 
Auflage  zu  beraten.  Aber  die  Nachgiebigkeit  des  gemeinen 
Bates  gegen  die  Gilden  war  zu  spät  erwacht;  ehe  die  Be- 
ratungen der  letzteren  stattfinden  konnten,  brach  mit  elementarer 
Wucht  der  grosse  Aufstand  los, ')  der  die  Geschlechterherrschaft 
stürzte  und  in  Hinsicht  der  gemeinen  Finanzverwaltung  so 
heillose  Zustände  schuf,  wie  sie  vor  1374  auch  nicht  annähernd 
bestanden  hatten.  Nur  ein  gutes  hatten  sie:  die  Beform  von 
Grund  aus  machten  sie  zur  unabweislichen  Notwendigkeit  und 
mit  der  Reform  begann  eine  neue  und  zwar  die  glänzendste 
Epoche  in  der  Finanzverwaltung  der  Stadt  Braunschweig. 


0  Chron.  VI,  S.  137,  347««-". 

•)  ChroD.  VI,  8. 187 :  „Dyt  is  van  der  echicht  to  Brunswig**. 
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herausgegeben  von 

ProfeBsor  Dr.  Otto  Grierke  in  Berlin. 


Die  ^^Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Beehts- 
geschichte^^  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  fi,echtsentwickelung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Frivatrechts  die  gleiche  Aufmerksanikeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt :  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Kechtsentwickelung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Bücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau, 

Wilhelm  Koebner. 
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Vorbemerkung. 


Ziel  und  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  ist  nicht  sowohl, 
eine  unzweifelhaft  vorhandene  Lücke  in  der  Geschichte  des 
deutschen  Erbrechts  auszufüllen,  als  vielmehr  durch  Sammlung 
und  Sichtung  von  mannigfach  verstreuten  Quellenzeugnissen  zu 
erneuter  Forschung  nach  dem  Entstehen  und  Werden  der 
deutschrechtlichen  Einzelerbfolge  in  den  Grundbesitz  Anlass  zu 
geben.  Ist  doch  dieses  eigenthümliche  und  interessante  Rechts- 
institut  gerade  in  der  Gegenwart  in  dem  bäuerlichen  Anerben- 
recht wiederum  zu  praktischer  Bedeutung  gelangt,  und  wird 
doch  seine  gesetzliche  Weihe  in  dem  künftigen  Rechtsbuch  des 
deutschen  Volkes  lebhaft  gewünscht.  Sicherlich  kann  aber  eine 
richtige  Beurtheilung  und  Würdigung  desselben  nur  in  der 
Kenntniss  seiner  Geschichte  wurzeln.  Mit  Recht  sagt  Molina 
gerade  bei  Erörterung  dieser  Frage :  vera  namque  rerum  cognitio, 
seeundum  philosophum,  a  causis  prioribus  derivatur,  et  recte 
eam  rem  scimus,  quam  ex  prioribus  causis  cognoscimus.  *) 

Zu  dieser  Kenntniss  einiges  beizutragen,  war  mir  ein  lange 
und  lebhaft  gehegter  Wunsch.  Sollten  sich  neben  dem  gesammelten 
Stoffe  einige  Gedanken  finden,  welche  zur  Aufhellung  des  über 
diese  Frage  schwebenden  Dunkels  brauchbar  befunden  würden, 
90  wäre  dieser  mein  erster  Versuch  rechtsgeschichtlicher  Arbeit 
von  überreichem  Erfolge  gekrönt. 

Breslau,  im  October  1889. 


*)  de   Hispanoram   primogeniorum  origine  ac  natura  (Coloniae  1601) 
lib.  I,  cap.  2. 
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I   Grandeigenthim  und  Erbfolge  in  den 
yolksrechten. 


In  keinem  Gebiet  des  Priyairecbie  ist  der  innige  Zusammen- 
hang des  Rechts  mit  den  allgemeinen  Eultarzoständen  so  un- 
mittelbar und  klar  erkennbar  als  im  Erbrecht.  Aus  der 
eigenthfimliohen  Gestaltung  des  Erbrechts  eines  Volkes  können 
wir  wichtige  Schlüsse  ziehen  nicht  bloss  auf  die  wirthschaftlichen 
Zustände  in  dem  rechtserzeugenden  Zeitraum,  sondern  auch 
namentlich  auf  den  Charakter  und  die  Denkweise  des  Volkes, 
welches  die  Satzungen  geschaffen  hat.  Wenn  wir  in  i.  24 
D.  de  V.  S.  50,16  lesen:  hereditas  nihil  aliud  est,  quam 
successio  in  Universum  jus,  quod  defunctus  habuit  und  in  1.  50 
pr.  D.  de  H.  P.  5,3:  hereditas  etiam  sine  ullo  corpore  juris 
intellectum  habet,  so  schliessen  wir  mit  Recht  aus  dieser 
scharfen,  möglichst  den  Begriff  wiedergebenden  Ausdrucksweise 
auf  eine  hohe  Entwicklungsstufe  der  rechtserzeugenden  Macht. 
£Sne  ahnliche  Begrii&bestimmung  des  Erbrechts  findet  sich  in 
den  älteren  germanischen  Rechtsquellen  Überhaupt  nickt;  aber 
ziehen  wir  einmal  zur  Vergleichung  einen  Satz  aus  dem  Rechts- 
buche heran,  welches  dem  deutschen  Volke  dieselben  Dienste 
leisten  sollte,  wie  den  Römern  die  Justinianeische  Kodification, 
nämlich  den  Satz  des  Sachsenspiegels  I»  6  §  1:  mit  swilcheme 
gute  der  man  stirbit,  daz  heizet  allez  erbe,  ^)  so  springt  uns  die 
Verschiedenheit  der  durch  diese  Sätze  gekennzeichneten  Denk- 
operationen beider  Völker  sofort  in  die  Augen.  Dort  das  Suchen 


0  vgl.  Gengier,  Lehrbuch  des  d.  Priv.-R.  11,  §  216  S.  1383. 
iTtommMd,  Eifuelerbfolge.  1 
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nach  dem  Wort,  welches  möglichst  getreu  den  Gedanken  wieder- 
giebt,  die  Darstellung  des  ErbrechtsbegrifFs  als  eines  werdenden 
Rechts  (successio),  ^)  hier  das  Haften  am  Thatsächlichen,  die 
Darstellung  des  Greifbaren,  der  Erbschaftsmasse.  Ja,  wir 
können,  tiefer  eindringend  und  aus  der  Sprache  selbst,  der  für 
die  Erforschung  der  Volksseele  lautersten  Quelle  schöpfend,  in 
den  Worten  sogar,  nach  ihrer  etymologischen  Bedeutung,  jene 
Verschiedenheit  erkennen:  dort  heres,  der  Herr,  dessen  Wille 
das  herrenlose  Vermögen  weiter  beherrschen  soll,  hereditas,  die 
Masse,  welche  der  Herrschaft  dieses  Willens  unterworfen  ist, 
und  hier :  erbe,  das  erarbeitete  Gut,  das  Gut,  in  dem  die  Arbeit 
eines  Mannes  steckt,')  und  die  Bezeichnung  des  Nachfolgers 
als  „Erben"  d.  i.  Zi^reifers,  Anftwsers.*)  Wenn  wir  hiernach 
vermuthen,  dass  im  germanischen  Recht  dasjenige  Gut,  in 
welchem  die  mühevollste  Arbeit  des  Menschen  vergraben  Hegt, 
der  Grundbesitz,  eine  weit  bedeutendere  Rolle  gespielt  haben 
müsse 9  als  im  Römischen  Recht,  welches  in  demselben  nur  ein 
gleichwerthiges  Stück  der  gesammten  Vermögensmasse  erblickt, 
so  finden  wir  diese  Vermuthung  in  der  That  im  altgermanischen 
Erbrecht  bestätigt.  Abweichend  vom  römischen  Recht,  welches 
beide  Geschlechter  hinsichtlich  der  Erbbereohtigung  völlig 
gleichstellt  und  keinen  Unterschied  bezüglich  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Nachlasses  macht,  findet  nach  der  Mehrzahl 
der  altgermanischen  Volksrechte  eii^e  eigenthümliche  Zurück- 
setzung der  Weiber  bei  der  Erbfolge  in  den  Grundbesitz  statt 
Nach  den  gründlichen,  von  Opet  über  diese  Frage  besonders 
angestdlten  Untersuchungen^)  bezog  sich  der  Ausschluss  der 
Weiber   nur  bei  den   Longobarden  auf  die    gesammte   Erb- 


'  >)  vgl.  R.  V.  Ihering,  der  Kampf  uniB  Recht,  S.  16:  „Die  Idee  des 
Rechts  ist  ewiges  Werden.** 

*)  vgl.  Gierke,  das  Deutsche  Genossenschaftsrecht,  I  S.  54. 

')  vgl.  V.  Amira,  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  nach  den 
altniederdeatschen  Eeohten,  S.  218;  Hensler,  Institutionen  des  Deutschen 
Privatrechtes  II,  §  178  S.  Ö60. 

*)  vgl.  Qierke's  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, Heft  25,  S.  48  flg.,  84 
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Schaft,  wobei  freilich  zu  erwägen  ist,  dass  tbAtsäcblich  der 
Grundbesitz,  nach  Abrechnung  von  Heergeräthe  und  Gerade,  in 
welche  besondere  Elrbfolge  eröffnet  war^  die  Erbscbnlt  meist 
erschöpft  haben  wird.  In  den  meisten  übrigen  Yolksrechten 
waren  die  Weiber  von  vornherein  nur  von  der.  Erbfolge  in 
Inunobilien  aasgeschlossen.  So  enthäk  die  lex  Salica  in  ihrer 
ursprünglichen  Fassung  den  GrundsaUe:  de  terra  vero  nulla 
in  muliere  hereditas  non  pertinebit,  sed  ad  virilem  sexum, 
qui  fratres  fuerint,  tota  terra  pertinent.^)  In  späteren  Texten 
werden  die  Frauen  von  der  terra  Salica  ausgeschlossen.*).  Was 
unter  dieser  terra  Salica  zu  verstehen ,  darüber  herrscht 
andauernd  lebhafter  Streit:  die  einen  verstehen  darunter  alles 
salfränkische  Land,  ohne  Unterscheidung  einer  bestimmten  Art 
von  Grundeigenthum,  •)  andere  den  Herrensitz  (von  pal,  Herren- 
haus),^) andere  endlich  das  jedem  freien  Salfranken  bei  der 
Ltfuidtheilung  zugefallene  AckerloQs  (sors),  das  Stammland, 
welches  zum  üofe  gehörte.^)  Die  letztere  Ansicht  scheint  am 
meisten  für  sich  zu  haben.*)  Die  lex  Salica  würde  hiernach 
übereinstimmen  mit  der  lex  Bipuaria,  welche  die  Weiber 
gleichft^lls  nur  ausschliesst  von  der  Erbfolge  in  die  hereditas 
aviatica,  womit  unstreitig  das  von  den  Vätern  ererbe  Qut,  d»|9 
Stammgut,  gemeint  ist.*^)  Nach  sächsischem  und  burgundiffchem 
Hecht  sind  die  Weiber  insofern  zurückgesetzt,  als  der  gesammfte 


«)  1.  Sal.  (ßehrend)  tit.  59  §  6. 

*)  vgl.  anoh  den  allerdings  verderbten  Text  de«  capit.  Langob.  Ohis. 
cod.  I.  1  (Pertz  loguu  I,  S.  191):  de  terra  vero  Saliga  nulla  here^itatis 
mulieris  veniat,  sed  ad  virilem  sexu  tota  terra  hereditatis  penreniat. 

*)  80  unter  anderen  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt 
GhilperichB  in  der  Zeitschriffc  fnr  Kechtsgescbichte,  Bd.  XII,  S.  447,  dagegen 
mit  Recht  Opet  a.  a.  0.  S.  84. 

*)  80  Schröder,  Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte  XIX  S.  149. 

^  so  Koth,  Gkscbiohte  des  Benefizialwesens  S.  65;  Waitz,  Das  alte 
fiecht  der  salischen  Franken  S.  118;  Sandhaas,  german.  Abhandl.  S.  171; 
T.  Amira  a.  a.  0.  S.  12,  40.  Heasler  a  a.  O.  II,  §  IQB  S.  575  A.  9;  noch 
andere  offenbar  unrichtige  Ansichten  vgl.  bei  Opet  a.  a.  0.  S.  33. 

•)  TgL  Opet  a.  a.  0.  S.  35. 

^  1.  Rip.  (Pertz  leg,  V)  tit.  66  §  4. 
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Grundbesitz  in  erster  Linie  an  die  Söhne ,  und  erst  in  deren 
Ermangelung  an  die  Töchter  fiel,^)  während  sie  nach  thüringi- 
schem Recht  neben  Männern  überhaupt,  gleichwie  im  ältesten 
salischen  Recht,  von  der  Erbfolge  in  den  Grundbesitz  ausge- 
schlossenwaren. *)  Wenn  wir  von  dem  bairischen  und  allemannischen 
Recht  absehen,  hinsichtlich  deren  die  Meinungen  über  darin  fest- 
gesetzte Gleichstellung  oder  Zurücksetzung  des  Weiberstammes 
getheilt  sind,*)  so  ist  bemerkenswerth,  dass  gerade  diejenigen 
Rechte,  welche  sich  vom  EÜnfluss  römischen  Wesens  und  römischer 
Rechtsanschauung  möglichst  freigehalten  haben,  die  Zurücksetzung 
der  Weiber  am  schärfsten  durchfuhren,  während  die  Völker,  welche 
früher  und  leichter  mit  den  Römern  in  nähere  und  dauernde 
Berührung  kamen,  die  Gleichberechtigung  beider  Geschlechter  an- 
erkennen. Letzteres  ist  insbesondere  im  westgothischen  Recht  der 
Fall,  welches  direkt  ausspricht:  foemina  ad  hereditatem  patris  vel 
matris  .  .  .  aequaliter  cum  fratribus  veniant;  für  diese  Ab- 
weichung von  den  übrigen  deutschen  Rechten  schien  auch  eine 
Begründung  nothwendig:  nara  justum  omnino  est,  ut  quos 
propinquitas  naturae  consociat,  hereditariae  successionis  ordo 
non  dividat.^)  Dass  diese  Abweichung  auf  den  Einfluss  des 
römischen  Rechts  zurückzuführen  ist,  erscheint  zweifellos.^) 

Wenn  wir  nun  nach  dem  Grunde  für  diese  eigenthümliche 
Bevorzugung  des  Mannsstammes  forschen,  so  müssen  wir  uns 
auf  einen  sozial-wirthschafUichen  Standpunkt  stellen.  Wir  wissen 
aus  der  Kulturgeschichte  und  finden  dies  noch  heute  durch 
tägliche  Erfahrungen  bestätigt,  dass  den  nachhaltigsten  Einfluss 
auf  Leben  und  Charakter  der  Völker  die  Beschaffenheit  des 
Grund  und  Bodens,  auf  welchem  sie  leben  und  von  dem  sie 
sich   nähren,   ausübt     Richtig,  wenn  auch  etwas  pathetisch  ist 


>)  Tgl.  L  Saxonum  (Pertz  leg.  V)  tit.  41;  1.  BorguncL    (Pertz  leg.  HI) 
tit.  14,1;  Opet  a.  a.  O.  S.  64  flg. 

^)  1.  Angl.  et  Werin.  (Walter  I)  tit.  6,1 ;  Opet  8.  60  flg. 

'}  vgl.  Opet  a.  a.  0.  S.  66  flg. 

*)  1.  Wisig.  (Walter  I)  l.  IV  tit.  2  8  9. 

")  aengler,  a.  a.  0.  S.  1820,  1821.    Opet,  a  a.  0.  S.  65. 
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die  Schilderung  Sonuners:  „Nach  der  heiligen  Sage  ist  der 
Mensch  der  £rde  entnommen.  Kann  es  uns  Wunder  nehmen, 
dass  er  sich  erd verwandt  fUhlt,  das«  ein  gewisser  magnetischer 
Zug  ihn  zu  der  mätterlichen  Erde  führt,  trotz  des  unsterblishen 
Odems,  den  der  Ewige  dem  Erdenkloss  eingehaucht?  Das  Volk 
ist  eins  mit  dem  Lande,  das  Land  mit  dem  Volke.  Das  Volk 
ist  dem  Boden  dienstbar  geworden,  es  ist  sein  eigen;  der  Boden 
ist  dem  Volke  eigen  geworden,  es  beherrscht  ihn,  und  die 
Geschichte  verbindet  sie.  So  der  Staat,  so  die  fSnzelnen. 
Diese  haben  immer  das  Streben  der  Allode  sich  zu  verbinden, 
die  sie  beherrschen,  die  ihnen  Namen  giebt,  die  ihnen  zu  einem 
G^schlechte  verhilft;  der  Mensch  ist  so  gern  glaebae  adscriptusl 
Der  Mensch  verliert  sich  im  Boden,  und  der  Boden  erlangt 
Persönlichkeit«  *) 

Durch  die  Bedeutung,  welche  der  Grundbesitz  für  die 
natürliche  Erhaltung  eines  Volkes  hat,  gewinnt  er  auch  Einfluss 
auf  das  öffentliche  und  Bechtsleben  desselben,  und  bald  hat  in 
einfacher  Zeit  der  Einzelne  nicht  als  solcher  Geltung  und  An- 
sehen im  Volke,  sondern  nur  insofern  er  sich  ein  Stück  des 
Gruiid  und  Bodens  unterworfen  und  zu  eigen  gemacht  hat.  Je 
schwieriger  aber  die  Herrschaft  über  die  Scholle  zu  erreichen 
ist  und  je  in  bedeutenderem  Masse  dieselbe  dem  Menschen  die 
erforderlichen  Mittel  zum  Unterhalte  gewähren  muss  ,  desto 
grösser  wird  naturgemäss  die  Abhängigkeit  des  Menschen  vom 
Grund  und  Boden,  und  desto  umfangreicher  der  Einfluss  des 
letzteren  auf  Leben,  Sitte  und  Recht  des  Volkes. ')  So  hat  von 
jeher  das  Grundeigenthum  bei  den  sesshaft  gewordenen  Germanen, 
die  in  ihrem  rauhen,  sumpf-,  wald-  und  bergreichen  Lande '')  von 
anderen    Kulturvölkern    fast    abgeschlossen,   neben   Jagd    und 

>)  J.  F.  Sommer,  Darstellang  der  Reohtsverhältnisse  der  Bauerngüter 
im  Herzogthum  Westphalen,  I,  Vorrede  8.  HE. 

s)  vgl.  anoh  GKerke,  Qeno88.-Eeoht  H,  8.  69  flg. 

*)  Taoitos  Qerm.  cap.  2:  Ipeos  Germanos  indigenas  crediderim 
minimeqoe  aliaram  gentium  adventibui  et  hotpitÜB  mixtoi  .  .  .  quis  Italia 
relicta  Germaniam  peteret,  informem  terria  aaperam  oaelo,  tristem  cultu 
aspectuqne,  nisi  si  patria  tit?  und  oap.  6:  terra  etsi  aliquante  tpeoie  differt, 
in  Universum  tamen  aut  silvis  horrida  aut  paludibus  foeda. 
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Viehzucht  auf  die  mühsam  errungenen  Früchte  ihres  Feldes 
angewiesen  waren,  eine  viel  wichtigere  Bolle  gespielt,  als  bei 
den  Römern,  die,  durch  Klima  und  Lage  ihres  Landes  begünstigt, 
früh  mit  anderen  Völkern  in  Beziehungen  traten.  Das  deutsche 
Volk  gab  in  seiner  Rechtsbildung  denn  auch  unbewusst  diesem 
Faktor  nach,  während  die  Römer  früh  die  Herrschaft  über 
denselben  gewannen  und  dies  in  ihrer  Rechtsentwicklung  ztun 
Ausdruck  brachten.  Daher  kommt  es  auch,  dass  das  deutsche 
Recht  auf  diesem  Gebiete  in  ganz  hervorragender  Weise  stets 
in  Debereinstimmung  mit  der  wirthschaftlichen  Entwicklung 
geblieben  ist;  es  ist  ein  mehr  natürlicher,  als  künstlicher  Bau, 
und  darum  wollten  auch  die  römischen  Formen,  in  die  man 
später  diesen  Rechtsstoff  zwängte,  an  allen  Ecken  und  Enden 
nicht  passen.  ^) 

Die  wirthschaftliche  Bedeutung  des  G-rundeigenthums  ist 
denn  auch  die  Quelle  jenes  alten  Rechtssatzes,  welcher  den 
Vorzug  der  männlichen  Nachkommenschaft  vor  der  weiblichen 
bei  der  Erbfolge  in  den  Grundbesitz  ausspricht.  Denn  wenn 
der  Besitz  von  Grund  und  Boden  in  jener  Zeit  nicht  allein  die 
Bedingungen  für  die  Existenz  des  Einzelnen,  der  Familie,  des 
Geschlechts  und  schliesslich  des  ganzen  Volkes  gewährte,  sondern 
auch  in  politischer  Beziehung  Macht  und  Ansehen  verlieh,  derart 
dass  die  „Grundeigenthümer,  die  boni  viri,  im  Alleinbesitz  der 
wesentlichsten  Freiheitsrechte^^,  dass  „Stand,  Freiheit  und 
Abhängigkeit,  Ehre  und  Amt,  Waffen-  und  Heeresrecht,  Gerichts- 
stand und  Schöffenfähigkeit,  Theilnahme  an  Recht  und  Ver- 
waltung^') dadurch  bedingt  waren,  so  musste  nothwendig  das 
Bestreben  der  herrschenden  Grundeigenthümer,  gleichviel  ob  es 


>)  Heiuler  a.  a.  0.  U,  §  203  S.  664. 

*)  vgl«  Lewis,  das  Recht  des  Funüienfideikommisses  S.  21;  Walter, 
Deutsche  Rechtsgeschichte,  I.  §  9  S.  16. 

*)  vgl.  Gierke  a.  a.  0.  II,  S.  89.  Auf  die  einzelnen  Streitfiragen, 
z.  B.  ob  Grundbesitz  Voraussetzung  der  Wehrfthigkeit  war,  ist  hier  nicht 
nRher  einzugehen,  s.  Beseler,  die  Lehre  von  den  Erbverträgen  11,  S.  265 ; 
Roth,  Geschichte  des  Benefizialwesens  S.  402;  Waitz,  Deutsche  Yerfassungs- 
geschichte,  I,  S.  96;  Homeyer,  lieber  die  Heimath  nach  altdeutschem  Recht, 
insbesondere  das  Hantgemal  S.  61,  62. 
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der  Auftflufls  eigennätziger  oder  höherer  eocialpolitischer  Er- 
wSgungen  war,  darauf  gerichtet  sein,  sich  diese  Vortheile  auch 
rechtlich  durch  Erhaltung  des  sie  gewährenden  Faktors  zu 
schützen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  einmal  die  Verfugungs- 
fähigkeit  aber  den  Ghrmdbesitz  eingeschränkt:  aus  diesem 
Grunde  gab  es  im  alten  deutschen  Hecht  keine  Testamente,^) 
und  wurde  andrerseits  den  nächsten  Erben  ein  gewisses  Wider- 
spruchsrecht g^en  Veräusserungen  von  Liegenschaften  durch 
den  Erblasser  eingeräumt.^)  Aus  diesem  Grunde  wurde  der 
Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  vor  dem  weiblichen  in  dieser 
JESrbfolge  festgesetzt,  weil  die  Frau,  selber  eine  pars  domus  und 
als  solche  vertretungsbedürftig,  nicht  fähig  erschien,  den  Ghrund- 
bentz  gehörig  zu  vertreten  und  die  mit  demselben  verbundenen 
Bechte  auszuüben.^)  „Die  Hufe  ist  dem  auf  die  Ehe  gegründeten 
Hause  unter  dem  Muntherm  der  Familie  zugetheilt^,  und  weil 
die  Herrschaft  über  dieselbe  nur  ein  Mann  ausüben  kann,  darf 
sie  sich  auch  nur  auf  Männer  vererben:  das  Niemals  geltende 
Mutterrecht  findet  mit  dem  Sesshaftwerden  der  Völker  sein  Ende, 
und  es  tritt  die  agnatische  Verwandtschaft  in  die  Geschichte  ein.  ^) 
Gleichzeitig  wirkte  noch  ein  anderes  Moment  mit:  die  innige 
Verbindung  der  Mitglieder  in  der  altgermanischen  Familie.  Der 
Zeitabsclmitt,  in  den  diese  Untersuchungen  zurückgehen,  zeigt 
uns  die  Deutschen  als  ein  ackerbautreibendes  Volk,  das  zum 
Tfaeil  schon  zu   festen  Wohnsitzen   gelangt  ist.^)     Mit  diesem 


0  TacitoB  G-erm.  cap.  20;  vgl.  v.  Inama-Stemegg,  Deutsche  Wirth- 
•ehaftagewduGhte  S.  101;  Lassalle,  System  der  erworb.  Hechte,  II,  S.  580  flg. 

*)  TgL  Zimmerle ,  Das  Deutsche  Stammgutssystem  nach  seinem 
Ursprünge  und  seinem  Verlaufe,  S.  91  flg.,  Fipper,  Das  ßeispruchsrecht 
naeh  altsichsischen  Recht  inGierkes  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und 
Aechtsgeftchichte  fleft  3;  Fappenheim,  Launegild  und  Gburethinx  ebenda, 
Heft  14,  S.  59;  Sandhaas,  germ.  Abh.  S.  165  flg. 

")  vgl.  Inama-Stemegg,  a.  a.  0.,  Waitz,  a.  a.  0.  S.  202 ;  v.  Amira, 
a.  a.  0.  S.  218;  Zimmerle,  a.  a.  0.  S.  24;  Waitz  d.  IL  der  sal.  F.  S.  124; 
Walter,  System  des  D.  PR.  §  397  S.  453;  Heusler  Instit.  I,  §  25  S.  115; 
n,  §  166  S.  482,  §  174  S.  525. 

*)  Heusler  a.  a.  0.  U,  §  174  S.  524;  Dargun,  Mutterreoht,  an  ver- 
aohiedenen  Stellen,  bes.  S.  60. 

0  Tacitus  Germ.  oap.  16. 
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Zeitpunkt  beginnt  nun  auch  die  Einigung  der  durch  gemeinsames 
Hausen  und.  die  Bande  des  Blutes  einander  nahestehenden 
Personen  zu  einem  eng  geschlossenen  Verbände,  zur  Familie. 
Denn  obzwar  schon  die  ersten  Ansiedinngen  wohl  geschlechter- 
weise erfolgten  und  die  durch  verwandtschaftliche  Beziehungen 
verbundenen  Personen  gewiss  schon  vor  der  ersten  festen  Nieder- 
lassung in  einer  gewissen  Gemeinschaft  handelten,^)  so  gewann 
doch  erst  mit  dem  Sesshaftwerden  die  Blutsverwandteohaft  einen 
grösseren  Einfluss.')  Die  vordem  nur  locker  geschlungenen 
Bande  des  Blutes  verstärkten  sich  und  knüpften  sich  fester  durch 
gemeinsames  Wohnen  und  Arbeiten  auf  derselben  Scholle.  Die 
Hausgenossen,  geeint  und  zusammengehalten  durch  die  Ober- 
herrschaft des  Hausherren  und  Familienhauptes,  schlössen  sich 
unter  diesem  enger  aneinander  und  empfingen  und  übten 
Gerechtsame  nur  kraft  ihrer  Angehörigkeit  zu  diesem  Verbände. 
Wie  nun  der  Grundbesitz  die  fSnigung  der  Familie  zu  einer 
festen  Gemeinschaft  forderte,  so  wirkte  diese  wieder  auf  ihn 
zurück.  Besonders  bei  einer  bestimmten  Art  des  Grundeigen- 
thums  lassen  sich  diese  Wechselwirkungen  noch  mit  ziemlicher 
Sicherheit  erkennen.  Es  ist  dies  der  ererbte  Grundbesitz,  die 
sors,  das  Ackerstück,  welches  bei  der  Landvertheilung  der  freie 
Volksgenosse  durch  das  Loos  erworben  hatte.  Dieses  Stück 
Land  wurde  als  der  eigentliche  Sitz  und  die  Heimstätte  der 
Familie  angesehen,  als  von  den  Vätern  überkommenes  Gut,  alode, 
terra  aviatica,  bezeichnet,^)  und  war  in  der  That  die  Quelle 
des  ganzen  Haus-  und  Familienvermögens  und  -Wohlstandes. 
Es  galt  aber  zugleich  auch  gewissermassen  als  Volkseigen thum, 
welches  dem  einzelnen  Hausvater  nur  anvertraut  und  zur  Be- 
nützung und  Bewirthschaftung  übergeben  war:  ein  eigentliches 
Sondereigenthum    daran    war   noch   nicht    anerkannt^)     Daher 

')  Caesar,  bell,  gall,  VI,  cap.  22;  Tacitns,  Germ.  cap.  7,  21;  v.  Inama- 
Stemegg,  a.  a.  0.  S.  92;  Zimmerle  a.  a.  0.  S,  20  flg. 

>)  Vgl.  fieosler  a.  a.  0.  H,  §  174  S.  524  flg. 

*)  V.  Amira,  a.  a.  0.  S.  13;  Sohroeder,  a.  a.  0.  S.  146  und  Anm.  1; 
Lassalle,  a.  a.  0.  S.  582  flg. 

«)  Y.  Inama-Sternegg  S.  98,  Heusler  S.  526  flg.,  Lasaalle  S.  582. 
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zielten  die  ersten  Volkasatzungen  vor  allem  darauf,  dieses  Gut 
der  Familie  zu  erhalten  und  zu  verhindern,  dass  durch  Ver- 
erbung auf  ein  Weib  die  Möglichkeit  gegeben  würde,  dasselbe 
in  den  Besitz  einer  anderen  Familie,  als  der  es  ursprängUch 
zugetheilt  worden,  gelangen  zu  lassen.  Wenn  es  nun  nicht 
unwahrscheinlich  ist,  dass  der  strengere  Ghrundsatz,  wonach  die 
weiblichen  Nachkommen  eine  Zurücksetzung  bei  der  Erbfolge  in 
den  Grundbesitz  überhaupt,  ohne  Unterschied  zwischen  ererbten 
und  gewonnenen)  Lande,  erfuhren,  ursprünglich  der  allgemein 
geltende  war,^)  so  zeigt  die  Yergleichung  der  einzelnen  Volks- 
rechte, worauf  schon  oben  hingewiesen  worden,  gerade  hier  eine 
gewisse  romanisirende  Tendenz,  beide  Geschlechter  möglichst 
unter  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  gleichzustellen.  Denn 
das  älteste  thüringische,  sächsische  und  alamannische,  sowie 
auch  das  salische  Yolksrecht  in  seiner  ältesten  Fassung  unter- 
scheiden diese  Arten  des  Grundbesitzes  bei  der  Erbfolge  nicht, 
während  die  Gesetze  der  Völker,  welche  früher  mit  römischen 
Rechtsanschauungen  bekannt  wurden,  die  Erbunfähigkeit  der 
Weiber  nur  bezüglich  der  terra  Salica,  hereditas  aviatica,  terra 
sortis  titulo  acquisita,  aussprechen.*) 


*)  Heusler  S.  674.  Im  altdänischen  Eeoht  scheinen  ursprfinglioh  die 
Frauen  sogar  gänzlich  erbunfahig  gewesen  zu  sein ;  vgl.  Kolderup-Rosenvinge, 
Grandriss  der  dänischen  Rechisgeschiohte,  übersetzt  von  fiomeyer  §  22 
S.  30;  Gengier  S.  1322  Anm.  17,  v.  Amira,  S.  90. 

')  die  S.  3  und  4  angeführten  Quellen;  1.  Alam.  tit.  67;  Sandhaas 
germ.  Abh.  8.  200  Anm.  69;  v.  Amira  S.  216  flg.  Dass  übrigens  eine 
besondere  Behandlung  des  ererbten  Grundeigenthums  nicht  bloss  im 
Erbrecht,  sondern  auch  in  anderen  Beziehungen  stattfand,  ist  für  das 
frankische  Hecht  wohl  ausser  Zweifel.  Ob  freilich  derartige  Beschränkungen 
der  Verftigungsfreiheit ,  wie  die  durch  das  sogenannte  Beispruchsreoht 
herbeigeführte,  bezw.  ob  Spuren  des  Stammgutsystems  auch  in  den  übrigen 
Yolksrechten  zu  finden  sind,  ist  eine  immer  nodi  offene  Frage  (vgl.  Sand- 
haas S.  166  flg.).  Die  von  Sandhaas  S.  191  aufgestellte  Unterscheidung 
nach  sittlicher  und  rechtlicher  Anerkennung  der  Ansprüche  der  nächsten 
Erben,  trifft  wohl  nicht  das  richtige.  In  den  einfachen  Zuständen  der 
damaligen  Zeit  war  man  sich  eines  solchen  Unterschiedes  noch  nicht 
bewusst:  was  Sitte  war,  war  Recht,  und  umgekehrt  Die  Volksreohte  ent- 
halten daher  auch  in  der  Hauptsache  nicht  sowohl  „ausgeklügelte  Rechts- 
normen*' (wie  Stobbe  V,  §  289  S.  86  treffend  sagt)  als  vielmehr  einfache 
Rechtsbräuche. 
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So  ist  auch  dieser  eigenthümliche  Rechtssatz  des  altdeutschen 
Eifbrechts  entsprossen  einer  jener  „tiefeingreifenden  Ideen,  welche 
ihren  Gehalt  bald  aus  der  Stärke  der  blutsverwandtschaftlichen 
Einheit,  wie  sie  sich  in  der  Gemeinschaft  des  Grundbesitzes 
versinnlicht,  bald  aus  dem  inneren  Zusammenhange  der  Schutz- 
pflicht wehrloser  Familienglieder  mit  der  Herrschaft  über  das 
stammväterliche  £rbe  nehmen.^  ^)  Die  Erhaltung  des  Grund- 
besitzes ist  der  bedeutendste  Bestandtheil  der  Idee,  die  San dh  aas 
dem  deutschen  Recht  überhaupt  zu  Grunde  legt,  nämlich  dass  es 
„Aufgabe  des  Sachenrechts  sei,  nicht  blos  einem  Theil  der 
Staatsangehörigen,  etwa  den  gegenwärtigen  Besitzern,  sondern 
allen  Gliedern  des  Rechtsvereins,  insbesondere  auch  den 
kommenden  Geschlechtern  die  sachlichen  Bedingungen  eines 
vemunftgemässen  Daseins  zu  gewähren.^*) 


>)  Gerber,  System  d.  d.  PrivatrechU  §  248,  Anm.  2,  S.  687,  68a 
«)  a.  a.  0.  S.  204. 
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n.  Prinzip  der  Gfleichberechtigang  nnd 
Cremeinderschaften. 


Wenn  wir  an  dem  Ergebniss  des  vorigen  Abschnitts  fest- 
halten, dass  die  Rechtssätze  über  die  Bevorzugung  des  Manns- 
stammes entsprungen  sind  aus  der  Erkenntniss  der  wirthschaft- 
lichen  und  sozialen  Bedeutung  des  Grundeigenthums  für  die 
Staats-  und  Familiengemeinschaft,  so  erscheint  es  auffallend, 
dass  in  den  älteren  Rechtsdenkmälem  eine  weitere  Folgerung,  zu 
welcher  jene  Kenntniss  hindrängen  musste,  keinen  Ausdruck 
gefunden  hat.  Es  wäre  zweifellos  folgerichtig  gewesen,  wenn 
anders  der  Grundbesitz  länger  als  ein  Menschenalter  in  seiner 
ursprünglichen  Gestalt  und  Grösse  zum  Besten  der  Familie 
erhalten  werden  sollte,  allgemein  die  üntheilbarkeit  desselben 
und  die  fSnzelerbfolge  (Individualsuccession)  gesetzlich  an- 
zuordnen.^) Statt  dessen  sehen  wir  aus  den  Quellen,  dass  die 
gleiche  Erbberechtigung  aller  SShne  des  Erblassers  anerkannt 
und  die  Theilung  des  Grundbesitzes  erlaubt  war.  Die  wichtigsten 
Stellen  seien  hier  angeführt. 

1.  lex  Sal.  tit.  5  §  6:  de  terra  vero  nuUa  in  muliere 
hereditas  non  pertinebit,  sed  ad  virilem  sezum,  qui  fratres 
fuerint,  tota  terra  pertineat,  hoc  est  filii  in  ipsa  hereditate 


*)  vgl.  Pfeiffer,  Meierrecht  S.  227;  praktisohe  Aiufuhniiigen  IV, 
S.  126,  128;  Walter,  System  §  399,  S.  456;  v.  Maurer,  Geschiohte  der 
Frohnhöfe  IV,  §  751,  S.  347,  Homeyer,  über  die  Heimath,  S.  66.  Heute 
freilich  giebt  es  noch  einen  anderen  Weg,  Gleichheit  der  Erbberechtigang 
und  Vererbung  des  Ghnindbesitzes  auf  Einen  zu  vereinigen ,  indem  nämlich 
der  Werth  des  Ghrundstücks  getheilt  und  die  übrigen  Erben  von  dem,  der 
es  in  natura  erhält,  abgefunden  werden.  Dieser  Weg  war  dem  einfachen 
Eecht  jener  Zeit  fremd. 
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succedunt.  Sed  ubi  inter  nepotes  aut  pronepotes,  post 
longutn  teinpu8,  de  alode  terrae  contentio  sascitatury  non 
per  stirpeB,  sed  per  capita  dividantur.^) 

2.  lex  Alam.  tit  91:  Si  quis  fratres  post  mortem  patris 
eorum  aliquanti  fuerint,  dividant  portionem  patris  eorum. 

-  Dum  hoc  non  faerit  factum,  nuUus  rem  suam  diseipare 
faciaty  usque  dum  aequaliter  partiant. 

3.  lex  Baiuvar.  tit.  I,  cap.  1:  Ut  si  quis  liber  persona 
voluerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione 
animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione  sua,  poatquam 
cum  filiis  suis  partivit. 

tit.  XV,  cap.  9:  Ut  fratres  hereditatem  patris  aequaliter 
dividant,  quam  vis  multas  mulieres  habuisset  et  totas 
liberas  fuissent  de  genealogia  sua  aut  quas  non  aequaliter 
divitesy  unusquisque  hereditatem  matris  suae  possideat, 
res  autem  patronas  aequaliter  dividant. 

4.  lex  Burgund.  tit  I,  cap.  1:  Quia  nihil  de  praestita 
patribus  donandi  licentia  vel  munificentia  dominantium 
legibus  fuerat  constitutum,  praesenti  constitutione  omnium 
uno  voto  et  voluntate  decrevimus,  ut  patri,  eUam  ante- 
quam  dividat,  de  communi  facultate  et  de  labore  suo 
cuilibet  donare  liceat,  absque  terra  sortis  titulo  acquisita, 
de  qua  prioris  legis  ordo  servabitur. 

cap.  2:  aut  si  cum  filiis  diviserit,  et  portionem  suam 
tulerit,  et  postea  de  alia  uxore  filios  habuerit  aut  unum 
aut  plures,  illi  filii,  qui  de  secunda  uxore  sunt,  in  illam, 
quam  pater  accepit,  portionem  succedant:  et  illi,  qui 
cum  patre  dividentes  portiones  suas  fuerant  consecuti,  ab 
eis  penitus  nihil  requirant 

5.  capit  Karol.  M.  a.  813,  tit.  40:  si  quis  Francus  homo 
habuerit  filios  duos,  hereditatem  suam  de  silva  et  de 
terra  eis  dimittat,  et  de  mancipiis  et  de  pecolio. 


>)  vgl.  hierzu  Sdtulze  a.  a.  0.   S.  197;   Waitjs,  Das  Recht  der   sal. 
Franken,  S.  105|  117;  Deatsche  Verfassungsgesohichte  I,  S.  41. 
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Auf  diese  Qnellenzeugnisse  gestützt,  hat  denn  auch  die 
deutsche  Bechtswissenschaft  stets  und  fast  einstimmig  an  der 
Ansicht  festgehalten,  dass  die  Einzelerbfolge  in  den  Grundbesitz, 
wie  wir  sie  später  im  Thronfolge-,  Lehen-,  Hof-  und  Dienstrecht 
finden,  nicht  im  ältesten  germanischen  Recht  anerkannt,  von 
demselben  vielmehr  ausdrücklich  abgelehnt,  und  lediglich  ein 
künstliches  firzeugniss  mittelalterlicher  Anschauungen  sei.  Es 
wird  mit  Entschiedenheit  behauptet,  dass  es  Zweck  der  alt- 
germamsohen  Bechtssatzungen  gewesen  sei,  das  Stammgut  der 
Familie  zu  erhalten,  und  dass  aus  diesem  Grunde  der  Vorzug 
des  männlichen  Geschlechts  in  der  Erbfolge  überall  feststehe, 
mit  gleicher  Bestimmtheit  aber  auch  andrerseits  in  Abrede 
gestellt,  dass  im  ältesten  Becht  die  üntheilbarkeit  dieses  Stamm- 
gutes  und  eine  damit  in  ursächlichem  Zusammenhange  stehende 
Individualsuocession  anerkannt  worden  sei.  Ein  Hauptvertreter 
dieser  Ansicht,  Beseler,  spricht  an  verschiedenen  Stellen  seiner 
Schriften  bündig  aus,  dass  gleich  nahe  Erben  die  Erbschaft 
tlmlen,  und  dass  eine  Bevorzugung  des  Alters  sich  erst  in  dem 
späteren  Adels-  und  Bauemrechte  findet,  ^)  dass  die  üntheilbarkeit 
der  Bauergüter  keine  altgermanische  £iinrichtung  sei,  da  sich 
ein  selbständiger  Aechtssatz  hierfür  nicht  nachweisen  lasse,*) 
endlich  dass  das  Anerbenrecht  (die  Individualsuocession  im 
töuerlichen  Recht),  wenn  auch  nicht  nothwendig,  so  doch  ganz 
besonders  in  der  üntheilbarkeit  seinen  Grund  habe.*)  Gegen- 
über solch  gewichtigen  Stimmen  verhallen  wenig  andere,  die 
sich  für  die  entgegengesetzte  Ansicht  aussprechen,  freilich  ohne 
dieselbe  ausreichend  zu  begründen.^)  Zu  weit  gehend  ist  aber 
andrerseits   die  Behauptung,  welche  Homeyer'^)  und  mit   ihm 


<)  System  de«  D.  P.-R.,  g  133.  8.  560;  Erbverträge  II,  Abthlg.  2  8.  7. 

*)  System,  §  186,  S.  763;  Eibverträge  II,  2  8.  7. 

*)  System,  §  187,  8.  767;  Erbvertrftge  U,  2  8.  199;  vgl.  noch  Schubse, 
Recht  der  Entgebart,  g  81,  S.  198;  Zöpfl,  Deutsche  Kechtsgeschichte  III, 
S.  220,  Pfftff  und  Hoftnann,  Zur  Geschichte  der  Fideikommisse  8.  5  u.  a.  mehr. 

*)  Hagemann,  Landwirthschaftsrecht,  §  76,  8.  118;  Meyer,  Kolonats- 
recht  I,  8.  119,  Anm.  7. 

»}  Saohsensp.  II,  2,  §  44,  8.  466. 
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Schulze^)  aufatellt,  Haas  der  gleiche  Anspruch  gleich  naher 
Erben  tief  in  deutscher  Sitte  begründet  sei.  Jedenfalls  ist  sie 
in  solcher  AUgjsnuBinheit  nicht  richtig.  Derselben  widerspricht 
schon  der  eigenthümlicbe  Charakter  des  germanischen  Erbrechts 
überhaupt  und  die  Anerkennung  von  Sondererbberechtigungen 
in  gewisse  Theile  der  Erbschaft,  wie  Heergeräth  und  Gerade, 
deren  Spuren  »ch  bis  in  die  ältesten  Zeiten  zurückverfolgen 
lassen.  Bemerkenswerth  ist  auch  die  vielbesprochene  Sfcdle  in 
Tacitus  Germania  cap.  32.  Die  verschiedensten  Erklärungen 
sind  für  den  Satz:  inter  familiam  et  penates  et  jura  suocessionum 
equi  traduntur:  ezcipit  filius,  non  ut  cetera,  maximus  natu, 
sed  pix>ut  ferox  hello  et  melior  versucht  worden.  Der  Auslegung 
von  Schulze,  nach  welcher  sich  das  ut  cetera  nicht  auf  das 
gesammte  Vermögen,  sondern  nur  auf  die  übrigen  Theile  des 
Mobiliarnachlasses,  die  mit  dem  Streitross  in  Verbindung  stehen, 
mit  einem  Wort  auf  das  nachmalige  Heergeräthe,  beziehen 
sollen,  *)  verouig  ich  mich  nicht  anzuschlieesen.  Das  ut  cetera  wäre 
eine  ganz  ungenügende  Ausdrucksweise  hierfür,  welche  man 
Tacitus,  der  zwar  kurz,  aber' immer  auch  treffend  und  genau 
schildert,  nicht  wohl  zumuthen  kann.  Auch  würde  nach  dieser 
Erklärung  nicht  ersichtlich  sein,  warum  die  Tenkterer  z.  B.  das 
Schlachtschwert,  welches  doch  auch  zum  Heergeräthe  geh&rt, 
nicht  gleichfalls  dem  Exiegstüehtigsten,  sondern  dem  A^esten 
überlassen  hätten.  Es  lassen  sich  noch  manche  lindere  Er- 
klärungen denken.  Die  Worte  ut  cetera  können  auch  adverbial 
gefasst  sein,  im  Sinne  von  „wie  sonst";  es  ist  möglich,  daas 
Tacitus  damit  hat  sagen  woll^i:  wie  man  sonst,  nach  den 
Gebräuchen  der  übrigen  Germanen  hätte  erwarten  können,  und 
dass  er  somit  speziell  auf  eine  Sitte  der  Tenkterer  hat  aufmerk- 
merksam  machen  wollen«*)  Dies  wird  noch  unterstützt  durch 
die  Erwägung,  dass  Tacitus  ausdrücklich  in  diesem  Abschnitt 
die  Eigenthümlichkeiten  einzelner  Stämme  schildern  will,  nachdem 


«)  R.  d.  E.,  §  31,  S.  204. 
«)  a.  a.  0.,  §  31,  S.  203. 
*)  V.  Amira  a.  s.  O.,  S.  219. 
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er  die  Grundzüge  der  germanischen  Volkssitten  Überhaupt  dar- 
gelegt hat. ^)  Indessen  scheint  ea  mir,  —  wenn  auch  Schulze 
diese  Auffassung  eine  oberflilchliche  nennt^  —  doch  am  natiir- 
licbsleii  und  ungezwungensten,  wenn  man  unter  cetera  daa 
gesammte  übrige  Vermögen  versteht  und  darnach  annimmt,  dam 
wenigstens  bei  den  Tenkterem  eine  Vererbung  nach  den  Gtund- 
Sätzen  der  Individualsuccession  stattgefunden  habe.  Freilich  ist 
damit  ftkr  die  vorliegende  Frage  nicht  viel  gewonnen,  immerhin 
ist  die  Stelle  doch  nicht  so  bedeutungslos,  wie  Heusler  meint') 
Sodann  wird  von  Homeyer  selbst  für  das  Hantgemal,  den 
freien  Herrenhof,  eine  abweichende  Erbfolge,  bedingt  durch  die 
Untheilbarkeit  dieses  Ghites,  in  Anspruch  genommen.*)  Hier 
seien  zwei  Zeugnisse  eingereiht: 

1)  Art.  29  dos  Jülichschen  Landrechts,  §  1:  Item  wanneir 
eyner  van  der  Bitterschafflen  imme  iurstendomp  Guylich 
afilyvich  wyrdt  und  kynder  achter  liest,  so  nympt  der 
alste  son  den  Ansedel  vur  uyss,  .  .  .  und  alsdan 
fortan  deyllen  sy  alle  firffschaften  und  gueter  gelich 
als  broeder  und  suster.^) 
2)  eine  Erbtheilungsanordnung  Hennanns  von  Altendorf 
aus  dem  Jahre  1291:  paci  et  conconlie  liberorum 
meorum  cupiens  providere,  .  .  .  ne  inter  Wenemarum 
filium  meum  primogenitum,  militem  ceterosque 
liberos  meos  de  secunda  uxore  progenitos  post  mortem 
meam  aliqua  super  bonis  meis  diffidentia  seu  litis 
materia  valeat  suscitari  .  .  .  sed  curtis  de  Alden- 
dorpe  sola,  quem  mihi  pro  usufructu  reservavi,  ad 
eundem  Wenemarum  post  obittun  meum  libera  et 
absoluta  plane  devolvatur.  ^) 


0  Germ.,  eap.  37. 

•)  InBtit.  n,  §  181,  S.  569  Anm.  1. 
*)  Über  dio  Heimath  pp.  S.  4ö,  48,  52,  56. 

^)  Laoomblet,  Archiv  für  die  Qeschichte  des  Nieilerrheiiu ,  I.  Abthlg. 
I.  Band,  S.  1B8. 

•)  KindliDger,  Hörigkeit,  8.  328  No.  4S. 
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Immerhin  ist  zusugeben ,  dass  sich  ein  allgemeiner 
Rechtssatz,  der  den  Vorzug  eines  Erben  vor  den  übrigen 
schlechtweg  aufstellt,  aus  dem  älteren  Recht  nicht  nacKweisai 
lässt.  Neuerdings  hat  nun  Heusler  die  Bedeutung  der  soge- 
nannten Gemeinderschaften  der  gleichberechtigten  Familien- 
mitglieder in  das  rechte  Licht  gestellt.  ^)  Damit  ist  auch  der 
Weg  angedeutet,  auf  welchem  das  ähere  Recht  und  die  Volks- 
sitte  2U  einer  Versöhnung  der  sich  widersprechenden  Principe, 
der  Erhaltung  des  Grundbesitzes  und  der  G-leichberechtigung 
der  ml&nnlichen  Familiengenossen  gelangt  ist.  Es  ist  nämlich 
Heusler  vortrefflich  gelungen  darzulegen,  dass  regelmässig 
mit  dem  Tode  des  Vaters  die  Familienmitglieder,  insbesondere 
die  Söhne  das  Zusammenleben  im  ungetheilten  Haushalte  mit 
einander  so  lange  als  thunlich  fortsetzten.*)  Den  obenerwähnten 
Satz  der  lex  Salica:  de  terra  nulla  in  muliere  hereditas  sed 
ad  virilem  sezum,  qui  fratressunt,  pertineat,  übersetzt  er 
daher:  ^Die  Hufe  gehört  den  in  G-emeinderschaft  ver- 
brüderten Söhnen.^*)  Die  gleiche  Sitte  setzt  auch  der 
edictus  Rothari  voraus:  si  fratres  post  mortem  patris  in  casa 
commune  remanserint  .  .  .^  Zahlreiche  Belege  lassen  sich 
noch    aus    den    verschiedensten    Quellen    hierfür    beibringen.^) 


«)  Ixwtit.  I.  §  61,  S.  240,  241;  U,  g  181,  S.  569;  X,  §  51,  S.  229. 

«)  Inatit.  I,  g  51,  S.  229. 

»)  iMt  n,  §  174,  S.  525. 

*)  edictns  Rothari  167  (Perts  H.  G.  IV}. 

')  Den  von  Heusler  beigebrachten  sdien  noch  hinzugefügt:  lex  Lint- 
prandi  (Pertz  1.  IV)  tit.  69;  si  inter  fratres  per  40  annoi  possessio  fiierit 
de  rebus  seu  de  oasis  vel  de  terris,  quae  indivisae  sunt,  aliae  vero  res, 
quae  divisae  fuerint  inter  fratres  et  nepotes,  wozu  die  Glosse  expositio  §  6 
bemerkt:  si  quis  heredum  vel  aliorum  terram  communiter  habentium 
eam  dividere  voluerit,  juxta  Codicis  ejusdem  libri  capitulum,  quod  est: 
in  oommunione  vel  sooietate  nemo  compellitur  invitus  detineri;  Beyer, 
Eltester  und  Goerz,  Urkundenbuch  zur  Geschichte  der  mittelrheinischen 
Territorien,  Bd.  I  No.  ILO,  341,  640  (quod  Henricus  de  Tris  dictus  cum 
filiis  suis  Gunrado  scilicet  et  Godefndo  alterque  Conradus  qui  dicitur  filins 
Anselmi,  cum  ceteris  ejusdem  villae  coheredibus  allodiumsuum, 
quod  juxta  vinulum  dictum  Luzze  commune  habuerunt,  ad  laoensium 
hospitale  contulerunt) ;  Wartmann,  Urkundenbuch  der  Abtei  Sankt  Gallen, 


Digitized  by  V^OOQIC 


17 

AndroraeitB  hat  es  den  Anschein ,  als  ob  Theilungen  der  Erb- 
schaft nicht  allzu  häufig  gewesen  seien.  In  den  Formel- 
sammlnngen  findet  sich  nur  ein  Muster  für  eine  solche  Theilung, 
ein  pactum  divisionis  inter  fratres.^)  Hierbei  darf  man  aber 
nicht  ausser  Acht  hissen,  dass  diese  Formelsammlungen  neben 
deutschen  Rechtsideeen  auch  in  hervorragendem  Masse  römische 
Grundsätze  enthalten.  Waren  doch  ihre  Verfasser  nach  römischem 
Recht  lebende  Geistliche  und  ihr  Hauptzweck  Schenkungen  an 
die  Kirche  zu  erleichtern  I  Wiederholt  wird  auf  die  lex  Bomana 
hingewiesen,*)  und  die  Bestimmung  des  deutschen  Rechts  über 
die  Zurücksetzung  der  Weiber  eine  diutuma,  sed  impia  consue- 
tudo  genannt«*)  Auch  in  den  Urkundensammlungen  finden  sich, 
soweit  sie  dem  Verfasser  bekannt  geworden  sind,  nicht  eben 
viele  Urkunden,  die  auf  eine  vorhergegangene  Theilung  schliessen 
lassen.^) 

Es  erscheint  auch  so  natürlich,  dass  in  der  ältesten  Zeit 
wenigstens  die  Familienmitglieder,  so  lange  es  irgend  anging, 
zusammen  hausten  und  gemeinsam  wirthschafteten.  Die  heimath- 
liche  Scholle  gewährte  ihnen  ungetheilt  und  gemeinsam   bebaut 


Bd.  I  No.  3,  49,  195,  436 ;  Zeass,  traditiones  possessionesque  Wisedburgenses 
No.  24,  38,  ab,  66,  77,  78.  86,  126,  127,  151,  199,  205,  224,  280,  231,  285,  252; 
Keichelbeok,  Historiae  Frisingenses ,  Bd.  I,  Theil  2,  No.  19:  ego  Tegiri 
nomine  in  looo  qoae  dicitur  Holzhusir  ad  eoclesiam  beati  Arohangeli 
Kihaslis  rem  propriam,  quam  fundavi,  tradedi  filiis  meifipraesentibus 
atque  per  oonsensum  fratrum  meorum  etc.,  Codex  principis  olim 
Lanreshamensit  Abbatiae  diplomaticus  Bd.  I,  No.  168,  185,  186,  191,  202, 
170  (donatio  Frumoldi ;  signum  Grimoldi  germani  ejus  testis  oonsentientifi 
atqae  tradentis);  Laoomblet,  Urkandenbooh  für  die  Geschichte  de«  Nieder- 
rheins,  Bd.  I  No.  17  (nobis  coheredibus  et  compartioipibus  in  uno  patrimonio) 
N0..I6  (no8  coheredes  et  compartioipes  et  oonsangninei),  No.  45,  50, 104,  248; 
vgl.  Doch  Arnold,  Ansiedlungen  and  Wanderungen  deutscher  Stämme  I,  S.  281. 

>)  form.  Bignon.  (Walter  tom.  3)  No.  18. 

*)  form.  Marc.  (Walter  tom.  H)  II  No.  10 ;  form.  Andeg.  No.  45;  form. 
Sirmond.  22. 

•)  form.  Marc.  II,  No.  12;  vgl.  app.  Maro.  No.  49,  47. 

^)  vgl.  Hensler,  Inst.  I,  §  52,  S.  241.  Die  drei  ersten  Urkunden,  auf 
welche  sich  v.  Inama-Stemegg  beruft  (Deutsche  Wirthschaftsgeschichte 
S.  105),  No.  9,  10,  13  in  Zeuss'  trad.  Wizenb.,  rühren  übrigens  von  einem 
Brüderpaare  her.    Es  liegt  somit  nur  eine  Theilung  vor. 

fnmmhold^  Binzelerbfolf^.  2 
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weit  leichter  die  Bedingungen  ihres  Daseins.  Etwaige  ünzn- 
träglichkeiten  werden  gütlich,  häufig  auch  mit  Gewalt  unterdrückt 
worden  sein.  Der  unterliegende  oder  der  sich  der  Ghemeinsehaft 
nicht  mehr  Fügende  konnte  bei  dem  damals  noch  herrschenden 
Beichthum  an  Land  sich  ohne  grosse  Schwierigkeiten  eine  neue 
Heimstatte  gründen  oder  in  den  Gefolgschaften  der  Edlen  und 
Fürsten  eine  Stelle  finden.^) 


1)  vgl.  Arnold  a.  a.  O.  S.  269,  277  flg.,  v.  Amira  S.  212. 
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m.  Entwicklnng  der  EioEelerbfolge. 


Wenn  nun  auch  auf  der  einen  Seite  regelmässig  eine  Ge- 
meinschaft  der  Erben  thatsächlich  fortbestand  und  eine  Auflösung 
der  Familie  verbunden  mit  einer  Theilung  des  Familiengutes 
nicht  häufig  stattfand,  so  musste  doch  andrerseits  das  Familien- 
haupt in  mehr  als  einer  Beziehung  ersetzt,  seine  Herrschafts- 
gewalt von  einem  Anderen  ausgeübt  werden.  Gleichviel  nun, 
wer  dieser  eine  aus  der  Sippschaft  gewesen  sein  mag,  ob  der 
älteste  Sohn,  wie  dies  im  altfriesischen  Recht  fesCgesetzt  war,^) 
oder  der  nächste  Schwertmag  als  Muntherr,*)  immer  übernahm 
Einer  die  Vertretung  der  Familie  nach  Aussen,  während  nach 
Innen  die  Gemeinderschaft  gewahrt  und  der  Grundbesitz  unge- 
theilt  blieb.  Je  mehr  Verpflichtungen  und  Herrschaftsbefugnisse 
dieser  Vertreter  im  Laufe  der  Zeit  für  die  Familie  übernahm, 
desto  mehr  Hechte  masste  er  sich  auch  gegenüber  den  einzelnen 
Miterben  an.  Mit  der  Umwandlung  des  grössten  Theiles  des 
freien  Grundbesitzes  in  abhängigen  häuften  sich  aber  die  Ver- 
tretungspflichten und  -beftignisse  in  hohem  Grade,  und  zu  gleicher 
Zeit  wird  aus  dem  einfachen  Vertretungsrecht  ein  vom  Gesetze 
anerkanntes  bevorzugtes  Besitz-  und  Erbrecht.  Daher  finden 
wir  die  ersten  untrüglichen  Spuren  dieses  Sondererbrechts  in  den 
Satzungen  des  Lehen-  und  Hofrechts.  Wir  verzeichnen  und 
verfolgen  dieselben  zunächst  im  Lehenrecht. 


>)  V.  Amira  S.  201. 

>)  Heosler  II,  §  165,  S.  486. 

2* 
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A.  Lehenrecht. 
Gegenstand  dieser  Untersuchungen  ist  nicht  eine  Darstellung 
der  Geschichte  des  Lehnwesens.  Die  Entwicklung  desselben 
wird  als  bekannt  vorausgesetzt  und  hier  nur  darauf  hingewiesen, 
dass  grade  in  der  eigenthümlichen  Natur  des  Lehenverhältnisses 
die  innige  Verbindung  persönlicher  und  dinglicher  Herrschaft 
und  ünterthänigkeit  recht  deutlich  zu  Tage  tritt,  und  dass 
ursprünglich  das  persönliche  Band  für  das  dingliche  Vei-hältniss 
von  massgebendem  Einfluss  war. ')  Die  wesentlichen  Beziehungen 
zwischen  Lehnsmann  und  Lehnsherrn  bestanden  in  gewissen 
ritterlichen  Treudiensten  auf  der  einen,  und  in  einer  Schutz- 
herrschaft auf  der  anderen  Seite.  Für  die  Gestaltung  des 
Lehenerbrechts  folgt  aus  der  Verbindung  dieser  persönUchen 
Beziehungen  mit  der  vermögensrechtlichen  Stellung  des  Lehns- 
mannes als  Besitzer  des  Lehngutes,  dass  nur  solche  Personen 
zur  Erbfolge  in  ein  Lehngut  für  fähig  erachtet  werden  konnten, 
welche  die  zur  Leistung  jener  Dienste  erforderlichen  Eugen- 
Schäften  besassen;  daher  denn  auch  ursprünglich  Frauen  und 
Geistliche,  sowie  mit  körperlichen  Fehlem  Behaftete  von  der 
Lehnsfolge  ausgeschlossen  waren. ')  Es  folgt  aber  weiter  daraus 
die  üntheilbarkeit  des  Lehngutes  und  im  Zusammenhange 
damit  die  Anerkennung  einer  bevorrechtigten  Erbfolge  eines 
Erben.  Denn  die  Beschaffenheit  der  persönlichen  Dienstleistungen 
verträgt  eine  Theilung  unter  mehrere  nicht,  und  andrerseits  kann 
nur  das  ganze,  ungetheilte  Gut  den  Lehnsmann  zur  Leistung 
der  Dienste  fähig  erhalten.*)  Im  Grunde  sind  es  also  die 
bereits  erwähnten  Staats-  und  volkswirthschaftlichen  Gesichts- 
punkte, welche  die  Anregung  zur  Bildung  dieser  Sondererbfolge 
gegeben  haben;  nur  haben  hier  äussere  Verhältnisse,  egoistische 
Sonderinteressen  der  betheiligten  Kreise,  ihr  zu  schnellerer  An- 
erkennung verhelfen.  Interessant  ist  die  allmähliche 
Entwicklung. 

0  Heusler  n,  §  108,  S.  161. 

»)  HeuBler  II,   §   190,  S.  618,  Stobbe  V,   §  316,   S.  326;   Homeyer, 
Lehenrecht  II,  2  §  43,  S.  448  flg. 
>)  Heusler  II,  §  190,  S.  615. 
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Zunächst  ist  das  Vorrecht  eines  Sohnes  nur  ein  rein  th»t- 
sächliches.  Hinterlässt  der  Lehnsherr  mehrere  Söhne,  so  braucht 
der  Lehnsmann  nur  von  fSnem  unter  ihnen  das  Lehen  eotgegen- 
zonehm«!.  Dieser  ESne  wird  durch  Wahl,  eventuell^  wenn  eine 
ISnigung  nicht  erfolgt,  von  dem  Oberherrn  bestimmt.^)  Dieser 
rein  thatsächliche  Vorgang  erscheint  sodann  in  anderen  Quellen 
als  Sechtsgrundsatz.  Nach  schwäbischem  Lehnrechte  soll  der 
Oberherr  den  Lehnsmann  an  den  ältesten  Sohn  weisen. 

Schwab.  Lehenr.  54:  der  oberre  sol  si  also  wisen,  und  sint 
die  bruder  alle  zir  tagen  nut  komen,  so  sal  er  si  wisen 
an  den  ehesten«*) 
Nach   dem    G^rlitzer   Landrechte   35,   §  1  übt  der  älteste 
Sohn  gradezu  die  Lehnsherrschaft  aus: 

of  zwene  man  odir  manigir,  die  brudir  sint  odir  mage, 
erbe  habint  an  eime  eigine  zo  lihene,  unde  sie  seibin 
undir  sizzin,  swelichir  nach  dem  andim  undir  in  der 
aldiste  si,  daz  er  daz  len  lihe;  of  die  der  daz  len  liet 
nach  sime  tode  einen  sftn  hat,  der  sfln  sol  daz  selbe  len 
mit  rechte  lien,  wan  daz  len  von  sinis  vatir  were  an  in 
geerbet  is.  ^) 
Hierzu  bemerkt  aueh  die  Glossa  latina:  ex  consuetudine 
senior  frater  nomine  suo  et  aliorum  investitoram  facit.^) 

Wie  auf  Seiten  des  Lehnsherren ,  so  wurde  auch  bei  Vor- 
handensein mehrerer  Erben  des  Lehnsmannes  der  Vorzug  Eines 
mehr  nnd  mehr  rechtlich  anerkannt.  Es  tritt  die  Gesammt- 
belehnung  mehrerer  Söhne  gleichzeitig  auf  mit  der  Belohnung 
eines  einzelnen.  Indessen  schon  in  der  Art  und  Weise  der  Be- 
leihung, conjuncta  manu,  coUectis  manibus,  erscheinen  die 
Mehreren  als  eine  Person.    Die  Gesammtbelehnten  müssen  auch 


>)  Homeysr,   Sachsensp.  U.  Theil,  Band  II,  §  41,  S.  443;  Sohulze, 
B.  d.  K,  §  31,  S.  203. 

s)  Homeyer  nnd  Schulze  a.  a.  0. 
»)  Homeyer,  S.  190. 
«)  Homeyer,  S.  443 
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bionea  bestimmter  Frist  einen  von  ihnen  bezeichnen,   der  dem 

Herrn  die  Dienste  leiste.^) 

Der  Herr    braucht   aber   nur   einem   Sohne  das  erledigte 

Lehen  zu  geben ,   und  wiederum  wird  dieser  binnen  bestimmter 

Frist  von  den  Brddern  gewählt,  eventuell  von  dem  Herrn  selbst 

erkoren.    So  der  auctor  vetus  de  beneficiis,  I,  78,  79: 

si  filius,  qui  ad  annos  suos  pervenerit,  benefida 
secundum  jus  petit,  habens  fratres  infra  annos  pueriles, 
dominus  sibi  concedat,  si  prius  fidejussorem  habeat,  ne 
fratres  sui  jure  beneficiali  eum  pro  hoc  beneficio  impetant, 
cum  ad  annos  eorum  perveniant.  dominus  eget  habere 
fidejussorem,  quod  puer  infra  puerilem  aetatem  se  non 
negligat,  et  dominus  non  respondeat,  nisi  uni  filio 
pro  patris  beneficio. 
Ebenso  das  Gtörlitzer  Lehnrecht  cap.  19  i.  f.: 

der   herre  bedarf  burgin    zo   habine,    wände    daz   kint 
binnin  sinin  kintlichin  jarin  sich  nicht  vorsumin  ne  mag, 
unde  der  herre  antwerdit  nicht  dan  eime  sftne  umme 
des  vatir  len.*) 
Das  Wahlrecht  des  Herrn  wird  erwähnt  in  einer  Urkunde 

vom  Jahre  1152: 

hoc   autem  semper  indivisum   manebit  et  in   plures 
non  dividatur  heredes,   sed  si    pro  eodem  inter  se 
litigaverint,  illi  integre  dabimus,  cui  potius  cupimus.  *) 
In  der  Regel  wurde  der  Aelteste  gewählt,  dessen  Vorrang 

sich  dann  auch   im  Recht   ausdrücklich    anerkannt   findet     So 


>)  Homeyer,  S.  457,  Bochholz,  Aargauer  Weisthümsr  S.  24,  Anm.  1, 
vergL  aach  das  Waldemar-Erich'sohe  Recht  §  1  und  2  bei  Ewers,  des 
Herzogthums  Ehsten  Ritter-  nnd  Landreohte  S.  47:  sterwet  een  man,  de 
BÖnes  hefft,  een  edder  mehr,  de  eene,  de  tho  sinen  jähren  kamen  is,  sali 
anerfahren  binnen  jähr  und  dagh,  dat  is  sös  wecken  and  ejn  jähr,  dat  syne 
tho  empfangende.  Sin  der  broder  twee  edder  dree  edder  mehr  in  nnge- 
deleden  gade,  de  hebben  ere  saamende  band  daran  und  emet  van  einen 
up  den  andern,  dewyle  se  ungedelet  sint. 

^  Homeyer,  S.  102,  445. 

")  Homeyer,  a  a.  ü-,  S.  466. 
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wird  eine  solche  zunächst  rein  thatsächliche  Belehnung  des 

ältesten  Sohnes  vorausgesetzt  im  livländischen  Bitterreoht,  c.  14: 

alleine  de  here  dem  eldesten  söne  gadt  vorlenet^  doch 

hebben  de  anderen  all  like  gadt  recht  dartho,  dewile 

se  un^edelet  syn, 

und  bei  Bupreoht  yon  Freisingen  ü,  §  11: 

enphaecht  der  eltist  das  lehen,    das  sei  den  anderen 
chinden  nicht  schaden,  sie  haben  alliu  diu  recht 
an  dem  leben,  die  der  elter  prüder  hab.^) 
Schon   mehr   rechtlich    anerkannt   wird   dieser   Vorzug   im 
sehwäbisohen  Lehnrechte  c.  49  i.  f.: 

ob  der  kinde  iht  me  ist,  danne  eines,  daz  sie  den  herren 
nut  an  mnten.  daz  er  das  lehengut  deheinem  kinde  me 
lihe  wan  dem  ehesten  .  .  .  nnd  stirbet  daz,  so  lihe  ez 
ie  dem  ehesten  darnach. 
Endlich  als  Bechtssatz  ausgesprochen  ist  er  im  kleinen 
Kaiserrecht  III,  29: 

dy   gemeinen   lehin,    daz   se    dy    eldesten    han    czu 
emphande« ') 
Hierher  gehört  auch  der  Schiedsspruch  über  die  Gerechtig- 
keit der  Herren  upd  der  Vögte  zu  Esleben,  §  4: 

So  sollen  auch  die  obg.  vogtherren  allewege  der   elter 
die  vogtie  zu  leben  emphohen  von  den  obg.  herren  und 
den  andern  tragen,   als  oft  des   noit  geschieht,   nnd  da 
von  tun   als  lehensrecht  ist  ftn  geverde.*) 
Es  erscheint  somit  stets    ein  Sohn   als  bevorzugter  Lehns- 
träger.     Wenn    nun    auch    seine    Eigenschaft   als    bevorzugter 
Lehnserbe  sich  in  diesen  Stellen  noch  nicht  ausdrücklich  an- 
erkannt findet,  so  folgt  doch  aus  der  Untheilbarkeit  des  Lehens, 
dass    ein  Einzelerbrecht   in  das  Lehngut  dadurch   bereits   that- 
sächlich    anerkannt  war.    Dem   steht   nicht  entgegen,    dass  bei 
der   Erbtheilung    der   älteste   Sohn   sich    das  Lehen   anrechnen 


0  Homeyer  S.  465,  Soholze  S.  201 

>)  flomeyer  S.  482. 

«)  Grimm,  Weisthümer,  Bd.  VI,  S.  90. 
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lassen  musste. ')  Die  abweichende  Anschauungsweise  von  Lehen- 
recht und  Landrecht  wird  ausdrücklich  betont: 

Sachsenep.  I,  art  14,  §  1:    al  sl  ez  Itorecht,   daz  der 

herre  nicht  en  l!he  mör  einem  sune  slnes  yater  16n,   ez 

en  ist  doch  nicht  lantrecht,  daz  erz  allrine  bebalde,  her 

en  erstatez  stnen  brüdern  nAch  deme  daz  es  in  geburet 

an  der  teile. 

Für  gewisse   Arten    von   Lehen    finden    wir    überdies  ein 

vorzugsweises    Erbrecht   ausdrücklich   festgesetzt.     So    ffir    das 

Fürstenlehen : 

holL  Sachs.  66:  kaiserliche  Lehen  erbt  der  vater  auf  den 
ältesten.^) 
Femer  zeigt  sich  das  Recht  des  Aeltesten  als  wahres  Erb- 
recht  oft  bei  Burg-  und  Vogteilehen. 

1.  ein  Ahrer  Burgfrieden,  erneuert  von  den  Ghrafen  Gerhard 
von  Ahr-Nurburg  und  Lothar  von  Hochstaden  aus  dem 
Jahre  1202  enthält  hierüber  folgendes: 

Mortuo  siquidem  sine  prole  Theoderico  comite  de  Are 
juniore  filio  Lotharii,  cui  castrum  Are  ex  integro 
attinebaty  idem  castrum  Are  ad  duos  dominos  jure 
hereditario  pervenit,  videlicet  ad  comitem  Olricum  de 
Nurburg  et  ad  comitem  Theodericum  de  Hostade.  Bl 
quidem  in  divisione  hereditatis  sue  durantes  ita 
statuerunt  et  juramento  confirmauerunty  quod  castrum 
Are  et  omne  predium  Castro  attinens  in  turribus,  in 
domibus,  in  castellanisy  in  ministeriaübus  uel  in  quo- 
cunque  Castro  attinente  eisdem  suocessoribus  suis 
perpetuo  indivisim  permanebit.  Preterea  domos 
suas  in  quibus  habitant  et  hortos  et  stabula  eorum 
quoque  duo  filii  seniores  et  successores  eorum  in 
Castro    Are    patribus    succedent    ...  filii    quoque 


>)  Schulze,  S.  205,  Stobbe  Y,  §  31ö,  S.  323. 
>)  Homeyer,  S.  488,  Schnlse,  S.  206. 
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CMtellaDorum  seniores  in  feodo,  quod  dicitur 
Burglehn  parentibna  succedent  •  .  •^) 

2.  ein  Lehnbrief  König  Wilhelme  von  Oranien  vom  Jahre 
1248  9  worin  er  die  Burg  Nymwegen  dem  Ghrafen  Otto 
von  G-eldem  zu  Lehen  giebt  und  dabei  auch  der  ältesten 
Tochter  ein  eventuelles  Vorzugsrecht  einräumt: 

addimus  et  quod  si  dictus  comes  viam  univereae  camis 
sine  filio  ingreditur,  filiae  suae  seniori  castrum 
cum  Omnibus  suis  attinentiis  m  forma  praenotata 
remanet  obtinendum.  *) 

3.  eine  auch  von  Schulze  angeführte  Urkunde: 

Si  senior  filiorum  suorumy  quem  post  obitum  suum 
reliquerit,  qui  id  ipsum  Burcleyn  jure  possidebit, 
decederet  sine  filiis,  tunc  cederet  Johanni  filio 
seniorL') 

4.  eine  charta  des  Grafen  Heinrich  von  Helfenstein: 

Si  vero  contingerety   quod  possidens  dictum   castrum 

sine    berede    decedat,    bonis    suis    aliis    a   predictis 

indivisis  inter  flratres  suos,  si  quos  habuerit  ex  parte 

patrisy  antiquior  dictorum  fratrum  succedat  in  dicto 

Castro.') 

6.  eine  Urkunde  des   Bischofs   Megenerus  von  Trier  vom 

Jahre  1129,   betreffend  das  Kloster  Schiffenberg,   worin 

die  Schutzherrschaft  des  Aelteeten  erwähnt  wird: 

praeterea   constituit   prefata   Comitissa  Olementia,   ut 
quicunque  heredem  suorum  major  natu  esset ,  super 
bona  predicti  loci  advocatiam  haberet 
Dies  wird  bestätigt  durch  dementia  selbst  1141: 

noverit  universitas  fidelium  .  • .,  quod  ego  dementia 
Comitissa  de  Olyzberg,  cum  meis  nepotibus  Ottone 


<)  W.  Oünther,  codex  diplomaticns  Rheno-Mosellaniu  (Goblenz  1822  flg.) 
Bd.  II,  No.  2,  S.  70  flg. 

>)  J.  Gh.  Lfinig,  oodez  Qennaniae  diplomatious  (Frankfurt  und  Leipzig 
1783)  Bd.  n,  S.  175t,  No.  13. 

•)  Wenok,  Hess.  Landeageschichte  I,  No.  129,  S.  88;  Sohnlie,  8.  206. 

*)  flontheim,  hitt.  diplom.  Trevir.  U,  8.  37;  Sohnlze,  S.  206. 
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quam  WilhelmoyCongensuetdonacione  ipsorum, 
in  allodio  meo  Schyfenberg  eeclesiam  oonstrui;  .  .  • 
preterea  ego  dementia  prefata  constituo»  ut  predicti 
fratres  nullnm  advocatum  habeant,  niai  unum 
majorem  natu  de  mea  progenie.^) 

6.  eine    Aufzeichnung    des    Abts    Berengar    vom    IQoster 
Eormbach  aus  dem  Jahre  1094: 

tradidit  namque  in  primis  domina  Himiltrud  venerabilis 
matrona  ad  eandem  ecclesiam  cum  manu  advocati  sui 
in  usus  ibidem  Deo  servientium  hec  sue  proprietatis 
loca  .  .  .  accepit  quidem  ea  ipsa  mater  familias 
Thimonem  Gomitem  in  advoeatum  sibi,  etiam  dicte 
eoclesie,  et  his  omnibus,  qui  Tel  que  ad  hanc  pertinent : 
ea  ratione  et  complacitatione :  ut  is  post  illum  ejusdem 
advocationis  curam  et  regimen  susciperet,  qui  in 
filiis  ejus  primus  esset  etate:  et  sie  eimili  modo 
de  filiis  in  filios  sue  posteritatis  hnjns  tutel'e  procuratio 
transiret.*) 

7.  einer    Schutaherrschaft  des   Aekesten   wird    ferner   Er- 
wähnung gethan  von  J.  D.  Schoepfiin: 

Caput  dynastiae  atque  totius  Comitatus  est  Castrum 
Phirreti  .  .  .  primam  et  egregiam  de  Castro  nostro 
mentionem  reperimus  in  Charta  fundationis  Monasterii 
Veldpacensis  ann.  1144,  ubi  Fridericus  Gomes  de 
Mrretho  statnit,  ut  ille,  qui  ex  posteritate  sua 
profectioris  aetatis  in  Castro  Firretho  sederit, 
Advocatus  ejus  Monasterii  esset.') 

8.  von  demselben: 

Henricus  hie,  Egishemii  oastri  possessor,  a  patruo  suo 
Leone  IX.  advocatus  abbatiae  S.  Orucis  in  Woffen- 
heim  ea  lege  constitutus  est,  ut  „postquam  .  .  .  diem 


')  Val.  F.  de  (^ndenot ,  codex  diplomaticus  (Gottingae  1748)  Bd.  m, 
No.  16  und  18,  S.  1045. 

«)  Monumenta  Boioa,  ßd.  IV,  No.  1,  S.  11. 

>)  Alsatia  illttstrata  Germanioa,  GaUica,  Bd.  II,  S.  82,  §  47. 
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clauBerit  extremum,   ipsi   qni  major  eat  natu  inter 

poeseseoree    castri     sapradicü,    si    plures    extiterint, 

adyocatia  debeatur^;   data  fuit  baec  buUa  an.   1169, 

sed  brevi  post  obüt  Henrieos.  ^)- 

9.  endlicb   sei  noob   angeführt   §   89  des  Märzengericbte- 

bnehleine    vom     Markt    Offingen     in     Schwaben    vom 

Jahre  1381: 

die   vogtei    daselbsten    ist    aoeh   aigen   unser  lieben 
frauen  und  des  bistumbs  (Augsburg),  und  die  herschaft 
von  Oettingen  hat  sie  su  leben  von  einem  bisdiof  su 
Augspurg.    und  wann  ein  fall  geschieht,  es  were  ein 
bischof  oder  ein  herr  von  Oettingen,   der   die  lehen 
empfangen  hat,    und    die  vogtei   also  abgftt,   so  soll 
solche    allweg    der    ältere    herr    von    Oettbgen 
empfahen  von  einem  bischof  von  Augspurg  •  .  •  *) 
Diese  Quellenerzeugnisse   mögen  zur  Erläuterung   und  Be- 
kiilftigung  der  aber  den  Ursprung  der  fiSnzelerbfolge  im  Lehen- 
recht aufgestellten  Vermuthungen  genügen. 

B.  Dienst-  und  Hofreeht. 

Dem  Lehenrecht  analog  gebildet  ist  das  Dienst-  und  Hof- 
recht Auch  hier  finden  wir  gewisse  Merkmale  einer  Abhängig- 
keit und  Herrschaft,  die  im  Dienstrecht  mehr  persönlicher,  im 
Hofrecht  mehr  dinglicher  Natur  sind.  Beide  stehen  in  natür- 
lichem Zusammenhang,  da  ursprünglich  wohl  ebenso  regelmässig 
der  Dienstmann  einen  Hof  besass,  wie  der  Hofmann  Dienste 
schuldete,  so  dass  die  Grenze  beider  Bechtsgebiete  in  der  ältesten 
Zeit  kaum  erkennbar  ist  Wir  können  daher  beide  Gebiete 
hier  gemeinsam  betrachten  und  unbedenklich  Kegeln  und  Grund- 
sätze aus  dem  einem  in  das  andere  herübernehmen. ') 

Die  verschiedenen  Arten  der  bäuerlichen  Leihe  sind  hier 
nicht  näher  zu  erörtern:  sie  beruhen  alle  auf  dem  gleichen 
Grundgedanken  der  leihweisen  Uebertragung  eines  Gutes  gegen 

0  I.  0.  S.  iS'A,  §  43. 

*)  Grinmi,  Weitihümer,  Bd.  VI,  S.  209. 

>)  Hensler  I,  §  5  S.  27  Anm.  2, 
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gewisse  Dienste  und  Abgaben  an  das  Herrengut.  Im  wesent- 
lichen ist  auch  der  Entwicklungsgang  der  Einzelerbfolge  im 
Hofrecht  dersdbe  wie  im  Lehenrecht.  Auch  hier  schritt  man» 
als  ein  Theil  des  Grundbesitzes  in  Abhängigkeit  gerieth, 
zuvörderst  zur  Feststellung,  wer  die  auf  dem  dienenden  Gute 
ruhenden  Verpflichtungen,  Zinsen  und  Dienste  zu  leisten  habe. 
Die  Erwägung,  dass  eine  Theilung  des  dienenden  Gutes  eine 
Minderung  der  Leistungsfähigkeit  desselben  bewirken  musste, 
drängte  auch  hier  zur  Anerkennung  der  Eünzelerbfolge.  Der 
allgemeine  wirthschafitliche  Gedanke  der  Erhaltung  des  Grund- 
besitzes erscheint  hier  im  Dienste  der  eigennützigen  Interessen 
der  einzelnen  Gkitsherren. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Quellen,  so  ist  wohl  das  älteste 
Zeugniss  für  die  gesonderte  Behandlung  des  Hofgutes  bezüglich 
der  Erbfolge  die  Satzung  des  Bischofs  Burchard  von  Worms 
vom  Jahre  1024.     Es  wird  darin  verordnet: 

'    c.   X:   si   ex   fitmilia   vir  aliquis  et  uxor    ejus  obierint 
et   filium  cum   filia   reUquerint,   filius   haereditatem 
servilis  terrae  accipiat,  filia  autem  vestimenta  matris 
et     operatam     pecuniam     accipiat,     reliqua,     quae 
remanserinty    in    omnibus    aequaliter    inter    se 
partiantur.^) 
Später  fliessen  die  Quellen  reichlicher.    Zunächst  seien  hier 
einige  Stellen   angeführt,  aus  denen   erhellt,   dass  die   Leistung 
der  Dienste,  Zinsen  und   Abgaben  in  der  Regel   dem    ältesten 
Sohne    auferlegt   wurde,    dessen    Stelluog   zu    den    übrigen   Ge- 
schwistern dadurch  oiFenbar  eine  gewichtigere,  ansehnlichere  wurde. 
1.  Das    kölnische    Dienstrecht   aus    dem    12.    Jahrhundert 
bestimmt    in  §  12:    Item    quicunque   Ministerialis    beat 
Petri    filios    habuerit,    mortuo     patre     senior    filius 
obsequium    Patris    recipiet    et   jus     serviendi    in    curia 
Archiepiscopi  in  suo  officio,  ad  quod  natus  est,  obtinebit  *) 

')  Walter  oorp.  jur.  öerm.  HI,  S.  776. 

>)  Walter  corp.  j.  Germ,  in,  S.  802;  anch  abgedruckt  bei  Sohalze 
R.  d.  £.  S.  209;  Kindlinger  Mänsterisohe  Beiträge  Bd.  2  No.  18;  y.  Fürth, 
Die  Hinisterialen  8.  617. 
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2.  eine  Urkunde  vom  Jahre  1114,  in  welcher  Freie  sich  in 
den  Dienst  des  Grafen  von  Arnsberg  begeben,  enthftit 
die  Bestinunung:  censum  vero  ex  cognatione  major 
in  penthecoste  supra  sanetnm  altare  persolvat^) 

3.  ferner  eine  solche  aus  der  Zeit  von  1131^1141: 

sed  ea  mortua  rursus  in  ipsa familia  maximusannis 
atque  aetate  et  predictum  censum  et  in  decreto 
tempore  .  .  .  persolvat*) 

4.  Das  Recht  der  Wachsziiisigen  des  h.  Pittroklas  von 
Soest  zwischen   1142  und   llöO  verordnet: 

sunt  quippe  in  eadem  familia  plurime  cognationes,  in 
quibus  singulis,  qui  senior  fderit,  duoe  uummos,  vel 
duos  ejusdem  precii  Cere  fiindos  annatim  ad  altare 
patroni  nostri  dare  debebit.  Cum  vero  senior  iUe 
obierit,  primus  etate  et  consanguinitate  ad 
persolvendum  censum  locum  ejus  obtineUt') 

5.  in  einer  Urkunde  des  Erzbischofs  Adelbert  von  Mainz 
von  1127  Über  die  Aschaffenburger  Censualen  heisst  es: 

qui  inter  eos  (liberos)  majores  masculini  sexus 
fuerinty  eadem  duo  predicta  officia  jure  hereditario 
obtineant;  et  sie  per  singulas  generationes  in  perpetuum 
sibi  in  eandem  conditionem  succedant.^) 

6.  ebenso  bestimmt  das  Recht  der  Altarhörigen  der  Stifts- 
kirche zu  Triglar  (1101): 

ut  post  obitum  mulieris,  qui  in  posteris  major  natu 

inveniatur,    eundem   censum    intercipiat    et   tempore 

Bupradicto  persolvat.*) 

Gleichzeitig  mit  den  Pflichten   wird   auch  wenigstens  that- 

sächlich    das    Hofgut,    an    dessen    Besitz    die    Leistungen   und 

Al^aben    geknüpft  waren,  auf  den    ältesten   Sohn    oder   Nach- 


0  Kindlinger  a.  a.  0.  Urkunde  No.  16. 

*)  Kindlinger  a.  a.  0.  Ko.  34. 

•)  Kindlinger  a.  a.  O.  No.  26;  Sommer  Bd.  III,  Beilage  36  S.  188. 

«)  Onden  cod.  diplom.  I,  No.  149  S.  394. 

•)  Kindlinger  No.  6  S.  229. 
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kommen  übergegangen  sein.  Als  Beohtsgruadsatz  wird  dies 
jedoch  erst  später  anerkannt  Noch  im  10.  Jahrhundert  können 
die  homines  famuli  von  St.  Peter  zu  Fillich  jcufolge  den 
Bestimmungen  des  Erzbischofs  Theoderioh  von  Trier  ihre  Erb- 
güter fauste  successoribus  suis  quandoque  relinquere,  und  es 
wird  ihnen  zugebilligt,  dass  sie  liberam  habeant  potestatem  de 
predictis  inter  se  donandi,  vendendi,  conunntandi.  ^)  Auch  findet 
sich  hier  wie  im  Lehenrecht  vereinzelt  die  Anschauung,  dass 
das  älteste  Eind  für  sich  und  gleichsam  als  Vertreter  der 
übrigen  Geschwister  das  Hofgut  empfangt.  So  bestimmt  das 
B«cht  des  Gotteshauses  zu  Luzem  §  1: 

vnd  mit  dem  val  vnd  mit  erschatze  hat  das  ehest  kind 
das  erb  empfangen  ze  der  kinder  aller  bänden  .  • .') 
und  ebenso  das  Hof  recht  zu  Emmen  §  10: 

Swenne  ouch  ein  mensch  erstirbet,  der  vil  kinde   hinder 
ime  lat,  so  sol  ein  brobst   bi   dem   eisten    kind    die 
anderen   kinden  ir   erbe   sende,    vnd  haut   damit    du 
kinde  allv  ir  erbe  enphangen.') 
Andrerseits  findet  sich  sehr  häufig  vom  Beginn  des  12.  Jahr- 
hunderts an  die   Einzelerbfolge   in    den   Hofrechten   festgesetzt. 
Die  wichtigsten  Zeugnisse  sind  folgende: 

1.  Der  Erzbischof  Bruno  von  Trier  übergiebt  1115  ein  Gut 
dem  Ministerialen  Rudolf  und  seiner  Frau  unter  der 
Bedingung  der  Einzelvererbung: 

ministrante  .  .  Budolfo  prius  meo,  modo  autem  sancti 
.  Petri  ministro,  et  ejus  uxore,  si  superstes  fuerit,  cui 
in  hereditatem  firmam  prefatum  bonnm  concedi,  rogavi, 
hanc  inteniectens  conditionem,  ut  unum  tantum  ex 
filiis  nel  filiabus  suis,  si  filii  desunt,  in  hoc 
bono  heredem  constituant,  qui  simili  modo  unum 
tantum    ex   filiis    uel    filiabus    suis    heredem 


>)  Günther  ood.  dipl.  £heno-Mo8.  I,  No.  22  S.  77. 
*)  Grimm,  Weisthümer  IV,  S.  809. 

>)  Grimm,  Weisthümer  IV,  S.  372;  ebenso  das  Hofi^oht  m  Malten 
S  21  daselbst  S.  378;  sn  Egringen  §  14,  S.  481, 
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relinquat,    ceteris   auonim    oognationetn   eoccedentibus 
eadem  lege  firmiter  designata.  ^) 
Unter  Beaobtaag  dieser  Vorschrift  wird  denn  auch  dasselbe 
Gut  im  Jahre  1150  weitergegeben, 

ut  unufl  tantum  de  heredibus  illorum  hanc  semper 
hereditatem  haberet*) 

2.  der  Erzbischof  Heinrich  von  Mainz  bestätigt  1150  die 
Yerleihung  eines  Gutes  zur  Emphjteuse  unter  der  Be- 
dingung der  Untheilbarkeit  und  Binzelerbfolge : 

Statutum  est  preterea  ex  consensu  utriusque  partis, 
ut  nac  vendere,  nee  invadiare,  nee  inter  liberos 
dividercy  ulla  ratione  queant:  Sed  quod  primum 
natu  ex  iis  processerit,  eodem  pactu,  eadein 
conyentione  possideat;  nisi  forte  aliquid  in  ea  edifica- 
verint  preter  id,  quod  constructum  et  edificatum 
invenerunt.  *) 

3.  eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  auch  in  einem 
Vertrage  zwischen  dem  Bischof  Konrad  und  4em  Herzog 
Ladwig  von  Baiem  vom  Jahre  1213: 

ad  haec  Episcopus  et  Dux  hoc  simaHter  inter  se 
statuerunty  ut  ministeriales  eorum  vicissim  nubant, 
et  pueri  aequaliter  dividantqr,  hoc  modo 
distinguentes:  quod  primus  puer,  masculus  vel 
fioemina,  patrem  sequatur  sine  divisione,  reliquis 
nihilominus  dividendis  .  .  .  item  si  offioiaiis  episcopi, 
veluti  mareschalcus,  dapifer,  oamerarius,  vel  alter 
quilibet  uxorem  de  ministerialibus  Duois  duxerit, 
Senior  filius^  qui  patrem  sequitur,  habeat  patris 
officium,  et  si  solus  sit,  nubat  in  potestatem  domini, 
cujus  erat  mater;  .  .  si  vero  solus  non  est,  sed  plures 
sunt  pueri,  ipse   nihilominus   habeat   patris    officium. 


>)  Ginther,  ood.  dipL  Bheno-Mos.  I,  No.  87  S.  188. 

«)  Gnnther  eod.  No.  151  S.  331. 

s)  Ouden  cod.  dipl.  I,  No.  73  S.  197. 
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cum  reliquis  pueris,  secundum  quod  supra  dictum 
est,  dividendis.  ^) 

4.  Die  Rechtsnachfolge  des  ältesten  Sohnes  wird  verzeichnet 
in  folgender  Urkunde: 

quidam  vir  sanctus  ejusque  uxor  reliquerunt  legitimos 
pueros  quinque,  videlicet  quatuor  filios  et  unam  filiam. 
Senior  frater  intromisit  se  de  cultura  unius 
mansi  sancti  post  mortem  parentum  et  ministravit 
ceieris  confratribus  et  sorori  necessaria  vite  ...*)* 

5.  über  ein  Brbpachtgut  lautet  eine  Urkunde  von  1297: 

quod  post  mortem  ipsorum  (conjugum)  in  perpetuum 
senior  heres  ipsorum  eadem  bona  possideat 
indivisa,  qui  etiam  heres  suis  coheredibus  aliis,  si 
quos  habuerity  recompensam  talem  facere  tenebitur»  ut 
eadem  bona  sine  eorum  praejudiciis  possideat 
indivisa.') 

6.  ebenso  eine  andere: 

•  quod  dictus  Lupfridus  mansionarius  debet  esse  ibidem 
et  dicta  bona  apud  unicum  heredem  suum 
remanere  debent  indivisa/) 

7.  femer  eine  Urkunde  von  1903: 

nee  ipsi  vel  sui  heredes  praescripta  bona  vendere 
poterunt,  nee  alienare,  nee  oommutare  .  et  quod 
praescripta  bona  omnia  in  solo  berede  remanent 
indivisa.*) 

8.  femer  eine  solche  von  1314: 

hec  bona  post  mortem  predicti  Wernheri  Serrich 
senior   filius  ejus   possidebit  et   illius  filii   senior 


>)  Hund,  Metropolis  Salisbnrgensis  tom.  I,  S.  158;  vgl.  aaoh  S<^alie 
R.  d.  E.  S.  206  und  909. 

*)  Kindlinger,  Hörigkeit,  S.  621. 

*)  Hone,  Zeitschrift  für  die  Geichiohte  des  Oberrheins,  V,  S.  67. 

«)  Mona,  a.  a.  O. 

")  Mone,  a.  a.  0. 
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filiuB  et  sie  in  infinitum,  ita  ut  semper  maneant 
indivisa  aput  unum.^) 
9.  dasselbe  besagt  eine  Urkunde  von  1324: 

iidem  agri  et  bona  apud  solam  semper  per- 
sonam  remaneant  indivisi.  *) 

10.  so  bestimmt  auch  das  Weisthum  von  Bingen  von  1425  §  5 : 

item  ob  sich  begebe  das  eyn  manwercker  oder  mehe 
abgingen  von  toidts  wegen  vnd  erben  Hessen,  iss  sy 
mans  oder  frauwen  persone,  so  sal  solich  manwerke 
gefallen  vff  den  ältesten  vnd  nehsten  erben 
vnuortheylt.*) 

11.  endlich  sei  noch  erwähnt  das  Dingrecht  zu  Wjler: 

ouch    ist    zft    wissen,    wer   es    erb    als    ein   ander 
erb»  so  erbten  ouch   der   meyger  und   ein   kind 
als  das  ander,  des   en  ist  es  nit.    es   ist    man- 
lehen  ye  des  el testen  suns,  des  recht  erb  ist  es, 
und  wer  das  an  demselben   abgieng,   so   were  es   dar- 
nach des  ehesten  erben. ^) 
Während    nun   im  Lehenrecht  die  Binzelerbfolge   nur   eine 
vorübergehende    Anerkennung    gefunden    hat    und    nicht    zur 
dauernden  Eechtsinstitution    geworden    ist,    hat   die   Individual- 
succession   im  Hofrecht    eine    weitere    Ausdehnung   und   festere 
Gestaltung  erfahren.     Ein  grosser  Theil  des  Grundbesitzes,  auch 
eine  Anzahl  freieigner  Güter  ist  später  ihren  Regeln  unterstellt 
worden.      fiald    aber   wird    auch    ihre   Entwicklung   und   Aus- 
gestaltung eine   lokale,    den    einzelnen    Gebieten    besonders    an- 
gepasste  und  von  bunter  Mannigfaltigkeit.    Die  Schilderung  der- 
selben überschreitet  die  diesem  Aufsatz  gesteckten  Grenzen   und 
bleibt  einer  späteren  Arbeit  vorbehalten. 


>)  Hone.  S.  60. 

«)  Mone,  8.  63. 

•)  Grinm,  Weisthümer  IV,  8.  bdO. 

*)  Grimm,  Weisthöm^r  I,  3.  3nd. 


FnmmkoUi  Sinselerbfolge. 
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Anhang. 

Es  mögen  hier  noch  einige  bemerkenswerthe  Urkunden  ihren 
Platz  finden,  welche  mit  der  erörterten  Frage  nicht  in  unmittel- 
barem Zusammenhang  stehen. 

I.  Die  Assise  des  Grafen  Geoffroi  von  der  Bretagne  vom 
Jahre  1187.») 

Cum  in  ßritannia  super  terris  inter  fratres  dividendis 
detrimentum  terrae  plurimum  soleat  evenire,  ego  Gan- 
fridus  Henrici  regis  filius,  dux  Britanniae,  comes 
Bichemondiae,  utilitati  terrae  providere  desiderans, 
petitioni  episcoporum  et  omnium  baronum  Britanniae 
satisfaciens,  communi  eorum  assensu,  assisiam  feci 
tempore  meo  et  successorum  meorum  permansuram, 
et  concessi. 

§  1.  Quod  in  baroniis  et  feodis  militum  ulterius  non, 
fierent  divisiones,  sed  major  natu  integro 
obtineret  dominatum  et  junioribus  majores 
providerent  et  invenirent  honorifice  necessaria 
juxta  posse  suum. 
§  2.  ea  vero,  quae  tum  juniores  possidebant  in  terris 
sive  denariis  quamdiu  viverent,  tenerent;  heredes 
terras  detinentium  in  perpetuum  illas  possiderent 
heredes  vero  denarios  et  non  terras  habentium 
minime  post  patres  haberent. 


0  s.  Warnkönig  und  Stein  I,  Urkundenbuch,  S.  27. 
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§  3.  Item  si  terra  majoris  devenerit  in  fialliam,  frater 
major  post  eum  Balliam  habebit;  quod  si  fratrem 
Don  habuerity  ille  de  amicis  Balliam  habeat,  cui 
deoedens  cum  aasensa  domini  sni  ad  eam  voluerit 
commendare. 
II.  Durch    folgende  Bestimmung   fuhrt   der   G-raf  Wilhelm 

von   Katzenellenbc^en   am    19.  Juni  1331  unter  seinen 

Söhnen  das  Majorat  ein:  ^) 

wir  wollen  auch  me,  das  keiner  dan  Ein  unse  Leyns- 
erbe  ein  Herre  si  der  fierrschaf,  die  wir  na  unsem 
Doide  laizin,  und  das  sal  angaindis  Wilhelm  unse 
Eiste  Sun  syn  ein  Here  de  Herschaft,  und  ob  der 
abegienge  von  Doidis  wegen,  das  Oot  nit  inwoUe,  so 
soll  iz  Dyther  unse  Sun  sin,  und  ob  der  abegienge, 
so  soll  iz  aber  der  Eiste  darna  sin.  Und  das  hant 
uns  auch  unse  Sweger  yorgenant  gelobt,  wanne  das 
Got  ubir  uns  gebudet,  das  si  kein  Lejnserben  uns 
Herschaft  sollen  machin  me  dan  Einen,  und  das  sal 
alliz  der  Eiste  sin. 
III.  Bezüglich  der   Untheilbarkeit   der   sogenannten  „Schaff- 

güter^    lässt   sich    ein  Weisthum   von   Mertert  v.    1589 

folgendermassen  aus:') 

1.  sagen  derhalben  erstlich,  ein  hofsgebrauch  sei,  dasz 
alle  erbungen  bej  inen  hinderfelligen  naturen  und 
den  negsten  blutsverwandten  zuerkend  werden, 
jedoch  dasz  nach  absterben  des'  ehenuns,  alsz  des 
rechten  gewesenen  erben  der  scha%ütter,  seinem  ehe- 
weib,  und  hingegen  nach  absterben  des  eheweibs  ihrem 
ehemann  die  leibzucht  vorbehalten  seie,  auch  sich 
wiederum  in  die  schaffgütter  einbestatten  möge. 


0  H.    B.    Wenck,     hessische    Landesgeschichte,    Urknndenbuch    von 
Kataenelnbojaren,  No.  193. 

*)  Hardt,  Luxemburger  Weisthümer,  S.  5*26. 
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2.  it.  die  gemelte  blotoverwandten  in  gleichen  grate,, 
mehr  als  einer,  das  alsdan,  weil  schaffgütter 
vor  UQtheilbar  gehalten  werden,  den  hern  die 
macht  zustehe  einen  ander  allen  indiegütter 
einzusetzen. 

3.  it  so  viel  die  miterben  anlangt,  dasz  dieselbige  mit 
sampt  dem  eingesetzten  oder  sonst  von  den  eltera 
einbestattnem  erben,  allen  möbel  (die  schulden  ab- 
gezogen) und  freyer bgütter  in  specie  zugleich 
theilen  mögen,  soviel  aber  das  seh  äff  gut  anlangt, 
dasz  solches  für  ein  gelt  geschetzt,  dergleichen 
auch  frön  und  herrendienst ,  und  so  viel  dan  das 
schaiFgut  besser,  dasz  indem  der  eingesetzter  erbe 
seine  consorten  mit  gelt  oder  geltswerth,  jeden  nach 
seinem  gebür  befriedigen  und  ablegen  sol. 

IV.  Bezüglich  der  von   einer  Kirche   abhängigen  Güter  be- 
stimmt: 

a)  Die  Oeffiiung  zu  Neukirch  v.  1330:  i) 

es  ist  euch  wyssend,  das  die  selbigen  güetter  nyemant 
haben  noch  erben  sol,  denn  gotzhus  lütt,  dieyn  den 
dinckhoff  hörend ;  were  ouch,  das  der  güetter  kains  yn 
yngnoss  band  keme,  der  ...  sol  es  ainem  herrea. 
voa  Costcutz  verkünden,  der  sol  schaffen,  das  die 
güetter  widerum  komen  in  der  band,  die  der  güettem 
genoss  sjennd. 

b)  Das  Weisthum  von  Kirburg  v.  1534 :  *) 

§  10.  item  so  wisent  si  dem  apte,  ob  jemand  were  und 
lehngut  hait,  dasselbigt  versetzte,  versplisse 
und  verkeufte,  wisent  si  im  ein  missethat^ 
doch  gnad  bei  rechte. 


1)  Grimm,  Weisthümer  I,  S   292. 
«)  ».  a.  C,  8.  642,  644. 
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12.  item  zu  dem  eilften  mal,  wo  ein  lehnmann  sitzet 
der  da  het  ein  leben  von  dem  gotzhaus,  und 
dasselbig  verspliss  oder  verdeilt  undersein 
kinder  sunder  wissen  und  willen  des  leenherren, 
was  der  verbrochen  hab,  sintdiemal  alle  jair 
clerlich  verboden  wirt,  was  darumb  recht  si? 


Digitized  by  V^OOQIC 


£.  Orahn'i  Buohdruokerel,  Warmbrunn. 


Digitized  by  V^OOQIC 


Verla<^  von  Wilhelm  Koebner  in  Breslau: 


1 

1 
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Untersucliuiiffen 


Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

In  zwanglosen  Heften 
herausgegebeu  von 

Professor  Dr.  Otto  Qierke  in  Berlin. 


Die  „Untersuchungen  znr  Deutschen  Staats-  und  Bechts- 
geschichte"  sind  dazu  bestimmt,  Avissenscliaftliclie  Forschungen  aus 
der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwickelung  im  weitesten  Sinne 
zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts 
und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zuwenden. 
Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche  Seite  der 
Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten  gleichfalls 
behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Sammlung  auf 
einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt:  wissenschaftliche 
Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwickelunjr 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme 
wird  der  Avissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tt\chti«-f* 
Erstlingsarbeiten  wei'den  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewälu^ter 
Forscher  sich  zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des 
Unternehmens  gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath 
Professor  Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre  Ge- 
eignetheit für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 
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Abkürzungen  in  den  Litteratnrzitaten. 


T.  Amira,  £ =    Erbenfolge   und   Verwandtschafts  -  Gliedemng 

nach  den  alt- niederdeutschen  Rechten  von  Dr. 
E.  y.  Amira.    München  1874. 

—  Bas ==    Rezension    der    Schrift   von    Schanz    in    den 

Qöttinger  gelehrten  Anzeigen  1884  S.  38—48. 

—  Recht  ....    =    „Recht''  in  Pauls  Grundriss  der  germanischen 

Philologie.    Bd.  11  S.  35  f.    Strassburg  1890. 

Bluntschli    =    Zur  Lehre  vom  deutschen  Erbrecht  von  ßlunt- 

schli,  krit.  Ueberschan  der  deutschen  Gesetz- 
gebung und  Rechtswissenschaft.    Bd.  I  1868. 

I^sp =    Der  Spiegel  deutscher  Leute,  einzige  Ausgabe 

von  Ficker.    Innsbruck  1859. 

Oaupp.... r=    Germanistische  Abhandlungen  von  E.  Th.  Gaupp. 

Mannheim  1853. 

Hensler    =    Institutionen    des  deutschen  Privatrechts  von 

A.  Heusler.    Bd.  n.    Leipzig  1886. 

Hom.  Par =    Die  Stellung  des   Sachsenspiegels  zur  Paren- 

telenordnnng  von  Homeyer.    Berlin  1860. 

Lewis»  IX,  XIV,  XVII  =  Besprechungen  der  Litteratur  über  die  ger- 
manische Verwandtschaftsberechnung  und  Er- 
benfolge von  Lewis  in  der  kritischen  Viertel- 
jahrsschrift für  Gesetzgebung  und  Rechts- 
wissenschaft Bd.  IX  S.  23  —  67,  Bd.  XIV 
S.  1-44,  Bd.  XVn  S.  400  ff. 

Mansi =    Collectio  Sacrorum  Conciliorum  nova  et  am- 

pUssima  ed.  Mansi.    1759—1798. 

Mejer =    lieber  die  sog.  Gregorische  Computation  von 

0.  M^er,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  von 
Reyscher  und  Wilda.    Bd.  VII  S.  173  f. 

Migne ==    Cursns   patrologiae    completus.    Series   latina 

accurante  J.  P.  Migne  Parisiis  1844—1878. 

Bive =    Zur  Frage  nach  dem  Prinzip   der  Successions- 

ordnung  im  germanischen  Rechte  von  Rive, 
1863  in  Bekkers  und  Muthers  Jahrbüchern  VI 
8.  197—228. 
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Schanz =    Das  Erbfolgeprinsip  des  SachseiiBpiegels  und 

des  Magdeburger  Hechts  von  Fr.  Schanx. 
Tübingen  1883. 

Schröder,  R.  G.    ...    =    Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  von 

R.  Schrnder.  Leipzig  1889. 

Schwsp =    Der  Schwabenspiegel,  Ausgabe  von  Frhr.  von 

Lassberg,  1840. 

Seelig =    Die  Erbfolgeordnung  des  Schwabenspiegels  von 

Geert  Seelig.    Kieler  Inaug.-Diss.  1890. 

Siegel,  Srbr =  Das  deutsche  Erbrecht  von  H.  Siegel.  Heidel- 
berg 1853. 

—  V.  B =    Die    germanische   Verwandtschaftsberechnung 

mit  besonderer  Benehung  auf  die  Erbenfolge 
▼on  H.  Siegel.  Giessen  1858. 

—  Bez =    Rezension  der  ersten  Schrift  Wasserschlebens 

in  der  Österreichischen  VierteUahrsschrift  ffir 

Rechts-  und  Staatswissenschaft  Bd.  VI  Litte- 

raturblatt  S.  21  f. 
— -       R.  G =    Deutsche  Rechtsgeschichte  von  H.  Siegel.    2. 

Aufl.    1889. 
Ssp =    Der    Sachsenspiegel,    Landrecht,    Bd.   I   der 

Homeyerschen  Ausgabe.    3.  Aufl.    Berlin  1861. 
Stobbe,  P.  fi =    Handbuch    des    deutschen    Privatrechts    von 

0.  Stobbe.    Bd.  V.  2.  Aufl.    Berlin  1885. 
-—        B =    Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Rechts 

▼on  0.  Stobbe.  Braunschweig  1865. 
T.  Sydow =    Darstellung  des  Erbrechts  nach  den  Gmiid- 

sätsen  des  Sachsenspiegels  mit  Rficksicht  auf 

die  verwandten  Quellen  von  t.  Sydow.  Berlin  1828. 
Wass.,  S.  0 =    Das    Prinzip    der    Successionsordnnng    nach 

deutschem,    insbesondere    sächsischem  Rechte 

von  H.  Wasserschieben.   Gotha  1860. 

—  Repl =    Die    germanische   Verwandtschaftsberechnung 

und  das  Prinzip  der  Erbenfolge  nach  deutschem, 
insbesondere  sächsischem  Rechte.  Eine  Replik 
Ton  H.  Wasserschieben.    Giessen  1864. 

—  Pr.  d.  E =    Das  Prinzip  der  Erbenfolge  nach  den  altem 

deutschen  und  verwandten  Rechten  tmi  H. 
Wasserschieben.    Leipzig  1870. 

—  Buss =    Die  Bussordnungen  der  abendländischen  Kirche 

▼on  H.  Wasserschieben.    HaUe  1851. 
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Einleitung. 


Die  vorliegende  Schrift  entstand  während  des  laufenden 
Semesters.  Veranlasst  wurde  sie  durch  die  Lekt&re  der  be- 
treffenden Sachsenspiegelstellen  zu  Anfang  dieses  Sommers  im 
Seminar  für  deutsches  Recht  in  Berlin  und  durch  den  gelegentlich 
derselben  von  dem  Direktor  Herrn  Prof.  Dr.  Otto  Gierke  gemachten 
Hinweis  auf  die  Wttnschbarkeit  einer  erneuten  Untersuchung 
fiber  das  vorliegende  Thema.  Seine  Ergebnisse  stellte  der  Ver- 
fasser in  einer  Arbeit  zusammen,  mit  welcher  er  sich  um  die 
ordentliche  Mitgliedschaft  in  dem  genannten  Seminare  bewarb. 
Die  unerwartet  gflnstige  Aufnahme,  welche  seine  Untersuchungen 
trotz  ihres  vielfachen  Abweichens  von  der  bisherigen,  auch  der 
parentelistischen  Litteratur  bei  seinem  hochverehrten  Lehrer 
fanden,  sowie  desselben  freundliche  Aufinunterung  veranlassen 
nun  den  Anfänger,  mit  seinem  Erstlingsversuche  an  die  Oeffent- 
lichkeit  zu  treten.  Vor  der  Drucklegung  wurde  die  Arbeit 
einer  Revision  unterzogen.  Ffir  drei  Punkte  lagen  dazu  schrift- 
liche Bemerkungen  von  Herrn  Prof.  Gierke  vor,  welche  derselbe 
dem  Verfasser  mitzuteilen  die  Gttte  hatte,  und  welche  an  dem 
betreffenden  Orte  als  solche  gekennzeichnet  sind.  Im  Uebrigen 
erfolgte  die  Revision  selbstständig.  Einzelne  Partieen  wurden 
nach  Form  und  Inhalt  praegnanter  und  schärfer  gefasst,  da  und 
dort  wurde  auch  dies  oder  jenes,  was  bei  der  ersten  Aus- 
arbeitung nur  angedeutet  werden  konnte,  quellenmässig  zu  be- 
gründen versucht,  soweit  es  die  knapp  bemessene  Zeit  gestattete. 
üeberhaupt  möge  der  Umstand,  dass  die  Arbeit  innerhalb 
weniger  Wochen  neben  zahlreichen  Vorlesungen,  welche  der 
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Verfasser  zn  hören  hatte,  entstanden  ist,  es  entschuldigen,  wenn 
hie  und  da  der  Darstellung  die  Gleichmässigkeit  und  Abrundung 
fehlt,  welche  zu  erzielen  nur  bei  konzentrierter,  ruhiger  Arbeit 
möglich  ist. 

Die  Bücksicht  auf  die  Zeit  war  es  auch,  welche  von  vorn- 
herein den  Verfasser  bewog,  die  Untersuchung  auf  den  Sachsen- 
spiegel zu  beschränken  und  von  einer  Hereinziehung  der  ver- 
wandten Bechtsquellen  abzusehen.  Es  braucht  jedoch  kaum 
noch  bemerkt  zu  werden,  dass  diese  Abgrenzung  bei  der  Beschaffen- 
heit der  Quelle  auch  materiell  gerechtfertigt  ist.  In  der  Tat 
haben  fast  alle  Schriftsteller,  Schanz  nicht  ausgenommen,  die 
Untersuchung  für  den  Sachsenspiegel  entweder  ganz  allein,  oder 
doch  getrennt  von  derjenigen  der  übrigen  Bechtsquellen  geführt. 

Konnte  der  Verfasser  in  diesem  Punkte  dem  Vorgehen 
Früherer  folgen,  so  wurde  ihm  schon  bei  der  Lektüre  der  ein- 
schlägigen Litteratur  klar,  dass  dies  in  einer  anderen  Be- 
ziehung nicht  möglich  sei,  nämlich  nicht  in  der  Methode. 

Ueber  die  sächsische  Verwandtschaftsberechnung  und  Erben- 
folge ist  man  zu  einer  mehr  oder  weniger  allgemein  anerkannten 
Ansicht  noch  nicht  gekommen.  Zwar  hatte  früher,  namentlich 
seit  V.  Sydow's  Schrift  über  das  Erbrecht  des  Sachsenspiegels, 
die  Parentelentheorie  allgemeine  Anerkennung  gefkinden.  Wenn 
dieselbe  in  neuster  Zeit,  nachdem  Siegel,  Wasserschieben, 
V.  Amira  und  Andere  sie  lebhaft  bekämpft  und  Homeyer  und  Bive 
sie  nicht  ohne  Anstrengung  aufrecht  erhalten  haben,  auch  für 
den  Sachsenspiegel  an  Boden  wieder  gewinnt,  so  möchte  das 
wohl  mehr  den  Erfolgen  zuzuschreiben  sein,  welche  sie  für 
andere  Bechtsquellen  und  Bechtsgebiete  seither  errungen  hat. 
Dies  scheint  mir  namentlich  auch  aus  den  Ausführungen  Heus- 
lers,  des  neusten  Verteidigers  der  Parentelenordnung  für  den 
Sachsenspiegel,  hervorzugehen,  selbst  wenn  man  berücksichtigt, 
dass  er  sich  natürlich  auch  in  den  die  Erbenfolge  betreffenden 
Abschnitten  eine  weitergehende  Aufgabe  gestellt  hat.  Für 
den  Sachsenspiegel  allein  genommen  ist  die  Parentelenordnung 
vielleicht  am  meisten  wahrscheinlich  gemacht,  aber  durchaus 
nicht,  auch  nur  einigermassen  zwingend,  nachgewiesen.  Woran 
liegt  die  Schuld  an  diesem  wenig  erfreulichen  Besultate?  In 
der  Quelle  wohl  nicht.  Eike  schildert  auch  in  diesem  Punkte 
Bechts Verhältnisse,  mit  denen  er  als  freier  Mann  seiner  Zeit 
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nnd  vor  Allem  als  Schöffe  von  Grund  ans  vertraut  war.  Der 
Stoff,  welcher  seinen  Berichten  zu  Grunde  liegt,  muss  ihm  voll- 
kommen in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  gewesen  sein.  Dass 
ihn  hier  seine  Geschicklichkeit  in  der  Darstellung  ausnahms- 
weise im  Stich  gelassen  habe,  wird  wohl  auch  nicht  ohne  wei- 
teres angenommen  werden  dttrfen.  Vielmehr  möchte  der  Grund, 
weshalb  es  bis  jetzt  auch  nicht  annähernd  zu  einer  Einigung  der 
Ansichten  Aber  die  sächsische  Verwandtschaftsberechnung  und 
Erbenfolge  gekommen  ist,  bei  den  modernen  Erklärem  des  Bechts- 
buches  liegen  u.  z.  in  einem  Punkte,  der  ihnen  trotz  aller  Ver- 
schiedenheit gemeinsam  ist,  in  der  Methode.  Sie  alle  benutzten 
nämlich  die  beiden  Hauptstellen  Ssp.  I  3  §  3  und  I  17  §  1  als 
vollkommen  gleichwertig;  sie  kombinieren  deren  Bestandteile 
in  unbeschränkter  Weise;  sie  tragen  Folgerungen  aus  der  einen 
ohne  weiteres  in  die  andere  hinein;^)  sie  operieren  namentlich 
mit  dem  in  I  3  §  3  gegebenen  Bilde,  besonders  den  „Hälsen^, 
auch  in  I  17  §  1,  alles  ohne  sich  ttber  die  Berechtigung  dieser 
XJntersuchungsweise  Rechenschaft  zu  geben,  und  doch  musste 
gerade  im  Hinblick  auf  das  zuletzt  Genannte  die  Tatsache 
auffallen,  dass  von  dem  in  I  3  §  3  gebrauchten  Bilde  des 
menschlichen  Körpers  kein  einziges  Glied  in  I  17  §  1 
erwähnt  wird,  und  dass  umgekehrt  ein  in  1 17  §  1  vor- 
kommender, zur  Verwandtschaftsbezeichnung  ver- 
wendeter Körperteil  in  I  17  §  1  nicht  erscheint. 

In  der  Tat  sind  die  beiden  Stellen  von  ganz  verschiedenem 
Werte.  Während  1 17  §  1,  wie  wir  sehen  werden,  gleich  allen  andern 
Stellen  von  Art.  4  an  mit  der  Begelung  eines  ganz  bestimmten 
Bechtsverhältnisses  sich  beschäftigt,  gehört  umgekehrt  I  3  §  3 
zu  den  drei  ersten,  allgemeinen,  grundlegenden  Artikeln  des 
Ssp.  ttber  die  höchste  Gewalt,  die  Stände  und  die  Verwandt- 
schaft. Ja  die  Stelle  tritt  geradezu  mit  dem  Anspruch  der 
Allgemeinheit  auf,  denn  sie  will  darstellen  Anfang  und  Ende 
der  Blutsverwandtschaft  als  solcher,  der  Sippe,  welche  nicht 
nur  im  Erbrecht,  sondern  ebenso  gut  im  Vormundschaftsrechte 
und  bei  Empfang  oder  Zahlung  des  Wergeids  in  Betracht 
kommt.  Erst  am  Schlüsse  folgt  eine  Regel  fiber  die  Anwendung 
des  vorher  allgemein  Entwickelten  auf  das  Erbrecht.    In  Ssp. 


»)  Vgl.  z.  B.  Waag.  S.  0.  S.  30-37. 
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I  3  §  3  also  Allgemeinheit  und  erst  in  zweiter  Linie  Beziehung 
auf  das  Erbrecht,  in  I  17  §  1  konkrete  erbrechtliche  Fragen: 
diese  Verschiedenheit  des  Inhalts  und  der  Angabe  muss  auch 
eine  Verschiedenheit  der  Behandlung  und  Erklärung  zur  Folge 
haben.  Dort  wird  man  weite  Interpretation  und  analoge  Aus- 
dehnung als  im  Sinne  der  Stelle  und  ihres  Verfassers  anwenden 
dttrfen,  ja  müssen;  hier  wird  man  sich  zehnmal  zu  besinnen 
haben,  bevor  man  eine  über  den  Wortlaut  hinausgehende  Er- 
klärung annimmt.  Erst  wenn  die  Stellen  so  behandelt,  so  auf 
ihre  Tragweite  vorher  geprOfl  werden,  wenn  man  sie  erst  nach 
PrQfhng  ihrer  Kombinationsfähigkeit  kombiniert,  können  sie  mit 
Hofihung  auf  Erfolg  verwendet  werden,  erst  dann  sind  auch 
sichere  Resultate  zu  erwarten. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  sollen  nun  im  Folgenden  die 
beiden  Stellen  getrennt  behandelt  werden.  Zuvor  aber  drängt 
es  den  Verfasser,  auch  an  dieser  Stelle  seinem  hochverehrten 
Lehrer,  Herrn  Prof.  Dr.  0.  Gierke,  seinen  wärmsten  Dank  aus- 
zusprechen; seine  Art,  dem  Geiste  des  deutschen  Rechtes  und 
dessen  Quellen  nachzugehen,  hat  vor  Allem  die  Freude  an  dem 
Studium  nnsers  nationalen  Rechtes  und  seiner  Geschichte  in  dem 
Schttler  entfacht  und  gemehrt,  ganz  abgesehen  von  der  persön- 
lichen Förderung,  welche  er  diesem  bei  seiner  Arbeit  Überall 
in  reichlichem  Masse  freundlichst  zu  Teil  werden  lässt.  Möchte 
die  vorliegende  Schrift  diese  seine  Bem&hungen  als  nicht  ganz 
unfruchtbar  erscheinen  lassen,  möchte  sie  als  ein,  wenn  auch 
geringer  Beiti*ag  zur  endlichen  Lösung  einer  der  brennendsten 
Fragen  unserer  deutschen  Rechtsgeschichte  sich  erweisen. 

Berlin,  den  19.  Juli  1890. 

Der  Verfasser. 
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A.  Sachsenspiegel,  Landr.  L  3  §  3. 

Die  Stelle  lautet: 

Nn  merke  wie  ok,  war  de  sibbe  beginne  unde  war  se 
lende.  In  deme  hovede  is  besceiden  man  onde  wif  to  stände, 
die  elike  unde  echüike  to  samene  komen  sin.  In  des  halses 
lede  die  kindere,  die  ane  tyeinge  yader  nnde  müder  geboren 
sin.  Is  dar  tveinge  an,  die  ne  mögen  an  eime  lede  nicht  be- 
stau  onde  scricket  an  ein  ander  let.  Nemet  ok  tyene  br&dere 
tTo  sttstere,  unde  de  dridde  brnder  ßn  vremede  wif,  ire  kindere 
sint  doch  gelike  na,  ire  iewelk  des  anderen  erve  to  nemene,  of 
se  evenburdich  sint.  Ungetveider  brUder  kindere  de  stat  an 
deme  lede,  dar  scfilderen  nnde  arm  to  samene  gat;  also  dnt 
die  sflster  kindere.  Dit  is  de  irste  sibbe  tale,  die  man  to 
magen  rekenet:  bmder  kindere  nnde  suster  kindere.  In  dem 
ellenbogen  stat  die  andere.  In  dem  lede  der  hant  de  dridde. 
In  dem  irstra  lede  des  middelsten  vingeres  de  vierde.  In  dem 
anderen  lede  de  vefte.  In  dem  dridden  lede  des  vingeres  de 
seste.  In  dem  seyeden  stat  ein  nagel  nnde  nicht  ein  let,  dar 
nmme  lent  dar  de  sibbe,  nnde  hetet  nagel  mage.  —  Die 
tyischen  deme  nagele  nnde  deme  hoyede  sik  to  der  sibbe 
gestnppen  mögen  an  geliker  stat,  de  nemet  dat  erye  gelike. 
De  sik  naer  to  der  sibbe  gestnppen  mach,  de  nimt  dat  erye 
to  yoren.  —  De  sibbe  lent  in  dem  seyeden  erve  to  nemene, 
al  hebbe  de  payes  georloyet  wif  to  nemene  in  der  veften ;  wende 
de  payes  ne  mach  nen  recht  setten,  dar  he  unse  lantrecht  oder 
lenrecht  mede  ergere. 

Wie  schon  bemerkt  wurde,  gehOrt  unsere  Stelle  zum  grund- 
legenden Teile  des  Ssp.  Aus  drei  Quellen  fliesst  ffir  den  mittel- 
alterlichen Menschen  sein  Kecht,  vom  Kaiser  oder  König, 
welcher  der  Urquell  alles  Limd-  und  Lehenrechts  ist,  aus  der 
Zugehörigkeit  zu  einem  Stande  und  aus  der  Mitgliedschaft  im 
Verbände  der  Blutsfreunde,  in  der  Sippe.    So  hat  Eike  recht 
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daran  getan,  am  Anfange  seiner  Gesamtdarstellung  des  säch- 
sischen Rechtes  von  diesen  drei  Grundpfeilern  zu  sprechen. 
Wir  schieben  ihm  aber  wohl  nicht  moderne  Denkweise  und 
üeberlegung  unter,  wenn  wir  annehmen,  dass  auch  Grfinde  der 
Methode  ihn  zu  dieser  Anordnung  bewogen  haben.  Wie  oft 
musste  er  voraussichtlich  in  seiner  Darstellung  des  Rechts  von 
den  Schöffenbaren  oder  von  den  Landsassen  sprechen!  Wie 
ungeschickt,  wenn  er  jedesmal  wieder  zu  erklären  hatte,  wer 
diese  seien!  Darum  mögen  auch  ihn,  obwohl  er  kein  Lehrbuch, 
sondern  ein  Bechtsbuch  schrieb,  neben  Gründen  des  Inhalts 
Gründe  der  Form  veranlasst  haben,  diese  Verhältnisse  am  An- 
fange seines  Werkes  ein  fflr  allemal  darzustellen.  Darauf 
scheint  mir  namentlich  hinzuweisen  die  Behandlung  der  Lehn- 
rechtsstände an  diesem  Orte.  Aus  materiellen  Gründen  hätte 
die  Heerschildlehre  an  die  Spitze  des  Lehnrechts  gehört,  allein 
da  doch  schon  im  Landrecht  hier  und  dort  auf  sie  Bezug  zu 
nehmen  war,  mochte  es  Eike  zweckmässig  erscheinen,  sie  eben- 
falls schon  hier  zu  behandeln. 

Solche  materiellen  und  formellen  Grttnde  haben  nun  anch 
die  Ausführungen  von  I  3  §  3  unzweifelhaft  veranlasst.  Noch 
viel  mehr  als  bei  den  Ständen  musste  bei  der  Blutsverwandt- 
schaft eine  vorangehende  allgemeine  Erörterung  am  Platze  sein, 
ist  doch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Geschlechtsverbande,  einer 
Familie  im  heutigen  weitem  Sinne,  noch  jetzt  für  den  Einzel- 
nen im  Rechte  wichtig,  wie  viel  mehr  zur  Zeit  Eikes!  Damals 
waren  noch  mehr  Reste  vorhanden  aus  jener  Zeit,  da  die  Sippe 
die  Trägerin  öffentlichen  und  privaten  Rechtes  war.  Fttr  Erb- 
recht, Yormundschaf tsrecht,  für  das  allerdings  dem  weltlichen 
Rechte  entzogene  Erbrecht,  im  Strafrecht  und  im  Prozesse  war 
die  Blutsfreundschaft  damals  noch  von  grösserer  oder  geringerer 
Bedeutung.  Grund  genug,  über  die  Blutsverwandtschaft  als 
solche  gleich  am  Anfang  zu  sprechen,  was  Eike  auch  tut.  „Nu 
merke  wie  ok,  war  de  sibbe  beginne  unde  war  se  lende,**  heisst  es 
zu  Anfang  des  §  3.  Es  kann  nicht  genug  betont  werden,  dass 
der  Anfang  und  das  Ende  der  Blutsfreund- 
schaft sowie  ihre  Gliederung  in  erster  Linie 
hier  geschildert  werden  solL^)    Die  Erboifolge  wird 


')  Vgl.  HeoBler  8. 600. 
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zunächst  ausser  Aoge  gelassen.  Nor  in  dem  als  eine  Anmerkung, 
als  Zwischensatz  sich  charakterisierenden:  „Nemet  ok  tvene 
brüdere  u.  s.  f.  ist  Vom  Erbe  die  Bede,  und  dort  soll  mit  dem: 
„sint  doch  gelike  na,  ire  iewelk  des  anderen  erve  to  nemene^ 
nicht  sowohl  aber  ihr  Erbrecht  Auskunft  gegeben,  als  an  den 
gleichen  Teilen  gezeigt  werden,  dass  sie  ganz  gleich  nahe  ver- 
wandt  sind.^)  Erst  nach  Beendigung  seiner  oben  gestellten 
Aufgabe,  erst  am  Schlüsse  lehrt  uns  dann  Eike,  wie  das  vor- 
her Gesagte  in  seinem  wichtigsten  Anwendungsfalle,  für  die 
Erbenfolge,  verwendet  werden  soll.  Aber  gerade  der  gegen 
das  kirchliche  Becht  gerichtete  Zusatz  zeigt  wieder,  wie  der 
mit  der  Erbberechtigung  im  Verhältnis  zu  einer  Person  sich 
deckende  Umfang  der  Verwandtschaft  hier  fiberall  wieder  her- 
vordringt. 

Der  Allgemeinheit  des  Inhaltes  entspricht  die  Art  der  Be- 
handlung. Während  sonst  Eike  die  Bechtssätze  im  Allgemeinen 
ohne  weitere  Verarbeitung  und  ohne  Systematik  wiedergibt, 
gerade  so  wie  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt,  gfyste- 
matisiert  er  im  dritten  Artikel.  Allerdings  entnimmt  er  sein 
System  nicht  dem  Stoffe,  sondern  in  ganz  mittelalterlicher  Weise 
einem  diesem  fremden  Ideenkreise,  den  mystisch -chiliastischen 
Vorstellungen  und  Theorien  seiner  Zeit.  Allein  nicht  genug, 
Eike  hat  nach  allgemeiner  Ansicht^)  überhaupt  die  Gliederung 
der  Stände  nach  Lehenrecht  hier  zum  ersten  Male  dargestellt, 
er  ist  der  Vater  wie  der  Hauptvertreter  der  Heerschildtheorie. 
Es  tritt  also  in  unserem  Artikel  nicht  nur  Bearbeitung  son- 
dern auch  selbstständige  Verarbeitung  zu  Tage. 

Damit  haben  wir  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  zum  Ver- 
ständnis unserer  Stelle  gewonnen  und  gehen  nun  zur  näheren 
Untersuchung  und  Erklärung  derselben  über. 


L 

Zuerst  haben  wir  festzustellen,    was   in  Ssp.  I  3§3 


„sibbe*  bedeutet. 


1)  Vgl  anten  Abschnitt  II 2  unaerer  ersten  Untersachung. 
*)  Es  geniige  der  Hinweis  auf  Schröder  B.  G.  S.  384. 
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i)  Siegel  (Erbr.  8.  17  nnd  18,  52  nnd  Y.  B.  S.  8)  hat 
die  Ansicht  verfochten,  ,,Sippe^  kOnne  zwar  Blntsverwandtschaft 
überhaupt  bedeuten,  werde  aber  namentlich  nnd  auch  in  unse- 
rer Stelle  für  Seitenverwandtschaft  gebraucht.  Eine  Beendigung 
der  Verwandtschaft  in  absteigender  Linie  gebe  es  nicht,  eben- 
sowenig in  aufsteigender,  wenn  daher  irgendwo  von  Beendigung 
der  Yerwandschaft  in  einem  bestimmten  Grade  die  Rede  sei, 
so  könne  dabei  nur  die  Seitenverwandtschaft  in  Frage  kommen; 
nnd  da  nun  in  diesem  Falle  „Verwandtschaft^  durch  „sibbe*^ 
ausgedrückt  sei,  so  ergebe  sich,  dass  „sibbe^  auch  und  nament- 
lich Seitenverwandtschaft  bedeute.  Allein  abgesehen  davon, 
dass,  wie  wir  im  Folgenden  zeigen  werden,  diese  aus  unserer 
Stelle  entnommene  Beweisführung  nicht  durchschlagend  ist, 
weil  eben  auch  bei  anderer  Deutung  von  „sibbe**  von  einer 
Beendigung  der  Verwandtschaft  in  gerader  Linie  nicht  die  Rede 
ist,  abgesehen  hiervon  schliesst  Siegel  selbst  diese  Deutung  für 
unsere  Stelle  an  anderem  Orte  wieder  aus,  wenn  er  (Erbr. 
S.  24  f.  nnd  60)  sagt,  in  Ssp.  I  3  §  3  sei  von  der  Verwandt- 
schaft überhaupt  die  Rede,  und  wenn  er  (V.  B.  S.  8)  ausführt, 
dass  der  Ausdruck  speziell  für  die  sogenannten  Seiten- 
verwandten gebraucht  werde,  die  allerdings  nach  germanischer 
Anschauung  als  Nachkommen  eines  gemeinschaftlichen  Stamm- 
vaters aufgefasst  werden.  Wenn  eben  für  das  germanische 
Recht  die  sogenannten  Seitenverwandten  nur  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Deszendenz  in  Betracht  kamen,  so  passt  halt 
der  Begriff  der  Seitenverwandtschaft  nicht  für  den  Bau  des 
germanischen  Geschlechtes  ebenso  wenig  wie  hier  für  die  Er- 
klärung von  „sibbe.** 

2)  Wass.  (8.  0.  S.  16  Note  *♦,  S.  31)  schliesst  sich  zwar 
der  Siegeischen  Auffassung  an,  dass  „sibbe^  Seitenverwandt- 
schaft oft  bedeute,  allein  er  behauptet  diese  Deutung,  nament- 
lich für  unsere  Stelle,  nicht  allgemein;  offenbar  entgeht  ihm 
die  Unmöglichkeit  nicht,  diese  Bedeutung  z.  B.  für  den  Satz 
anzunehmen:  „Nu  merke  wie  ok,  war  de  sibbe  beginne  unde 
war  se  lende.^  Vielmehr  soll  eine  Beziehung  zur  Seitenverwandt- 
schaft regelmässig  nur  da  vorliegen,  wo  von  ^sibbetale*^  und 
von  „sik  to  der  sibbe  stuppen  oder  ziehen^  die  Rede  sei  (Wass. 
Repl.  S.  12  f.,  Pr.  d.  E.  S.  4).  Darauf  deute  namentlich  un- 
sere Stelle  hin,   wo  die  Seitenverwandten  in   eigentümlicher 
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Weise  lokalisiert  werden  nach  Gelenken  des  Armes  nnd  der 
Hand,  also  nach  Gliedern,  welche  sich  vom  Bnmpfe  seitwärts 
abzweigen.  Dem  Bnmpfe  gehören  noch  an  die  Eltern  (im 
Hanpte)  nnd  die  voUbflrtigen  Geschwister  (im  Halse);  mit  den 
Kindern  dieser  erst  beginne  die  Magschaft,  die  eigentliche 
Seitenverwandtschaft,  nnd  in  ihr  die  erste  „sibbe  tale.''  Die- 
selbe werde  sonach  berechnet  vom  Schultergelenke  bis  zum 
Nagel.  Darauf,  dass  der  Ssp.  eine  „sibbe  tale^  nur  in  der 
Seitenlinie  kenne,  0  weise  auch  die  Wahl  des  Arms  und  der 
Hand  als  Seitenglieder  des  Bumpfes  hin,  die  Sippezahlen  der 
obigen  Stelle,  die  Bestimmung  von  Anfang  und  Ende  be- 
schränken sich  auf  die  Magen  oder  Seitenverwandten.  (Bepl. 
S.  13).  Wenn  der  Ausdruck  „sik  to  der  sibbe  stuppen"  auch 
auf  die  gerade  Linie  anwendbar  sein  solle,  so  fehle  im  Ssp. 
und  den  übrigen  Bechtsbftchem  jeder  Anhalt  und  jede  Andeu- 
tung ftber  das  Verfahren  hierbei  u.  s.  w.*) 
Dagegen  ist  nun  zu  erwidern: 

a)  „Sibbe"  heisst  Friede,  Friedensbund,  Blutsfreundschaft, 
Verwandtschaft.  An  sich  kann  also  dem  Worte  auch  in 
unserer  Stelle  keine  andere  Bedeutung  beigelegt  werden,  an 
sich  ist  „sibbe"  auch  in  den  Verbindungen  „sibbe  tale"  und  „sik 
to  der  sibbe  stuppen"  nicht  anders  zu  deuten.  Soll  dem  Worte 
eine  abweichende  spezielle  Bedeutung  beigelegt  werden,  soll 
dies  namentlich  nicht  im  ganzen  Artikel  sondern  nur  an  ein- 
zelnen Punkten  geschehen,  so  ist  eine  solche  Abweichung  zuerst 
deutlich  zu  erweisen. 

b)  Schon  unter  1)  wurde  bemerkt,  wie  wenig  passend  der 
Ausdruck  Seitenverwandte  auf  die  deutsche  Sippegliederung  an- 
zuwenden ist.    Gerade  in  unserm  Paragraphen  ist  die  Deszen- 


*)  Ähnlich  Hetisler  S.  593.  „mit  Bestimmtheit  fftngt  er  die  Generationen 
erst  za  zHhlen  an  mit  den  Geschwisterkindern.  Im  Bild  des  menschlichen 
Körpers  ist  das  so  dargestellt,  dass  die  Geschwister  im  Halse  stehen,  also 
noch  nicht  in  die  Seitenlinie  weichen,  nicht  jedes  von  ihnen  ein  hesonderes 
Glied  (jedes  eine  Schulter)  occnpirt,  sondern  beide  in  dem  einen  Gliede  des 
Halses  vereinigt  sind.  Erst  mit  der  Schulter  beginnt  daher  die 
Sippe"  u.  s.  w. 

«)  Vgl.  dazu  nnten  Abschnitt  in  sab  4c.  Gegen  V^ass.  vgl.  übrigens: 
Hom.  Par.  S.  11,  Lewis,  IX  S.  60,  v.  Amira  E.  8. 1S9,  Schanz  6.  44  und  45. 
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denz  eines  Elternpaares  dargestellt,*)  alle  Teile  derselben  wer- 
den mit  diesem  in  erster  Linie  und  fast  ansschliesslich  in  Be- 
ziehung gebracht,  auf  das  Verhältnis  der  Einzelnen  zu  den 
Stammeltern,  auf  die  Entfernung  von  diesen  vor  Allem  kommt 
es  an;  eine  Grösse,  zu  welcher  die  Angehörigen  dieser  Nach- 
kommenschaft im  Verhältnis  von  Seitenverwandten,  als  auf  der 
Seite  befindlich  erschienen,  findet  sich  nicht.^) 

c)  Auch  die  Stellung  einzelner  Stufen  dieser  Deszendenz 
in  Seitengliedern  ist  irrelevant.  Dieselbe  erfolgte  nur,  weil 
eben  der  Rumpf  die  erwünschte  und  nötige  Gliederung  nicht 
bot,')  um  das  Bild  fortzusetzen.  Oder  will  etwa  Wass.  auch 
der  Wahl  des  Mittelfingers  statt  des  Daumens  (der  eben  ein 
Glied  weniger  hat)  oder  des  kleinen  Fingers  Bedeutung  bei- 
legen? Wass.'s  Benutzung  des  Bildes  hätte  nur  eine  Berechti- 
gung, wenn  er  zeigen  könnte,  dass  im  dritten  Gliede,  unter  den 
Enkeln,  die  einen  im  Bumpfe  weiter  herabsteigen,  die  andern 
im  Seitengliede.  Aber  unsere  Stelle  sagt:  „Ungetveider  brüder 
kindere  de  stat  an  deme  lede,  dar  scülderen  unde  arm  to  sa- 
mene  gat,  also  dut  die  süster  kindere/  Mithin  steht  diese  ganze 
Generation  an  der  Schulter.  Die  Darstellung  der  Deszendenz 
überhaupt  im  Verhältnis  zu  den  Stammeltem  geht  auf  dieser 
und  den  folgenden  Stufen  weiter,  wie  sie  mit  den  Kindern  be- 
gonnen hat. 

d)  „Sibbe  tale^  kommt  im  ganzen  Ssp.  nur  hier  vor.  Selbst 
wenn  man  mit  Wass.  annimmt,  dass  die  Geschwisterkinder,  bei 
welchen  von  der  „sibbe  tale^  zuerst  gesprochen  wird,  als 
Seitenverwandte  hier  in  Betracht  kommen,  so  tritt  doch  die 
Sippezahl  nicht  mit  dem  Anfang  der  Seitenverwandtschaft  auf, 
deckt  sich,  wenigstens  wie  Wass.  die  Sippe  zählt,  nicht  mit 


^)  Davon  handehi  wir  unten  sab  n. 

*)  Siehe  aber  unten  sab  n  2  eine  Einschr&nknng;  femer  über  die  Be- 
zeichnmig  Bruder-  und  Schwesterkmd  daneben  nocb  ebenda  am  Ende. 

')  Aucb  unter  Knie  wird  man  nicht  ein  Stück  eines  Verwandtachafts- 
bildes  zu  verstehen  haben.  Wenigstens  w6i8s  ich  nicht,  wo  die  übrigen 
Gliederteile  dazu  zu  finden  wären.  Viehnehr  dürfte  Knie  für  die  Biegung 
bei  einer  Generation  gerade  so  gebraucht  sein,  wie  wir  jetzt  bei  einer  Strasse 
von  einem  Knie  reden,  ohne  an  die  übrigen  Glieder  dabei  zu  denken.  Ueber 
Busem  vgl  v.  Amira  E.  S.  128.  jetzt  aber  wieder  derselbe  .Becht*'  8.  140; 
über  Enkel  Kluges  etymologisches  Wörterbuch  sub  verbo. 
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ihr.  Denn  zur  Seitenverwandtschaffc  gehören  doch  eben  auch 
die  Geschwister,  wenn  Wass.  schon  auf  Grund  unserer  Stelle 
ihnen  fttr  die  Yerwandtschaftsberechnung  eine  Ausnahme- 
stellung zuweist.  FreUich  sagt  er  (Bepl.  S.  12)  —  offenbar  im 
Hinblick  auf  den  Einwand,  wesshalb  denn  die  angeblich  bei 
der  Seitenverwandtschaft  allein  und  fiberall  vorkommende 
Sippezahl  nicht  schon  bei  den  Geschwistern,  den  Seitenver- 
wandten %a%  i^ox^  erwähnt  werde  —  die  Sippezahl  finde  sich 
nur  bei  der  eigentlichen  Seitenverwandtschaft,  der  Magschaft. 
Allein  unsere  Stelle  sagt:  „Ditis  de  ii*ste  sibbe  tale,  die  man 
to  magen  rekenet;  bruder  kindere  unde  suster  kindere,* 
also  nicht,  das  ist  die  erste  Sippezahl  überhaupt,  sondern 
nur  die  erste,  die  zu  den  Magen  gehört.  Deutlicher  kann  man 
eigentlich  nicht  sagen,  dass  die  Sippezahl  nicht  erst  mit  den 
Geschwisterkindern  beginne,  sondern  anderswo;  deutlicher  kann 
man,  in  diesem  Zusammenhang,  auch  nicht  ausdrucken,  dass  die 
erste  Sippezahl  fiberhaupt  nach  dem  Ausgangspunkt  der  ganzen 
Darstellung  hin  liege,  also  entweder  bei  den  Kindern  bezw. 
Geschwistern  oder  den  Eltern.  Zum  üeberfluss  sagt  noch  die 
Quedlinburger  Handschrift  geradezu:  „Diz  ist  die  erste  mage- 
schoph.**  ^)  Dass  man  das  nicht  sieht  oder  sehen  wiU,^  kommt 
wohl  davon,  dass  im  weitem  nach  Magschaften  gezählt  wird; 
allein  selbstverständlich  muss  man  den  Relativsatz  fiberall  er- 
gänzen, z.  B.  „in  dem  ellenbogen  stat  die  andere,^  nämlich 
„sibbe  tale  die  man  to  magen  rekenet^  u.  s.  w. 

Uebrigens  lässt  sich  noch  direkt  beweisen,  dass  neben  der 
Magschaft  Eike  auch  die  Sippschaft  gezählt  hat,  und  von  wo  an. 

Der  von  Eike  selbst  herrührende  Zusatz  sagt:  „De  sibbe 
lent  in  dem  seveden  erve  to  nemene,  al  hebbe  de  paves 
georlovet  wif  to  nemene  inderveften.^  Die  Fassung  „in 
dem  seveden"  und  „in  der  veften"  steht  unzweifelhaft  fest, 
alle  alten  und  guten  Handschriften  geben  sie.    Die  Verschieden- 


^)  Der  Zusatz:  »die  man  eu  magke  rekenit'  ist  daim  aUerdings  über- 
fifkssig. 

*)  Bemerkt  haben  es  z.  B.  Gaupp  S.  68,  Stobbe  P.  B.  S.  64,  Heusler 
S.  687  Note  2,  ohne  diese  Beobachtang  weiter  zn  verwerten;  vgl.  auch  Lewis, 
IX  S.  56;  gegen  ihn  Schanz  S.  44  Note  135. 
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heit  in  dem  Ausdruck  ist  also  Qrsprflnglich.^)  Ist  sie  wobl 
zufällig?  Dass  der  Passus  ^De  sibbe  lent  in  dem  seveden  erye 
to  nemene"  bedeutet:  Der  siebente  Grad  ist  (u.  z.  zuerst)  nicht 
mehr  erbberechtigt,  dass  die  Zählung  in  ihm  also  die  gleiche 
ist  wie  vorher  bei:  „In  dem  seveden  stat  ein  nagel  unde  nicht 
ein  let,  dar  umme  lent  dar  de  sibbe,  unde  hetet  nagel  mage,' 
steht  ausser  Zweifel.*)  Wie  steht  es  aber  mit  dem  „in  der 
veften^?  Auffällig  ist  schon  die  Form;  die  Ergänzungen^ 
„lede,*^  ffgrade^  sind  schon  durch  das  Geschlecht  ausgeschlossen, 
„linien,^  wie  andere  Handschriften  ergänzen,  deshalb,  weil  das 
Wort  sonst  im  Ssp.  nicht  vorkommt.  Es  bleibt:  „tale**  oder 
jedenfalls  besser:  „sibbe/ ^)  Aber  weshalb  sagt  denn  Eike,  in 
der  fünften  Sippe  sei  es  gestattet  zu  heiraten?  Weshalb  druckt 
er  sich  nicht  gleich  wie  im  Vorhergehenden  aus,  also  „in  dem 
veften?^  Der  verschiedenen  Form  liegt  eben  ein  verschiedener 
Inhalt,  eine  Verschiedenheit  der  Zählung,  zu  Grunde. 

In  der  hier  angezogenen  Dekretale  Innozenz  in.  vom 
vierten  Lateranischen  Konzil  (cap.  8  X  de  consangu.  et  affin. 
4,  14)  verkftndet  der  Papst,  dass  prohibitio  quoque  copulae 
coniugalis  quartum  consanguinitatis  et  affinitatis  gradum  de 
cetero  non  excedat,  quoniam  in  ulterioribus  gradibus  iam  non 
potest  absque  gravi  dispendio  huiusmodi  prohibitio  generaliter 
observari.  Qnaternarius  vero  numerus  u.  s.  w.  Quum  ergo 
iam  usque  ad  quartum  gradum  prohibitio  conjugalis  copulae  sit 
restricta  u.  s.  w.  Seinem  Zweifel  unterliegt  es,  dass  die  frän- 
kische Kirche  des  achten  Jahrhunderts,  welche  als  letzten  ver- 
botenen den  dritten,  und  die  des  neunten  Jahrhunderts,  welche 


^)  Dass  der  Dsp.  und  die  lateiniscbe  UebersetEung  diesen  Unterschied 
nicht  beachten,  beweist  natttrlich  nichts,  im  Gegenteil  bestärkt  die  im  enteren 
dnrch  die  Nichtbeachtung  entstandene  Konfusion  unsere  Ansicht.    S.  Anhang  L 

*)  Nimmt  man  aber  dies  nicht  an,  deutet  man  die  Stelle  so,  dass  der 
siebente  Grad  der  letste  erbberechtigte  sei,  dann  kommt  man  noch  mehr 
dazu,  diesen  nicht  von  den  Geschwisterkindern  an  zu  rechnen,  denn  nach 
dem  Vorhergehenden  ist  ganz  deutlich  die  sechste  und  nicht  die  siebente 
Magschaft  die  letzte  erbberechtigte. 

*)  Vgl.  dieselben  in  den  Noten  der  Homeyerschen  Ausgabe  zu  dieser 
Stelle.  Bei  dem  „in  dem  seveden'  ist  übrigens  im  ganzen  Artikel  nichts  zu 
ergänzen,  namentlich  nicht  „lede"  vgl.  das  Ende  von  Ssp.  I  8  §  2;  es  ist 
substantiviertes  Neutrum  s  die  siebente  Stelle. 

*)  Vgl.  Ssp.  I  19  §  1. 
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als  solchen  den  vierten  Grad  germanisch -kanonischer  Kompu- 
tation kannte,^)  diese  Grade  von  den  Geschwistern  an  zählte, 
schon  weil  dieselben  durch  Umrechnung  ans  dem  sechsten, 
bezw.  siebenten  römischen  Grade  entstanden  waren.  Erst  im 
Anfang  des  elften  Jahrhunderts  taucht  in  einzelnen  kirchlichen 
Bechtsquellen^  eine  wohl  altnationale  Zählung  auf,  welche 
den  ersten  Grad  den  Geschwisterkindern  gibt.  Die  Haupt- 
stelle  darüber  ist  zwar  als  c.  1  C.  XXXV  qu.  6  in  das  decre- 
tum  Gratiani  übergegangen;  die  in  ihr  enthaltene  Zählweise  ist 
aber  in  dem  betreffenden  Beschluss  des  vierten  Laterankonzils 
sicher  nicht  zur  Anwendung  gekommen.  Denn  einmal  hatte 
schon  1056  Alexander  ü.  in  §  9  und  10  des  c.  2  G.  XXXY 
qu.  5  sie  als  mit  derjenigen  der  sancti  Patres  und  mit  dem 
antiquus  mos  sanctae  et  universalis  ecdesiae  nicht  vereinbar 
verworfen,  wenn  er  auch  zugab,  dass  sie  nicht  zu  irrigen  Re- 
sultaten führe;  während  man  nämlich  bei  der  alten  Zählweise 
bis  sieben  zähle,  gehe  man  bei  der  neuen  regelmässig  nur  bis 
sechs.  Sodann  hat  Innozenz  m.  selbst  1212  die  letztere  als 
willkürlich  ganz  abgewiesen  in  c.  7  X.  de  consangu.  et  affin. 
4,  14,^  sie  wurde   auch  in  der  Kirche  nicht  angewendet.^) 


1)  Vgl.  statt  anderer  Eichter,  Kirehenrecht  8.  Aufl.  S.  1086  und  1087. 

*)  Vgl.  darttber  ausführlich  unten  U 1. 

")  Diese  Stelle  sagt  nicht  etwa  argnmento  a  contrario  das  Qegenteil. 
Das  multum  favoris,  das  die  Ehe  geniesst,  besteht  nicht  darin,  dass  von  den 
als  Zeugen  besonders  gewichtigen  Verwandten  (vgl.  c.  3  X.  qui  matrim.  aecus. 
poss.  4, 18)  eine  ganze  Generation  wegfällt,  wenn  es  sich  um  Ehescheidung 
handelt,  indem  dann  nämlich  ausnahmsweise  die  sieben  Grade  weiter  oben, 
bei  den  Geschwistern,  statt  wie  sonst  bei  den  Geschwisterkindern,  zu  zählen 
begonnen  wfirden.  Das  ist  schon  deswegen  unmi$glich,  weil  trotz  der  ver- 
änderten Zählung  kein  Unterschied  in  dem  Zeugenkreise  einträte;  denn, 
wenn  einmal  von  den  Geschwisterkindem  an  gezählt  wurde,  blieb  man  ja 
bei  6  stehen  und  zählte  gar  nicht  auf  7.  Vielmehr  bestand  der  favor  conjugii 
darin^  dass  man  es  strenge  nahm  mit  dem  Verwandtschaftsbeweise,  den  der 
Zeuge  leisten  musste,  um  zum  Zeugniss  zu  kommen.  Der  Zeuge  konnte 
nicht  nur,  etwa  unter  Berufung  auf  die  weltUche  und  auch  in  der  Kirche 
nicht  ganz  unbekannte  Zählweise,  dartun,  dass  einer  seiner  Vorfahren  als 
Neffe  eines  Vorfahren  eines  der  Ehegatten  bezeichnet  worden  war,  er  musste 
auch  dessen  Vater,  den  Bruder  des  Vorfahren  der  Ehe,  nennen  können. 
Jedenfalls  hat  Innozenz  nicht  drei  Jahre  später  in  einem  Konzil  die  von  ihm 
hier  ab  willkttrlich  verworfene  Zählung  selbst  angewendet,  vgl  c  9  eodem; 
c.  47  X.  de  testibus  2,  20. 

*)  Oder  dann  als  solche  bezeichnet.    Vgl.  c.  8  in  fine  X.  de  divortiis  4, 19. 
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Demnach  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  in  dem 
Konzilsbescblusse  als  erster  Grad  die  Kinder  vorausgesetzt 
sind.  Wenn  nun  der  Ssp.  sagt,  der  „paves  hebbe  georlovet 
wif  to  nemene  in  der  veften,"  also  „in  der  vierden**  noch  nicht, 
so  kann  Eike  hier  —  falls  seine  Angabe  nicht  geradezu  un- 
richtig ist,  was  aber  nicht  sein  kann,  weil  Elenkok,  der  eben 
diesen  Zusatz  angriff,  sich  nur  gegen  die  Tendenz,  nicht  gegen 
den  positiven  Teil  des  Inhalts  wandte,  wie  denn  auch  die  Be- 
probationsbuUe  keineswegs  eine  positive  Unrichtigkeit  dieser 
Stelle  andeutet  —  nicht  mit  den  Geschwisterkindern 
zu  zählen  begonnen  haben,  sondern  muss  die  Ge- 
schwister als  erste  Sippe  voraussetzen,  ihnen 
die  erste  Sippezahl  geben.^) 

Dies  Ergebnis,  dass  nämlich  Eike  die  Sippe  von  den  Ge- 
schwistern an  zu  zählen  beginnt,  erhält  seine  willkommene  Be- 
stätigung durch  Ssp.  I  19  §  1,  eine  Stelle,  welche  den  letzten 
Zweifel  beseitigt,  weil  sie  ursprünglich,  kein  späterer,  in  die 
Darstellung  erst  eingeschobener  Zusatz  ist.  Eike  zählt 
dort  die  Abweichungen  des  schwäbischen  Rechts  gegenüber 
dem  sächsischen  auf.  Die  erste  Abweichung  besteht  darin, 
dass  pdie  svavee  nimt  wol  herwede  unde  erve  boven  der 
seveden  sibbe,  also  veme  so  he  immer  gereken  kan,  dat  em 
de  man  von  sverthalven  to  geboren  si,  oder  also  vern  also  he 
getttgen  mach,  dat  en  sin  vorvare  Jens  vorvaren,  oder  jens  vor- 
vare  sines  vorvaren  herwede  irvorderet  hebbe  vor  gerichte, 
oder  genomen  hebbe.  Daraus  geht  argnmento  a  contrario  mit 
Sicherheit  hervor,  dass  bei  den  Sachsen  die  letzten  Erbberech- 
tigten  „de   sevende  sibbe"  war;    wird  dieselbe  von   den  Ge- 


^)  Erat  nachdem  Obiges  geschrieben  war,  sah  ich,  dass  Oaupp  S.  69 
Note  1  bemerkt,  dass  ein  Widersprach  zwischen  dem  kanonischen  Bechie 
und  den  Angaben  Eikes  entsteht,  wenn  man  das  ,in  der  veften*'  wie  die  yor- 
hergehenden  Zahlen  von  den  Geschwisterkindern  an  berechnet.  AUein  die 
Tragweite  dieser  Beobachtung  bleibt  ihm  verhttUt,  weil  er  den  Unterschied 
in  der  Formulierung  ftbersieht,  „in  dem  seveden'  und  „in  der  veften''  gleich 
sählen  zu  müssen  glaubt,  und  demnach  im  ersten  oder  zweiten  Teil  der 
Stelle  eine  tatsächliche  Unriditigkeit  annimmt;  über  dieselbe  setzt  er  sich, 
offenbar  weil  die  Stelle  erst  später  hinzugefügt  ist,  leicht  weg.  Allein  Ssp. 
I  19  §  1  und  das  oben  ttber  Kienkok  Gesagte  hätte  ihm  zeigen  kOnnea,  dass 
weder  im  Haupt-  noch  im  Nebensatze  ein  Fehler  sich  finden  kann.  Vgl.  auch 
Stobbe  P.  B.  S.  67  Note  13. 
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schwisterkinderD  aD  berechnet,  so  tritt  die  Angabe  in  Wider- 
sprach za  Ssp.  I  3  §  3,  wonach  die  sechste,  so  berechnete 
Stufe  die  letzte  zum  Erben  berechtigte  ist.^)  Der  Widersprach 
löst  sich  leicht  mit  der  Annahme  einer  doppelten  Zählnng, 
derjenigen  der  Sippe  und  derjenigen  der  Magen.  Hier  liegt 
schon  nach  der  Formnlierong  die  erstere  vor,  welche,  wie  aus 
dieser  Stelle  wiederum  ersichtlich  ist,  mit  den  Geschwistern 
begonnen  haben  muss.  Wir  sehen  also,  gerade  wo  die  Sippe 
allein  gez&hlt  ist,  wo  die  absolute  Sippezahl,  nicht  die  relative 
(Sippezahl,  die  man  zu  Magen  rechnet)  in  Betracht  kommt, 
wird  nicht  erst  vom  Beginn  der  „eigentlichen  Seitenverwandt- 
schaft^  an  gezählt,  sondern  von  den  Kindern  bezw.  Greschwis- 
tera  aus  als  erster  Sippe.')  Daneben  her  geht  die  Zählung 
von  Sippezahlen,  die  man  zu  Magen  rechnet,  oder  von  Mag- 
Schäften.  Dieselbe  hat,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  bloss 
terminologische  Bedeutung  und  erklärt  sich  aus  dem  uralten 
Gegensatz  von  Haus  und  Sippe  in  diesem  engem  Sinne,  welcher 
sich  in  der  Verwandtschaftsgliederung  in  der  Scheidung  von 
zwei  Verwandtenkreisen  geltend  macht.  Dieselben  unterscheiden 
sich  rein  äusserlich  schon  dadurch,  dass  die  Sprache  fttr  die 
Angehörigen  des  erstem  einfache,  ursprüngliche  Verwandtschafts- 
namen besitzt,  welche  dieselben  in  allen  ihren  Beziehungen  zu 
einander  bezeichnen.')  Fttr  die  Angehörigen  des  letzteren 
Kreises  hat  die  Sprache  keine,  oder  nur  zusammengesetzte  oder, 
wenn  etwa  doch  einfache  Namen,  nur  solche,  welche  eine  einzelne 


')  Es  f&Ut  also  nicht,  wie  Stobbe  P.  B.  S.  69  Note  19  memt,  eine  IJn- 
genaoigkeit  dem  Sachsenspiegier  zur  Last. 

*)  Dadturoh  dass  so  der  oben  S.  10  a.  £.  von  uns  gegen  Waas.  gemachte  Ein- 
wand in  betreff  des  Nichtzosammenfallens  von  Sippeeählung  nnd  Seitenver- 
wandten nicht  für  ihn,  aber  tatsächlich  dahin  fällt,  wird  die  Besdehung 
von  Sippezahl  und  Seitenverwandtschaft  nicht  etwa  richtig  vgl.  nnten 
sab  n  2.  Dass  Wass.  Sippschaft  und  Kagschaft  fttr  identisch  gehalten  hat 
(vgL  seine  handschriftliche  Bemerkung  bei  Schanz  Note  25),  war  fttr  seine 
Theorie  verhängnisvoll. 

Nun  kann  auch  nicht  mehr  der  Unterschied  des  Ssp.  I  3  §  3  und  Schwsp. 
c.  3  so  ausgedrückt  werden,  dass  ersterer  die  Sippezahl  von  den  Geschwister- 
kindern, letzterer  schon  von  den  Geschwistern  an  zähle«  Vielmehr  stinunen 
beide  in  der  Sippezählung  überein,  der  Unterschied  in  der  genannten  Weise 
besteht  nor  für  die  Magenzählung.    Vgl.  übrigens  nnsem  ersten  Anhang. 

>)  Vgl.  auch  V.  Amira,  Recht  S.  137. 
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Beziehung  zwischen  zwei  bestimmten  Personen  aosdrficken.^) 
Sie  alle  heissen  Magen  ;^  um  die  einzelnen  Gruppen  zu  unter- 
scheiden, zählt  man  sie;  daher  spricht  die  Quelle  von  einer 
ersten,  einer  zweiten  u.  s.  w.  Sippezahl,  die  man  zu  Magen 
rechnet,  d.  h.  von  Magen  erster,  zweiter  u.  s.  w.  Ordnung,  von 
erster,  zweiter  u.  s.  w.  Magschaft. 

e)  Wir  haben  femer  die  Anwendung  des  Ausdrucks  „sik 
to  der  sibbe  stuppen"  zu  untersuchen,  weil  auch  er  nach  Wass. 
nur  in  der  Seitenverwandtschaft  vorkommt.  Er  begegnet  im 
Ssp.  zweimal,  I  3  §  3  und  I  17  §  1,  die  letztere  Stelle  lassen 
wir  vorläufig  ausser  Betracht.') 

Nachdem  Eike  erörtert  hat,  „war  de  sibbe  beginne  unde 
war  se  lende",  gibt  er  uns  eine  Regel  dar&ber,  wie  die  Ver- 
wandtschaftsgliederung in  ihrer  Hauptftmktion,  bei  der  Bestim- 
mung der  Erbenfolge,  anzuwenden  sei.  „Die  tvischen  deme 
nagele  unde  deme  hovede  sik  to  der  sibbe  gestuppen  mögen 
an  geliker  stat,  de  nemet  dat  erve  gelike  De  sik  naer  to  der 
Sippe  gestuppen  mach,  de  nimt  dat  erve  to  voren.^  Jeder  Leser  des 
Ssp.,  welcher  mit  Wass.'s  Theorie  nicht  bekannt  ist,  wird  ohne  jeg- 
liches Zögern  oder  Bedenken  die  Regel  auf  das  Vorhergehende  und 
die  dort  gegebene  Verwandtschaftsgliederung  beziehen.  Nun  ist, 
wie  wir  in  unserm  zweiten  Abschnitte  sehen  werden,  im  ersten 
Teil  von  I  3  §  3  die  Deszendenz  eines  Stammeltempaars  und 
nur  diese,  ohne  RAcksicht  auf  ausser  ihr  befindliche  Personen, 
dargestellt.  Wir  werden  sehen,  dass  es  die  erste  Parentel  im 
technischen  Sinne  der  Linealgradualordnung  ist.  Wass.  dagegen 
sieht  in  dieser  Nachkommenschaft  die  zweite  Parentel  darge- 
stellt. Diesen  ersten  Teil  des  Paragraphen  nun  mit  dem  zweiten 
in  Verbindung  zu  bringen,  kostet  Wass.  die  allergrösste  Mühe, 
zeigt  sie  doch,  dass  die  nach  ihm  bei  den  Geschwisterkindern 
Oberhaupt  erst  beginnende  Zählung  der  Sippe  wenigstens  auf 


^)  Wie  veddeni  in  Ssp.  I  5  §  1,  nichtel  in  Ssp.  1 20  §  7  und  anderswo; 
Vgl.  auch  V.  Amira  a.  a.  0.  und  Seelig  S.  39. 

')  Nicht  bloss  die  Seitenverwandten,  wie  Heasler  S.  b81  Note  2  meint. 
Nach  unserer  SteUe  sind  anch  die  Enkel  Magen  u.  z.  die  ersten  in  der  Nach- 
kommenschaft des  Erblassers.    Vgl.  anch  nnten  n  2  nnd  B  II  a.  E. 

Es  ist  EU  eng,  wenn  Heasler  S.  692  den  Gegensatz  ssum  Hanse,  das 
nicht  unter  die  Magenzählnng  f&llt,  in  den  Seitenyerwandten  sieht. 

")  vgl.  ttber  sie  nnten  B  II. 
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die  Erbenfolge  keinen  EinflnsB  hat;  man  mag  nämlich  in  dem 
Vorhei^ehenden  die  erste,  zweite  oder  irgend  eine  höhere 
Parentel  sehen,  überall  bleibt  die  Tatsache  bestehen,  dass 
alle,  die  tvischen  deme  nagele  nnde  deme  hovede  (nicht  halse) 
sind,  im  Erbrecht  nach  demselben  Prinzipe  behandelt  werden. 
Freilich  nimmt  Wass.  zn  fügenden  merkwürdigen  Ansfühmngen 
seine  Zuflucht.  Nach  der  eigentumlichen  Anschauung  des 
Spieglers  gehören  die  Geschwister  gar  nicht  zur  Seitenlinie*) 
sondern  zum  Stamme,')  ihre  Stelle  sei  am  Halse,  sie  seien 
keine  Magen  (Wass.  S.  0.  S.  14,  35,  Bepl.  S.  17),  die  Sippe- 
zahlen beginnen  bei  ihnen  noch  nicht.  Diese  Singularität 
trete  aber  nur  in  der  Komputation  hervor  (S.  0.  S.  35); 
so  nach  dem  Bilde  in  I  3  §  3.  Dagegen  könne  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  ersten  Stufen  der  hohem  Paren- 
telen,  also  Elterngeschwister,  Grosseltemgeschwister  etc.  Seiten- 
verwandte,  Magen  seien;  also  müssen  sie  Seitenglieder 
innehaben  und  folglich  können  sie  nicht  am  Halse  stehen  (ßepl. 
S.  18).  Also  fehle  dem  Bilde  in  den  höhern  Parentelen 
ein  Glied,  der  Hals.  Die  Eltemvollgeschwister  u.  s.  w. 
stehen  mithin  in  der  Achsel.  Andererseits  sei  für  die  Erben- 
folge der  Satz  „Die  tvischen  etc."  nur  auf  die  höheren  Paren- 
telen anwendbar,  nicht  auf  die  (im  Anfang  des  Paragraphen 
nach  Wass.  dargestellte)  zweite;  denn  er  nehme  ja  das  Haupt 
zum  Ausgangspunkte,  in  der  zweiten  Parentel  werden  aber  die 
Magen  nicht  schon  vom  Haupte  an  gezählt.^    In  den  andem 


^)  Nattb'lich  kommt  Heusler,  welcher  in  dieser  Beziehung  mit  Wass. 
ftberdnatimmt  (siehe  oben  S.  9  Note  1),  nicht  zn  den  Resultaten  Wass/s^  weil 
er  den  Gegensatz  von  Seitenlinie  nicht  in  Aszendenz  und  Deszendenz,  sondern 
in  Hans  findet,  vgl.  S.  16  Note  2. 

*)  SoU  wohl  sagen,  dass  sie  den  Aszendenten  und  Deszendenten  beige- 
aeUt  werden. 

*)  Sehr  einfach  vereint  Seelig  S.  37  die  Sonderstellung  der  Geschwister 
mit  der  Regel.  Diese  ist  nach  ihm  auf  das  Vorhergehende  anzuwenden, 
sagt  aber  nur,  „dass  alle  Verwandten,  die  am  gleichen  Gelenke  stehen, 
zasammen  und  zu  gleichen  Teilen  zum  Erbe  berufen  werden.  Dann  erinnert 
er  sich  daran,  dass  die  Geschwister  wie  die  Eltern  und  der  Busen  nicht  an 
Gelenken  stehen,  und  verleiht  durch  diese  Idee  der  Stelle  neue  schwerwiegende 
Bedeutung.  AUe  diese  erben  eben  nach  einer  besondem  Erbfolgeordnung, 
kurz  vor  seinen  Blicken  hebt  sich  scharf  der  Erbenkreis  der  Gkmerven  ab, 
und  er  hat  nun  die  Methode,  mit  deren  Httlfe  im  einzelnen  Falle  der  be- 

StatE,  Verwandtschaftsbild.  8 
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Parentelen  aber,  wo  der  Hals  wegfalle,  sei  die  Begel  ohne 
weiteres  anwendbar.  (Wass.  ßepl.  S.  19  und  20).  Was  nun 
die  Stellung  der  Geschwister  in  der  Erbenfolge  betrifft,  so  fol- 
gert Wass.  aus  Ssp.  I  17  §  1,  dass  sie  den  Deszendenten  und 
Aszendenten  nachgehen.  Sie  erben  in  der  Seitenlinie  des 
Erblassers  (S.  0.  S.  35  al.  1  Satz  2);  aber  sie  gehören  (in 
der  Komputation)  nicht  zur  Seitenlinie.  Diese  Stellung  in  der 
Erbfolge^)  erkläre  die  Ausschliessung  der  Geschwister  yon  der 
Magschaft  (also  in  der  Komputation),  sie  sei  ein  Beflez  der- 
selben, eine  Folge;  da  die  Geschwister  vor  den  übrigen  Seiten- 
verwandten  geerbt  haben,  habe  man  sie  nicht  zu  denselben 
rechnen,  zählen  können,  sonst  hätten  sie  nach  dem  Grundsatz: 
„alle  de  sik  an  geliker  stat  to  der  sibbe  gestuppen  mögen,'' 
erben  gleich,  mit  Tanten  und  Oheimen  erben  mttssen.^  (S.  0. 
S.  36,  Pr.  d.  E.  S.  5).  Gegen  diese  Ausf&hrungen  Wass.'s  ist 
nun  zu  bemerken:*) 

a)  Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  die  Mittelstellung, 
welche  die  Geschwister  nach  Wass.  in  der  Erbenfolge  und  in 
der  Yerwandtschaftsgliederung   einnehmen,    nämlich    zwischen 


rafene  Erbe  enoittelt  wird"(!)  Ich  kann  nur  in  dem  Satze  „die  tyischen  deme 
nagele **  etc.  yon  Gelenken  nichts  finden,  nicht  einmal  von  Gliedern; 
denn  er  spricht  von  „stat.*^  Dass  eine  solche,  ja  dass  sogar  allenfalls  ein 
Glied  der  Hals  nicht  sei,  dürfte  zn  beweisen  schwer  faUen. 

^)  Die  übrigens,  wie  wir  unten  sab  B  n  sehen  werden,  aus  Ssp.  I  17 
§  1  nicht  abgeleitet  werden  kann. 

')  Hier  mischt  sich  noch  die  Wasserschlebensche  Ansicht  ein,  dass  ^unter 
den  Magen  alle  diejenigen,  welche  sich  sn  irgend  einem  mit  dem  Erblasser 
gemeinschaftlichen  Stammvater  in  dem  Verwandtschaftsbilde  nfther  gliedern, 
den  übrigen  vorgehen,  diejenigen,  welche  am  gleichen  Gliede  stehen,  zugleich 
erben''  (Wass.  S.  0.  S.  36,  Bepl.  S.  36  und  37).  Schon  Schanz  S.  34  hat  da- 
rauf hingewiesen,  dass  dies  unmöglich  ist,  weil  die  Regel  ,die  tvischen'  n. 
s.  w.  nur  auf  eine  Parentel  zugleich  anwendbar  ist  Derselbe  hat  S.  29 
und  30  den  Beleg  aus  dem  Bechtsbuche  nach  Distinktionen,  welchen  Siegel 
V.  B.  S.  31  für  das  Gegenteil  anführte,  als  nicht  stichhaltig  daigetan. 
Nicht  zu  verwechseln  mit  dieser  Wass.'8chen  Ansicht  ist  das,  was  v.  Amira 
E.  S.  131  sagt,  vgl.  unten  sub  m. 

*)  Vgl.  gegen  Wass.  auch  Hom.  Par.  S.  16  und  16,  Siegel  V.  B.  S.  30, 
31,  37  f.,  Lewis,  IX  S.  57,  Schanz  S.  34  f.,  welcher  aber,  wenn  er  In  der 
Charakteristik  der  Anwendung,  die  Elkes  Verwandtschaftsbild  durch  Wass. 
erfahren  hat,  S.  10  fortfährt:  ^Angewandt  auf  die  Erbenfolge  etc.",  den  Unter- 
schied zu  übersehen  scheint,  den  Wass.  für  die  Stellung  der  Geschwister  bei 
der  Komputation  und  bei  der  Erbfolge  macht. 
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Aszendenten  und  Wass's  Magen,  fär  die  Erbenfolge  durch  eine, 
icli  möchte  sagen,  privilegierte  Stellang  unter  den  Seitenver- 
wandten  zu  erklären  sein  soU,^)  in  der  Komputation^)  aber 
durch  Beigesellung  zu  den  Aszendenten.  Man  mfisste  sich  doch 
vorstellen,  die  Geschwister  seien  in  beiden  Fällen  als  Annex 
der  Aszendenten  zu  betrachten;  denn  dass  die  Stellung  in  der 
Erbfolgeordnung  darauf  Einfluss  haben  könne,  ob  die  Geschwister 
zu  den  Magen  gerechnet  werden  oder  nicht,  ist  aus  innern 
Gründen  durchaus  undenkbar.  Gerade  bei  den  Germanen  hat  wohl 
die  Verwandtschaftsgliederung  unabhängig  von  dem  Erbrecht 
der  Sippe,  ja  schon  bevor  sich  ein  solches  entwickelte,  bestanden. 
Auch  nach  der  ganzen  Darstellung  des  Ssp.,  welcher  zuerst  die 
Verwandtschaftsgliederung  schildert  und  dann  unter  deren 
Voraussetzung  die  Erbenfolge  regelt,  mfisste  man  sagen:  Weil 
den  Aszendenten,  dem  Stamm,  dem  Rumpfe  beigesellt,  erben 
die  Geschwister  vor  den  übrigen  Seitenverwandten,  und  nicht 
umgekehrt.  Diese  Motivierung  hat  aber  Wass.  überall 
sorgfältig  vermieden  und  musste  sie  vermeiden.  Denn  wie 
lassen  sich  die  drei  Linien  der  Deszendenten,  Aszendenten  und 
EoUateralen  als  Prinzip  der  Erbfolgeordnung  aufrecht  erhalten, 
wenn  es  sich  zeigt,  dass  ein  seinem  inneren  Wesen  nach  zu  der 
dritten  Klasse  gehöriger  Bestandteil,  ja  sogar  deren  eigentlicher 
Haupttypus,  der  zweiten  (allerdings  als  letzte  Stufe)  beigesellt 
wird?  Wir  aber  werden  den  Schritt,  den  Wass.  nicht  getan 
hat,  tun  müssen  und,  der  Quelle  gemäss,  den  Zusammenhang 
zwischen  der  Stellung  der  Geschwister  im  Verwandtschaftsbilde 
und  derjenigen  in  der  Erbfolgeordnung  umgekehrt  formulieren. 
Wenn  darob  die  ganze  Wass.'sche  Theorie  nicht  standhält,  so 
zeigt  sich  nur  wieder  einmal,  wie  gefährlich  es  ist,  in  einen 
Stoff  ein  Element,  das  ihm  ganz  fremd  ist,  hineinzutragen,') 
wie  in  die  deutsche  Erbfolgeordnung  den  aus  römischen  An- 
schauungen stammenden  Begriff  der  Seitenvei*wandtschaft. 


')  «In  der  Seitenlmie  erben  zuerst  die  yollbttrtigen  (lescbwister,^ 
a  0.  S.  36. 

')  ,Die  Geschwister  werden  nicht  zur  Seitenlinie  gerechnet,  sondern 
nun  Rumpfe, '^  Bapl.  S.  17. 

*)  Daran,  und  nicht  etwa  an  der  andern  unrichtigen  Voraussetzung 
Wus's.,  dass  n&niich  in  Ssp.  I  3  §  3  am  Anfang  die  zweite  Parentel  ge- 
schildert sei,  scheitert  die  Theorie;    denn  ffir  die  erste  Parentel,  in  welcher 
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ß)  Allein  nicht  nur  aus  Gründen,  die  in  ihnen  selbst  liegen, 
sondern  auch  an  der  Quelle  scheitern  die  Ausfahrungen  Wass/s. 
Es  ist  in  Ssp.  I  3  §  3  nirgends  angedeutet,  einerseits  dass  das 
Bild,  dessen  analoge  Ausdehnung  und  Anwendung  Elke,  wie 
wir  sehen  werden,  allerdings  voraussetzt,  bei  derselben  ein 
Glied,  den  Hals,  verliere,  so  dass  die  Verwandtschaft  und  die 
Erbfähigkeit  in  den  Nachkommenschaften  der  höheren  Aszen- 
denten des  Erblassers  einen  Grad  weniger  weit  reichen  sollte 
als  unter  seinen  und  seines  Vaters  Nachkommen,  und  anderer- 
seits, dass  die  Regel  auf  die  im  Vorhergehenden  dargestellte 
Parentel,  sei  es  nun,  welche  es  wolle,  nicht  oder  nur  mit  Modi- 
fikationen anwendbar  sei. 

Vielmehr  ist  sie  offenbar  gerade  auf  das  Vorhergehende 
anwendbar,  gilt  also  auch  f  flr  die  Geschwister,  den  Hals,  welche 
Wasserschieben  nicht  zur  Seitenverwandtschaft  rechnet.  Mithin 
fällt  die  Behauptung,  das  „sich  zur  Sippe  stuppen"  komme  aus- 
schliesslich nur  bei  Seitenverwandten  vor,  wenigstens  im  Sinne 
ihres  Urhebers,  dahin;  eine  spätere  Ausführung  wird  sie  noch 
vollends  widerlegen,  während  wir  hier  vorläufig  uns  niit  dem 
Resultate  begnügen,  dass  uns  nichts  hindert,  in  dem  Ausdruck 
„sich  zur  Sippe  stuppen**  dem  Worte  Sippe  seine  eigentliche 
allgemeine  Bedeutung  zu  lassen. 

üebrigens  entscheidet  in  ganz  ähnlicher  Weise  der  Satz: 


allein  noch  der  Unterschied  von  Magen-  und  Sippezählnng  zn  Tage  tritt,  er- 
gibt sich  im  Übrigen  dasselbe. 

Wäre  die  Dreilinienordnnng  die  deutsche  Erbfolgeordnung,  so  müsste  sie 
übrigens  im  Schwsp.  rein  doi'chgefOhrt  sein,  weil  derselbe  nach  c.  3  die 
Magenzfthluug  schon  mit  den  Kindern  bezw.  Geschwistern  beginnt.  Es 
mttssten  also  hier  die  Geschwister  mit  den  Eltemgeschwistem ,  Grosseltem- 
geschwistem  u.  s.  w.  zusammen  erben,  was  Wass.  selbst  nicht  annimmt. 
(Pr.  d.  E.  S.  14).  Die  Aenderung  der  Magenzählnng  hat  ehen  nicht  soidie 
einschneidende  Aenderungen  in  der  Erbfolgeordnung  nach  sich  gezogen,  wie 
man  nach  Wass.  erwarten  mttsste;  höchstens  verliert,  wie  Lewis,  XIV  S.  3  f. 
und  Seelig  S.  40  annimmt,  jede  Parentel  dadurch  ein  Glied,  wenn  nicht  etwa 
der  Satz:  „aUe  die  zwischen  dem  honpte  und  dez  nagel'^  u.  s.  w.  bloss  durch 
die  sklavische  üebersetzung  der  Quelle  veranlasst  ist,  und  nach  dem  Schwsp. 
auch  die  siebente  Sippe  der  Nagel,  noch  »bberechtigt  ist.  Darauf  scheint 
mir  der  Zusatz  zu  deuten,  dass  man  von  dem  Haupte  bis  auf  den  Nagel 
zähle,  sowie  der  im  weitem  folgende  Satz,  ein  jeglich  Mann  beerbe  seinen 
Magen  bis  auf  die  siebente  Sippezahl.  Ebenso  Stobbe  P.  R.  S.  68,  vgl.  auch 
Anhang  I. 
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„Die  tvischen  deme  nagele''  u.  s.  w.  auch  gegen  die  Erbfolge- 
ordnungen von  Siegel,  von  v.  Amira  und  von  Schanz.  Allen 
diesen  Autoren  ist  gemeinsam  die  Unterscheidung  zweier  Erben- 
(in  Wahrheit  aber  bloss  Verwandten-)  kreise,  in  welchen  ver- 
schiedene Erbfolgeprinzipien  gelten  sollen.  Nun  erblickt 
Schanz  (S.  31)  in  der  zu  Anfang  des  Paragraphen  dargestellten 
Nachkommenschaft  die  zweite  Parentel  (S.  31  f.),  ebenso  wohl 
Siegel,^)  und  nach  v.  Amira  ist  das  Verwandtschaftsbild  jeden- 
falls auch  auf  die  absteigende  Linie,  also  die  erste  Parentel, 
anwendbar  (E.  S.  130  a.  E.).  Alle  diese  drei  Autoren  finden 
also  in  der  dargestellten  Nachkommenschaft  Angehörige  beider 
Erbenkreise,  Schanz  und  Siegel:  Geschwister  einerseits  und 
G^chwisterkinder,  Geschwisterenkel  u.  s.  w.  andererseits,  ebenso 
V.  Amira,  wenn  er  das  Bild  auf  die  zweite  Parentel  anwendet, 
wenn  auf  die  erste:  Kinder  einerseits  und  Enkel  (welche  nach 
ihm  nur  durch  positive  Ausnahme  zu  dem  engem  Kreise  gehören), 
Urenkel  (welche  nicht  mehr  dazu  gehören)  u.  s.  w.  andererseits. 
Wenn  nun  aber  der  Satz:  „Die  tvischen**  u.  s.  f.,  wie  aus  der 
Quelle  unwiderleglich  hervorgeht,  und  wie  wir  es  schon  des 
öftem  betont  haben,  unmittelbar  und  in  erster  Linie  auf  das 
Vorangehende  anzuwenden  ist,  so  folgt  daraus,  dass  Glieder 
beider  Erbenkreise  hier  nach  demselben  Erbfolge- 
prinzip in  Betracht  kommen,  dass  Geschwister  vor  den 
Geschwisterkindern  erben,  nicht  weil  sie  dem  engern  Erben- 
kreise angehören,  jene  aber  nicht,  sondern  weil  sie  sich  näher 
zu  der  Sippe  stuppen  können.  Nicht  zwei  Erbfolgeprinzipe 
gelten  für  die  Angehörigen  der  beiden  Kreise,  sondern  offenbar 
ein  und  dasselbe. 

Dagegen  schliesst  die  unleugbar  bestehende,  dem  Gegensatz 
von  Haus  und  Sippe  entsprechende  Scheidung  in  zwei  Ver- 
wandtenkreise, die  sich  in  gewisser  Hinsicht^)  sogar  im  Erb- 


^)  Et  äussert  sich  nirgends  ganz  direkt;  vgl.  sein  Erbr.  S.  23  Note  81 
(aber  auch  V.  B.  S.  40);  am  deutlichsten  aber  wohl  argumento  a  contrario 
aus  Rez.  S.  26,  wo  er  behauptet,  die  Halbgeburt  komme  nur  in  Betracht  bei 
Geschwistern,  Geschwisterkindern,  Geschwisterenkeln  u.  s.  w.,  also  nur  in  der 
zweiten  Parentel,  eine  Behauptung,  welche  sich  wohl  nicht  aus  Ssp.  II  20  §  1 
erklären  lässt,  sondern  nur,  wenn  er  eben  in  den  Stammeltem  des  Ssp.  I 
3  §  3  die  Eltern  des  Erblassers,  in  ihren  Nachkommen  die  zweite  Pa- 
rentel sieht. 

*)  unten  B.  I. 
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recht  geltend  macht,  die  Parentelenordnung  nicht  ans.  Mit  der 
nach  Parentelen  gegliederten  Sippe  ist  eine  zweite,  Glieder 
verschiedener  Parentelen  zusammenfassende  Einteilung  nach 
zwei  Kreisen  natürlich  wohl  vereinbar,  mit  der  Erbfolgeordnung 
hat  dieselbe  ja  nichts  zu  schaffen,  sobald  für  die  beiden  Kreise 
nicht  besondere  Erbfolgeprinzipien  gelten. 

f)  Wir  haben  gesehen,  dass  die  ausschliessliche  Deutung 
von  „sibbe^  als  Seitenverwandtschaft  an  keinem  Punkte  unseres 
Paragraphen  nötig,  ja  auch  nur  zulässig  ist.  Wollen  wir  daa 
Wort  nuancieren,  so  liesse  sich  sagen,  dass  es  neben  Verwandt- 
schaft überhaupt  auch  die  Nachkommenschaft  eines  Stammeltem- 
paars,  Linie  oder  Parentel  im  untechnischen,  vielleicht  auch  im 
technischen  Sinne  ^)  bezeichnen  könne,  ja  dass  es  auch  nur  eine 
Stufe  derselben  bedeutet,  wenn  z.  B.  von  der  vierten  oder  von 
der  siebenten  Sippe  die  Bede  ist.  Jedenfalls  aber  lässt  es  sich 
überall  allgemein  mit  Blutsverwandtschaft  deuten,  und  diese 
allgemeine  Bezeichnung  wollen  wir  beibehalten;  es  scheint  uns, 
dass  die  Sprache  nicht  ohne  Grund  alle  diese  Begriffe  mit  dem- 
selben Worte  bezeichnet.  Durch  eine  Spezialisierung  dürfte 
man  sich  das  Verständnis  gerade  unserer  Stelle  nur  erschweren. 


n. 

„Nu  merke  wie  ok,  war  de  sibbe  beginne  unde  war  se 
lende." 

Wir  untersuchen  nun  zuerst,  wie  uns  Eike  denn  die  Sippe, 
ihren  Anfang  und  ihr  Ende  darstellt. 

1)  Zunächst  führt  er  uns  Mann  und  Weib  vor,  welche  eine 
nach  kirchlichem  und  weltlichen  Rechte  (elike  unde  echtlike) 
vollwertige  Ehe  geschlossen  haben.  Sie  bilden  unstreitig  Ur- 
sprung und  Anfang  der  Sippe.*)  Auf  sie  folgen  die  Kinder, 
dann  die  Kinder  vollbürtiger  Geschwister,  die  erste  Magschaft, 
hierauf  deren  Kinder,  die  zweite  Magschaft  u.  s.  w.  bis  zur 


0  Vgl.  unten  sub  m  3 

*)  Wo  man  die  Sippe  zu  zählen  begfonneu  habe,  ist  eiqe  andere  Frage, 
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sechsten  Magschaft;  die  siebente,  die  sog.  Nagelmagschaft,  ist 
nicht  mehr  vei'wandt.*) 

Einer  genauen  Untersuchung  bedarf  Eikes  Angabe  ttber  die 
Verwandtschaftsgrenze.  Erkennen  wir  nämlich  mit  v.  Amira 
E.  S.  49  in  dem  sechsten  Knie,  ttber  welches  nach  der  lex  Salica  die 
Berufung  zum  reipus  nicht  schreitet,  eine  Erbrechtsgrenze, 
nehmen  wir  femer  mit  demselben  Gelehrten  und  Heusler  S.  591 
an,  dass  die  bei  den  Ripuariern  und  den  ThOringem  geltende 
Erbrechtsgrenze  des  f ttnften  Knies  von  den  Geschwisterkindern 
an  berechnet  sei,  berttcksichtigen  wir  femer,  dass  in  der  Be- 
stimmung des  ed.  Rotharis:  „omnis  parentela  usque  in  septimum 
geniculum  numeretur^  nach  langobardischer  Weise  der  Stamm- 
vater mitgezählt  ist,  so  erhalten  wir  für  die  Zeit  der  Volks- 
rechte und  das  grosse  Gebiet  der  genannten  Rechtsquellen  eine 
übereinstimmende  Verwandtschafts-  und  Erbberechtigungsgrenze 
im  sechsten  Grade  kanonischer  Komputation.  Vergleichen  wir 
damit  die  Angabe  des  Ssp.,  so  ergibt  sich  eine  Ausdehnung 
der  Verwandtschaft  bezw.  der  Erbberechtigung  um  einen  Grad, 
während  die  Zählung  sogar  zwei  Grade  weiter  geht.  Wir 
fragen  uns  sofort,  ob  diese  Veränderung  erst  im  Laufe  der 
Zwischenzeit  erfolgt  sei,  oder  ob  sie  auf  altem  sächsischen 
Stammesrecht  beruhe.  Die  lex  Saxonum  gibt  uns  darüber 
keine  Auskunft.  Man  möchte  aber  im  Hinblick  auf  den  Ssp. 
im  ersten  Augenblick  dies  zu  bejahen  geneigt  sein.  Wie  weit 
derselbe  für  eine  Beantwortung  dieser  Frage  in  Betracht  kommen 
kann,  wollen  wir  nun  untersuchen. 

Es  macht  sich  bei  mehreren  Schriftstellern,  ich  verweise 
hier  nur  auf  Hom.  Par.  S.  9  und  Heusler  S.  593,  die  Ansicht 
geltend,  dass  die  Verbindung  der  Verwandtscht^s-  mit  der 
Weltalterlehre  Eike  zu  dieser  oder  jener  Konzession  an  die 
letztere  veranlasse,  seine  Darstellung  der  Sippe  beeinflusse, 
wie  solches  auch  bei  der  mit  derselben  Weltalterlehre  verbun- 
denen Darstellung  der  Heerschilde  der  Fall  sei.  Allein  das 
Verhältnis  der  Lehre  von  den  Weltaltera  zur  erstem  ist  ein 
anderes  als  dafigenige  zur  letzteren.  Diese  hat  Eike,  so  viel 
wir  wissen,  zum  ersten  Male  dargestellt,  also  hat  er  auch  sie 


^)  Anders  Heusler  S.  593  und  600,  aber  wie  wir  in  der  Anmerkong  auf 
S.  594;  ebcnao  Stobbe  P.  E.  S.  69  N.  19,  Seeli^  S.  39, 
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zum  ersten  Male  mit  der  Weltaltertlieorie  in  Verbindung  ge- 
bracht, m.  a.  W.  Eike  hat  jedenfalls  nicht  die  Welt- 
altertheorie im  Zusammenhang  mit  den  Heerschilden 
übernommen.  Lässt  sich  ein  Gleiches  wohl  auch  bezüglich 
der  Verwandtschaftsgliederung  sagen?  Eike  weist  durch  die 
Berufung  auf  Isidor  v.  Sevilla,  dessen  origines  sive  etymologiae 
er  allerdings  mit  dem  Kirchenvater  Origines  verwechselt,  deutlich 
darauf  hin,  dass  nicht  alles,  was  er  uns  in  diesem  Artikel  er- 
zählt, auf  sächsischem  Boden  gewachsen  ist.  Hat  er  nur  die 
Weltalter  übernommen,  oder  hat  er  eine  Quelle  benutzt,  welche 
ihm  schon  zeigte,  wie  man  die  Verwandtschaft  und  ihre  Be- 
grenzung mit  den  Weltaltem  in  Beziehung  setzen  konnte? 
Schon  der  Umstand,  dass  ein  sächsischer  Schöffe  und  Ritter 
auf  eine  solche  Idee  verfallen  sein  könnte,  ist  an  sich  unwahr- 
scheinlich, entscheidend  für  das  Gegenteil  möchte  aber  sein  die 
Tatsache,  dass  schon  vier  Jahrhunderte  vor  Eike  unter  Berufung 
auf  denselben  Isidor  in  den  germanischen  Gebieten  eine  solche 
Parallelisierung  von  Weltaltern  und  Geschlechtem  vorkommt, 
dass  ihre  ununterbrochene  Tradition  bis  auf  die  Zeiten  Eikes 
und  auf  den  heutigen  Tag  sich  nachweisen  lässt,  dass  dieselbe 
durch  die  berühmtesten  und  am  meisten  gelesenen  Schriften 
nicht  nur  geistlichen,  sondern  auch  weltlichen  Inhalts  erfolgte, 
dass  wir  ihr  einmal  sogar,  schon  lange  vor  Eikes  Zeit,  in  einem 
Konzilienbeschlusse  begegnen,  und  endlich,  dass  sie  gerade  mit 
der  von  Eike  geschilderten  und  darnach  bei  den  Sachsen  üblichen 
Magenzählung  eine  besonders  enge  Verbindung  eingegangen  ist. 
Ist  dies  richtig,  so  hätte  Eike  die  Weltaltertheorie  zwar  nicht 
mit  der  Verwandtschaftsgliedemng  verbünde,  wohl  aber  auf 
die  Heerschilde  ausgedehnt.  Da  aber  des  Zusammenhangs  wegen 
mit  der  im  zweiten  Artikel  begonnenen  Ständelehre  im  dritten 
Artikel  die  Heerschildgliederang  vor  der  Verwandtschaft  dar- 
gestellt werden  musste,  wurde  auch  die  Weltalterlehre  zuerst 
mit  ihr  verbunden,  und  so  hat  es,  namentlich  bei  dem  Ueber- 
gang  von  §  2  zu  §  3:  „alse  de  herschilt  in  me  seveden 
to  stat,  also  to  geit  de  sibbe  an  deme  seveden,^  den  An- 
schein erhalten  können,  als  ob  der  Verbindung  von  Heerschild- 
und  Weltalterlehre  und  nicht,  was  sich  doch  bei  genauerer 
Ueberlegung  als  einzig  möglich  ergibt,  dem  Zusammenhang  der 
letzteren  mit  der  Verwandtschaftslehre  die  Priorität  gebühre- 
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Gibt  man  dies  zu,  so  folgt  ferner  daraus,  dass  Eike  wohl 
an  der  Verwandtschaftsgrenze  nichts  geändert  hat.  Wir  können 
zwar  nicht  behaupten,  dass  er  uns  die  altnationale«  die  sächsische 
Verwandtschaftsgrenze  direkt  dargestellt  hat;  nicht  nur  ans 
der  Praxis  hat  er  diesmal  geschöpft,  sondern  ans  seiner  Ge- 
lehrsamkeit. Allein  falls  die  Verbindung  der  Weltalterlehre 
mit  der  Verwandtschaftsgliederung  eine  Modifikation  an  der 
Verwandtschaftsgrenze  zur  Folge  gehabt  hat^  so  ist  dieselbe 
nicht  von  £ike,  sondern  von  seiner  Quelle  gemacht  worden, 
nach  ihr  haben  wir  uns  umzusehen,  wenn  wir  uns  Ober  das 
Verhältnis  der  in  Ssp.  I  3  §  3  g^ebenen  Verwandtschafts- 
grenze zur  altsächsischen  und  derjenigen  der  oben  genannten 
Volksrechte  Klarheit  zu  verschaffen  versuchen  wollen. 

Isidor  V.  Sevilla  gibt  in  seinen  origines  sive  etymologiae 
1.  IX.  c.  6  die  bekannten  drei  Figuren  der  Verwandtschaft. 
Zur  ersten,  die  arbor  juris  darstellend,  bemerkt  er:  Stemmata 
dicuntur  ramusculi,  quos  advocati  faciunt  in  genere,  cum  gradus 
cognationum  partiuntur,  utputa  ille  filius,  ille  pater,  ille  avus, 
iUe  agnatus  et  caeteri,  quorum  flgnrae  hae  sunt.  Zur  dritten 
Figur  bemerkt  er:  Stemmata  stirpis  humanae.  Haee  consan- 
guinitas,  dum  se  paulatim  propaginum  ordinibus  dirimens  usque 
ad  ultimum  gradum  subtraxerit,  et  propinquitas  esse  desierit, 
eam  rursus  lex  haec  matrimonii  vinculo  reperto  (repetit?)  et 
quodam  modo  revocat  fugientem.^)  Ideo  autem  usque  ad  sextum 
generis  gradum  consanguinitas  constituta  est,.ut  sicut  sex  aeta- 
tibus  mundi  generatio  et  hominis  Status  finitur,  ita  propinquitas 
generis  tot  gradibus  terminaretur. 

Diese  Stelle  hat  in  der  Folgezeit  eine  ganz  erstaunliche 
Berühmtheit  erlangt  und  besitzt  eine  höchst  interessante  Ge- 
schichte, welche  wir  nun  etwas  näher  zu  verfolgen  haben. 

Zuerst  finde  ich  beide  Stellen  ohne  Quellenangabe  aber  im 
Wesentlichen  unverändert  in  c.  138  der  Excerptiones,  welche 
fälschlich  dem  Erzbischof  Egbert  v.  York  (731  —  767)  zuge- 
schrieben werden,*)  welche  aber  nach  Wass.  Buss.  S.  45  wohl 


*)  Angustin  de  civitate  Dei  XV  16  §  2. 

')  Vgl.  Wass.  BuBs.  S.  45,  aber  noch  den  Abdruck  bei  Migne,  Tom.  89 
col.  395  und  Mansi,  Tom.  XII  p.  426.  Übrigens  scheint  Mejer  in  seiner 
grandlegenden  Arbeit  ttber  die  Gregorische  Komputation  diese  SteUe  aber- 
sehen zu  haben. 
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später,  vielleicht  im  9.  Jahrhundert,  entstanden  sind.  Anderer- 
seits trifft  man  in  einer,  wahrscheinlich  auf  angelsächischem 
Boden  entstandenen  coUectio  antiqua  canonum  poenitentialium 
c.  29,  welche  dem  Ende  des  achten  oder  dem  neunten  Jahr- 
hundert angehören  dfirfte,  nnd  welche  fr&nkische  Quellen  stark 
benutzt  hat,*)  die  Stelle  Isidors  in  wesentlich  veränderter  Ge- 
stalt: Dicta  Esydori.  Beatus  Esydorus  de  consanguinitate  sie 
loquitur:  Cigus  series  VII  gradibus  dirimetur  hoc  modo:  I.  filius 
et  filia,  II.  nepos  et  neptis,  in.  pronepos  et  proneptis,  IV.  abnepos 
et  abneptis,  V.  adnepos  et  adneptis,  VI.  trinepos  et  trineptis, 
VIL  trinepos  filius  et  trineptis  filia.  Haec  consanguinitas,  dum 
se  paulatim  propaginem  ordinibus  dirimens  usque  ad  ultimum 
gradum  sese  subtraxerat  etc.  wie  bei  Isidor.  Am  Schlüsse:  Huc 
usque  Esydori  procedit  sententia. 

Dieselbe  Stelle  nur  mit  der  Aenderung,  dass  trinepos  filius 
et  trineptis  filia  durch  trinepotis  filius  et  trinepotis  filia 
ersetzt  ist,  begegnet  uns  in  der  epistola  in  concilium  Duzi- 
acense  n  (Douci)  vom  Jahre  874.  Sie  ist  an  die  aqni- 
tanischen  Bischöfe  gerichtet  und  hat  die  antiqua  coUectio  oder 
eine  verwandte  Quelle  benutzt,  denn  sie  teilt  mit  dieser 
das  :  dum  .  .  .  .  se  .  .  .  sese  ....  subtraxerit  (allerdings  dem 
Original  mehr  entsprechend  als  das  obige  subtraxerat).')  Hier 
zeigt  sich  auch  deutlich,  woher  die  im  Widerspruch  zum  zweiten 
Teil  der  Stelle  stehenden  Septem  generationes  des  Anfangs  ge- 
kommen sind.  Gleich  nach  dem  terminaretur  fährt  die  Stelle 
nämlich  fort:  et  arbor  juris  legis  Romanae  ecclesiasticis  con- 
cordans  legibus  u.  s.  w.;  es  ist  unter  dem  Einfiuss  der  isido- 
rischen  arbor  juris  geschehen,  welche  die  siebente  Generation 
noch  angibt,  sowie  unter  dem  Einfiuss  des  römischen  Rechts 
Oberhaupt,  vor  allem  wohl  von  Paulus  rec.  sent.  IV  11  mit  der 
interpretatio,  einer  Stelle,  welcher  in  der  Geschichte  der  Ehe- 
verbotsgrenze ja  eine  sehr  grosse  Bedeutung  zukommt. 

Derselben  isidorischen  Stelle  begegnen  wir  nun  ca.  150  Jahre 
später  wieder   in    dem   Dekrete   des   Bischofis  Burchard   von 


0  Vgl.  Wasg.  Bnss.  S.  48  mid  den  Abdruck  ebenda  S.  288;  Mansi,  Tom. 
Xn  p.  503,  schreibt  sie  dem  Beda  venerabilis  zu. 

*)  Vgl.  den  Abdruck  bei  Mansi,  Tom.  XVII  p.  285.  Vgl.  auch  Hefele, 
Konsiliengeschichte  2  Aufl.  IV  S.  511. 
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Worms  ^)  Buch  Vn  c.  10.  Auch  hier  findet  sich  das  dum  .  .  . 
se  .  .  .  sese  ....  subtraxerit,  neben  der  Abänderung  von 
trinepotis  filius  et  trinepotis  filia  in  trinepotis  nepos  und  tri- 
neptis  neptis  aber  noch  eine  weitgehende  Interpolation,  so  dass 
die  Stelle  nun  lautet: 

In  quo  ramusculo  consanguinitatis  legitima  connubia  fieri 
possint. 

c.  10.  Beatus  Isidorus  de  consangninitate  sie  loquitur: 
Cujus  series  Septem  gradibus  dirimitur  hoc  modo:  filius  et  filia, 
quod  estfrater  etsoror,  sit  ipsetruncus.  Ulis  seorsum 
sejunctis  ex  radice  illius  trunci  egrediuntur  isti  ramus* 
culi;  nepos  et  neptis,  primus;  pronepos  et  proneptis,  secun- 
dus;  abnepos  et  abneptis,  tertius;  adnepos  et  adneptis,  quar- 
tus;  trinepos  et  trineptis,  quintus;  et  trinepotis  nepos  et 
trineptis  neptis,  sextus.  Haec  consanguinitas  u.  s.  w.  Ideo 
autem  usque  ad  sextum  generis  gradum  u.  s.  w.  bis  terminetur. 

Demnach  hat  Burchard  die  Magenzählung  in  die  Stelle 
hineingetragen.  Man')  ist  darüber  einig,  dass  dieselbe  alt- 
national, nicht  etwa  von  Burchard  erfunden  ist.  Sie  wurde 
1022  von  dem  unter  Burchards  Einfluss  stehenden  Konzil  von 
Seligenstadt  angewendet,  aber  auch  schon  in  dem  conventus  ad 
Theodonis  villam  von  1003  (bei  Pertz.  Mon.  Germ.  Script.  IV 
p.  663  f.)  Der  Grund  zu  der  Interpolation  ist  wohl  mit  Wass. 
(S.  0.  S.  11  und  12)  in  dem  Bestreben  zu  suchen,  den  Wider- 
spruch zwischen  dem  Septem  am  Anfang  und  dem  Sex  am  Ende 
der  Stelle  zu  heben.  Mit  der  durch  die  Interpolation  an- 
gedeuteten Unterstellung,  dass  Isidor  am  Anfang  zwar  die 
kanonische  Komputation  im  Auge  habe,  nachher  aber  die  sex 
generationes,  welche  den  sex  aetates  entsprechen  müssen,  von 
den  Geschwisterkindern  an  gezählt  wissen  wolle,  war  der 
Widerspruch  mit  dem  Anfang  anscheinend  beseitigt.*) 


')  Bei  Uigne,  Tom.  140  col.  781. 

>)  Namentlich  y.  Amira  E.  S.  47  f.,  Heusler  S.  592. 

')  An  die  Absicht,  durch  die  Interpolation  die  Zahl  der  verbotenen 
Grade  auszudehnen,  kann  nicht  gedacht  werden,  jedeufaUs  nicht  gegenüber 
Born,  das  schon  seit  mehreren  Jahrhimderten  den  siebenten  kanonischen  Grad, 
also  die  sechste  Magschaft,  als  Grenie  anf|g;e6teUt  hatte.  Dagegen  glaubt 
y.  Amira,  £.  S.  48,  die  Interpolation  sei  erfolgt,  um  durch  Vermittlung  der  yolks- 
tOmlichen  Zählweise  die  Ausdehnung  des  Verbots  von  dem  sechsten  kanonischen 
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Aber  die  Beseitigung  war  eben  nur  eine  anscheinende, 
wie  die  weitere  Geschichte  der  Stelle  zeigt.  Leser,  welche  die 
Interpolation  nicht  als  solche  kannten,  sondern  f fir  nrsprOnglich 
hielten,  mussten  nun  erst  recht  die  Septem  gradus  auf  dieselbe 
Weise  wie  die  sex  zählen.  Von  neuem  trat  nun  die  Frage  auf, 
wie  sich  jene  zu  diesen  verhalten.  Die  erneute  Lösung  der 
Schwierigkeit  ist  in  der  nachburchardischen  Geschichte  der 
Stelle  auf  zwei  Arten  erfolgt. 

a)  Von  den  kirchlichen  Sammlungen,  in  welche  das  c.  10 
Burchards  zunächst  fibergieng,  begnttgte  sich  das  decretum  Ivonis 
pars  IX.  c.  46^)  mit  einer  einfachen  Wiedergabe  der  Stelle; 
dagegen  korrigierte  die  Panormia  VII  c.  76  die  septem  in  sex 
gradus;^)  aber  es  ist  wohl  auf  diese  Korrektur  noch  kein  grosser 


Grade,  welcher  im  Frankenreiche  bisher  als  Grenze  gegolten  habe,  auf  den 
siebenten  weniger  auffällig  za  machen  und  zu  erleichtem.  Im  Konzil  von 
Seligenstadt  sei  diese  Zählung  unter  Berufung  auf  die  aiitiqui  patres  adop- 
tiert worden;  die  interpolierte  Stelle  sollte  diese  Berufung  rechtfertigen. 
Auch  ich  glaube,  dass  Burchard  in  Seligenstadt  sich  gerade  auf  diese  Stelle 
berufen  hat.  Ich  glaube  femer,  dass  die  in  ihr  gegebene  Magenzählung  auf 
c.  30  von  Burchards  siebentem  Buch  anzuwenden  ist,  wo  uns  berichtet  wird, 
der  conventus  Gonflnentiae  von  922  (Pertz.  Mon.  Germ.  leg.  IV  p.  17)  habe 
beschlossen,  ne  ullus  Christianus  infra  sextam  generationem  nuptias  copulare 
praesumat.  Allein  ich  kann  nicht  annehmen,  dass  die  Interpolation  eine 
solche  Tragweite  gehabt  hat,  dass  sie  grade  gemacht  worden  sei,  um  solche 
Stellen  so  umzuinterpretieren.  In  diesem  Falle  hätte  doch  Burchard  in  aUen 
in  seinem  siebenten  Buche  angeführten  Stellen  über  die  Verwandtsckafts- 
grenze,  oder  doch  wenigstens  in  deigenigen  fränkischen  Ursprungs  die  Grenze 
als  auf  dem  seztus  gradus  befindlich  angeben  müssen.  Ausser  in  c.  30  cita- 
tnm  und  in  c.  18,  wo  ihm  die  sexta  (übrigens  an  beiden  Orten  direkt  aus 
quinta  gemischte)  generaüo  durch  seine  Quelle  überliefert  zu  sein  scheint, 
statuiert  er  sonst  überall  als  Grenze  die  septima,  vgl.  c.  11,  12,  13,  14,  16. 
Zudem  lagen  direkte  Fälschungen  der  damaligen  Zeit  viel  näher,  und  endlich 
brauchte  Burchard  eine  solche  Anpassung  der  kirchlichen  Forderungen  an  das 
weltliche  Recht  wohl  nicht  mehr,  nachdem  sogar  der  KOnig  1003  in  Dieden- 
hofen,  wo  Burchard  mit  anwesend  war,  energisch  die  strenge  Beobachtung 
der  Grenze  des  siebenten  Grades  gefordert  hatte  (Mon.  Germ.  Script.  IT 
p.  663).  Vielmehr  scheint  mir  die  Stelle  nur  um  ihrer  selbst  wiUen  inter- 
poliert worden  zu  sein;  ja  es  braucht  nicht  einmal  die  Absicht  zu  fälschen 
obgewaltet  zu  haben,  bei  der  wenig  historischen  Auffossung  jener  Zeit  er- 
scheint es  nicht  unmöglich,  dass  Burchard  wirklich  der  Meinung  war,  Isidor 
habe  so  gezählt,  und  dies  nur  deutlich  zu  machen  suchte. 

')  Migne  Tom.  161  col.  667. 

0  Migne,  Tom.  161  col.  1299;  wie  die  collectio  trium  Partium  sie 
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Wert  zu  legen,  da  dieselbe  Panormia  VII  c.  76  *)  das  c.  9  des 
siebenten  Buchs  von  Burcbards  Dekret  ausschreibt,  worin  derselbe 
noch  einmal  bemerkt,  dass  die  Zählung  der  sieben  Generationen  auf 
Isidor  zurückgehe.  Wichtig  ist  dagegen,  dass  im  decretum 
Ivonis  wie  in  der  Panormia  auch  die  echte,  unveränderte  Stelle 
des  Isidor,  wie  wir  sie  oben  S.  25  in  den  Excerptiones  gefunden 
haben,  wieder  zum  Vorschein  kommt,  in  jenem  als  c.  64')  im 
Anschluss  an  eine  der  Figuren  Isidors,  von  denen  Ivo  zwei 
gibt,  in  dieser  als  c.  74')  ohne  Figur.  Dieses  Auftauchen  der 
echten  Stelle  entscheidet  bei  der  Lösung  des  Widerspruchs  des 
bnrchardschen  c.  10,  wie  sie  nun  von  Petrus  Lombardus  und 
Gratian  vensucht  wird. 

Beide  benutzen  das  c.  10  Burchards,  entweder  direkt  oder 
durch  Vermittlung  der  vorgenannten  Sammlungen.  Beide 
helfen  dem  darin  steckenden  Widerspruch  durch  Textkritik  ab, 
indem  sie  offenbar  im  Anschluss  an  die  echte  Stelle  die  Septem 
gradus  am  Anfang  in  sex  abändern.^)  Dass  diese  Schriftsteller 
die  Korrektur  bewusst  vorgenommen  haben,  sieht  man  nament- 
lich hfibsch  bei  Petrus  Lombardus.  Obschon  die  Stelle  nach 
seiner  Korrektur  von  einer  doppelten  Zählung  nichts  mehr  auf- 
weist, und  von  einer  Sieben,  welche  mit  der  Sechs  einer  andern 
Zählweise  zusammenfällt,  nichts  mehr  zu  sehen  ist,  erörtert  doch 
Petrus  gerade  im  Anschluss  an  die  burchardsche  Stelle  zwei 
solche  Zählarten.  Wie  fremd  und  unbekannt  ihm  aber  die 
Magenzählung  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  er  nicht  ihr  Ver- 


wiedergibt,  in  welcher  nach  Theiner,  Disqnisitt.  criücae  im  Index ,  da$ 
burchardsche  c.  10  als  ni  16  c.  11  vorkonunt,  weiss  ich  nicht. 

^)  Auch  im  decretum  Ivonis  pars  IX  c.  46;  vgl  femer  des  letztem 
Titel  zu  c.  64  der  pars  IX  mit  Bnrchard  VII  c.  28. 

*)  Migne,  Tom.  161  col.  678  und  674. 

*)  Migne,  Tom.  161  col.  1300. 

*)  c.  1  C.  XXXV  qu.  6  (vgl.  mit  c.  nn.  C.  XXXV.  qu.  4)  PetmB  Lom- 
bardus, Sententiarum  C.  IV  d.  40  bei  Migne,  Tom.  192  col.  937,  wonach 
die  sehr  interessante  aber  zu  wenig  beachtete  Stelle  in  unserm  Anhang  II 
abgedmckt  ist.  Aehnlich  wie  Gratian  verfährt  Hugo  de  S.  Victore  de  sa- 
cramentis  II  p.  XI  c.  14  (bei  Migne,  Tom.  176  col.  611.)  Er  bringt  zunfichst 
auch  die  echte  isidorische  Stelle:  Haec  oonsaaguinitas  u.  s.  w.,  hängt  dann 
aber  nach  dem  Satz  Ideo  autem  usque  ad  sextum  gradum  n.  s.  w.  bis  ter- 
minetur  ohne  weiteres  die  bnrchardschen  Worte  an:  filius  et  filia,  quod  est 
o.  s.  w.  bis  trinepotis  nepos  et  trineptis  neptis. 
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hältnis  zur  kanonischen  auseinandersetzt,  wie  Mejer  mit  Un- 
recht annimmt,  und  wie  es  Alexander  II.  in  einer  sehr  ähn- 
lichen Stelle  §  9  und  10  des  c.  2  C.  XXXV  qu.  5  tut,  son- 
dern dasjenige  der  altlangobardischen,  welche  den  Vater  als 
ersten  Grad  zählt,  und  welche  ihm  aus  seiner  Jugendzeit  her 
noch  bekannt  sein  mochte.  Freilich  ist  dann  seine  Angabe, 
dass  die  Autoritäten,  welche  die  Grenze  auf  den  siebenten 
Grad  setzen,  also  die  Kirche,  den  Vater  als  ersten  rechnen,  so 
wenig  koiTekt  wie  die  andere ,  dass  Papst  Zacharias  (in  c.  4 
C.  XXXV  qu.  5)  so  gezählt  habe. 

b)  Einen  zweiten  Versuch,  den  Widerspruch  in  Burchards 
c.  10  zu  lösen,  muss  nun  aber  auch  eine  Quelle  gemacht  haben, 
welche  dem  Ssp.  I  3  §  3  zu  Grunde  liegt,  sei  es  unmittelbar, 
oder  was  mir  wahrscheinlicher  ist,  mittelbar.  Vergleichen  wir 
I  3  §  3  mit  dem  genannten  c.  10,  so  finden  wir  materiell  keine 
Aenderung.  Wie  bei  Burchard  erscheint  der  sechste  Grad 
nationaler  Zählung,  die  sechste  Magschaft,  der  siebente  der 
kirchlichen  Komputation,  als  letzter  verwandter  und  erbberech- 
tigter. Dagegen  hat  formell  eine  Veränderung  in  der  Art 
stattgefunden,  dass  Eike  noch  einen,  freilich  nicht  mehr  ver- 
wandten, siebenten  Magen-,  achten  Sippegrad  erwähnt,  und 
parallel  damit  ein  siebentes  aber  ungewisses  Zeitalter.  Diese 
Aenderungen  nun  lassen  sich  m.  E.  gar  nicht  anders  erklären 
als  durch  die  Annahme,  dass  uns  hier  ein  Lösungsversuch  des 
schon  oft  erwähnten  Widerspruchs  vorliegt  u*  z.  in  folgender 
Weise : 

Schon  bei  Beda  venerabilis  de  temporibus  c.  XVI  f.^) 
findet  sich  ohne  Quellenangabe  die  mit  wenigen  Aenderungen 
aus  Isidors  origines  V.  c.  38,  5  und  6  und  c.  39  entnommene 
Einteilung  der  Weltgeschichte  in  sechs  Weltalter,  von  denen 
bei  Isidor  das  erste  mit  Adam,  das  zweite  mit  Noah,  das  dritte 
mit  Abraham,  das  vierte  mit  David,  das  fünfte  mit  der  baby- 
lonischen Gefangenschaft  und  das  sechste  mit  Christi  Geburt 
beginnt.  In  den  verschiedenen  Zeitaltem  werden  die  Gene- 
rationen und  Reiche  genannt,  die  Summe  ihrer  Dauer  wird  am 
Schlüsse  jedes  Mal  gegeben  und  zum  Vorbeigehenden  addiert; 
sie   steigt   aber    durchaus    nicht    von  Zeitalter   zu    Zeitalter 


»)  Migne,  Tom.  90  col.  288  f. 
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genau  oder  auch  nur  ann&hernd  um  1000  Jahre.  Das  sechste 
Zeitalter  wird  bis  auf  die  Zeit  Isidors  bezw.  Bedas  geführt, 
am  Schiasse  findet  sich  übereinstimmend  der  Satz:  „Beliquum 
sextae  aetatis  tempus  Deo  soli  cognitum  est  (oder  patet).^ 
Unter  Ludwig  dem  Frommen  wurde  diese  Chronica  de  set 
aetatibus  mundi  bis  810  weitergeführt  und  erscheint  so  in 
Tiden  Handschriften  der  verschiedensten  Länder.^)  Im  neunten, 
zehnten  und  elften  Jahrhundert  wurde  dieselbe  als  Einleitung 
zu  Annalen  benutzt,  so  f &r  diejenigen  von  Hersfeld,  für  die 
annales  Hildesheimenses  und,  was  ich  namentlich  hervorheben 
möchte,  fUr  die  Annales  Quedlinburgenses.^)  Auch 
die  letztem  lassen  die  sechs  Zeitalter  mit  Adam,  Noah,  Abra- 
ham, David,  der  babylonischen  Gefangenschaft  und  der  Geburt 
Christi  beginnen.  Auch  hier  beträgt  die  Dauer  der  Zeitalter 
nicht  1000  Jahre. 

Die  zweite  Stelle  aus  Isidor  scheint  nun  mit  der  erstem 
in  burchardscher  Fassung  vereinigt  worden  zu  sein.  Indem 
man  n&mlich,  wohl  nicht  ohne  Beeinflussung  durch  andere 
mystisch-chiliastische  Vorstellungen  jener  Zeit,  aus  der  Dauer 
der  Zeitalter  1000  Jahre  als  Durchschnitt  nahm,  und  so  jedes 
Zeitalter  zu  einem  Jahrtausend  ansetzte,  musste  man  im  elften 
und  zwölften  Jahrhundert  beobachten,  dass  die  sex  aetates  ab- 
gelaufen waren.  Und  doch  stand  die  Welt  noch.  Wie  nun? 
Daneben  hatte  man  die  andere  Stelle,  wo  Isidor  sagte,  man 
z&hle  sieben  Generationen,  und  dann  fortftahr,  deswegen  zähle 
man  die  Verwandtschaft  bis  zum  sechsten  Grade,  weil  es  sechs 
Weltalter  gebe.  Hier  der  Widersprach  einer  Stelle  mit  sich 
selbst)  dort  deijenige  einer  andern*)  wenigstens  mit  den  Tat- 
sachen: in  beiden  dei'selbe  Grund  fflr  den  Widersprach,  die 
Annahme  von  sechs  Weltaltem.  Viel  Phantasie  brauchte  es 
nicht,  um  den  Ausweg  an  beiden  Orten  so  zu  suchen,  dass 
man  eben  sieben  Weltalter  annahm.  Freilich  passte  es  nicht 
zu  dem  kirchlichen  und  weltlichen  Bechte,  wenn  man  nun  als 


^)  Pertz.  Mon.  Germ.  Script.  U  p.  256.  Wattenbach,  Deatschlands  Ge- 
schichtaqnellen  im  Mittelalter  ö.  Aufl.  I  S.  193. 

')  Vgl.  Wattenbach  a.  a.  0.  S.  226,  320,  327.  Pertx.  Mon.  Germ.  Script. 
V.  p.  22  f. 

*)  Dass  sie  auch  von  laidor  stammte,  wosste  man  nicht.  Vgl.  S.  32. 
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Parallele  zu  dem  siebenten  W^tdter  eine  siebente  Generation 
aofeählte.  Allein  eine  solche  zählte  ja  schon  Isidor  u.  z.  wie 
man  aus  der  Stelle  entnahm,  offenbar  auch  erst  von  den  0^ 
schwisterkindem  an.  Trotzdem  hatte  das  Recht  bloss  sechs 
Magschaften  als  verwandt  anerkannt,  ganz  natürlich,  da  eben 
das  siebente  Weltalter  auch  von  höchst  zweifelhaftem  Werte 
war*^)  Damit  war  die  Lösung  des  Rätsels  gegeben,  man 
musste  nur  die  sechs  Weltalter  in  der  Umbildung  der  burchard- 
sehen  Stelle  nicht  wie  bisher  bloss  als  sex  aetates  nennen, 
sondern  sie  und  ihre  Grenzen  genauer  angeben,  was  mit  Hülfe 
der  Weltalterchronik  leicht  sich  machen  liess.  Dann  gieng  aus 
der  Stelle  der  Ablauf  der  sechs  Weltalter  mit  dem  Jahre  1000 
nach  Christi  Geburt  schon  von  selbst  hervor,  und  eines  be- 
sonderen Hinweises  darauf,  dass  die  septima  generatio,  von 
welcher  Isidor  sprach,  eben  die  dem  jetzigen  siebenten  Welt- 
alter  parallel  laufende,  ebenso  unsichere  und  wertlose  sei,  be- 
durfte es  kaum. 

Wir  können  die  Zeit  dieser  Kombination  der  Stellen  nicht 
genauer  angeben,  sie  mnss  zwischen  1022,  in  welchem  Jahre 
spätestens  Burcfaards  Dekret  vollendet  wurde ,  und  der  Ab- 
fassung des  Ssp.  (1215—1235)  liegen.  Ob  Elke  sie  bald  nach 
ihrer  Entstehung,  oder  ob  er  sie  erst  aus  dritter  oder  vierter 
Hand  erhalten  hat,  wissen  wir  ebensowenig;  aber  dass  er  aus 
ein^  Quelle  schöpft,  welche  diese  Kombination  selbst  vollzogen 
hat,  oder  von  einer  andern  abstammt,  in  welcher  die  Kombination 
vollzogen  wurde,  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen.  Einmal 
zeigt  die  Nennung  des  Origines,  dass  Eike  wenigstens  noch  eine 
dunkle  Ahnung  hatte,  woher  seine  Mittheilungen  stammten. 
ISi^  der  Uebemahme  der  Lehre  von  den  sechs  Weltaltern  allein 
lässt  sich  dies  aber  nicht  erklären.  Denn  bq  viel  mir  wenig- 
stens bekannt  ist,  gieng  die  chronica  de  sex  aetatibus  mundi 
stets  ohne  Nennung  eines  Autors,  wenigstens  ist  Isidor 
in  den  oben  angefahrten  annales  Hildesheimenses,  Hersfeldenses 
und  Quedlinburgenses  nicht  genannt.    Das  zeigt  sich  auch 


^)  Der  Parftllelismufl  versagt  hier  aUerdiiigs  etwas.  Denn  die  siebente 
Ifagiehaft  war  nicht  unbestimmt,  sondern  bestimmt  nicht  verwandt.  Im  Ssp. 
konnte  das  nicht  zu  Unsicherheiten  führen,  weil  dort  noch  das  GHiederbild 
dazu  kam,  in  welchem  es  für  die  siebente  Hagschaft  kein  Glied  mehr  gab. 
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g^äde  ans  unserer  Stelle;  da,  wo  die  Anfzählong  der  Weltalter 
begiuBt,^)  lässt  Elke  es  bei  der  BeFofung  aaf  Origines  nicht 
bewenden,  vielmehr  wird  dort  als  Quelle  die  heil.  Schrift 
ausdrücklich  genannt  u.  z.  diese,  weil  man  die  Weltalter- 
lehre eben  als  direkte  Zusammenstellung  aus  der  Bibel  ansah, 
den  wahren  Autor  nicht  mehr  kannte.  Die  Beruftmg  auf  Ori- 
gines bezieht  sich  also  auf  die  Zahl  der  Wcltalter,  d.  h.  auf 
den  Bestandteil,  welcher  aus  Burchard  kommt,  ver- 
mehrt um  die  bei  der  Kombination  nöthig  gewordene  Abschätzung 
der  Weltalter.  Bei  dieser  isidorischen  Stelle  blieb  aber 
die  Autorschaft  Isidors  in  allen  Quellen,  in  welchen 
wir  ihr  begegnet  sind,  gewahrt.  Und  endlich  beachte 
man  doch  nur  die  Form,  in  welcher  die  ganze  Mitteilung  ge- 
macht ist.  Origines  weissagte  zuvor,  dass  sechs  Welten 
sein  sollten,  jede  Welt  zu  1000  Jahren  angenommen,  und  im 
siebenten^  sollte  sie  zu  Ende  gehen.  Hier  wird  die  Anhängung 
des  siebenten  Weltalters  ganz  deutlich,  dasselbe  wird  hier  so- 
gar nicht  einmal  als  solches  genannt,  erst  weiter  unten  spricht 
Elke  von  „der  seveden  werlde.*^  Die  ganze  Formulierung,  die 
Angabe,  Origines  habe  von  sechs  Welten  ge weissagt,  und  die 
nadiherige  Erwähnung  einer  siebenten  wäre  unerklärlich,  wenn 
die  Stelle  ursprünglich,  wenn  sie  aus  einem  Guss  entstanden 
w&re.  Gewiss  hätte  man  dann  gesagt,  Origines  habe  prophe- 
zeit, es  sollen  sieben  Weltalter  sein,  sechse  zu  1000  Jahren, 
das  siebente  von  unbestimmtm*  Dauer.  In  der  Tat  ist  dies, 
wie  wir  schon  oben  S.  31  sahen,  auch  die  Darstellungsweise 
der  Weltchronik.  Sechs  Weltalter  gibt  es,  sagt  sie,  „reliquum 
sextae  aetatis  aber  soli  Deo  cognitum  est,^  und  nicht  etwa: 
f&nf  Weltalter,  und  im  sechsten  ungewissen  folgt  der  Untergang. 

')  Ob  die  Aendenmg,  welche  sich  gegenüber  der  Weltalterchronik  im 
Bsp.  in  betreff  des  Anfangs  des  vierten  nnd  fünften  Weltalters  findet,  indem 
das  erstere  im  Ssp.  mit  Moses  statt  mit  David,  das  letztere  mit  David  statt 
mit  der  babylonischen  Gefangenschaft  beginnt,  bei  Anlass  der  Kombination 
erfolgt  ist,  vielleicht,  nm  die  Jahrtausende  besser  zu  treffen,  oder  ob  sie  da- 
raus zu  erkl&ren  ist,  dass  bei  der  Kombination  eine  in  diesen  Paukten  schon 
abweichende  Veräon  der  Weltalterchronik  benutzt  wurde,  ums  ich  dahin  ge- 
stellt sein  lassen. 

')  Vgl  das  oben  Seite  12  Note  3  Bemerkte;  dass  gerade  hier  auch  nicht 
ein  mMkuliniSfthftB  werlde  zu  erg&nzen  ist^  geht  schön  daraus  hervor,  dass 
Eike  sonst  in  dem  Artikel  werlt  als  fem.  braucht. 

Stntz,  VerwandtsohaftBbUd.  S 
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Kurz  es  dürfte  auch  daraus  klar  hervorgehen,  dass  Ssp.  I  3  §  1 
und  3  nicht  eine  Weiterbildung  der  Weltalterchronik, 
sondern  vielmehr  eine  mit  deren  Hftlfe  erfolgte  Um- 
bildung des  zweiten  Teils  von  Isidor-Burchard  dar- 
stellt, nämlich  eine  mit  Bilcksicht  auf  die  Septem  gradus  am 
Anfang  bewerkstelligte  Umgestaltung  des  Satzes:  „Ideo  autem 
usque  ad  sextum  generis  gradum  consangninitas  constituta  est, 
ut  sicut  sex  aetatibus  mundi  generatio  et  hominis  Status  flnitnr, 
ita  propinquitas  generis  tot  gradibus  terminaretur.^ 

Die  Erzählung  von  den  Weltaltem  und  Generationen  hat 
nun  Eike  wohl  von  geistlicher  Seite  erhalten,^)  sei  es  von  dem 
Eompilator  selbst,  sei  es  erst  längere  Zeit  nach  der  Kompila- 
tion durch  Vermittelung.  Er  hat  sie  nicht  nur  zur  Erklärung 
der  Verwandtschaftsgrenze  beibehalten,*)  sondern  auch  seine 
neue  Heerschildlehre  damit  verbunden.  Auch  die  Aufieählung 
der  Verwandten  am  Anfaug  der  Stelle  aus  Burchard  fshlt  bei 
Eike  nicht.  Sie  mag  ihm  als  Wegweiser  fttr  die  Abfassung 
des  dritten  Paragraphen  gedient  haben,  um  so  mehr,  als  die  in 
ihr  statuierte  Zählung  mit  der  sächsischen  übereinstimmte. 
Allein  die  Stellung  des  weiter  gebildeten  c.  10  Burchards  ist 
eine  verschiedene  gegenüber  der  Angabe  über  die  Begrenzung 
der  Verwandtschaft  und  gegenüber  der  Darstellung  des  Innern 
der  Sippe,  gegenüber  ihrer  Gliederung.  Dort  ist  sie,  die  Quelle, 
massgebend;  wir  werden  zwar  sicher  annehmen  dürfen,  dass 
bei  den  Sachsen  die  sechste  Magschaft  die  letzte  verwandte 
und  erbberechtigte  war,  denn  sonst  hätte  Eike  diese  seinem 
Rechte  widersprechende  Erzählung  gewiss  nicht  verwendet; 
allein  die  Anführung  der  siebenten  nicht  verwandten  Magschaft 
ist  wohl  nur  eine  Eonzession  an  die  Weltalterlehre,  wahrschein- 
lich nicht  von  Eike,  sondern  eben  schon  früher  u.  z.  nur  in 


^)  Es  mag  daran  eiimiert  werden,  dass  sein  Göimer,  Graf  Hoyer  von 
Falkeastein,  auf  dessen  Betreiben  Eike  den  Ssp.  flbersetste,  Stiftsrogt  Ton 
QnedUnlnirg  war. 

*)  Ans  der  Geschichte  dieser  QneUe  eridftrt  sich  also  die  Sinsnf  Hguig 
der  siebenten,  nicht  verwandten  Hagschaft  Die  heirsohende  BrUirang  als 
Konsession  an  das  siebente  Weltalter  kann  ohne  Hinsoiiehnng  der  bnrchaidr 
sehen  SteUe  nicht  befriedigen,  weU  eben  das  siebente  Weltalter  anoh  nicht 
nrsprOnglich  ist,  die  Frage  damit  also  nnr  hinaoqgeschoben,  aber  nieht  be- 
antwortet wird. 
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ihrer  Verbindang  mit  den  Septem  gradns  in  c.  10  bei  Bnrchard 
gemacht.  Ob  die  Qnelle  den  Namen  Nagelmagen  schon  gekannt 
hat,  wissen  wir  nicht;  wahrscheinlicher  ist  er  erst  bei  Eike 
dazn  gekommen.^)  Hier  dagegen,  bei  der  Darstellung  der  Yer- 
wandtschaftsgliedemng,  kommt  der  Qnelle,  so  zu  sagen,  kein 
Einfloss  zn.  Nur  weil  sie  eben  mit  dem,  was  Eike  darstellen 
wollte,  übereinstimmte,  weil  sie  nichts  anderes,  sondern  nur 
weniger  enthalt,  als  er  sagt,  kann  und  darf  man  von  ihrer 
Benutzung  reden.  Z.  B.  die  Magenz&hlung  Burchards  darf 
man  gewiss  bei  Eike  wiederfinden,  allein  Eike  stellt  sie  nicht 
dar,  weil  sie  die  Quelle  gibt,  hier  ist  nicht  die  Quelle  das 
Massgebende,  sondern  offenbar  weil  sie  auch  in  seinem  heimat- 
lichen Rechte  galt.  Das  sieht  man  daraus,  dass  er  f fir  die  so 
gezählten  Glieder  den  jedenfalls  technischen  Namen  „Magen^ 
hat.  Femer  zeigt  sich  die  Selbstständigkeit  Eikes  hier  in  dem 
Gebrauche  des  Gliederbildes,  das  ihm  die  Quelle  ebenfalls  nicht 
bot.  Somit  gelangen  wir  zu  folgendem  Ergebnisse:  Fttr  die 
Begrenzung  der  Verwandtschaft  kann  Ssp.  I  3  §  3  nicht  den 
Wert  eines  Originals  beanspruchen.  Wenn  nämlich  auch  nicht 
daran  zu  zweifeln  ist,  dass  zu  Eikes  Zeit  nach  sächsischem 
Rechte  die  Yerwandtschaftsgrenze  sich  an  dem  von  ihm  be- 
zeichneten Punkte  befand,  so  hat  er  doch  hier  nicht  das  gel- 
tende Recht  als  solches  unmittelbar  dargestellt,  sondern  in 
Anlehnung  an  eine  Quelle,  die  ihm  schriftlich  oder  mttndlich') 
yermittelt  war.  Diese  Quelle  hinwiederum  ist  aus  der  Kom- 
bination zweier  anderer  hervorgegangen,  und  ihre  Angaben  sind 
nicht  aus  unmittelbarer  Wiedergabe  von  Thatsachen  entstanden, 
sondern  aus  Operationen,  welche* an  einem  Bruchstücke  einer 
Schrift  vorgenommen  sind,  das  in  einer  ganz  andern  Epoche, 
an  einem  ganz  andern  Orte,  unter  ganz  andern  Verhältnissen 
und  unter  einem  ganz  anderen  Rechte  entstanden  ist. 

Als  sicher  kann  also  nur  bezeichnet  werden,  dass  die 
Stelle  zu  Burchards  Zeit  dem  kirchlichen  Rechte  inbetreff  des 
Umfangs  des  Eheverbotes  entsprach. 

Fitar  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  das  sächsische  Volks- 


>)  Bekanntlich  wendet  der  Schwip.  c.  2d3  diese  Verwandtschaftsbe- 
■ftii»hniiiig  in  andenn  Sinne  an. 

*)  Dies  wohl  eher,  wegen  des  nnrichtigen  Zitats:  Origines. 
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recht  eine  Verwandtschaftsgrenze  gekannt  hat  und  wenn  ja, 
welche,  ist  Ssp.  I  3  §  3  völlig  wertlos.  Alles  ist  an  sich 
möglich.  Es  lässt  sich  denken,  dass  keine  Grenze  bestand, 
und  dass  es  erst  unter  dem  Einfluss  der  Eheverbotsgrenze  zu 
einer  solchen  kam;  es  lässt  sich  denken,  dass  die  siebente 
Sippe,  die  sechste  Magschaft,  die  Verwandtschaftsgrenze  bildete, 
und  die  kirchliche  Gesetzgebung  über  die  Eheverbotsgrenze 
nicht  erst  mit  dem  weltlichen  Bechte  zu  ringen  hatte;  es  lässt 
sich  endlich  denken,  und  dies  ist  wohl  das  Wahrscheinlichste, 
dass  die  Sachsen  wie  die  Angeln  und  Warnen,  Franken  und  Lango- 
barden die  sechste  Sippschaft  und  die  fünfte  Magschaft  als  Ver- 
wandtschaftsgrenze kannten,  dass  aber,  wie  früher  dieEheverbotSr- 
grenze  in  Anknüpfung  an  die  Verwandtschaftsgrenze  sich  aus- 
dehnte, so  nun  umgekehrt  die  Grenze  der  Verwandtschaft  und 
Erbberechtigung  sich  unter  dem  Einfluss  der  abweichenden 
Eheverbotsgrenze  um  eine  Generation  verschoben  hat.  Dass 
Eike  am  Schlüsse  des  Artikels  gegen  eine  solche  Beeinflussung 
des  weltlichen  Rechtes  durch  das  geistliche  protestiert,  beweist 
nichts  gegen  eine  solche  Annahme,  da  die  entscheidende  Be- 
wegung sich  mindestens  zwei  Jahrhunderte  vor  seiner  Zeit  voll- 
zogen haben  würde.  Die  isidorische  Stelle  aber,  welche  für  die 
Verwandtschaftsberechnung  als  solche  entstanden  ist,  wenn  auch 
mit  Nebenbeziehung  auf  die  Ehe,  welche  sodann  ausschliesslich 
für  die  Bestimmung  der  Eheverbotsgrenze  benutzt  wurde,  da  sie 
ihre  praktische  Bedeutung  für  das  weltliche  Recht  verloren 
hatte,  welche  aber  endlich  im  Ssp.  wieder  mit  dem  letzteren 
in  Beziehung  gebracht  wurde  und,  wenn  auch  in  ganz  anderer 
Weise  als  bei  ihrer  Entstehung,  zur  Berechnung  der  Verwandt- 
schaft diente,  sie  würde  bei  der  obigen  Annahme  der  Ent- 
wicklung in  trefflicher  Weise  ein  gutes  Stück  Rechtsgeschichte 
darstellen. 

2)  Ein  Stammelternpaar  mit  seiner  Nachkommenschaft  wird 
uns  vorgeführt;  wir  fragen:  Welches  ist  dasselbe,  m.  a.  W., 
welche  Parentel  haben  wir  vor  uns? 

Eike  nennt  die  Stanmieltern  Mann  und  Weib,  von  der 
ersten  Generation  spricht  er  als  von  Kindern.  Man  glaubt, 
die  erste  Parentel  vor  sich  zu  haben.  Allein  von  Sydow  (Erbr. 
S.  123  Note  374)  belehrt  uns,  dass  hier  von  der  zweiten 
Parentel  die  Rede  sei,  denn  der  Unterschied   von  Voll-   und 
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Halbgebart  falle  ja  in  der  ersten  Parentel  weg,  da  Deszen- 
denten im  Verhältnis  zn  ihi^n  Erzeugern  stets  voUbürtig,  mit 
Stiefeltern  aber  gar  nicht  verwandt  seien.*)  v.  Sydows  Ar- 
gument wäre  vielleicht  stichhaltig  gegenüber  einem  modernen 
Gesetzgeber  oder  Juristen,  bei  Eike  nicht.  Wollte  derselbe 
wirklich  die  erste  Parentel  u.  z.  als  Typus  für  alle  andern 
darstellen  —  und  dies  letztere  müsste  man  ja  jedenfalls  an- 
nehmen —  warum  sollte  er  nicht  beim  ersten  Gliede  derselben 
davon  reden,  wo  in  andern  Parentelen  sich  zuerst  die  Wirkung 
der  Halbgeburt  zeigt?  Wir  würden  es  am  Schlüsse  in  einem 
Nachtrage  tun,  Eike  behandelt  es  schon  hier,  um  gleich  von 
vornherein  eine  unrichtige  Anwendung  des  Folgenden  zu  verhüten, 
üeberhaupt  ist  zu  beachten,  dass  der  Abschnitt  über  die 
Halbgeburt  and  die  mehrfache  Verwandtschaft  schon  äusserlich 
als  ein  Einschiebsel  in  die  ganze  Darstellung  sich  erweist, 
allerdings  ein  sehr  erklärliches  und  mit  dem  Vorhergehenden 
in  engem  Zusammenhang  stehendes.  Eike  hat  von  den  Kindern, 
der  ersten  Generation,  gesagt,  dass  sie  ohne  Ausnahme  am 
Halse  stehen;  sie  sind  also  alle  gleich  nahe  mit  dem  Erblasser 
verwandt,  aber  auch  unter  sich.  Die  Entfernung  vom 
Stammvater,  das  Glied,  gibt^)  zugleich  die  Verwandschaf ts- 
nähe  der  an  diesem  Punkte  stehenden  Verwandten  unter 
einander  an.^)  Allein  nun  kommt  doch  eine  Ausnahme:  Glieder 
derselben  Generationen  sind  nicht  gleich  nah  unter  einander 
verwandt,  stehen  nicht  alle  an  demselben  Glied,  sobald  Halb- 
geburt in  Betracht  kommt.  Dagegen  gilt  die  vorher  genannte 
Regel  für  das,  was  wir  mehrfache  Verwandtschaft  nennen,  denn 
diese  wird  vom  sächsischen  Rechte  nicht  berücksichtigt.  Gerade 
hier  zeigt  sich  wieder,  wie  der  ganze  Passus  nur  den  Wert 


>)  Ebenso  wohl  Siegel,  Erbr.  S.  23,  sodann  Wass.  Repl.  S.  17,  31,  32, 
37,  Kive  S.  211,  Schanz  S.  3,  31f.;  nicht  unbedingt  Hom.  Par.  S.  9,  gar 
nicht  Hensler  S.  600,  der  letztere  findet  hier  die  höchste  Parentel,  iudem  er 
den  Erblasser  an  die  Fingerspitze  setzt. 

•)  Natürlich  innerhalb  derselben  Parentel,  denn  es  ist  uns  ja  hier  nur 
eine  solche  geschildert. 

•)  Den  Hinweis  darauf,  dass  der  Gedanke  der  Gleichheit  aller,  die  an 
demselben  Gliede  stehen,  nicht  nur  gegenüber  dem  Stammvater,  sondern  auch 
lutereinander  den  Übergang  zu  den  Bemerkungen  über  Halbgeburt  und  mehr- 
fache Verwandtschaft  bildet,  verdanke  ich  Herrn  Prof.  Gierke.  Vgl.  auch 
Heoaler  S.  688  und  589. 
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einer  Anmerkung  hat.  Eike  steigt  in  seiner  Hauptdarstellung 
an  der  Sippe  Stufe  um  Stufe  in  regelmässigem  Schritte  herunter; 
hier  bei  der  ersten  Stufe  hemmt  er  nicht  nm*  einen  Augenblick 
seinen  Schritt  und  verweilt  etwas  l&nger,  sondern  er  lässt  sich 
sogar  zu  einem  Uebergriff  auf  die  nächste  Stufe  bewegen,  die 
er  noch  gar  nicht  betreten  hat;  um  nämlich  zu  zeigen,  dass 
die  sog.  mehrfache  Verwandtschaft  gar  keinen  Einflnss  hat, 
spricht  er  schnell  sogar  von  den  Kindern  der  drei  Brüder,  ob- 
schon  er  ex  professo  erst  nachher  von  Enkeln  oder  Geschwister- 
kindern handelt. 

Daher  ist  ebenso  wenig  durchschlagend  die  Bezeichnung 
„brUdere  unde  sflstere^,  die  Eike  übrigens  nicht  einmal  da  braucht, 
wo  er  von  der  Halbgeburt  spricht,  sondern  erst  in  dem  Satze: 
„Nemet  ok^  u.  s.  w.  Hier  ist  sie  aber  ganz  natürlich,  denn  hier 
fällt  einen  Augenblick  die  Beziehung  zum  Stammvater  ganz 
weg,  das  Verhältnis  unter  den  Angehörigen  der  Greneration 
zu  einander  kommt  allein  in  Frage.  Und  endlich:  die  Bezeich- 
nung „brüder  kindere  unde  süster  kindere^  kann  durch  das 
unmittelbar  Vorhergehende  beeinflusst  sein,  ist  aber,  weil  die 
Bezeichnung  „Enkel^  fehlt,  ^)  bei  der  Magenzählung  wohl  mit 
Vorliebe  verwendet  worden.')  Darauf,  dass  die  Bezeichnung 
Geschwister  und  Geschwisterkinder  nicht  zu  urgieren  ist,  weist 
wohl  auch  die  versio  vulgata  hin:  in  cubito  esto  secundus 
gradus,  quem  pronepotes  dicimus,  in  sexu  manus  ad  brachium 
Sit  tertius,  quem  abnepotibus  concedimus.^) 

Dagegen  beweist  nun  für  die  erste  Parentel  neben  der 
Bezeichnung  der  Stammeltern  als  „man  unde  wif  ^  (und  nicht 
als  vader  unde  müder,  eldervater  unde  eldermuder)  sowie  der 
ersten  Generation  als  „kindere^  ganz  zwingend  ein  Argument, 
das  sich  wieder  aus  der  Schlussregel:  „Die  tvischen'  u.  s.  w. 
ergibt.  Das  „sik  an  geliker  stat'  oder  „naer  to  der  sibbe 
stuppen^  heisst  jedenfalls  sich  an  gleicher  Stelle  oder  näher 
in  der  Verwandtschaft  (genauer:  Parentel  im  technischen  Sinne, 

1)  Jetist  auch  Sedig  S.  25. 

*)  Vgl.  c.  B.  c.  11  conc.  Salegonstad.  von  1022  bei  WasB.  S.  0.  S.  10, 
c.  2  C.  XXXV  qu.  6  namentlich  §  9  und  10,  c.  7  X  de  cons.  et  alfin.  4, 14. 

*)  Vgl.  Schans  S.  31  Note  109,  der  Note  108  treffend  ein  weiteres  Ai- 
goment  v.  Sydow's  f  flr  die  zweite  Parentel  widerlegt  Vgl.  übrigens  wm 
Ganzen  auch  oben  S.  9  t 
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oder  auch:  VerwandtBchaftaskala)  zu  dem  Stammvater  rechnen.') 
Es  geht  dies  parallel  der  Zählang  der  Sippe  und  der  Magen 
vom  Stammvater  her  nach  den  weitem  Generationen,  parallel 
der  ganzen  Darstellung,  in  welcher  die  Stammeltem  den  Aus- 
gangspunkt bilden.  Wer  das  gleiche  Glied,  wer  denselben 
Verwandtschaftsnamen,  wer  dieselbe  Magenzahl  hat,  steht 
gleich;  wer  zur  ersten  MagschafI;  gehört,  ist  n&her  als  jemand 
aus  der  zweiten,  wer  Kind  heisst,  ist  n&her  als  irgend  ein 
Mage.  Dass  zur  Bestimmung  des  „gelike^  oder  „naer^  das 
letzte  Glied  *)  oder  irgend  ein  zwischen  ihm  und  dem  Stamm- 
vater liegendes  massgebend  war,  kann  nicht  angenommen 
werden;  wie  h&tte  man  dann  das  „gelike'  und  „naer^  bemessen 
soUen?  Nur  der  Stammvater  gew&hrt  einen  absoluten,  einen 
festen  Punkt.  Allein  wer  ist  der  Erblasser,  von  wem  „nemet 
de  dat  erve  gelike*'  oder  „to  voren?''  Der  ganze  Zusammen- 
hang weist  wieder  auf  den  Stammvater;  ohne  diese  Annahme 
ist,  wie  wir  unten  noch  näher  sehen  werden,  die  Regel  Über- 
haupt nicht  anwendbar;  viehnehr  setzt  sie  voraus,  dass  der 
Stammvater  Erblasser  ist,^  es  wird  uns  die  Parentel  des  Erb- 
lassers selbst  hier  dai^estellt,  die  erste  Parentel^) 

Allein  wir  haben  an  diesem  Ergebnisse  sofort  eine  Modi- 
fikation anzubringen.    Man  wird  uns  nämlich  einwenden,  dass 


>)  EbcAio  Hensler  S.  601.  Diz«kt  sagt  der  Sehwsp.  e.  8  .an  dem  fionf- 
ten  lide  von  dem  houpte  her  dan  geaelt.' 

*)  Daf  ttr  spricht  nicht  etwa  die  Formnlienmg  der  Begel:  .De  tvischen 
deme  nagele  nnde  deme  hovede'  n.  s.  w.  statt  umgekehrt.  Bs  ist  n&mlich 
gans  natOriich,  dass,  nachdem  Eike  vom  Haupte  an  die  Glieder  bis  snm 
Nagel  herunter  geiXhlt  hat,  er  bei  der  nnn  nisammenüusenden  Bezeichnung 
der  Beihe  an  das  snletst  genannte  Glied  anknttpft. 

üebrigens  hat  der  Dsp.  c.  6,  sowie  der  Schwsp.  L.  c.  3  (aber  nicht  bei 
Wackemagel  c.  6)  die  umgekehrte  Formulierung  gewShlt. 

*)  Bine  Erweiterung  wird  sich  unten  S.  48  1  ergeben,  üebrigens  ist  es 
beaeichnend,  dass  in  dem  Abschnitte  von  der  mehrfachen  Verwandtschaft, 
wo  die  Bedehung  zum  Stammyater  surttcktritt,  und  auch  nicht  sein  ,erve' 
in  Betncht  kommt,  dies  ausdraoklich  gesagt  ist  (ire  iewelk  des  anderen 
enre),  wihrend  sonst  einfach  von  .enre"  die  Bede  ist,  und  eine  Angabe  darüber, 
von  wem  es  komme,  als  unnötig  weggelassen  wird. 

*)  Wie  sdion  bemerkt,  findet  Heusler  hier  die  höchste  Parentel.  Damit 
treten  wir  nun,  tarots  üebereinstimmung  in  dem  oben  auf  dieser  Seite  Ge- 
sagten sowie  in  dem  Gesamtergebnis,  mit  den  folgenden  Ausf  flhrungen  in 
direkten  Gegensatz  zu  seiner  Beweisf  Uhrung.    Vgl  unten  S.  &3  f. 
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In  dieser  Pareiitel  nie  so  viele  Grade  Yorkommeii,  ein  Ein- 
wand, der  sich  übrigens  anch  gegen  die  Annahme  der  zweiten 
Parentel  erheben  lässt;  „denn  niemand  erlebt  Deszendenten 
seiner  Geschwister  bis  zum  sdebenten  Grade.**  ^)  Aber  Eike 
fülirt  hier  eben  die  erste  Parentel  nicht  so  vor,  wie  sie  praktisch 
und  tatsächlich  vorkommt,  sondern  als  Typus  fQr  alle  andern 
Parentelen,  in  der  weitesten  Ausdehnung,  die  je  bei  einer  Pa- 
rentel  vorkommen  kann.  Er  will  eben  das  Ende  der  Verwandt- 
schaft zeigen.  Darum  kann  man  anch  gegen  die  Annahme  der 
ersten  Parentel  nicht  die  Unbegrenztheit  der  Verwandtschaft 
in  absteigender  Linie  ins  Feld  führen;*)  Eike  will  ja  giu*  nicht 
sagen,  dass  ein  Erblasser  mit  seinem  Deszendenten  achten 
Grades  nicht  mehr  verwandt  sei;  die  Beschränkung  in  unserer 
Darstellung  auf  sieben  ist  nur  durch  die  Verwendung  der  ersten 
Parentel  als  Typus  bedingt.  Schon  die  dritte  Generation  wird 
selten  genug  als  direkte  Erbin  ihres  Urgrossvaters  in  Betracht 
gekommen  sein,  an  die  Doktorfrage  der  Unendlichkeit  der 
Verwandtschaft  in  absteigender  Linie  hat  Eike  wohl  überhaupt 
nicht  gedacht.')  Die  Ergänzung  der  praktisch  nicht  vorkom- 
menden Glieder  der  ersten  Parentel  bot  aber  weder  Schwierig- 
keiten noch  Bedenken;  wie  alle  andern  Verwandten  ausser 
Vater,  Mutter  und  Kindern  bezw.  Geschwistern  waren  die  Ehikel 
und  ihre  Nachkommen  Magen,^)  die  letztern  konnten,  wie  die 
entsprechenden  Glieder  der  zweiten  Parentel,  einfach  mit  der 
Magenzahl  bezeichnet  werden.  Man  mag  das  allenfalls  sogar 
so  formulieren,  Eike  habe  diejenigen  Generationen,  welche  sich 
in  der  ersten  Parentel  nicht  fanden,  aus  der  zweiten  herfiber- 
genommen,  man  mag  in  dem  Ausdruck  ^brflder  kindere''  und 
„süster  kindere"*  eine  Andeutung  dieses  Vorgangs  sehen,  falls 
derselbe  oben  S.  38  noch  nicht  befriedigend  erklärt  sein  sollte. 


^)  y.  Sydow,  Erbr.  S.  125.  Dieser  Gedanke  wird  auch  Heiisler  veran- 
lasst haben,  die  höchste  Parentel  anzunehmen.  Allein  in  der  im  Text  im 
weitem  befolgten  Weise  lässt  sich  wohl  diese  richtige  Beobachtong  ver- 
wert-en,  ohne  dass  man,  wie  dies  bei  der  herrschenden  Ansicht  nnd  am  auf- 
fälligsten bei  der  Henslerschen  Erklärung  geschieht,  an  der  ttbrigen  Dar* 
Stellung  und  der  Regel  in  Widerspruch  tritt. 

')  Siegel.  Erbr.  S.  24,  60  f.  Unter  den  ün  Folgenden  entwickelten  Ge- 
sichtspunkten Tgl.  man  nun  noch  einmal  oben  S.  8. 

s)  Jetzt  auch  Seelig  S.  27. 

*)  Oben  Seite  16  Note  2, 
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Jedenfalls  haben  beide  Parentelen  das  gemeinsam,  dass  die 
beiden  ersten  Glieder  zum  engem  Verwandtenkreise  gehören, 
dass  sie  einfache  Verwandtschaftsnamen  haben,  dass  dagegen 
solche  vom  zweiten  Oliede  an  mangeln,  dass  bei  diesem  die 
Magschaft  beginnt,  während  in  den  höhern  Parentelen  nur 
Magen  sich  finden.  Aber  die  zweite  Parentel  liess  sich  als 
Typns  nicht  verwenden,  weil  eben  das  Zentrum,  der  Schwer- 
punkt, nämlich  der  Erblasser  nicht  in  ihr,  sondern  ausser  ihr 
liegt,  und  weil  dementsprechend,  wie  wir  sofort  sehen  werden, 
Bild  und  Erbrechtsregel  gar  nicht  direkt  und  ohne  Modifikation 
auf  sie  anwendbar  waren.  Alle  diese  Hindernisse  fielen  weg 
bei  der  ersten  Parentel,  die  wenigen  Modifikationen,  welche  hier 
bei  der  weitern  Anwendung  nötig  waren,  ergaben  sich  von  selbst 
so  z.  B.  dass  man  in  den  höhern  Parentelen  die  Magschaft 
nicht  etwa  erst  mit  dem  zweiten  Gliede  zu  rechnen  begann, 
dass  vielmehr  auch  Geschwister  des  Grossvaters  Magen  waren. 
In  der  Tat  haben  denn  sogar  die  modenien  Leser  der  Stelle, 
trotz  der  ausserordentlichen  Verschiedenheit  ihrer  Ansichten, 
diese  Modifikation  alle  ohne  Ausnahme^)  als  selbstverständlich 
gemacht.^) 

Berücksichtigen  wir  nun,  dass  Eike  nach  dem  Anfangs- 
satze: „Nu  merke  wie  ok,  war  de  sibbe  beginne  unde  war  se 
lende*'  zu  schliessen,  die  Grenzen  der  Verwandtschaft  überhaupt 
darstellen  wollte,  dass  man  aber  nicht  nur  mit  seiner  Nach- 
kommenschaft verwandt  ist,  berücksichtigen  wir  femer,  dass 
die  dargestellte  Deszendenz  als  Typus  vorgeführt  ist,  so 
kommen  wir  notwendig  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Verwandt- 
schaft einer  Person  als  eine  Summe  von  Nachkommenschaften 
sich  darstellen  muss;   dass   deren  Ausgangspunkte  die  Person 


^)  Gewiss  andi  Hensler.  Freilich  stimmt  das  wieder  nicht  recht  zu  seiner 
Annahme,  dass  der  erste  Teil  von  Ssp.  I  3  §  3  die  höchste  Parentel  darsteUt, 
dass  das  Hanpt  der  höchste  Stammyater  des  Erblassers  ist.  Denn  alsdann  würde 
die  Darstelhmg  doch  zu  dem  nnmöglichen  Ergebnis  führen,  dass  der  zweit- 
höchste dtammyater  des  Erblassers  nicht  sein  Mage  hiesse,  der  dritthöchste 
seiner  ersten  Hagschaft  angehörte  n.  s.  w.,  was  Hensler  doch  nicht  sagen 
wiU.  Es  zeigt  sich*  eben  auch  hierin,  was  wir  noch  eingehender  zn  be* 
grflnden  und  anssnf  tthren  haben  werden,  dass  Stammyater,  Hanpt  nnd  Erb- 
lasser insammenfallen  müssen. 

*)  üebrigens  scheint  auch  Sohanz,  welcher  S.  31-— 33  sich  für  die  zweite 
Parentel  entscheidet,  die  Annahme  der  ersten  nicht  ganz  za  yerweifen  8.  3. 
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selbst  und  ihre  Vorfahren  sind,^)  kann  kaum  zweifelhaft  sein 
und  wird  sich  auch  weiter  unten  noch  ergeben.  Wie  viele 
solcher  Vorfahren  mit  ihren  Nachkommenschaften  beräcksichtigt 
werden,  ist  weder  direkt  noch  indirekt  in  unserer  Stelle  ge- 
sagt,^ aus  gutem  Grunde,  denn  mit  der  untern  Grenze  ist  die 
obere  im  einzelnen  Falle  gegeben.  Handelt  es  sich  darum,  ffir 
eine  Person  die  entferntesten  Verwandten  und  Erbberechtigten 
zu  finden,  so  sind  prinzipiell  zwar  alle  ihre  Stammväter  jeder 
mit  sieben  Generationen  Nachkommen  verwandt  und  erbberech- 
tigt. Nur  werden  vom  siebenten  oder  achten  Stammvater  an 
keine  Nachkommen  aus  der  ersten  bis  siebenten  Generation 
seiner  Nachkommen  mehr  am  Leben  sein,  während  solche  aas 
entferntem  Generationen  durch  die  untere  Verwandtschafts- 
grenze ausgeschlossen  sind.  Praktisch  wird  es  also  darauf 
hinauskommen,  dass  die  Verwandtschaft  bis  zur  siebenten 
Stammvaterschaft,  bis  zur  siebenten  Parentel  reicht,  was  man 
in  der  Regel  als  in  der  Quelle  direkt  gesagt  annimmt.^ 


m. 

Es  bleibt  uns  nun  noch  eine  Frage  zur  Beantwortung 
abrig,  diejenige,   welche  in  der  ganzen  Kontroverse  die  be- 


^)  So  auch  die  Gegner  der  Parentelenordnimg  als  Erbfolgeprinzip.  Nor 
Siegel,  V.  B.  S.  8  sagt:  j,E8  gibt  nur  eine  Parentel,  die  gebildet  wird  von 
Personen,  welche  daram  mit  einander  verwandt  Bind,  weil  sie  von  einem 
Stammeltempaar  gemeinschaftUch  ihr  Blnt  ableiten,  gleichgültig,  ob  aUe  n 
demselben  Stammvater  hinaniig;ehen  mtssen,  oder  einielne  bloss  anf  Ab- 
stammende von  diesem  reknirieren,  andere  anf  ihn  selbst' 

Diese  Darstellnng  passt  anf  den  romischen  und  modernen  Stammbaom 
ffir  die  germanische  Verwandtschaftsberechnnng  aber  nicht,  denn  di^emgen, 
welche  bloss  anf  den  Abstammenden  jenes  Stammvaters  snrttckgehen  mfissen, 
ignorieren  eben  jenen  hOheni  Stammvater  gans;  ffir  sie  kommt  er  gar  nicht 
in  Betracht;  selbst  wenn  noch  ein  anderer  da  ist,  welcher  durch  einen  solchen 
hohem  Stammvater  verwandt  ist,  so  kommt  der  erste  nni  als  Naehkomme 
des  niederen  Stammvaters,  nicht  aber  des  hohem  in  Betracht 

*)  Anch  nicht  dnrch  das  Bild,  siehe  den  folgenden  Abschnitt  m  (sab  4,  c). 

*)  Also  anch  gegen  die  ünbegrenstheit  der  Verwandtschaft  in  auf- 
steigender Linie  verstOsst  man  nicht,  wenn  man  anch  Sippe  nicht  als  Seiten- 
verwandtschafi  deutet,  vgl.  oben  8. 8. 
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strittenste  aber  auch  wichtigste  ist,  die  Frage:  Wie  gestaltet 
sich  die  Verwendnng  des  Bildes  von  den  Glie- 
dern des  menschlichen  Körpers? 

Eike  gibt  uns  nämlich  nicht  nnr  die  Gliederung  der  Sippe, 
er  gibt  uns  nicht  nnr  die  Namen  der  einzelnen  Generationen 
und  Verwandten  sowie  ihre  Zahl;  sondern  er  stellt  uns  die 
Verwandtschaft  noch  an  einem  Bilde  dar.  Jede  Generation 
wird  veranschaulicht  durch  ein  Glied  am  menschlichen  Körper, 
das  Ehepaar  durch  das  Haupt,  die  Kinder  durch  den  Hals, 
die  Enkel  durch  die  Achsel,  die  Urenkel  durch  den  Ellbogen, 
deren  Kinder  durch  das  Handgelenk,  die  drei  folgenden  noch 
verwandten  Generationen  durch  die  drei  Gelenke  des  Mittel- 
fingers, die  erste  nicht  verwandte  Zeugung  durch  den  Nagel 
desselben  Fingers. 

Ueber  die  Anwendung  dieses  Gliederbildes,  welches  jeden- 
falls nicht  von  Eike  ersonnen  ist,  sondern  dem  lebenden  sächsischen 
Rechte  angehört  hat,  ergeben  sich  aus  unserer  Quelle  folgende 
Grundsätze,  welche  teils  im  ersten  Abschnitte  unsers  Para- 
graphen enthalten  sind,  teils  im  zweiten  oder  viehnehr  in  einer 
Verbindung  beider  liegen. 

Aus  dem  ersten  Teile  ergibt  sich: 

1)  Das  Bild  ist  nur  ein  einseitiges,  d.  h.  es  sind  nur 
die  Glieder  einer  Seite  benutzt.  „In  des  hals  es  lede*'  stehen 
die  Kinder;  „ungetveider  brüdere  kindere  de  stat  an  deme 
lade,  dar  scfilderen  unde  arm  to  samene  gat;  also  dut  die 
sflster  kindere^  u.  s.  w.  Soll  also  die  Nähe  der  Verwandt- 
schaft mehrerer,  zunächst  derselben  Parentel  angehörender 
Personen  ermittelt  werden,  wie  das  die  Regel:  „Die  tvischen^ 
u.  s.  w.  veranlasst,  so  wird  das  Bild  nicht  mehrmals  gebraucht, 
die  beiden  Praetendenten  zweiten  Grades  sind  nicht  an  die 
Achseln,^)  sondern  an  die  Achsel  zu  setzen.    Das  erfordert 


*)  Anden  s.  B.  v.  Sydow  in  seiner  Figur;  auch  Hensler  S.  593  und 
Siegel  S.  G.  S.  858.  Dass  der  Dsp.  c.  6  yon  dem  Gliede  ipricht,  j^da  die  arme 
aetamene  gent',  Ist  eine  ungenaue  üebersetznng  des  Ssp.  und  wttrde  nnr  fflr 
das  Gegenteil  unserer  Ansicht  beweisen,  wenn  man  dartnen  könnte,  dass 
dem  Dentschenspiegler  die  Anwendung  des  Bildes  ans  dem  Leben  bekannt 
war.  Noch  weniger  beweisen  Schwsp.  c.  8  nnd  Bertholds  von  Begensbnrg 
Fredigt  von  der  Ehe  (in  Pfeiffers  Ausgabe  der  Predigten  I  S.  312),  denn  beide 
haben  den  Dsp.  abgeschrieben  nnd  seigen  namentlich  durch  die  Weglammg 
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übrigens  schon  die  Anwendung  im  Leben.  Nicht  mit  Papier 
und  Tinte,  nicht  mit  Zeichnungen  und  Stammbäumen  hat  mau 
in  Sachsen  in  der  Gerichtsversammlnng  die  Verwandtschaft 
berechnet,  vielmehr  so,  dass  der  Erbpraetendent  den  Erb- 
lasser mit  dem  Namen  nannte  und  nun  —  wir  sprechen  vor- 
läufig immer  noch  von  dem  Falle,  dass  mehrere  Praetendenten 
aus  der  ersten  Parentel  vorhanden  sind*)  —  die  Generationen, 
welche  ihn  mit  jenem  verbanden,  mit  der  rechten  Hand  an 
seiner  linken  Seite  abzählte.  Den  Erblasser  setzte  er  in  sein 
Haupt,  seine  Kinder  an  den  Hals,  sich  selbst  zählte  er,  falls 
er  z.  B.  ein  Enkel  des  Erblassers  war,  an  seiner  linken 
Schulter  ab.  Wir  haben  uns  oflfenbar  den  ganzen  Vorgang 
etwa  in  der  Art  zu  denken,  wie  wir  jetet  noch  bei  der  Auf- 
zählung einer  Reihe  von  Argumenten  dieselben  bisweilen  mit 
dem  Zeigflnger  der  rechten  Hand  an  den  Fingern  der  linken 
abzählen.  Das  Bild  ist  eine  feste  Schablone,  an  der 
sich  die  Einzelnen  abstuppen,  man  könnte  es  eben  so  gut  durch 
einen  Messstab  ersetzen,  an  dessen  Kerben  die  Verwandten  ihre 
Entfernung  von  einem  Stammvater  abmessen.*) 

2)  Haupt  kann  nur  ein  Stammvater  sein,  jemand, 
der  Glieder,  Nachkommen,  hat  oder  wenigstens  haben  könnte. 
Dies  ist  als  selbstverständlich  allgemein  angenommen. 

Aus  der  Verbindung  des  ersten  Teils  mit  der  Regel: 
„Die  tvischen  deme  nagele  unde  deme  hovede  sik  to  der   sibbe 


des  Halses,  dass  sie  mit  dem  Bilde  nur  ans  Büchern  nnd  nicht  ans  dem 
Leben  bekannt  geworden  sind.    Vgl.  nnsem  Anhang  I. 

^)  Bei  hohem  Parentelen  nannte,  wie  vorläufig  bemerkt  sein  mag,  der 
Praetendent  den  ihm  mit  dem  Erblasser  gemeinschaftlichen  Stammvater  nnd 
begann  nnn  die  zwischen  diesem  und  ihm  liegenden  Verwandtengenerationen 
an  seiner  Unken  Seite  abznzählen,  indem  er  den  Stammvater  an  sein  Haupt 
setzte;  aber  nur  diese  Verwandten,  nur  die  Vorfahren  des  Erbpraetendenten 
wurden  von  demselben  an  seinen  Gliedern  abgezählt,  nicht  die  Vorfahren  des 
Erblassers ,  bei  welchen  die  Zählung  auf  andere  Weise  erfolgte  vgl.  unten 
snb  4,  c  und  S.  57. 

*)  Uebrigens  zeigt  sich  die  Richtigkeit  unserer  Annahme,  dass  nur  ein 
Arm  benutzt  wurde,  auch  daraus,  dass,  sobald  drei  Erbpraetendenten  der- 
selben Partotel  auftreten,  diejenigen,  welche  beide  Arme  benutzen,  doch  ge- 
nötigt werden,  mehrere  Verwandte  an  einen  Arm  zu  setzen.  A  stirbt  und 
hinterlässt  drei  Enkd  B,  C,  D.  Welche  zwei  sollen  nun  an  die  rechte,  nnd 
Welcher  an  die  linke  8chnlter  gesetst  werden? 
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gestappen  mögen  an  geliker  stat,  de  nemet  dat  erve  gelike. 
De  sik  naer  to  der  sibbe  gestappen  mach,  de  nimt  dat  erve  to 
voren,"  ergibt  sich  weiter: 

3)  Sämtliche  Glieder  oder  Stufen  au  dem  Bilde 
sind  gleich  weit  von  einander  entfernt  und  gleich  zu 
behandeln.  Dass  die  soeben  angeführte  Regel  wenigstens 
auf  das  unmittelbar  vorher  Dargestellte  anwendbar  ist  u.  z. 
ohne  weitere  Modifikation,  bestreitet,  abgesehen  von  Wass.,^) 
dessen  Ausführungen  wir  oben  S.  18  f.  zu  widerlegen  versucht 
haben^  wohl  niemand.  Wir  haben  ferner  oben  S.  10  gesehen, 
dass  man  der  Stellung  der  Generationen  in  Seitengliedem 
keine  Bedeutung  beilegen  darf,  und  wir  haben  endlich  schon 
S.  17  und  21  gefunden,  dass  die  Regel:  ,Die  tvischen"  u.  s,  w. 
alle  Glieder  zwischen  Haupt  und  Nagel  gleich  behandelt.  Von 
einer  privilegierten  Stellung  des  Halses  sehen  wir  in  ihr  nichts. 
Hals  und  Haupt  stehen  filr  die  Behandlung  im  Erbrecht  nicht 
näher  bei  einander  als  etwa  Hals  und  Achsel,  oder  Achsd  und 
Ellbogen  u.  s.  w.  Man  nimmt  allgemein  das  Gegenteil  an; 
der  Grund  dieser  Annahme  liegt  aber  einfach  in  der  eben  so 
allgemeinen  Voraussetzung,  dass  Haupt  und  Hals  zusammen 
ausser  der  Zählung  stellen.^  Da  wir  aber  nachgewiesen  zu 
haben  hoffen,  dass  diese  Voraussetzung  unrichtig  ist,  und  dass 
in  der  Sippezählung,  welche  für  das  Erbrecht  allein  in  Be- 
tracht kommt,  die  erste  Generation  als  erster  Grad,  als  erste 


»)  Siehe  oben  S.  17. 

4  Vgl.  Stobbe  P.  R.  S.  67;  Heualer  S.  687  Note  2,  692;  am  dentlich- 
bd  T.  Amira,  Res.  S.  41,  der  wie  Schanz  den  Hals  nicht  als  Glied,  oder 
wenigstens  nnr  als  ein  halbes  lecbnen  wiU  S.  43.  AUein  so  wenig  jemand 
anstehen  wird,  wegen  Ssp.  I  3  §  3  den  Grossoheim  eines  Erblassers  als 
dessen  Mag  zu  bezeichnen,  obschon  derselbe  dem  ürgrossvater  des  Erblassers 
am  Halse  steht,  während  die  Magenbezeicbnnng  bei  strenger  Anwendung  erst 
mit  der  Schniter  beginnen  würde,  ebenso  wenig  wird  man,  selbst  bei  der 
Annahme,  dass  Geschwister  des  Erblassers,  weil  am  Halse  und  ausser  der 
Zählung  stehend,  mit  ihm  besonders  eng  verbanden  seien,  eine  solche  be- 
sonders nahe  Verwandtschaft  auch  bei  den  Grosseltemgeschwistern  annehmen. 
Selbst  wenn  ali^  etwas  derartiges  für  die  in  Ssp.  I  3  §  3  dargestellte  Pa- 
rentel  bestimmt  wäre,  so  würde  es  doch  zu  den  Besonderheiten  der  gerade 
dargestellten  (in  diesem  Falle,  wo  eben  die  Geschwister  des  Erblassers  darin 
gefunden  würden,  der  zweiten)  Parentel  gehören  und  bei  der  analogen  An- 
wendung des  Bildes  auf  die  übrigen  Parentelen  nicht  mit  Übertragen  werden 
können. 
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Sippe,  gezählt  wurde,  gerade  so  wie  die  folgenden,  so  ist 
vollends  kein  Gmnd  mehr  vorhanden  zu  der  Annahme,  dass 
Haupt  nnd  Hals  rechtlich  als  einander  besonders  nahestehend 
gegolten  haben.  ^) 

4)  üeberall  nnd  nur,  wo  die  Erbrechtsregel  an- 
wendbar ist,  kann  das  Bild  angewendet  werden; 
überall  und  nur,  wo  das  Bild  anwendbar  ist,  kann 
die  Regel  angewandt  werden.  „Diejenigen,  welche  sich 
zwischen  Nagel  nnd  Haupt  an  gleicher  Stelle  in  der  Sippe  ab- 
zuzählen vermögen,  die  nehmen  das  Erbe  gleich;  wer  sich  in 
der  Sippe  n&her  abzuzählen  vermag,  der  nimmt  das  Erbe 
zuvor.*'  Nicht  die  geringste  Andeutung  weder  in  der  Form 
noch  im  Zusammenhang  ist  uns  davon  gegeben,  dass  man 
irgendwo  das  GUederbild  anwenden  könnte,  wo  die  Regel  sich 
nicht  anwenden  liesse  oder  umgekehrt.  Eine  Fassung  der 
Regel  wie  die  vorliegende  wäre  schlechterdings  undenkbar, 
wenn  nicht  die  Anwendungsgebiete  von  Regel  und  Bild  sich 
vollständig  deckten. 

Mit  HtOfe  dieser  Beobachtung  ergeben  sich  nun  über  die 
Anwendung  des  Bildes  weiter  folgende  Sätze: 

a)  Das  Bild  ist  nur  einmal  anwendbar;  nur  eine 
Stammeltemschaft  kann  Haupt  sein,  nur  einer  Stammeltem- 
Schaft  Nachkommen  können  sich  an  der  Gliederschablone  ab- 
zählen.*) Wir  haben  schon  oben  S.  18  Note  2  gesehen,  dass  dies 
von  der  Erbrechtsregel  gilt.  Nur  eines  Stammeltempaares 
Nachkommenschaft  ist  uns  in  I  3  §  3  geschildert;  nur  im  An- 
schluss  daran  ist  uns  die  Regel  gegeben ;  von  einer  Konkurrenz 
von  Stammeltemschaften  mit  ihren  Nachkommen  unter  einander 


^)  Eb  braucht  kamn  noch  einmal  daran  erinnert  xa  werden,  dass  der 
in  den  beiden  ersten  Parentelen  sich  bemerkbar  machende  Unterschied  der 
ersten  Generation  von  den  ttbrigen  nur  ein  solcher  der  Bezeichnung  ist, 
Kinder  nnd  Geschwister  einerseits  stehen  Magen  andererseits  gegenüber. 
Dieser  Unterschied  ist  aber  an  dem  Bilde  nicht  zu  sehen,  Hids,  Schulter  etc. 
in  der  ersten  nnd  zweiten  Parentel  sind  nicht  anders  als  in  einer  höhen. 
Darflber,  dass  der  Weglassnng  gerade  des  Halses  im  Schwsp.  keine  tietoe 
Bedeutang  zukommt,  vgl.  Anhang  I. 

")  Stammeltemschaft  nicht  Stammvater  oder  Stammeltern  sage  ich  des- 
halb, weil  beide  Eltern  des  Erblassers  in  der  zweiten,  beide  Grosseltempaare 
in  der  dritten,  alle  vier  Urgrosseltempaare  in  der  vierten  Parentel  n.  s.  w. 
jeweilen  zusammen  ein  Haupt  bilden. 
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ist  nicht  das  Geringste  angedeutet,  die  ganze  Darstellung  setzt 
voraus,  dass  es  sich  immer  nur  um  eine  Stammeltemschaft 
handeln  kann,  dass  nur  eine  solche  zum  Erbe  kommt.  Es 
liegt  durchaus  kein  Grund  vor,  mit  Wass.  in  unserer  Quelle 
eine  solche  Abnormität,  wie  es  die  gleichzeitige  Konkurrenz 
der  gleichen  Generationen  der  Nachkommenschaften  aller 
Stammeltemschaften  wäre,  ausgesprochen  und  gefordert  zu 
finden.  Gerade  so  wie  mit  der  Regel  verhält  es  sich  nun  na- 
tllrlich  auch  mit  dem  Bilde,  nur  dass  bei  ihm  die  mehrmalige 
gleichzeitige  Anwendung  schon  durch  seine  Natur  ausgeschlossen 
ist,  denn  es  kann  doch  vemfinftiger  Weise  nur  ein  Haupt 
geben.  ^)  Gewiss  wird  eine  mehrmalige  Anwendung  versucht 
werden;  mehrere  gleichzeitig  auftretende  Erbpraetendenten  ver- 
schiedener Stammeltemschaften  werden  das  Bild  jeder  f  Ar  seine 
Stammeltemschaft  anwenden,  aber  keiner  mit  dem  Gedanken, 
dass  mehrere  Anwendungen  zugleich  möglich  seien,  sondem 
jeder  mit  der  Behauptung,  dass  seine  Anwendung  die  allein 
richtige  sei.  Und  in  der  Tat  wird  vor  dem  Rechte  dann  auch 
nur  eine  bestehen. 

Herrscht  über  die  einmalige  Anwendung  des  Bildes  mehr 
oder  weniger  üebereinstimmung,  so  kann  dies  nicht  gesagt 
werden  von  einer  andern  Frage,  die  man  übrigens,  wie  mir 
scheint,  sich  noch  nie  mit  erwünschter  Schärfe  und  Klarheit 
formuliert  hat,  sonst  wäre  sie  wohl  auch  schon  bestimmter 
beantwortet.  Es  ist  die  Frage:  Ist  das  Bild  nur  auf  eine 
Parentel,  oder  genauer  gesagt,  nur  auf  die  Angehörigen  einer 
Parentel  anwendbar,  oder  zugleich  auf  Angehörige  verschie- 
dener Parentelen? 

Diese  Frage  fällt  nämlich  mit  der  soeben  erörterten  keines- 
wegs zusammen.  Man  übersieht  das  gewöhnlich  u.  z.  nur 
deshalb,  weil  man  Parentel  und  das,  was  ich  bis  jetzt  die 
Nachkommenschaft  einer  Stammelternschaft  nannte,  als  gleich 
bedeutend  annimmt*)    Allein  es  ist  durchaus  nicht  zutreffend, 

0  Heoiler  S.  601. 

*)  So  s.  B.  Scbaius,  wenn  er  S.  38  sagt,  ans  Sep.  I  3  §  3  gehe  hervor, 
dass  Äe  in  der  Parentel,  spesieU  der  zweiten,  das  gleiche  Glied  innehaben- 
den Verwandten  als  Erben  konkurrieren.  Sieht  er  in  dem  Vorhergehenden  die 
Kachkommen  der  Eltern  des  Erblassers,  so  ist  das  eben  mehr  als  die  sweite 
Parentel.    Genauer  ist  y.  Amhra;  allein  der  Beweis,  den  er  (Bes.  S.  41)  für 
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wenn  man,  wie  dies  z.  B.  Blontschli  (S.  390)  und  Stobbe  (P.B. 
S.  71  und  72)  tut,  die  Pareatel  im  technischen  Sinne,  im  Sinne  der 
Linealgradnalordnung  als  Erbfolgeordnung,  definiert  als  den 
Inbegriff  der  von  gemeinsamen  parentes  abstammenden  Ver- 
wandten. Vielmehr  bezeichnet  Parentel  im  Sinne  der  Paren- 
telenordnung  den  Inbegriff  der  Nachkommen  einer 
Stammelternschaft  im  Verhältnis  zu  dieser  (erste  Pa- 
rentel) oder  zu  einem  aus  ihnen  selbst  (höhere  Parentelen). 
Nicht  alle  Nachkommen  der  beiden  Grosselternpaare  des  Erblassers 
bilden  dessen  dritte  Parentel;  vielmehr  mUssen  davon  ausge- 
nommen werd^  einmal  die  beiden  Elt^n  des  Erblassers  mit 
allen  ihren  Nachkommen  und  diese  zerfallen  wiederum  in  zwei 
Teile,  den  Erblasser  selbst  mit  seinen  Nachkommen,  welche  die 
erste  Parentel  bilden,  und  die  Eltern  mit  allen  übrigen  Nach- 
kommen, welche  die  zweite  Parentel  bilden.  Dass  man  diese 
einfache  Tatsache  nur  zu  oft  übersehen  hat,  hat  in  der  Litteratar 
über  die  sächsische  Erbfolgeordnung  sehr  verhängnisvolle 
Spuren  hinterlassen. 

Es  entsteht  also  die  Frage,  ob  das  Bild  auf  alle  Nach- 
kommenschaft ein  und  derselben  Stammelterngruppe  anwendbar 
sei,  die  ich  im  Folgenden  der  Kürze  halber  einfach  als  Nach- 
kommenschaft bezeichnen  will,  oder  nur  auf  einen  Teil  der- 
selben, die  Parentel  im  technischen  Sinne. 

Nun  haben  wir  aber  oben  S.  39  gesehen,  dass  die  Regel 
voraussetzt,  dass  das  Erbe  vom  Stammvater  kommt  Dies  ist 
zunächst  und  eigentlich  der  Fall,  nur  wenn  der  Stammvater 
der  Erblasser  selbst  ist.  Wir  schlössen  demgemäss  daraus, 
dass  die  Sippe,  welche  uns  der  Anfang  von  I  3  §  3  darstellen 
will,  die  erste  Parentel  sei.  Dies  ist  die  einzige  Parentel, 
welche  alle  Nachkommen  eines  Stammelternpaares  umfasst,  auf 
welche  also  auch  die  ungenaue  Definition  der  Parentel  passt, 
oder  m.  a.  W.:  der  Stamipvater  als  Erblasser  ist  der  einzige 
Stammvater,  welcher  lauter  Nachkommen  derselben  Parentel 
hat.    Bei  ihm  fallen  Nachkommenschaft  und  Parentel  zusammen. 


die  gleidueitige  Anwendung  des  Bildes  auf  Angehörige  verschiedener  Pa- 
rentelen hringra  su  können  glanht,  ist  nicht  stichhaltig,  einmal  weil  die 
Inteipretation  von  Ssp.  I  17  §  1,  auf  welcher  er  ruht,  wohl  nicht  haltbar 
ist,  wie  wir  sehen  werden,  sodann,  weil  er  das  im  Text  von  uns  Bemerkte 
sa  ühersehen  scheint. 
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Eben  darnm  können  sich  aach  bSüb  seine  Nachkommen  an  dem 
Bilde  abstappen;  aber  aus  demselben  Qrnnde  darf  man  daraus 
nicht  folgern,  dass  bei  der  weitem  Anwendung  des  Bildes  dies 
eben  so  sei,  dass  das  Bild  ein  Nachkommenschafte-  und  nicht 
ein  Parentelenbüd  seL  Der  erste  Teil  des  Paragraphen  kann 
uns  also  auf  unsere  Frage  keine  Antwort  geben;  wir  haben 
uns  umzusehen,  ob  wir  nicht  anderswoher  eine  solche  erlangen. 
b)  Das  Haupt  mnss  stets  der  Erblasser  sein  oder 
wenigstens  f  ttr  seine  an  den  Gliedern  sidi  abstuppenden  Nach- 
kommen den  Erblasser  vertreten,  umgekehrt  kann  der 
Erblasser  in  dem  Gliederbilde  nie  eine  andere  Stelle 
einnehmen  als  das  Haupt.  Wir  haben  (s.  39)  gesehen, 
dass  das  Erbe  vom  Haupte  kommen  muss,  und  dass  dies  in 
erster  Linie  der  Fall  ist,  wenn  das  Haupt  mit  dem  Erblasser 
zusammenfällt.  Allein  wir  dfirfen  jener  allgemeinen  Voraus- 
setzung nicht  diese  enge  Formulierung  geben,  sonst  wftren 
Begel  und  Bild  nur  auf  die  erste  Parentel  anwendbar,  nur 
diese  hätten  wir  dann  im  ersten  Teil  unseres  Paragraphen  zu 
finden.  Wir  haben  aber  schon  mehrmals  betont,  dass  Eike 
nicht  die  Absicht  haben  kann,  uns  bloss  eine,  bloss  die  erste 
Parentel,  bloss  ihr  Bild,  bloss  Regeln  fiber  die  Erbfolgeordnung 
unter  ihren  Angehörigen  zu  geben.  Die  dargestellte  Stamm- 
vaterschaft, das  Bild  und  die  Begel  mfissen  analog  auch  ander- 
weitig anwendbar  sein.  Ffir  Bild  und  Begel  ergibt  sich  bei 
dieser  anderweitigen  Anwendung,  dass  nun  das  Haupt  und  der 
Stammvater,  nach  welchem  sich  das  „Gleich^  und  „Nälier^ 
bemisst,  und  von  welchem  das  Erbe  kommen  muss,  nicht  mehr 
der  Erblasser  selbst  sein  kann,  dass  er  aber  gegenüber 
deiyenigän,  welche  nach  der  Begel  erben,  und  welche  sich  an 
den  GUedem  abstuppen,  als  Erblasser  gelten,  den  Erblasser 
vertreten  muss.  Das  ist  jedoch  nie  möglich  ffir  den  Stamm- 
vater gegenüber  dem  Erblasser  und  gegenüber  dessen  zwischen 
dem  betreffenden  Stammvater  und  dem  Erblasser  stehenden 
Aszendenten.  Wie  kann  der  Erblasser  als  solche  von  jemand 
anderem  sich  selbst  gegenftber  vertreten  werden?  Wie  kann  der 
betreffende  Stammvater  gegenfiber  dem  Erblasser  und  seinen 
zwischen  den  beiden  liegenden  Vorfahren  als  Erblasser  gelten? 
Für  diese  kommt  ja  gar  kein  Erbe  von  ihm  herunter,  viel- 
mehr kommt  es  durch  sie  zu  ihm  herauf.    In  der  Tat  ist  es 

stutz,  TerwandtschaftsMld.  4 
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anch  noch  niemandem  eingefallen,  die  Erbrechtsregel  hier  anzu- 
wenden^  bei  der  Anwendung  der  Regel  schliesst  man  diejenigen 
Naclikommen  des  betreffenden  Stammvaters  stets  ans,  welche 
nicht  der  gleichen  Parentel  angehören  wie  dieser  selbst  nnd  wie 
alle  seine  fibrigen  Nachkommen  mit  ihm.  Man  käme  ja  sonst 
zu  dem  absurden  Resultate,  dass  der  Grossvater  des  Erblassers 
dem  Vater  desselben  vorgienge,  weil  er  eben  einem  allen  ge- 
meinsamen Stammvater,  z.  B.  dem  Urgrossvater  des  Erblassers 
näher  steht.  Allein  was  von  der  Regel  gilt,  muss  nach  dem 
unter  4)  aufgestellten  leitenden  Prinzipe  auch  für  das  Bild 
gelten,  d.  h.  beide  sind  unanwendbar  fflr  diejenigen  Nach- 
kommen des  Stammvaters,  welche  einer  andern  Parentel  ange- 
hören; Regel  und  Bild  sind  also  nicht  anwendbar  auf  die 
Nachkommenschaft  als  solche,  auf  die  Parentel  im  weitem 
Sinne,  sondern  nur  auf  die  eigentliche  Parentel.  Dass  Gegner 
und  Anhänger  der  Parentelenordnung  das  in  gleicher  Weise 
fibersehen, ^)  wäre  verwunderlich,  wenn  es  nicht  so  leicht  er- 
klärlich wäre.  Hier  rächt  sich  eben  die  unrichtige  Annahme, 
dass  das  Bild  zweiarmig  sei;  offenbar  hat  man  sich  stets  vor- 
gestellt, dass  der  eine  Arm  den  das  Haupt  bildenden  Stamm- 
vater mit  dem  Erblasser  verbinde,  während  der  andere  Arm 
den  fibrigen  Nachkommen  des  Stammvaters  zum  „Abstuppen* 
dienen  sollte.  Wir  haben  schon  oben  gesehen,  dass  der  Ssp. 
nur  einen  Arm  als  Bild  verwendet,  und  diese  Gliederschablone 
ist  nach  dem  Bisherigen  nicht  f  fir  alle  die  Personen  anwendbar, 
welche  die  communis  opinio  an  die  beiden  Arme   zu  setzen 


^)  Dies  gilt  auch  von  Homeyer.  Wenn  derselbe  S.  8  und  10  ausführt, 
das  Bild  sei  nur  auf  eine  Parentel  anwendbar,  so  zeigt  doch  seine  ganie 
Argamentation,  dass  auch  er  Parentel  dabei  mit  Naclikommenschaft  ein  und 
desselben  Stammvaters  identifiziert.  Er  führt  an  seiner  Zeichnung  aus,  dass 
man  nicht  zwei  Bilder,  eines  vom  Grossvater  und  eines  vom  Vater  aus  ver- 
wenden könne,  nnd  dass  man  ebenso  wenig  an  einem  eiuzigen,  vom  Gross- 
vater ausgehenden  Bilde  z.  B.  einen  Neffen  des  Erblassers  abzählen  könne. 
Allein  nicht  nur  weiss  er  keinen  Grund  dafür  anzuführen,  sondem  er  dei±t 
flieh  oianbar  den  Erblasser  und  dessen  Vater  auch  an  den  Gliedern  des 
Bildes  befindlich,  nur,  sobald  nicht  die  erste  Generation  nach  dem  Stamm- 
vater, also  der  Hals,  in  Betracht  kommt,  nicht  an  den  Gliedern  derselben 
Kürperseite  wie  die  Seitenverwandten. 

üebrigens  nimmt  auch  Hensler  S.  600  an,  dass  »Sippe*  die  Gesamtheit 
der  vom  gleichen  Eltempaar  abstammenden  Personen  bezeichnet. 
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pflegt,  sondern  entspricht  nur  demjenigen,  welcher  „die  andern 
Nachkommen^,  welcher  die  Parentel  des  Stammvaters  enthUt. 
Somit  gelangen  wir  zu  dem  dritten  Satze: 

c)  Das  Bild  ist  in  seiner  eigentlichsten  Verwen- 
dnng  nnr  anwendbar  anf  die  absteigende  Linie,  niemals 
anf  die  aufsteigende,  und  anf  diejenigen  Verwandten,  welche 
das  römische  nnd  moderne  Recht  Seitenverwandte  nennt, 
nnr  durch  deren  Auffassung  oder  XJmstempelung  als  ab* 
steigende  Linien  von  Vertretern  der  Ausgangsperson.  Das 
Mass,  mit  welchem  die  sächsische  Verwandtschaft  gemessen 
wird,  nnd  die  Begel,  wonach  die  Sachsen  erben,  ist  ein  Deszen- 
dentenmass und  eine  Deszendentenerbrechtsregel. 

Die  ünanwendbarkeit  des  Bildes  auf  Angehörige  verschie- 
dener Parentelen  und  anf  die  Aszendentenlinie  entscheidet  nun 
vor  Allem  gegen  die  Theorieen  von  v.  Amira  und  Schanz,  welche 
von  der  gegenteiligen  Voraussetzung  ausgehen.  Fttr  sie  erklärt 
die  Anwendung  des  Bildes  auf  alle  Nachkommen  eines  Stamm- 
vaters einmal  die  Abgrenzung  des  engem  Erbenkreises  vom 
weitem,  v.  Amira  argumentiert  (E.  S.  131)  folgendermassen: 
„Des  Erblasser  Brader  (G)  steht  ebenso 
wie  der  Erblasser  (A)  seinem  Vater  (D) 
am  Halse,  des  Erblassers  Sohn  (B)  aber 
ihm  selbst  am  Halse,  oder  hl  a.  W.  Bruder 
nnd  Sohn  des  Erblassers  sind  zu  diesem 
im  ersten  Orade  kanonischer  Komputation 
verwandt*  ^)  u.  s.  w.  „War  demnach  das 
Verwandtschaftsbild  in  Ssp.  I  3.  §  3  auf 
alle  möglichen  „Parentelen*  zugleich  anwendbar,  so  lag  für 
Eike  die  Notwendigkeit  vor,  die  Erbenordnung  in  I  17  §  1  in 
der  Art  abzufassen,  dass  er  Kinder,  Eltem  und  Geschwister 
namentlich  aufeählte.  Denn  die  gemeinschaftliche  Succession 
der  an  Hals  und  Haupt  oder  im  ersten  Grade  kanonischer 
Komputation  stehenden  Magen  sollte  ausgeschlossen  sein.*^ 


0  y.  Amira,  (Recht  S.  187  und  188)  „Im  engeren  Kreise  standen  jeden- 
faUs  dem  nämlichen  Mitglied  dessen  Kinder  und  Eitern,  nach  einigen  Bechten 
aber  auch  dessen  Geschwister  gleich  nahe  ....  SoUte  in  diesem  eine  Bang- 
ordnnng  dnrehgefflhrt  werden,  so  konnte  es  nnr  durch  namentliche  Angabe 
der  einzelnen  Verwandten  in  ihrer  Beihenfolge  geschehen.^ 

*)  Ich  habe  absichtlich  die  Ansf  ühmngen  v.  Amira's  wOrtlieh  wieder- 
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Nicht  minder  unhaltbar  als  diese  Abgrenzung  der  &ben- 
kreise  wird  dadurch,  dass  eben  auf  die  Linie  A  —  E  das  Bild 
unanwendbar  ist,  die  Komputation  von  y.  Amira  und  Sdianz 
und  ihre  darauf  sich  bauende  Erbfolgeordnung. 

y.  Amira  komputiert  folgendermassen:^)  Kinder  (B)  und 
Eltern  (D)  des  Erblassers  (A)  (ein  Hals)  sind  dem  Erblasser 
allerdings  näher  yerwandt  als  seine  Geschwister  (G)  (zwei 
HBlse);  femer  die  Enkel  (G)  und  Grosseltem  (E)  (beide  ein 
Hals  und  ein  Glied)  stehen  zwar  den  soeben  genannten  Voll- 
geschwistem  (G)  (zwei  Hälse  und  kein  Glied)  nach,  aber  den 
Kindern  der  Vollgeschwister  (H)  und  den  Eltemyollgeschwistem 
(F)  (zwei  Hälse  und  ein  Glied)  gehen  sie  yor. 

Während  diese  Komputation  yon  der  Voraussetzung  aus- 
geht, dass  der  Hals  nur  den  Wert  eines  halben  Gliedes  habe, 


gegeben.  Sollte  das  in  freierer  Weise  geschehen,  so  würde  ich  wie  Schani 
S.  17  dieselben  so  auffassen,  dass  prinzipiell  Kinder,  Eltern  und  Geschwister 
des  Erblassers  diesem  gleich  nahe  stehen,  ihm  gleich  nahe  verwandt  sind,  also 
auch  prinzipiell  zasammen  erben.  Der  eageate  Erb^ikreis  wflrde  also  ans 
■olehen  bestehen,  welche  prinzipiell  zusammen,  und  nur  nach  positiver  Be- 
Stimmung  nacheinander  erben.  Allein  gegen  eine  solche  Auffassung  hat 
sich  V.  Amira  Bez.  S.  42  verwahrt  unter  Hinweis  auf  E.  S.  133,  woraus  her- 
vorgehe, dass  er  nicht  der  Ansicht  sein  könne,  alle  Verwandten  des  ersten 
kanonischen  Grades  seien  gleich  nah  verwandt,  vielmehr  gebe  es  unter  diesen 
Nuancen.  Jedoch  abgesehen  davon,  dass  ich  den  Unterschied  von  „Gleich 
nahe  stehen^  und  «Gleich  verwandt  sein"  nicht  recht  einsehe,  und  dass  die 
Argumentation  v.  Amira's  eine  solche  Gleichheit  als  Zwischenglied  zu  fordern 
scheint,  so  ist  mir  dieses  Her-  und  Hinttberspielen  von  der  kanonischen  zur 
nationalen  Komputation  nicht  recht  verständlich.  Entweder  ist,  wie  mir 
scheint,  massgebend  die  kanonische;  dann  entsteht,  weil  sie  wegen  der  Zn- 
sammenziehung beider  Linien  etwas  Stampfer  ist,  eine  Gleichheit  von  Kindern, 
Eltern  und  Geschwistem  gegenüber  dem  Erblasser,  und  dann  ist  eine  positive 
Begelung  der  Bangordnung  unter  denselben  nötig.  Oder  es  ist  die  v.  Amira 
angenonmiene  nationale  Gliederkomputation  massgebend;  dann  erscheinen 
eben  nicht  aUe,  welche  nach  der  kanonischen  Komputation  gleichverwandt 
sind,  als  solche,  und  die  Erbfolgeordnung,  wenigstens  der  Geschwister,  rich- 
tet sich  nicht  nach  positiver  Bestimmung,  sondern  nach  ihrer  Verwandt- 
schaltsafthe.  Die  prinzipieUe  Gleichheit  könnte  also,  immer  vorausgesetzt, 
dass  ich  v.  Amira  nicht  missverstehe,  nicht  das  Kriterium  aller  im  engem 
Brbenkreise  stehenden  Verwandten  des  Erblassers  sein.  Uebrigens  ist  die 
Frage  für  uns  gleichgültig,  da  immer,  wie  man  sie  auch  entscheidet,  eine 
unmögliche  Anwendung  des  Bildes  vorliegt 
0  Bez.  S.  43. 
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gelangt  Schanz  zu  einer  etwas  andern  Komputation,  ^)  anf  Gmnd 
der  Voraussetzung,  dass  die  „Hälse^  gar  nicht  zfthlen,  eine 
Voraussetzung,  welche  allerdings  dem  oben  8.  46  sab  8 
gefundenen  Prinzipe  nicht  weniger  widerspricht  als  diejenige 
von  y.  Amira.  Schanz  ist  also  z.  B.  der  Ansicht,  dass  Voll» 
geschwisterkinder  (H;  ein  Glied,  weil  die  H&lse  D  A  und  D  G 
nicht  gerechnet  werden),  die  Eltemvollgeschwister  (F;  ein 
Glied,  denn  die  H&lse  E  D  und  E  F  fallen  weg)  und  Gross- 
eitern  (E;  ein  Glied,  der  Hals  E  D  wird  nicht  berAcksichtigt) 
gleich  nahe  verwandt  sein.")  Uebrigens  gibt  v.  Amira  (Bez. 
S.  43)  Schanz  zu,  dass  seine  Komputation  die  richtige  sein  kOnne. 
Nicht  weniger  aber  als  zu  diesen  uitiparentelistischen 
Theorieen  treten  wir  mit  den  oben  Ober  das  Bild  aufgestellten 
Sätzen  in  Gegensatz  zu  den  Ausführungen  Heuslers,  mit  welchen 
wir  in  dem  Gesamtresultate  fibereinstimmen.  Freilich  betrifft 
dieser  Gegensatz  nicht  die  Anwendung  der  Begel.  Heusler 
gibt  (S.  694  Note  12)  eine  Tafel  der  Verwandtschaft  nach  unserer 
Stelle.  Er  nennt  den  Erblasser  h,  dessen  Vater  g,  dessen 
Grossvater  f  u.  s.  w.  bis  zum  siebenten  Vorfahren  des  Erblassers, 
den  er  mit  a  bezeichnet.  Von  den  sieben  Vorfahren  gehen  nun 
sieben  Linien  Nachkommen  aus;  dieselben  enthalten  also  stets  die 
Nachkommenschaft  des  betreffenden  Vorfahren  mit  Ausnahme 
derjenigen  Personen,  welche  von  ihm  abstammen,  aber  auf  der 
geraden  Linie  unterhalb  ihm  nach  dem  Erblasser  hin,  oder  dann 
anf  einer  von  solchen  unterhalb  stehenden  Personen  ausgehenden 
Linie  liegen;  m.  a.  W.  jede  der  Linien  enthUt  das,  was  wir 
oben  S.  48  als  Parentel  im  technischen  Sinne  bezeichnet 
haben.  Nur  auf  diese  Linien,  nur  auf  Angehörige  derselben 
Parentel,  wendet  nun  auch  Heusler  offenbar  die  Regel:  „Die 
tvischen^  u.  s.  w.  an.^  Nicht  dasselbe  tut  er  bei  dem  Bilde; 
dieses  verwendet  er  auch  ffir  die  aufsteigende  Linie.  Der 
siebente  Vorfahr  erhält  nach  ihm  das  Haupt,  der  sechste  den 
Hals,  der  ffinfte  die  Schulter  u.  s.  w.,  den  Erblasser  setzt  er 
anf  das  dritte  Mittelflngerglied;*)  an  den  Gliedern  des  Bildes 

0  S.  60  f. 

*)  Vgl.  Schaius  S.  53. 

*)  Vgl.  die  Bemerkimgen  Heiulen  m  Note  12  S.  694  und  S.  601,  am 
letztem  Orte  trots  der  immittelbar  vorhergehenden  weitem  Definition  von  Sippe. 
«)  So  in  der  Tafel;  S.  600  dagegen  auf  die  flngerspitie. 
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stehen  in  diesem  Falle  Angehörige  lauter  verschiedener,  ja 
aller  Parentelen.  Zu  dieser  Anwendung  des  Bildes  scheint, 
wenn  ich  recht  sehe,  Heusler  zweierlei  bewogen  zu  haben,  ein- 
mal die  Ausdehnung  der  in  I  3  §  3  dargestellten  Nachkommen- 
schaft, sodann  die  Vorstellung  von  der  Zweiarmigkeit  des  Bildes. 
„Um  den  weitesten  Umfang  der  Verwandtschaft  und  damit  die 
äusserste  Grenze  der  Erbberechtigung  darzustellen,  mussteEike 
zu  dem  siebenten  Knie  (Stammvater)  von  dem  Erblasser  auf- 
wärts zurückgehen;  in  der  von  diesem  auslaufenden  Sippe  ist  alle 
Verwandtschaft  eingeschlossen/^)  Allein  weüEike  nur  ein 
einarmiges  Bild  kennt,  kann  eraneinEinschliessen  nicht  gedacht 
haben,  kann  es  von  ihm  nicht  beabsichtigt  sein,  den  äussersten 
Bahmen^  der  Verwandtschaft  in  der  von  Heusler  angenommenen 
Weise  zu  geben.  Vielmehr  bezeichnet  er  nur  die  untere,  nicht 
die  obere  Grenze  der  Verwandtschaft,  weil,  wie  wir  oben  S.  42 
sahen,  mit  jener  diese  gegeben  ist;  eine  Seitengrenze  hat  er 
nicht  zu  bezeichnen,  weil  es  eben  in  der  Verwandtschafts- 
gliederung nur  ein  Oben  und  ein  Unten  gibt.  Die  Annahme 
femer,  dass  die  höchste  Stammvaterschaft  dargestellt  sei,  ist 
unmöglich,  weil  man  sonst  den  Erblasser  an  das  untere  Ende 
derselben  setzen  muss.  Dies  wiederum  ist  eben  unzulässig, 
weil  nicht  nur  die  Darstellung  in  der  ersten  Hälfte  des  Para- 
graphen es  wahrscheinlich  macht,  sondern  auch  die  auf  sie  in 
erster  Linie  zu  beziehende  Regel  es  absolut  fordert,  dass  das 
Erbe  von  oben,  vom  Stammvater  her  kommt. ^)  In  der  Tat 
lässt  sich  denn  auch  die  Ausdehnung  der  vorgefahrten  Sippe 
in  anderer  Weise  befriedigend  erklären.^)  Es  besteht  also  kein 
Grund,  das  Bild  auch  auf  die  Aszendentenlinien  anzuwenden, 
um  so  weniger,  als,  wie  mir  scheint,  das  Bild  auch  bei  Heusler 
in  diesem  Falle  ganz  ohne  Bedeutung  ist.  Denn  seinen  beiden 
Zwecken,  der  Regelung  der  Erbenfolge  einerseits  und  der  Be- 
rechnung der  Verwandtschaft  andererseits,  kann  es  hier  nicht 
dienen;  im  ersteren  Falle  würde  dies  zu  den  S.  50  angedeuteten 
widersinnigen  Eigebnissen  fahren,  aber  auch  das  letztei*e  schliesst 


»)  S.  600.     . 
*)  S.  593  Note  12. 

*)  Über  eine  andere  Schwierigkeit,  welche  die  Henslenche  Annahme 
der  höchsten  Parentel  yemrsacht,  siehe  S,  41  Note  1. 
«)  oben  9.  if> 
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Heusler  (S.  589)  selbst  treffend  aus,  wenn  er  sagt,  ein  Kind 
begründe  seine  Verwandtschaft  mit  dem  Grossvater  nicht  damit, 
dass  beide  von  dem  Urgrossvater  abstammen. 

In  welchei*  Weise  non  bei  den  Sachsen  die  Verwandtschaft 
berechnet  und  die  Erbenfolge  geregelt  wurde,  dOrfte  nach  alle 
dem,  was  wir  über  das  Büd  und  die  Begel  gefunden  haben, 
nicht  mehr  zweifelhaft  sein.  Die  Verwandten  und  die  Erb- 
berechtigten zerfielen  in  Parentelen  oder  Sippen,  welche  dar- 
gestellt wurden  durch  die  Gliederschablonen.  Handelte  es  sich 
darum,  den  nächsten  Verwandten  oder  die  Erbberechtigten 
überhaupt  zu  ermitteln,  so  wurde  das  Bild  und  die  korrespon- 
dierende Begel  nur  einmal  angewendet,  m.  a.  W.:  Bild  und 
Begel  dienten  nur  dazu,  die  Nähe  und  die  Erbberechtigung 
innerhalb  der  Sippe  oder  Parentel  zu  bestimmen  und  auch  dies 
nur  für  die  Nachkommen  des  Eltempaares,  welches  das  Haupt 
bildet.  Denn  die  Zählung  der  Sippe  beginnt  erst  mit 
der  ersten  Generation  von  Nachkommen,  und  die  Begel 
gilt  nur  füi*  diejenigen,  welche  zwischen  Haupt  und  Nagel 
stehen,  also  nicht  fflr  das  Haupt.  Das  Parentelenhaupt 
erbt  also  bei  den  Sachsen  nicht  als  erstes  Parentelen- 
glied.^) 

Fragen  wir  nun,  wie  die  Verwandtschaftsnähe  unter  den 
Aszendenten  berechnet  wurde,  wie  die  Aszendenten  erbten,  und 
in  welcher  Beihenfolge  die  Sippen  oder  Parentelen  auf  einander 
folgten,  so  erhalten  wir  für  die  Beantwortung  dieser  Frage 
nur  einen,  allerdings  hinreichenden  Anhaltspunkt.  Weil  der 
Stammvater  zwar  nicht  in  der  Sippe  gezählt,  aber  doch  in  die 
Sippe  hineingezogen  ist,  weil  auch  er  einen  Teil  des  Bildes 
einnimmt,  so  ist,  da  Sippe  und  Bild  bei  der  Ermittelung  des 
nächsten  Verwandten  bezw.  der  Erben  nur  einmal  zur  Ver- 
wendung kommen,  auch  nur  ein  Stammvater  (bezw.  eine 
Stammelternschaft)  dem  Erblasser  gleich  nahe  verwandt,  d.  h.  es 
können  nicht  alle  Aszendenten  dem  Erblasser  gleich  nahe  stehen, 
es  können  nicht  alle  zugleich  sein  Erbe  erhalten,  sondern  nur 
einer,  nämlich  derjenige,  welcher  in  der  allein  antretenden  Sippe 


^)  Anden  bei  dm  Langobarden.  Sie  zählten  den  StammvatjBr  als  erstes 
Parentelenglied,  und  demgemäss  mtlsste  auch  die  Begel  bei  ihnen  gelautet 
haben:  Diejenigen,  welche  vom  Haupte  an  bis  vor  den  Nagel  u.  s.  w. 
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und  in  dem  allein  angewandten  Bilde  ürspnmg  und  Haupt  bildet. 
Nur  tut  er  das,  wenigstens  äusserlich,^)  nicht  wie  die  anderen 
Sippegenossen,  nicht  nach  Zahl  und  Entfernung;  yielmehr  wird 
das  Erbe  ihm  Übertragen;  wenn  er  lebt,  lässt  er  es  nicht  weiter 
gehen,  es  tritt,  möchte  ich  sagen,  dann  fttr  die  hohem  Stamm- 
väter und  für  seine  eigenen  Parentelenglieder  gewissermassen 
gar  kein  Erbfall  ein,  es  ist  für  sie  gar  kein  Erblasser  da. 

Kann  es  sich  also  stets  nur  um  einen  Stammvater  han- 
deln, ist  eine  Konkurrenz  aller  ausgeschlossen,  so  liegt  nun  die 
Entscheidung  über  die  Reihenfolge  unter  den  Aszendenten  und 
damit  unter  den  Parentelen,  sowie  die  Bezeichnung  ihrer  Ent- 
fernung auf  der  Hand;  es  ist  eben  so  selbstverständlich,  dass 
die  Eltern  des  Erblassers  (und  ihre  Parentel)  den  Grosseltem, 
diese  den  Urgrosseltem  u.  s.  w.  vorgehen,  dass  es  gar  nicht 
gesagt  zu  werden  braucht.  Es  ergibt  sich  also  für  den  Fall, 
dass  ein  Erblasser  ohne  Angehörige  der  ersten  Parentel  zu 
hinterlassen  gestorben  ist,  folgende  Tafel  von  Verwandten  und 
Erbberechtigten: 

A  ist  der  Erblasser,  A\ 
A^,  A^  sind  seine  Aszenden- 
ten, deren  Nachkommen,  so- 
weit sie  ein  und  dieselbe 
Parentel  oder  Sippe  bilden, 
durch  die  Linien  A^  H\  A' 
H'  u.  s.  w.  dargestellt  sind. 
Alle  mit  einer  Sieben  oder 
^  >  ^  ^  —  mit  H  bezeichneten  Personen 
X  f  J^  ff  f  ff  bilden  die  äussersten  Ver- 
wandten des  A;  der  letzte 
Erbberechtigte  ist  E\  A^  H^  ist  die  zweite  Parentel;  die 
arabischen  Zahlen  zeigen  in  ihr  die  Sippezahl,  die  römischen 
die  Magenzahl  an.    Ganz  ebenso  würde  die  erste  Parentel  sich 


A 


^)  Da0B  seinem  Wesen  nach  das  Erbrecht  des  Stammvaters  dem  der 
Parentelenglieder  nicht  gleich  gewesen  sei,  will  ich  deswegen  gar  nicht  be- 
haupten. Diese  Sonderstellung  des  Hauptes  ist  eben  nur  eine  Folge  der 
Zählung  und  der  Formulierung  der  Regel,  also  von  umständen,  die  eben 
mehr  oder  weniger  Aeusserlichkeiten  sind.  Bei  den  Langobarden  s.  B.,  wo 
der  Stammvater  mitgezählt  wurde,  stellte  sich  jedenftdls  sein  Erbrecht  auch 
äusserlich  als  dengenigen  seiner  Sippegenossen  gans  gleich  dar. 
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gliedero.  Soll  nnn  der  nächste  Verwandte  oder  der  Erb- 
berechtigte bestimmt  werden,  so  kann  die  Gliederschablone  an 
sich  auf  jedes  A  als  Haupt  gelegt  werden,  anf  alle  die  Linien 
A  H  w&re  an  sich  das  Gliederbild  anwendbar,  jedes  B  konnte 
an  sich  Hals,  jedes  C  Schnlter  sein  u.  s.  w.  Weil  aber  nnr 
einmal  die  Schablone  zur  Anwendung  kommt,  nur  ein  Haupt 
von  dem  Bechte  in  einem  solchen  FaUe  anerkannt  wird,  er- 
folgt die  Benutzung  der  Schablone  in  der  Weise,  dass  man 
zuerst  versucht  sie  bei  A  anzulegen.  Ein  Haupt  ist  hier  aber 
eben  nicht  mehr  vorhanden,  die  Glieder  fehlen  ebenfalls  bei 
der  oben  gemachten  Voraussetzung,  hier  ist  also  keine  Ver- 
wendung der  Schablone  möglich.  Dieselbe  wird  nun  nach 
A^  gerfickt,  lebt  dort  das  Haupt  nicht  mehr,  und  finden  sich 
keine  Glieder,  so  rückt  man  nach  A'  u.  s.  w.  So  nach  der 
Tafel.  Im  Leben  machte  sich  das  wohl  folgendermassen :  Starb  ein 
Sachse  und  traten  mehrere  Erbpraetendenten  anf,  so  waren 
zwei  F&lle  möglich.  Entweder  sie  gehörte  derselben  Parentel 
an  und  nannten  als  ihnen  mit  dem  Erblasser  gemeinschaftlich 
entweder  denselben  Stammvater  oder  wenigstens  Stammväter 
derselben  Aszendentenstufe  des  Erblassers,  wobei  sie  den 
Stammvater  mit  Namen  und  unter  Angabe  seines  Verwandt- 
schaftsverhältnisses zum  Erblasser  bezeichnet  haben  werden. 
Dann  gieng  unter  ihnen  das  Abstuppen  los,  jeder  begann  nun, 
den  Stammvater  in  sein  Haupt  setzend,  sich  an  einer  seiner 
Seiten  abzuzählen.  Wer  am  höheren  Gliede  stand,  wbte  allein, 
diqenigen,  welche  an  demselben  Gliede  standen,  erbten  zu- 
sammen (oben  S.  44).  Nannten  sie  Stammväter  verschiedener 
Aszendentenstufen  des  Erblassers,  gehörten  sie  also  verschie- 
denen Parentelen  an,  so  war  eigentlich  das  Abstuppen  nicht 
notwendig;  es  hatte,  wenn  es  doch  geschah,  nicht  mehr  Wert, 
als  wenn  ein  Beweis,  dessen  Resultatlosigkeit  schon  in  seinem 
Verlaufe  erkannt  wird,  doch  zu  Ende  geffihrt  wird.  Mass- 
gebend war  in  solchen  Fällen  allein  der  Stammvater;  ob  der- 
selbe der  Vater  oder  Eitervater  war,^)  darauf  kam  es  an. 
Jedenfalls  aber,  und  das  mag  noch  einmal  betont  werden,  et- 


^)  Wie  man  sich  bei  den  hohem  Stammyfttern,  f  fir  welche  Namen  föhlten, 
geholfen  hat»  machte  die  noch  nnten  sn  erwShnende  langobardiMhe  Formel 
(bei  LOfech  nnd  SehiOder,  Urkunden  etc.  2.  Anfl.  N.  96)  leigea.  Man  spiaoh 
Ton  dem  Eitervater  des  Eitervaters  des  Erblassers  u.  dgl 
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folgte  die  Ermittlang  nicht  in  der  Weise,  wie  man  jetzt  gewöhn- 
lich anzunehmen  scheint,  dass  man  nämlich  sagte,  der  Erblasser 
stehe  dem  gemeinsamen  Stammvater  z.  B.  am  Ellenbogen,  man 
stehe  selbst  am  Handgelenk  oder,  bei  gleicher  Generationen- 
zahl, man  stehe  mit  dem  Erbla^er  z.  B.  an  den  Ellenbogen 
des  gemeinsamen  Stammvaters. 

Ob  neben  der  Verwandtschaftsberechnnng  mit  Namen  und 
Bild  in  Sachsen  auch  eine  solche  durch  Zahl  Qblich  war,  ist 
aus  dem  Ssp.  nicht  ersichtlich,^)  aber  wohl  möglich.  Bei  der 
Berechnung  mit  Zahlen  sind  noch  folgende  Modifikationen  denk- 
bar, welche  zwar  eben  im  Ssp.  nicht  normiert  sein  können, 
die  ich  aber  doch  kurz  erwähnen  möchte,  weil  die  übrigen 
altern  Bechtsdenkmäler,  welche  in  Zahlen  rechnen,  sie  haben, 
und  es  mir  daran  liegt,  zu  zeigen,  dass  sich  die  Zählung  jener 
wohl  mit  deijenigen  verträgt,  welche  wir  im  Ssp.  finden. 

Ist  die  Zahl  der  Zeugungen  nach  dem  Erblasser  und  nach 
dem  Praetendenten  hin  gleich,  so  genttgt  bei  Zahlenberechnung 
eine  einzige  Zahl;  z.  B.  soll  in  unserer  oben  gegebenen  Tafd 
die  Verwandtschaft  von  C2  mit  A  berechnet  werden,  so  braucht 
man  nicht  beide  Linien  anzugeben,  also  zu  sagen  G2  ist  mit 
A  verwandt  2:  2,  wie  man  dies  tut,  wenn  man  bei  der  anderen 
Berechnung  den  Stammvater  in  seinem  Verhältnis  zum  Erb- 
lasser sowie  das  Glied  angibt;  man  kann  viehnehr  einfach 
sagen,  A  und  Cs  seien  im  zweiten  Orade  verwandt,  wobei 
man  nun,  statt  A^  und  B'  und  A  und  C^  gesondert  auf  den 
beiden  verschiedenen  Linien  zu  zählen,  sie  zusammen  als  Gene- 
ration zählt.  Dies  ist  kanonische  Komputation,  sie  ist  vor 
Allem  eben  da  möglich,  wo  der  verschiedene  Wert  der  beiden 
Linien  nicht  in  Betracht  kommt,  wie  natürlich  bei  der  Frage,  ob 
zwei  Personen  sich  heiraten  dürfen;  hier  ist  die  Elntfemung 
allein  massgebend.  Sobald  aber  die  Zahl  der  Zeugungen  nicht 
gleich  ist,  sobald  die  Linien  verschieden  sind,  zeigt  sich  wieder 
deutlich,  dass  beide  Linien  gezählt  werden,  denn  alsdann  gibt 
da«  ältere  kanonische  Recht  ebenfaUs  zwei  Zahlen.  Darum 
bestimmt  auch   das  edictum  Rotharis  c.   153,  dass  der  Erb- 


^)  Ich  denke  natürlich  nicht  an  den  FaU,  dass  man  f  ttr  das  G^ed  die 
Sippe  angibt,  z.  B.  statt  „Schnlter'^  die  ^zweite  Sippe,''  sondern  an  die  reine 
Zahlenberechnnng,  wo  anch  die  Aszendentenlinie  in  Zahlen  ausgedrückt  wird. 
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praetendent  die  Namen  nicht  nur  seiner,  sondern  auch  der 
Vorfahren  des  Erblassers  angeben  mfisse.^) 

Nur  eine  weitere  Anwendung  des  oben  Gesagten  ist  es, 
wenn  für  zwei  Erbpraetendenten,  ffir  welche  beide  die  Zahl 
der  Zeugungen  von  den  ihnen  mit  dem  Erblasser  gemein- 
schaftlichen Stammvätern  nach  dem  Erblasser  und  nach  ihnen 
hin  gleich  ist,  die  Verwandtschaft  durch  zwei  statt  durch  vier 
Zahlen  angegeben  wird.') 

Erwähnen  wir  endlich  noch  einmal,  dass  nach  dem  Ssp. 
Halbgeburt  in  der  Sippe  ein  Glied  zurücksetzt,^  und  dass 
mehrfache  Verwandtschaft  nicht  beachtet  wird,^)  so  dürfte 
wohl  der  Inhalt  des  Paragraphen  erschöpft  sein.  Wir  ge- 
langen somit  zu  dem  Schlüsse: 

Unter  allen  von  der  Wissenschaft  aufgestellten 
Erbfolgeordnungen  entspricht  die  Linealgradual- 
oder  Parentelenordnnng  allein  dem  Rechtszustande, 
welchen  Ssp.  I  3  §  3  uns  überliefert;  ob  sie  das  Prinzip, 
welches  der  sächsischen  Erbfolgeordnung  zu  Grunde  liegt, 
richtig   trifft,*)   oder   ob  sie   nur  äusserlich,   im  Erfolge,  mit 


')  So  nach  der  richtigen  Interpretation,  welche  das  „unicuique''  nicht 
übersieht,  wie  es  Wass.  getan  hat.  Vgl.  statt  alier  andern  Hensier  S.  690 
N.  8,  Schröder  R.  G.  S.  324.  N.  424.  Die  Berttcksichtigang  beider  Linien  betont 
namentlich  v.  Amira  £.  S.  49;  sie  findet  im  Ssp.,  der  eindgen  altem  Quelle, 
welche  die  Verwandtschaft  nicht  mit  Zahlen   berechnet,   ihre  Bestätigung. 

')  So  in  der  schon  erwähnten  langobardischen  Formel,  vgl.  Anhang  m. 

•)  Nicht  nur  in  der  zweiten  Parentel  wie  Wass.  (S.  0.  S.  61),  Siegel 
(Rez.  S.  26)  annimmt;  dagegen  entscheidet  der  von  Schanz  (S.  52)  angeführte 
Grund. 

*)  Der  Grund  ist  leicht  einzusehen.  Er  liegt  in  der  sächsischen  Ver- 
wandtschaftsberechnung, welche  mehrfache  Verwandtschaft  nicht  zum  Aus- 
druck bringen  kann.  Stirbt  das  einzige  Kind  eines  der  Brüder,  welche  die 
zwei  Schwestern  geheiratet  haben,  so  kommt  es  als  Erblasser  in  unserer 
Tafel  an  die  Stelle  von  A  zu  stehen.  Bei  C  stehen  nun  seine  Vettern, 
z.  B.  einer,  welcher  von  dem  andern  Bruder  abstammt,  der  eine  der  beiden 
Schwestern  geheiratet  hat,  und  ein  Sohn  dessen,  welcher  ein  fremdes  Weib 
nahm.  Die  beiden  unterscheiden  sich  dadurch,  dass  der  letztere  bei  A'  nur 
den  väterlichen  Grossvater,  der  erstere  auch  den  mütterlichen  mit  A  gemein- 
sam hat.  Allein  das  nützt  diesem  nichts,  alle  bei  A'  stehenden  Personen 
bilden  ein  Haupt,  wie  der  bloss  einfach  verwandte  kann  er  sich  nur  ein  mal 
abstuppen. 

»)  Vgl  Heualer  S.  597. 
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dieser  fibereinstimmt,  kann  nach  der  Qnelle  kaum  entschieden 
werden,  weil  dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  eben  eine 
wissenschaftliche  Erkenntnis  seines  Rechtes  abgeht,  er  also 
anch  hier  nicht  das  Prinzip,  das  Wesen  der  Erbfolgeordnung, 
sondern  nur  diese  selbst  darstellen  kann  und  will.  Für  eine 
innere  Uebereinstimmung  möchte  aber  der  Umstand  sprechen, 
dass  das  Gliederbild,  gewiss  nicht  ein  Produkt  Eikes  sondern 
des  Volksgeistes,  genau  der  Parentel  der  modernen  Theorie 
entspricht,  welche  also  schon  von  dem  unbewusst  schaffenden 
Geiste  der  das  Recht  erzeugenden  Faktoren  als  Grundelement 
der  Verwandtschaftsgliederung  und  Erbfolgeordnung  aufgefasst 
worden  zu  sein  scheint. 
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B.  Sachsenspiegel  Landr.,  1 17  §  1 


Stirft  die  man  ane  kint,  sm  yader  nimt  sin  erve;  ne 
heyet  he  des  vader  nicht,  it  nimt  sin  mnder  mit  mereme  rechte 
dan  sin  brnder.  Vader  nnde  mader,  sfister  onde  bnider  erve 
nimt  de  sone  nnde  nicht  de  dochter;  it  ne  si  dat  dar  nen  sone 
ne  si,  so  nimt  it  de  dochter.  —  Sven  aver  en  erve  versOsteret 
unde  verbmderet,  alle  de  sik  gelike  na  to  der  sibbe  gestnjn^en 
mögen,  de  nem^t  gelike  dele  dar  an,  it  si  man  oder  wif; 
disse  betet  de  sassen  gan  erven.  —  Doch  nimt  sones  unde 
dochter  kint  erve  vor  vader  unde  vor  müder  unde  vor  brnder 
unde  vor  stkster,  durch  dat:  it  ne  geit  nicht  ut  dem  busmen, 
de  wile  de  evenburdige  busme  dar  is.  —  Sve  so  dem  anderen 
evmburdig  nicht  ne  is,  de  ne  mach  sin  erve  nicht  nemen. 

Neben  der  allgemeinen  Ausführung  in  Bsp.  I  3  §  3  kommt 
für  die  Erbfolgeordnung  des  Ssp.  wesentlich  nur  noch  unsere 
Stelle  in  Betracht.  Wie  wir  schon  in  der  Einleitung  sahen, 
unterscheiden  sich  die  Artikel  4  u.  f.  von  den  drei  ersten,  in- 
dem sie  den  speziellen  Teil  des  Bechtsbuches  bilden.  Allge- 
meine Erörterungen  sowie  Systematik  findet  sich  hier  nicht 
wie  dort,  die  konkreten  Aeusserungen  der  Rechte  werden  uns 
dargestellt 

So  auch  hier;  unsere  Stelle  hat  eine  ganz  bestimBite,  spe- 
zielle Aufgabe,  nämlich  darzustellen,  wie  der  Gieschlechtsunter- 
schied  auf  das  Erbrecht  wirkt.  Dass  dies  teilweise  Zweck  und 
Aufgabe  des  Paragraphen  sei,  wird  allgemein  zugegeben;  dass 
es  nicht  nur  die  Hauptaufgabe,  sondern  die  einzige  sei,  ebenso 
allgemein  verneint.    Homeyer  hat,   nach   der  Titel&berschrift 
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dieses  Paragraphen  in  seiner  Ansgabe  sowie  aus  seiner  Schrift 
über  die  Erbfolgeordnung  des  Ssp.  zu  schliessen,  die  Dar- 
stellung der  Erbenfolge  f Qr  das  eigentliche  Thema  unserer 
Stelle  gerade  so  gut  gehalten  wie  v.  Amira  und  alle  Andern, 
welche  ohne  Weiteres  auf  dieselbe  mehr  oder  weniger  allein 
ilire  Theorieen  aufbauen.  Alle  von  der  Parentelenordnung  ab- 
weichenden, von  Schanz,  v.  Amira,  Wassei'schleben  und  Siegel 
aufgestellten  Theorieen  stutzen  sich  in  erster  Linie  auf  diese 
Stelle;  so  die  Wasserschlebensche  für  den  Vorzug  der  Deszen- 
denten und  Aszendenten  und  die  Sonderstellung  der  Geschwister, 
so  die  Theorieen  von  den  zwei  Erbenkreisen  mit  verschiedenen 
Erbfolgeprinzipien,  und  doch  sprechen  dafür,  dass  nicht  die 
Erbfolgeordnung  sondern  nur  die  Wirkung  des  Geschlechts- 
unterschiedes auf  dieselbe  Gegenstand  dieser  Stelle  ist,  schon 
folgende  allgemeine  Gründe: 

1)  Die  Mehrzahl  der  Artikel,  welche  zwischen  I  3  §  3 
und  I  17  §  1  liegen,  beschäftigen  sich  mit  erbrechtlichen  Ver- 
hältnissen,^) setzen  aber  alle  die  Erbfolgeordnung  schon 
voraus,')  bringen  auch  teilweise  Modifikationen  daran  an.  Na- 
m^tlich  in  I  16  kehrt  Eike  nach  einer  kleine  Abschweifung 
wieder  zum  Erbrecht  zurück  und  beginnt  mit  der  Erörterung 
eines  ersten  speziellen  Erfordernisses  des  Erben,  der  Eben- 
bürtigkeit, um  sodann  im  Folgenden  auf  ein  zweites,  das 
männliche  Geschlecht  überzugehen,  das  freilich  nicht  in  allen 
Fällen  erforderlich  ist,  und  dessen  Mangel,  auch  wo  es  ver- 
langt wird,  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  ausschliesst. 

2)  I  17  §  2  handelt  unzweifelhaft  nur  von  dem  Binfluss 
defr  weiblichen  Geschlechts  auf  das  Erbrecht,  ja  dieser  Ge- 
danke vermittelt  den  Uebergang  zu  I  18;  die  Abweichung  des 
Schwabenrechts  bezüglich  des  Erbrechts  der  Weiber  veranlasst 
die  Darstellung  der  Unterschiede  von  Schwaben-  und  Sachsen- 
recht  überhaupt,  und  nachdem  diese  beendet  ist,  kehrt  der 
Spiegier  wieder  zu  seinem  Ausgangspunkte,  dem  Einflass  des 
weiblichen  Geschlechts  zurück  und  handelt  von  dem  Rechte  der 
Frau  an  der  Morgengabe  u.  s.  w. 

^)  Auch  die  nicht  direkt  auf  das  Erbrecht  sich  beciehenden  SteUen 
scheinen  doch  Fragen  zu  behandeln,  welche  bei  eiuem  ErbfaU  besonders 
praktisch  werden  konnten. 

')  Den  Hinweis  darauf  verdanke  ich  Herrn  Prof.  Gierke. 
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3)  Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  Eike,  der  die  Erbfolge- 
ordnung in  I  3  §  3  endgültig  und  allgemein  geregelt  hat,  hier 
noch  einmal  darauf  zurückkommen  soll.  Nimmt  man  aber  an, 
I  3  §  3  gebe  keine  erschöpfende  Regelung,  weshalb  hat  denn 
Eike  die  Darstellung  der  E}rbenfolge  so  zerstfickelt,  so  ausein- 
ander gerissen,  und  weshalb  redet  er  hier,  wenn  er  nach  v. 
Amira  und  Schanz  noch  nachträglich  die  Verhältnisse  des 
nähern  Erbenkreises  regeln  will,  noch  einmal  vom  weitem, 
weshalb  findet  sich  endlich  keine  Spur  von  dem  zur  Regelung 
der  Erbenfolge  doch  jedenfalls  unentbehrlichen  Bilde? 

Die  herrschende  Ansicht  wird  aber  vollends  widerlegt 
durch  den  Inhalt  unsers  Paragraphen,  zu  dessen  Untersuchung 
wir  nun  flbergehen.  Derselbe  zerfällt  in  drei,  in  unserm 
obigen  Abdruck  angedeutete  Abschnitte,  welche  beginnen  mit 
den  Worten:  Stirft,  Sven  aver,  Doch. 


Das  deutlichste  Zeichen  davon,  dass  von  der  Erbfolge- 
ordnung unter  den  engem  Erben  in  diesem  ersten  Abschnitte 
des  Paragraphen  die  Rede  sei,  und  nicht  die  Lehre  von  dem 
Einfluss  des  weiblichen  Geschlechts  auf  das  Erbrecht  in  erster 
Linie  stehe,  erblickt  v.  Amira  (E.  S.  132)  im  Bau  des  Ab- 
schnittes. Zuerst  werden  die  drei  Klassen  ohne  Rücksicht 
auf  das  Geschlecht  in  ihrer  Reihenfolge  hingestellt.  Sodann 
werde  die  Regel  nachgetragen,  dass  unter  den  Kindern  der 
Sohn  die  Tochter,  unter  den  Geschwistern  der  Bruder  die 
Schwester  ausschliesse.  Allein  schon  Lewis  (XVII  S.  416)  hat 
mit  Recht  bemerkt,  dass  dies  im  Widerspruch  stehe  mit  Aet 
Stelle ,  nach  welcher  die  Geschlechter  abwechselnd  genannt 
werden.  Viehnehr  ist  gerade  der  Bau  des  Abschnittes,  wie 
mir  scheint,  der  beste  Beweis  für  meine  Auffassung. 

Man  fiberlege  sich  doch  einmal,  wie  Eike,  falls  er  den 
Einfluss  des  Geschlechtsunterschiedes  auf  die  Erbfolgeordnung 
darzustellen  hatte  —  und  nebenbei  soll  er  das  ja  in  der  Tat 
tun  ~  diesen  ausdrücken  konnte.  Er  musste  nämlich  nicht 
nur  den  Vorzug  des  männlichen  G^chlechts  vor  dem  weiblichen 
feststellen,  sondern  auch,  dass  derselbe  nur  relativ,  nur  Inner- 
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halb  derselben  Stufe  wirksam  sei,^)  dass  also  das  weibliche 
Geschlecht  einer  frühem  Stufe  noch  jedem,  auch  dem  mftnn- 
lichen  der  folgenden  vorgehe,  und  nicht  etwa  wie  die  Halbge- 
burt  mit  der  folgenden  Stufe  zusammen  erbe.    Nun  bedenke 
man  ferner,  dass  eine  abstrakte  Formulierung  dieses  Rechts- 
Satzes  bei  Eike  gar  nicht  in  Frage  kommen  konnte,  sondern 
er  einfach  die  Aeusserung  desselben,  die  Tatsache,  dass  Männer 
innerhalb   der  eben   angegebenen  Grenzen  einen  Vorzug  ge- 
messen, zu  konstastieren  hatte,   so  wird  sich  ergeben,  dass  er 
dies  nur  in  der  vorliegenden  Weise  tun  konnte.    Mit  Formeln 
wie  „de  son  nimt  dat  erve  to  voren^  u.  dgl.  war  nichts  ge- 
sagt,  weü  so   die  blosse  Relativität   des  Vorzugs  gar   nicht 
ersichtlich  war;  nur  das  eine  war  möglich,  nämlich  fftr  jede 
der  drei  in  Frage  kommenden  Stufen  zu  sagen:   Das  männliche 
Geschlecht  einer  Stufe  erbt  vor  dem  männlichen  (und  natürlich 
auch  weiblichen)  der  folgenden,  das  weibliche  Geschlecht  der 
erstem  Stufe  erbt  nach  dem  männlichen  derselben  Stufe,  wird  durch 
dasselbe  ausgeschlossen,  allein  immerhin  wie  das  männliche  noch 
vor  dem  männlichen  (und  weiblichen)  der  folgenden.  Das  ist,  ganz 
ausführlich  und  breit  dargelegt,  der  Ausdrack,  den  Eike  dem 
obigen  Satze  gegeben  hat,^)  ein  Ausdrack  der  begreiflich,  ja 
natürlich  ist,  wo  man  eine  Regel  noch  nicht  erkennt  oder  zu 
formulieren  weiss.     Das   letztere   wäre   in    dem  vorliegenden 
Falle  um  so  schwieriger  und  kaum  kürzer  oder  einfacher  ge- 
wesen,  da  neben  der  Regel  noch  der  Kreis  hätte  angegeben 
werden  müssen,  innerhalb  dessen  sie  gelten  sollte.    Kurz,  was 
man  auf  die  Erbfolgeordnung  bezieht,  ist  gar  nicht  um  seiner 
selbst  willen  gesagt,  ist  nur  Mittel  zum  Zweck,  ist  nur  die 
Form,  um  die  bloss  relative  Wirkung  des  Geschlechtsvorzngs 
darzustellen. 

Mit  dieser  Erklärung  fällt  aber  auch  eine  Frage  weg, 
die  man  sich,  falls  die  Erfolgeordnung  Hauptthema  oder 
überhaupt  Thema  wäre,  doch  aufwerfen  muss.    Weshalb  hat 


0  Vgl  auch  Heugler  S.  577. 

*)  Eike  Terkürzt  ihn,  wo  es  zulässig  ist.  Z.  B.  sagt  er  am  Anfang  ein- 
fkeh:  sin  yader  nimmt  sin  enre  (nicht:  vor  dem  bruder),  d.  h.  er  erspart  sich 
hier  im  ersten  Teil  der  Formel,  welche  vom  mftnnlichen  (Geschlecht  handelt, 
die  Angabe  der  fol(|;eiiden  Stufe,  offenbar,  weil  sie  selbstverstftadiich  ist  imd 
beim  weiblichen  Geschlecht  dann  gleich  genannt  wird. 
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denn'  Eike  nicht  die  erste  ^)  Stufe,  die  Kinder,  zuerst  behandelt, 
und  erst  hernach  die  Eltern  und  Geschwister?  Weshalb  hält 
er,  wenn  er  die  Erbfolgeordnung  schildern  will,  dieselbe  gar 
nicht  inne?  Eine  Antwort  dürfte  die  herrschende  Ansicht 
schuldig  bleiben.  Dagegen  ericlärt  sich  die  Reihenfolge,  wenn 
die  Kücksicht  auf  die  Erbenfolge  wegfiel,  und  nur  der  Einfluss 
des  Geschlechts  geschildert  werden  sollte;  Eike  begann  in  der 
Einflusssph&re  oben  und  gieng  dann  auf  die  beiden  unteren  Stufen 
über.    Die  Keiheiifolge  der  Stufen  ist  eben  gleichgültig.') 

Aus  dem  ganz  speziellen  und  konkreten  Inhalt  der  Stelle 
folgt  nun: 

a)  „Eint^  darf  nicht  als  gleichbedeutend  mit  Nach- 
kommen überhaupt  gefasst  werden,  wie  Homeyer  und  Wasser- 
schieben tun.^  Eine  solche  Ausdehnung  wäre  zwar  nicht  gerade 
unrichtig,  wie  v.  Amira  und  Schanz  annehmen,^)  aber  unbegründet 
und  mit  der  ganzen  Fassung  des  Abschnittes  nicht  vereinbar. 
Es  liegt  kein  Anhaltspunkt  zu  der  Annahme  vor,  dass  Eike 
bei  dem  Satze:  „stirft  de  man  ane  kint*'  an  mehr  gedacht  hat, 
als  er  nach  dem  strengen  Wortlaute  sagt;  „kint^  ist  ebenso 
wörtlich  zu  fassen  wie  die  Gegensätze  dazu:  „vader^,  „muder^, 
„bruder",  „süster**;  der  Bedingungssatz  soll  einfach  ermöglichen, 
von  der  Erbfolge  des  Vaters  und  der  Mutter  zu  sprechen.*) 
Jedenfalls  aber  kann  schon  aus  dem  letzten  Grunde  die  Er- 
wähnung der  Kinder  auch  nicht  die  urgierte  Bedeutung  haben, 
die  ihr  v.  Amira  und  Schanz  beilegen,  von  denen  der  erstere 
(E.  S,  132)  sagt,  weü  das  Verwandtschaftsbild  in  I  3  §  3  zu- 
gleich auf  alle  Parenteleu  anwendbar  gewesen  sei,  habe  Eike 


>)  u.  8.  nach  der  Parentelenordnung  wie  nach  den  Theorieen  von  Siegel, 
Waaaerschleben,  v.  Amira  und  Schanz. 

*)  Natürlich  hat  die  Stelle  einen  ganz  andern  Sinn  erhalten  im  Schwsp. 
(c.  14  mit  Note  14  bei  Lassberg,  c.  15  bei  Wackemagel).  Da  derselbe  die 
beiden  Geschlechter  gleichstellt,  wnrde  der  Artikel  für  ihn  eigentlich  über- 
llttssig  nnd  ist  offenbar  nur  der  Quelle  wegen  beibehalten  worden.  Im 
Schwsp.  wurde  er  also  erst,  was  er  nach  der  herrschenden  Ansicht  schon  im 
Ssp.  sein  soll,  eine  speziellere  Wiederholung  Ton  vorher  allgemeiner  Darge- 
stelltem.   Vgl.  anch  Seelig  S.  11. 

')  Jetzt  auch  Seelig  S.  26;  dass  im  Schwsp.  „kint*  gewöhnlich  Deszen- 
denten überhaupt  bedeutet,  ist  natürlich  für  den  Ssp.  ohne  Beweiskraft. 

*)  Der  letztere  S.  36  und  37. 

')  Vgl.  auch  Heusler  S.  673. 

Stntz,  Verwandtflohaftsbild.  & 
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hier  Kinder,  Eltern  und  Geschwister  mit  Namen  ani^kkren 
müssen,  damit  man  nicht  aus  dem  Bilde  schliesse,  sie  erben 
gemeinschaftlich.  Wäre  das  letztere  überhaupt  denkbar,  und 
hätte  unsere  Stelle  die  genannte  Aufgabe,  so  wäre  es,  worauf 
schon  hingedeutet  wurde,  zum  wenigsten  sehr  auffallend,  dass 
nicht  der  Satz:  „vader  unde  müder,  sttster  unde  bruder  erve" 
u.  s.  w.  an  der  Spitze  steht,  sondern  die  wichtigste  erste  Klasse 
vorläufig  und  nebenbei  mit  dem  Satze:  „stirft  de  man  ane 
kint^  abgetan  wird. 

b)  Geradezu  unmöglich  ist  die  Unterstellung  sämtlicher 
Aszendenten  unter  „vader  unde  müder  ^,  wie  sie  Wasserschieben 
(S.  0.  S.  30)  behauptet.  Homeyer  (Par.  S.  11)  und  Lewis 
(IX.  S.  55  f.)  haben  aber  diese  Ansicht  schon  so  fiberzeugend 
widerlegt,  dass  sie  seither  allgemein  aufgegeben  ist.^) 

Fassen  wir  den  Inhalt  des  ersten  Abschnittes  znsammra, 
so  kommen  wir  zu  Folgendem:  Das  weibliche  G^chlecht  steht 
auf  der  Stufe  der  Kinder,  Eltern  und  Geschwister  des  Erblassers 
hinter  dem  männlichen  zurück,  doch  nicht  so,  dass  es,  etwa 
wie  die  Halbgeburt,  eine  Stufe  zurückgesetzt  wird,  vielmehr 
wirkt  der  Geschlechtsunterschied  nur  innerhalb  einer  Stufe. 


II. 

Auch  dass  in  dem  zweiten,  mit:  „Sven  aver  en  erve  ver- 
süsteret  unde  verbruderet**  beginnenden  Teile  der  Einfluss  des 
Geschlechts  eine  Rolle  spielt,  wird  nicht  geleugnet:  nur  sieht 
man  auch  hier  dies  allgemein  als  Nebensache  an,  der  Haupt- 
inhalt soll  sein  die  Regelung  der  Erbenfolge  in  einem  weiteren 
Erbenkreise  als  demjenigen  des  ersten  Teils.  Nach  der  ver- 
schiedenen Auffassung  von  diesem  wird  jener  bestimmt. 

1)  Siegel,  der  annimmt,  im  ersten  Teile  sei  vom  Erbrecht 
der  Deszendenten  (son,  dochter,  kint),  der  Eltern  und  Ge- 
schwister gehandelt,  findet  in  unserm  zweiten  die  Erbfolge 
aller  übrigen  Verwandten  geregelt  u.  z.  nach  seiner  älteren 
Ansicht  in  Klassen  von  Verwandten  gleichen  römischen  Grades 


>)  Y.  Amira,  E.  S.  128,  Scbanz,  S.  45. 
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(Erbr.  S.  60,  61,  26),  nach  seiner  späteren  in  Eategorieen,  deren 
Angehörige  dieselbe  längere  Linie  haben,  gleichgültig  ob  es  die 
Linie  Tom  gemeinschaftlichen  Stammvater  nach  dem  Erblasser 
oder  nach  dem  betreffenden  Erbansprecher  sei  (V.  B.  S.  31, 
K.  G.  S.  360,  433). 

2)  Wasserschieben  findet  in  dem  ersten  Satze  eine  besondere 
Erbfolge  in  der  Art  bestimmt,  dass  nach  den  Deszendenten 
(kint)  die  Aszendenten  (vader,  müder),  sodann  die  Geschwister 
erben,  unser  Abschnitt  regele  also  die  Erbfolge  unter  den 
Seitenyerwandten  mit  Ausnahme  der  Geschwister,  also  der  von 
ihm  so  genannten  Magen.  Für  sie  bestimme  der  Satz:  „alle 
de  sikgelike^  u.  s.  w.,  dass  alle,  welche  sich  zu  irgend  einem 
mit  dem  EIrblasser  gemeinschaftlichen  Stammvater  gleich  gliedern, 
gleich  erben  (S.  0.  S.  36,  oben  S.  18  Note  2,  S.  46,  47). 

3)  Diesen  Ansichten  gegenüber  haben  v.  Amira  und  Schanz 
durch  die  enge  Interpretation  von  „kint"  und  „vader"  die 
Verwandten,  deren  Erbfolge  im  ersten  Abschnitt  behandelt  sei, 
auf  Kinder,  Eltern  und  Geschwister  eingeschränkt;  nach  ihnen 
besieht  sich  demnach  der  Abschnitt:  „Sven  aver"  auf  alle  an- 
dern Verwandten,  also  weitere  Deszendenten,^)  Aszendenten, 
Seit^iverwandte.  Dieselbe  erben  in  Klassen  bestimmt  nach 
den  Graden  der  Verwandtschaftsnähe.^ 

Wie  rieh  Homeyer  die  Aufgabe  dieses  zweiten  Teils  denkt, 
ist  nicht  ganz  klar,  jedenfalls  betont  er  als  Hauptinhalt  die 
Erbfolgeordnung.^  Doch  scheint  er  in  unserm  Paragraphen 
mehr  eine  praktische  Anwendung,  eine  Erläuterung  von  I  3 
§  3  zu  sehen.  Dabei  findet  er  darin  den  Vorzug  der  gesamten 
Deszendenz  und  die  Scheidung  in  zwei  Kreise  ausgesprochen, 
in  denen  die  Behandlung  des  weiblichen  Geschlechts  bezüglich 
der  Erbenfolge  eine  verschiedene  sei  (Par.  S.  7). 

In  der  Tat  scheint  es  mir,  falls  man  überhaupt  die  Erben- 
folge Hauptthema  des  zweiten  Teils  unsers  Paragraphen  sein 


^)  Enkel  seien  mir  durch  eine  in  dem  dritten  Teile  folgende,  besondere 
BestJBiBinng  davon  ansgenonunen. 

*)  Darflber,  wie  diese  von  y.  Amira  und  yon  Schans  berechnet  werden, 
YgL  oben  S.  62,  63. 

")  Vs:L  oben  S.  61  a.  £.,  62.  Ebenso  Hensler,  welcher  S.  600  den  Satz: 
„Die  tyiachen^  n.  s.  w.  als  nebensächlich  hinzngefttgt  beieichnet  und  ihm 
seme  eigentliche  Stelle  in  I  17  §  1  zuweist. 

6* 
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lässty  gar  nicht  anders  möglich,   als  in  demselben   eine  An- 
wendung oder  Wiederholung  des  I  3  §  3  Gesagten  zu  sehen. 
Das:  ,,alle  de  sik  gelike  na  to  der  sibbe  gestuppen  mögen,  de 
nemet  gelike  dele  dar  an"  klingt  zu  sehr  an  den  Satz:    ,Die 
tvischen  deme  nagele''  u.  s.  w.  an,  als  dass  man  nicht  geradezu 
einen  Hinweis  auf  jene  Stelle  darin  sehen  mOsste.    und  zwar 
wird  in  I  3  §  3  die  Kegel  allgemeiner  und  im  Zusammenhange 
mit  dem  Verwandtschaftsbilde  gegeben;    es   ist   dort  auch 
gesagt,   wie  das  „gelike''  zu  berechnen  sei,   und   wie 
man  es  im  Falle  eines  „ungelike"  zu  halten  habe,  was 
beides  Eike  hier  ttbergeht,   wie  er  auch  von  den  Gliedern 
nichts  erwähnt.    Daher  kann  der  Satz   „alle  de  sik  gelike" 
u.  s.  w.   nie   zur  Herleitung   eines  Erbfolgeprinzipes 
benutzt  werden,   gerade  so  wenig,  als  man  Eike  zumuten 
darf,   er   habe  frtther  ex  officio  vollkommener  Gesagtes  noch 
einmal   ex  ofifiicio   ungenauer  sagen  wollen.    Vielmehr  muss 
die  Bedeutung  des  erwähnten  und  bloss  gestreiften 
Prinzips  allein  aus  I  3  §  3  ermittelt  werden,  nur  die 
dort  erschlossene  Erklärung  kann  für  die  vorliegende 
ungenauere  Fassung  massgebend  sein.^)  Damit  ist  eigent- 
lich dem  Passus  jede  selbstständige  Bedeutung  für  4ie  Erben- 
folge genommen,  und  wir  werden  schon  deswegen  das,  was  die 
herrschende  Ansicht  als  Kebeninhalt  betrachtet,  zum  alleinigen 
Inhalt  erheben  müssen. 

Wir  haben  gesehen,  dass  im  ersten  Satze  gesagt  ist,  unter 
Kindern,  Eltern  und  Geschwistern  bestehe  ein  Vorzug  des 
männlichen  Geschlechts.  Hier  in  dem  weiteren  Verwandten- 
kreise  soll  das  Geschlecht  als  für  die  Erbenfolge  irrelevant 
dargestellt  werden.  Wie  nun  oben  der  Vorzug  so  ausgedrüdct 
ist,  dass  gesagt  wird,  der  männliche  Teil  gehe  den  folgenden 
Stufen  vor,  der  weibliche  komme  erst  in  Ermangelung  eines 


^)  Es  ist  also  z.  B.  unstatthaft,  wenn  Wass.  aus  dem  ,aUe'  den  Schlnss 
zieht,  dass  die  gleichen  Glieder  in  aUen  Parentelen  msammen  erben,  sofmi 
sich  dies  nicht  ans  I  3  §  3  ergibt  (was  eben  nicht  der  FaU  ist  Oben  S.  18 
Note  2,  S.  46, 47).  Ebenso  wenig  kann  auch  daraus,  dass  hier  gar  keine  Andentnng 
über  den  Vorzug  derselben  Grade  aber  einer  nähern  Parentel  gemacht  ist, 
ein  Argument  gegen  die  Parenteienordnung  geholt  werden,  da  eben  Eike 
hier  nicht  „die  An^be  hatte,  die  Parenteienordnung  in  iluren  Hanptillgen 
zu  charakterisieren.^     Wass.  Bepl.  S.  31,  32. 
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mäimlicheii  zum  Erbe,  aber  noch  vor  denselben  weitern  Stufen, 
so  werden  auch  hier  Männer  und  Weiber  als  Erbansprecher 
gesetzt.  Hier  konnten  nun,  da  es  sich  um  einen  grossen 
Komplex  von  Verwandten  handelte,  die  folgenden  Stufen  nicht 
mit  Namen  genannt  werden,  es  konnten  beide  Teile  nicht  als 
gleichberechtigt  zusammen  solchen  folgenden  Stufen  gegenäber 
gestellt  werden,  Eike  musste  die  Einflusslosigkeit  des  Geschlechts 
in  diesem  weiten  Kreise  allgemein  regeln.  Deshalb  knfipfte  er 
an  die  Regel:  „Die  tvischen^  u.  s.  w.  an,  u.  z.  konnte  das 
nu'  geschehen  in  Bezug  auf  denjenigen  Teil  derselben,  der  von 
gleich  nahen  Gliedern  spricht.  Denn  dass  ein  Weib,  welches 
sich  n&her  zu  der  Sippe  ziehen  konnte,  jedem  entferntem  Manne 
ohne  Weiteres  vorgieng,  galt  ja  sogar  unter  den  engern  Ver* 
wandten,  war  also  selbstverständlich.  Indem  nun  Eike  mit 
Secht  voraussetzte,  dass  man  die  Tragweite  und  Anwendung  des 
Satzes:  „Die  tvischen^  u.  s.  w.  von  I  3  §  3  her  kenne,  sagte 
er  einfach:  Die  in  I  3  §  3  gegebene  Kegel,  dass,  wer  sich 
gleich  nahe  zur  Sippe  stuppen  könne,  gleiche  Teile 
nehme,  also  gleich  naher  Erbe  sei,  gelte  (abgesehen  von 
den  I  17  §  1  im  ersten  Abschnitt  erwähnten  Verwandten) 
auch,  „it  si  man  oder  wif.^  Deutlicher  und  richtiger  konnte 
dies  Eike  in  konkreter  Fassung  wohl  Oberhaupt  nicht  aus- 
drftcken. 

Von  diesen  letzteren  Verwandten,  den  Angehörigen  des 
weitem  Kreises,  fBgt  er  hinzu,  dass  sie  die  Sachsen  Ganerben 
nennen,  d.  h.  coheredes,  Miterben,  Gleicherben,  nicht  weil,  wie 
die  herrschende  Ansicht  meint,  hier  verschiedene  Gruppen  gleich 
nahe  stehender  Verwandter  zusammen  erben,  sondern  weil  liier 
die  beiden  Geschlechter  Mit^ben  sind,  und  nicht  das  weibliche 
bloss  als  Nacherbe  auftritt.^) 


IIL 

Der  wahre  Grund,  weshalb  man  unsere  Stelle  hauptsächlich 
auf  die  Erbenfolge  bezieht,  liegt  wohl  im  dritten  Abschnitte; 


>)  Dabei  deckt  sich  der  erbrechtliche  Be|i:rüf  Ganerben  genau  mit  den 
Hagen  der  Verwandtachaftsgliedenuig,  oben  S.  16  Note  2. 
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in  ihm  scheint  nämlich  eine  Bezugnahme  auf  das  Geschlecht 
ganz  fem  und  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  zu  liegen. 
In  der  Tat  hat  auch  nur  ein  einziger  Schriftsteller^)  eine  solche 
als  Nebenaufgabe  unsers  Abschnittes  zu  bezeichnen  versucht, 
ohne  indessen  näher  darauf  einzugehen. 

Vielmehr  nehmen  die  Parentelisten  sowie  Siegel  und 
Wasserschieben  an,  dass  hier  von  der  Erbfolge  der  Enkel 
gehandelt  werde,  welche  eigentlich  durch  den  Satz  „Stirft  de 
man  ane  kint"  erledigt  sei,  sowie  von  deren  Vorzug  vor  dem 
Vater  des  Erblassers,  also  ihrem  Urgrossvater,  und  dessen 
Kindern,  des  Erblassers  Geschwistern.  Allein  dem  g^enfiber 
haben,  abgesehen  von  der  Unhaltbarkeit  einer  so  weiten  Inter- 
pretation von  „kint**,*)  Boretius,')  sodann  namentlich  v.  Amira 
(E.  S.  129  und  Rez.  S.  39)  und  Schanz  S.  38,  39,  49*)  mit  Recht 
auf  das  „Doch"  hingewiesen.  Dasselbe  deute  nämlich  darauf 
hin,  dass  aus  dem  im  zweiten  Teile  erwähnten  Kreise,  in 
welchem  das  Prinzip  der  Gradesnähe  gelte,  ein  Stfick  heraus- 
gehoben und  in  den  engem  Kreis  gestellt  werde,  d.  h.  dass  die 
Enkel  Ganerben  (im  Sinne  v.  Amira's,  also  Miterben  =:  Graderben) 
seien,  aber  durch  ausdrückliche  Bestimmung  dem  engem  Erben- 
kreise beigesellt  werden.  Dass  dies  nur  durch  eine  Ausnahme 
geschehe  und  nicht,  wie  nach  der  Parentelenordnung,  vermöge  des 
allgemeinen  Prinzips,  schliesse  eben  diese  Erbfolgeordnung  aus.^) 

So  richtig  nun  auch  die  Beobachtung  ist,  dass  diese  For- 
mulierang eine  gewisse  Gleichstellung  der  Enkel  mit  den  im 
zweiten  Abschnitt  genannten  Blutsfreunden  voraussetzt,  so  kann 
sie  doch  nicht  in  der  Richtung  liegen,  die  v.  Amira  und  Schanz 
annehmen.  Sofort  entsteht  nämlich  die  Frage,  weshalb  denn 
Eike  die  Enkel  zuletzt  erwähne,  welche,  wenn  auch  nur  kraft 
einer  Ausnahme,  den  im  ersten  Abschnitt  genannten  Verwandten 
sogar  vorgehen,  also  alles  dort  Gesagte  illusorisch  machen. 
Die  Antwort,  man  müsse  eben  zuerst  die  Regel  („Sven  aver") 
und  dann  die  Ausnahme  („Doch")  bringen,  trifft  nicht  zu,  weil 


^)  Lewis  IX  S.  61,  gegen  ihn  Schanz  S.  39. 
■)  Oben  S.  65. 
^  Bei  Lewis  IX  S.  60. 

^)  Ihnen  schliesst  sich  an  Seelig  S.  23  und  24. 

^  Dagegen,  aber  ohne  Erfolg  Lewis  IX  S.  60,  XVn  S.  416 ;  v0.  y.  Amira, 
E.  S.  129,  Bez.  S.  39,  Schanz  S.  38, 
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das  Erbrecht  der  Enkel  und  der  weitem  Verwandten  auch  nach 
y.  Amira  und  Schanz  nur  seinem  Wesen  nach,  nur  juristisch 
gleich  wäre,  weil  auch  nach  ihnen  Enkel  Ganerben  nur  eigent- 
lich wären,  Ganerben  nur  einmal  gewesen  sind  und  als  solche 
behandelt  werden  sollten,  v.  Amiras  Deutung  der  Stelle  und 
der  Gedankengang,  den  er  in  I  17  §  1  findet,  wilrde  also  zu 
der  merkwürdigen  Tatsache  f  tthren,  dass  Eike  hier  eine  wissen- 
schaftliche, eine  juristische  Klassifikation  der  Erbrechte  gäbe 
u.  z.  noch  obendrein  eine  Klassifikation,  die  sich  auf  die 
Geschichte  der  Rechte  aufbaut.  Zuerst  würde  der  engere 
Erbenkreis  mit  seinem  besonderen  Prinzipe,  dann  der  weitere 
mit  dem  seinigen  dargestellt,  und  hierauf  eine  tatsächlich  zu 
jenem,  historisch  und  juristisch  sich  aber  als  mit  diesem 
gleichwertig  erweisende  Gruppe  erwähnt.  Ob  wohl  nicht  Eike 
wie  sonst  die  Rechte  nach  ihrer  äussern  Wirkung  behandelt, 
ob  er  wohl  nicht  das  stärkste  Erbrecht  im  engern  Kreise,  das 
der  Enkel,  einfach  als  erstes  in  diesem  dargestellt  hätte? 
Man  wird  eben  gut  daran  tun,  sich  wieder  in  Erinnerung  zu 
rufen,  dass  in  unserm  Artikel  vom  Einfluss  des  Geschlechts  die 
Bede  ist. 

Im  ersten  Abschnitte  des  Paragraphen  hatte  Eike  gesagt, 
unter  Kindern,  Eltern  und  Geschwistern  gehe  das  männliche 
Geschlecht  vor,  speziell  komme,  so  lange  ein  Sohn  vorhanden 
sei,  die  Tochter  nicht  zum  Erbe.  Im  zweiten  Abschnitte  hatte 
er  weiter  ausgeführt,  dass  alle  andern  Verwandten  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts  gleich  erben,  sofern  sie  gleich  nahe  ver- 
wandt seien ;  diese  heissen  in  Sachsen  Ganerben.  Daraus  ergibt 
sidi,  dass  die  Enkel  Ganerben  sind,  nicht  bloss  eigentlich 
und  nicht  nur  urspflnglich,  sondern  auch  jetzt  noch,  d.  h.  also 
dass  Enkel  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  gleich  erben. 
Allein  nun  entstand  die  Frage,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn 
deren  Eltern  verschiedenen  Geschlechts  waren.  Soll 
das  Geschlecht  des  vorverstorbenen  Mittelgliedes  entscheiden 
nach  dem  Satze,  dass  der  Sohn  die  Tochter  ausschliesse ,  oder 
soll  das  Geschlecht  der  Eltern  gleichgültig  sein.  Diese  Frage 
musste  jeder  aufmerksame  Leser,  wenn  er  die  beiden  voran- 
gehenden Sätze  so  verstanden  hatte,  wie  wir  sie  als  richtig 
annehmen,  sofort  aufwerfen;  sie  trat  ja  auch  bei  den  Ge- 
schwisterkindern auf,  sie  wiederholte  sich,   sobald  Verwandte 
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vom  Vater  oder  von  der  Mutter  her,  Vater-  und  Muttermagen, 
zum  Erbe  kamen,  aber  sie  trat  am  unmittelbarsten  und 
schroffsten  bei  den  Enkeln  zu  Tage  und  wird  deshalb  in  Bezug 
auf  sie  geregelt,  sei  es  dass  Eike  an  die  andern  Fälle  gar 
nicht  dachte,  sei  es  dass  er  erwartete,  man  werde  sie  dann 
analog  entscheiden.  Diese  Frage  hat  Eike  in  unserm  Abschnitte 
beantwortet,  u.  z.  in  einem  mit  „Doch^  eingeleiteten  Satze, 
offenbar  in  dem  Bewusstsein  oder  dem  instinktiven  Geffihle, 
man  könnte  aus  dem  Vorhergehenden  das  Gegenteil  seiner 
Antwort  ableiten.  Es  ist  also  „sones  unde  dochter  kint*' 
zu  betonen  nicht  das  „vor.^  ^)    Dass  dies  der  Inhalt  und  der 


^)  Herr  Prof.  Gierke  findet  unsere  Auslegung  des  dritten  Abschnittes 
etwas  gewagt.  Die  beiden  ersten  fasst  er  wie  wir,  findet  aber  den  Gedanken- 
gang so :  ,,Bei  der  Berufung  von  Eitern,  Kindern  und  Geschwistern  gilt  Qe- 
schlechtfiTorzug.  Werden  weitere  Verwandte  als  Geschwister  bemfen,  so 
stehen  die  Geschlechter  einander  gleich  (wobei  es  sich  von  selbst  versteht, 
dass  nicht  bloss  das  Geschlecht  des  Erben,  sondern  auch  das  Geschlecht  aller 
den  Erben  mit  dem  Erblasser  verbindenden  Zwischenglieder  unerheblich  ist). 
Doch  darf  man  hieraus  nicht  etwa  folgern,  dass  die  Erbenklasse  mit  Ge- 
schlechtsvorzug durchweg  der  Erbenklasse  ohne  Geschlechtsvorzug  voi^gehe, 
wie  das  die  Darstellung  Eikes  nahe  zu  legen  scheinen  mochte.  Eike  will 
daher  den  Schein  zerstören,  als  habe  er  zuvörderst  fiir  alle  nähern  Erben 
Geschlechtsvorzug  statuiert,  und  demnächst  alle  Erben,  bei  denen  Geschlechts- 
vorzug nicht  gilt,  als  entferntere  Erben  qualifiziert.  Darum  sagt  er:  Doch 
nehmen  Enkel,  obschon  sie  nicht  nur  ohne  Bficksicht  auf  ihr  eigenes  Ge- 
schlecht, sondern  auch  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  sie  Sohnes-  oder  Tochter- 
kinder sind,  gleichzeitig  berufen  werden.  Erbe  vor  Eitem  und  Gesehwistenu 
bei  denen  doch  Geschlechtsvorzug  gilt.  Dies  drückt  er  allerdings  in  staricer 
Verkürzung  aus."  Das  hinzugefügte  Motiv  aber  sagte  nur:  denn  sie  gehören 
eben  zum  allernächsten  Erbenkreise,  zum  Bnsen  (gleich  Nachkommen  über- 
haupt)  bei  dessen  Vorhandensein  jede   andere  Erbfolge  ausgeschlossen  ist 

Leider  kann  ich  mich  dieser  Erkiftnmg  nicht  anschllessen,  obgleich  ich 
gerne  anerkenne,  dass  sie  mit  dem  Gesamtresultat  gerade  so  gut  überein- 
stimmt wie  die  meinige,  und  dass  durch  sie  die  Erklärung  des  genannten 
Motives  vereinfacht  wird.  Allein  sie  scheint  mir  eine  Mittelansicht  zwischen 
der  herrschenden  Deutung  des  Paragraphen  und  der  meinigen  darzustellen, 
die  erst  nach  Aufstellung  jener  überhaupt  möglich  geworden  ist  Nach  dem, 
was  ich  oben  über  die  beiden  ersten  Abschnitte  gesagt  habe,  scheint  mir 
Eike  unmöglich  gefürchtet  haben  zu  können,  man  möchte  seine  Ausdnauda> 
Setzung  über  den  Geschlechtsvorzug  zu  unrichtigen  Folgerungen  auf  die 
Erbfolgeordnung  benutzen.  Dies  um  so  mehr,  als  er  die  letztere  in  I  3  §  3 
schon  des  bestimmtesten  geordnet  hatte,  und,  was  wir  immer  bedenken 
müssen,  er  kein  Lehrb  uch  sondern  ein  Bechtsbuch  schrieb.  Seine  Leser 
waren  als  Leute  des  Mittelalters  mit  dem  Bechte  doch  wohl  so  vertraat, 
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Gedankengang    ist,    zeigt    namentlich    die    Form    der    Dar- 
stellung.*) 

Der  Vorzug  des  Sohnes  vor  der  Tochter,  welcher  im  ersten 
Abschnitt  in  dem  Satze  ausgedrückt  ist:  „vader  nnde  mnder 
sOster  nnde  bruder  erve  nimt  de  sone  unde  nicht  de  dochter^ 
lässt  sich  nach  Analogie  des  ersten  Satzes  in  demselben  Ab- 
schnitte auch  so  formulieren:  „De  sone  (des  Erblassers)  nimt 
erve  (seines  Vaters,  de»  Erblassers)  vor  vader  unde  vor  müder 
unde  vor  bruder  unde  vor  sttster  (alle  des  Erblassers);  is  dar 
neu  sone,  de  dochter  nimt  dat  erve  vor  vader  unde  vor*  u.  s.  w. 
oder  „de  dochter  nimt  it  mit  mereme  rechte  dan  de  Vadei^  u.  s.  w. 
Auch  so  wäre  der  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  vor  dem 
weiblichen  unter  Kindern  ausgedruckt  gewesen,  freilich,  wie  die 
l  nebenstehende  Figur  I  zeigt,  nicht 

gegenflberden  nächsten  Verwand- 

manl  ^^bni4£ensüsNr     Schwester    der    als    „sone**    und 
^on  i  dochter  „dochter  bezeichneten  Personen, 

sondern  gegenüber  den  übrigen 
nächsten  Verwandten,  Vater,  Mutter,  Bruder  und  Schwester 
des  Erblassers,  also  Grossvater,  Grossmutter  Oheim,  und 
Tante  von  „sone"  und  „dochter/  Weil  nun  aber  Eike 
das  Verhältnis  der  beiden  Gesohlechter  einer  Stufe  zu  der 
ihnen  unmittelbar  folgenden  Stufe  darstellen  wollte,  wählte  er  die 
in  dem  ersten  Abschnitte  im  zweiten  Satze  benutzte  Formel, 
n  Ijj  welcher  die  Figuren  II 

-L  und   in   entsprechen, 

soneidochjur      ^^^^^    ^^  Voraussetzung:  „Stirft 

de  man  ane  kint*  auf, 

da88,  falls  in  Sachsen  die  Parentelenordnang  galt,  sie  gar  nicht  auf  den  Ge- 
danken kommen  konnten,  andere  Verwandte  könnten  hier  der  Nachkommen- 
schaft vorgezogen  sein.  Dagegen  muten  wir  Eike  mit  unserer  Erklärong 
wohl  nicht  eine  Entsdieidimg '  ttber  die  moderne  Streitfrage  in,  ob  das  Erb- 
recht der  Enkel  ans  dem  Repraesentationsrecht  entstanden  sei  oder  nicht 
Vielmehr  konnte  eine  unrichtige  Ansicht  in  dem  angedeuteten  Sinne  ans 
blossem  Anklammern  an  den  W<»rt]ant  der  vorhergehenden  Abschnitte  entstehen. 
^)  Es  jseiigt  von  grossem  Mangel  an  Verst&ndnis,  kann  aber  nicht  etwa 
gegen  uns  in's  Feld  gefflhrt  werden,  wenn  die  iateinisdie  Uebersetsong 
„sones  nnde  dochter  kint'  wiedergibt  durch  „ntriusque  sexns  nepotes.'' 
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„vader,  müder*  (Figur  II)  betrachtete  er  in  der  ersten 
Hälfte  des  Satzes,  „bruder,  sfister*  (Figur  III)  in  der 
zweiten  als  Erblasser,  nicht  ,,de  man.''  Dagegen  liegt  die 
obige  Fassung  unserm  dritten  Abschnitt  zu  Grunde,  wie  schon 

die  dazu  gehörende  Figur  IV  mit 
I  verglichen  zeigt.  ^)   Vor  ihm  ist 


IV 


tnan  i    ^  bruder,  süstep 

son    i  dochter 

scneSfiunde  dodtteV' 
kint 

Eike    den    Sohneskindem 


wie  vor  dem  ,,Sven  aver**  des 
zweiten  Abschnitts  zu  ergänzen: 
^»Stirft  de  man  ane  kint/  ein  Satz» 
der  nicht  umsonst  so  ostentativ  an 
die  Spitze  des  Paragraphen  bezw. 
Artikels  gesetzt  ist.  Hätte  nun 
einen   Vorzug    vor    den   Tochtei'- 


kindern  geben  wollen,  so  hätte  die  von  uns  oben  rekon- 
struierte Formel  mit  Einsetzung  von  „sones  kint^  und  „doch- 
ter kint"  an  Stelle  von  „sone"  und  „dochter*  so  gelautet: 
„sones  kint  nimt  erve  vor  vader  unde  vor  müder  unde 
vor  bruder  unde  vor  sfister*  und,  weil  der  Vorzug  ein  bloss 
relativer,  bloss  auf  derselben  Stufe  wirkender  sein  konnte, 
weiter:  „is  dar  neu  sones  kint,  dochter  kint  nimt  erve  vor 
vader*  u.  s.  w.  oder  „mit  mereme  rechte  dan  de  vader.*  Allein 
Eike  entschied  nicht  fflr  die  Ungleichheit  von  Sohnes-  und 
Tochterkindem,  nicht  nach  der  ffir  den  engern  Verwandten- 
kreis geltenden  Regel, ^  er  erklärte  mithin,  dass  durch  die 
Kindeskinder  das  Geschlecht  ihres  vorverstorbenen  Eltemteib 
nicht  repräsentiert  werde.  Deshalb  zog  er  einfach  die  beiden 
soeben  formulierten  Sätze  in  einen  zusammen,  beide,  Sohnes- 

^)  ygl.  die  Zeiehnimg  bei  Kraut,  Qtundriss  §  146  Note  101. 

^  Wir  finden  den  innem  Grund,  weshalb  bei  den  Enkeln  das  Geschlecht 
der  Eltern  nicht  in  Betracht  kommt,  darin,  dass  ihr  Erbrecht  eben  nicht  aus 
dem  Repraesentationsrecht  hervorgegangen  ist  (von  dem  Ssp.  1 5  §  1  handelt). 
Ist  unsere  Interpretation  des  Abschnitts  richtig,  so  dürfte  er  ein  nicht  xa 
unterschätEendes  Argument  gegen  die  gegenteilige  Ansicht  von  v.  Amira,  £. 
S.  132  f.  und  fichanx  S.  52  (dagegen  Lewis  XVII  S.  414)  abgeben  und  su- 
gleich  ein  Älteres  Qnellenzeugnis  Aber  das  Erbrecht  der  Enkel  bei  Niohtvor* 
handensein  von  Kindeni  darstellen,  wie  es  Heusler  S.  683  (vgl  auch  ebenda 
Note  16)  vermisst 

JedenfaUs  ist  auch  das  Erbrecht  der  Kinder  als  unabhängig  vom  Be- 
praesentationsrecht  nicht  auf  die  Kinder  nnabgesonderter  Kinder  su  be- 
schrlnken.  (Ebenso  Lewis  XVII  S.  414,  Schans  8.52  Note  141;  anders 
V.  Amira,  K  S.  180.) 
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und  Tochterkinder,  nehmen  Erbe  vor  Vater,  Mutter,  Bruder, 
Schwester  des  Erblassers,  sie  stehen  sich  völlig  gleich.^) 

Allein  Eike  gibt  für  seine  Aussage  auch  einen  Grund 
an  u.  z.  den  aUgemeinen  Rechtssatz:  „it  ne  geit  nicht  us 
dem  busmen,  de  wile  de  evenburdige  busme  dar  is/  Dieser 
Satz  möchte  wohl  die  herrschende  Interpretation  des  dritten 
Abschnitts  und  dann  auch  der  beiden  ersten  veranlasst  haben, 
sagt  er  doch  offenbar,  dass  das  Erbe  aus  einem  besonders 
innigen  Verwandtschaftsverhältnis,  welches  mit  „busmen''  be- 
zeichnet wird,  nicht  unnötig  herausgehe.  Die  Personen,  auf 
welche  es  herausgienge,  sind  in  unserm  Falle  schon  Angehörige 
des  oft  genannten  engern  Verwandtenkreises,  „vader,  müder, 
bruder,  sfister/  der  „busmen^  deckt  sich  mithin  nicht  mit 
diesem,  sondern,  da  nach  unserer  Stelle  die  dem  engem  Ver- 
wandtenkreise nicht  angehörigen  Enkel  offenbar  zum  „busmen^ 
gehören,  muss  dieser  vielmehr  alle  Nachkommen  oder  einen  Teil 
derselben  umfassen.  Der  Satz  wflrde  also  den  Sinn  haben: 
Das  Erbe  geht  nicht  an  andere  Verwandte,  solange  Nachkommen 
oder  wenigstens  gewisse  Grade  von  solchen  vorhanden  sind.  Augen- 
scheinlich, denkt  man,  soll  hier  der  Vorzug  eines  gewissen  Ver- 
wandtenkreises im  Erbrecht  gegenüber  andern  festgestellt  werden. 

Nun  ist  aber  der  Umfang  des  „busmen^  in  technischem 
Sinne  sehr  bestritten.  Neben  dem  Ssp.,  welcher  ihn  lediglich 
an  dieser  Stelle  erwähnt,  kommen  fflr  die  Bestimmung  des- 
selben wesentlich  nur  die  Magdeburger  Bechtsquellen  in  Be- 
tracht.    Nach   diesen    umfasste    aber   der  Busen    ohne    allen 


^)  Sehr  auffallend  ist,  dass  die  süddeutschen  Bearbeitungen  nnsers  Para- 
graphen, Dsp.  c.  6  und  Schwsp.  c.  14  (Wackemagel  c.  15)  die  beiden  ersten 
Abschnitte  benutzen,  den  dritten  aber  weglassen  (vgl.  Seelig  S.  24),  und  dass 
ebenso  die  Magdeburger  Bechtsquellen  zwar  den  zweiten  haben,  den  dritten 
dagegen  in  gleicher  Weise  füllen  lassen  (Schanz  S.  120  f.).  Den  Grund  kann 
man  darin  finden,  dass  der  am  Ende  des  Abschnitts  vorkommende  „busen" 
jento  gar  nicht,  diesen  wenigstens  in  anderem  Sinne  bekannt  war.  Mir  will 
aber  fast  scheinen,  als  ob  diese  Uebereinstimmung  in  der  Weglassang  des 
Satzes  mit  „Doch"  aus  einem  andern,  dem  süddeutschen  und  magdeburgischen 
Bechte  gemeinsamen  Punkte  zu  erklären  sei,  aus  der  gänzlichen  Ignorierung 
des  Geschlechtsunterschieds.  Man  sah  vielleicht  an  beiden  Orten  ein,  dass 
in  diesem  FaUe  der  Satz  ganz  bedeutungslos  wurde,  während  Anfang  und  Mitte 
durch  Umdeutung  auf  die  Erbfolge  noch  einen  Best  von  Sion  behalten  konnten. 
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Zweifel  nur  Eltern  und  Kinder,  nicht  noch  die  Enkel;  ^)  be- 
züglich der  letztern  wurde  in  älterer  Zeit  auch  kein  Unter- 
schied gemacht,  ob  das  vorverstorbene  Zwischenglied  abge- 
sondert war  oder  nicht;*)  erst  später  rechnete  man  die  Kinder 
unabgesonderter  Kinder  zum  Busen  und  gab  ihnen  einen  ent- 
sprechenden Vorzug  im  Erbrecht,  offenbar  uuter  dem  Einflüsse 
des  sächsischen  Landrechts. ^)  Bedenkt  man  nun,  dass  der 
„busmen*'  wohl  gemeinsächsisch  war,  dass  er  als  blosser  Ver- 
wandtschaftsbegriff an  sich  auch  mit  ganz  verschiedenen  Erb- 
folgeordnungen sich  vereinigen  liess,  und  sieht  man,  mit  welchem 
Eifer  der  bei  Wass.  S.  0.  S.  67  abgedruckte  Spruch  sich  ge- 
rade gegen  unsere  Sachsenspiegelstelle  wendet,  ja  wie  die  bei 
V.  Amira  S.  127  wiedergegebene  Glosse  zu  unserer  Stelle  von 
der  magdeburgischen  Bedeutung  nicht  ablassen  kann,  so  dürfte 
man  wohl  richtig  gehen,  wenn  man  mit  v.  Amira,  E.  S.  128 
annimmt,  der  Busen  habe  auch  im  Bechtsgebiet  des  Ssp. 
ursprünglich  dieselbe  enge  Bedeutung  gehabt  wie  noch  später 
in  Magdeburg.^)  Dann  würde  unsere  Ssp.-Stelle  eine  Aenderung 
und  Erweiterung  enthalten,  gegen  welche  man  in  Magdeburg 
protestieii;e,  weil  man  in  der  dortigen  Erbenfolge  das  Erbrecht 
mit  dem  Busen  in  Beziehung  brachte,  einen  Vorzug  der  Des- 
zendenz aber  nur  für  die  Kinder  anerkannte,  nicht  auch  für 
weitere  Nachkommen  insbesondere  Enkel,  wie  dies  eine  solche 
Erweiterung  des  „busmen^  nun  mit  sich  gebracht  hätte. 
Fragen  wir  aber  nach  Art  und  Grund  der  Neuerung  des  Ssp., 
so  haben  wir  uns  wieder  an  die  Entstehung  unsers  Abschnittes  zu 
erinnern,  wie  wir  sie  soeben  wahrscheinlich  zu  machen  versuchten. 

*)  Vgl.  Wass.  8.  0.  S.  66  und  &7,  die  lat.  Glosse  S.  58,  vgl.  auch  S.  87; 
Stobbe  B.  S.  48,  t.  Amira  S.  126,  Schanz  S.  39  f. 

*)  Vgl.  Wass.  S.  0.  S.  00—07. 

»)  Vgl.  Wass.  S.  0.  S.  68,  88,  170. 

^)  Deswegen  braucht  aber  durchaus  nicht  wie  der  Busen  auch  das  Des- 
zendentenerbrecht  so  eingeschränkt  gewesen  zu  sein.  Wenn  die  Magdeburger 
den  Vorzug  der  Kinder  vor  andern  Verwandten  damit  begründen,  dass  de- 
selben  zu  dem  Verwandtenkompiex  des  Busens  gehören,  und  einen  Vonsng 
der  Enkel  ausschllessen  mit  der  Begrfindung,  dass  dieselben  nicht  zum  Busen 
gehören,  so  ist  doch  damit  nicht  gesagt,  dass  überaU  der  Busen  f  fkr  das  Erb- 
recht und  nur  ffir  dasselbe  Bedeutung  gehabt  habe.  Ich  halte  ihn  f Or  die 
Bezeichnung  eines  engem  Nachkommenkreises,  der  an  sich  für  die  Erben- 
folge gerade  so  wenig  Bedeutung  hat  wie  der  engere  Verwandtenkreis  in 
der  Sippe  im  weitem  Sinn. 
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Dem  ganzen  Satze  mit  „Doch^  liegt  zn  Grrunde  ein  Doppel- 
satz des  Inhalts,  dass  der  Sohn  des  Erblassers  erbe  vor  Vater 
und  Matter,  Bruder  und  Schwester  desselben,  dass  die  Tochter 
erst  in  Ermanglung  eines  Sohnes  erbe,  aber  ebenfalls  vor  den 
genannten  andern  Verwandten.  Als  Grund  für  die  letztere 
Behauptung  wird  man  angegeben  haben:  Das  Erbe  geht  nicht 
aus  dem  Busen,  solange  ein  ebenbtkrtiger  Busen  da  ist.  Hier 
passt  der  Satz,  man  mag  nun  in  dem  Busen  sehen,  was  man 
will;  ja  hier  hat  er  wohl  Überhaupt  seinen  eigentlichen  Platz. 
Ninmit  man  n&mlich  mit  v.  Amira  die  ui*sprfingliche  Beschrftn- 
kung  des  Busens  auf  die  Kinder  an,  so  möchte  es  wohl  f&r 
eine  Erbfolgeordnung  nach  der  Theorie  y.  Amira's  wie  f  Ur  jede 
andere  etwas  trivial  klingen,  wenn  man  das  Erbrecht  der 
Kinder  durch  den  allgemeinen  Satz  begründete,  dass  das  Erbe 
nicht  aus  dem  ebenbürtigen  Busen  gehe.  Um  den  Vorzug  der 
Kuider  yor  allen  übrigen  Verwandten  zu  rechtfertigen,  hat  es 
wohl  nie  eines  anderen  Grundes  bedurft,  als  dass  die  be- 
treffenden Verwandten  zum  Erblasser  im  Kindesverhältnis 
studen.  Ganz  andern  Gehalt  und  Sinn  bekommt  aber  unser 
Motiy,  wenn  es  angeben  soll,  weshalb  die  vom  Sohn  ausge- 
schlossene Tochter  immerhin  noch  yor  und  nicht  mit  Eltern 
and  Geschwistern  erbe.  Dann  sagt  es,  dass  die  Tochter  eben 
immerhin  noch  zum  Busen,  einem  besonders  engen  Verhältnis 
von  Erzengem  und  Erzeugten^)  gehöre. 

Indem  man  nun  aber  die  gedachten  beiden  S&tze  durch 
Ersetzung  yon  „sone^  und  „dochter^  durch  „sones  kint^  und 
„dochter  kint**  erweiterte  und  aus  dem  „Nach**  (Sohn,  dann 
Tochter)  ein  „Und"  (Sohnes-  und  Tochterkind)  machte,  erhielt 
das  Motiy  eine  ganz  veränderte  Stellung  und  Bedeutung.  Es 
war  vorher  Motiv  nur  zu  dem  zweiten  Satze ,  jetzt  nach  der 
Zusammenziehung  gehörte  es  zu  beiden;  es  hatte  vorher  nur 
den  Vorzug  einer  Person  aus  der  ersten  Deszendentenstufe  be- 
gründet, nach  der  Hineinschiebung  von  Sohneskind  bezw. 
Tochterkind  bezog  es  sich  mindestens  auch  auf  die  zweite;  es 
hatte  vorher  ein  „Nach,  aber  doch  vor"  begründet,  jetzt  recht- 
fertigte es  ein  „Mit"  oder  „Zusammen  yor.* 

Diese   Verschiebung    des    Motivs    und  seiner  Bedeutung 

^)  Vgl.  die  Brkl&nmg  des  Busen  bei  ▼.  Amira,  £.  S.  128,  aber  auch 
.Becht'  S.  140. 
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kann  auf  zwei  Arten  vorgegangen  sein.  Entweder  ist  sie  ein 
Eest  der  Entstehung  des  dritten  Absclinittes,  eine  Eierschale 
desselben.  Verwunderlich  wäre  das  nicht.  Gerade  bei  der 
Entstehung  von  Formeln,  gerade  bei  reiflicher  Ueberlegimg, 
bei  mehrmaligem  Niederschreiben  eines  sorgfältiger  zu  formu- 
lierenden Abschnitts  in  mehreren  Entwarfen  kann  zu  leicht  in 
einem  spätem  Stadium  ein  Rest  aus  einem  frühem  hängen 
bleiben,  wobei  man  zu  bedenken  hat,  dass  Eike  die  Formu- 
lierung seiner  Rechtssätze  wohl  noch  bedeutend  mehr  Mühe 
gekostet  hat  als  manchem  Schriftsteller  oder  Gesetzgeber 
von  heute. 

Allein  Eike  kann  sich  der  Aenderung  auch,  sei  es  von  An- 
fang, sei  es  erst  später,  bewusst  gewesen  sein.  Er  kann  ab- 
sichtlich „busmen*'  in  einem  weitem  Sinne  ^)  gebraucht  haben  und 
hier  sagen  wollen:  Sohneskinder  und  Tochterkinder ,  beide 
erben  (zusammen)  vor  den  weitem  Verwandten;  sie,  auch  die 
Tochterkinder,  gehören  eben  zum  Busen,  ans  welchem  das  EIrbe 
nicht  herausgeht,  solange  davon  noch  ein  dem  Erblasser  eben- 
bürtiges Glied  vorhanden  ist.  Das  Erbe  erfasst  alle  im  Busen 
befindlichen,  Sohnes-  wie  Tochterkinder,  bevor  es  den  &isen 
verlässt.*) 


>)  Dass  dieser  weitere  Sinn  nnr  Kinder  nnd  Enkel  mnfasst  h&be,  ist 
nirgends  gesagt  Unsere  Stelle  seigt  nvr,  dass  der  Bnsen  nach  dem  Stp. 
wenigstens  diese  beiden  enthielt,  aber  er  kann  ebenso  gut  schon  hier  die 
ganze  Deseendenz  einbegriffen  haben.  Ebenso  wenig  ergeben  die  Magde- 
burger Quellen,  welche  nur  den  Fall  erOrtem,  dass  Enkel  nicht  zum  Busen 
gehören,  argumento  a  contrario  f  flr  das  sächsische  Becht  eine  Beschiilnkung 
auf  Kinder  und  Enkel.  Der  nach  Magdeburger  Becht  vollends  undenkbare 
FaU  der  Beyomigung  der  Urenkel  und  ihrer  Einbenehung  in  den  .busmen- 
bedurfte  selbstverständlich  nie  einer  besondern  Behandlung  und  Abweisong. 
Vgl.  übrigens  die  Quellenstelle  bei  Wass.  S.  0.  S.  58  und  170  und  v.  Amira, 
E.  S.  127,  welche  sogar  eher  fttr  Busen  =  Deszendenz  sprechen. 

*)  Uebrigens  möge  hier  auch  noch  darauf  aufinerksam  gemacht  werden, 
dass  die  Frage,  weshalb  der  Busen  nicht  in  I  8  §  3  vorkomme,  sich  nach 
dem  Obigen  auf  xwei  Arten  beantworten  lässt.  Bei  der  engem  Bedeutung 
von  Busen  war  der  Begriff  in  I  3  §  3  nicht  verwendbar,  weil  die  dort  vor- 
geführte Nachkommenschaft  eine  Kette  in  einander  greifender  Busen  ge- 
bildet hätte.  (Vgl.  das  SchOffenurteil  bei  Wass.  S.  0.  S.  67).  Bedeutet  Busen 
aber  die  ganze  Nachkommenschaft  des  Erblassers,  so  erscheint  er  nicht,  weil 
er  die  ganze  dort  vorgeführte  erste  Parentel  umfasst  und  eine  analoge  An- 
wendung derselben  verhindert  oder  erschwert  hätte. 
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Wie  dem  aber  auch  sei,  dass  dieser  Satz  Tom  Busen,  wie 
er  in  nnserer  Stelle  steht,  in  ungewöhnlicher,  auffälliger,  inkor- 
rekter Weise  angewendet  war,  zeigen  die  spätem  ßechts- 
quellen  unstreitig,  indem  sie  dagegen  opponieren,  oder  die 
widersprechendsten  Deutungen  von  Busen  geben.  ^)  Das  möchte 
Grund  genug  sein,  unsere  obige  Erklärupg  zu  rechtfertigen,  ja 
als  notwendig  erscheinen  zu  lassen,  die  unter  andern  Um- 
ständen, namentlich  wenn  nicht  der  innere  Bau  der  Stelle  und 
die  ftbrigen  Quellen  sie  rechtfertigten,  allerdings  zu  kompliziert 
und  wohl  sogar  gewaltsam  erscheinen  möchte. 

Jedenfalls  aber  soll  nn9er  dritter  Absatz  nicht  etwa  die 
Stellung  der  Enkel  vor  Eltern  und  Geschwistern  als  eine  Aus- 
nahmestellung bezeichnen,  die  ihnen  wie  den  ftbrigen  Deszen- 
denten eigentlich  nicht  zakime. 

Dagegen  bestätigt  nun  der  ganze  Paragraph,  und  damit 
möchten  wir  unsere  Untersuchung  schliessen,  indirekt,  auch 
ohne  dass  er  ex  professo  von  der  Erbfolgeordnung  händigt, 
die  schon  aus  I  3  §  3  erschlossenen  Ergebnisse.  Er  zeigt  uns, 
dass  zunächst  Deszendenten,  Kinder  und  Enkel  (Urenkel  sind 
nicht  erwähnt,  weil  sie  in  Betreff  des  GescUechtsvorzugs  nicht 
in  Frage  kommen)  erben,  dann  die  Eltern,  hieranf  die  Geschwister, 
endlich  die  weitem  Verwandten  nach  der  in  I  3  §  3  gegebenen 
Regel.  Die  Parentelenordnung  findet  sich  indirekt  also  auch 
hier  ausgedruckt;  und  wenn  bei  der  Erkläjmng  v<m  I  3  §  3 
ein  Punkt  nicht  zwingrad  nachgewiesen  werden  konnte,  nämlich 
dass  in  Ermangelung  von  Nachk<Hnmen  des  Erblassers  die 
Stammväter  desselben  mit  ihren  Sippen  in  der  Weise  folgten, 
dass  der  unterste  Stammvater  zuerst  kam,  und  dass  der  Stamm- 
vater allemal,  wenn  er  noch  lebte,  seine  Nachkommen  ausschloss, 
80  findet  sich  auch  daf  ftr  hier  noch  ein  sicherer  Beleg. 


*)  Eltern  und  Kinder,  linea  descendentlnm,  ja  sogar  die  ganse  gerade  Lfaiie. 
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Anhang  L 


Unser  Ergebnis,  dass  der  Ssp.  neben  der  Magenzahl  ao^h 
eine  von  den  Kindern  bezw.  Geschwistern  an  berechnete  Sippe- 
zahl kennt,  und  dass  diese  rechtlich  sogar  allein  massgebend 
ist,  w&hrend  der  Magenzahl  nur  terminologische  Bedeutnng  an- 
kommt, dUrfte  geeignet  sdn,  auch  einiges  neues  Licht  auf 
Schwsp.  c.  8  und  c.  37?"  zu  werfen.  Quelle  fttr  c.  3  war  in 
erster  Linie,  aber  nicht  allein,  Dsp.  c.  6.  Derselbe  zeigt  in 
dieser  Stelle  namentlich  zwei  Abweichungen  vom  Ssp.,  indem 
er  sagt:  „uagezwuter  prttder  chint.  den  stant  an  dem  lide  der 
schultern,  da  die  arme  zesame  gent.  also  tftnt  die  geswister 
chint.  ditc  ist  den  erste  sippe  zal.  die  magschaft  get  yon  prikder 
chinden.  und  von  swester  chinden,^  und  indem  er  den  ersten 
Teil  des  Zusatzes  im  Ssp.  folgeudermassen  wiedergibt:  „ez  erbet 
igleich  man  seinen  magen  nutz  an  die  sibenden  sippe  auch  hat 
der  habest  weih  ze  nemen*  in  der  fänften  sippe  daz  ist  auch  recht.^ 

Die  erstere  Angabe  enthält  zum  mindesten  eine  Ungenanig- 
keit;  wer  ^n  Ssp.  nicht  kannte,  musste  dieser  Formulierung 
entnehmen,  dass  die  Geschwisterkinder  die  erste  Sippezahl 
ftberhaupt  haben.  Die  zweite  Angabe  ist  geradezu  unrichtig. 
Der  Deutschenspiegler  fibersieht  die  Verschiedenheit  des  Aus- 
drucks bei  „in  dem  seveden**  und  „in  der  veften,"  er  fibersetzt: 
„an  die  sibenden  sippe^  und  „in  der  f&nften  sippe^,  eine 
Flfichtigkeit,  welche  sich  der  Uebergehung  des  Zeitworts  in  dem 
Satz  vom  Papst  wfirdig  an  die  Seite  stellen  wfirde,  falls  die 
letztere  nicht  bloss  dem  Schreiber  unserer  Handschrift  zur 
Last  fällt. 
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Aus  dem  Dsp.  schöpften  nun  zwei  Autoren,  der  Prediger 
Berthold  von  Regensborg  fttr  seine  Predigt  „von  der  e*'  (in  der 
Aasgabe  Pfeiffers  I  S.  312)  und  der  Schwabenspiegier  u.  z. 
der  letztere  so,  dass  er  zugleich  auch  Berthold  benutzte.^) 
Beide  Autoren  waren  Geistliche  und,  wenigstens  der  des 
Schwsp.,  wohl  bewandert  „in  den  buchen  decret  und  decretal^. 
Ihnen  beiden  musste  der  Widerspruch  der  Angabe  ihrer  Quelle 
mit  dem  kirchlichen  Rechte  auffallen.  Denn  sie  sagte,  der 
ffinfke  Qrad  sei  der  erste  frei  gegebene,  aber  diesen  fttnften 
berechnete  sie  nicht  wie  die  Kirche  von  den  Geschwistern, 
sondern  von  den  Geschwisterkindern  an,  kam  also  auf  den 
sechsten  kirchlichen.  Diese  Unrichtigkeit  haben  in  der  Tat 
beide  bemerkt,  beim  Schwabenspiegier  tritt  das  nur  deutlicher 
hervor,  weil  er  die  Erbberechtigungsgrenze  angibt  und  den 
Zusatz  des  Ssp.  reproduziert,  was  beides  fftr  Berthold  ausser 
Betracht  fiel.  Beide  haben  auch  dem  Mangel  in  gleicher  Weise 
abgeholfen;  da  sie  nftmlich  die  Urquelle,  Ssp.  I  3  §  3,  nicht 
kannten,*)  blieben  ihnen  nur  zwei  Wege,  entweder  zu  sagen, 
der  Papst  habe  erlaubt  im  vierten  Grade  zu  heiraten  oder  die 
Zählung  der  Quelle  zu  ändern.  Dass  sie  den  letzteren  wählten, 
ist  natürlich,  einmal,  weil  es  bedenklich  scheinen  musste,  eine 
auch  nur  anscheinend  dem  Kirchenrechte  widersprechende  An- 
gabe zu  machen,  femer  weil  in  ihrem  Rechte  (wie  eben  auch 
in  dem  richtig  verstandenen  Ssp.)  die  Sippe  von  den  Geschwistern 
an  gezählt  wurde,  wie  ja  auch  die  kirchlichen  Quellen   die 


')  Darüber  kann  nun  wohl  kein  Zweifel  mehr  sein,  vgl.  Strobl  in  den 
Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie  XCI  von  1878  S.  216  f.;  es  geht 
gerade  in  unserer  SteUe  bei  einer  genauen  Vergleichung  fast  aus  jedem  Satze 
hervor. 

*)  Seelig  behauptet  S.  11  Note  4  im  Widerspruch  zu  der  allgemeinen 
Ansicht,  dem  Verfasser  des  Schwsp.  habe  ausser  dem  Dsp.  auch  der  Ssp. 
vorgelegen.  Dass  dies  nicht  richtig  ist,  zeigt  die  Art  und  Weise,  wie  sich 
in  dem  im  Text  besprochenen  Punkte  der  Schwsp.  mit  seiner  Quelle  ausein- 
andersetzt. Hätte  er  den  Ssp.  gekannt,  so  wäre  er  unzweifelhaft  einfach 
auf  ihn  zurückgegangen.  Wenn  Seelig  seine  Behauptung  darauf  gründet, 
dass  der  Schwsp.  sich  oft  an  den  Ssp.  mehr  anschliesst  als  an  den  Dsp.,  so 
zeigt  sich  dies  aUerdings  auch  in  unserer  SteUe  (vgl.  z.  B.  die  erste  sippezahl, 
die  man  ze  magen  rechent) ,  es  würde  aber  nur  für  die  Ansicht  Seeligs  be- 
weisen, wenn  gerade  die  uns  erhaltene  Handschrift  des  Dsp.  die  dem  Schwsp. 
zu  Ghmnde  liegende  sein  mttsste. 

st  atz,  Verwandtschaftibüd.  6 
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Zählung  von  den  Geschwisterkindern  an  ausdrücklich  verwarfen. 
Berthold  liess  nun  einfach  die  Erwähnung  des  Anfangs  der 
Magschaft  weg;  dass  er  sich  aber  bewusst  war,  welche  Folgen 
die  Aenderung  für  die  ganze  Stelle  hatte,  dass  nämlich  g^en- 
über  dem  Dsp.  nun  ein  Glied  wegfiel,  sieht  man  daraus,  dass 
er  im  Bilde  den  Hals,  das  entbehrlichste  Glied,  wegfallen 
liess.  Nicht  nur  die  erste  Sippezahl  muss  er  den  Kindern  ge- 
geben haben,  sondern,  wenn  er  es  auch,  als  für  seine  Zwecke 
unnötig,  nicht  sagt,  auch  die  erste  Magenzahl.  Ausdrücklich 
dagegen  erwähnt  dies  nun  der  Schwsp.,  welcher  den  Zusatz, 
„die  man  ze  magen  rechent^,  zu  den  Geschwistern  setzt  und 
energisch  gegen  die  ungelehrten  Leute  vorgeht,  welche  anders 
zählen.  Dazu  gehört  offenbar  der  Deutschenspiegler,  den  der 
Schwabenspiegier  auf  seiner  Flüchtigkeit  ertappt  hat,  in  aller 
erster  Linie,  während  man  nun  die  Polemik  auf  den  Ssp., 
den  ja  der  Schwabenspiegier  nicht  kannte,  wohl  nicht 
mehr  beziehen  darf.  Es  zeigt  übrigens  auch  dieser  Punkt 
wieder,  wie  manche  Abweichungen  des  Schwsp.  nicht  sowohl 
aus  prinzipiellem  Gegensatz  zum  sächsischen  Hechte,  sondern 
einfach  aus  dem  Umstände  zu  erklären  sind,  dass  der  Dsp. 
das  Mittelglied  zwischen  Ssp.  und  Schwsp.  bildet  Endlich 
dürfte  unsere  Schwsp.  -  Stelle  sowie  Bertholds  Predigt  ge- 
eignet sein  darzutun,  dass  die  Yerwandtschaftsgrenze  und  das 
Yerwandtschaftsbild  in  Süddeutschland  nicht  praktisch  waren, 
sonst  hätte  man  nicht  der  Quelle  zulieb  einfach  eine  Gene- 
ration und  ein  Glied  weggelassen,  hätte  man  auch  nicht  das 
Bild  zweiarmig  sich  gedacht. 


Anhang  II 


Petrus  Lombardus.  Sententiarum  L.  IV  dist.  40  (nach 
Migne,  Patrologiae  cursus  lat.  Tom.  192  col.  937.)  vergl. 
oben  S.  29  und  30. 

2.   De  computatione  gradunm  consanguinitatis. 

Quomodo  autem  gradus  consanguinitatis  computandi  sint, 
Isidorus  ostendit  sie,  libr.  9  Etym.  c.  3.    Series  consangmni- 
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tatis  sex  gradibus  dirimitur,  hoc  modo:  filius  et  fliia,  quod  est 
frater  et  soror,  sit  ipse  truncus.  Ulis  seorsam  sejanctis  ex 
radice  illius  truuci  egrediuntur  isti  ramuscoli:  nepos  et  neptis, 
primus;  pronepos  et  proneptis,  secundus;  abnepos  et  abneptis, 
tertius;  adnepos  et  adneptis,  quartus;  trinepos  et  trineptis, 
quintus;  trinepotis  nepos  et  trineptis  neptis,  sextus.  Attende 
quod  sex  gradus  tantum  ponit  Isidorus,  quia  truncum  inter 
gradus  non  computat.  Alii  vero,  qui  Septem  gradus  ponunt, 
truncum  inter  gradus  computant.  Varie  namquo  compntantur 
gradus  consanguinitatis.  Alii  enim  patrem  in  primo  gradu, 
filios  in  secnndo  ponunt;  alii  primum  gradum  filios  appellant, 
negantes  gradum  cognationis  in  patrem  et  fllium  esse,  cum 
una  caro  sint  pater  et  filius.  Auctoritates  ergo,  quae  consan- 
guinitatis cautelam  usque  in  septimum  gradum  probibent,  pa- 
trem ponunt  in  primo  gradu.  Uli  vero,  qui  usque  ad  sextum 
gradum  probibent,  primum  gradum  filios  appellant.  Atque  ita 
fit,  ut  eaedera  personae  secundum  hanc  diversitatem  inveni- 
antur  in  sexto  et  septimo  gradu.  Patrem  vero  in  primo  gradu 
ponit,  qui  fratres  dicit  esse  secundum  gradum.  Hoc  modo 
computat  Zacharias  papa,  inqniens  ibidem  (c.  4  C.  XXXV  qu.  5) : 
Parentelae  gradus  taliter  computamus:  Ego  et  frater  mens  una 
generatio  snmus,  primumque  gradum  efficimus.  Rursus  filius 
mens  et  fratris  mei  filius  secunda  generatio  sunt  et  secundum 
gradum  faciunt;  atque  ad  hunc  modum  caeterae  successiones. 
Inter  illos  vero,  qui  sex  computant  gradus,  et  illos,  qui  Septem 
computant  gradus,  nulia  in  sensu  existit  diversitas,  quamvis  in 
numero  graduum  varietas  videatur.  Ultima  enim  generatio,  si 
a  fratribus  sumat  initium  numerandi,  septima  invenitur. 


Anhang  IIL 


Der  bei  Boretius,  liber  Papiensis,  Mon.  Germ.  Leg.  4,  317 
Sp.  2  Z.  24  und  bei  Lorsch  und  Schröder,  Urkunden  etc. 
2.  Aufi.  N.  96  S.  73  abgedruckten  Formel  zu  ed.  Roth.  c.  153 
liegt  das  durch  Figur  I  veranschaulichte  Verwandtschaftsver- 
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Nach   der   Farentelenordnang  dai^estellt 

n 


&: 


BroaouiDontinici 
€tIlartiMU 

paJUrMcurt. 
)Jfärtinus, 


Dominietu 


gibt  es  Figar  II  und  zeigt,  dass,  wie  im  Texte  S.  59  bemerkt 
warde,  ffir  beide  Praetendenten  Parentelen-  und  Gradzahl 
gleich  war  und  somit  darch  je  eine  statt  zweier  Zahlen  wieder- 
gegeben werden  konnte.  Für  beide  ist  eben  der  jedem  mit 
dem  Erblasser  gemeinschaftliche  Stammvater  von  Erblasser 
und  Praetendent  um  gleich  viele  Zeugungen  entfernt.  Nicht 
dagegen  hätten  beide  Linien  für  jeden  zusammengefaßt  werden 
können,  wenn  die  Verwandtschaft  nach  sächsischer  Weise  mit 
Namen  und  Glied  berechnet  worden  wäre.  Alsdann  hätte  «eh 
Martinus  am  Ellbogen  eines  mütterlichen  proavus  des  Domini- 
cus  abgestoppt,  Petrus  dagegen  am  eraten  Mittelflngerglied 
eines  väterlichen  avus  (Marcoardi)  proavi  Dominici.  Es  wären 
also  beide  Linien  gezählt  worden,  und  den  Ausschlag  hätte  die 
Parentel,  in  unserm  Falle  die  Linie  von  Dominicus  nach  dem 
nähern  Stammvater,  gegeben.  Dass  auch  bei  der  Zahlenbe- 
rechnung der  Formel  die  Vier  nicht  als  Parentelenzahl ,  son- 
dern als  Grad-  (Glied-)  zahl  ausschlaggebend  war,  kann  aus 
der  Formel  selbst  so  wenig  bewiesen  werden,  wie  das  Gegen- 
teil, obschon  das  letztere  wahrscheinlicher  ist,  da  die  Nennung 
der  Aszendenten  des  Dominicus  nicht  viel  Sinn  gehabt  hätte, 
wenn  es  nur  auf  die  Linien  von  den  Stammvätern  nach  Petrus 
und  Martinus  hin  angekommen  wäre. 


B«elidrttck«rci  Mftr«tak«  *  lUrti&i  Trvbnlta  la  9cM«a. 
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Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

In    zwanglosen  Heften 

herausgegeben  von 

Professor  Dr.  Otto  Grierlce  in  Berlin. 


Die  y^Untersnehangen  zur  Deutsehen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte'^  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  flechtsentwickelung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  ßechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt :  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwickelung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufiiahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Brstlings- 
arbeiten  werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Studie  verdankt  ihre  EnUtehnng  der  An- 
regung meines  väterlichen  Freundes,  des  Herrn  Professors  und 
Sectionschefs  von  Inama-Sternegg,  der  es  mir  nahelegte, 
das  für  die  Wirthschaftsgeschichte  des  deutschen  Mittelalters  so 
bedeutsame  Problem  der  Entstehung  und  Entwickelung  freier 
erblicher  Landleihen  vom  rechtsgeschichtlichen  Standpunkte  aus 
einer  Untersuchung  zu  unterziehen,  und  der  auch  im  Verlaufe 
der  Arbeit  mich  mit  seiner  reichen  Erfahrung  und  seinem  werth- 
vollen  Bathe  vielfach  und  in  der  freundlichsten  Weise  unterstützte. 

Das  Thema,  das  hier  in  der  angegebenen  Bichtung  seine 
Behandlung  finden  soll,  gehört  einer  Zeit  an,  die  in  vielfacher 
Beziehung  als  eine  Periode  des  Überganges  und  der  G'ahrung 
bezeichnet  werden  darf.  Wie  in  politischer  Beziehung  die  alten 
Grundfesten  des  Beiches  erschüttert  und  ins  Wanken  gerathen 
waren,  und  eine  lange  Zeit  verstreichen  musste,  ehe  das  Toben 
und  Treiben  wilder  leidenschaftlicher  Parteien,  die  gewaltigen 
Strömungen  im  Kampfe  zwischen  alt  und  neu  endlich  wieder 
der  längst  ersehnten  Buhe  und  Ordnung  gewichen  waren,  so 
befand  sich  auch  das  gesammte  sociale,  wirthschaftliche  und 
rechtliche  Leben  in  dem  Zustande  der  Bewegung  und  des 
Werdens,  und  überall  finden  wir  absterbende  Trümmer  einer 
veralteten  und  spriessende  Keime  einer  neu  aufblühenden  Welt.  Die 
alte  hehre  Macht  des  einen  Kaiserthumes  war  untergegangen  vor 
den  aufstrebenden  und  immer  mehr  erstarkenden  Gewalten  einer 
grossen  Zahl  von  Landesfürsten ;  diesen  erwuchsen  wieder  ihre 
Bivalen  aus  den  unteren  Kreisen  der  Bevölkerung,  vor  allen  in 
den  kräftig  sich  entfaltenden  Städten,  denen  es  in  immer  weiterem 
Umfange  gelang,  die  ihnen  widrige  Oberherrschaft  von  Fürsten 
und  Bischöfen  von  sich  zu  schütteln  und  eine  unabhängige  und 
freie  Stellung  zu  erreichen,    und  bis  auf  die  untersten  Schichten 
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der  ländlicben  Bevölkerung  las^t  sich  eine  ähnliche  Bewegung 
verfolgen;  überall  geht  der  Zug  der  Zeit  dahin,  die  tiefer  Ge- 
Btellten  zu  erheben  und  das  Übergewicht  der  Höheren  zu  brechen 
oder  zu  vermindern,  und  Spuren  dieser  Strömung  zeigen  sich 
auf  allen  Gebieten,  auf  dem  politischen  nicht  minder  wie  auf 
dem  socialen,  im  wirlhächaftHcheu  Leben  ebenso  wie  in  der  Ent- 
Wickelung  dee  Rechtes, 

Das  Ergebnis  dieser  Strömung  speciell  auf  dem  Gebiete  der 
bäuerlichen  und  bürgerlichen  Grundbesitz  Verhältnisse  war  das  Auf- 
tauchen und  die  immer  häufigere  Anwendung  freierer  Landleihe- 
formen  und  dem  gegenüber  das  allmähliche,  aber  ebenso  entschiedene 
Zurückweichen  der  älteren  Formen  eines  persönlich  gebundenen 
Leiherechteö.  Diee  bedeutete  für  die  gesammte  Wirthschaftsver- 
fassung  die  wesentlichsten  und  einschneidensten  Veränderungen: 
vielfach  eine  Verselbetatandigung  und  Loslösung  der  einzelnen 
bäuerlichen  Betriebe  aus  dem  Organismus  der  grossen  Grund- 
herrschaften^  anderwärts  sogar  die  Entstehung  gänzlich  neuer 
Formen  für  die  bäuerlicheit  Eechtsverhältnisse.  Völlig  parallel 
mit  dieser  Umwälzung  der  wirthticbaftlichen  Verhältnisse  hielt  sich 
die  analoge  Umgestaltung  ihrer  rechtlichen  Grundlagen,  ins- 
besondere des  Güterleiherechte^,  Während  früher  die  leiherecht- 
liche Übernahme  fremden  Grund  und  Bodens  immer  eine  gewisse 
Rückwirkung  auf  die  persönliche  Freiheit  und  Selbstständigkeit 
dee  Empfängers  ausübte,  also  von  einem  statusrechtlichen  Ein- 
flüsse begleitet  war,  kamen  spater  rein  vermögensrechtliche 
Landleihen  in  Gebrauch,  welche  auf  die  Persönlichkeit  der  Con- 
trahenten  keinen  Einfluse  übten,  oder  in  welchen  die  Beliehenen 
wenigstens  keinem  anderen  Abhängigkeitsverhältnisse  ihrem 
Leiheherrn  gegenüber  «ich  zu  unterwerfen  hatten,  als  es  durch 
deren  obrigkeitliche  Stellung  von  selbst  geboten  war. 

Die  vorliegende  Studie  befaast  sich  mit  jener  Übergangszeit, 
in  welcher  die  alten  Formen  aus  dem  Leben  noch  nicht 
geschwunden,  und  die  neuen  Principien  noch  nicht  allseits  zum 
Durchbruche  gelangt  waren.  Als  ich  an  die  Untersuchung 
herantrat,  gieng  zunächst  meine  Absicht  dahin,  die  beiden  Typen 
des  gebundenen  und  freien  Leiherechtesy  deren  Vorhandensein 
aus  den  Quellenzeugnissen  jener  Zeiten  bald  unzweifelhaft  wird, 
nach  ihrem  rechtlichen  Inhalte  und  Character  möglichst  klar 
festzustellen  und  die  markanten  Unterscheidungsmerkmale  zu 
bestimmen,  aus  deren  Vorhandensein  auf  die  rechtliche  Natur 
des  einzelnen  Leihe  Vertrages  zu  schliessen  wäre.    Die  Unmöglich- 
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keit  der  Durchführung  dieses  Gedankens  für  das  Gebiet  der 
Colonisationen  musste  bei  einem  näheren  Eingehen  auf  die  be- 
zügliche urkundliche  Überlieferung  bald  zu  vollster  Gewissheit 
werden.  Aber  auch  für  das  in  seiner  späteren  Entwickelung 
rein  private  Leiherecht  der  westlichen,  culturell  vielleicht  am 
meisten  vorgeschrittenen  Gebiete  hat  die  Untersuchung  mit  dem 
Ergebnisse  geendet,  dass  zwischen  den  gebundenen  und  freien 
Leiheformen  eine  grosse  Reihe  verbindender  Zwischenglieder 
nachzuweisen  sind,  welche  die  Bestimmung  einer  Grenzlinie,  die 
beide  Gebiete  scharf  von  einander  trennte,  unmöglich  machen, 
dagegen  die  Annahme  einer  rechtsgeschichtlichen  Continuität  un- 
endlich nahe  legen. 

Die  Methode,  welche  für  den  Gang  und  die  Durchführung  der 
Untersuchung  massgebend  war,  wird,  wie  ich  meine,  hauptsächlich 
nach  einer  Seite  hin  einer  Rechtfertigung  bedürfen.  Denn  dass  jede 
derartige  rechtsgeschichtliche  Studie  sich  vorwiegend  auf  dasjenige 
Quellengebiet  stützen  muss,  welches  über  das  untersuchte  Pro- 
blem die  reichsten  Nachrichten  gibt,  bedarf  wohl  keiner  besonderen 
Begründung,  und  ebenso  scheint  es  mir  unzweifelhaft,  dass  gerade 
für  die  Zeit  der  Entstehung  und  der  Entwickelung  eines  neuen 
Rechtsinstitutes  Urkunden,  die  hier  vornehmlich  herangezogen 
werden  mussten,  gewiss  die  verlässlichste  Quelle  zur  Beurtheilung 
eines  solchen  Werdeprocesses  sind;  wo  nämlich  die  Bewegung 
noch  nicht  in  ausgefahrenen  Geleisen  erfolgt,  muss  in  der  für  den 
einzelnen  Fall  aufgenommenen  Urkunde  der  wesentliche  Inhalt 
des  Geschäftes  und  insbesondere  das  Neue,  also  eben  das  un- 
zweideutig zum  Ausdrucke  kommen,  waß  für  den  Entwickelungs- 
gang  bestimmend  und  entscheidend  ist.  Die  Bearbeitung  und  Aus- 
beutung dieses  quellenmässig  gebotenen  Materiales  über  ein  gewohn- 
heitsrechtlich entstehendes  Rechtsgebilde  kann  dann  natürlich  nur 
in  der  Weise  erfolgen,  dass  man  aus  den  vorliegenden  Einzelfällen  die 
in  ihnen  enthaltenen  allgemeineren  rechtlichen  Grundgedanken  ab- 
strahiert und  so  die  Regeln  ermittelt,  denen  das  Leben  zu- 
fällig oder  aus  inneren  Gründen,  aber  jedenfalls  unbewusst  und 
ohne  den  Zwang  äusserer  Normen  in  seinen  Einzelerschei- 
nungen gefolgt  ist. 

Aber  auch  bei  einem  solchen  möglichst  objectiven  Vorgehen 
bleiben  wir  doch  nie  ganz  auf  dem  Boden  stehen,  der  der  alten 
Zeit  und  den  alten  Verhältnissen  angehört.  Denn  wenn  wir 
auch  sonst  nichts  in  die  Vergangenheit  hineintragen,  so  ist  doch 
der  Massstab,  mit  dem  wir  messen,  die  rechtlichen  Grundbegriffe, 
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die  wir  bei  jeder  juristischen  Analyse,  und  sei  es  auch  nur  zum 
Zwecke  der  Vergleichung,  nothwendig  heranziehen  müssen,  ge- 
wiss wenigstens  zum  Theile  ein  Product  unseres  Geistes  und 
unserer  Zeit;  und  oft  sind  sie  uns  so  sehr  zu  eigen  geworden, 
dass  wir  nicht  mehr  auseinanderzuhalten  wissen,  was  eine 
historische  Entwickelung  zu  ihrer  positiven  Ausgestaltung  beige- 
tragen (was  also  nur  wir  hineinzulegen  gewohnt  sind)  und  was 
wirklich  in  der  Natur  der  Sache  begründet  ist,  und  darum  unter 
allen  Verhältnissen  seine  Giltigkeit  behaupten  kann.  Nun  fusst 
unsere  moderne  Jurisprudenz  und  unser  heutiges  juristisches 
Denken  auf  zwei  ihrem  Wesen  nach  sehr  verschiedenen  Elementen, 
dem  römischen  und  dem  deutschen  Rechte,  und  wenn  wir  auch 
in  einer  Zeit  leben,  in  welcher  die  wenigstens  auf  dem  Gebiete 
der  gelehrten  Jurisprudenz  zur  Wirklichkeit  gewordene,  von  den 
Vorkämpfern  des  Bomanismus  seinerzeit  als  selbstverständlich 
hingenommene  Alleinherrschaft  des  römischen  Rechtes  auf  vielen 
Gebieten  einer  wesentlich  anderen  Auffassung  gewichen  ist,  so 
ist  doch  unser  heutiges  Rechtsleben  und  die  juristische  Doctrin 
vorwiegend  oder  wenigstens  zum  grossen  Theile  von  seinem 
Ideenkreise  durchdrungen. 

Das  bis  weit  in  unser  Jahrhundert  hinein  noch  viel- 
fach beliebte  Verfahren,  alle  Rechtsgebilde  vom  romanistischen 
Standpunkte  erklären,  die  rechtlichen  Bildungen  eines  be- 
liebigen Culturzustandes  mit  der  Gelehrsamkeit  der  römischen 
Juristen  und  mit  den  Entscheidungen  der  byzantinischen 
Kaiser  begründen  und  begreifen  zu  wollen ,  ist  jetzt 
wenigstens  für  das  Gebiet  germanistischer  Untersuchungen  ffkaz- 
lieh  aufgegeben  worden.  Die  Thatsache,  dass  seit  den  Tagen 
der  Reception  eine  ungeheuere  Menge  geistiger  £[raft  in  dem 
Bestreben  verbraucht  wurde,  die  eigenartigen  Formen  des  deutschen 
Rechtslebens  mit  irgend  einer  der  wenigen  Typen  der  römischen 
Begriffswelt  zu  indentificieren ,  und  dass  diese  Bemühungen  so 
häufig  mit  der  Erkenntnis  enden  mussten,  dem  deutschen  Rechts- 
institute komme  gegenüber  allen  auf  römischem  Boden  zur  Ent- 
stehung gelangten  Rechtsformen  seine  eigene  Individualität  zn> 
und  keine  der  römischen  Rechtsschablonen  könne  unmittelbar 
übertragen  werden,  all  dies  dient  heutzutage  als  Warnung,  nicht 
neuerlich  die  gleiche  Sisyphusarbeit  zu  beginnen. 

Im  directen  Gegensatze  zu  dieser  älteren  Richtung  löst  sich 
die  moderne  germanistische  Rechtschule  möglichst  los  von  dem 
Banne  der  römischen  Begriffswelt  und  ist  von  der  gewiss  vollauf  be- 
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gründeten  Absicht  geleitet,  ungetrübt  und  unbeinflusst  von  fremden 
Rechtsgedanken,  den  wahren  Ideeninhalt  des  eigenen  Rechtes 
klarzulegen.  Ihr  ist  es  darum  zu  thun,  den  reichen  Gedanken- 
schatz zu  heben,  den  das  ältere  heimische  Recht  birgt,  an  Stelle 
römischer  Begriffe,  die  trotz  ihrer  durch  Jahrhunderte  währenden 
Giltigkeit  sich  nie  völlig  einbürgern,  nie  zu  den  unseren  werden 
konnten,  auch  auf  dem  Gebiete  der  gelehrten  und  abstrahieren- 
den Jurisprudenz  den  Producten  des  deutschen  Geisteslebens  zu 
ihrem  Rechte  zu  verhelfen. 

Auch  die  vorliegende  Schrift  will  eine  germanistische  Ab- 
handlung in  diesem  Sinne  sein ;  auch  ihr  Ziel  ist  dahin  gerichtet, 
die  untersuchten  Rechtsinstitute  in  ihrem  wahren  Wesen  zu  er- 
kennen, sie  aus  ihrem  Geiste,  nicht  dem  der  römischen  Juris- 
prudenz zu  erklären;  und  die  Ergebnisse,  mit  welchen  sie  ab- 
schliesst,  dürften  wohl  geeignet  sein,  die  Orginalität  der  hier 
behandelten  rechtlichen  Gebilde  und  ihren  Gegensatz  zu  dem 
römischen  Rechte  im  ganzen,  wie  auch  in  Einzelheiten  klarzu- 
legen. Und  doch  entfernt  sich  die  Untersuchung  auf  dem  Wege, 
der  zu  diesem  Endziele  geführt  hat,  in  mancher  Richtung  von 
dem,  was  nach  dem  oben  Gesagten  erwartet  werden  dürfte;  die 
Behandlung  des  Stoffes  mag  nämlich  wenigstens  äusserlich  be- 
trachtet in  mehrfacher  Beziehung  mehr  romanistisch  erscheinen, 
als  man  mit  den  hier  vertretenen  Principien  für  vereinbar  halten 
dürfte.    Dafür  waren  die  folgenden  Überlegungen  bestimmend. 

Man  mag  über  die  Vortheile  und  Nachtheile  der  Reception 
der  fremden  Rechte  denken,  wie  man  will,  die  Thatsache  ist 
nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen,  dass  durch  Jahrhunderte  die 
JBntwickelung  und  die  fortschreitende  Erkenntnis  des  Rechtes 
unter  dem  Banne  des  Romanismus  gestanden,  unter  seiner  Leitung 
und  in  seinen  Formen  sich  vollzogen  hat  und  so  sehr  man 
auch  zugeben  muss,  dass  in  diesem  Entwickelungsgange  unser 
nationales  Recht  vielfach  Schaden  genommen  hat,  und  mancher 
lebensfrische  Keim,  überwuchert  von  den  mächtiger  anfschliessen- 
den  Trieben  einer  fremden  Saat,  erstickt  wurde:  die  Vortheile 
und  Ergebnisse,  zu  welchen  die  Jurisprudenz  in  diesen  Jahr- 
hunderten gelangt  ist,  sind  doch  ein  Gemeingut  für  uns  alle  ge- 
worden. Die  Frage  ist  müssig,  wie  es  um  die  heutige  Juris- 
prudenz stünde,  wenn  das  römische  Recht  von  Bologna  her  nicht 
die  Welt  erobert  hätte;  aber  nachdem  es  durch  fast  ein  halbes 
Jahrtausend  die  Welt  beherrscht  hat,  fusst  doch  unsere  juris- 
tische Erkenntnis,   auch    die  Erkenntnis    unseres    einheimischen 
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Rechtes  zum  grossen  Theile  auf  der  Schulung,  die  uns  und 
unseren  Vorfahren  das  römische  Recht  gegeben  hat,  und  viel- 
fach sind  wir  zur  richtigen  Erfassung  allgemeiner  juristischer 
Gedanken  an  der  Hand  der  strengen  Formen  seiner  individuell 
entwickelten  Bechtsgrundsätze  gelangt. 

In  allen  Fällen  nun,  in  welchen  die  Bestimmung  solcher 
allgemeiner  juristischer  Begriffe  oder  Unterscheidungen  dank  der 
positiven  Entwickelungsgeschichte  unserer  Jurisprudenz  auf  dem 
Wege  des  Romanismus  gewonnen,  auf  dem  Gebiete  des  römischen 
Rechtes  zu  voller  Klarheit  entwickelt  wurde,  schien  mir  die 
Übertragung  derselben  auch  im  römischen  Gewände  auf  unsere 
deutschen  Rechtsverhältnisse  gerechtfertigt,  sofern  ihnen  nur 
wirklich  allgemeine  Giltigkeit  oder  wenigstens  Anwendbarkdt 
auf  den  concreten,  eben  in  Frage  stehenden  Fall  zukam;  sie 
schien  mir  begründet,  wo  an  den  technischen  Ausdruck  der 
römischen  Rechtssprache  ein  Begriff  von  grösserer  Klarheit  und 
Präcision  geknüpft  ist  als  an  das  entsprechende  deutsche 
Wort.  Denn  mag  auch  für  Gesetzgebung  und  Lehre  das  Be- 
streben dahin  gehen,  das  deutsche  Recht  nicht  nur  materiell, 
sondern  auch  formell  und  sprachlich  auf  seinem  Gebiete  zur 
Geltung  zu  bringen,  so  schien  mir  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen für  die  wissenschaftliche  Discussion  der  Ausdruck  der 
beste,  der  den  gewollten  Begriff  am  unzweideutigsten  und  am 
kürzesten  bezeichnet. 

Aber  nicht  nur  aus  diesen  mehr  äusserlichen  Gründen  hielt 
ich  die  Anlehnung  an  die  römische  IWminologie  und  römisch- 
rechtlichen Begriffe  für  geboten;  auch  innere  Gründe  waren  mir 
dafür  entscheidend. 

Die  von  der  modernen  germanistischen  Schule  gewonnenen 
juristischen  Abstractionen  sind  naturgemäss  von  jener  Einfachheit 
und  Finheitlichkeit  ziemlich  weit  entfernt,  welche  die  römischen 
Begriffe  auszeichnet.  Der  Ginind  dafür  liegt  sicher  nicht  etwa 
in  einer  geringeren  Präcision  der  germanistischen  Jurisprudenz, 
sondern  in  der  grösseren  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  selbst, 
die  sich  frei  und  in  reicher  Ausgestaltung  entwickelt  haben,  ohne 
dabei  durch  positive  Normen  und  formale  Vorschriften  in  be- 
stimmte Geleise  gelenkt  zu  werden.  Bei  der  so  zur  Enstehung 
gelangten  Mannigfaltigkeit  der  rechtlichen  Verhältnisse  selbst  ist 
es  begreiflich,  dass  selbst  unter  den  Vertretern  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  über  manche  ganz  wesentliche  Begriffe  keine 
volle     Einigung    erzielt     wurde ;     und    es     ist    nur    natüriich, 
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da«8  das,  was  auf  dem  eigenen  Boden  nicht  völlig  gesichert  ist 
und  manchen  Angriff  erfahren  muss,  ausserhalb  des  eigenen  Ge- 
bietes oft  überhaupt  keine  Anerkennung  findet.  Entfernt  sich 
nun  die  germanistische  Rechtswissenschaft  gänzlich  von  ihrer, 
vielleicht  feindlichen,  Schwester  und  stellt  sich  ausschliesslich 
auf  ihre  eigenen  Beine,  so  liegt  wohl  nichts  näher,  als  dass  auch 
diet^e  sich  um  sie  nicht  kümmert  und  über  ihre  Ergebnisse  die 
Achsel  zuckt,  weil  sie  häufig  schon  die  Grundlagen  nicht  aner- 
kennt, auf  denen  das  juristische  Gebäude  aufgeführt  wurde.  Und 
es  ist  wohl  nicht  noth wendig,  darauf  zu  verweisen,  dass  dies 
auch  in  unserer  Zeit  nicht  nur  in  vereinzelten  Fällen  geschieht. 
Darum  erschien  mir  eine  Annäherung  an  das  römische  Recht  um 
des  deutschen  Rechtes  willen  nothwendig  und  gerathen,  und  die 
Begründung  mancher  Sätze  in  weiterem  Umfange  geboten,  als 
es  vom  rein  germanistischen  Standpunkt  vielleicht  wünschens- 
werth  erscheinen  mag.  Wenn  wir  vom  römischen  und  modernen 
Rechte  für  die  deutschen  Verhältnisse  soviel  acceptieren,  als, 
ohne  diesen  Gewalt  anzuthun,  möglich  ist,  dann  gewinnen  wir 
eine  Operationsbasis,  die  auch  ausserhalb  unseres  Gebietes  An- 
erkennung finden  muss,  und  wenn  wir  auf  dieser  Grundlage  zu 
Ergebnissen  gelangen,  welche  von  dem  abweichen,  was  der 
Romanismus  nicht  nur  für  sich  behauptet,  sondern  häufig  als  all- 
gemein giltig,  weil  angeblich  logisch  nothwendig  bezeichnet,  so 
kann  man  daran  auch  im  feindlichen  Lager  nicht  mehr  achtungs- 
los vorübergehen.  So  ist  die  Annäherung,  die  hier  versucht 
wurde,  vielleicht  nicht  mehr  als  ein  Waffenstillstand,  zunächst 
abgeschlossen  mit  der  kriegerischen  Absicht,  die  Mittel  und  Wege 
zu  schaffen,  um  den  Feind  danach  mit  seinen  eigenen  Waffen 
um  so  wirksamer  bekämpfen  zu  können,  bis  später  einmal 
ein  wirklicher  Friede  die  heute  bestehenden  Gegensätze  dauernd 
ausgleicht  und  endgiltig  vereint. 

Freilich  birgt  ein  solches  tactisches  Vorgehen  auch  nicht  geringe 
Gefahren  für  die  eigene  Partei.  Namentlich  die  Frage,  wie  viel 
aus  dem  fremden  Gebiete  herüber  genommen  werden  darf,  ohne 
dem  eigenen  zu  schaden,  in  welchem  Umfange  den  Ergebnissen 
der  romanistischen  Jurisprudenz  wirklich  jene  Allgemeinheit 
innewohnt,  die  vorausgesetzt  werden  muss,  wenn  die  Über- 
tragung auf  deutsche  Rechtsgebilde  berechtigt  sein  soll,  ist  oft 
schwer  und  nicht  mit  Sicherheit  zu  beantworten,  und  leicht 
können    Vorurtheile    oder  Meinungen,    die    in   unserer   an   dem 
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positiven  Rechte  gebildeten  Bechtsauffassung  tief  eingewurzelt 
sind,  für  eine  unrichtige  Beantwortung  bestimmend  werden. 

Dass  die  vorliegende  Untersuchung  diesen  Gefahren  nicht 
ganz  entkommen  ist,  unterliegt  mir  keinem  Zweifel;  ich  wäre 
zufrieden,  weün  ihr  Inhalt  trotz  aller  vorhandenen  Mängel  im 
allgemeinen  dafür  Zeugnis  ablegen  würde,  dass  sie  durchgeführt 
wurde  in  dem  Bestreben  nach  einer  möglichst  objectiven  und  vor- 
urtheilsfreien  Erkenntnis  von  Inhalt  und  Wesen  der  hier  be- 
sprochenen rechtlichen  Gebilde. 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  gestattet,  allen  denen,  die  durch 
ihre  freundliche  Unterstützung  an  dem  Zustandekommen  und 
der  Vollendung  dieses  Erstlingsversuches  Theil  haben,  meinen 
besten  und  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen.  In  ihrem  Ent- 
stehen hat  die  vorliegende  Studie  von  vielen  Seiten  in  der  freund- 
lichsten Weise  Anregung  und  Förderung  erfahren;  möge  die 
gleiche  wohlwollende  Gesinnung  auch  der  fertigen  Schrift  in  dem 
ernsten  Augenblicke  zur  Seite  stehen,  da  sie  den  schweren  Schritt 
in  die  Öffentlichkeit  thuti 

Wien,  am  21.  October  1890. 

Sebwind. 
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priyate  Befugnisse:  Zins  (?)  und  die  Eeohiei  die  den  Bauern  von  vollem  Eigen- 
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I  einstimmung  der  Forderung  der  juristischen  Gonstruotion  mit  den  oben 

gewonnenen  Resultaten  (181).  —  Schlussbemerkung:  Die  enge  Verbindung 
von  öffsntlichen  und  privaten  Rechten  als  erklärender  Factor  fär  die  spätere 
Entwiokelung  (181). 
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Der  Gebrauch,  Grund  und  Boden  zum  Zwecke  seiner 
Bestellung  und  Bebauung  an  Nichtbesitzende  leiherechtlich  zu 
überweisen,  lässt  sich  in  den  deutschen  Landen  fast  ebensoweit 
zurückverfolgen,  als  überhaupt  unsere  Kunde  über  deren  ger- 
manische Bevölkerung  zurückreicht.  Erzählt  uns  doch  schon 
Tacitus  in  seiner  Germania  von  unfreien,  denen  wie  den  römischen 
Colonen  gegen  bestimmte  Abgaben  Grundbesitz  sowie  das  Recht, 
einen  selbstständigen  Haushalt  darauf  zu  führen,  eingeräumt 
worden  ist^). 

Die  spätere  Zeit  mit  ihren  wachsenden  und  vielfach  sich 
ändernden  wirthschaftlichen  wie  rechtlichen  Bedürfnissen  hat 
leiherechtliche  Bildungen  in  grosser  Mannigfaltigkeit  erzeugt,  und 
wenn  auch  die  reiche  Ausgestaltung  und  Ausbreitung,  zu  der  das 
Landleiherecht  fernerhin  gelangt  ist,  schliesslich  mit  dem  Auf- 
kommen neuer  Bechtsformen  und  der  Entstehung  eines  beweg- 
licheren Verkehrsrechtes  wieder  bedeutend  in  den  Hintergrund 
gedrängt  wurde,  so  ist  dasselbe  doch  niemals  aus  dem  deutschen 
Bechtsleben  völlig  geschwunden. 

Die  fränkische  und  die  ihr  folgende  Periode  haben  die  für 
die  älteste  Zeit  schon  beglaubigte  leiherechtliche  Überlassung 
von  Grundbesitz  an  Unfreie  und  Leute  mit  geminderter  Freiheit 
beibehalten  und  weiter  gebildet,  daneben  manche  römischrechtliche 


*)  Germ.  c.  25.,  vergl.  v.  Inama-Sternegfg,  Dsatsohe  Wirthsohafta- 
gesohiohte  LH;  Waitz,  Deatsche  Verfassungsgeschiohte  I*.  106. 

V.  Sthwkid,  Bxblcihen.  1 
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Porm,  wie  insbesondere  in  den  Grenzgebieten  den  Colonat  *)  über- 
nommen, ausserdem  aber  in  der  Precarie  und  dem  Beneficiam 
neue  Formen  der  Landleihen  geschaffen,  denen  auch  noch  für 
spätere  Zeit  die  grösste  Bedeutung  zukam.  Ob  und  in  wie  weit 
die  Precarie,  die  ihren  Namen  dem  römischen  Precarium  entlehnt 
und  auch  manche  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes  *)  in 
sich  aufgenommen,  bald  aber  wieder  abgestreift  hat,  ganz  auf 
römischen  Ursprung  zurückzuführen  sei,  ist  eine  Frage,  die  sich 
mit  Bestimmtheit  kaum  wird  lösen  lassen').  Hier  genügt  wohl 
der  Hinweis,  dass  sie  frühzeitig  bei  gar  mannigfaltiger  Aus- 
gestaltung *)  im  Einzelnen  und  in  der  Erfüllung  der  verschiedensten 
wirthschaftlichen  Functionen  jede  Beziehung  auf  das  namens- 
gleiche römische  Rechtainstitut  verloren  hat.  Mit  der  Ver- 
schiedenheit, dass  den  Beliehenen  in  einzelnen  Fällen  eine  Zins- 
pflicht traf,  in  anderen  jede  solche  Verpflichtung  fehlte,  bestanden 
alle  Precarien  in  der  Überlassung  eines  zeitlich  beschränkten, 
gewöhnlich  lebenslänglichen  Nutzungs-  und  Gebrauchsrechtes 
an  einem  bestimmten  Stücke  Landes,  das  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  an  den  Leiheherrn  zurückfallen  sollte.  Nicht  der  juristischen, 
sondern  der  öconomischen  Bedeutung  nach  unterscheidet  die 
heutige  Jurisprudenz*)  drei  Haupttypen,  die  precaria  data, 
bei  welchen  der  Leiheherr  gewöhnlich  als  Lohn  für  geleistete 
Dienste  oder  aus  einem  anderen  Anlass  dem  Precaristen  ein 
Gut  in  der  bezeichneten  Weise  überliess,  ihr  Gegenspiel  die 
precaria  oblata,  welche  sich  aus  einer  Schenkung  des 
fraglichen  Gutes  an  den  Leiheherrn  und  einer  Rückübertragung 
zu  precarischem  Rechte  zusammensetzte,  und  endlich  die  precaria 
remuneratoria,  eine  Verbindung  der  beiden  eben  ge- 
nannten Formen,  in  welcher  die  Gutsschenkung  durch  die 
precarische  Verleihung  desselben  Gutes  und  weiterer,  dem  Leihe- 
herrn gehöriger  Ländereien  ihre  Erwiderung  fand.  ^)    In  diesen 


»)  vergL  Waitz,    V.  G.  11».  1.  241, 

')  BD  z.  R  die  Nothwendigkeit  der  Emeuenmi^  naoh  ö  Jahren,  vergl. 
Waitz  a.  a.  O.,  S.  292. 

«)  vergl.  Waitz,  a.  a.  O.,  S.  294. 

*)  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  S.  275;  13  rann  er,  Deutsche 
Eechtsgeschichte,  I  210. 

^)  zuerst  wenigstens  der  Hauptsache  nach  Albrecht,  Gewere,  S.  195. 

>)  yergl.  Roth-,  ITeudalität  und  Unterthanenverband,  S.  147  ff.; 
Waitz  a.  a.  O.,  S.  293. 
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Formen  waren  die  Precarienverträge  durch  Jahrhunderte  hindurch 
ein  beliebtes  Mittel  zur  Erlangung  eines  leiherechtlichen  Besitzes, 
welcher  die  persönliche  Freiheit  und  Selbstständigkeit  nicht 
schmälerte^)  und,  da  meist  die  Elirche  in  der  Rolle  des  Leihe- 
berm  stand,  gewiss  ein  nicht  unbedeutender  Factor,  der  das  An- 
wachsen des  kirchlichen  Besitzthumes  gefordert  hat.  Mit  der 
Ausbildung  neuer,  demselben  Zwecke  dienlicher  Reohtsformen 
und  der  Veränderung  der  wirthschaftlichen  Grundlagen  in  den 
letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  ist  dann  auch  die  precarische 
Leihe  immer  seltener  geworden  und  ausser  Gebrauch  gekommen. 

Das  beneficium,  anfänglich  von  der  precaria  nicht  bestimmt 
zu  unterscheiden  ^),  hat  später  durch  die  Beziehung  auf  königliche 
Zuwendungen  zu  einem  technischen  Begriffe  sich  entwickelt ')} 
und  hat  in  dieser  Form  und  durch  die  Verbindung  mit  der  Vassal- 
lität^)  die  sachenrechtliohe  Grundlage  für  das  die  privaten  und 
öffentlichen  Rechtsverhältnisse  des  deutschen  Volkes  bis  weit 
hinein  in  die  Neuzeit  beherrschende  Lehenrecht  abgegeben. 
Und  war  auch  die  eigentliche  Domäne  desselben  das  militärische 
oder  staatsrechtliche  Lehen,  so  haben  dieselben  Grundsätze  im 
Laufe  der  Zeiten  auch  Anwendung  und  Übertragung  gefunden 
auf  die  kleinen  und  niederen  Rechtskreise  der  bäuerlichen 
Verhältnisse  •)• 

Daneben  ist  auch  die  Überlassung  von  Grundstücken  g^en 
Zins  an  unfreie  und  Liten  als  niedere  Leiheform  dauernd'  in 
Gebrauch  geblieben*)»  und  diese  sogenannten  Zinsgüter  haben 
in  der  wirthschaftUchen  Betriebsform  jener  Zeiten  eine  wesent- 
liche und  bedeutende  Rolle  gespielt^).  Aus  ihnen  hat  sich 
später,  als  mit  der  Ausbildung  eines  Hofrechtes  die  wenn  auch 
beschränkte  Rechtsfähigkeit  und  Persönlichkeit  der  unfreien  und 


«)  vergl.  Waitz,  a.  a.  0.,  S.  301. 

«)  vergl.  Waitz,  a.  a.  0.,  S.  299  und  VL  82  gegen  Roth  a  a.  O., 
S.  144,  Schröder,  a.  a.  0.,  S.  275,  Branner,  Deatsche  Rechtsgesohichte 
I.  211. 

•)  Roth,  a.  a.  0.,  S.  174  S.    Schröder  a.  a.  0.,  S.  276. 

*)  Siegel,  Deutsche  Rechtsgesohichte,  S.  188,  Schröder,  S.  152  ff.  etc. 

')  vergl.  Lampreoht,  Deutsches  Wirthschaftsleben,  I  2,  S.  901  ff., 
der  urkundliche  Belege  für  unzweifelhaft  bäuerliche  Lehen  erst  ans  verluLlt- 
nismässig  später  Zeit  beibringt;  bei  den  älteren  Citaten  scheint  mir  theils 
der  specifisoh  lehenrechtliche,  theils  der  bäuerliche  Character  zweifelhaft. 

«0  Brunner,  R.-G.  I  209. 

^  V.  Inama-Sternegg,  W.-Q.  I  121  ff. 

1* 
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abhängigen  Bevölkeningsklassen  in  greifbarer  Weise  Anerkennung 
fandy  die  Zinsleihe  nach  Hofrecht  entwickelt,  über  die  uns 
urkundliche  Überlieferungen  mannigfache  Auskunft  geben,  und 
bezüglich  deren  z.  B.  das  Wormser  Statut  des  Bischofs  Burchard 
namentlich  das  Moment  der  Erblichkeit  hervorhebt  und  als  etwas 
Selbstverständliches  voraussetzt  ^). 

Die  Zeit  der  Aechtsbücher,  mit  der  sich  die  vorliegende 
Untersuchung  beschäftigt,  kennt  gleichfalls  Landleihen  der  ver- 
schiedensten Art.  Neben  den  grossen  politischen  Landleihen, 
die  in  dem  sorgsam  ausgebildeten  Lehenrechte  ihre  rechtliche 
Regelung  fanden  und  weit  über  das  Gebiet  des  Privatrechtee 
hinaus  sich  zur  Grundlage  des  gesammten  öffentlichen  Rechtes 
erhoben,  war  die  precarische  Leihe  allmählich  immer  mehr  in 
den  Hintergrund  getreten.  Dagegen  hat  für  das  Gebiet  der 
bäuerlichen  und  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse,  die  uns  hier 
besonders  beschäftigen  werden,  die  Leihe  gegen  Zins  mit  bald 
schroffer,  bald  minder  entschiedener  Betonung  einer  persönlichen 
Abhängigkeit  des  Beliehenen,  bald  wieder  ohne  jeden  Hinweis 
auf  solche  persönliche  Beziehungen  in  jener  Zeit  weitverbreitete 
Anwendung  geftinden.  Und  es  lassen  sich  wohl  namentlich  aus 
späterer  Zeit  auch  Spuren  nachweisen,  dass  auch  lehenrechtliche 
Bildungen  auf  das  Leiherecht  dieser  unteren  Volksklassen  über- 
tragen wurden  *), 

Die  Rechtsbücher  selbst,  die  mit  mehr  oder  weniger  Aus- 
führlichkeit über  solche  zinsbare  und  vererbliche  Landleihen  unter 
verschiedenem  Namen  handeln,  lassen  die  Mannigfaltigkeit  der 
Anwendung  und  der  Ausgestaltung  des  Rechtes  der  Snsgüter 
deutlich  erkennen  und  legen  die  Vermuthung  nahe,  dass  es  sich 
dabei  um  Rechtsinstitute  handle,  die  nicht  zu  vollendeter  Ent- 
wickelung  und  Abgeklärtheit  gelangt  waren,  sondern  noch  in 
einem  Werde-  und  Gährungsprozesse  sich  befanden. 

So  enthält,  um  nur  das  Prägnanteste  hervorzuheben,  schon 
der  Sachsenspiegel  an  mehreren  Orten  Bestimmungen  über  Zins- 
güter und  ihr  Recht,  und  wenn  auch  die  Einzelangaben  sich 
nicht  zu  einem  vollkommenen  Systeme  zusammenschliessen,  so 


■)  vergl.  z.  B,  o.  2,  3,  4,  6  u.  a. 

•)  vergl.  z.  B.  Lamprecht,  a  a.  0.  1.  2,  S.  900  ff. 
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läast  sich  doch  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  erkennen,  dass  er 
zwei  Kategorien,  nämlich  die  gewöhnlichen  Zinsgüter  und  die 
Erbzinsgüter  unterscheidet  *). 

Beiden  Arten  gemeinsam  sind  zunächst  die  Bestimmungen 
des  Art.  54  des  ersten  Buches  *),  der  neben  anderen  zum  Theil 
processualen  Aegelungen  ^)  die  unter  dem  Namen  Rutscherzins 
bekannte  strenge  Strafe  für  Zinssäumnis  festsetzt,  wonach  der 
nicht  rechtzeitig  bezahlte  Zins  nach  erfolgter  Mahnung  von  Tag 
zu  Tag  sich  verdoppeln  soll  ^).  Von  Interesse  ist  auch  das 
privilegirte  Pfandrecht,  welches  dem  Zinsherrn  für  seine  Zins- 
forderung am  Gute  zusteht  ^).  Speciell  der  Zeitleihe  gelten  vor- 
nehmlich die  Normen  über  die  Kündigungsfristen  für  Leiheherrn 
und  Beliehenen  *)  und  die  Regelung  der  Rechte  und  Pflichten 
des  Erben  des  Verpächters,  der  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  stirbt^). 
Vorwiegend  hierher  gehört  auch,  wenigstens  der  practischen 
Anwendung  nach,  die  Bestimmung  über  die  Frage,  welche  mit 
dem  Grund   und  Boden  in  Verbindung  gebrachte  Baulichkeiten 


*)  vergl.  I  Art.  Ö4  §  5.  Nen  tinaman  ne  mut  ok  stengrave  noch  lern- 
grave  graven  ane  sines  herren  orlof  ....  uppe  sime  tinsgude,  it  ne  si  sin 
erve  tinsgut;  U  Art.  59  §  i.  tins  man,  ...  die  to'me  gade  nicht  geboren  is. 

^  Die  Glosse  bezieht  es  auf  Zinsleute,  die  zu  den  Gütern  allzeit  gehören. 

^)  §  3.  Beweisregeln  für  Streitigkeiten  über  die  Zinszahlung. 

*)  §  3.  Sve  sinen  tins  to  rechten  tagen  nicht  ne  gift,  tvigelde  sal  he 
in  geven  des  anderen  dages,  unde  alle  dage  also,  de  wile  he  ine  under  ime 
hevet,  deste  ime  die  herre  mit  rechten  ordelen  volge,  unde  ime  to  sineme 
huse  esche;  wende  man  n'is  nicht  pHehtich  sinen  tins  buten  sin  hus  to  gevene. 

')  §  4.  Die  Herre  mut  wol  panden  uppe  sine  gute  umme  sin  geld,  dat 
man  ime  von  sime  gude  gelovet  hebbet,  ane  sines  richteres  orlof.  vergl. 
dazu  1,  53,  §  3. 

*)  U,  59  §  1.  Wel  en  herre  wisen  sinen  tinsman  von  sinem  gude  die 
to'me  gude  nicht  geborn  is,  dat  sal  he  ime  kündegen  to  lichtmissen.  Dit 
selve  sal  die  man  dun,  of  he^t  land  laten  wel. 

^)  m,  77  §  1.  Dut  en  man  sin  laut  beseiet  ut  to  tinse  oder  to  plege 
to  besceidenen  jaren,  dat  man^t  ime  weder  beseiet  late;  to  svelker  tiet  he 
binnen  den  jaren  stirft,  man  sal't  den  erven  beseiet  weder  laten,  wende  he 
is  in  nicht  lenger  geweren  ne  mochte»  wen  die  wilo  dat  he  levede.  ($  2.  Die 
erven  solen  ok  von  der  sat  sogedanen  tins  oder  plege  geven  jeneme,  an  den 
it  gut  geboret,  als  man  jeneme  solde,  die  it  ut  dede;  wende  it  sines  selves 
pluch  nicht  ne  beging  do  he  starf. 
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und  Pertinenzen  der  scheidende  Zinsmann  mit  sich  von  dem 
Gute  fuhren  und  welche  er  gegen  Ersatz  des  Werthes  auf  dem 
Gute  lassen  müsse  ^). 

Bezüglich  der  Erbzinsgüter  stellt  zunächst  Art.  21  des 
zweiten  Buches  im  allgemeinen  den  Grundsatz  auf,  dass  im 
Erbgang  das  Grundstück  und  die  darauf  errichteten  Gebäude 
gleichmässig  und  ungetheilt  an  die  'erven  uppe  tinsgude*  gelangen 
sollen*).  Einer  besonderen  Art  von  Erbzinsgütern  gedenkt  end- 
lich noch  der  Art.  79  des  dritten  Buches,  nämlich  der  Bauerngüter 
in  neu  gegründeten  Dörfern.  Solchen  Colonistenbauern  soll  der 
Dorfherr  Erbzinsrecht  gewähren  können,  wenn  sie  auch  nicht 
zu  dem  Gute  geboren  sind'). 

Auch  sonst  enthält  der  Sachsenspiegel  in  beiden  Theilen  *) 
manchen  Hinweis  auf  Zinsgüter  und  Zinsleute,  und  wenn  wir, 
wie  schon  eingangs  bemerkt,  aus  diesen  einzelnen  abgerisaenen 
Bestimmungen   vielleicht   noch    keinen    vollen   Einblick   in    das 


')  II,  53.  Svat  die  man  buvet  uppe  vremedem  gade,  dar  he  tins  af  gevet, 
dat  mut  he  wol  afbreken,  of  he  dannen  veret,  unde  sin  erve  na  sime  dode, 
ane  den  tun  vore  unde  hindene  unde  dat  hus  unde  den  mes;  dat  aal  die 
herre  losen  na  der  bare  köre.  Ne  dat  he's  nicht,  he  vort  dat  ene  mit  dem 
anderen  weoh. 

')  Die  tinsman,  sve  he  si,  die  erft  sin  geba  uppe  sinen  erven  uppe  tins- 
gude,  it  ne  si  en  man  von  ridderes  art,  die't  sime  wive  to  morgen  gave 
hebbe  gegeven.  Die  entgegengesetzte  Erklärung  die  Schilter,  Praxis  juris 
romani  in  foro  germanioo  Frankfurt  1783,  Ezeroitatio  ad  Pandektas  XLV 
§  85  u.  36  und  mit  ihm  andere  annehmen,  erscheint  mir  mit  Bücksicht  auf 
den  Zusammenhang  mit  den  §§  2,  3  und  4  des  gleichen  Artikels,  in  welchen 
analoge  Fälle  in  der  im  Texte  angegebenen  Weise  behandelt  werden  und  die 
WortÜMSung  keinen  Zweifel  aufkommen  lässt,  dass  in  allen  vier  §§  Gleich- 
artiges gesagt  sein  will,  unmöglich.  Die  Bedenken,  die  man  aus  der  Qlosse: 
„Hie  beginnet  er  zu  setzen,  das  das  Gebew  sol  bleiben  bei  der  stadt;  das  sagt  er 
darumb,  das  alle  Dorfgew  erbe  sind.  Darumb  erbet  er's  auf  seine  erben,  er 
sey  wer  er  sey,  das  ist,  er  gehör  zu  dem  zinsgut  oder  nicht**  vielleicht  er- 
hoben werden  könnten,  verschwinden  und  finden  ihre  Erklärung  aus  der 
Glosse  zu  n  59,  welche  besagt,  dass  in  der  liark  die  Bauern,  obwohl  sie 
nicht  zum  Gute  geboren  sind  „Erb  am  Zinsgut**  haben,  „und  mögen 
es  lassen  wem  sie  wollen**.  Dieses  Recht  steht  sonst  nur  den  zum  Zinsgute 
Geborenen  zu. 

')  §  1.  Svar  gebure  en  nie  dorp  besettet  von  wilder  wortelen,  den 
mach  des  dorpes  herre  wol  geven  ervetinsrecht  an  demo  gude,  al  ne  sin  sie 
to  deme  gude  nicht  geboren. 

*)  vergl.  z.  B.  Landrecht  III  76  §  3  Lehenrecht  Art.  60,  63,  73. 
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Zinsgüterrecht  jener  Zeit  gewinnen  können,  so  können  wir  doch 
aus  all  den  EinEelheiten  entnehmen,  wie  geläufig  ein  solches 
Güterleiherecht  der  damaligen  2jeit  und  speciell  auch  dem  Land- 
rechte gewesen  ist,  wenn  für  den  Verfasser  des  sächsischen 
Rechtsbaches  so  oft  Veranlassung  war,  auf  diese  Fragen  zurück- 
zukommen ^  des  Hofrechtes  ganz  zu  geschweigen,  dessen  Mannig> 
faltigkeit  im  Einzelnen,  wie  Eike  von  Kepgow  angibt,  ihn  von 
der  Schilderung  desselben  gänzlich  abhielt^). 

Die  im  unmittelbaren  Anschluss  an  den  Sachsenspiegel  ent- 
standenen Bechtsbücher,  wie  namentlich  der  Spiegel  deutscher 
Leute^)  und  der  sogenannte  Schwabenspiegel '),  stehen  in  ihren 
Bestimmungen  über  das  Hecht  an  Zinsgütern  fast  völlig  auf  dem 
gleichen  Standpunkte  wie  ihre  Vorlage.  Es  sei  hier  nur  der 
näheren  Ausführung  gedacht,  welche  das  Recht  des  „Butscher- 
zinses'^  schon  im  Spiegel  deutscher  Leute  *)  dahin  gefunden  hat, 
dass  dem  Zinsgläubiger,  sobald  die  Zinsschuld  durch  ihr  straf- 
weises  Anwachsen  den  Wert  des  Zinsgutes  erreicht  hatte,  die 
Befugnis  zugesprochen  wird,  das  Gut  unter  Mitwirkung  des  Ge- 
richtes sich  anzueignen,  sich  desselben  zu  „unterwinden^^ 

Mehr  Interesse  bieten  die  Angaben,  welche  der  Glosse  zum 
Sachsenspiegel  über  unsere  Frage  zu  entnehmen  sind,  wenn  auch 
ihre  Ausführungen  für  die  Beurtheilung  des  ursprünglichen 
Characters  der  Bechtsinstitute  insofeme  mit  etwas  Vorsicht 
aufgenommen  werden   müssen,   als  in  ihr   die  jener  Zeit   eigene 


')  Ssp.  Lehenreoht  Art.  63  §  1  Svelk.  gut  deme  manne  ane  m^nschap 
gelegen  wert,  dat  ne  het  nen  recht  len,  also  dat  gut  dat  die  herre  sime 
dienst'manne  liet  ane  manscap  to  hov  er  echte,  dar  sol  he  hoverechtes 
af  plegen  nnde  nicht  len  rechtes.  14  a  hoverecht  sal  jewelk  dienstmanu  ge- 
boren drdsxte  sin  oder  schenke  oder  marscalk  oder  kemerere.  §  2.  Durch 
die  mannichvalde  tveunge  irs  rechtes  so  ne  spreche  ik  von  inne  rechte 
nicht  vorhat,  wen  neder  jewelke  me  bischope  ande  abbede  unde  ebbedischen 
seget  in  die  dienstmanne  sünderlik  recht  to.    Ähnlich  Landrecht  HI  42  §  2. 

«)  vergL  Landrecht  Art.  75,  122,  123,  158,  174,  345,  Lehenrecht  169,  170, 
171,  175,  263,  264  u.  a. 

»)  vergl.  Art.  83,  84,  149,  150,  155,  187,  217,  u.  a.  (Lassberg). 

*)  Art.  75  Swer  zins  von  gut  sol  geben,  niht  von  fahrendem  gute,  der 
8ol  in  geben  auf  den  tag,  als  im  geschaiden  wirt,  so  man  im  das  gut  leihet, 
und  geit  er  im  den  zins  des  Tages  niht,  er  sol  in  geben  zwivaltig  des  anderen 
tages,  und  alle  tage  als  vil,  die  weil  er  den  Zins  inne  hat;  und  als  des 
Zinses  als  vil  wirt,  als  das  gut  werde  ist,  so  sol  der  herre  sich  des  gutes 
unterwinden  mit  des  riohters  poten.  Ebenso  Schwabenspiegel  (Lassberg) 
Art.  84,  (Gengier  69). 


Digitized  by  V^OOQIC 


8 

romanisirende  Tendenz  sUäberall  zum  Ausdrucke  gekommen  ist, 
die  in  dem  Bestreben^  die  überkommenen  Bechtsverhältoisse 
in  eine  der  wenigen  römischen  Kategorien  einzuzwängen,  nicht 
selten  eine  Trübung  von  deren  ursprünglichem  Gehalte  bewirkt 
hat  Speciell  über  die  verschiedenen  Arten  der  Zinsgüter 
finden  sich  in  der  Glosse  mehrere,  nicht  in  allem  völlig  über- 
einstimmende Angaben ;  so  erläutert  sie  zu  Art  76  des  3.  Buches: 
'zinsgut  ist  auch  zweierlei,  das  ist,  es  kömpt  auch  den  leuten 
zweierlei  weise  zu.  Entweder  wird  einem  von  erbe  oder  von 
gab.  Den  es  von  erbe  wird,  die  sollen  darzu  gebom  sein  und 
die  mag  man  von  dem  gut  nicht  geweisen  .  .  .  .  ^)  zum  andern 
mal,  so  wirt  es  in,  so  man  es  in  mit  zinsrecht  gibf ).  Hiezu 
bestimmt  dann  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  märkisch -baner- 
liehen  Verhältnisse  die  Glosse  zu  Art  79,  nachdem  sie  den 
Gegensatz  von  Zinsgut,  Eigen,  Erbe  und  Lehen  betont  hat:  'Nu 
merk  hie  auch  das  zinsgut  ist  zweierley.  Das  ein  ist,  das  man 
nicht  verkeufFen  mag,  das  haben  die  Lassen,  die  sind  darzu  ge- 
boren .  .  .  Diese  sind  schier  als  vil  als  eigen  .  .  .  Diese  heiasen 
pfleghaften.  Die  anderen  die  zinsgut  haben,  das  sind  alle  Gebawer, 
die  erben  das  gut,  das  über  iren  zins  ist,  auf  iren  nechsten 
und  verkeufFen  es  wem  si  wollen,  also  das  si  es  iren  Herren  von 
ersten  zu  kauffe  anbieten.  Das  si  an  dem  gut  haben,  das  heisst 
die  besserung,  davon  sich  das  gut  von  irer  arbeit  gebessert  hat 
und  diese  heissen  Landtsessen,  das  ist  arbeitend  gebawern  .  .  / 
Mit  diesen  Festsetzungen  in  üebereinstimmung  stehen  die  Er- 
klärungen am  Ende  der  Besprechung  des  Art.  59  des  2.  Buches  *). 
Ist  hier  schon  das  persönliche  (Standes-)  Verhältnis  berührt,  so 
gibt  die  Frage,  ob  Rittersleute  Pachtgüter  besitzen  sollen,  —  eine 
Möglichkeit,  die  an  einer  Stelle  des  Sachsenspiegels  vorausgesetzt 
wird*),  —  dem  Glossator  Veranlassung,  den  statusrechtlichen  Bin- 
fluss  der  Beleihung  zu  besprechen  und  auch  mit  Bücksicht  auf  dieses 
Moment  eine  Scheidung  der  Zinsgüter  in  zwei  Arten  anzugeben. 


^)  Hinweis  auf  Art.  21  des  2.  Baches  und  romftnistische  Belege. 

')  Hinweis  auf  Art.  79  des  3.  Baches  and  romanistische  Belege. 

*)  Hie  wisse,  dass  man  zu  dem  gut  nit  geboren  wird ,  daran  scheidet 
Sachsen-Recht  und  Markes-Eecht.  Denn  wer  in  Sachsen-Recht  su  Zinsgut 
geboren  ist,  der  heisst  ein  Lass,  der  mag  sich  des  gutes  nicht  (on  des  herren 

willen)  verzeihen Mit  uns  aber  (das  ist,  in  der  Mark)  haben  die 

gebawer  Erb  an  Zinsgut  .  .  .  und  mügen  es  lassen,  wem  si  wollen. 

*)  IL  Art.  21  §  1,  (2). 
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Im  Ganzen  hält  die  Glosse  daran  fest,  dass  die  Uebernahme 
eines  Pachtgutes  mit  der  !Eütterbürtigkeit  nicht  vereinbar  sei  ^)f 
doch  fuhrt  sie  anderwärts  *)  aus:  'zinsgut  ist  zweierley.  Etlich 
gut  hat  auff  im  zins,  denselben  hat  der  Besitzer  viUeicht  zu 
lehen,  den  mügen  die  Kitter  wol  haben  ....  Das  ander  zins- 
gut, da  man  einem  andern  zins  von  gibt,  das  sollen  von  Aecht 
die  Bitter  nicht  haben'.  Eis  ist  vielleicht  nicht  unbegründet,  hinter 
diesem  Bestreben  des  Glossators,  einen  Ausweg  g^enüber  dem 
strengen  Bechte  zu  suchen,  und  hinter  seinen  Worten,  die  Bitter 
sollen  von  Bechts wegen  solche  Zinsgüter  nicht  besitzen,  zu  ver- 
muthen,  dass  er  Ausnahmen  von  der  alten  Begel  im  Leben  seiner 
Zeit  thatsächlich  begegnet  sei  und  dafür  eine  juristische 
Erklärung  habe  finden  und  angeben  wollen. 

Ahnliche,  zum  Theile  freilich  auch  abweichende  *)  Bestim- 
mungen, wie  sie  die  Spiegel  enthalten,  finden  sich  mit  mehr  oder 
weniger  Ausführlichkeit  in  allen  Bechtsbüchern  jener  Zeit. 

Vielleicht  der  reichhaltigste  und  detaillierteste  Bericht  über 
erbliche  Zinsleihen,  welcher  in  den  Bechtsbüchern  des  Mittel- 
alters Aufnahme  gefunden,  liegt  uns  aber  in  dem  Wiener  Stadt- 
rechts- oder  Weichbildbuche  vor,  u.  zw.  sind  es  zwei  scharf  aus- 
geprägte Grundtypen,  die  darin  ihre  Begelung  finden,  das  Berg- 
recht (perchtrecht)  als  die  Erbleihe,  welche  an  Weinbergen  ge- 
bräuchlich war  und  im  Anschlüsse  an  die  Weinbergverfassung  sich 
entwickelt  hatte,  und  dem  gegenüber  das  Burgrecht  (purkrecht) 
als  die  Erbleihe  des  städtischen  Bechtes. 

Was  zunächst  das  Erstere  anlangt,  so  lassen  die  sorgfiiltigen 
und  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  Pflicht  zur  Bebauung  des 


>)  vergl.  Glosse  zu  U.  59.  Wer  auff  gemietem  gut  sitst,  der  sol  niöht 
•ein  von  Eitters  art,  denn  er  verleurt  sein  ritterschaft  damit;  denn 
er  nimmt  den  za  einem  herm,  der  es  im  thut.  Und  das  sagt  dieser  artikel 
hie,  da  er  sagt:  Wil  ein  Herr  seinen  Zinsmann  etc.;  als  ob  er  Sprech:  der 
die  Zinsgüter  nimpt,  der  wird  jenes  zinsman,  und  der,  des  das  gut  ist,  der 
wird  sein  herr.  Hie  wisse,  dass  dieser  ist  schnöder,  denn  ob  er  sein  Lehen- 
mann were.  Denn  umb  Lehen  fürt  er  die  wapen  und  bleibt  bei  Ritterschaft. 
Und  um  Zinsgut  verzeihet  er  sich  der  Ritterschaft  und  wirt  ein  gebawer. 

*)  SU  Art  31  des  11.  Buches. 

*)  vergl.  insb.  das  Kaiserrecht,  das  z.  B.  besonders  strenge  Bestimmung 
für  die  mora  bei  Zinszahlungen  und  sonst  verschiedene  Hodification  enthält, 
vergl.  (Ausgabe  von  Endemann)  cap.  99, 101, 111,  112,  118.  Bemerkenswerth 
ist  anoh  die  Soheidung  von  Gütern  in  ,eygen  gut'  und  ,gut  da  man  zu  dinge 
von  gen  muz.' 
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Weingartens  '),  sowie  zum  Besuche  des  fiergtaidings  *)  und  über 
das  Verfahren  auf  demselben  '),  endlich  über  die  Ausschliesslich- 
keit seiner  Competenz  *)  in  allen  Bergrechtsangelegenheiten  an 
der  streng  genossenschaftlichen  Vereinigung  der  Weinbergbeaitzer 
keinen  Zweifel  aufkommen.  Dnd  ebenso  sprechen  die  stricten 
Festsetzungen  über  die  Zehentleistungen  ^),  die  bezüglichen  Ver- 
pflichtungen und  Rechte  der  Weinbauern  einerseits  und  des 
Bergmeisters  undZehentners  andererseits,  desgleichen  die  Begelang 
der  Rechte  und  Privilegien  des  Weinhüters  ')  u.  a.  m.  für  die  Ein- 


*)  Wiener  S tadtrechtabuch  (Ausgabe  von  Schuster)  Art.  1 28.  'Wer ain 
Weingarten  hat,  und  laet  den  liegen  ungepaut  iar  und  tag,  also  das  er  in  nit 
begreifet  mit  messer  noch  mit  hauen,  und  auoh  dem  perkmaister  sein  perk- 
recht  als  lang  auch  nicht  gegeben  hatS  so  sollen  drei  Taidinge  abgewartet 
werden,  'also  das  er  zu  dem  dritten  mal  oder  eetaiding  nicht  für  chumbt, 
so  sol  man  denselben  Weingarten  zu  reis  sagen,  und  sol  in  der  pergmeister 

ziechen  in  sein  gewalt  lediglich Wer  also  ein  perkrecht  verderben 

wolt,  des  sol  der  pergmaister  noch  die  perggenossen  nicht  gestatten.  Wer 
aber  von  rechter  armuet  sein  pergrecht  lies  liegen,  .  .  .  ungepanen,  da 
gehört  gnad  über,  oder  in  hais  es  der  pergmeister  verkaufen.' 

*)  Art  111.  Wer  perchtrecht  hat  der  sol  suechen  die  taiding  die  der- 
selb  percht  mit  altem  recht  hat  herpracht,  in  dem  das  recht  leit,  und  schol 
da  geben  sein  vogtphennig  oder  recht  .... 

«)  Art.  112  und  116. 

*)  Art.  112.  Allen  perchtrecht  habent  das  recht,  daz  man  seu  nindert 
verantwurten  schol,  denn  in  rechtem  perohtaiding.  Wer  darüber  ansprachiges 
perchtrecht  hat,  der  schol  daz  nindert  verantwurten,  denn  in  rechtem  taiding 
als  nu  perohrechtes  recht  ist. 

^)  Art.  114.  Wer  sein  zechent  ze  rechter  Zeit  nicht  geit,  dem  verpeut 
man  sein  pau  wol  mit  recht,  untz  daz  er  aller  ding  abdingt  mit  phenning 
oder  mit  wein.  Es  schol  auch  chain  zechen tner  niemant  höcher  treiwen, 
denn,  waz  er  pei  seinen  trenn  geit.  Wil  der  zechentner  mer,  denn  er  ze 
recht  schol,  so  schol  der  ander  waig^rn  für  gerioht  und  schol  daz  bewaren 
mit  seinen  treun,  ob  er  es  nicht  gelauben  wil,  as  er  all  sein  wein  recht  ver- 
zechet habe  und  sei  damit  ledig  .  .  ,  .  Peut  man  dor  über  ein  zechentner 
oder  ein  pergmaister  an  allen  seinen  zechent  oder  perchrecht,  daz  sohol  er 
nemen  mit  rechten  mazz,  die  gemeroht  ist  mit  dem  manch,  der  ham  vor  saad 
Michel  ....  Ist  awer  daz  ein  zechentner  sein  zechent  let  sten  in  einer 
prezz,  darnach,  und  man  in  ze  rechter  Zeit  anpeut,  es  sei  vor  lazheit  oder 
vor  andern  vergezzundcn  dingen,  so  schol  der  perchtgenazze  denselben  zechent 
giezzen  in  ein  raines  vas  und  schol  in  schon  dechen  und  lazz  in  dar  inne 
sten,  als  lang  unz  in  der  zechenter  nem.  Chumt  er  darnach  nicht,  waz  dem 
wein  dann  geschiecht,  daz  mues  der  zechenter  der  schaden  haben. 

*)  Art.  111  Wenn  der  Weinhüter  um  seinen  Lohn  klagen  mnss  und 
ihn  erst  daraufhin  erlangt,  so  soll  er  den  doppelten  Betrag,  und  der  Biohter 
oder  JBergmeister  72  Pfennig  Gewette  erhalten. 


Digitized  by  V^OOQIC 


11 

heitlichkeit  der  Ordnung,  zu  welcher  die  bergrechtlichen  Ange- 
legenheiten in  der  Zeit  der  Entstehung  des  Stadtrechtsbuches 
bereits  gelangt  waren. 

Bezüglich  der  eigentlich  leihereohtlichen  Fragen,  die  es  ebenso 
einheitlich  löst,  setzt  das  Stadtrechtsbuch  voraus,  dass  der  Grund 
und  Boden  von  einem  Bergherrn  ^)  gegen  Zins  an  die  eigent- 
lichen Weinbauern  überlassen  ist,  denen  daran  ein  unzweifelhaft 
vererbliches  Recht  zusteht  Das  Recht  der  Veräusserung  *)  ist 
abhängig  gemacht  von  des  Bergmeisters  Wissen  und  Mitwirkung, 
indem  jede  auf  andere  Weise  durchgeführte  Veräusserung  oder 
Verpfandung  mit  Ausnahme  der  unentgeltlichen  ")  Zuwendungen 
(zue  ateur  oder  sunst  ze  lieb)  an  die  Descendenz  des  Besitzers 
ohne  die  Intervention  des  Bergmeisters  wirkungslos  sein  soll  *).  Die 
Zinsang,  die  für  gewöhnlich  als  Naturalabgabe  gedacht  ist,  und 
für  die  gleichfalls  der  Name  perchtrecht  gebraucht  wird,  soll  zu 
rechter  Zeit  als  Most  abgeliefert  werden  ^)  oder,  wenn  dies  ver- 
säumt wird,  zu  St.  Martin  'aus  dem  vazzeS  Bleibt  sie  auch 
hier  aus,  so  soll  sie  der  Bauer  am  nächsten  Taiding  'mit  zwispilt 
geben  und  furbas  immer  zwispil  von  ainem  perchtaiding 
untz  auf  das  ander,  als  lang,  untz  daz  der  weingart  nicht 
theurer  sei^  Dann  sollen  vier  Berggenoesen  den  Weingarten 
schätzen  und,  wenn  dessen  Werth  durch  die  2iinsschuld 
schon  übertroffen  wird,  'so  ziech  (der  Bergmeister)  den  Wein- 
garten in  sein  gewalt,  und  behalt  in  nach  Satzung  untz  auf 
das  nächst  taiding^  Bis  dahin  mag  er  immer  'ob  er  welle,  wan 
das  stet  in  seinen  genaden'  dem  säumigen  Zinsmann  den  Wein- 
garten wieder  einräumen,  danach  aber  soll  er  lediglich  nach 
seinem  Vortheil  darüber  verfügen.  Ein  ähnliches  Verfahren 
sollte  gelten,  wenn  das  „Bergrecht"  in  einen  Geldzins  umge- 
wandelt wurde,  und  zwar  sollte,  wenn  nicht  gelegentlich  dieser  Um- 
wandlung anderes  bestimmt  wurde,  auch  diese  die  Naturalabgabe 

«)  Art.  HS,  116. 

*)  Art.  116  a.  120,  8.  anten  S.  18,  Anm.  2. 

*)  Art.  116.  £8  mag  auch  ein  vater  oder  ein  maeter  ohainem  irem 
chind  einen  Weingarten  versetzen  oder  verchaofen  an  des  pergmaisters  wizzen, 
daz  es  ioht  kraft  mag  gehaben,  awer  nmb  sanst  ....  mag  ein  vater  oder 
ein  moeter  seinem  chind  gar  wol  geben  purchtrecht  oder  perohtreoht  an 
ir  paider  wizzen  porohtherren  und  percbtherren. 

*)  Art.  116.  Wer  sein  perchtrecht  verchaufen  wil,  der  sohol  daz  tuen 
mit  seines  perigmaister  wizzen,  und  auch  mit  seiner  hant,  oder  es  hat  ohain 
ohrafU 

»)  Art.  113, 
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ersetzende  Geidschald  von  Taiding  zu  Taiding,  nicht  aber  etwa 
wie  der  Bntscherzins  des  Sachsen-  und  Schwabenspiegels  ^)  von 
Tag  zu  Tag  sich  verdoppeln. 

Diesem  regelrechten  Verfahren  gegenüber  wurde  die  her- 
gebrachte Gewohnheit  des  Bergherm,  den  säumigen  Weinfaerg- 
besitzer  in  der  Bebauung  seines  Grundes  zu  hindern,  als  anrecht 
verworfen.  Und  auch  noch  in  anderer  Beziehung  wurde  das 
Becht  und  Interesse  des  abgabepflichtigen  Weinbauern  sicher 
gestellt:  die  mora  accipiendi  des  Bergherm  sollte  ihm,  wenn  er 
nur  gewisse  Cautelen  beobachtete,  keinen  Nachtheil  bringen  *). 

Nur  nebenbei  sei  hier  bemerkt,  dass  diese  bergrechtliche 
Leihe,  wie  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  das  ältere  österreichische 
Urkundenmaterial  klar  stellt,  schon  mehr  als  ein  Jahrhundert 
vor  der  Entstehung  des  Bechtsbuches  als  ein  gebräuchliches,  wenn 
auch  damals  vielleicht  nicht  so  entwickeltes  Bechtsinstitut  nach- 
weisbar ist '). 

Ebenso  klar  und  rechtlich  nur  noch  vollkommener  durch- 
gebildet sind  die  Bestimmungen  des  gleichen  Bechtsbuches  über 
die  städtische  Erbleihe,  das  jus  civile  oder  Burgrecht  ^),  das  trotz 
seines  auf  das  städtische  Becht  verweisenden  Namens  freilich  auch 
ausserhalb  des  Weichbildes  vielfach  Anwendung  fand  ^). 

Daraufhin  weist  schon  die  Definition  des  Art.  119:  (purkrecht) 
sind  heuser,  tischstet,  fleischpenk,  protpenk,    hofstet,   und   was 


0  vergl.  oben  S.  5  Anm.  4  und  S.  7  Anm.  4. 

')  Art  113.  Ist  awer,  daz  ein  man  seinem  perohtherren  anpentet  sein 
perchirecht  zue  rechter  zeit,  nnd  let  es  der  pergmaister  vor  lazheit  domach 
do  sten,  als  lang  daz  das  perkrecht  dann  ze  leid  wirt  nnd  wil  den  percht- 
genazzen  darnach  nicht  ansprechen  umb  dasselb  perchtrecht,  mag  der  perg- 
genazze  daz  pringen  mit  zwain  erbem  mannen,  daz  er  ins  ze  rechter  zeit  hab 
angepoten,  und  es  damber  hat  lazzen  sten,  was  dem  perkrecht  dann  geschechen 
ist,  do  ist  der  perchtgenazz  unschuldig  an,  und  mues  der  pergmaister  den 
schaden  haben. 

*)  vergl.  z.  ß.  Zahn,  Steirisches  U.  B.  I  c.  1145,  229;  1160,  8Sl;  1165, 
489  ad  montis  iusticiam,  id  est,  ut  de  singulis  vineis  una  nma  vini  .  .  . 
aonnatim  persolvatnr  u.  viele  andere. 

^)  vergl.  darüber  insbes.  Fr.  von  Hess  in  den  Sitzungsberichten  dar 
Wiener  k.  Academie  1853,  11.  Bd.,  S.  761  ff.  und  Bruder,  Finanzpolitik 
Hcraog  Rudolf  IV.  p.  15  ff. 

*)  vergl.  die  Bestimmungen  über  richterliche  Competenz  in  Art.  119, 
die  ausdrücklich  von  dem  'purkrecht  draussen  in  dem  gen'  sprechen,  ausser- 
dem die  zahlreichen  ländlichen  Burgrechtsurkunden  z.  B.  in  fiauswirth'i 
Urkundenbuch  der  Benediotinerabtei  unserer  lieben  Frau  zu  den  Schotten 
(fontes  rerum  Austriacarum  U.  18). 
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darza  gebort,  darnach  mülen,  paumgarten  und  werd,  wiamad, 
ecker,  krautgarten,  und  mairkof,  und  phenning  gelt,  wo  das  leit 
auf  der  erb  ainem,  wonach  als  Object  des  Burgrechtes  unzweifel- 
haft neben  stadtischen  liegendem  Gut  auch  nicht  städtische 
Grundstücke^  ja  man  darf  wohl  sagen,  jede  Art  von  Immobilien 
mit  Ausnahme  der  dem  Bergrechte  unterworfenen  Weingärten 
aufgezählt  wurden.  Dass  neben  diesen  realen  Objecten  auch 
Zinsnngen  genannt  sind,  dürfte  nicht  so  sehr  daher  kommen, 
dass  damals  auch  Rentenrechte  als  Object  weiterer  Verleihungen 
zu  Zinsrecht  dienten,  sondern  vielmehr  darin  seinen  Grund  haben, 
dass  der  Name  purkrecht  für  die  Zinsimgen  selbst  ebenso  wie 
für  die  Zinsgüter  üblich  war,  und  ein  ungenauer  Sprachgebrauch 
objective  und  subjective  Bedeutung  nicht  auseinander  hielt. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  über  das  Burgrecht  stimmen 
mit  den  bergrechtlichen  Festsetzungen  völlig  überein.  Auch  hier 
setzt  das  Weichbildbuch  ursprünglich  ein  leiherechtliches  Verlmltnis 
voraus,  das  von  dem  als  Burg-  oder  Grundherrn  bezeichneten 
JBigenthümer  des  geliehenen  Gutes  seinen  Ausgang  nimmt.  So 
ist  denn  auch  des  Grundherrn  Yermittelung  und  Mitwirkung  nach 
dem  Rechte  desWeichbildbuches^)  zu  Übertragungen  desLeihegutes 
noch  nothwendig,  so  zwar,  dass  jede  ohne  solche  Intervention  voll- 
zogene Übereignung  dem  Grundherrn  nach  Jahr  und  Tag  das 
Unterwindungsrecht  gibt^).  Die  Competenz  für  Burgrechtsstreitig- 
keiten in  der  Stadt  und  zwischen  Wiener  Bürgern*)  steht  allerdings 
dem  Stadtrichter  zu»   ist  aber  für  alle  Burgrechtsangelegenheiten 


>)  dass  es  bald  anders  wurde,  dazu  vergl.  Jfreih.  v.  Hormayr  üe- 
scbiohte  Wien's  5.  Bd.  Urk.  142  vom  2.  August  1360 ,  Sohuster  in  der 
£inl  p.  29. 

*)  Art.  (U6)  1*20.  Wer  ein  perchtreoht  oder  ein  purchtrecht  chaufet 
der  schol  daz  aufnemen  und  enphaohen  von  dem  gruntherm  oder  von  dem 
perohtherm  ....  Ybr  denselben  mag  man  wol  versetsen  oder  verchaufen 
purchtrecht  und  perchtrecht  Swer  darüber  ein  purchtrecht  oder  ein  percht- 
recht  chaufet  und  nicht  enphecht  nach  aufnimmt  von  dem,  und  er  ze  recht 
Bohol,  inner  jar  und  inner  tag,  der  hat  alles  sein  recht  daran  verlorn,  und 
zeucht  sich  der  purchtherre  oder  der  perchtherre  mil  recht  darzue. 

')  Art  119.  Was  purkrechts  gelegen  ist  in  der  stat  und  aussen  umb 
die  stat,  das  man  Verlosung  und  verstreuret  mit  der  stat,  das  sol  man  ver- 
antwurten  vor  dem  statrichter.  .  .  .  Hat  ein  purger  ein  purkreoht  draussen 
in  dem  geu,  es  sei  auf  ekem,  oder  auf  wismad,  und  das  ein  ander  purger 
von  im  hat,  der  auch  hie  zu  wienn  ist  in  der  stat  gesessen,  versitzt  der 
selb  purger  sein  purkrecht  also,  daz  er  es  zu  dem  rechten  tag  nicht  engeit, 
den  sol  man  auch  clagen  vor  dem  statrichter. 
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auf  dem  Lande  noch  dem  Burgherrn  gewahrt');  desgleichen 
unbedingt  denjenigen  Burgherren,  die  mit  eigener  Geriohtebarkeit 
ausgestattet  sind*). 

Die  Vorschriften  über  die  Zahlung  des  Zinses,  für  welchen 
gleichfalls  die  Worte  gruntrecht,  purkrecht  gebräuchlich  sind, 
und  die  Anordnungen  über  die  Folgen  der  Zinssäumnis  sind  den 
Bestimmungen  über  das  Bergrecht  ganz  analog  gestaltet,  nur 
sind  hier  die  Fristen  für  die  Verdoppelung  der  ursprünglichen 
Schuldigkeit  nicht  wie  nach  Bergrecht  von  Taiding  zu  Taiding 
festgesetzt,  sondern  in  anderer  Weise  geregelt  •).  Der  Burgherr 
soll  den  Säumigen  zuerst  'durch  vier  taiding  nach  der  stat  recht 
klagend  Bis  dahin  kann  dieser  jederzeit  durch  den  Erlag  des 
doppelten  Betrages  seiner  ursprünglichen  Schuld  sich  befreien ;  ver- 
streicht auch  der  vierte  Gerichtstag,  so  'sol  man  darnach  dem  purk- 
herrn  ertailen  zwispild  seines  purkrechtes  zu  vierzehen  tagen*,  und 
soll  der  Burgherr  befugt  sein,  nach  Ablauf  dieser  Frist  sich  vom 
Gerichte  eine  neue  gleich  lange  ertheilen  zu  lassen,  nach  welcher 
die  Schuld  sich  wieder  verdopple,  bis  sie  endlich  den  Werth  des 
Gutes  erreicht.  Das  sodann  eingeleitete  Verfahren,  das  mit  der 
Unterwindung  des  Gutes  endet,  schliesst  sich  den  bezüglichen 
Bestimmungen  über  Bergrechtzinse  vollständig  an. 

Desgleichen  ist  die  Regelung  über  die  Folgen  der  mora 
accipiendi  für  Burgrecht  sowie  Bergrecht  ziemlich  gleichartig, 
nur  geht  hier  das  Bestreben,  den  Zinspflichtigen  vor  Willkürs- 
acten  seines  Herrn  zu  schützen,  besonders  weit.  Es  ist  nemlich 
die  Zulässigkeit  eines  gerichtlichen  Erlages  mit  voller  Bechts- 
Wirkung  ausdrücklich  ausgesprochen;  ja  es  sollen  sogar  in  einem 
solchen  Falle,  wenn  der  Burgherr  wegen  derlei  Streitigkeiten 
seine  Mitwirkung  bei  Veräusserungsgeschäften  verweigern  woUte, 


*)  Art.  119.  Was  in  dem  geu  gelegen  ist,  als  eker,  wismad,  mairhöf 
das  sol  man  verantwnrten  vor  dem  purkherren,  dem  das  purkrecht  dint  .  . 
Ist  .  .  das  ain  paur  seinem  berren  sein  purkrecht  nicht  endint,  als  er  zu 
recht  sol,  den  phendet  der  herre  wol  oder  sein  ambtmann  mit  recht  auf 
zwispild  also  lang  zu  virzehen  tagen,  untz  das  das  purkrecht  nicht  teurer  ist, 
oder  untz  das  der  gepaur  des  herrn  huld  gewinnet. 

«)  Art.  126. 

")  Art  121,  veigl.  auch  für  das,  wie  es  scheint,  einfache  Verfahren  vor 
dem  Burgherrn  die  oben  Anm.  1  abgedruckten  Bestimmungen  des  Art.  119. 
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die  Bürger  an  seiner  Stelle  die  Übertragnng  rechtskniftig  voll- 
sdehen  können  ^). 

Wichtiger  indess  als  diese  Details  and  auch  angleich  be- 
deatender  als  die  processualen  Bestimmungen  für  Reehtsstreitig- 
kriten  über  die  Höhe  der  Zinsen  *),  den  Ausschluss  von  Pitzaige 
und  Ebenteure  ')  u.  dergl.  sind  jene  Festsetzungen ,  welche  uns 
das  Bui^recht  ak  Jäentenrecht  und  Afterleiherecht  erkennen 
lassen;  und  zwar  zeugt  uns  speciell  die  sorgfältige  Regelung 9 
welche  dem  „Überzins**  zu  Theil  ward*),  von  der  reichen  AAt 
Wendung,  die  das  Burgrecht  in  diesem  Sinne  gefunden  hat. 

überall  dort,  wo  eine  Hehrheit  von  Zinsungen  auf  dasselbe 
Gut  gelegt  war,  stellt  der  im  allgemeinen  durchgeführte  Sprach- 
gebrauch des  Bechtsbuches  den  ersten,  also  den  eigentlichen 
Leihezins  den  anderen  nachfolgenden  Zinsen  als  'gruntrecht*  im 
Oegensatze  zu  'purkrecht^  gegenüber,  wie  auch  der  erste  Verleiher 
als  ESgenthümer  des  Grundes  den  Namen  'gruntherm'  im  Gegeu- 
satze  zu  den  späteren  als  'purkherm'  bezeichneten  Zinsberechtigten 
fuhrt,  —  eine  Sprach  weise,  die  auch  in  den  gleichzeitigen 
Urkunden  sich  widerspiegelt 

Bezügfich  beider  Gattungen  von  Zinsen  sollen  nach  altem 
Herkommen  die  gleichen  Grundsätze  gelten  und  namentlich 
aoOen  auch  für  den  Überzins,  Burgrecht  bez.  Kaufrecht  dieselben 
Säumnisfolgen,   wie   sie   oben    angegeben   wurden,   eintreten^). 


')  Art  133.  Ist  das  der  parkherr  darüber  sein  purkrecht  widert,  als 
man  in  das  aDpeatet,  so  sol  es  der  richter  versigfeln  und  also  lang  behalten, 
und  es  der  parkherr  gar  gern  neme.  Oesohiedit  dem  man  di  weil  des  purk- 
reohte  dürft  ze  venetoen  oder  zn  verkaufen,  und  daz  in  der  purkherr  des 
irren  wü,  so  sullen  die  bnrger  nemen  ablaite  und  anlaite,  und  sollen  das 
logen  venigelt  zu  dem  vordem  purkredit,  und  sullen  aufnemen  von  dem 
hingeber,  und  dem  chanfer  aufgeben,  und  auch  schermen  seinen  ohauf  mit 
der  stat  insigel. 

V  Art.  124. 

*)  Art.  123  vergl.  die  gegentheüigen  Bestimmungen  in  Art  112: 

*)  Art  125.  Bemerkt  sei,  dass  dieser  Art.  sowohl  Afterverpfändung 
wie  Bentenbegrnndung  i.  t  S.  kennt  und  auseinanderhält:  Was  man  .  . 
gelta  darnach  (nach  dem  Grundzinse)  darauf  setzet  ....(«>  Benten- 
begrundnng);  Ist  das  ein  man  sein  purkrecht  hie  geit,  es  sei  ein  haus  oder 
anderlei  an  phenning  zu  ainem  wemden  dinst  ....(»*  Afterleihe). 

^)  Art.  126.  Es  wellent  aber  die  purger,  was  ein  man  auf  seinem 
porkreoht  gelte  verkaufe,  oder  unter  sioh  stifte  zu  kaufreoht,  das  haisset 
purkrecht,  und  ist  auch  als  lang  herkommen  mit  altem  rechten,  das  si  das 
na  wehertet  habend,  und  wellent,  daz,  wer  denselben  überzins  versitze,  das 
man  den  pesser  mit  zwispild,  als  purkreohts  recht  ist 
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fiesonderes  Interesse  bieten  dabei  die  ausführlichen  Bestimmnngen^), 
welche  eine  CoUision  der  beiden  Bechte  für  den  Fall  der  Unter- 
windung zu  beseitigen  streben.  Bleibt  nämlich  der  Grundzins 
oder  der  Uberzins  so  lange  aus,  dass  das  oben  geechilderte 
Zwispildverfahren  eingeleitet  werden  kann,  so  steht  dessen 
Durchführung  nichts  im  Wege.  Nur  soll  gegebenen  Falles 
keiner  der  Zinsberechtigten  die  Zinsforderung  durch  Ver- 
doppelung allzu  hoch  anwachsen  lassen,  sondern  es  soll  bei  der 
Abschätzung  des  G-utes  auf  die  übrigen  darauf  lastenden 
Zinse  Rücksicht  genommen  und  zur  Unterwindung  schon  in 
einem  Zeitpunkte  geschritten  werden,  in  welchem  der  Werth 
des  Gutes  die  angewachsene  Zinsschuld  noch  um  soviel  übersteigt, 
dass  durch  diese  'Überteuerung^  der  Zins  des  anderen  Berechtigten 
gedeckt  erscheint,  und  der,  der  das  Gut  an  sich  zieht,  es  ohne 
Schaden  mit  dieser  Zinslast  übernehmen  kann.  Soweit  diese 
Bestimmung  die  Rechtsverhältnisse  des  'purkherm'  betrifft,  ent- 
hält sie  nichts  Auffallendes,  muss  vielmehr  als  ganz  entsprechend 
bezeichnet  werden ;  denn  es  ist  nur  natürlich,  dass  der  jüngere 
Zinsberechtigte  die  Rechte  des  Grundherrn  berücksichtigen  muss 
und  nicht  bei  Seite  schieben  kann.  Dass  auch  das  umgekehrte 
gilt,  und  dass  auch  der  Grundherr  die  Rechte  seines  Nachmannes 
anerkennen  und  schonen  müsse,  möchte  um  so  mehr  Befremden 
erregen,  als  er  bei  der  Stiftung  des  Überzinses  nicht  mitzuwirken 
braucht  und  nicht  gefragt  wird,  „weil  er  damit  an  seinem  Bechte 
nichts  verliert**.    Die  Anordnung  in  diesem  Sinne  zeigt  nur,  wie 


>)  Art  125.  Versitit  ein  man  gruntrecht  als  lang,  das  dem  groniherm 
•ein  zwispild  darauf  ertailt  wirt,  und  des  selben  zwispildes  wirt  abo  vil  .  . 
so  das  das  bans  niobt  teurer  ist,  so  sol  der  grantberr  vil  recht  achten,  in 
welcher  zeit  er  sich  desselben  erbs  unterwinden  süUe,  so  das  dem  purk- 
berm  sein  iLbenins  nicht  abgree,  der  nach  dem  gnmtherrn  auf  demselben 
erib  verchaufet  und  gestiftet  ist  ...  .  Ist,  ....  das  dem  grantherm  sein 
gruntrecht  also  lang  versessen  wirt,  das  im  das  haus  mit  zwispild  vor 
rechtem  gericht  ertaUt  wirt,  so  sol  er  im  poten  haissen  geben  auf  dasselb 
erbe,  die  das  schetzen,  und  sol  das  pei  zeit  tuen,  das  des  zwispildes  icht  zu 
vil  auf  dem  erb  werd,  so  das  er  dannoch  als  vil  Überteuerung  darauf  hab, 
ob  im  das  erb  beleih,  das  er  dem  purkherrn  von  deneben  Überteuerung  alle 
jar  sein  ....  purkrecht  müg  gedienen ....  Ist  aber,  das  dem  purkherrn 
sein  ....  purkrecht  versessen  wirt,  der  sol  mit  seinem  zwispild  auch  nicht 
zu  verre  jagen,  also  besohaidenlich,  ob  im  das  haus  ertailt  werd  mit  recht 
in  sein  gewalt,  das  er  dannoch  als  vil  hab  an  demseben  hause,  das  er  das 
gruntrecht  wol  davon  verdienen  mug.  So  verleuset  ir  ietweder  seines 
rechtens  nicht,  wenn  das  under  in  baiden  versessen  wirt,  es  sei  der  grunt- 
herr,  oder  der  purkherr 
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sehr  das  Grand-  und  das  Buigrecht  von  dem  Character  eines 
Lieiherechtes  sich  entfernt  hatte  und  vorwiegend  als  Bentenrecht 
aufgeüasst  wurde,  und  wie  sehr  das  Zwispildverfahren  zunächst 
als  £zecntionsmittel  mit  dem  Zwecke  der  Befriedigung  des 
Bentengläubigers  galt,  das  dem  Zweckgedanken  gemäss  nur  in  so 
weit  zur  Anwendung  und  zur  Durchführung  gelangen  sollte,  als 
es  das  Recht  des  einen  erforderte,  und  als  nicht  unnöthig  fiechte 
und  Interessen  anderer  geschädigt  wurden.  Dass  man  die  Ver- 
letzung solcher  Rechte  dort  nicht  scheute,  wo  es  zur  Wahrung 
der  an  erster  Stelle  zu  berücksichtigenden  Rechte  erforderlich 
war,  zeigt  die  Bestimmung,  dass  bei  dem  Untergänge  des  auf 
dem  Leihegrunde  Erbauten  unter  umständen  aller  Überzins  ver- 
loren gehen  könne  ^). 

Und  ebenso  wurde  die  Rdhenfolge  der  ZinsbereohtigungeQ 
dort  genau  gewürdigt,  wo  das  Leihegut  durch  die  Mehrzahl  der 
daraufgelegten  Zinsungen  überbürdet  erschien.  Zwar  enthält 
hierüber  das  Stadtrechtsbnch  selbst  keine  Bestimmung;  doch  sei 
es  gestattet  um  der  ESrgänzung  des  bisher  Gesagten  willen  und 
wegen  des  besonderen  Interesses,  welches  der  Frage  zukommt, 
ausnahmsweise  das  unmittelbare  Gebiet  der  Rechtsbücher  zu 
verlassen  und  auf  die  schon  von  Hess  berufene  Urkunde  zu 
verweisen,  welche  uns  über  das  richterliche  Verfahren  in  solchen 
Fallen  Kenntnis   verschafft*).     Nach  dieser  wird    zunächst  den 


')  Art.  125.  Wann,  so  die  Btiftnngf  abging,  von  fear,  oder  von  andern 
Sachen,  so  das  der  grünt  1er  bestand  und  nngesimert,  bo  sfig  sich  der 
gnmtherr  mit  recht  zu  seinem  gmnt»  und  wer  der  aber z ins  aller 
verloren  .... 

2)  v.  Hess,  a.a.  0.  S.  773a. 792  ff.;  Rauch,  reram  austriacarum  scrip- 
tores  UI  p.  79  Urk.  13ö6,  No.  15.  Bruder  Ott,  der  Vertreter  des  St.  Jacobs- 
kloster zu  Wien  erklärt  vor  Gericht,  dass  sein  Frauenstift  auf  einem 
Wiener  Hause  7  €S.  Wiener  Pfennige  Burgrechts  besessen  hatte.  Danach 
hatte  ein  gewisser  Periehtold  und  seine  Geschwister  und  auch  eine  Anna, 
die  Wittwe  eines  Friedrichs  von  Timaoh,  sowie  deren  Geschwister  weitere 
Burgrechtszinse  auf  demselben  Hause.  Nun  war  'daz  Haus  alz  tewr  nioht, 
das  es  dac  Purohrecht  alles  das  dar  auf  leg,  nicht  getragen  mÖcht'  und  Ott 
frag  vor  Gericht,  was  Rechtens  sei  und  erfuhr :  '£z  sol  Perichtolten  .  .  .  und 
sein  Geswistreiden  und  frowen  Annen  Friedrichs  witib  von  Timach  mit 
Im  Geswistreiden  mit  (Meinem)  vronboten  auf  das  nast  taiding  ze  wissen 
ton,  ob  si  Sich  des  Haus  unterwinden  weiten.  Und  raichten  die  Geistleiohen 
vrowen,  datz  sanct  Jacob  ir  Purkreoht  von  ze  rechten  tegen.  Welten 
aber  si  des  nicht  tun,  Swaz  si  dann  Purchrechts  auf  dem 
Hans  bieten,  Datz  selten  si  genczleichen  verloren  habend —  ein 
Ergebnis,  zu  dem  es  auch  endlich  kam. 

V.  SdbMMii,  Urbleihan.  2 
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letzten  Zineberecbtigten  aufgetragen,  sich  bis  zum  nächsten  Tai- 
ding  zu  erklären,  ob  sie  sich  des  Gutes  unter  Uebemahoie  der 
älteren  Zinsverpflichtungen  unter  winden  wollten.  Wollten  oder 
konnten  sie  darauf  nicht  eingehen,  so  giengen  sie  ihres  ZansTechtes 
gänzlich  verlustig,  und  den  Erstbereohtigten  stand  dann  nator- 
gemäss  das  Unterwindungsrecht  (und  zwar  ohne  Berücksichtigung 
der  nachfolgenden  2iinsen)  zu.  — 

So  tritt  uns  das  „Burgrecht^,  wie  es  das  Wiener  Weich- 
bildbuch schildert,  als  ein  durchgebildetes  und  voll  entwickeltes 
Leihe-  und  Kentenrecht  entgegen,  das  sich  schon  weit  entfernt 
von  dem  unentwickelten  Character  des  Zinsleiherechtes,  wie  es 
aus  den  kaum  hundert  Jahre  älteren  Spiegeln  nach  den  obigen 
Ausführungen  zu  erschliessen  ist.  Die  Urkunden,  die  aus  der 
Zeit  des  Weichbild  buches  auf  uns  überkommen  sind,  geben  uns 
ein  deutliches  Zeugnis  von  der  reichen  und  vielfachen  Anwendung, 
welche  unser  Bechtsinstitut  damals  im  städtischen  und  auch  im 
ländlichen  Güterverkehre  gefunden  hat. 

Die  rechtliche  Bildung  aber,  über  welche  uns  nach 
dem  eben  Gesagten  Weichbildbuch  und  Urkunden  für  Wien 
und  seine  Umgebung  in  so  umfassender  Weise  berichten, 
war  indes  nicht  etwa  auf  dieses  enge  Gebiet  beschränkt. 
Nicht  nur,  dass  der  Name  Burgrecht  für  städtisches  Leihe- 
recht  in  Bechtsaufzeichnungen  und  Urkunden,  auch  fBr  andere 
Orte,  namentlich  Süddeutschlands  vielfach  nachzuweisen  ist, 
findet  sich  das  gleiche  Bechtsinstitut,  wenn  auch  unter 
wechselndem  Namen,  und  nicht  überall  in  gleich  typisch 
entwickelten  Formen,  man  darf  wohl  sagen,  in  allen  deutschen 
Städten  jener  der  Entwickelung  des  städtischen  Lebens  so 
günstigen  Zeit.  Die  schönen  und  gründlichen  der  Entstehung  des 
Bentenrechtes  gewidmeten  Untersuchungen,  die  durch  Arnold*) 
eingeleitet  und  angeregt  wurden,  und  die  er  selbst  zunächst  für 
Basel,  die  Bösen  thaP)  für  Würzburg  und  Gobbers  *)  für  Köln 
durchgeführt  haben,  und  auch  schon  die  ältere,  den  lübischen 
Wikboldsrenten  gewidmete  Studie  von  Pauli*)  fuhren  alle   auf 


>}  Zur  Geschichte  des  üiigenthums  in  den  deutschen  Städten,  1861. 

*)  Zur  Geschichte  des  fiigenthums  in  der  Stadt  Wirzburg,    1S78. 

»)  'Die  Erbleihe  und  ihr  Verhältnis  zum  Rentenkaufe  im  mittelalterlicheii 
Köln  des  XII.— XIV.  Jahrhunderts'  in  der  Zeitschrift  der  SaTignjstiftang  för 
Rechtsgeschichte  IV.,  gerro.  Abth.  S.  190  £f. 

*)  Abhandlungen  aus  dem  Lübischen  4.  Theil  die  s.  g.  Wicboldsrenten 
oder  die  Rentenkäufe  des  Lübischen  Rechts. 
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ein  in  diesen  Städten  gebränchliobeB  £irbleiherecht  zurück,  dae 
in  der  dauernden  und  erblichen  Bodenverleihung  durch  die 
Grundherrn  zur  Entstehung  kam  und  so  den  Beliehenen  gegen 
die  Übernahme  einer  bestimmten  Zinspflicht  die  Mögliehkrit  zur 
Gründung  eines  eigenen  Heimes  in  der  Stadt  yer8chaff):e. 

So  finden  wir  in  den  Städten  in  derjenigen  wirthsefaaftlichen 
Periode,  welche  der  Blüthe  des  Rentenkaufrechtes  vorangieng, 
aber  auch  nooh  darüber  hinaus  ein  Erbleiherecht  in  ziemlich 
allgemeinem  Gebrauche,  das  mit  den  eingangs  gekennzeichneten 
älteren  leiherechtlichen  Formen  -  nichts  oder  nicht  viel  gemein 
hat  und  das  sich  durch  den  Mangel  eines  die  Persönlichkeit  des 
Beliehenen  umstrickenden  Bandes  von  den  lehen-  und  hofrecht- 
lichen Leihen  der  früheren  und  der  gleichen  Periode  ebenso 
unterschied,  wie  durch  die  Betonung  des  Erblichkeitsmomentes 
und  wohl  auch  durch  die  Zinspflicht  von  den  früher  so  allge- 
mein gebrauchten  Precarien. 

Aber  auch  dem  ländlichen  Rechte  späterer  Zeit  sind  ähn- 
liche Erbleihen  nicht  fremd.  Um  auch  hier,  statt  auf  alle  die 
oomplicirten  Fragen  der  späteren  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse 
einzugehen,  nur  eines  Beispieles  zu  gedenken,  zeigt  uns  schon 
ein  Blick  auf  die  Landrechte,  wie  sie  z.  B.  v.  d.  Na  hm  er  in 
seinem  Handbuche  des  rheinischen  Particularrechtes  zusammen- 
gestellt hat  ^),  auch  ländliche  Güter  einem  Erbleiherechte  unter- 

0  vergl.  z.  B.  von  der  Na  hm  er,  p.  10  ff.  das  Solmser  Land  Recht  von 
1571.  Sechster  Theil:  'von  der  Erbleihe',  worin  sich  genaue  Bestimmungen 
finden  för  den  Fall  „Wann  dann  jemand  eim  andern  eyn  leygend  Gut,  es 
seye  Stadt,  Dorf  oder  Feldt  zn  rechtem  Erb,  das  ist  jhme  und  seynen  nach- 
kommenden Leibs-Erben  omb  einen  nahmhaften  järiicAien  Zins  oder  F£acht . . 
▼erleyhen  wolte**.  Davon  sei  hervorgehoben:  „Zum  dritten  so  hatt  die 
Erbleyhe  diese  Art,  dass  sie  sich  nicht  alleyn  auf  die  Bestende  re,  sondern 
auch  derselben  ehelich  Leibserben,  und  furtahn  auch  derselben  ehelich 
Leibserben  für  und  für  erstreckt,  und  derwe^en  denselben,  so  lang  sie  die 
Lehengüter  in  rechtem  Wesen  und  Bawe  halten,  und  die  Zins  oder  Ffächt 
der  Gebür  nach  davor  ausrichten,  unnd  lieffem,  solche  vererbte  GHiter  nicht 
mögen  entzogen  werden. 

Zum  vierdten  Soll  der  Bestender  oder  dessen  Erben  alle  jare  die 
Erbzins  oder  pfächt  dem  Eigenthumbsherrn  gütlich  ausrichten,  Theten 
sie  solches  nicht ,  und  Hessen  aufs  wenigst  drey  Jar  (römischrecht- 
licher Einfluss)  'zusammen  wachsen  und  verfiiessen,  ohn  dass  sie  die  Zins 
oder  Ffacht  ausrichten,  (ob  sie  gleich  von  dem  Zins  oder  Pfachtherrn 
darumb  nicht  angemahnet  würden),  so  soll  derselbig  Lehnherr  nach  ab- 
lauffang solcher  zeyt,  macht  haben,  solche  Güter,  als  verwirkt  und  jhme 
verfallen,  widemmb  zu  sich  (doch  vermittelst  Becht  und  Bechtlicher  er- 
kanntnuss,  zuerfordern,  zu  nemen  unnd  den  Pfachtmann  davon  zustossen. 

2* 
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werfen»  das  einfach  auf  vertrag^rechtliche  Vereinbarung  zu- 
rückzuführen ist,  und  das  in  ziemlich  weitverbreiteter  Anwendung 
gestanden  zu  sein  scheint. 

Diese  wenigen  bruchstückweise  an  einander  gereihten  An- 
gaben, bei  denen  ein  Eingehen  auf  die  einzelnen  sich  ergebenden 
Streitfragen  absichtlich  vermieden  wurde,  wie  auch  der  Anspruch 
auf  Vollständigkeit  dui'chaus  nicht  erhoben  wird,  werden 
ausreichen  zur  Feststellung  der  Thatsache,  dass  das  endende 
Mittelalter  jedenfalls  seit  der  Zeit  der  Kechtsbücher  erbliche, 
mit  einer  Zinsverpflichtung  belastete  Landleiheverhältnisse  — 
etwa  zu  vergleichen  mit  der  römischen  Emphyteuse  —  in  weitem 
Umfange  und  der  mannigfaltigsten  Ausgestaltung  gekannt  und 
entwickelt  hat,  —  Landleihen,  die  bald  mit  entscheidendem  ESa- 
fiusse  auf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Beliehenen  sich 
äusserten,  bald  alle  persönlichen  Beziehungen  unberührt  Hessen 
oder  nur  wenig  alterierten. 

Die  Entwickelung,  zu  welcher  diese  mehr  oder  weniger 
freien  Landleihen  in  späterer  Zeit  gelangte,  ist  in  ziemlich  zahl- 
reichen Untersuchungen  bereits  besprochen  worden. 

Die  vorliegende  Studie  will  es  versuchen,  die  Enstehung 
dieses  Erbleiherechts  aufzusuchen  und  zu  zeigen,  aus  weichen 
Keimen  das  später  im  Lebai  so  mächtige  und  bedeutende  Rechts - 
institut  geworden.  Dagegen  liegt  ihr  die  Absicht  ferne,  ihm  auf 
dem  späteren  Entwickelungsgange  weiter  nachzugehen.  Schon  die 
Mannigfaltigkeit,  mit  der  es  frühzeitig  auftritt,  und  die  unleug- 
baren sachlichen  und  territorialen  Verschiedenheiten  schliessen  eine 
Darstellung  aus,  welche  alle  Fälle  des  Erbleiherechtes  in  ein 
einziges  System  zusammenfassen  wollte^),  gebieten  vielmehr 
eine  Scheidung  nach  den  genannten,  in  den  Verhältnissen  selbst 


Zum  fÜDfi'ten,  Ist  der  Lehnherr,  (denn  also  pflegt  man  den  Verleyher 
und  Eigenthumbsherrn  abusive  in  dieser  Landart  auch  zu  nennen^  in  solchem, 
auch  allen  dergleichen  Fällen,  da  das  Lehen  oder  die  Erbleyhe  verwirkt 
wird,  nicht  schuldig,  dem  Bestender  oder  Pfachtmann  eynige  erstaituug 
oder  besserung  zu  thun,  dann  durch  die  Verwirknng  wird  der  Pfachtmann 
nicht  allein  des  Lehengutes  sonder  auch  der  besserung  verlustig.^  Dem  Leihe- 
herrn steht  kein  Kündigungsrecht  zu,  der  Belieheno  hat  das  (iut  in  gutem 
Stande  zu  erhalten  etc.  S.  auch  a.  a.  O.  S.  155  oap.  VIL  der  Nassau  -  Catzen- 
elnbogischen  Landordnuog:  von  den  Erbbeständnissen  u.  S.  420  5.  Titel 
des  'Churfürstlich  Pfalz  bei  Khein  ernewert  und  verbessert  Landrecht^  Von 
Erbverleihung  oder  Erbbeständniss  ligender  Güter  u.  a.  m. 

>}  Yergl.  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht  U*  S.509  Anm.  1. 
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begründeten  Gesichtspnnkten  Jedenfalls  würde  eine  auf  das 
gesammte Erbleiherecht  ausgedehnte  rechtsgeschichtliche  Forschung 
die  Zugrundelegung  des  gesammten  aus  jener  Zeit  nicht  mehr  gar 
spärlich  überlieferten  urkundlichen  Materiales  zur  ersten  Voraus- 
setzung haben. 

Aus  der  kaum  zu  umfassenden  Menge  erbrechtlicher  Bildungen 
sollen  im  folgenden  zunächst  nur  zwei  territorial  und  sachlich 
strenge  geschiedene  Gebiete  einer  Untersuchung  in  der  oben  an- 
gegebenen Richtung  unterzogen  werden:  Die  freien  Erbleihe- 
verhältnisse in  den  Rheinlanden  und  die  bäuerlichen  Besitz- 
verhältnisse in  den  Colonisationsgebieten  der  deutsch -slavischen 
Grenzdistrikte. 

So  wie  durch  die  örtliche  Lage  des  Schauplatzes,  auf  dem 
sie  zur  Entstehung  gelangt  sind,  so  stehen  sie  durch  ihre  innere 
Ausgestaltung  und  Ausbildung  in  einem  gewissen  Gegensatze: 
Das  Landleihrecht  am  Rheine  das  Ergebnis  einer  freien,  dem 
individuellen  Bedürfnisse  entspringenden  und  ihm  sich  anpassenden 
Entwickelung  —  die  bäuerlichen  Besitzverhältnisse  in  den  Oolonien 
stets  im  engsten  Zusammenhange  mit  dem  Schicksale  der  ge- 
sammten  Ansiedlung,  nicht  individualistisch  sondern  für  alle  Ge- 
nossen einheitlich,  genossenschaftlich  geregelt. 

So  mag  die  Zusammenstellung  dieser  beiden  Entwickelungs- 
gebiete,  die  wenig  Gemeinsames  enthalten,  gerade  um  des  eben 
gekennzeichneten  Gegensatzes  willen  gerechtfertigt  erscheinen, 
indem  die  so  zur  Sprache  kommenden  Leiheformen  als  juristische 
Grenzfalle  im  Sinne  der  freiheitlichsten  bez.  gebundensten  Art 
leiherechtlicher  Bildungen  betrachtet  werden  können,  zwischen 
denen  andere  Erbleihen  als  Zwischenstufen  sich  einschieben. 
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I. 

Freie  Landleiheverträge  in  den  Rheingegenden. 


In  dem  reichen  Urkundenvorrath,  der  in  mantugfmltiger 
Überlieferung  aus  den  Bheinlanden  des  12.  und  13.  Jahrhunderte 
auf  uns  gekommen  ist,  treten  anfangs  spärlich,  dann  immer 
häufiger  und  vielgestaltiger  neue  Formen  für  Übertragungen  von 
Grundbesitz  zu  Tage,  Formen,  die  sich  aus  den  Urkunden  früherer 
Jahrhunderte  gar  nicht  oder  höchstens  vereinzelt  nachweisen  lassen. 

Das,  was  früher  zur  Erreichung  des  gleichen  oder  eines 
ähnlichen  wirthschaftlichen  Zweckes  sich  in  jenen  Gegenden  im 
Gebrauche  findet,  sind,  wie  schon  in  der  Einleitung  angegeben 
wurde,  vornehmlich  die  awei  Formen  des  Beneficiums  und  der 
Pxecarie,  welche  in  vielseitiger  individueller  Ausgestaltung  dann 
überall  zur  Anwendung  kamen,  wenn  bei  Übertragungen  von 
Grund  und  Boden  irgend  welche  Rücksichten  die  Begründung 
eines  unbedingten  und  unbeschränkten  Rechtes,  die  Gewährung 
des  vollen  Eigenthumes  nicht  wünschenewerth  erscheinen  liessen. 
Dass  neben  diesen  dem  Land  und  Lehenrechte  angehörigen 
Formen  auch  innerhalb  der  geschlossenen  Kreise  der  grösseren 
Wirthschaftsbetriebe  die  leihweise  Überlassung  von  Grundstücken 
anHofgenossen,  wie  anderwärts,  so  auch  hier  früh  zeitig  gebräuchlich 
war,  ist  wohl  mit  aller  Bestimmtheit  anzunehmen,  wenn  auch 
ein  urkundlicher  Nachweis  in  frühe  Zeiten  zurück  schon  aus 
dem  Grunde  schwer  durchzuführen  ist,  weil  bei  der  embryonalen 
Gestaltung  des  „Hofrechtes*^  und  bei  dem  Übergewichte  des 
herrschaftlichen  Willens  und  herrschaftlicher  Willkür  es  in  den 
seltensten  Fällen  zu  Aufzeichnungen  derartiger  „Rechte*^  ge- 
kommen sein  mag. 


Digitized  by  V^OOQIC 


23 

Der  characteristieche  Aechtsinhalt  der  neuen  Leiheformen 
gegenüber  dem  älteren  Rechte  liegt  bei  aller  Mannigfaltigkeit 
der  Einzdheiten  in  der  Abmachung ,  dass  ein  Eigenthiimer  von 
Grund  und  fioden  ein  Stiiclc  Landes  an  einen  Einzelnen  dauernd 
und  zu  erblichem  Nutzungsrechte  überliess,  wofür  dieser  die  Ver* 
pflichtung  zur  regelmässigen  Bezahlung  eines  für  alle  Zeiten  fix 
beatimmten  jährlichen  Natural-  oder  Geldzinses  oft  unter  ge- 
wissen Strafandrohungen  übernahm,  ohne  dass  dabei  eine  persön- 
liche Unterordnung  unter  den  Leiheherrn  begründet  worden  wäre. 

So  übertrug,  um  einige  Beispiele  aus  älterer  Zeit  anzuführen, 
nach  einer  Urkunde  *)  des  Jahres  1092  der  Probst  des  Simeon- 
stiftes  in  Trier  Poppe,  der  Anregung  seines  Vorgängers  folgend, 
Theile  des  Saallandes  zur  Anlegung  von  Weinbergen  'ea  ,  .  , 
conditione,  ut  post  primos  octo  annos  medietas  ibidem  crescentis 
vini  in  tempus  reliquum  ad  fratres  rediret.  Item  alia  .... 
octo  ittgera  .  .  .  . ,  ut  singuiis  annis  octo  solidi  inde  solverentur 
fratribus;     reliquam    etiam    omnem   domini    calemterram    .    .    . 

singuiis  annis  pro  m  albis  et  II  solidis Die  später 

ab  Begi-ündung  für  die  Beurkundung  folgenden  Worte  'ut  stabi- 
liter  permaneret  a  generatione  in  generationem'  lassen  über  die 
beabsichtigte  Dauer  des  Verhältnisses  keinen  Zweifel  aufkommen. 

Zwischen  1081  und  1105^)  entliess  der  Probst  von  Werden 
eine  Hörige  zur  Vermählung  an  einen  freien  Mann.  Dieser  gab 
dafür  einem  „St.  Liudger"  Altar  der  Kirche  zunächst  ein  Grund- 
stück, dann  aber,  um  dieses  wieder  zurück  zu  erhalten,  eine  andere 
Magd.  Der  Probst  geht  auf  diesen  Handel  in  der  Weise  ein, 
dass  er  ipdum  predium  pro  duobus  per  singulos  annos  denariis 
ad  idem  altare  Sancti  Liudgeri  persolvendis  quasi  hereditario 
iure  ooncederet  possidendum. 

Erzbischof  Adalbert  von  Mainz  gibt  gewisse  Gärten  dem 
Cantor  des  Conventes,  'ita  ut  salva  ortulanorum  lege  cum  omni 
fructnario  usu  de  cetero  ad  ipsius  Cantoris  potestatem  et  utilitatem 
respiciant.  Ea  videlicet  conditione,  ut  quicumque  Cantor  predicte 
ecdesie  ezistat  de  reditibus  supra  dictorum  ortorum  decem  solides 
annuatim  fratribus  persolvat^ '). 

Der  Abt  der  S.  Eucharius-Kirche  bei  Trier  überlässt  'salicam 
terram  ....  duobus  rusticis   de  familia  nostra  B.  et  K.  heredi- 


0  Beyer,  Mittelrheinisches  U.  B.  L  386. 

')  Lacomblet,  Niederrheinisches  U.  B.  L  266. 

')  Urk.  von  lias  aos  Qudenus,  Codex  diplomatious  L  S.  108. 
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tario  jure  .  .  ea  conditione,  ut  vineas  in  ea  plantent  et  colant  .  . 
dimidietatem  quoque  fructus  ecclesie  fideliter  representent  et  de 
reliqua  parte  decimas  per8olvant\  Wenn  sich  bei  der  InsiHoierung 
der  Güter  bei  einem  Colonen  etwas  nicht  in  Ordnung  fände,  'aat 
emendationem  faciat  aut  hereditate  sua  privabitur^  ^). 

Der  Abt  von  Eberbach  beurkundet,  dass  ein  gewieser 
'Wichardus  thelonearius  ....  vineam  ...  ab  ecclesia  hereditario 
iure  possidendam  suscepit  sub  censu  duorum  solidorum  .... 
hoc  condicto,  ut  quicumque  ceneum  . . .  tardaverit  in  penam  negli- 
gentie  in  spatio  VIII  dierum  sequentium  censum  duplicabit.  Si 
vero  et  hoc  tempus  pretergressus  fuerit,  sine  ulla  litis  conteeta- 
tione  usus  vinee  ecclesie  s.  Symeonis  cedet  et  heredes  suo  iure 
privabuntur^  '). 

Einem  gewissen  Johannes,  der  dem  Kloster  S.  Eucharii  bei 
Trier  ein  Haus  und  Weingarten  geschenkt  hatte,  wird  seine 
Bitte  gewährt,  die  dabin  gieng,  dass  die  (die  Urkunde  ausetellenden) 
Conventualen  seinem  Neffen  Everardo  beides  'hereditario  iure  a 
nobis  tenendem  cencedere  vellemus,  ita  videlicet  ut  singolis  annis 
de  domo  VI  denarios  persolveret,  vineam  autem  coleret  et 
dimidietatem  ecclesie  presentaret^  *'*). 

Schon  die  wenigen  hier  aufgeführten  Beispiele  geben  ein 
Bild  von  der  Mannigfaltigkeit  der  Ausgestaltung  dieser  Land- 
leiheverträge  im  Einzelnen,  wie  von  der  Verschiedenartigkeit  der 
wirth schaftlichen  und  rechtlichen  Functionen,  welche  sie  zu  er- 
füllen hatten.  Der  Hinweis  auf  die  dem  einzelnen  Falle  zu  Orunde 
liegenden  thatsächlichen  Verhältnisse  und  die  rechtliche  Regelung 
einzelner  Details,  wie  vor  allen  die  Bestimmung  der  Grösse,  der 
Art  und  der  Termine  der  Zinsleistungen,  Festsetzung  besonderer 
dabei  übernommener  Verpflichtungen  oder  der  rechtlichen  Folgen 
säumigen  Verhaltens  und  manches  andere  mehr  gibt  jedem  solchen 
Vertrage  sein  characteristisches  Gepräge;  demgegenüber  liegt  das 
Gemeinsame,  bei  aller  Verschiedenheit  des  Einzelnen  überall  Wieder- 
kehrende, wie  oben  bereits  gesagt,  in  der  Gewährung  eines  dauernden 
und  erblichen  Nutzungs-  und  Verfügungsrechtes  anf  der  einen  Seite 
und  der  Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Leistung  eines  ebenso 
dauernden  Entgeltes  in  Form  der  Zinspflicht  auf  der  anderen  Seite. 


>)  1168  Kittelrh.  ÜB.  I.  652. 

«)  1186  MR.  Uß.  IL  71. 

»)  1164-^89  MR.  Uß.  U.  100- 
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TSs  wird  wohl  nicht  erforderlich  und  wohl  auch  kaum  thunlich 
sein,  schon  an  dieser  Stelle  den  Gegensatz  und  die  Unterschiede 
dieser  neuen  Leiheforro  gegenüber  den  anderen  oben  erwähnten 
näher  auszuführen.  Was  über  das  Wesen  des  Beneficiums  und 
der  Preearie  allgemein  bekannt  ist,  dürfte  die  wichtigsten  Ver- 
schiedenheiten leicht  erkennen  lassen,  und  der  Mangel  eines  Hin- 
weises auf  persönliche  Abhängigkeit  und  Pflichten  unterscheidet, 
soweit  die  hofrechtlichen  Aufzeichnungen  aus  der  gleichen  Zeit  er- 
schliessen  lassen^  unsere  Landleihen  von  den  analogen  GHiter- 
übertragungen  im  gebundenen  hofrechtlichen  Kreise,  nur  dass 
der  Mangel  eines  solchen  Hinweises  nicht  immer  auch  ein  Fehlen 
eines  solchen  hofrechtlichen  Nexus  erweist. 

Hervorzuheben  ist  nur  noch,  dass  die  schon  in  den  wenigen 
hier  angeführten  urkundlichen  Beispielen  mehrmals  vorkommenden 
Ausdrücke,  wie  'jure  hereditario  concedere'  und  andere  verwandten 
Sinnes,  die  in  den  späteren  Urkunden  mit  grösserer  Kegelmässig- 
keit  wiederkehren,  ziemlich  bald,  man  darf  wohl  sagen,  zu  einer 
technischen  Bezeichnung  für  das  in  Frage  stehende  Rechtsinstitut 
sich  eingebürgert  haben,  so  dass  diese  leiherechtlichen  Bildungen  in 
der  Urkundensprache  jener  Zeiten  auch  durch  einen  gemeinsamen 
Hamen  zu  einer  gewissen  Eünheit  zusammengefasst  erscheinen. 
Was  der  bisher  gegebene  allgemeine  Überblick  bereits  ange- 
deutet hat,  wird  bei  näherem  fSingehen  freilich  nur  aufs  Neue 
bekräftigt  werden,  dass  dieser  äusseren  Einheit  durchaus  nicht 
immer  auch  eine  innere  Oleichartigkeit  entspricht. 

Die  folgende  Darstellung  beabsichtigt  zunächst,  aus  den  vor^ 
handenen,  uns  überlieferten  Leiheverträgen  dieser  Art  dogmatisch 
Art  und  Umfang  der  dabei  in  Betracht  kommenden  rechtlichen 
Grundsätze  im  allgemeinen,  wie  in  ihrer  Ausgestaltung  imEinzelnen 
zu  ermitteln.  Dabei  ist  bei  einem  Rechte,  welches,  wie  aus  dem 
Vorhergehenden  entnommen  werden  konnte,  sachenrechtliche  Herr- 
schalts-  und  persönliche  Yerpflichtungsverhältnisse  in  sich  schliesst, 
in  der  Darstellung  eine  äussere  Scheidung  nach  diesen  Gesichts- 
punkten naheliegend  und  geboten.  Der  dogmatischen  Darstellung 
des  positiven  Rechtsinhaltes  soll  die  rechtsgeschichtliche  Stellung 
unseres  Rechtsinstitutes  in  seinem  Verhältnisse  zu  anderen  ver- 
wandten Rechtsbildungen  der  gleichen  und  der  vorangegangenen 
Zeit  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  eventuellen  rechts- 
geschichtlichen Zusammenhanges  mit  dem  früheren  in  einem 
weiteren  Abschnitte  folgen. 
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Dogmatischer  Theil. 
1.    Die  rechtlichen  Beziehnngen  zam  Leihegate. 

(Die  sachenrechtlichen  Elemente.) 

Schon  die  wenigen  bisher  gegebenen  Andeutungen  lassen 
darüber  keinen  Zweifel,  dass  das  bei  Landübertragungen  „xa 
Erbrecht^'  auf  Seiten  des  Erwerbers  begründete  dauernde  und 
vererbliche  Nutzungs-  und  Verfugungsrecht  von  ungemein  weit- 
reichendem Inhalt  war  und  sich  wenigstens  seinem  äusseren  ESr- 
scheinen  nach  von  wirklichem  Eigenthumc  nicht  viel  unterschied. 

Auch  die  Form,  welche  zur  Beurkundung  derartiger  Rechts- 
geschäfte gewählt  wurde  ^),  war  häufig  die  gleiche,  wie  sie  immer 
für  Übereignung  im  vollen  Sinne  des  Wortes  gebraucht  werden 
mochte.  Und  ebenso  sind  die  Wendungen,  in  denen  der  recht- 
liche Übertragungswille  zum  Ausdrucke  gelangte,  wie  etwa  die 
Worte  'concedere  in  perpetuum  iure  hereditario  possidendum'  und 
ähnliche  häufig  derart,  dass  sie  bei  völligen  Eigenthumsüber- 
tragungen  ebenso  gut  am  Platze  wären.  Auch  in  der  Art,  wie 
der  zu  erblichem  Rechte  eingesetzte  Besitzer  über  sein  Besita- 
thum  verfügte,  wie  er  auf  seinem  Oute  wirthschaftete,  wird  sich 
der  Regel  nach  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  einem 
Eigenthümer  äusserlich  nicht  erkennen  lassen.  Und  selbst  die 
Zinspflicht,  in  der  man  wohl  zunächst  geneigt  wäre,  das  Kenn- 
zeichen für  den  Mangel  des  Eigenthumes  auf  seiner  Seite  zu 
erblicken,  wird  nicht  mehr  als  ein  dafür  so  entscheidendes  Merk- 
mal angeführt  werden  können,  wenn  man  erwägt,  dass  sich  aus 
nemlich  derselben  Zeit  Übertragungen  zu  vollem  Eiigenthume 
unter  gleichzeitiger  Statuirung  einer  Zinsenverbindlichkeit  nach- 
weisen lassen  *). 

Aber  trotz  dieser  vielfach  zu  Tage  tretenden  Ähnlichkeiten 
unterschied  schon  die  damalige  Zeit  auf  das  strengste  unsere 
Übertragungen  zu  erblichem  Leiherechte  von  Eigenthumsüber- 
tragungen  im  vollen  Sinne  des  Wortes.  Bei  der  Bedeutung, 
welche  damals  dem  Orundeigenthume  in  so  vielen  Rücksiditen 
zukam,  und  den  Beschränkungen,  welchen  volle  Übereignungen 
oft  unterlagen,  ist  diese  scharfe  Scheidung  wohl  zur  Genüge 
begreiflich. 

')  vergl.  z.  B.  die  sehr  oft  genannte  Zustimmung  des  GapiteU  und 
ähnliches,  über  die  Verschiedenheiten  s.  unten  S.  39  ff. 

*)  vergl.  z.B.  Ennen-£ckertz,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt 
£:ö1d,  1. 1180i  93 ;  III.  1278,  171  u.  a.  vergl.  unten  am  Schlosse  des  bist.  Theiles. 
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Sie  äussert  sich  auch  wiederholt  in  dem  sprachlichen  Aus- 
drucke,  dessen  sich  die  Urkunden  bedienten:  ab  ecclesia  iure 
hereditario  possidendum  suscipere^);  ut  B.  et  heredes  sui  iure 
hereditario  vinee  prefate  possessores  existerent');  in  perpetuam 
emphyteoeim  concessimus  possidendum*);  locavimus  seu  concessi- 
muB  iure  hereditario^);  titulo  locationis  perpetue  et  hereditarie 
....  reeepimus  habendam,  edificandam,  possidendam  et  diverten- 
dam^);  servato  nostro  allodio  omnique  iure  ecclesie  in  domo 
nostra  hereditariam  mansionem  concessimus^)  und  viele  ähnliche 
verwandte  Redewendungen  werden  für  den  Akt  der  Verleihung 
gebraucht,  wogegen  die  Überlassung  zu  vollem  Eigenthume,  sei 
es  mit  oder  ohne  Constituirung  eines  Zinses  unter  Hinweis  auf 
dessen  weiten  Umfang  als  plenum  ius  hereditarium  ^)  oder  in 
der  Weise  gekennzeichnet  wird,  dass  von  einem  concedere  iure 
proprietatis  perpetue  possidendum*)  oder  einfacher  von  einem 
concedere  pleno  iure  possidendum^),  einem  dare  et  tradere  iure 
perpetuo  *•)  oder  wieder  ausfuhrlicher  von  einem  concedere  ita  ,  .  . 
ut  .  . .  tamquam  libera  proprietate  pro  libera  utantur  voluntate, 
sicut  usui  et  voluntati  sue  per  omnia  decreverint  fructuosius 
expedire")  die  Rede  ist"). 

Die  Belastung  eines  so  zu  Eigenthum  übertragenen  Gutes 
mit  einem  Zinse   findet    dann   naturgemäss    ihre   besondere   Er- 

')  1185  MR  ÜB.  11.  71. 

»)  1189  MB,  ÜB.  n.  98. 

»)  1242  MR.  ÜB.  III.  743. 

«)  1267  Ennen  H.  496. 

»)  1294  Ennen  Hl.  397. 

•)  1177  Ennen  I.  89. 

')  1287  Lac.  n.  827. 

-)  1251  Lac.  II.  372. 

•)  1259  Lac.  H.  477. 

'<»)  1297  Lac.  IL  976. 

»)  1217  MR.  ÜB.  ni.  71. 

")  Auch  in  einer  Urkunde  ist  oft  der  Gegensatz  scharf  gekennzeichnet; 
80  in  der  oben  citierten  ürk.  1177  Ennen-Eckertz  I.  89,  oder  ürk.  1299  Ennen 
UL  489.  Wohl  auch  Böhmer,  Frankfurter  ÜB.  1286  p.  224.  Wie  sehr 
sich  der  Aasdruek  „iure  hereditario**  als  technisch  für  den  BegrifiF  des  Leihe- 
Verhältnisses  eingebürgert  hatte,  zeigen  namentlich  die  Fälle,  in  denen  er 
gebraucht  wird,  obwohl  von  einer  Erblichkeit  des  Rechtes,  die  doch  dem 
Qanzen  den  KameA  gegeben  hatte,  überhaupt  nicht  die  Rede  ist,  vergl.  z.  B. 
1152  MR.  ÜB.  I.  568.  Hermannus  .  .  .  vineam  ....  hereditario  iure 
quam  diu  ipse  vi  v  er  et  .  .  .  colendam  suscepit. 
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wähnung;  so  Urk.  1180  (Ennen  I.  93)  .  .  .  proprietaiem  loci 
libere  in  manus  nostras  resignaverunt,  nur   mit  der  Bedingungy 

dass  die  fratres  cenobii  aureum  nummum ecdesie   b* 

Oereonis  .  .  .  pereolvant  *). 

Schon  diese  scharfe  Scheidung  zwischen  den  Übertragungen 
zu  Eigenthum  und  zu  Erbrecht,  welche  in  dem  sprachlichen  Aus- 
druck jener  Zeit  wiederholt  zu  Tage  tritt,  macht  die  Annahme 
unmöglich,  dass  in  der  Verleihung  zu  Erbrecht  etwa  der  Regel 
nach  eine  Überlassung  zu  Eigenthum  unter  gleichzeitiger  Be- 
gründung einer  Zinspfiicht  gelegen  sei.  Eine  nähere  Betrachtung 
der  in  Frage  stehenden  Fälle  zeigt  uns  auch  sehr  bald,  dass 
das  Eigenthumsrecht  des  Verleihers  auch  während  der  Dauer  des 
Erbleiheverhältnisses  fortbesteht,  (wohl  zunächst  nur  schlummernd, 
etwa  wie  die  nuda  proprietas  gegenüber  dem  römischen  usus- 
fructus  oder  der  Emphyteuse),  dass  es  aber  eine  Reihe  von 
Fällen  gibt,  in  welchen  es  wieder  zu  voller  Machtentfaltung 
gelangen  konnte. 

Das  Leihegut  unterlag  sonach  einer  zweifachen  flerrschafl: 
der  umittelbaren  Macht  des  fieliehenen,  der  das  Out  rechtlich 
und  thatsächlich  beherrschte,  und  dem  durch  dieses  Leiherecht 
zunächst  fast  in  jeder  Lebensäussorung  beengten,  nahezu  völlig 
brach  gelegten  Eigenthume  des  Gutsherrn.  So  gestalten  sich 
denn  auch  die  sachenrechtlichen  Verhältnisse  an  dem  Leihegute 
unendlich  einfach.  Ein  Nutzungsrecht  mit  weiten,  aber  fest  ge- 
gezogenen rechtlichen  und  in  gewissem  Sinne  auch  zeitlichen 
Schranken  und  das  Eigenthum,  das  überall  zum  Durchbruche 
und  zur  Geltung  zu  gelangen  bemüht  ist,  wo  ihm  nur  neben 
jenem  Nutzungsrecht  ein  Raum  zur  Bethätigung  geboten   wird. 

Eine  Menge  von  Fällen  und  Combinationen,  in  welchen  das 
Recht  des  Beliehenen  erlosch  oder  ins  Wanken  kam  und  damit 
das  Eigenthum  sich  Geltung  verschaffen  konnte,  sind  nicht  auf 
sachenrechtliche  sondern  auf  ander wärtige  Ursachen  zurück- 
zufuhren; und  während  die  Ausfuhrung  von  all  den  einzelnen 
Eventualitäten,  welche  ein  solches  Aufleben  des  Eigenthumes 
verursachen  konnten,  einem  anderen  Orte  vorbehalten  bleiben 
muss,  werden  hier  einige  schwache  Hinweise  genügen:  Es  ist 
nichts  anderes  als  ein  Wiedererwachen  des  schlummernden  Eigen- 
thumes, wenn,  wie  unten  ausgeführt  werden  wird,  der  Leiheherr 
bei  unpünktlicher  Zahlung  des  Zinses  oder   mitunter  bei  Ver- 


<)  Aehnlioh  1278  Ennen  IIL  171. 
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schlechterung  oder  auch  nur  ungenügender  Pflege  des  Gutes 
den  Erbpächter  entsetzen  kann;  wenn  im  Falle  erblosen  Todes 
des  Beliehenen  das  Recht  am  Gute  sich  in  des  Leiheherrn 
Händen  oonsoHdiert,  und  wenn  eventuelle  Veräusserungen  des 
Leihrechtes,  sofern  dieselben  überhaupt  zulässig  sind«  an  die 
Mitwirkung  des  Leiheherrn  gebunden  sind,  und  manches 
andere  mehr. 

An  dieser  Stelle  sei  auch  gleidi  hervorgehoben  —  die 
nähere  Ausführung  bleibt  wieder  einem  späteren  Orte  überlassen 
—  dass  dieses  Eigenthumsrecht  das  Gut  nicht  nur  in  der  Form 
erfasste^  wie  es  ursprünglich  übergeben  worden  war,  sondern 
dass  es  sich  naturgemäss  auch  auf  alle  mit  dem  Gute  vorge- 
kommenen und  damit  verbundenen  Besserungen  erstreckte,  also 
in  diesem  Sinne  auch  während  des  Bestandes  des  Leiheverhält- 
nissee  eine  und  zwar  oft  ganz  wesentliche  Erweiterung  erfahren 
konnte.  AU  dies  macht  es  gewiss  begreiflich,  dass  der  Besitz 
dieses  zunächst  freilich  nicht  actuellen  Rechtes,  auch  abgesehen 
von  den  sonst  an  den  Grundbesitz  geknüpften  rechtlichen  Präro- 
gativen auch  auf  rein  privatrechtlichem  Gebiete  mächtig  empfunden 
wurde  und  sonach  auch  seinen  Ausdruck  finden  musste. 

Näher  einzugehen  ist  hier  nur  noch  auf  die  Grenzen,  welche 
für  Beginn  und  Ende  der  Bethätigung  des  Eigenthumsrechtes 
aus  unmittelbaren  sachenrechtlichen  Ursachen  gesetzt  sind,  oder 
was  dasselbe  ist,  auf  den  Umfang  und  Inhalt  der  leiherechtlichen 
Befugnisse,  deren  Besprechung  sich  indes  gleichfalls  mit  wenigen 
Worten  erledigen  lässt. 

Wir  finden  den  Beliehenen  im  Genüsse  und  der  Ausübung 
eines  weitreichenden  Verfügungsrechtes.  Abgesehen  von  ganz 
singulären  Bestimmungen  fehlt  es  an  Festsetzungen^  die  den  Be- 
sitzer an  irgend  welchen  Dispositionen  hinderten,  welche  die  ge* 
wohnliche  Benützung  des  Gutes  mit  sich  bringt  oder  erfordert. 
Wo  nicht  ein  engerer  Verband  mit  dem  herrschaftlichen  Wirth- 
schaftsorganismus  anderes  verlangte  oder  sonst  vertragsmässig 
Specialculturen  vorgeschrieben  waren,  standen  auch  Veränderungen 
der  Oultur,  Meliorationen  jeder  Art  ')  und  jede  Vorkehrung,  die 
nicht  zur  Verschlechterung  des  Gutes  führt,  in  der  rechtlichen 
Macht  des  Beliehenen.  Und  selbst  für  Depravationen  sind  nur 
selten  rechtliche  Nachtheile  angedroht  ^). 

')  Ausnahmen:  z.  B.  Art.  1206—11  Ennen  IL  33»  wo  Baufähningen  an 
die  Zustimmung  des  Leiheherm  gebunden  sind. 
>)  z.  B.  1233  MK.  OB  111.  481. 
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Als  Nutznieaser  und  Besitzer  stand  er  natürlich  in  der  Ge- 
were  und  erfreute  sich  all  der  Vortheile,  welche  diese  mit 
sich  bringt. 

Dieses  weitgehende  Recht,  dessen  Genusö  dem  fSrbpächter 
eingeräumt  ist,  ist  überdies  nicht  gebunden  an  eine  bestimmte 
Zeit;  es  ist  auch  nicht  geknüpft  an  das  Leben  einer  einzelnen 
Person  ').  Im  Gegentheile  tritt  gerade  das  Moment  der  Erblich- 
keit des  Rechtes  so  sehr  in  den  Vordergrund,  das  nach  ihm  allein 
das  ganze  Bechtsinstitut  seinen  Namen  erhielt,  und  es  fehlt  nicht 
an  besonderen  Verbürgungen  für  die  Dauer  und  Unverbrüchlich- 
keit des  Verhältnisses  für  alle  Zeiten  '). 

Nach  den  gewöhnlichen  Bestimmungen  der  Leiheverträge 
wird  das  Gut  dem  zunächst  Beliehenen,  seinen  Kindern  und 
deren  Nachkommen  überlassen.  Also  die  Descendenz  des  Be- 
liehenen ist  im  allgemeinen  zur  Nachfolge  in  das  Leiherecht  be- 
rufen. Dabei  finden  sich  dann  im  Einzelnen  Erweiterungen  und 
Beschränkungen  verschiedenster  Art.  Bald  sind  auch  andere 
Verwandte  des  ersten  Erwerbers  als  Rechtsnachfolger  zu- 
gelassen *)  oder  es  sind  die  Ascendenten  im  Falle  des  Abgangs 
einer  Descendenz  zur  Nachfolge  berechtigt  *).  Bald  ist  wieder 
ausdrücklich  das  ausschliessliche  Recht  der  Descendenten  ')  oder 
auch  nur  der  ehelichen  Nachkommenschaft  des  ersten  Be- 
rechtigten*) normiert. 

Häufiger  indes  und  wichtiger  als  diese  mehr  zufälligen, 
nicht  nothwendig  einem  inneren  Grunde  entsprungenen  Erb- 
einschränkungen,   ist    eine    andere   Art   derselben,    nämlich   die 


^)  freilich  finden  sich  vereinzelt  aach  solche  Fälle,  doch  sind  dies 
natürlich  nicht  Erbleihen.  Zeitleihen  z.  B.  MR.  üß.  I.  c.  1160,  613;  IIL 
ld49,  1015  Vitalleihen  z.  B.  MR.  ÜB.  I.  1123,  449;  UI.  1221,  178  u.  a.;  anf 
das  Leben  zweier  Ehegatten  z.  B.  Hoeniger,  Köln^  Sohreinsarkanden 
I.  Mart.  10.  III.  1.  Eine  vollständige  Zusammenstellung  bei  Lamprecht 
D.  W.  L.  I.  2.  936  Anm.  3. 

•)  z.  B.  1116  MR.  ÜB.  I,  432,  1186,  484;  1295  Lac.  n.  957  ähnlich 
auch  1140  MR.  ÜB.  IL  Nachtrag  zu  I.  No.  40. 

»)  z.  B.  1136  MR.  ÜB.  L  481. 

*)  z.  B.  1234  MR.  ÜB.  lU.  614. 

6)  z.  B.  1200  MR.  ÜB.  II.  182. 

•)  z.  B.  1184  Ennen  I.  98. 


Digitized  by  V^OOQIC 


31 

Beschränkung  auf  einen  *)  oder  wenige  •)  Leibeserben  —  eine  Ver- 
fügung, welche  der  „Sorge  für  die  Erhaltung  der  Bauerngüter^, 
oder  vielleicht  richtiger  gesagt'),  der  Besorgnis  vor  einer  die 
grondfaerrlichen  Einkünfte  schädigenden  Zersplitterung  der  zins- 
pflichtigen Hufen  ihre  Entstehung  verdankte.  Dieses  Prädomi- 
niren  des  leiheherrlichen  Interesses  findet  seine  besonders  deut- 
lichen Ausdrücke  in  den  Abmachungen,  in  welchen  das  recht- 
liche Schicksal  des  Gutes  nicht  weiter  beeinflusst  wurde,  sondern 
nur  die  üntheilbarkeit  der  Zinslast  im  Vertrage  bedungen  wurde  ^). — 

Mögen  nun  diese  Beschränkungen  und  Regelungen  über  die 
Art  der  Vererbung  wie  inuner  gestaltet  gewesen  sein,  immer 
verschaffte  die  Verleihung  zu  Erbrecht  dem  Besitzer  die  Gewähr, 
dass  das  ihm  überlassene  Land  bei  seiner  Familie  dauernd  ver- 
bleiben, dass,  wenn  er  zur  Besserung  des  Grundes  etwas  beitrug, 
die  Fruchte  seiner  Arbeit  ihm  und  den  Seinen  zum  Vortheile  ge- 
reichen sollten,  dass  kein  Willkürsact  der  Gutsherrschaft  ihm 
das  entreissen  konnte,  was  er  mit  seinem  Schweisse  erarbeitet  hat. 

So  gross  nun  auch  nach  dem  Gesagten  die  Bedeutung  war, 
welche  die  Erblichkeit  des  Bechtes  für  den  Berechtigten  hatte, 
und  so  sorgfältig  die  Pflege  war,  welche  in  Folge  dessen  gerade 
den  Bestimmungen  über  die  Vererbung  zu  Theil  wurde,  so  dürfte 
doch  darin  allein  noch  nicht  der  Grund  dafür  gelegen  gewesen 
sein,  dass  das  ganze  Bechtsinstitut  seit  früher  Zeit  und  später 
immer  allgemeiner  gerade  nach  dem  Momente  der  Erblichkeit 
und  nur  nach  dieser  seinen  Namen  erhielt.  Denn  alle  Kreise 
des  damaligen  Bechtslebens,  das  Landrecht  nicht  minder  wie 
Lehen  und  Dienstrechte  kannten  zur  Genüge  vererbliche  Bechte 
an  Grund  und  Boden,  und  speciell  das  Lehen  und  Hofrecht  hatte 
damals  schon  vererbliche  Nutzungsrechte  an  fremdem  Lande  ge- 
zeitigt, und  auch  dem  Landrechte  kann  solches  nicht  ganz  fremd 
geblieben  sein  ^). 

0  z.  B.  MR.  ÜB.  1.  1115,  431;  a  1132,  474;  IL  1200,  182;  1204,  221; 
1206,  225;  lU.  1232,  460;  1233.  481;  1234,  514;  Lac.  IL  1264,  548;  1286, 
821;  Ennen  UL  1281,  211;  Quix  cod.  dipl.  Aquensis  1206,  70. 

»)  «wei  Erben  z.  B.  1187  MR.  ÜB.  n.  90. 

')  dies  hebt  schon  hervor  L.  F.  Gabkens,  Grundsätze  des  Dorf-  und 
Bauemrechtes,  Halle  1780  §  126. 

*)  so  bestimmt  z.  B.  Urk.  1233  MR.  ÜB.  III.  489  nur,  dass  immer 
der  älteste  unter  den  Erben  zur  Zahlung  des  Zinses  verpflichtet  sein  soll. 
Verg:l.  auch  Quix  1906,  70. 

^)  ver^l.  dafür  u.  a.  die  Zinsleute  in  den  Spiegeln,  die  wenn  auch  be- 
schrankt so  doch  mitunter  vererblichen  Precarien  u.  a.  m. 
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Die  Erblichkeit  scheint  hier  nur  auch  noch  im  negativen 
Sinne  von  Bcdeutimg  gewesen  zu  sein,  indem  die  Verleihung 
an  einen  bestimmten  Besitzer  und  seine  Erben  indirect  zugleich 
auch  den  Ausschluss  aller  etwaigen  anderen  Erwerber,  den  Aus- 
schluss der  VeräusserungsbefugnisSy  auszusprechen  scheint. 

Das  Nutzungsrecht  war  der  Regel  nach  bestimmt  für  eine 
Familie,  nämlich  für  die  Familie  des  zuerst  Beliehenen;  es  war 
aber  nicht  bestimmt  für  den  freien  Güterverlcehr;  es  konnte  sich 
nicht  loslösen  von  dem  einen  Hause,  weil  es  nur  in  Verbindung 
mit  ihm  rechtlich  existierte  ^). 

Entscheidend  in  dieser  Beziehung  ist  zunächst  die  Fassung 
der  Urkunden,  welche  die  Vererblichkeit  des  Rechtes,  den  Rechts- 
übergang auf  die  Descendenz  des  Beliehenen  entweder  nur  im 
allgemeinen  festsetzen  oder  auch,  und  zwar  in  nicht  seltenen  Fallen, 
mit  sorgfältiger  Berücksichtigung  von  Einzelheiten  ausführlich  be- 
sprechen '),  eines  Veräusserungsrechtes  aber  meist  nicht  mit  einem 
Worte  gedenken  ^).  Denn  es  ist  doch  entschieden  nicht  anzu- 
nehmen, dass  die  Leiheurkunden,  welche  die  rechtlich  relevanten 
Momente  des  Leihevertrags  oft  so  detailliert  enthalten,  uns  eine  so 
wichtige  Befugnis  verschwiegen  hätten;  es  erschiene  eine  solche 
Annahme  um  so  weniger  gerechtfertigt,  als  auch  die  Regelung, 
welche  das  gleiche  Rechtsverhältnis  in  späteren  Jahrhunderten 
erfahren  hat,  mit  dem  Inhalte  der  älteren  Urkunden  völlig 
übereinstimmt  ^). 

In  einzelnen  Urkunden  jener  Zeit  findet  sich  die  Frage  auch 
positiv  geregelt.  Gewiss  nicht  die  Minderzahl  unter  ihnen  er- 
wähnen aber  die  Veräusserungsbefngnis  nur,  um  sie   mit  desto 


1)  der  gleichen  AnBiobt  auoh  Gobbers,  a.  a.  0.  S.  152.  In  spaterer 
Zeit  ist  dies  freilich  anders  geworden. 

*)  vergl.  oben  S.  SO. 

>)  vergl.  z.  B.  MB.  Uß.  1. 1092,  886;  1116,  432;  o.  1132,  474;  1134,  477; 
1135,  481;  Lac.  I.  1158,  396;  Ennen  I.  1177,  89;  1179,  92;  1184,  98;  IL 
1200,  2;  1217,  56;  1225,  89;  1248,  229;  Guden  I.  1189,  105,  MB.  ÜB.  n. 
1200,  182;  1208,  239;  und  sehr  viele  andere.  Bezeichnend  in  dieser  Buck- 
sicht  sind  gewiss  auch  die  Urkk.,  wie  1155  Lac.  I.  885  und  1258  Guden  V. 
p.  24.,  welche  bei  der  Statuierung  einer  Uebertragungsgebühr  als  einzigen 
Falles  des  Bechtsüberg^ges  nur  des  £rbganges  gedenken. 

*)  vergl.  die  oben  S.  19  Anm.  1  abgedruckten  und  citierten  Stellen 
aus  dem  Solmser  Landreoht  VI.  Theil,  wo  die  Beohte  der  Berechtigten  aus- 
fuhrlich genannt,  eine  Verkaufsbefugnis  gleichfalls  nicht  erwähnt  ist;  aus 
der  Nassau  -  Gatzenelebog'schen  Landordnung  VII.  3  (Kahmer  p.  156)  .  .  . 
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grosserem  Nachdrucke  auszuschliessen  ^).  Daneben  finden  sich 
dann  freilicli  auch  noch  andere,  die  dem  £rbpächter  den  Ver- 
kauf seines  Bechtes  zMar  gestatten,  dies  aber  entweder  an  des 
Leiheherrn  Zustimmung  knüpfen  *)  —  also  eigentlich  mehr  eine 
rechtliche  Möglichkeit  ins  Auge  fassen,  ohne  dafür  ein  wirk- 
liches £echt  zu  gewähren  —  oder  wenigstens  durch  die  Statuiening 
eines  Vorkaufsrechtes ')  dem  Eigenthümer  die  Macht  ver- 
leihen, jeden  unliebsamen  vom  Erwerbe  auszuschliessen.  Bemerkt 
sei  nur,  dass  das  spätere,  namentlich  das  städtische  Recht  von 
dieser  Gebundenheit  vielfach  abgegangen  ist^).  Für  das  ländliche 
Recht  blieb  aber  dieser  coneervative  Character  lange  gewahrt, 
und  wo  ja  einmal  die  Qebertragung  des  Leiherechtes  von  einem 
Hause  auf  das  andere  wirthschaftiches  Bedürfnis  war^  half  die 
auch  später  noch  gerne  beliebte  Form,  dass  der  Besitzer  auf 
sein  Recht  verzichtete  und  der  Leiheherr  den  von  jenem  Vor- 
geschlagenen neu  und  unmittelbar  erblich  belieh  ^). 

Dieselbe  anfängliche  Beschränkung  des  freien  Verkehres 
äusserte  sich  auch  dort,  wo  es  sich  um  partielle  Veräusserung 
des  Leiherechtes,   namentlich    in    Form    der    Verpfändung    und 


anch  ohne  Verwilligung  seines  Leihe-  oder  firb-G-utsherms  nicht  za  vertheilen 
▼iel  weniger  etwas  daraas  zu  veräussem  noch  mit  Zinsen  ...  zu  beschweren. 
Das  churpfälzische  (161 1  zuerst)  erneuerte  Landrecht  enthält,  wenigstens  in 
der  bei  v.  d.  Nahmer  p.  401  ff.  gedruckten  Neupublication  von  1698,  V.  7 
p.  422  die  Veräusserungsbefugnis  dem  Rechte  des  römischen  Emphytenten 
analog  geregelt,  was  jedoch  wahrscheinlich  auf  römischen  Einfluss  zurück- 
zuführen ist. 

>)  z.  £.  MR.  DB.  U  1189,  98;  1206,  225;  111  1215,  32;  1227,  324; 
1242,  760;  1245,  814;  Quix  1206,  70;  Lac.  H  1264,  548;  1286,  821. 

*)  z.  B.  1206  Ennen  U  84;  1246,  260;  1247  MR.  ÜB.  UL  899,  sowie  als 
Zeugnis  für  eine  auf  Grund  solcher  Genehmigung  erfolgten  Rechts» 
Übertragung  1299  Ennen  III  488. 

«)  z.  B.  MR.  ÜB.  I  1168,  652;  H  1204,  221;  m  1289-1240,  646; 
1242,  748;  ähnlich  auch  1284  Ennen  UL  245. 

*)  z.  B.  schon  1181  Lac,  I  477;  Ennen  n  1254,  380;  1267,  874;  wohl 
anch  m  1294,  397  u.  402;  dann  die  bei  Ennen  Gesch.  der  Stadt  Köln  I 
S.  421  Anm.  1  genannte  Ürk.  Femer  als  Beispiele  von  Uebertragungs-Ur- 
kundeu,  die  einer  leiheherrlichen  Bestätigung  nicht  Erwähnung  thun,  Lac.  II 
1260,  362;  1295,  957;  die  ganze  Entwicklung  eingehend  dargestellt  bei 
Arnold,  Rosen thal,  Gobbers  a.  a.  O. 

>)  z.  B.  Ennen  II  1265,  485;  m  1285,  259;  1306,  535. 

V.  aeiurind,  Brbleihen.  3 
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Weiterverleihuug  (Afterleihe)  handelte  ^).  Nur  dass  aus  den  bei 
Arnold*)  angedeuteten  Gründen  die  Fortbildung  des  Leihe- 
reohtes  dort,  wo  das  Bedürfnis  nach  einem  freieren  Verkehrs- 
rechte  besonders  lebhaft  empfunden  wurde,  also  vornehmlich  in 
den  Städten,  sich  für  diese  Fälle  verhältnismässig  leichter  toU- 
ziehen  konnte.  Da  nämlich  das  Kecht  des  Leiheherrn  völlig 
unverändert  aufrecht  blieb  und  durch  das  Hinzutreten  solcher 
neu  Berechtigter  sich  nur  der  Kreis  derer  erweiterte,  die  an  dem 
ordnungsgemässen  Bestände  des  Leiheverhältnisses  ein  rechtliches 
Interesse  hatten,  da  also  durch  derartige  Rechtsgeschäfte  un- 
zweifelhaft nur  eine  Verstärkung  der  leiheherrlichen  Position 
geschaffen  wurde,  so  fehlte  es  an  einem  G-runde  für  ein  die 
Verkehrsbedürfnisse  beschränkendes  Eingreifen  des  Leiheherrn. 
Doch  kam  dem  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Rechtes  natur- 
gemäss  keine  sonderliche  Bedeutung  zu. 

Hier  blieb  es  vielmehr  der  Regel  nach  schlechthin  bei  dem 
eben  gekennzeichneten  zweifachen  Rechte,  dem  in  jeder  Land- 
leihe das  Leihegut  unterworfen  war.  Dem  Eigenthume  des 
Leiheherrn  stand  das  „Erbrecht'^  des  Beliehenen  gegenüber,  ein 
Recht,  welches  für  die  Dauer  seines  Bestandes  die  principielle 
Omnipotenz  des  Eigenthümers  nahezu  zu  völliger  Machtlosigkeit 
brachlegte.  Erst  wenn  durch  Aussterben  der  beliehenen  Familie, 
oder  schon  früher  in  abnormaler  Weise  — -  z.  B.  durch  strafweise 
Besitzentsetzung  oder   durch  die  gewiss  zulässige  Dereliction ') 


»)  Verpfandung  verboten  u.  a.  MR.  ÜB.  II 1189,  98;  1206,  226;  Lac.  U 
1264,  648;  1286,  821 ;  Quix  1206,  70  —  dagegen  Recht  zur  Weitervermiethung 
eingeräumt  1235 MR.  ÜB.  III  ö43  (städtisch.)—  Über  Afterverleihung  Tergl. 
die  bei  Lamp recht,  deutsches  Wirthschaftsleben.  I.  S.  942,  Anm.  3 
cit.  Quellenstellen,  welche  die  Afterverleihung  ausschli essen.  Die  älteste 
unter  ihnen  1165  MR.  ÜB.  U  Nachtrag  zu  I  No.  43  scheint  richtiger  nicht 
als  Afterverleihung  zu  deuten  zu  sein,  indem  die  Worte  sine  legitimi  tra- 
ditoris  dono  nicht  auf  den  Mangel  einer  Zustimmung  zur  Afterverleihung 
sondern  auf  den  Mangel  eines  Erwerbstitels  überhaupt  zu  beziehen  sein 
dürften,  ohne  den  der  fragliche  colonus  Theile  von  dem  Golonats  Gute  mit 
dem  benachbarten  zu  besserem  Rechte  besessenem  Gute  verbinden  wollt«. 
—  vergl.  ausserdem  Ennen  II  1235,  155  u.  1237,  168,  wo  dasselbe  Gut,  das 
zuerst  als  Erbgut  einem  Herzog  v.  Brabant  geliehen  wurde,  von  diesem  als 
Lehen  weiter  begeben  wurde.    Gobbers  S.  163  f.  fasst  es  als  Afterleihe. 

*)  Gesch.  d.  Eigenthumes  S.  HO. 

')  Sachenrechtlich  gewiss  zulässig;  über  die  Wirkung  auf  die  Zins- 
pflioht  8.  u.  S.  60. 
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des  Leihegutes  von  Seiten  des  Beliehenen  —  das  Erbrecht  sein 
Ende  erreichte  und  erlosch,  lebte  das  Eigenthum  in  vollem  Um- 
fange wieder  auf. 

Dabei  tritt,  was  noch  hervorzuheben  ist,  deutlich  zu  Tage, 
dass  die  beiden  dinglichen  Rechte  das  Leihegut,  wie  oben  schon 
angedeutet  wurde,  in  seiner  Totalität  erfassten.  Von  einer  ver- 
schiedenen Behandlung  des  G-utes  und  der  Besserung,  wie  Arnold 
sie  für  Basel  annimmt  ^),  findet  sich  keine  Spur,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  eine  solche  Trennung,  die  im  städtischen  Rechte 
noch  denkbar  wäre,  bei  Landgütern,  deren  Besserung  haupt- 
Mlchlich  in  Grund  und  Boden  liegt,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
real  überhaupt  nicht  durchfuhrbar  gewesen  wäre.  Onmd  und 
Boden  und  die  darauf  gelegten  Meliorationen  waren  dem  gleichen 
rechtlichen  Schicksale  unterworfen,  an  ihren  Vortheilen  erfreute 
sich  während  der  Dauer  des  Leiherechtes  die  Familie  des  Be- 
liehenen, und  wenn  das  Leiherecht  schliesslich  selbst  sein  Ende 
erreichte,  so  gelangte  das  gebesserte  Qut  in  die  Hände  des  Leihe- 
herm  zu  weiterer  Verfügung  zurück  *).  üeberall  ist  das  Gut 
nur  als  eine  Einheit  genannt,  das  Gut,  wie  es  sich  eben  befindet, 
als  Bechtsobject  in  den  Händen  des  Eigenthümers  wie  des  Be- 
sitzers; von  der  Besserung  wird  überhaupt  nicht  gesprochen.  Die 
späteren  Ausfuhrungen  über  den  Zins  und  dessen  Sicherungs- 
mittel  werden  zeigen,  dass  in  vielen  Fällen  auch  nur  diese 
Ordnung  der  Dinge  den  Ansprüchen  und  dem  Interesse  des 
Leiheherm  zu  genügen  vermochte  '). 

Demnach  erscheint  das  ganze  Verhaltniss  durchaus  einheitlich 
gestaltet,  und  unsere  Landleihe  ist  frei  von  all  den  Complicationen, 
zu  denen  die  Arnold'sche  Ansicht  führte« 

Zum  Schlüsse  dieser  sachenrechtlichen  Betrachtung  der 
Leiheverhältnisse  soll  noch  die  Form  der  Begründung  derselben 
unter  Hinweis  auf  die  Rechtsgebiete,  in  denen  sie  sich  finden, 
einer  kurzen  Erörterung  unterzogen  werden. 

Der  Grund  für  diese  systematische  Anordnung  mag  darin 
erblickt  werden,  dass  alle  eventuellen  Formvorschriften,  welche 
für  die  Begründung  der  Leihen  in  Betracht   kommen  können, 

')  Zur  Geschichte  des  Eigrenthums  in  den  deutschen  Städten. 
S.  172  ff.,  vergl.  auch  S.  150  ff.  und  Gobbers  a.  a.  0.  S.  158. 

*)  Ansdrilcklich  ausgesprochen  z.B.  1257  Lac.  11 446;  lld4 Ennen  Ul  397. 
')  vergl.  unten. 

8* 
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sich  nur  auf  die  Begründuog  des  in  ihr  gelegenen  dinglichen 
Rechtes,  nicht  auf  die  damit  verknüpften  obligatorischen  Ver- 
pflichtungsverhältnisse  beziehen  können.  Denn  dass  bei  der  Er- 
richtung von  Leiheverträgen  sich  keine  Spur  eines  solennen 
Schuldversprechens  findet,  wird  schon  bei  der  oberflächlichsten 
Betrachtung  der  Urkunden  zur  vollsten  Gewissheit. 

Der  eigentlichen  Besprechung  des  formellen  Theiles  soll 
aus  Gründen,  die  sich  bald  darthun  werden,  ein  kurzer  Hinweis 
auf  die  Bechtsgebiete  (in  persönlicher  und  sachlicher  Beziehung) 
vorausgehen,  welchen  unsere  Leiheverträge  angehören ;  sind  doch 
in  jenen  Zeiten  persönliche  und  sachliche  Beziehungen  fär  Form 
und  Inhalt  der  Bechtsverhältnisse  oft  von  wesentlichem  Ejinflusae. 

Dass  nur  unbewegliche  Güter  Object  von  Landleihen  sein 
konnten,  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Erwähnung,  und  es  wird 
in  dieser  Richtung  wohl  alles  Nöthige  gesagt  sein  mit  dem  Hin- 
weise, dass  auf  dem  Lande  neben  Grundstücken,  die  entweder 
schlechthin  oder  mit  der  Widmung  für  eine  bestimmte,  in  vielen 
Fällen  auch  erst  zu  schaffende  Cultur  übergeben  wurden,  auch 
Mühlen  ^)  und  selb&t  Zehentrechte  *),  und  dass  in  der  Stadt  neben 
Bauplätzen  auch  fertige  Häuser  oder  Theile  derselben  wiederholt 
zu  Erbrecht  ausgeliehen  wurden. 

Wichtiger  ist  die  Frage  nach  den  am  Leiheverhältnisse  be- 
theiligten Rechtssubjecten. 

Abgesehen  von  manchen  in  den  wirthschaftlichen  wie  recht- 
lichen Verhältnissen  jener  Zeit  gelegenen  Momenten,  welche 
vielfach  dafür  bestimmend  waren,  dass  gerade  geistliche 
Anstalten  oft  geneigt  sein  mussten,  ihre  Güter  leiherechtlich  zu 
vergeben,  liegt  wohl  in  der  Art  der  üeberlieferung  und  der  Er- 
haltung des  urkundlichen  Materials  der  vornehmlichste  Grund 
dafür,  dass  in  den  auf  uns  überkommenen  Urkunden  fast  aus- 
nahmslos der  todten  Band  die  leiheherrlichen  Rechte  zukommen. 
Gewöhnlich  sind  es  Klöster,  Kirchen,  Stifter  und  andere  kirch- 
lichen Institute,  die  uns  als  Leiheherrn  in  den  Urkunden  ent- 
gegentreten. 


1)  1165  Lac.  I  385;  11B2  Ko.  13  der  von  Merlo  in  den  Ann.  des 
bist.  Vereins  f.  d  Nioderrhein  abg^ednickten  ürkk  ;  1196  Quix  cod.  dipl. 
Aqnensis  68.  Ver^^l.  auch  die  Zusammenstellungf  bei  Lamprecht  D.  W.  L.  1. 2. 
S.  931  Anm   5;  ErbrechtBverleihung  eines  Bades  1240  Quix  160. 

«)  z.  B.  1161  MR.  ÜB.  I  630,  1256  Böhmer  Frankf.  ÜB.  p.  99;  1274 
p.  170;  B.  d.  Zusammenstellung;  bei  Lamprecht  D.  W.  L.  L  2,  S.  932  Anm.  1. 
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Wie  68  überhaupt  mit  der  Erhaltung  weltlicher  Privat- 
urkunden  aus  früheren  Zeiten  sehr  schlimm  bestellt  ist,  so  sind 
auch  von  Leihebriefen  weltlicher  Personen  nur  sehr  wenige  auf 
uns  gekommen,  und  die  Phantasie  hat  ziemlich  freien  Spielraum, 
will  sie  die  Zahl  der  Verlorenen  hoch  oder  niedrig  anschlagen. 
Die  wenigen  erhaltenen  Urkunden,  in  denen  die  Leiheherren 
weltliche  Personen  waren,  werden  später  noch  in  einem  andern 
Zusammenhange  kurze  Erwähnung  finden. 

Bunter  und  abwechslungsreicher  ist  das  Bild,  welches  uns 
die  Schar  der  Beliehenen  gibt.  Hier  finden  sich  wohl  Leute 
aus  allen  Ständen,  wenn  auch  nicht  alle  in  völlig  gleicher  Art. 
In  einer  Urkunde  des  kölnischen  Klosters  Weiher  ist  der  Herzog 
von  Brabant  mit  einem  Hause  beliehen^);  nicht  selten  stehen 
Abte  «)  und  Canoniker«),  Vögte  *)  und  Rittersleute*)  oder  Bürger  •) 
als  passive  Glieder  in  Erbleiheverträgen.  Auch  Kirchen  und 
geistliche  Anstalten  sind  häufig  in  erbrechtlichen  Besitz  von 
Grundstücken  gesetzt  worden;  sei  es,  dass  andere  kirchliche 
Institute  sie  in  dieser  Weise  dotierten,  oder  dass  Private  ihre 
frommen  Zuwendungen  in  diese  Formen  gekleidet  haben.  Es 
hängt  unzweifelhaft  wieder  mit  der  Überlieferung  älterer  Urkunden 
zusammen,  dass  fast  alle  uns  vorliegenden  Leihebriefe  weltlicher 
Herren  Zuwendungen  an  Kirchen  zum  Gegenstande  haben. 

Sehr  oft  gibt  uns  die  Urkunde  überhaupt  keine  Auskunft 
über  Stand  und  persönliches  Recht  der  Beliehenen;  aber  man 
wird  wohl  bei  dem  Umstände,  dass  ein  höherer  Stand  in  Ur- 
kunden meistens  doch  zum  Ausdrucke  gelangt  ist,  in  vielen 
solchen  Fällen  nicht  irre  gehen,  wenn  man  solche  Beliehene, 
namentlich  auf  dem  Lande,  in  den  Kreisen  der  Bevölkerung  mit 
geminderter  Freiheit,  also  unter  der  ländlichen  Bauernbevölkerung 
oder  unter  anderen  Hofangehörigen  sucht,  aus  deren  Mitte  ja 
immer,  wo  es  galt,  unmittelbar  landwirthschaftliche  Zwecke  zu 
erreichen,  die  meisten  Kriifte  scheinen  herangezogen  worden 
zu  sein. 

Dabei  ist  noch  auf  eine  Verschiedenheit  hinzuweisen,  welcher 


0  1235  Ennen  H  155. 

«)  2.  B  1181  MR.  ÜB.  n  45. 

»)  z.  B.  1187  MR    ÜB.  n  87;  1230  MR  ÜB.  DI  410. 

*)  z.  B.  1321  Lac  U  97. 

*)  z.  B.  1189  MR.  ÜB.  II  98;  1204,  221;  1256  Lac.  II  425. 

•)  z.  B.  1351  MK  ÜB.  m  1092  u.  a. 
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nicht  nur  äuBserlicbe  Bedeutung  zukommt.  In  vielen  Fällen  ist 
einem  Einzelnen  oder  einigen  wenigen  bestimmt  bezeichneten 
Personen  der  leiherechtliche  Besitz  eingeräumt.  Dabei  bietet 
sich  wenig  Besonderheit.  Aber  schon  in  einigen  der  zuletzt 
genannten  Fälle ,  allgemeiner  überhaupt  dort,  wo  gleichzeitig 
eine  Mehrheit,  namentlich  abhängiger  Leute  in  ein  Leihever» 
hältnis  eintraten^),  äusserte  sich  nicht  selten  die  Tendenz  einer 
grösseren  Annäherung  an  analoge  hofrechtliche  lustituüonen  mit 
deren  genossenschaftlichen  Einrichtungen,  so  dass  die  Scheidung 
zwischen  beiden  im  einzelnen  oft  auf  Schwierigkeiten  stösst. 

Wenden  wir  uns  nun  nach  dieser  vorbereitenden  Besprechung 
der  eigentlichen  Hauptfrage  nach  der  Form  der  Begründung 
unserer  Leiheverträge  zu,  so  ist  wohl  zunächst  mit  wenigen 
Worten  die  Fassung  unserer  I3rkunden  selbst  zu  berühren. 
Cartae  im  technischen  Sinne,  also  Constitutivurkunden  sind 
dieselben  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  gewiss  nicht.  Es 
sind  vielmehr  Noticien  im  Sinne  Brunner's,  Urkunden,  aufge- 
nommen zu  Beweiszwecken  und  als  Beweismittel  für  spatere 
Zeiten.  Oft  und  oft  ist  dies  in  dem  Schriftstücke  selbst  bezeugt, 
und  in  andern  Fällen,  in  denen  es  nicht  besonders  zum  Aus- 
drucke kommt,  lässt  der  ganze  Inhalt  der  Urkunde  darüber 
keinen  Zweifel  entstehen. 

Verbrieft  ist  darin,  'ut  firmum  et  inconvulsum  permaneat',  der 
Inhalt  des  Erbleihevertrages,  die  Thatsache  der  Überlaasung  des 
Gutes  gegen  Zins  und  die  näheren  Bedingungen,  die  dabei  ver- 
abredet wurden;  also,  wenn  man  die  Terminologie,  welche  für 
Eigenthumsübertragungen  namentlich  in  älterer  Zeit  festzuhalten 
ist|  zur  Analogie  heranziehen  will,  etwa  das,  was  der  Säle  im  Sinne 
Sohm's^)  entspricht;  von  der  traditio  hingegen  ist  dabei  nicht  die 
Bede.  Nun  stehen  unsere  Leihverträge  allerdings  in  einer  Zeit, 
in  welcher  dieser  Gegensatz  auch  für  den  Eigenthumsübergang 
seine  Bedeutung  verloren  hat'),  und  da  die  Begründung  des 
Leiherechts  wenigstens  auf  städtischem  Boden  nachweisbar  bald 
in  gerichtlicher  Form  sich  vollzog  und  in  der  Anschreinung  in 


>)  Bemerkt  sei,  dass  solche  Beleihungsarkunden  unier  den  erhaltenen 
Leihebriefen  der  Zahl  nach  bei  weitem  in  der  Minorität  sind. 

*)  In  der  Festgabe  für  Thöl.  Zur  Geschichte  der  Auflassung,  S.  96 
(16)  f. 

*)  Yergl.  Heusler,  Institutionen  d.  deutschen  Privatrechts  11  80. 
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den  Gerichtsbüchern  ihren  Ausdruck  fand,  so  tritt  bei  Beurtheilung 
des  formalen  Begründungsactes  zunächst  die  Frage  in  den  Vor- 
dergrund;  ob  für  die  Erbleihen  in  der  Stadt  und  namentlich  auch 
auf  dem  Lande  gerichtliche  oder  aussergerichtliche  Bestellung 
gebräuchlich  war,  beziehungsweise  gar  die  gerichtliche  Bestellung 
für  nothwendig  galt 

Wie  Heusler^)  hervorhebt,  stehen  der  Lösung  dieses  Pro* 
blemes  deshalb  besondere  Schwierigkeiten  im  Wege,  weil  uns 
aus  dem  Kreise  landrechtlicher  Leihen  nur  solche  Beispiele  vor- 
liegen, welche  Güter  geistlicher  Anstalten  betreffen,  also  Güter, 
die  nicht  dem  Grafengerichte  unterstanden.  Für  Güter,  „die  von 
der  landrichterlichen  Gewalt  befreit  waren,  ohne  deshalb  in  einen 
grundherrlichen  Hof  zu  gehören,  fiel  die  Nothwendigkeit  gericht- 
licher Verleihung  weg,  und  darum  finden  wir  in  der  That  die 
Leihe  regelmässig  durch  Ausstellung  des  Leihebriefes  begründet'^ 

Li  der  Hauptsache,  namentlich  in  der  zuerst  genannten  Be- 
ziehung wird  man  He  usl  er 's  allgemein  ausgesprochener  Ansicht 
auch  für  unsere  Gegenden  unbedingt  beitreten  müssen.  Was 
oben  über  die  Personen  unserer  Leiheverträge  gesagt  wurde, 
lässt  darüber  keinen  Zweifel  aufkommen.  Sind  in  der  Mehrzahl 
der  uns  vorliegenden  Fälle  die  Leiheherrn  kirchliche  Institute, 
und  können  die  von  ihnen  gebrauchten  Rechtsformen  wegen  der 
exemten  Stellung  der  Kirche  nicht  als  entscheidende  Anhalts- 
punkte für  die  Beurtheilung  des  allgemeinen  Landrechtsbrauches 
herangezogen  werden,  so  enthalten  die  wenigen  von  weltlichen 
Herrn  erhaltenen  Leihebriefe  fast  ausnahmslos  Zuwendungen  an 
die  Kirche,  die  als  solche  gleichfalls  von  kirchlichen  Rechts- 
sätzen  nicht  unbeeinflusst  sein  dürften. 

Dem  letzten  Punkte,  der  oben  angegebenen  Heusler'schen 
Ausführungen,  dass  die  Leihe  regelmässig  durch  Ausstellung  des 
Leihebriefes  begründet  worden  sei,  wird  man  nach  dem  oben 
über  die  Form  der  uns  vorliegenden  Leiheurkunden  Gesagten 
speciell  für  die  Rheingegenden  sich  nicht  unbedingt  anschliessen 
können;  dieselben  werden  vielmehr  nach  den  dort  gegebenen 
Begründungen  als  schriftliche  Zeugnisse  über  den  in  ihnen  ge- 
nannten Vertragsinhalt  aufgefasst  werden  müssen. 

Als  solche  bezeugen   sie  die  Thatsache  der  Verleihung  und 


0  a.  a.  0.  n  179. 
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erwähnen  dabei  häufig,  dass  der  Vertrag,  der  meist  von  dem  Vorstände 
einer  geistlichen  Anstalt  ausgieng,  mit  Zustimmung  oder  £ath  der 
Mitglieder^)  derselben  und  oft  auch  noch  unter  der  Zeugen- 
schaft')  von  Personen  abgeschlossen  wurde,  die  auf  dem  Briefe 
verzeichnet  wurden.  Oft  wird  die  von  einer  weniger  mächtigen 
geistlichen  Körperschaft  vorgenommene  Verleihung  vom  kirch- 
lichen Obern,  namentlich  dem  Bischöfe,  bestätigt'). 

ESne  ausdrückliche  Betonung,  dass  das  geistliche  Gericht 
bez.  der  Herr  des  kirchlichen  Gutes  als  Gerichtaherr  die  Be- 
stellung des  Leiherechtes  vornahm,  lässt  sich  durchaus  nicht 
nachweisen;  die  Urkunden  sprechen  vielmehr  gewöhnlich,  wie 
oben  schon  ausgeführt  wurde,  davon,  dass  der  zur  rechtlichen 
Verfügung  über  das  Gut  Berechtigte  dasselbe  zu  erblichem  Rechte 
an  diesen  oder  jenen  ausgethan  habe,  und  dass  zur  Bekräftigung 
dieses  Rechteaktes,  der  nach  allem  auch  ohne  diese  Bestätigung 
perfect  erscheint*),  der  Leihebrief  unter  Hinweis  auf  die  an- 
wesenden Zeugen  ausgestellt,  eventuell  auch  besiegelt  wurde. 
Dabei  haben  denn  auch  die  Zeugen  viel  mehr  die  Rolle  von 
Beurkundungs-  als  von  Gerichtszeugen,  wofür  auch  der  Umstand 
zu  sprechen  scheint,  dass  man  nicht  selten  ihrer  gar  nicht  ge- 
dachte und  es  sich  mit  der  Verbriefung  und  Besiegelung  allein 
genügen  liess^). 

Freilich  findet  man  daneben  vereinzelt  auch  die  Erwähnung 
von  eigentlichen  Gerichtszeugen,  den  Schöffen^)  namentlich  im 
Gebiete    des    städtischen  Rechtes,    in    welchem    die   gerichtliche 


»)  1180  MK.  ÜB.  n  39;  1181,  46. 

*)  1285  MA.  ÜB.  m  541. 

')  Der  Grand  hierzu  kann  ebenso  in  der  Gerichtsbarkeit  des  Bischoies 
wie  darin  ^legen  sein,  dass  bei  Einräumung  eines  so  weit  reichenden 
Hechtes  an  einem  kirchlichen  Gute  die  Zustimmung  des  Bischofs  erforder- 
lich schien.    (Kirchliches  Veräusserungsverbot.) 

*)  z.  B.  Ut  autem  possessio  hec  prescripto  pacto  eis  stantibus  in  con- 
vulsa  permaneat,  nomina  .  .  .  prelatorum  quam  ceterorum  canonicorom, 
qui  hnio  facto  interfuerunt  annotari  dignum  duximus.    1160  ME.  ÜB.  I618> 

<")  yergl.  z.  B.  HR  ÜB.  U  1206,  225.  m  1218,  86;  1280,  409;  1238, 
481;  1233,  489;  1237,  608;   1246,  882;   Lac.  II  1221,  97  u.  a.  m. 

«)  vergl.  R.  B.  1216  Ennen  H  53  MR.  ÜB.  lU  1228,  218;  1228-1229, 
340  oder  die  ausdrückliche  Beurkundung  einer  Erbleihebestellung  durch 
Mainzer  Richter  1181  MR.  DB.  II  49.  Vergl.  auch  die  Schreinsnoten; 
dieselben  begnügen  sich  zwar  in  der  Regel  mit  dem  Hinweise  inde  testi- 
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Bestellung  sich  insbesondere  in  späterer  Zeit  zur  allgemeinen 
Aegel  herausgebildet  hat^).  Doch  scheint  in  den  älteren  Leihe- 
briefen auch  hier  die  Heranziehung  der  Schöffen  mehr  die  Be* 
deutung  einer  möglichst  öffentlichen  Beglaubigung  des  bereits 
perfecten  Geschäftes  gehabt  zu  haben,  als  die  einer  Mitwirkung 
des  Gerichtes  zum  Zwecke  der  Begründung  und  Oonstituierung 
des  Leiheverhältnisses,  wofür  man  in  dem  nicht  selten  beliebten 
Wortlaute  der  Urkunden  eine  Stütze  finden  kann,  die  ausfahren, 
dass  der  Vertrag  mit  diesem  oder  jenem  Inhalte  abgeschlossen 
worden  sei,  und  dann  etwa  weiter  fortfahren:  in  huius  rei  testi- 
monium,  also  zum  Zwecke  der  Bezeugung  des  abgeschlossenen 
Vertrages,  praesentem  cedulam  ....  sigillis  nominibusque  pre- 
fatorum  ecclesie  nostre  et  canonicorum  nee  non  et  scabinorum 
Treverensium  fecimus  communiri-). 

Überall  hier  handelt  es  sich  um  Bechtsgeschäfte  kirchlicher 
Anstalten,  und  wenn  auch  nach  dem  Gesagten  das  hier  Übliche 
einen  Schluss  auf  eine  analoge  Ausgestaltung  in  dem  Beohtsver- 
kehre  von  Privaten  nicht  schlechthin  zulässt,  so  darf  man  doch 
gewiss  für  einzelne  Punkte  in  dem  für  geistliche  Institute  ange- 
wendeten Bechte  den  Ausdruck  allgemeiner  Bechtsgedanken 
erblicken.  So  ist  es  doch  sicher  auffallend,  wenn  in  einer  und  der- 
selben Urkunde,  die  von  einem  complicierteren  Bechtsgeschäfte  be- 
richtet, gelegentlich  der  Bestellung  gewisser  dinglicher  Bechte,  wie 
des  Eigenthums  und  Pfandrechtes,  die  Mitwirkung  der  Schöffen  aus- 
drücklich hervorgehoben  wird,  während  unmittelbar  darauf,  wo  über 
die  Begründung  eines  Erbleiherechtes  an  demselben  Gute  und  unter 
denselben  Personen  gesprochen  wird,  jeder  analoge  Hinweis  fehlt'). 

moniam  civibus  ut  iostam  est  dedisBe  und  Ähnlichem  z.  B.  Hoeniger  I, 
Hart.  2  II  33;  43;  2  IV  22;  34;  3  II  29;  dagegen  aasführlich:  Ut  hoo 
vero  factaxn  a  nuUo  mutari  vel  infringi  possit  sub  testimonio  G.  et  D.  qoi 
tuno  magistri  ci^iam  erant  notari  fecimas  etc.  Laur.  1  VI  1,  ähnlich  Laor. 
1  VII  8;  die  Notiz  factum  coram  iudicc  et  magistriB  .  .  .  z.  B.  a.  a.  O.  Hart 
5.  m.  2  (Zeitpaoht). 

0  8.  Gobbers,  Erbleihe  and  Rentenkauf,  S.  171  ff. 

')  1278  ME.  ÜB.  m  340. 

*)  vergl.  Urk.  1228—29  MR.  ÜB.  DI  340,  wo  von  der  firbrechtbestellnng 
ohne  weiteren  Zusatz  berichtet,  dagegen  bei  der  gleichzeitigen  Begründung 
des  Pfandrechtes  zur  Sicherstellung  der  Zinsleistang  die  Mitwirkung  der 
Schöffen  hervorgehoben  wird;  dann  Urk.  1286  Lac.  II  821,  wo  bei  der  £igen- 
thomsübertragung  an  das  Kloster  (freilich  ist  der  Veräusserer  eine  weltliche 
Person)  die  Mitwirkung  der  Schöffen  aasführlich  erwähnt  wird,  während 
bezüglich  der  gleich  darauf  beurkundeten  Rüokverleihang  zu  Erbrecht  nichts 
davon  gesagt  ist. 
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Da  dürfte  denn  doch  die  Annahme  naheliegen,  dass  derselbe 
Rechtsgebrauch,  der  in  dem  älteren  Rechte  nach  ziemlich  all- 
gemein herrschender  Ansicht^)  für  die  Übertragung  zu  leihe- 
rechtlichem Besitze  weniger  solenne  Investitursformlichkeiten 
als  für  fügenthumsübertragungen  verlangt  hat,  auch  in  der  späteren 
Zeit  noch  zur  Geltung  kam. 

Zum  Schlüsse  sei  hier  noch  darauf  verwiesen,  dass  auch  die 
ganz  singulär  erhaltenen  Leihebriefe,  welche  über  Rechtsgesclmfte 
unter  Weltlichen  aufgezeichnet  wurden,  nicht  gegen  diese  Ver- 
muthung  sprechen  '). 

Nach  all  dem  scheint  die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  die 
Begründung  des  Erbieiherechtes  weniger  strengen  Rechtsformen 
unterlag,  als  für  Eigenthumsübertragungen  vorgeschrieben 
waren,  und  dass  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  im  allgemeinen  — 
wenigstens  für  das  flache  Land — nicht  als  Erfordernis  gegolten  hat*). 

Es  erübrigt  noch,  mit  wenigen  Worten  auf  die  Modalitäten 
einzugehen,  unter  welchen  sich  der  Rechtsübergang  von  einem 
Besitzer  auf  den  Nachfolger  vollzog.  Nach  den  obigen  Aus- 
führungen spielt  dabei  die  Übertragung  des  Leiherechtes  inter 
vivos  für  die  älteren  Zeiten  und  namentlich  auf  dem  Lande 
sicherlich  keine  bedeutende  Rolle.  Man  wird  hier  im  allgemeinen 
mit  der  Annahme  nicht  irre  gehen,   dass  der  Regel  nach  jede 


>)  vergl.  Heusler,  Die  Gewere,  S.  53;  Beseler,  Erbverträge  I  §  4. 

>)  vergl.  1263  Lac.  II  539  .  .  .  ego  Wilhelmus  vir  nobilis  de  Hnnen- 
bmcke  ana  cum  uxore  mea  ...  et  filio  meo  .  .  .  bona  de  Bunterbmok,  qae 
oonventus  de  Same  oomparavit  a  Qodeswino  milite  et  suis  heredibos,  ad 
noB  periinentia  conventui  iamdicto  in  Same  iure  contulimuB  hereditario, 
ea  videlicet  conditione  ut  m.  conventus  nobis  et  nostris  heredibus  anno  qno- 
libet  feste  Martini  .  .  .  V  sol.  den  .  .  .  exhibeat  Bine  omni  molestia  vadio- 
rum  et  Bio  ab  omni  inquietudine  exemte  permaneant,  neo  aliquid  de  eiadem 
bonis  nobis  ex  accidenti  provenire  poterit.  Ut  autem  hoo  factum  in  con- 
Yulsum  et  stabile  permaneat,  hano  cedulam  nostri  sigilli  appensione  dignum 
dnximuB  roborari.    Actum  et  datum  .  .  .  Testes  .  .  • 

*)  Dass  die  Erbleihen  in  der  Stadt,  speeiell  in  £öln  häufig,  yielleicfat 
regelmäBBig  in  die  Schreinskarten  eingetragen  wurden,  ist  ans  denselben 
zu  entnehmen;  yergl.  Hoeniger,  Kölner  Schrein surkunden,  z.  B.  Hart 
2  U  33;  43;  2  lU  16;  2  IV  22;  34;  3  I  14;  42;  45;  3  n  29;  3  IV  12;  17; 
4  n  7;  4  III  9;  4  V  8;  9  I  13;  9  IV  13;  13  I  16;  Laur.  l  VI  1;  1  VH 
8;  3  m  2;  4  U  18;  4  IV  7;  6  HI  9;  Brig.  1  n  1;  5;  7;  2  I  16;  21;  2  11 
22;  23;  2  in  28;  3  0  7;   3X1;  Col.  2  VIH  12  u.  a.  m. 
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solche  Übertragung  unter  Lebenden  in  irgend  einer  Weise  die 
Mitwirkung  des  Leiheherrn  zur  Yoraussetzung  hatte,  und  das« 
die  dabei  beobachteten  Formen  sich  oft  von  dem  nicht  unter- 
schieden haben  mögen,  was  bei  Neubegriindungen  von  Leihe- 
rechten gebriiuchlich  war  —  kam  ja  doch  vielfach  die  Über- 
tragung dadurch  zustande,  dass  das  Recht  in  der  Person  des 
Erwerbers  neu  ins  Leben  gerufen  wurde  — ;  gewiss  aber  sind  die 
hiebei  geforderten  Formen  namentlich  in  Beziehung  auf  eine 
eventueÜe  Mitwirkung  des  Gerichtes  nie  strenger  als  bei  der 
Begründung  gewesen. 

Wichtiger  ist  die  Frage  nach  dem  Rechtserwerbe  im  Erb- 
gange. Trat  der  Erbe  unmittelbar  in  das  Recht  und  den  Be- 
sitz seines  Erblassers  ein,  oder  war  hiezu  eine  Einweisung  oder 
Bestätigung  oder  überhaupt  eine  Mitwirkung  des  Leiheherrn,  etwa 
wie  im  Lehenrechte,  erforderlich? 

Für  die  Stadt  Köln  neigt  sich  Gobbers  einer  EJntscheidung 
der  Frage  im  Sinne  der  zweiten  hier  gestellten  Alternative  zu 
und  zwar  auf  Grund  mehrerer  Urkunden,  in  welchen  einer  solchen 
leiheherrlichen  Bestätigung  als  einer  landesüblichen  Sitte,  eines 
Gewohnheitsrechtes  gedacht  wird.  Indessen  spricht  die  älteste 
der  von  ihm  genannten  Urkunden  ^)  überhaupt  nicht  von  einer 
leiheherrlichen  Investition,  sondern  bestimmt  nur:  cum  veroaliquem 
ipsorum  decedere  contigerit,  sicut  mos  est  civitatis  ibidem 
quod  quantum  solvere  annuatim  tenentnr  tantum  ecdesie  nostre 
assignabunt,  —  eine  Festsetzung,  die  höchstens  den  Schluss 
rechtfertigen  könnte,  dass  eine  solche  Todfallsabgabe  landesüblich 
gewesen  sei.  Wahrscheinlich  aber  beziehen  sich  die  Worte  'sicut 
mos  est  civitatis^  zunächst  auf  die  Höhe  dieser  Abgabe,  die  dem 
jährlichen  Zinse  gleichkommen  soll.  In  diesem  Sinne  sind  ganz 
unzweifelhaft  die  entsprechenden  Worte  in  der  zweiten  von  G  obb  ers 
angeführte  Belegstelle ')    zu    deuten,   in   der   freilich   von   einer 


*)  a.  1283.  Mitgeiheilt  von  Gar  da  an  8  in  den  Annalen  des  hist. 
Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  38  S.  13  (reote  17)  aU  No.  20. 

*)  1245  Ennen  II.  244.  Stataimus  etiam ,  ut  qaandocamqae  vel  quo 
cieoBCumque  institutio  herednm  in  diota  bona  fuerit  innovanda,  ipsoram 
bonoram  reqttisitio  ab  berede  ad  illum  fieri  debet,  qui  prefuerit  officio 
lominai  ium.  Et  idem  . . .  heredem  ad  ipsa  bona  recipere  tenebitur,  illo  dum* 
taxat  iure  contentu8  pro  receptione,  quod  sibi  deberi  certum  est  ex 
tribassolidis  an  tedictis  (»jährlicher  ZinB)8eoandamcon8uetadinem 
adiacentinm  arearum,  quod  etiam  intelligi  volumus  de  quolibet  .  .  .  , 
BQCcessore. 
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durch  den  Vorsteher  des  officium  luminariuni  des  St.  Gereons- 
Btiftes  vorzunehmenden  Erneuerung  und  Einweisung  in  die  Lähe 
gesprochen  ist.  Nur  die  dritte  als  Argument  bezogene  Urkunde  ^) 
von  12689  die  demselben  St.  Gereonsstifte  angehört,  spricht  von 
der  Investierung,  sicut  moris  est  et  consuetudinis,  und  bezeichnet 
dieselbe  als  zugehörig  zu  dem  auch  oben  genannten  of&ciom 
quod  dicitur  luminarium. 

üeberlegt  man  demgegenüber,  dass  in  der  weitaus  über- 
wiegenden  Mehrzahl  der  Leihebriefe  und  Leihereverse ,  die  auf 
uns  gekommen  sind,  von  ähnlichen  Bestimmungen  und  Hinweisen 
auf  leiheherrliche  Bestätigungen  sich  im  allgemeinen  nicht  eine 
Spur  findet,  so  wird  man  wohl  berechtigt  sein,  die  von  Gobbers 
als  Stützen  für  seine  Ansicht  herangezogenen  urkundlichen  Beispiele 
eher  als  Singularitäten  ')  zu  betrachten,  statt  in  ihnen  den  Aus- 
fluss  einer  allgemeinen  Regel  zu  erblicken.  Es  fallt  doch  gewiss 
schwer,  anzunehmen,  dass  von  der  Nothwendigkeit  einer  Rechts- 
bekräftigung durch  den  Leiheherrn,  wenn  sie  wirklich  in 
grösserer  Allgeraeinheit  bestanden  hätte,  nur  so  ausnahmsweise 
Erwähnung  geschehen  wäre,  zumal  in  solchen  Fällen,  in  welchen 
z.  fi.  die  ausdrückliche  Befreiung  von  jeder  Obertragungsgebühr 
es  wohl  nahe  genug  gelegt  hätte,  demgegenüber  dieses  ESr- 
fordernisses  der  Bestätigung  zu  gedenken. 

Hier  sei  nur  aus  der  späteren  Darstellung')  vorgegriffen,  dass 
in  den  meisten  Leihen  auch  keine  Übertragungsgebühr  im  Erbgange 
verlangt  wurde,  und  nicht  wenige  eine  solche  besonders  ans- 
schliessen.  So  dürfte  es  wohl  berechtigt  sein,  in  dem  Mangel 
einer  solchen  für  den  Erbgang  zu  zahlenden  Gebühr  bez.  der 
ausdrücklich  stipulierten  Befreiung  davon  einen  Hinweis  auf  die 
Formlosigkeit  des  Rechtsüberganges  von  Todeswegen  und  darin 
weiter  vielleicht  mit  eine  Ursache  zu  erblicken  für  die  aus  der 
späteren  Geschichte  des  Institutes  bekannte  immer  weiter  fort- 
schreitende Verflüchtigung  des  alten  leiheherrlichen  Eigenthums- 
rechtes. 


')  Ennen  II.  ö03. 

')  Als  solche  darf  wohl  die  auch  sonst  abnormale  (Jrk.  von  1163  gelten, mit- 
getheilt  vonMerlo  in  den  Ann.  dee  hist.  Vereins  f.  d.  Niederrhein  Bd.  88 
No.  13:  XU  den  . .  .  pro  nova  in  ipsa  molendini  susceptione  dare  deberent; 
ebenso  1206  Quiz  70.  —  Andere  analoge  Fälle,  die  freilich  meist  nicht  völlig 
freien  Character  tragen,  s.  unten  S.  76. 

*)  vergl.  des  näheren  S.  76  f. 
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2.     Die   reehtllclieii  Beziehungen   zwischen   Eigenthftmer 

und  Beliehenern. 

(Die   obligationenrechtlichen  Elemente.) 

Die  einzige  wesentliche  und  in  allen  Leiheabmachungen 
wiederkehrende  Yertragsbestimmung,  welche  gegenseitige  Bechte 
und  Verbindlichkeiten  zwischen  Leiheherrn  und  Beliehenern  fest- 
setzte,  war  die  Bestimmung  über  die  Zinspflicht,  die  dem  Letzteren  als 
Gegenleistung  für  die  gewährte  Nutzung  oblag.  So  war  auch 
die  Bezahlung  des  Zinses  die  erste  Pflicht  des  Besitzers  des 
Leihegutes,  gewissermassen  die  Bedingung  für  den  Fortbestand 
seines  Bechtes,  und  umgekehrt  das  Zinsbezugsrecht  die  wichtigste 
oft  einzige  actuelle  Befugnis  des  Leiheherm. 

Seinem  Inhalte  nach  konnte  der  Zins  ein  sehr  verschiedener 
sein.  Wir  finden  oft  Geldzinse  und  wenigstens  in  den  einÜAcheren 
Verhältnissen  daneben  ebenso  Naturalzinse,  diese  wieder  bald 
quotativ,  bald  quantitativ  festgesetzt,  oft  wieder  G^ld-  und  Na- 
turalleistungen mit  einander  verbunden  und  unter  den  letzteren 
selbst  wieder  nach  Art  und  Zahl  die  grösste  Mannigfaltigkeit. 
Nur  in  einem  Funkte  stimmen  alle  überein.  Einheitlich  und 
der  Idee  nach  unabänderlich  für  alle  Zeiten  wurde  der  Zins 
allüberall  schon  bei  Eingehung  des  Vertrages  definitiv  normiert  ^)  ; 
eine  Veränderlichkeit  seiner  Art  und  Grösse  bei  etwaiger  spä- 
terer Veränderung  der  Gutsverhältnisse  lag  nicht  in  den 
Intentionen  der  vertragschliessenden  Theile,  und  nicht  selten  ist 
die  ünveränderlichkeit  des  Zinses  trotz  aller  Wandlungen,  welche 
dem  Gute  begegnen  mögen,  für  alle  Zeiten  ausdrücklich  garantiert*). 
Aber  auch    in    den   anderen  Fällen,  in  welchen  ein    besonderer 


')  Dem  steht  nicht  eotgegen,  dass  zuweilen  für  bestimmte  Jahre,  z.  B. 
für  die  Zeit  der  Rodung,  besondere  Zinsbestimmungeu  sich  finden,  wie  z.  B. 
1204  HB.  ÜB.  II.  221,  oder  dass  dem  zuerst  Beliehenen  gegenüber  seinen  Nach- 
folgern ein  geringerer  Zins  auferlegt  wurde,  wie  1168  Quix  65. 

>)  z.  B.  rata  et  indissulobili  conventione  fruantur  lllöMR.  ÜB.  I  432; 
Erhöhung  ausgeschlossen  z.  B.  Lac.  I  1181,  477;  II  1210,  33;  ähnlich  1263, 
Ö39;  1283  MR.  ÜB.  III  489;  trotz  Beschädigung  des  Gutes  keine  Herab- 
minderung des  Zinses  z.  B.  1286  MR.  ÜB.  III  577  und  sehr  häufig  im 
städtischen  Rechte;  trotz  Sterilität  oder  anderen  Unglücksfällen  auf  länd- 
lichem Boden  Ünveränderlichkeit  des  Zinses,  z.  B.  1206  Quix  70:  Propter 
sterilitatem  vel  quecumque  alia  infortunia  pensio  .  .  .  non  est  inminuenda, 
mit  der  Motivierung :  Utiliores  enim  jauni  cum  minus  utilibus  erunt  com- 
pensandi. 
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Hinweis  dieser  Art  fehlt,  lassen  die  Leiheurkunden  über  die  be- 
absichtigte Constanz  des  Zinses  einen  Zweifel  nicht  aufkommen. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass,  wenn  eine  Veränderung  des  Zinses 
in  Aussicht  genommen  wurde,  dies  seine  genaue  Normierung  fand, 
spricht  doch  der  überall  als  wesentlich  wiederkehrende  Vertrags- 
inhalt 'concessimus  iure  hereditario  in  perpetuum  possidendum  .  . . 
ea  ratione  ut  singulis  annis  V  sol  od.  dimidietatim  vini,  tot  maldra 
silignis  solvat'  mit  Entschiedenheit  für  die  obige  Ansicht,  so  dass 
man  wohl  befugt  sein  dürfte,  in  der  einzelnen  Verträgen  beige- 
fugten Claasel,  welche  diese  Unabänderlichkeit  ezpressia  verbis 
hervorhebt^  eher  einen  Protest  gegen  eine  als  ungebührlich 
empfundene  Anmassung  Einzelner,  als  eine  Ausnahme  gegenüber 
einer  gegentheiligen  Hegel  zu  erblicken  ^). 

Auch  in  dem  namentlich  später  oft  zu  Tage  tretenden  sorg- 
samen Bemühen,  die  Zinsleistung  gegen  Veränderung  durch  den 
Wechsel  der  Masseinheiten  und  des  Geldfusses  zu  schützen  *), 
kann  man  einen  Hinweis  in  der  gleichen  Richtung  erblicken. 
Denn  wozu  all  diese  Cautelen  und  Vorsichtsnahmen,  wenn  man 
in  dem  Zinse  eine  Teränderliche,  etwa  nach  den  jeweiligen  Zeit- 
verhältnissen zu  bestimmende  Grösse  gesehen  hätte! 

So  kann  man  diese  principielle  Constanz  des  Leihezinses 
geradezu  als  wesentliches  Moment  des  Erbleiheverhältnisses  be- 
zeichnen, und  es  wird  die  Behauptung  wohl  keinem  Widerstände 
begegnen,  dass  dieser  Umstand  nicht  minder  zur  Verbreitung 
und  Einbürgerung  des  Bechtsinstitutes  in  die  weitesten  Ge- 
sellschaftskreise beigetragen  hat,  wie  die  Erblichkeit  und  die 
Freiheit  von  hofhörigen,  persönlichen  Lasten.  Nichts  hätte  auch 
den  Eifer  des  Landmannes  zur  (Jeberwindung  aller  Mühen  einer 
schweren  Bodungsarbeit  und  zu  stetigen  Verbesserungsbestrebungen 


')  Aach  in  anderen  Fragen  lässt  sich  hier  verfolgen,  wie  manohes  sa- 
nächst  als  selbstverständlich  Verschwiegene  später,  um  Zweifel  ausza- 
schliessen,  eigens  stipnliert  wird. 

')  z.  B.  neben  dem  Geldfusse  Angabe  des  Gewichtes :  20  sol.«»  1  marca  argenti 
1160  MB.  ÜB.  I  618;  oder  Hinweis  auf  das  jeweils  am  Zahlungsorte  gang- 
bare Geld:  Ennen  UI  1289,  331  pro  tempore  solutionis  currentis;  ähnlich 
12d4,  397;  1306,  535;  Guden  II  1292,  S.  273;  oder  noch  ängstlichere  Be- 
stimmungen, wie  die  Deponierung  einer  Mustermünze  in  einen  Schöfitenschrein 
1301  Lac.  m  11. 
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mehr  an&chen  konneo,  als  die  Aussicht  ^  dass  das  Ergebnis 
seiner  Bemühungen,  die  Frucht  seines  Fleisses  ausschliesalioh  ^) 
seinem  Hause  ssu  Gute  kommen  sollte  I  — 

Ueber  die  juristische  Natur  der  an  Zinse  gelegenen  Zahlungs- 
Verbindlichkeit  sagen  uns  die  Quellen  unmitttelbar  natürlich  gar 
nichts.  Ausdrücke  wie  concessimus  illi  ea  conditione ') ,  ea 
ratione'),  hoc  ordine^),  eo  pacto^),  sub  tali  forma')»  ita^),  ut 
persolvat,  sind  die  gewöhnlichen  Worte,  in  welche  die  Statuierung 
der  Zinspflicht  in  den  Urkunden  gekleidet  wurde.  Daneben 
finden  sich  Wendungen,  wie  in  hac  forma  contrazimus,  oder  unde 
(s=  von  dem  geliehenen  Gute)  quolibet  anno . .  persolvere  tenetur  *) 
oder  noch  kürzer  sub  pensione  annua*),  oder  censu^®)  dare,  susci- 
pere,  concedere  pro  tot  maldris  solvendis  ^^)  und  viele  andere  mehr. 

üeberall  kommt  zum  Ausdrucke,  dass  der  jeweilige  Besitzer 
zur  Zahlung  des  vereinbarten  Zinses  verpflichtet  sei,  und  dass 
an  den  Besitz  des  Gutes  als  Äquivalent  für  die  dauernd  über- 
lassene  Nutzung  eine  dauernde  Zinspflicht  gebunden  sei. 

Bei  dem  völlig  stabilen  Charakter,  den  damals  das  Erbleihe- 
verhältnis trug,  kamen  eine  Beihe  von  Fragen,  die  später  actuell 
wurden,  als  das  Leiherecht  viel  von  seiner  conservativen  Natur 
verloren  und  sich  zu  einem  beweglichen  Objecte  des  Güterver- 
kehres umgewandelt  hatte,  überhaupt  gar  nicht  zur  Entstehung. 
Das  Eine  war  sicher:  Wer  durch  Beleihung  oder  durch  Erbgang 


*)  Dies  trifft  freilich  nur  bei  fixem  Geld  oder  fixem  Natoralzinse  gans 
zu.  Bei  qootativ  bestimmtem  Zinse  nimmt  der  Leiheherr  verhältnismässig 
Aniheil,  und  da  der  Zins  dann  der  Regel  nach  vom  Brutto-Ertrage  berechnet 
wurde,  so  konnte  der  Leiheherr,  der  für  die  Arbeitskosten  nicht  zu  sorgen 
hatte,  besser  daran  sein  als  der  Beliehene. 

«)  «.B.  ME.  ÜB.  I  lieO,  618;  II  1164—1189,  100;  1198-1210,  272;  III 
1814,  28;  1220, 147;  £nnen  II 1230, 120;  1240,  206;  209;  1100  Quix  78. 

•)  z.  B.  MR.  ÜB.  n  1181,  46. 

*)  z.  B.  MR.  ÜB.  n  1194,  137. 

*)  2.  B.  1189,  Gud.  I  p.  291,  MR.  ÜB.  11  1208,  239;  III  1218,  86; 
1248  Annalen  des  bist.  Verein  f.  d.  Niederrhein  38,  p.  18.  No.  21. 

•)  z.  B.  MR.  ÜB.  U  1197,  170;  1200,  182. 

^)  Z.B.MR  ÜB.  II  1181,  49;  1189,  100;  1200,  186;  Ennen  II  1288,  179. 

")  z.  R  MR.  ÜB.  n  1187,  90;  ähnlich  III  1223,  2ia 

•)  z.  B.  MR.  ÜB.  m  1216,  32. 
«•)  z.  B.  MR  ÜB.  U  1185,  71;  1212,  286. 

'0  z.  B.  QuU  1196,  68. 
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in  den  Besitz  dea  Gutes  gelangte,  war  zur  Zahlung  des  Zinses 
verpflichtety  und  den  Säumigen  trafen  alle  die  Hechtsnachtheile, 
die  als  Folgen  der  Saumsal  durch  besondere  Vertragsbestimmiing 
in  concreto  stipuliert  oder  auf  Grund  eines  allgemeinen  Her- 
kommens gebräuchlich  waren. 

Neben  Verabredungen,  welche  die  Sicherheit  des  Zinses 
garantieren  sollten,  wie  namentlich  Pfandbestellungen,  finden  sich 
zunächst  nicht  selten  Conventionalstrafen,  die  den  Zweck  hatten, 
die  pünktliche  Zahlung  des  Zinses  zu  verbürgen. 

Dabei  begegnet  man  im  Einzelnen  vielfachen  Verschieden- 
heiten. Manchmal  treffen  wir  sehr  strenge  Bestimmungen,  wie 
z.  B.  Verdoppeln  ng  des  Zinses  ^)  oder  eine  stetige  Vergrösserung 
der  Zinsschuld,  je  länger  die  Säumnis  währt  ^).  In  anderen  Fällen 
war  es  dem  säumigen  Leihemann  wieder  gestattet,  noch  eine 
gewisse  Zeit  nach  dem  Fälligkeitstermine  durch  Zahlung  von 
Zins  und  einer  einheitlich  festgestellten  Conventionalstrafe  sein 
Vergehen  zu  sühnen'). 

Genügten  aber  die  so  angedrohten  Strafen  zur  Erreichung 
ihres  Zweckes  nicht,  und  blieb  die  Zahlung  über  die  in  den 
einzelnen  Verträgen  vereinbarten  letzten  Termine  aus,  dann  wurde 
fast  in  allen  ^)  Leiheabmachungen,  welche  Conventionalstrafen 
festsetzten,  als  Folge  weiterer  Säumnis  der  Verlust  und  Unter- 
gang des  Leiherechtes  ausgesprochen. 

Die  gleiche  Rechtsfolge  wurde  häufig  unmittelbar  für  jede 
mora  in  Aussicht  gestellt,  ohne  dass  zuvor  Conventionalstrafen 
eingetreten   wären.     Vielfach  ist   dafür   eine   Frist '^)    nach    dem 

^)  1185  MR.  ÜB.  11  71  in  spatio  octo  dierum  censum  duplicabit. 

')  Ohne  zeitliche  Beschränkung  1187  ME.  ÜB.  II  90  si  vero  in  pre- 
fata  die  non  persolverit  summa  XX  den  levis  monete  excessus  sui  negli- 
gentiam  emendet,  et  si  ad  XY  dies  in  eadem  temeritate  perstiterit  totidem 
persolvat,  et  sie  deinceps  quoadusque  satisfactionem  plenariam  de  debito 
obtulerit;  oder  durch  ein  Jahr  hindurch  für  jedes  Monat  3  sol.  z.  B.  1^7 
Lac.  II.  446 ;  ein  Monat  unbestraft,  im  zweiten  und  dritten  je  4  aol,  1261 
£nnen  11.  420 ;  zweimal  für  je  4  Wochen  6  sol  1248,  No.  15  der  von  Merlo 
in  den  Annalen  des  bist.  Verein  f.  d.  Kiederrhein  Heft  23  veröffentlichten 
Urkunden. 

•)  z.  B.  1215  MR.  Uß.  in  32. 

^)  Ausnahmen  ausser  der  oben  Anm.  2  abgedruckten  Ur^.  1187  MR 
ÜB.  U  90  etwa  Hilgard,  Urkunden  zur  Geschichte  der  Stadt  Speyer 
1241,  63;  1253,  78. 

»)  14  Tage:  z  B.  1177  Ennen  I  89;  1198—1210  MR  ÜB.  U  272;  drei. 
Wochen:  1235  MR.Üß.III  543;  vier  Wochen:  Ennen  II 1262, 309;  III 1289, 331; 
1298,  464;  1248  No.  21  der  von  Cardauns  in  den  Ann.  d.  bist.  Vereins  f.  d. 
Kiederrhein  Heft  38  mitgetheilten  Urkk. ;  ein  Monat :  Ürk.  1290  No.  14  ebendas. 
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eigeDtlichen  Fälligkeitetermine  gewährt,  oder  ein  gröseerer  Zeit- 
abachnitt  ^),  nicht  ein  einzelner  Tag  als  Zahlungazeit  anberaumt. 
Nach  den  Festsetzangen  anderer  Urkunden  tritt  der  Sechts- 
verlost  ein,  sobald  die  Zahlung  an  dem  Fälligkeitstage ')  nicht 
erfolgt  ist,  während  wieder  andere  Urkunden  sich  weniger  be- 
stimmt ausdrücken  und  nur  im  allgemeinen  den  Verlust  des 
Lieiherechtes  als  Saumseligkeitsstrafe  hinstellen  '). 

Die  Wendungen,  deren  sich  die  Urkunden  dabei  bedienen, 
sind  etwa  folgende: 

Urk.  1115  M£.  ÜB.  I  423.  Nach  der  Festsetzung  der  Zins- 
leistongen  die  Bestimmung:  si  yero  suo  tempore  omnis  hec  non 
servabitur  conventio,  libera  ecclesie  restituatur  supradicta  possessio. 

Urk.  1162^)  si  ipsa  die  non  persoWerit,  emendationi  et 
dampno  subiacebit  et  si  temerarius  effectus  fuerit,  ipsius  molen- 
dini  possessione  carebit. 

Urk.  1184  Ennen  I  98  si  vero  post  aliquos  annos  vel  ipse 
vel  heredes  sui  predictum  censum  solvere  noluerint,  predicta  area 
cum  suppositis  edificiis  ad  potestatem  oanonicorum  s.  Petri 
redeat,  ut  quomodo  velint  inde  disponant. 

Urk.  1185  MR.  ÜB.  II  71  hoc  oondicto,  ut  quicumque 
censum  .  .  .  solvere  tardaverit,  in  penam  negligentie  in  spatio 
VIII  dierum  sequentium  censum  duplicabit.  Si  vero  et  hoc  tempus 
pretergressus  fuerit,  sine  uUa  litiscontestatione,  usus  vinee  ecclesie 
8.  Simeonis  cedet  et  heredes  suo  iure  privabuntur. 

Urk.  1198—1210  MR.  ÜB.  11  272.  Si  vero  .  •  censum 
.  .  quacumque  accedente  casus  occasione  infra  terminum  difBnitum 
minime  persolverint,  ab  hereditario  iure  prorsus  decidant,  et 
ecclesia  nostra  agros  .  .  ut  proprium  fundum  libere  possideat. 

Urk.  1221  Lac.  U  97.  Qui  autem  aliqua  temeritate  debitam 
pensionem  infra  tempus  predictum  solvere  neglexerit,  in  optione 
prepositi  erit  tunc  existentis,  agros  illius  pro  utilitate  ecclesie  et 
sua,  prout  melius  potuerit  et  ubi  voluerit,  coUocare. 

Urk.   1248*)   ea    tamen   conditione,    quod  si  infra   quatuor 

«)  «.  B.  1181  MR.  Uß.  n  49;  1221  Lac.  U  97  (Endtermin). 

>)  2.  B.  aas  den  von  Merlo  mitgetheilten  Urkk.  in  den  Annalen  des 
bist.  Verein«  f.  d.  Niederrhein,  Heft  19  No.  4,  a.  1290.  Hoeniger  Kölner 
Schreinsnrkk.  I.  Mari.  9  VI  12  (Vitalleihe). 

s)  z.  B.  1184  Ennen  I  98. 

«)  mitgeiheilt  von  Merlo  a.  a.  0.  Heft  23  No.  13. 

•)  mitgetheilt  von  Gar  dann  s  a.  a.  0.  Heft  38    No.  21. 

v.  SOiwbid,  Erbleihen.  4 
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hebdomadas  poet  diotos  terminofl  proximo  futoras  eundem  cenram 
Bolvere  neglexerint,  domus  cum  area  ad  ecdesiam  nostram  omni 
iure  redeat  libere  et  absolute. 

Urk.  1261  Ennen  11  420  ita  quod  si  in  fine  quarti 
mensis  cum  penis  predictis  integraliter  solutus  census  noD 
füerit  memoratuSy  sine  qualibet  contradictione  dicte  domns  ad 
nostram  ecclesiam  libere  revertentur  et  disponere  poterimus  de 
eisdem,  que  viderimus  expedire  etc. 

In  diesen  und  allen  ähnlichen  Fällen^),  in  welchen  durch 
den  Leihevertrag  die  Folgen  vertragswidrigen  Vorgehens  auf 
Seiten  des  Zmspflichtigen,  wie  die  dem  Leiheherm  erwachsenden 
Bechte  formuliert  wurden,  kann  man  sich  ein  ziemlich  klares  Bild 
entwerfen,  von  der  Art,  wie  der  Leiheherr  den  widerspenstigen 
Schuldner  cur  Zahlung  des  geschuldeten  Zinses  zu  bestimmen 
vermochte  oder  sich  sonst  zu  seinem  Rechte  verhalf.  Wo  die 
angedrohten  Rechtsnachtheile  als  Drohungen  nicht  zu  dem  ge- 
wünschten Ziele  führten,  schritt  der  Leiheherr  zur  Rechtsent- 
Setzung  als  dem  letzten  ihm  gewährten  Executionsmittel,  das  freilich, 
wenn  nicht  ausdrückliche  Vertragsabmachungen  ein  anderere 
festsetzten  *),  zu  seiner  Durchfuhrung  gerichtliche  Intervention 
nnd  Urtheilsspruch  erfordert  zu  haben  scheint*). 


>)  Attsser  den  bereits  citierten  u-  a.:  ME.  ÜB.  II 116,  481 ;  c  113S,  474; 
lld6,  484;  1168,  662;  H  1189,  96;  1208,  239;  KI  1223,  218;  1229,  375; 
Hilgard  1226,  37;  1231,  46;  1272,  120;  Qoix  1229,  151;  besonders  häufig  im 
späteren  städtischen  Beohte  z.  B.  Ennen  JI  1217,  66;  1243,  229;  1266,  361; 
m  1294,  402;  1299,  488;  1310,  675  etc.  —  Hoeniger,  Kölner  Sehreins- 
nrkonden  I  Hart.  10  11  18,  (oa.  1182—1184),  die  allerdings  von  dem  Kanfe 
einer  bereits  auf  einem  Hanse  liegenden  fi;ente  handelt,  bestimmt:  quod  si 
infra  15  dies  post  prediotos  terminos  census  ille  solutus  non  fuerit,  dimidia 
pars  cellarii  sub  eadem  domo  positi .  .  .  propria  sit  Chi  et  heredum  snorum. 
(der  Zinsberechtigten)    Brig.  1  n  5;  7;  3  ni  7;  3  IV  12  (Rente);  3X1. 

•)  z.  B.  1289  Ennen  IH  331;  1310,  575. 

*)  vergl.  dafür  zunächst  die  Fälle,  in  denen  uns  eine  solche  gericht- 
liche Rechtsabspreohung  wegen  Ausbleibens  des  Zinsleistung  urkundlich  er- 
halten ist,  wie  z.  B.  1289  Ennen  in  321.  Auch  die  allgemein  mit  jedem 
Besitz  gegebene  Position,  nicht  durch  private  Q-ewalt,  sondern  nur  auf 
richterlichen  Befehl  von  dem  Besitze  lassen  zu  müssen,  spricht  dafür.  Vergl. 
auch  für  Köln  Ghobbers  a.  a.  0.  §  12.  Die  Nothwendigkeit  eines  G^eriohts- 
Urtheils  (iudicium  parium)  ausdrücklich  ausgesprochen:  1136  MR.  ÜB.  I 
484  u.  Kölner  Schreinsurkk.  Brig.  3X1.  1295  Ennen  lll  420  spricht  ein- 
fach von  der  Thatsache  des  Rückfalles. 
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In  dieser  Befxignifl,  den  säumigen  Erbpächter,  wenn  er  zur 
Zahlung  in  keiner  Weise  zu  bestimmen  war,  von  dem  Gute  zu 
vertreiben,  also  ihm  gegenüber  das  schlummernde  ESgenthum 
wieder  zu  actneller  Bedeutung  zu  erwecken,  lag  gewiss  das  vor- 
züglichste, in  vielen  Fällen  vielleicht  das  einzige  wirkliche  Zwangs- 
mittel, das  geeignet  war,  dem  Leiheherm  zur  Bealisiarung  seiner 
Ansprüche  zu  verhelfen. 

Freilich,  wo  Pfandbestellung  oder  Bürgschaft  die  Erfüllung 
der  Vertragsverbindlichkeiten  im  Ganzen  oder  wenigstens  der 
einzelnen  Zinsleistungen  garantierten,  konnte  der  Zinsherr  durch 
Rückgriff  auf  das  Pfand,  durch  Execution  gegen  den  Bürgen 
sich  zu  dem  Rechte  verhelfen,  das  der  Schuldner  ihm  nicht  ge- 
währte. 

Sieht  man  aber  von  solchen  besonderen  Vereinbarungen  ab, 
so  wird  man  sich  der  einen  Thatsache  nicht  verschliessen  könneoi 
dass  diese  Leihebriefe,  welche  den  Bechtsverlust  als  einfache 
Folge  der  Zinsvernachlässigung  hinstellen,  nur  in  diesem  Ent- 
setzungsrechte des  Leiheherrn  eines  Mittels  gedenken,  welches 
geeignet  war,  ihm  die  effective  Befriedigung  seiner  Ansprüche  zu 
verschaffen.  Es  fehlt  nämlich  in  den  erhaltenen  Urkunden  jeder 
Hinweis,  dass  dem  Zinsherrn  eine  persönliche  lOage  gegen  den 
Erbpächter  zugestanden  hätte,  dass  es  ihm  möglich  gewesen 
wäre,  die  Zinsforderung  etwa  wie  eine  Oarlehnsschuld  hereinzu- 
bringen. Fasst  man  z.  B.  eine  Urkunde  ins  Auge,  die  mit  mög- 
lichster Ausführlichkeit  über  Säumnisfolgen  spricht,  wie  etwa  die 
oben  schon  angeführte  Urkunde  von  1185  (MB.  ÜB.  II  71),  so 
finden  wir  als  erste  Folge  der  Unpünktlichkeit  in  der  Zahlung 
die  Bestimmung:  in  pena  negligentie  censum  duplicabit  —  zu- 
nächst eine  Strafsanction  durch  Androhung  einer  Erweiterung 
der  Verpflichtung,  aber  kein  Zwangsmittel  für  ihre  Erfüllung  und 
Bealisierung.  Eis  bleibt  vielmehr  die  Zinsforderung — vergrössert  um 
die  Strafsumme  —  immer  noch  als  Forderung  aufrecht  bestehen, 
die  sich  in  ihrem  Werthe  für  den  Gläubiger  erst  dann  bewährt, 
wenn  sie  erfüllt  wird.  Für  den  anderen  Fall  aber,  dass  der 
Schuldner  zur  Erfüllung  dieser  erweiterterten  Verpflichtung  sich 
nicht  bestimmt  fühlt,  setzt  die  Urkunde  die  weiteren  Rechtsfolgen 
fest  mit  den  Worten:  sine  ulla  litis  contestatione  usus  vinee 
ecclesie  s.  Simeonis  cedet  et  heredes  suo  iure  privabuntur  —  eine 
Bestimmung,  die  so  unzweideutig  gefasst  ist,  dass  sie  wohl  keine 
weitere  Erklärung  verlangt. 

4* 
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Diese  Zusprechung  des  Leiheobjektes,  welche  bei  dauernder 
Zinssäumnis  eintritt  (hier  ipso  jure,  in  anderen  Fällen  erst  durch 
gerichtliche  Abjudication),  gab  dem  Leiheherm  unmittelbar  einen 
Vermögenswerth  in  die  Hand,  der  zur  Deckung  seiner  Ansprüche 
unter  allen  umständen  voUkonunen  hingereicht,  den  Werth  der 
Zinsforderung  wohl  stets  bei  weitem  überragt  hat.  Wenn  nun  die 
oben  citierten  Worte  dieser  einen  Urkunde  und  die  analogen 
nicht  minder  deutlich  sprechenden  Wendungen  vieler  anderer  ge- 
rade wegen  der  Bestimmtheit  ihrer  Fassung  die  Annahme  aus- 
zuschliessen  scheinen,  dass  daneben  noch  andere  Executions- 
massregeln  bestanden  hätten,  so  ist  wohl  zu  überlegen,  ob  ein 
persönliches  Klagerecht,  das  wir  etwa  unter  den  heutigen  Rechts- 
verhältnissen vermissen  würden,  für  den  Leiheherm  damals  über- 
haupt nothwendig  war,  wo  ihm  mit  dem  Rechte,  das  Leihever- 
hältnis schlechthin  aufzulösen ,  das  einfachste  und  zugleich 
mächtigste  Executionsmittel  zu  Grebote  stand.  Wenn  wir  nach 
den  obigen  Ausführungen  berechtigt  sind  anzunehmen,  dass  in 
diesen  Leiheverträgen  die  Leistung  des  Zinses  einfach  als  Be- 
dingung ^)  für  das  Fortbestehen  des  Leiherechtes  hingestellt 
wurde,  deren  Ausbleiben  in  Gemässheit  der  oben  besprochenen 
Vertragsklausel  die  völlige  Lösung  des  Leihevertrages  und  aller 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Rechtsfragen  bewirkte,  dann 
entfallt  die  Nothwendigkeit  eines  kunstvollen  Ausbaues  des  im 
Leihevertrage  liegenden  obligationenrechtliohen  Verhältnisses, 
es  entfallen  die  Schwierigkeiten  der  rechtlichen  Construction,  auf 
die  wir  bei  unseren  Reallasten  stossen :  die  Zinspflicht  war  an  den 
Besitz  als  Bedingung  für  dessen  Fortbestand  gebunden,  und  die 
lex  commissoria,  die  auch  sonst  im  deutschen  Vertragsrechte  eine 
grosse  Rolle  spielte,  löste  in  der  einfachsten  Weise  alle  die  Fragen, 


<)  Gleichwohl  geht  Mann,  Untersuchungen  über  den  Begriff  der&eal- 
lasten,  entsohieden  eu  weit,  wenn  er  in  der  Erfüllung  der  Reallastverbindlichkeit 
nicht  die  Erfüllung  einer  Obligation,  sondern  nur  die  Erfüllung  einer  Be- 
dingung sehen  will.  Denn,  mag  immerhin  die  Zinsleistung  Bedingung  für 
den  Bestand  des  Leiherechtes  sein,  und  für  die  Erfüllung  derselben  manches 
abweichend  von  den  gewöhnlichen  obligationenrechtlichen  Bestimmongen 
geregelt  sein,  so  ist  doch  primär  der  Vertragswille  auf  die  Begründung 
einer  dauernden  Zins  Verpflichtung  gerichtet,  an  deren  obligationenrecht- 
lichen Character  die  angegebenen  singulären  Festsetzungen  nichts  zu  ändern 
vermögen.  —  Das  Gleiche  gilt  gegen  Friedlieb,  Rechtstheorie  der  Real- 
lasten, S.  4  und  196;  vergl.  auch  S.  207  und  unten  8.  71  Anm.  3. 
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die  au0  der  Ausserachtlassung  dieser  Verpflichtung  entstehen 
konnten.  Bei  dieser  Deutung,  welche,  wie  uns  scheinen  will,  die 
in  Betracht  zu  ziehenden  Leiheurkunden  nahe  legen,  gewinnt 
überdies  das  ganze  in  ihnen  geschilderte  Bechtsverhältniss  so 
viel  an  Einfachheit  und  Klarheit,  dass  man  wohl  auch  darin 
eine  Stütze  für  ihre  Bichtigkeit  erblicken  mag  ^). 

Wie  stand  es  aber  in  den  anderen  zahlreichen  Fällen,  in 
denen  keine  besondere  Festsetzung,  fär  den  Fall  der  Zinssäumnis 
urkundlich  verbrieft  wurde?  Für  diese  Frage  ist  zunächst  zu 
bemerken,  dass  eine  einheitliche,  alle  Fälle  ausnahmslos  umfassende 
Rechtsnorm  sich  kaum  auffinden  lassen  dürfte,  weil  sie  auch  im 
Lieben  nicht  bestanden  haben  mag.  Die  Fälle,  in  welchen  solche 
Leiheverträge  zur  Anwendung  kamen,  waren  im  einzelnen  zu  ver- 
schiedenartig, als  dass  sie  immer  einer  und  derselben  Schablone 
hätten  folgen  können.  Aber  im  allgemeinen  und  für  die  grosse  Mehr- 
zahl der  Fälle  scheint  sich  doch  eine  gewisse  Begel  für  ein 
ziemlich  weites  Anwendungsgebiet  herausgebildet  zu  haben. 
In  dieser  jßichtung  lässt  sich  nämlich  zuvörderst  feststellen,  dass 
die  sprachlichen  Wendungen,  welche  die  Begründung  der  Zins- 
pflicht enthalten,  hier  wie  in  den  oben  besprochenen  Leihever- 
trägen völlig  die  Gleichen  sind.  Da  nun  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse,  aus  denen  beide  Gruppen  von  Verträgen  entsprungen 
sind,  in  nichts  von  einander  abweichen,  so  legen  die  Ausdrücke 
wie  ea  ratione,  ea  conditione  concessimus  u.  dergl.  die  Ver- 
muthung  nahe,  dass  auch  hier  die  Zinspflicht  als  Bedingung  für 
den  Bestand  des  Leiheverhältnisses  angesehen  wurde  —  eine 
Vermuthung,  die  auch  darin  eine  nicht  unwesentliche  Verstärkung 
erfilhrt,  dass  gleichzeitige  Urkunden  dieser  Art,  obwohl  sie  die 
folge  des  Bechtsverlustes  nicht  ausdrücklich  aussprechen,  sie 
doch  in  dem  eben  angegebenen  Sinne  als  selbstverständlich 
annehmen  *). 

0  ▼ergl.  hiezu  und  gegen  die  Auffassang  der  Zinspflicht  als  einer 
anderen  Yerpfliohtnngen  persönlicher  Art  gleichstehenden  Verbindlichkeit 
die  Qnellenstellen  bei  Dank  er  Ileallasten  S.  71  ff.,  der  freilich  in  seinem 
Bestreben,  die  Grandstücke  selbst  als  verpflichtete  Subjecte  darzastellen,  über 
die  Orenaeen  des  Möglichen  hinaasgeht.  Vergl.  femer  für  das  Kentenrecht 
Stobbe  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Kecht  XIX.  201,  202. 

')  yergl.  z.  B.  1205  Ennen  II.  18,  eine  Leiheurkunde,  die  eingangs 
schlechthin  besagt :  susceperunt  iure  hereditario  hac  conditione,  ut  .  .  sei* 
vant,  und  doch  im  Sohlusssatze  unser  Ergebnis  voraussetzt,  indem  sie  be- 
stimmt, ut  sua  quiete  gaudeant  possessione,  nisi  forte  prefatam  sol- 
vere  pensionem  supersedentes  a  iure  suo  oadant. 
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Im  übrigen  wird  man  sich  auch  nicht  verhehlen  dürfen,  dass 
bei  jedem  solchen  Erbleihevertrage  den  einzelnen  Zinsleistungen 
factisch  als  Gregenleistung  die  Überlassung  des  Nutzungsrechtes 
fUr  die  entsprechende  Zinsperiode  gegenüberstand,  und  dass  dem- 
nach in  der  Zeit,  da  das  Eigenthum  des  Leiheherrn  noch  in 
voller  Kraft  stand  und  sich  nicht  in  dem  Rechte  auf  den  Zins- 
bezug erschöpfte,  nichts  natürlicher  war,  als  den  Fortbestand  der 
Leihe  von  der  Erfüllung  der  daran  geknüpften  Verpflichtungen 
abhängig  zu  machen  ^).  Kann  ja  doch  bei  dem  ganzen  Character 
der  damaligen  Rechtsauffassung  niemand  auf  den  GMlanken 
kommen,  dass  man  die  Einheitlichkeit  des  eingeräumten  ding- 
lichen Rechtes  so  sehr  in  den  Yordergprund  gestellt  hätte,  um 
alle  Beziehung  zu  den  damit  zusammenhängenden  Leistungs- 
pflichten gänzlich  aus  dem  Auge  zu  verlieren. 

Wenn  man  hierzu  überlegt,  dass  die  in  den  Leihebriefen  ge- 
wählten Ausdrücke  der  oben  angegebenen  Deutung  keineswegs 
entgegenstehen,  sie  vielmehr  in  vielen  Fällen  auf  das  kräftigste 
unterstützen  —  wären  sie  doch  geeignet  L.  Mann  in  der  Ansicht 
zu  bestärken,  dass  die  Leistung  des  Zinses  überhaupt  nicht  als 
Erfüllung  einer  Obligation  sondern  lediglich  als  Erfüllung  der 
Bedingungen  anzusehen  sei,  an  welche  der  Bestand  des  Leihe- 
rechtes geknüpft  ist,  —  und  wenn  man  weiter  in  Erwägung 
zieht,  dass  Dank  des  correlativen  Verhältnisses  von  Leistung  und 
Gegenleistung  speciell  auf  dem  Gebiete  der  precariachen  und 
hofrechtlichen  Landleihen  und  ebenso  auf  dem  Gebiete  des  Lehen- 
rechtes frühzeitig  *)  der  Grundsatz  galt,  dass  das  Ausbleiben  der 
bedungenen  Gegenleistungen  den  Verlust  des  Leiberechtes  im 
Gefolge  habe,  so  wird  man  wohl  mit  Fug  und  Recht  sich  der 
Ansicht  zuneigen  dürfen,  dass  man  das,   was  oben  für  die  eine 


>)  Bezeichnend  in  dieser  Richtung  drückt  sich  eine  ürk.  des  Kölner 
St.  Ursulastiftes  von  1261  aus  Johanni  opUioni  et  Irmentrudi  et  heredibus 

eorum  .  .  .  pro  pensione  concessimus  annuali quam  diu  diotam  per^ 

sionem  de  supra  dictis  agris  singulis  annis  in  feste  b.  Remigü  dandis  sol- 
verint  expedite. 

*)  vergl.  Oap.  yon  846  o.  63  M.  G.  LL.  1  392:  Der  Sats:  qui  negligit 
oensum  perdat  agrum  wird  als  legale  et  antiquum  dictum  beseiohnet  Für  die 
spätere  Zeit  vergl.  die  bei  Heusler  Qewere  S.  133  oit  Weisthnmer  Grimm 
I  1344  pag.  a^O  Abs.  4;  1397  pag.  339  Abs.  1;  1417  pag.  876  Abs.  1;  1477 
pag.  892  Abs.  3;  1320  pag.  672;  1320,  pag.  674  Abs.  2;  1820  pag.  699;  ? 
720  Abs.  2;  V.  1413  pag.  78  §  12  etc.  —  Für  die  precarisohen  Zinsleihen 
vergl.  Schröder  K.  G.  S.  276. 
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£ategorie  von  erbrechtlichen  Leihen  als  letzte  Folgen  des  Aas- 
bleibens der  Zinszahlung  erwiesen  wurde,  als  wenn  auch  nicht 
ausnahmslose  £egel  auch  für  die  anderen  Fälle  der  freien  Erb- 
lähen wird  annehmen  müssen^). 

Besteht  aber  in  diesem  einen  Funkte  Harmonie  und  Über- 
einstimmung zMrischen  den  Verleihungen  zu  Erbrecht,  mag  in 
dem  Leihebriefe  Rechtsverlust  als  Folge  ungehöriger  Erfüllung 
der  Zinspflicht  ausdrücklich  stipuliert  sein  oder  nicht,  so  fehlt  es 
wohl  an  jedem  Grunde,  in  anderen  Beziehungen,  in  denen  eine 
solche  Discrepanz  des  urkundlichen  Inhaltes  nicht  besteht,  eine 
Verschiedenheit  bezüglich  des  rechtlichen  Inhaltes  und  der  recht- 
lichen Behandlung  anzunehmen. 

Dies  gilt  namentlich  auch  für  die  oben  berührte  Frage  nach 
dem  Vorhandensein  persönlicher  Klagen  und  Rechtsmittel  für  die 
JESrzwingung  der  einzelnen  Zinsleistiuig.  Denn  auch  hier  fehlt  es 
in  den  betreffenden  Urkunden  an  jedem  Hinweis  auf  ein  persön- 
liches Zwangsmittel  für  die  Geltendmachung  des  obligatorischen 
Anspruches,  an  jedem  Hinweise  darauf,  dass  dem  Leiheherrn 
das  Recht  einer  persönlichen  Executionsführung  wegen  verfallener 
Zinsen  zugestanden  habe^).  Die  Ausfüllung  dieser  durch  den 
ICangel  unmittelbarer  Quellenzeugnisse  entstandenen  Lücke  kann 


')  Je  mehr  in  der  späteren  fintwiokelang  des  Leiherecbtes  sich  dss 
Eigenthnmireoht  des  Leiheherrn  verflüchtigte  und  der  Rentenoharacter  sieh 
aosbÜdete,  desto  mehr  konnte  auch  diese  rechtliche  Regelung  eventuell 
durch  andere  Bestimmungen  in  den  Hintergrund  gedrangt  werden.  Dass  sie 
gleichwohl  auch  unter  ganz  veränderten  Verhältnissen  noch  vielfach  be- 
stehen blieb,  darüber  vergl.  unten  S.  68  fif.  Auf  der  anderen  Seite  war  auch 
dort,  wo  der  primäre  Zweck  des  Bechtsgeschäftes  die  Gonstitnierung  eines 
Zinses,  insbesondere  für  kirchUohe  Zwecke  vrar,  vielleicht  vielfach  Veran- 
lassung zu  einer  anderen  rechtlichen  Behandlung  geboten.  S.  unten  am  Schlüsse 
des  historischen  Theiles.  —  Vergl.  auch  1206  Quix  70,  wo  die  neuen  Erwerber, 
die  investiert  werden,  fidelitatem  ecclesiis  facient  et  de  termino  solvende 
pensionis  observando  et  de  aliis  q«e  in  hoc  privilegio  conscripta  sunt 
observandis  inramentum  prestabunt,  und  dem  entsprchend  auch  im  weiteren 
Verlaofe  eine  besonders  strenge  Haftpflicht  eintritt.  In  einem  ürtheil 
vom  17.  Sept.  1341  werden  die  säumigen  Zinssohuldner  zur  unverweilten 
Abtragung  des  gesammten  Bückstandes,  also  (wenigstens  zunächst)  nicht 
zu  Beohtsverlust  verurtheilt    Hilgard  1287,  160  Anm. 

*)  Wenigstens  dem  äusseren  Erfolge  nach  kommt  es  dabei  ziemlich 
aal  dasselbe  hinaas,  wenn  das  durchzuführende  gerichtliche  Verfahren  sich 
in  einielnen  füllen  in  die  Form  der  Pfändung  und  Frohnung  gekleidet  hat, 
die  ihrem  Wesen  nach  doch  wieder  nur  Unterwindung  des  zinspfliohtigen 
üntes  war. 
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aber  nach  dem  eben  Gesagten  wohl  nur  im  Sinne  dieser  einen, 
nicht  aber  im  Sinne  der  anderen  gegentheiligen  Auffassung  vor- 
genommen werden,  wenn  diese  auch  heutzutage  bei  der  völlig 
veränderten  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  und  rechtlichen 
Lebens  leichter  mit  unseren  Rechtsideen  vereinbar  erscheint. 

Sonach  gelangen  wir  bezüglich  des  rechtlichen  Inhaltes 
der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  zunächst  zu  folgendem  Er- 
gebnisse: Bei  allen  Landleihen  zu  erblichem  Rechte  (jure  heredi- 
tario)  bestand  für  den  Nutzniesser  des  Gutes,  der  durch  den 
Leihevertrag  oder  kraft  „Erbrechtes^  im  Besitze  des  Gutes  sich 
befand,  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  des  bedungenen  Zinses 
an  den  Eigenthümer  des  Leiheobjectes  —  eine  Verpflichtung,  die 
jedoch  in  der  Regel  nicht  nach  Art  anderer  Schuldverhältnisse 
durch  Personale  xecution  sondern  lediglich  durch  Absprechung  des 
gewährten  Nutzungsrechtes,  durch  Rechtsentsetzung  erzwingbar 
und  realisierbar  war.  Oder  anders  ausgedrückt:  die  Nichterfüllung 
der  aus  dem  Leihevertrage  dem  Nutzniesser  erwachsende  2Sas- 
Verpflichtung  hatte  im  allgemeinen  für  den  Beliehenen  lediglich 
den  Verlust  seines  Leiherechtes,  also  namentlich  nicht  Personal- 
execution  zur  Folge  ^). 

Es  ist  nicht  schwer  zu  zeigen,  dass  dieses  Ergebnis,  zu  dem 
uns  die  Untersuchung  des  Quellenmateriales  geführt  hat,  den 
Anforderungen  vollkommen  genügt,  welche  die  wirthschaftlichen 
Bedürfnisse  jener  Zeit  stellen  mochten,  und  dass  demnach  ein 
Rechtsinstitut  dieses  Inhaltes  ausreichte  für  den  Zweck,  den  es  zu 
erfüllen  berufen  war. 

Da  Ackerbau  und  Grundbesitz  in  Stadt  und  Land  allgemein 
von  der  grössten  Bedeutung  waren,  so  gewährte  unzweifelhaft 
jede  solche  erbliche  Leihe  für  den  Beliehenen  selbst  dann  unbe- 
dingt einen  Vortheil,  wenn  ausnahmsweise  ein  verhähnismässig 
hoher  Zins  gefordert  wurde.    Sieht  man  auch  ganz  ab  von    den 


1)  Vergl.  hiezu  die  freilich  einem  ferneliegenden  Gebiete  und  Mcfa 
nicht  den  völlig  gleichen  Rechtsverhältnissen  angehörige  Stelle  des  Brimner 
Schöffenbnches  c.  120,  die  denselben  Rechtsgedanken  zum  Ausdrucke 
bringt :  sententiatum  fait  in  consilio,  quod  tantum  in  molendino  (deren  Zins 
nicht  gezahlt  warde)  et  in  bonis  ad  molendinum  spectantibos  ....  impig- 
norare  secundnm  justiciam  teneretur,  non  est  enim  justomi  si  homo  plnres 
habens  hereditates  distinctas  de  uoa  earum  tantum  censuat,  quod  pro  censa 
huiusmodi  non  soluto  in  aliis,  quas  censuales  non  fecit,  impignorationes  ali- 
qualiter  patiatur. 
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nicht  seltenen  Fällen,  wo  Gnteunterthänige  durch  diese  Art 
BeleihuDg  zu  einer  selbstständigen,  von  den  Schranken  der 
Hofhörigkeit  nicht  beengten  Stellung  gelangten,  so  war,  da 
eine  Capitalszahlung  für  die  Besitzüberlassung  nicht  geleistet 
wurde,  all  das,  was  nach  Abzug  des  Zinses  vom  Erträgnisse 
des  Ontes  übrig  blieb,  für  den  Besitzer  reiner  Gewinn,  und 
da  der  Zins  constant  blieb,  mochte  auch  durch  Meliorationen, 
der  Werth  des  Grundstückes  und  dessen  Erträgnis  beliebig 
steigen,  so  war  das  Interesse  des  Beliehenen  im  höchsten 
Masse  an  den  Gutsbesitz  gefesselt.  Die  Unkündbarkeit  des 
Verhältnisses  durch  den  Leiheherm  und  die  dadurch  begründete 
Unentzieh barkeit  des  „Erbrechtes"  bot  nun  für  den  Beliehenen 
die  nöthige  Sicherheit,  um  sich  auf  dem  geliehenen  Grunde 
heimisch  zu  fühlen  und  wie  auf  einem  eigenen  Grunde  alles 
vorzukehren,  was  zur  Erhöhung  des  Erträgnisses  des  Leihe- 
gutes und  zu  seiner  grösseren  Verwerthbarkeit  erforderlich  war. 
Und  wenn  dieser  Bechtsgenuss  abhängig  gemacht  war  von  der 
pünktlichen  Erfüllung  der  Zinsverbindlichkeit,  so  musste  der 
Nutzniesser  die  Bezahlung  seiner  Schuld  als  seine  wichtigste 
Obliegenheit,  als  eine  Angelegenheit  des  eigensten  Interesses 
betrachten. 

War  so  die  als  Folge  der  Zinssäumnis  in  Aussicht  gestellte 
Bechtsentsetcung  für  den  Zinspflichtigen  das  mächtigste  Compelle 
zur  Erfüllung  seiner  Schuldigkeiten,  so  bot  sie  auch  auf  der 
anderen  Seite  dem  Gutsherrn  die  vollste  reale  Sicherheit,  dass 
er  durch  Nachlässigkeit  des  Zinsmannes  nicht  zu  Schaden 
kommen  konnte.  Denn,  sobald  die  aus  dem  Leihevertrage  ge- 
schuldete Zinsleistung  nicht  pünktlich  an  den  Hof  des  Leiheherrn 
gebracht  wurde ,  konnte  dieser  in  der  Regel  sofort  —  die 
Wartefrist  wurde,  wenn  überhaupt,  so  meist  nur  auf  ganz  kurze 
Zeit  festgesetzt^),  —  zur  Ejection  des  Besitzers  schreiten*)  und 
erhielt  in  dem  Gute  selbst,  das  mit  allen  Pertinenzen  und  Me- 
liorationen an  ihn  zurückfiel,  einen  Yermögenswerth  in  die  Hände, 
welcher   nicht    bloss  die   einzelne  Zinsrate  bedeutend  überragte, 


»)  8.  o.  S.  48  f. 

*)  Dabei  ist  gewiss  zuzugebeo,  dass  das  practische  Leben  vielfach 
milder  war,  als  es  der  Strenge  des  Rechtes  entsprochen  hätte,  und  dass  oft 
auch  nach  der  Verfallszeit  in  Uebereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Prin- 
oipioi  des  prooessaalen  Verfahrens,  noch  durch  Zahlung  die  Ejection  ver- 
mieden wurde.     Vergl.  z.  B.  auch  Friedlieb,  a.  a.  0.  S.  274. 
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sondern  auch  dem  Capitalswerthe  der  Verzinsung  zum  mindesten 
gleichkam,  ihn  jedoch  meistens  bei  weitem  übertraf.  Für  sehr 
viele  Fälle  9  vielleicht  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Ver* 
leihungen  zu  Erbrecht  ist  kaum  zu  zweifeln,  dass  während 
der  Dauer  des  Leiheverhältnisses  das  Leiheobject  an  Werth  ge- 
stiegen ist,  sei  es  dass  auf  dem  Lande  schlecht  oder  gar  nickt 
cultivierter  Boden  einem  besseren  Zustande  entgegengeführt  mirde, 
sei  es  dass  städtischer  Grund  durch  Häuserbau  erst  recht  ver- 
werthet  wurde;  denn  überall  drängte  zu  solchen  MeUoradonen 
des  Beliehenen  eigenes  Literesse  mächtig  hin,  und  zwar  in  um 
so  höherem  Masse,  je  grösser  der  aufgelegte  Zins  war.  und 
wenn  ja  einmal  die  besonderen  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles  die  Möglichkeit  einer  Gefahr  für  den  Leiheherm  be- 
gründeten, dann  wurden  gewiss  durch  besondere  Gantionen 
Garantien  geschaffen,  welche  seine  vollste  Sicherheit  ver- 
bürgten *). 

Im  allgemeinen  war  aber  das  dingliche  Moment,  das  in 
der  Leihe  lag,  allein  für  alle  Anforderungen  ausreichend,  die 
vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  aus  bestanden. 

Da  das  dingliche  Recht  des  Beliehenen  als  eine  unent- 
ziehbare  Macht  desselben  über  den  Grund  und  Boden  ihm  alle 
für  den  Grundbesitz  wünschenswerthe  Sicherheit  und  Buhe  ge- 
währleistete, soferne  er  nur  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  nicht 
versäumte,  und  da  andererseits  auch  der  Leiheherr  in  dem  leben- 
digen Fortbestehen  seines  dinglichen  Bechtes  (des  ESgenthomes) 
die  vollste  und  sicherste  Garantie  für  die  Befriedigung  seiner 
rechtlichen  Literessen  besass,  so  fehlte  es  auch  vom  wirthschaft- 
lichen Gesichtspunkte  aus,  wie  dies  oben  in  juristischer  Be- 
ziehung gezeigt  wurde,  an  einem  Grunde,  neben  der  Ausgestaltung 
dieses  sachenrechtlichen  EJlementes  im  Leiherechte  noch  das 
obligationenrechtliche  Band  zwischen  Leiheherm  und  Beliehenern 
besonders  enge  und  fest  zu  knüpfen  *).  — 

Das  hier  für  die  Anfänge  des  Leiherechtes  gewonnene  Re- 
sultat über  die  rechtliche  Ausgestaltung  der  Zinspflicht   entfernt 


0  vergl.  unten  S.  72  fif. 

')  vergleiche  hieza  nnd  za  dem  folgenden:  Danker,  die  Lehre  von  < 
Bealksten  S.  74  ff. 
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sich  freilich  nicht  unwesentlich  von  dem,  was  unsere  heutige 
Sechtsanschauung  für  ähnliche  Fälle  anzunehmen  geneigt  wäre, 
und  wird  auch  für  die  damalige  Zeit  nicht  allgemein  angenommen. 
Namentlich  Grobbers,  der  sich  mit  den  rheinländischen  (speciell 
kölnischen)  Urkunden  ausschliesslich  und  eingehend  beschäftigt  ^\ 
ist  auch  für  die  ältere  Zeit  zu  einem  anderen  Ergebnisse  ge- 
langt, zu  einer  Annahme,  die  sich  gewiss  in  grösserer  üeber- 
einstimmung  mit  unseren  Ansichten  über  die  aus  Beallasten 
entspringenden  Verpflichtungen  befindet,  indem  sie  sich  für  eine 
grossere  Selbstständigkeit  und  weitere  Ausbildung  des  obligationen- 
rechtlichen Momentes  im  geraden  Gegensatze  zu  den  obigen 
Ausfuhrungen  für  das  städtische  Becht  ganz  allgemein  ent- 
scheidet. Gerade  wegen  dieser  eben  hervorgehobenen  Ueber- 
einstimmung  mit  den  modernen  Rechtsanschauungen  fehlte  ihm 
jeder  Anlass  für  eine  allgemeine  weiter  ausholende  Begründung 
seines  principiellen  Standpunktes.  Dem  entsprechend  entfällt  auch 
hier  die  Nothwendigkeit  und  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ent- 
gegnung, die  zu  den  obigen  Ausführungen  hinzutreten  könnte, 
vielmehr  wird  es  genügen,  bei  der  im  folgenden  sich  ergebenden 
Besprechung  der  Einzelheiten  die  Anschauungen  Gobbers  mit 
zu  berücksichtigen. 

Die  Richtigkeit  des  hier  vertretenen  allgemeinen  Grundge- 
dankens angenommen,  ergeben  sich  nämlich,  um  die  oben  S.  56 
unterbrochene  .dogmatische  Darstellung  wieder  aufzunehmen,  für 
uns  die  folgenden  (Konsequenzen: 

Mit  unserer  Behauptung,  dass  in  der  Befugnis  der  Rechts- 
entsetzung das  einzige  dem  Zinsberechtigten  zustehende  Mittel, 
die  Befriedigung  zu  erzwingen,  gelegen  gewesen  sei,  ist  zunächst 
implicite  schon  gesagt,  dass  mit  der  Vertreibung  des  zinspflich- 
tigen Besitzers  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  bereits  früher 
verfallener  Zinsen  und  etwaiger  Conventionalstrafen  erlöschen 
musste,  dass  Rechtsverlust  und  Zinsschuld  nicht  cumulativ  zu 
einander  hinzu  traten,  sondern  die  Nichterfüllung  der  obliga- 
torischen Verpflichtungen  die  Bedingung  für  den  Untergang  d€|8 
dinglichen  Leiherechtes,  und  dass  sohin  die  Ejection  ihrer  Wirkung 
nach  primär  nicht  schlechthin  Strafe,  sondern  Strafe  und  Be- 
friedigungsmittel war. 


^)  Die  Erbleihe  und  ihr  Verhältnis  zum  Bentenkauf  im  mittelalterlichen 
Köln  des  Xn.*-XIV.  JahrhonderU.    Savignj-Zeitschrift  lY.  Bd.  S.  180  ff, 
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Nach  der  anderen  Seite  ist  damit  die  Nothwendigkeit  ge- 
geben, die  Frage,  ob  die  Dereliction ')  des  Leihegutes  den  Elrb- 
päohter  von  der  Haftung  für  verfallene  und  nea  entstehende 
Zineschulden  befreie,  für  die.  Regel  der  Fälle  unbedingt  zu  be- 
jahen und  die  Annahme  einer  über  das  Leihegut  hinausreichende, 
etwa  das  ganze  Vermögen  des  Beliehenen  erfassenden  persönlichen 
Yerpffichtung  zur  Zinszahlung  ebenso  unbedingt  von  der  Haod 
zu  weisen  *). 

In  allen  diesen  Punkten  ist  Gobbers*)  auf  Grund  seiner 
Auffassung  consequent  zu  den  entgegengesetzten  Ergebnissen 
gelangt.  Ihm  „erlosch  durch  Anfall  oder  Dereliction  die  ver- 
fallene Zinsschuld  keineswegs,  denn  der  Rückfall  des  Leihe- 
objectes  an  den  Leiheherrn  war  ja  nur  eine  Strafe,  die  den  Be- 
liehenen traf,  nicht  Befriedigungsmittel.  Die  Zinsschuld  blieb 
ungetilgt;  ihre  Realisierung  erforderte  ebenso  wie  die  jeder  anderen 
Obligation,  im  Falle  der  Schuldner  in  Verzug  war,  gerichtliche 
Durchführung  des  klägerischen  Anspruches  und  eventuell  eine 
auf  diese  sich  stützende  Pfändung.'^ 

Demgegenüber  lässt  sich  gewiss  nicht  in  Abrede  stellen, 
dass  namentlich  bei  einer  späteren  Entwickelung  ein  solches 
Verfahren  nicht  selten  vertragsmässig  vereinbart  wurde,  viel&ch 
sogar  gewohnheitsrechtlich  sich  einbürgerte*).  Aber  es  ist  auch  auf 
der  anderen  Seite  nicht  zu  übersehen,  dass  die  wenigen  Quellen- 
stellen, die  Gt)bbers  zur  Begründung  seiner  allgemein  hingestellten 
Behauptung  heranzieht,  und  zwar  sowohl  die  für  das  Fortbestehen 
der  Zinspflicht  trotz  eingetretenen  Rechtsverlustes  angeführte 
Orkunde  von   1375  Ennen  V  92  ^),  als  auch    die  Urkunden  von 


>)  8.  o.  S.  34  Anm.  3. 

*)  vergl.  hiezu  auoh  die  oben  S.  56  Anm.  1  abgedruckte  Stelle. 

»)  a.  a.  0.  S.  150  und  §  12. 

*)  vergl.  über  eine  der  Unterwindung  vorhergehende  Pfändung 
Dunker  a.  a.  O.  S.  72  f;  b.  auoh  unt«n  S.  62. 

^)  Ein  Leihevertrag  über  ein  Haus,  in  welchem  neben  der  gewöhnlichen 
Zinspflioht  die  Verpflichtung  zur  sorgsamsten  Erhaltung  und  zu  Baofohningen 
mit  bestimmtem  Aufwände,  femer  die  Bestimmung,  dass  leves  personae  nicht  in 
das  Haus  aufzunehmen  sind ,  verabredet  und  für  jede  Abweichung  vom  Veriragein 
der  strengsten  Form  Bechtsnachtheile  stipuliert  wurden,  (ex  tunc  statim  et  in 
continenti  dicta  domus  cum  omnibus  suis  pertinentiis  et  melioratione  prout 
tuno  fuerit  situata  ....  libere  revertetur  et  solute)  und  in  diesem  ZoBammeD- 
hang  festgesetzt  ist,  dass  ausserdem  noch  die  Zinspflicht  aufrecht  erhalten 
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1376  Ennen  lY  474  ^)  und  1227  Ennen  II  106  *),  welche  gegen 
die  Befreiang  von  der  Zinspflicht  durch  Dereliction  des  Leihe- 
gutes  sprechen  sollen ,  erst  dem  späteren  städtischen  Rechte 
angehören  und  überdies,  wie  in  der  Anmerkung  dargelegt  ist,  in 
Fielen  Punkten  einen  völlig  singulären  Charakter  tragen.  Dem- 
nach sind  sie  gewiss  nicht  geeignet,  als  entscheidender  Gegen- 
beweis gegen  die  obigen  Ausführungen  zu  gelten  und  die 
dabei  gewonnenen  Ergebnisse  als  unhaltbar  hinzustellen.  Es 
spricht  vielmehr  der  Wortlaut  der  früher  besprochenen  Urkunden, 
die  meist  nur  die  Beendigung  des  Leiherechtes  als  Rechtsfolgen 
der  Säumnis  nennen,  so  deutlich,  dass  man  aus  solchen  ver- 
einzelt vorkommenden  Fällen,  wie  die  von  Gobbers  citierten,  keinen 
Schluss  auf  die  allgemeine  Regel  ziehen  darf.  Und  dies  ist  um  so 
weniger  gestattet,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Fassung  gerade 
derjenigen  Leiheurkunden,  die  sich  besonders  ausführlich  mit 
den  Folgen   der   mora   beschäftigen,   indem   sie   Säumnisstrafen 


werde  (et  nihilominus  nos  coDJuges  ...  et  nostri  heredes  ad  Bolutionem 
censiu  erimus  penitos  adstricti)  —  also  unzweifelhaft  eine  besonders  strenge 
üebereinkirnft.    Vergl.  aach  die  folgende  Anmerkung. 

')  In  diesem  Leihevertrag,  der  gleichfalls  über  ein  flaus,  nicht 
schlechthin  über  Grund  und  Boden  abgeschlossen  wurde,  findet  sich  ausführlich 
bestimmt,  dass  die  fieliehenen  ausser  sur  Zinszahlung  auch  zur  Instande- 
haltnng  des  Hauses,  ja  sogar  zum  Wiederaufbau  im  Falle  der  Zerstörung 
desselben  verpflichtet  sein  sollten,  und  dass  auch  für  die  Zeit  der  Bau- 
fShrung  der  Zins  unverändert  fort  zu  bezahlen  sei.  Hierauf  folgten  dann 
die  Worte:  .  .  .  si  .  .  .  non  reedificaverint  et  nobis  censum  non  persol- 
▼erint  requisiti,  elegerunt  ipso  G.  et  H.  (Die  Erbpächter)  jpro  se  et  suis 
heredibus,  quod  bona  eorum  mobilia  et  immobila,  et  res  quascumque,  que 
et  quas  habent  et  invenire  poterimus,  teuere  et  capere  et  de  ipsis  nos 
intromittere  poterimus  in  recuperationem  iuris  nostri.  —  £s  scheint  un- 
zweifelhaft, dass  die  Haftbarkeit  mit  dem  ganzen  Vermögen,  die  hier  ein- 
trat, eben  die  Folge  der  besonders  stipulierten  Verpfändung  war;  und  auch 
der  Gbiind  für  diese  Verpfändung  liegt  offen  zu  Tage:  für  die  von  den 
Beliehenen  übernommenen  weitgehenden  Verpflichtungen  reichte  eben  die 
gewohnliche  reale  Sicherheit  nicht  aus.  —  In  ähnlichem  Sinne  spricht  allge- 
mein Arnold  z.  Gesch.  d.  Eigenthums  S.  12ö. 

*)  Ganz  ähnlich  wie  die  vorletzte  Anm.  Weil  für  die  Verpflichtung  zu 
Wiederaufbau  im  Falle  der  Zerstörung  der  geliehenen  Gaddemen  und  für  die 
auch  dann  noch  fortbestehende  Zinspflicht  das  gewöhnliche  Sicherheitsmittel, 
das  in  der  Einziehung  des  Leihegutes  lag,  nicht  genügte,  und  vielleicht 
daneben  auch  noch  aus  anderen  Gründen,  wurde  überdies  die  Exoommuni- 
cation  als  Strafe  des  Vertragsbruches  angedroht. 
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und  Ahnliches  festsetzen,  mit  der  hier  vertretenen  Ansicht    sich 
in  üebereinsUmmung  befindet  ^). 

Zum  Schlüsse  ist  noch  ein  weiteres,  freilich  zunächst  n^a- 
tives  Ergebnis  zu  verzeichen,  zu  dem  die  Betrachtung  unserer 
Leiheurkunden  fuhrt.  Die  Rechtsbücher  und  Statuten,  namentlich 
aus  dem  13.  und  14.  Jahrhunderte  ^)  gedenken  nämlich  ziemlich 
allgemein  eines  Pfändungsrechtes  um  Zins-  und  Gültenforderungen, 
welches  dem  Zinsberechtigten  die  Befugnis  gibt,  wegen  ver- 
sessener Zinsen  Eahrhabe  des  Schuldners  oder  solche  bewegliche 
Oüter,  die  sich  auf  dem  zinspflichtigen  Grundstücke  befinden, 
zur  Deckung  der  Zinsschuld,  in  vielen  Fällen  sogar  ohne  Mit- 
wirkung des  Gerichtes,  zu  p&nden.  In  üebereinstimmung 
damit  nimmt  die  herrschende  Lehre  ganz  allgemein  die 
Existenz  eines  solchen  Pfandrechtes  für  Zinsforderungen  an*), 
das  bis  ins  16.  Jahrhundert,  zum  Theile  auch  noch  darüber 
hinaus  als  gemeines  Recht  gegolten  hat,  das  auf  dem  Lande 
länger  in  Gebrauch  blieb  als  in  den  Städten,  wo  es  verhältnis- 
mässig frühzeitig  verschwand,  und  dessen  Ursprung  man, 
wenn  man  auch  zu  völliger  Klarheit  nicht  gelangen  konnte,  im 
allgemeinen  in  ziemlich  frühe  Ziciten  zurückzuverlegen  gendgt  ist 
Insbesondere  betont  Wilda^),  dem  hierin  andere  folgen,  an  der 
Hand  von  Urkunden  vorwiegend  des  14.  Jahrhundertes,  dass 
dieselben  einen  Beleg  dafür  enthalten,  „wie  wenig  bis  in  die 
spätere  Zeit  durch  das  in  Verträgen  hervorgehobene  Pfändungs- 
recht  dem  Gläubiger  ein  wirkliches  Recht  eingeräumt  wurde, 
das  er  nicht  schon  ohnehin  besass." 


0  Auch  Urkk.,  wie  1253  (Ghiden  V.  p.  26),  welche  eine  Verpfandung 
des  ganzen  Vermögens  enthält,  dürfte  kaum  als  Gegenargument  gegen  die 
hier  als  allgemeine  Kegel  bezeichneten  Ergebnisse  angeführt  werden 
können;  sie  enthalt  nicht  nur  hierin,  sondern  auch  in  der  Bestellung  von 
Bürgen  eine  Besonderheit. 

')  vergl.  die  Zusammenstellung  bei  Stobbe  flandb.  des  deutschen 
Frivatreohtes  P  S.  596  Anm.  26  und  insb.  Wilda,  das  PfändungBrecht, 
Halle  1839  (aus  der  Zeitechr.  £  deutsches  Recht)  S.  46  ff.  Die  älteste  derartige 
Bestimmung  (vergL  Wilda  a.  a.  0.  S.  58)  ist  wohl  Sachsenspiegel  11  Art 
54  §  1  (oben  S.  5  Anm.  6),  wonach  dem  Gutsherrn  dieses  Ffandungsreohi 
zusteht.  Walter  R.  G.  §  537,  Anm.  1  u.  2;  §  538  Anm.  10,  13  n.  14; 
§  516  Anm.  13;  |  525  Anm.  6. 

*)  vergL  Stobbe  a.  a.  0.  §  70  III,  v.  Meibom  Pfandrecht,  S.  204  ff., 
Wilda  a.  a.  0.  S.  45-62.    Walter  R.  G.  §§  537,  538,  525. 

«)  a.  a.  0.  S.  49  f.  vergl.  auch  y.  Meibom  Pfandrecht  S.  205. 
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AU  dem  gegenfiber  ist  es  gewiss  bezeichnend,  dass  die  hier 
zur  Sprache  gekommenen  Leihebriefe  (also  namentlich  auch  die 
der  ältesten  Zeit  und  Entwickelungsstufe  angehörigen)  von  einem 
solchen  Ffandungsrechte  nicht  mit  einer  Silbe  Erwähnung  thun, 
und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  sie  ausführlich  der  Rechtsfolgen 
jeder  Zinssäumnis  gedenken,  also  unter  Umständen,  welche  die 
Annahme  auszuschUessen  scheinen,  dass  eine  derartige  Befugnis 
als  etwas  Selbstverständliches  verschwiegen  worden  sei^).  Es  mahnt 
dies  zum  mindesten  zur  Vorsicht  gegenüber  allzuweit  reichenden 
Schlussfolgerungen  im  Sinne  der  eben  angegebenen  Wilda'schen 
Deductionen  und  legt  die  Frage  nahe,  ob  dieses  später  sicher 
nachweisbare  Pfandrecht  nicht  zum  Theile  als  eine  Abschwächung 
der  in  dem  Unterwindungsrechte  enthaltenen  strengeren  Rechts- 
norm ins  Leben  getreten  sei,  ein  Bntwickelungsgang,  der  dann 
neben  den  im  allgemeinen*)  angeführten  Entstehungsursachen  für 
die  Auebildung  dieses  Rechtsinstitutes  massgebend  gewesen  wäre'). 

Jedenfalls  geben  die  auf  uns  überkommenen  Leiheurkunden 
der  Rheingegenden  auch  in  diesem  Punkte  keinen  Anlass,  ein  Ab- 
weichen von  den  fßr  andere  Beziehungen  oben  als  giltig 
dargethanen  Grundsätzen  anzunehmen.  Man  ist  vielmehr  auf 
Ghrund  der  urkundlich  überlieferten  Quellenzeugnissen  jener 
Zeit,  wie  uns  scheinen  will,  berechtigt,  allgemein  zu  be- 
haupten, dass  das  damalige  Leiherecht,  zunächst  wenigstens  der 


>)  Dm  gleiche  Ergebnü  für  Köhi:  aobbers  a.  a.  0.  S.  150. 

«)  vergL  Wilda  a.  a.  0.  S.  53  fil,  v.  Meibom  a.  a.  0.  S.  205. 

*)  AU  ÜbergangsföUe  dieser  Art,  AbBchwäohangen  des  strengeren 
Bechtes,  sind  bezeichnend  die  Urkk.  wie  Kolner  Schreinsorkk.  Kart.  10  I 
18  (s.  0.  S.  50  Anm.  1),  in  welcher  nur  ein  Theil  des  zinspflichtigen  Gutes 
der  üeberwindung  unterstehen  soll,  dann  z.  B.  die  bei  D  unk  er  a.  a.  0.  S. 
72  ff.  genannten  Urkk.,  nach  denen  der  ultima  ratio  eine  vergebliche  Pf&n- 
dung  der  Fahrnis  vorangehen  soll.  —  Berücksichtigt  man,  die  oben  S.  56 
dargelegte  Ausschliesslichkeit  der  realen  Haftung  des  Gutes  für  die  Zins- 
schuld, welche  von  allen  persönlichen  Momenten  abstrahiert  und  die  unleug- 
bar in  vielen  Dingen  zu  Tage  tretende  enge  rechtliche  Verbindung  von 
Grundstücken  und  daraufliegender  Fahrhabe  —  vergl.  Heusler,  Gewere 
S.  379;  Albrecht,  Gewere  S.  21  geht  freilich  zu  weit  — ,  so  gibt  die  im 
Texte  vertretene  Ansicht  vielleicht  auch  einen  Anhaltspunkt  zur  Erklärung 
dafür,  dass  oft  nur  die  auf  dem  Gute  befindliche  Fahrnis,  diese  aber  wieder- 
holt auch  unabh&agig  von  der  Frage,  in  wessen  £igenthum  sie  stehe,  der 
PfSndung  ausgetetst  war.  —  Vergl.  i.  A.  Wach,  Arrestprooess  I  S.  81, 
Heusler  a.  a.  O.  8.  212  ff. 
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Bheinlande,  vorwiegend  dinglich  ^)  ausgeetaltet  war ,  nämlich 
in  dem  Sinne,  dass  der  Regel  und  dem  Grandgedanken  unseres 
Rechtsinstitutes  nach  nicht  die  Person  des  jeweiligen  Besitzers 
und  auch  nicht  dessen  Vermögen,  sondern  lediglich  das  zinsbe- 
lastete Grundstück  für  die  Erfüllung  der  Zinspflicht  aufzukommen 
hatte.  In  diesem  Zusammenhang  ist  der  erneute  Hinweis  auf 
Rechtsdenkmäler  jener  Zeit,  die  einen  ähnlichen  Rechtsgedanken 
zum  Ausdrucke  bringen,  gewiss  nicht  ohne  Interesse,  mögen 
dieselben  auch  nicht  gerade  dem  hier  in  Frage  stehenden 
örtlichen  Gebiete  angehören.  Sie  sind  in  ihrer  Uebereinstimmung 
mit  den  hier  gewonnenen  Ergebnissen  doch  immer  ein  Beweis 
dafür,  dass  diese  mit  den  unmittelbar  überlieferten  und  beglau- 
bigten Rechtsgedanken  ihrer  Zeit  nicht  in  Widerspruch  stehen. 
Vor  allem  sei  hier  der  schon  mehrmals  erwähnten  Stelle  des 
Brünner  SchöiFenbuches ')  gedacht,  die  ausdrücklich  jede  über 
das  Zinsgut  selbst  hinausreichende  Haftung  als  etwas  Ungerecht- 
fertigtes verwirft.  Und  was  könnte  weiters  in  der  gleichen 
Richtung  deutlicher  sprechen  als  die  Regelung  über  die  Be- 
handlung versessener  Zinse,  welche  der  Spiegel  deutscher  Leute 
und  die  sich  ihm  anschliessenden  Rechtsbücher  ^)  statuieren,  indem 
sie  zunächst  die  Zinsschuld  durch  fortwährend  sich  erneuende 
Säumnisstrafen  (Rutscherzins)  bis  zum  Werthe  des  zinspflichtigen 
Grundstückes  anwachsen  lassen,  um  dann  schlechthin  dieses  selbst 
dem  Zinsberechtigten  zuzuweisen.  — 

Bei  dieser  sachenrechtlichen  Behandlung  der  Zinsverpflichtung 
war  naturgemäss  eine  enge  Verbindung  von  Eigenthom  und 
Zinsbezugsrecht  nahe  gelegen,  ja  sogar  nothwendig.  Es  erscheint 
eine  Trennung  der  Gläubigerrolle  von  dem  Eigenthume  an  dem 
Gute,  eine  Überlassung  des  einen  Rechtes  ohne  gleichzeitige 
Übertragung  des  anderen  anfänglich  undenkbar.  Man  findet 
auch   in   der  That   erst  in   späterer  Zeit,    als  das  Leiherecht  in 


>)  Dies  ist  nicht  etwa  in  dem  Sinne  za  verstehen,  dass  die  Verpflichtung 
zur  Zinszahlung  (Reallast)  als  ein  Recht  dinglicher  l^atur  im  Sinne  der 
älteren  Reallasttheorien  gedeutet  würde;  vergl.  darüber  insb. Stobbe,  'Zur 
Geschichte  und  Theorie  des  Rentenkaufes*  in  der  Zeitschrift  f.  d.  R.  XIX,  S.209. 

*)  cap.  120,  abgedruckt  oben  S.  ö6  Aum.  1. 

*)  Tergl.  die  Ausführungen  oben  S.  7,  Spiegel  deutscher  Leute  o.  75 
Sohwabenspiegel  c.  84  (Lassberg);  s.  auch  Wiener  Stadtrechtsbuoh  Art. 
11.%  121  und  125  (oben  S.  11  und  14),  insbes.  die  Bestimmungen  für  den  AOl 
der  Concurrenz  von  yersessenen  Qrundrechts-  und  Burgreobtszinsen  (oben  8. 18) 
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seinen  Grnndzügen  wesentliche  Veränderungen  durchgemacht  und 
viel  von  seinem  ursprünglichen  Character  eingebüsst^  hatte,  eine 
vom  Schicksale  des  Eigenthumsrechtes  unabhängige  Übertragung 
des  Zinsbezugsrechtes,  während  für  die  erste  Zeit- der  enge  Zu- 
sammenhang zwischen  beiden  in  allen  erhaltenen  Übertragungs- 
urkunden zu  Tage  tritt  und  auch  von  allen  die  Frage  behan- 
delnden Schriftstellern  anerkannt  und  hervorgehoben  wird  ^). 

In  diesem  Hinweise  auf  die  Mogbohkeit  der  Übertragung 
der  leiheherrlichen;  Rechte  durch  den  Wechsel  in  der  Person 
des  Bigenthümers  des  zinspflichtigen  Gutes  ist  bereits  einer 
Veränderung  gedacht,  von  welcher  das  Leiheverhältnis  während 
seines  Bestandes  betroffen  werden  kann,  und  zugleich  die  Art 
und  Weise  angegeben,  in  welcher  diese  Veränderung  die  Zins- 
pflicht  berührt.  £s  sei  hier  nur  nebenbei  bemerkt,  dass  ebenso 
wie  die  durch  Vertrag  gewillkürte  Veränderung  in  der  Person 
des  zinsberechtigten  Eigenthümers  auch  der  Wechsel  durch  Erbgang 
ftir  den  Zins  eben  nicht  mehr  bedeutete,  als  eine  Veränderung 
in  der  Gläubiger-Rolle,  in  dem  berechtigten  Subjecte,  die  fUr 
Bestand,   Inhalt  und  Umfang  der  Obligation  ohne  Einfluss  war. 

Fragen  wir  nach  den  anderen  Veränderungen  und  Umge- 
staltungen, welche  innerhalb  des  Erbleiheverhältnisses  normaler 
Weise  sich  ereignen  mochten  und  geeignet  waren,  eine  Rück- 
wirkung auf  das  in  der  Zinspflicht  zu  Tage  tretende  obligationen- 
rechtliohe  Moment  zu  üben,  so  weist  uns  schon  der  Name  jus 
hereditarium  zunächst  auf  die  durch  Ehrbgang  geschaffenen  Ver- 
änderungen hin.  Wenn  Besitz  und  Nutzungsrecht  jure  hereditario 
von  dem  jeweils  Berechtigten  auf  dessen  Erben  übergiengen,  so 
war  damit  rücksichtlich  der  Zinspflicht  ein  Wechsel  in  der 
Schuldner-Rolle  gegeben,  der  fär  die  Verpflichtungen  in  concreto 
von  mehrfachem  Einflüsse  sein  konnte.  Zunächst  konnte,  wenn 
nicht  —  wie  dies  häufig  vorkam  —  besondere  Vertragsklauseln 
die  Einheitlichkeit  und  Untheilbarkeit  des  Gutes  garantierten 
und  den  Rechtsübergang  auf  mehrere  ESrben  von  vorneherein  aus- 
schlössen, an  Stelle  des  einen  zur  Nutzung  Berechtigten  und 
zur  Zinszahlung  Verpflichteten  eine  Mehrheit  solcher  treten, 
wobei  dann  fraglich  erscheinen  kann ,  in  welche  Beziehung  die 
einzelnen  Schuldner  zu  ihrer  Schuld  und  zu  einander  traten. 
Ganz  vereinzelt  ist  diese  Frage   freilich   dadurch  abgeschnitten, 


>)  Arnold  a.  a.  O.  B.  80.    Bosenthal  a.  a.  O.  8.  66.    Gobbert 
a.  a.  0.  S.  166. 

V.  atihwimd,  BrbleilMii.  6 
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daas  im ;  lieihevertrag  gleich  für  alle  Zeiten  ein  BeBÜmmtert 
z,  B.  der  Älteste^)  dem  Leiheherm  gegenüber  für  verpflichtet 
erklärt,  un<i  auf  diese  Weise  künstlich  die  JESnheit  der  Ver- 
pflichtung fortgesetzt  wurde.  Aber  auch  für  alle  anderen  Fälle 
lässt  die  Fassung  der  Urkunden  eine  Entscheidung  nur  im  Sinne  der 
solidaren  Haftung  aller  Erben  zu,  indem  nirgends  von  einer  ge- 
sonderten Behandlung  der  Einzelnen  die  B.ede  ist,  vielmehr  immer 
alle  wie  eine  Einheit  genannt  werden,  und  namentlich  der  Ein- 
tritt der  angedrohten  Folge  einer  mora  objectiv  an  die  Thatsache 
des  Ausbleibens  der  fällig  gewordenen  Leistung  allgemein  und 
ohne  Einschränkung  geknüpft  erscheint. 

Diese  Gestaltung  lag  unzweifelhaft  im  Interesse  und  in  den 
gewöhnlichen  Intentionen^)  des  Leiheherm,  der  durch  eine  Zer- 
splitterung seines  Zinsrechtes  den  empfindlichsten  Schaden  hätte 
leiden  können,  und  es  darf  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  werden, 
dass  unter  der  Voraussetzung  der  Richtigkeit  unserer  Annahme 
über  die  principielle  Frage  des  Verpflichtungsverhältnisae«  nar 
die  solidarische  Haftung  aller  für  den  ganzen  Zins  im  Geiste 
des  Institutes  gelegen ,  und  dass  nur  diese  rechtlich  consequent 
überhaupt  denkbar  war*).  Eine  scheinbare  Ausnahme  dem  Ge- 
sagten gegenüber  findet  sich  nur  in  einzelnen  Fällen  von  Villi- 
catiopsverträgen,  in  denen  die  Beleihung  nut  einem  ganzen  Güter- 
complexe  dem  Anscheine  nach  einheitlich  an  mehrere  Ansiedler 
erfolgte,  dann  aber  die  einzelnen  an  jeden  „heres^  kommenden 
A^nt^eile  doch  ein  völlig  selbstständiges  Schicksal  erlitten. 

Neben  den  Rechtsverhältnissen,  die  zwischen  einer  Mehrzahl 
von  Erben  zur  Entstehung  kamen,  sind  für  den  Erbgang  noch 
die  Beziehungen  zwischen  Erblasser  und  Erben  von  Belang,  also 
namentlich  die  Frage,  in /wie  weit  der  letztere  in  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Verstorbenen  eintrat.  Hier  speciell  ist  noch 
darauf  einzugehen,  in  welcher  Weise  der  Nachfolger  im  Leibe- 
verbältn^se  den  bereits  unter  dem  Vorgänger  fällig  gewordenen 
Zinsleistungen  gegenüber  sich  zu  verhalten  hatte.    Mehr  noch  als 


»)  z.  B.  1173—1189  MR.  Uß.  II  101;  I2a3  MR.  ÜB.  HI  489;  1249 
Booi,  Wormser  Uß.  I  2i8. 

^  2ettg6  dessen  die  oftmalige  ausdrückliche  fiinschr&nkmig  auf  einen 
oder  wenige  Erben  s.  o.  S.  31  Anm.  1. 

*)  vergl.  i.  a.  aaeh  die  Attsfdhrungen  bei  fi  n  n  en ,  Ghesch.  d.  Stadt 
Köln  I  S.  418  u.  Qobbers  a.  a.  0.  S.  166  £f. 
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die  ThAtsAche,^  daes  die  Soocession  nach  Erbrecht  erfolgte»  wobei 
doob  immer  di^  erUasserieoben  Schulden  als  eine  auf  dem 
KachlaMe,  ronibehet  der  Fahrhabe,  ruhende  Last  den  Nachfolger 
in  gewissem  umfange  trafen^))  nöthigt  uns  die  Torwiegend  diag^ 
liehe  und  obfective,  Ton  der  Person  des  jeweils  Besitzenden  fost 
gänzlich  abstrahierende  Formulierung  der  TertragsTerpflichtungen 
zu  der  Annahme,  dass  der  Erbe  mit  dem  Gute  und  mit  der  Zine- 
pflicht  pro  foturo  auch  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  bereits 
ehedem  f&lKg  gewordener  Zinsraten  übernehmen  musste.  Nirgends 
findet  sich  in  den  Urkunden  ein  Hinweis,  auf  eine  getrennte 
rechtliche  Behandlung  des  Beliehenen  und  seiner  Erben;  es 
werden  vielmehr  alle  zum  Rechte  aus  der  Leihe  Berufenen  gleich- 
massig  und  zusammeti  als  Träger  des  Rechtes  genannt,  sie  ef-^ 
scheinen  glachmässig  auch  als  Träger  der  leihereehtUcben  Ver- 
pflichtungen, und,  was  das  Wichtigste  ist,  ohne  Beziehung  auf  einen 
Einzelnen  werden  allen  gegenüber  die  Bechtsfoügen  genannt, 
welche  die  Thatsache  der  Zinssäumnis  für  sie  im  Gefolge  haben 
sollte.  Blieb  eine  Zinszahlung  aus,  so  ftragte  der  Leifaeherr  siehier 
nicht,  ob  dieser  oder  jener  daran  Schuld  trug,  er  konnte  die 
stipulierten  oder  selbstverständlichen  Consequenzen  eintreten  lasset! 
oder  mit  ihnen  drohen,  und  in  seinem  eigenen  Interesse,  um  sich 
den  Besitz  zu  erhalten,  musste  der  Erbe  die  Versäumnis  nach- 
holen, die  vielleicht  nicht  ihm,  sondern  seinem  Vorgänger  zur 
Last  zu  lichreiben  war. 

Hiermit  dürften  die  wichtigsten  und  hauptsächlichsten  den' 
Zins  betrefienden  Fragen  erledigt  sein,  die  im  Bes^nde  des 
Leiheverhältnisses  in  der  ältesten  Form  seiner  Ausgestaltung  Von 
Belang  sein  mochten  und  aus  dem  erhaltenen  Urkundenvorrathe 
ihre  Beantwortung  finden  können.  Man  braucht  sich  nur  der 
Schranken  zu  erinnern,  die  nach  den  eingangs  gegebenen  Aus- 
fllhmngen  dem  Leiherecht  ursprünglich  gesetzt  waren,  und  man 
darf  namentlich  nur  des  Umstandes  gedenken,  dass  das  Leihe- 
recht den  Angehörigen  einer  Familie  allerdings  in  perpetuum, 
aber  als  ein  wenigstens  gedankenmässig  unveräusserliches  Becht 
verliehen  wurde,  um  sofort  darüber  im  Klaren  zu  sein,  dass  eine 
Beihe  von  Rechtsfragen  zunächst  gar  nicht  zur  Entstehung  ge- 


*)  Dieses  Argoment  wSre  dann  von  mehr  Belangf,  wenn  im  Sinne  der 
hier  bekämpften  Ansieht  die  Zinsschold  mit  den  gewöhnlichen  persönlichen 
Obligationen  auf  gleiche  Stufe  za  stellen  wire. 

5* 
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Iftsgeo  koDüteiiy  die  später  practisch  wurden,  als  die  Leihe  zu  einen 
beweglichen  Verkehrsobjecte  geworden  war.  Alle  die  Compli- 
cationen,  die  dadurch  entstanden,  dass  das  jas  hereditarium 
aus  seiner  ursprünglichen  Gebundenheit  gelöst,  wie  andere  Rechte 
durch  Vertragswillkür  von  dem  einen  auf  den  andern  über- 
tragen oder  selbst  wieder  als  Object  neuer  Leiherechte  weiter 
verliehen  und  belastet  werden  durfte,  konnte  nicht  auftauchen 
in  einer  Zeit,  in  der  das  Leiherecht  fest  an  eine  Familie,  einen 
von  vorneherein  genau  begrenzten  Kreis,  gebunden  war  und 
überhaupt  nicht  an  aussen  stehende  Personen  gelangen  noch 
auch  partiell  ihrer  Machtsphäre  unterworfen  werden  konnte. 

Wie  es  nun  nach  dem  in  der  Einleitung  Gesagten  nicht  im 
Plane  und  in  der  Absicht  der  vorliegenden  Untersuchung  gelegen 
ist,  des  näheren  auf  die  spätere  Ekitwickelung  des  Institutes  ein- 
zugehen, so  kann  es  auch  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die  Baflex- 
Wirkungen  näher  zu  verfolgen,  welche  die  Umgestaltung  des 
Leiherechies  in  toto  auf  die  einzelnen  rechtlichen  Elemente  des- 
selben ausgeübt  hat  Nur  auf  ein  dem  Leihe-  bez.  Bentenrechte 
der  späteren  Zeit  characteristisches  Moment  soll  noch  mit  einigen 
Worten  hingewiesen  werden. 

Das  Unterwindungsrecht,  welches  im  Erbleiberechte  dem 
Snsgläubiger  gegenüber  jedem  säumigen  Schuldner  zustand,  findet 
sich  nämlich  auch  im  völlig  ausgebildeten  Bentenrechte  vielfach 
wieder,  also  selbst  unter  Umständen,  in  welchen  seine  ursprüng- 
liche Ghrundlage,  das  Eigenthum  des  Zinsberechtigten  an  dem 
Gute,  längst  w^gy^rfallen  war^).  Demgemäss  waren  in  einer 
Zeit,  da.  die  leibeherrlichen  Befugnisse  auf  ein  Minimum  zurück- 
gedrängt waren,  dieselben  cbaracteristischen  Bechtsfolgen  an  die 
Zinssäumnis  geknüpft,  welche  von  Alters  her  bei  dem  Ausbleiben 
der  Zinszahlung  für  den  Zinspflichtigen  eintraten:  zunächst  oft 
die  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Conventionalstrafen  und  dann 
Verlust  des  Jjeiherechtes  an  den  Bentenberechtigten,  in  der  Form, 


V  vergrl.  aaner  den  Genannten  Heus  1er,  Büdmigf  des  OoncorBprooeoMt 
naeh  sohweicerisohem  Rechte  in  der  Zeitaobrift  für  •chweiseritehas  Beohti 
Bd.  7  S|.  117  ff.  und  insb.  (Jobbers  a.  a.  0.  S.  197  und  die  dort  genannten 
Quellenbelege  vom  Ende  des  14.  Jahrhundertes ,  ebenso  8.  211,  wo  für  die 
Brbleihen  der  dritten  (lotsten)  Entwickelungsstufe  die  Signatur  dahin  ange- 
geben wird,  dass  da«  leihsherrliobe  Recht,  das  Obereigenthvm  sich  ooneentriert 
in  dem  Rechte  auf  Zinsbezng  und  in  dem  aus  diesem  Rechte  bei  Nieht- 
befriedignng  erwachsenden  Anspruch  auf  Anwältigung  des  verliehenen  Gntek 
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daes  dieser  in  dieselbe  rechtliche  Stellung  zur  Sache  einrückte, 
die  der  Verpflichtete  bis  dahin  inne  hatte. 

Es  fallt  nicht  schwer,  zu  zeigen,  zu  welchen  Oonsequenzen 
diese  principielle  Auffassung,  die  auch  noch  das  spatere  Kecht 
beherrschte,  bezüglich  der  eben  berührten  Fragen  im  allgemeinen 
fuhren  musste,  die  mit  der  grösseren  Beweglichkeit  des  Leihe- 
und  Zinsrechtes  zur  Entstehung  kamen.  Als  nämlich  die  oben 
ausgeführte  Regel  der  Einschränkung  des  Leiherechtes  auf  denfijreis 
bestimmter  Personen  und  die  dadurch  bedingte  Negierung  jedes 
Veräusserungsrechtes  namentlich  auf  stadtischem  Oelnete  Ter- 
hältnissmftssig  früh  geschwunden  war,  und  Bechtsfibertragungen 
nicht  mehr  wie  ursprünglich  nur  durch  den  Willen  des  Leihe- 
herrn möglich  waren,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  diesen  durch 
freie  Yertragseinigung  zu  Stande  kamen,  tauchten  naturgemäss 
analoge  Fragen  auf,  wie  sie  bei  dem  Rechtsübergang  im  Wege 
Erbrechtes  zu  lösen  waren.  Sowohl  über  die  Behandlung  vom 
Vorgänger  rückständig  gebliebener  Zinsen  als  auch  über  die  freilich 
selten  actuelle  Frage  nach  dem  Schicksale  des  Zinses  im  Falle 
der  Theilung  des  Gkites  muss  wohl  hier  wie  dort  in  gleicher 
Weise  entschieden  werden,  da  ja  die  principielle  Grundlage  des 
Rentenreohtes  dieselbe  ist,  die  bei  den  obigen  Ausführungen  für 
das  ältere  Leiherecht  angenommen  wurde. 

Denn  auch  für  das  spätere  Leihe*  und  Rentenrecht,  solange 
die  Möglichkeit  der  ünterwindung  überhaupt  bestand,  muss  es  in 
der  Macht  des  Zinsberechtigten  gelegen  gewesen  sein,  wegen  des 
Ausbleibens  einer  Zinsrate,  bezüglich  deren  er  vielleicht  gar 
nicht  wusete,  wem  die  Zahlung  ursprünglich  oblag,  mit  der  Rechts- 
entsetzung zu  drohen  und  so  indirect  die  gegenwärtigen  Besitzer 
zur  Zahlung  einer  Summe  zu  zwingen,  die  vielleicht  primär  dem 
Rechtsvorgänger  oblegen  wäre. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  aber  die  rechtliche  Aus- 
gestaltung, zu  welcher  die  consequente  Anwendung  des  einen 
Grundgedankens  auf  einem  gleichfalls  einer  viel  vorgeschritteneren 
Rechtsentwickelung  angehörigen  Gebiete,  nämlich  in  den  FlUlen 
der  Afterverleihung  und  der  Cumulierung  mehrerer  Zinspflichtig- 
keiten  auf  demselben  Objecte  gefunden  hat. 

Wenn  es  nämlich  im  späteren  Rentenrechte  vorkam,  dass 
auf  einem  und  demselben  Gute  verschiedene  Zinse  an  ver- 
schiedene Personen  lasteten,  dann  liegt  wegen  der  sonst  unver- 
meidlichen Concurrenz  ihrer  Rechte  die  Vermuthung  nahe,  dass 
dies  doch  nicht  mehr  nach  der  für   das  Leiherecht  behaupteten 
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Begel  behandelt  werden  konnte,  weil  nicht  leicht  einzusehen  ist, 
wie  das  ünterwindungsrecht  einer  Mehrheit  von  Berechtigteil 
konnte  zugestanden  haben.  Indessen  ist  auch  hier  das  dingliche 
Sflementy  das  Leihezins-  und  Bentenforderung  sonst  allgemein  be- 
gleitete, vollständig  zu  seinem  Bechte  gekommen.  Denn  that- 
sächlich  stand  auch  in  diesen  Fällen  mancherorts  jedem  Baut- 
gläubiger  das  Becht  zu,  wenn  seine  Beute  nicht  bezahlt  wurde, 
sich  in  den  Besitz  des  Zinsgutes  zu  setzen,  nur  musste  er  stets 
die  seiner  Beute  vorangehenden  älteren  Zinse  mit  dem  Gute 
übernehmen.  Diese  Bechtslage  ist  wohl  auch  von  Arnold  ^)  vor- 
ausgesetzt, wenn  er  für  den  Fall,  dass  „die  belastete  Sache  dch 
unfähig  erwies,  sämmtliche  Zinse  zu  tragen'S  die  practiscbe  Aus- 
tragung in  der  Weise  skizziert,  dass  er  meint  „es  musste  der 
Jüngste,  um  sein  Oapital  nicht  ganz  zu  verlieren,  sich  der  Sache 
unterwinden;  wo  nicht,  so  that  es  ein  früherer,  der  dann  aber 
nur  die  vorhergehenden,  nicht  die  jüngeren  Beuten  übernehmen 
musste.  .  .  .**  In  gleicher  Weise  kennzeichnet  H  e  u  s  1  e  r  das 
Zugverfahren  im  schweizerischen  Bechte  ^).  Eine  Ehrklärung  für 
diese  rechtliche  Ausgestaltung  kann  nie  im  Bentenrechte  selbst, 
sondern  nur  durch  den  rechtsgeschichtlichen  Zusammenhang  mit 
dem  Bechte  der  Afterleihen  gefunden  werden.  Wie  nämlich  bei 
dem  einfachen  Leihevertrage  das  Zinsforderungsrecht  begleitet  und 
gedeckt  war  durch  das  Eigenthum  an  der  Sache,  so  gieng  Hand 
in  fland  mit  einem  zweiten  und  dritten  Zins  als  dessen  rechtliche 
Schutzwehr  das  in  der  Leihe  oder  Afterleihe  gelegene  dingliche 
Becht,  dessen  Geltendmachung  hier  wie  dort  als  Zwangs*  und 
Bxecutionsmittel  die  Zahlung  verbürgte;  und  als  später  jedes 
dingliche  Becht  des  Zinsgläubigers  sich  gänzlich  verflüchtigt 
hatte,  blieb  das  ünterwindungsrecht  genau  in  den  alten  Formen 
bestehen. 

Die  Losung,  welche  die  eben  berührten  Fragen  in  späterer 
Zeit  gefunden  haben,  ist  auch  nicht  ohne  Belang  für  die  Benr 
theilung  des  älteren  uns  zunächst  interessierenden  Problems. 
Denn  es  ist  gewiss  nicht  Zufall,  das  derselbe  Bechtsgedanken, 
dem  wir  als  Grundmg  des  L^herechtes  in  seiner  Entstehung 
begegneten,  trotz  all  den  sinteren  einschneidenden  Veränderungen 
sich  unverändert  erhalten  hat,  um  noch  am  Schlüsse  der  Ent- 
Wickelung,  nachdem  das  Bechtsinstitut  sich  fast  bis  zur  ünkennt- 


')  Z,  GesclL  d.  Eigenthoms  S.  12a 

*)  Hensler  a.  a.  O.  S.  119  ff.;  vergl.  saoh  oben.  S.  17. 
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liohkeit  verändert  hatte,  als  rother  Faden  wieder  an  den  tkg  zu 
treten.  In  dieser  Übereinstimmung  zwischen  den  Ergebnissen^ 
welche  fnr  die  spätere  Zeit  ohne  Berücksichtigung  der  kichr  an* 
genommenen  historischen  Grundlage  von  anderen  gewonnen  wlirden, 
und  dem,  was  nach  der  hier  vertretenen  Ansicht  8i<^  ala  noth- 
wendige  Gonsequenz  ergibt,  kann  man  sicherlich  einen  Anhalts- 
punkt für  deren  Richtigkeit  erblicken;  sie  zeigt,  wie  tief  die  oben 
fti^gcg^bene  Grundanffiissung  im  alten  Rechte  eingewurzelt  gewesen 
sein  musB,  dass  sie,  trotz  aller  Veränderungen,  die  das  Rechts- 
inetitat  erfuhr,  bis  an  das  Ende  seiner  Entwickelung  erhalten  blieb. 
17ach  all  dem  erscheint  die  Zinspflicht,  wie  schon  die  da- 
malige Zeit  sich  gerne  ausdrückte,  als  eine  auf  dem  Leihegute 
liegende  Last^),  deren  Erfüllung  jedem  Gutsbesitzer  unter  An- 
drohung schwerer  Rechtsnachtheile  oblag.  Dabei  war  die  Ver- 
bindung mit  dem  Gute  noch  weit  enger,  als  es  nach  unseren 
heutigen  Begriffen  bei  Reallasten  anzunehmen  wäre.  Denn  so 
wie  einerseits  angenommen  werden  muss,  dass  sich  die  VörpAich- 
tnng  des  jeweiligen  Besitzers  nicht  nur  auf  die  während  der 
Zeit  seines  Besitzes  fallig  werdenden  Zinsraten,  sondern  ebenso  auch 
auf  die  von  einem  Besitz  Vorgänger  rückständig  gebliebenen  Be- 
träge ganz  gleichmässig  erstreckte,  ist  andererseits  eine  über  das 
Leiheobject  hinausreichende,  das  übrige  Vermögen  des  Beliehenen 
in  irgend  einer  Weise  erfassende  persönliche  Verpflichtung  des- 
selben als  Regel  gewiss  nicht  zu  behaupten,  so  zwar,  dass  weder 
der  gegenwärtige  Besitzer  wegen  Zinsrückständen  mit  seinem 
anderweitigen  Vermögen  herangezogen  *),  noch  —  Ausnahmen  ßih 
gerechnet  —  ein  früherer  Besitzer  wegen  versessener  Zinsen 
nachträglich  haftbar   gemacht  werden  konnte.')  — 

*)vergl  z.  B.  1181  Lac.  I  477  cailibet  aree  onus  pensionis  11  soli- 
doram  .  .  .  annuatim  solvendorom  imposnit  oder  1227  Ennen  11  106  c  a  m 
tali  onere  memorata  cubioula  ....  sunt  oonoessa. 

*)  Dem  steht  nicht  entgegen ,  wenn  in  einzelnen  z.  B.  in  den  von 
Dunker  a.  a.  0.  S.  73  f.  berufenen  F&Uen  vor  der  Unterwindang  des  Ghites, 
als  dem  grossen  Übel,  zanäohst  die  Pfändung  in  die  Mobilien  verflucht  wurde. 

')  Diese  Ergebnisse  zeigen  zugleich,  wie  gef&hrlich  die  „aus  der  Natur^ 
eines  Beehtsverhältnisflee  auf  dessen  äussere  Behandlung  gezogenen  Schlüsse 
sind.  So  gibt,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  Unger  (System  des  öst. 
Privatreohts  I  660)  eine  Reallastdefinition,  die  unzweifelhaft  mit  dem  gleichen 
Reehte,  mit  welchem  sie  für  die  modernen  Reallasten  GKltigkeit  beanspruchen 
kann,  auch  auf  die  uns  vorliegenden  FSlle  (trotz  S.  654)  angewendet  werden 
darf:  das  Recht  auf  die  Reallasten  erscheint  ^an  sich  und  im  Ganzen  als 
ein  unmittelbar  an  und  auf  dem  Grundstücke  haftendes  Recht,  dessen  In- 
halt darin  besteht,  dass  der  Berechtigte  von  dem  jeweiligen  Besitzer  des 
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Wegen  des  engen  Zusammenhanges  mit  dem  Zinsrecfate 
als  der  principalsten  Pflicht  des  Beliehenen,  seien  hier  noch  die 
zur  Garantie  der  2Snsleistungen  vielfach  stipulierten  Cautionen 
kurz  besprochen,  wenn  auch  der  Umstand,  dass  dieselben  glrich- 
mässig  auch  andere  Vertragsverpflichtungen  richerzustellen  be- 
rufen waren,  von  streng  systematischem  Gesichtspunkte  aus  ihre 
Besprechung  an  einem  späteren  Orte  erheischte. 

Derartige  Verstärkungen  der  Garantien  für  die  aus  den  Ver- 
trägen erwachsenden  Verbindlichkeiten,  also  eine  Ausdehnung 
der  Haftbarkeit  über  das  Leihegut  hinaus  auf  andere  Theile  des 
Vermögens  des  Verpflichteten,  finden  wir  vornehmlich  in  Leihe- 
verträgen über  solche  Güter,  die  selbst  dafür  nicht  genugende 
Deckung  gewährten.  Oft  repräsentierte  lulmlich  das  Object  der 
Leihe  zunächst  wohl  einen  Werth,  der  eine  hinreichende  Sicher- 
heit gegeben  hätte,  war  aber  selbst  in  seinem  intacten  Bestände 
mancherlei  Zufälligkeiten  ausgesetzt,  die  der  Leiheherr  oft  aus 
gutem  Grunde  von  sich  auf  die  Schultern  des  Besitzers  abwälzen 
wollte.  So  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Rechtes, 
insbesondere  wenn  nicht  Bauplätze,  sondern  fertige  Häuser  zu 
flrbrecht  verliehen  wurden,  und  der  Eigenthümer  für  seinen  ZlioB 
ungeachtet  etwaiger  Elementarschäden  dauernd  gesichert  sem 
wollte,  oder  wenn  er  in  einzelnen  Fällen  gar  ein  Mittel  in  der  Hand 


Grundstüokes  als  solchem  einzelne  positive  Leistungen  fordert;  in  diesen 
einzelnen  Leistongen  geht  das  Reoht  in  ein  rein  personliöfaes  aaf  und  er- 
scheint sonach  in  seinen  einzelnen  Aasflfissen  als  ein  wahres  Forde- 
mngsrecht  .  .  .  ".  „Aus  dieser  Natur  der  Beallaaten 
ergeben  sich  folgende  Grundsätze :  ....  6)  die  einzelnen  lalligeD 
Leistungen  sind  persönliche  Verbindlichkeiten  des  Besitzers,  unter  welchem 
sie  fallig  wurden,  er  kann  sich  daher  diesen  Rückständen  durch  die  i>ece- 
liction  des  Grundstückes  nicht  mehr  entziehen;  7)  daher  haftet  aber  aaeh 
der  Nachfolger  im  Besitz  nicht  für  die  Rückstände  seines  Vorgang««,  ausser 
wenn  er  als  (Jnivertalsuccessor  in  dessen  Obligation  eintritt,  oder  wenn  die 
Rückstände  ausnahmsweise  mit  einer  Hypothek  bedeckt  sind.*'  Mag  man 
die  Richtigkeit  dieser  Annahmen  für  das  moderne  Recht  zugeben,  so  haben 
die  Ausführungen  im  Texte,  die  den  obligatiouenreohtlichen  Gharacter  der 
Zinsyerbindliohkeit  gewiss  in  vollem  Masse  anerkannten  und  zur  Grundlage 
nahmen,  wenigstens  die  Möglichkeit  einer  anderen  Regelung  dargothan,  und 
damit  allein  ist  die  logische  Schlüssigkeit  obiger  Deduotionen  widerlegt 
£s  ist  eben  kein  Naturgesetz  und  auch  logisch  nicht  nothwendig.  dass  ein 
Rechtsinstitut,  welches  der  R^el  nach  eine  gewisse  äussere  Behandlong 
erfährt,  unter  allen  Umständen  und  ausnahmslos  die  gleichen  reohtlidben 
Schicksale  erfahren  müsse. 


Digitized  by  V^OOQIC 


73 

haben  wollte ,  den  Besitzer  znr  AnsfÜhrong  der  etwa  ttber- 
DODimeDeii  Pflicht  zum  Wiederaufbau  wirksam  zu  zwingen^). 

War  hier  die  Besorgnis  vor  einer  Deterioriemng  des  an  sieh 
werthvollen  Leiheobjectes  der  bestimmende  Grund  für  Schaffung 
besonderer  Garantien,  so  war  es  in  anderen  Fällen,  wo  der  Zins 
mit  Bficksicht  auf  erst  vorzunehmende  Meliorationen  ziemlich 
hoch  bemessen  war,  der  geringe  Werth  des  geliehenen  Gutes, 
der,  allein  ungenügend,  noch  die  Heranziehung  anderer  Gautionen 
für  die  Vertragspflichten  wünschenswerth  erscheinen  liess*). 
Einen  Fall  dieser  Art  enthält  z.  B.  eine  ürk.  von  1250*),  nach 
welcher  zur  Sicherstellung  eines  Leihezinses  ein  Joch  Landes  zu 
Pfand  gegeben  wurde,  donec  sie  bona  nostra  edificaverit,  quod 
perpetuo  certi  simus  de  nostro  censu.  Das  Beispiel  ist  darum 
besonders  lehrreich^  weil  hier  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  die 
ausserhalb  des  Leiheobjectes  gebotene  Gurantie  nur  in  so  lange 
in  Anspruch  genommen  werden  sollte,  als  das  Leihegut  selbst 
hiefilr  nicht  ausreichte,  und  weil  man  darin  immerhin  einen 
quellenmässigen  Beleg  dafür  erblicken  kann,  dass  —  wenigstens 
in  concreto  —  die  Znlängliohkeit  oder  Unzulänglichkeit  der  in 
dem  Leiheobjecte  gelegenen  Decktmg  für  die  Stipulierung  be- 
sonderer Gautionen  entscheidend  war. 

Als  Mittel  für  eine  solche  Sicherstellung  wurde  häufig  die 
Verpfändung  eines  Grundstückes  gewählt  —  eine  gewiss  recht 
naheliegende  und  zweckmässige  Form  ^).  Daneben  aber  fand  sich 
vielleicht  noch  häufiger  eine  andere,  wohl  dem  älteren  Precarien- 
rechte  entlehnte  Modalität  zur  Begründung  einer  solchen  über 
das  dgentliche  Leihegut  hinausreichenden  realen  Haftung.  Es 
wurde  aus  dem  Vermögen  des  Beliehenen  ein  Gut  bestimmt, 
welches  das  rechtliche  Schicksal  des  Leiheobjectes  theilen,  also  im 
FaUe  des  Vertragsbruches  mit  diesem  an  den  Leiheherm  ge- 
langen sollte^).  Die  Verbindung  der  beiden  Grundstücke  war 
dann  in  den  einzelnen  Fällen   eine  verschiedene;    bald  wurden 

0  vergL  daza  oben  S.  60  Anm.  5  flf. 

*)  z.  £.  1249  Ennen  U  290. 

*)  MB.  ÜB.  in  1076.    Ähnlich  1251,  1092. 

*)  2.  B.  MR.  ÜB.  ni  1216,  55;  1228-1229,  340;  1235,  541;  1250,  1092, 
1290  Wormser  ÜB.  I  446.  Aas  Frankfurt ,  wo  überhaupt  frühzeitig  eine 
weitere  AnsgeBtaltung  des  Leiherechtes  eingetreten  zu  sein  scheint:  1290 
Böhmer,  Frankf.  ÜB.  p.  252.  —  Verpfandung  eines  Zinsrechtes  1274 
Wormser  ÜB.  I  36a 

*)  z.  B.  c.  1160  MB.  ÜB.  I  556;  1217,  Ennen  U  56;  1228,  MB.  ÜB. 
m  218;  1882,  460;  1249  Annen  H  290;  1252,  309;  1264  Lac.  H  54a 
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beide  wirklich  zu  eiDem  einzigen  Gute  vereinigt  ^)y  so  dass  eine 
getrennteBebandlung  überhaupt  ausgeachloaBen  war;  bald  begndgte 
man  sich  schon  mit  der  einen  Festsetzung,  dass  bdde  i&r  den 
Fi^ll.  der  Zinssattmnis  dem  Leiheherm  yerfallen  sein  sollten; 
aber  unter  allen  Umständen  war  in  der  denkbar  einfachsten 
Weise,  und  ohne  ia  den  Leibevertrag  Fremdartiges  hineinzo- 
tragen,  das  Eine  errei<dit,  dass  das  dingliche  Substrat  f&r  das 
24insrecht  seinem  Werthe  nach  jene  Erweiterung  erfuhr,  die 
nothwendig  war,  um  den  im  Leihevertrag  zur  Entstehung  ge- 
langenden obligatorischen  Verpflichtungen  wie  sonst  die  genügende 
sachenrechtliche  Deckung  zu  geben. 

Der  ganzen  Natur  des  Leihezinsrechtes  entsprechend  rnuasten 
das  Pfandrecht  und  die  in  der  zuletzt  angegebenen  Weise  be- 
wirkte Sicherung  der  Yertragsverpflichtungen  die  wichtigsten 
für  die  Regel  allein  brauchbaren  Cautionen  erscheinen  —  ist 
ja  doch  für  eine  der  Idee  nach  ewige  Verpflichtung  nur  ein 
dingliches,  gedankenmässig  gleichfalls  ewiges  Becht  eine  wirk- 
liche Gewähr.  Dem  gegenüber  können  die  ganz  vereinzelt  yor- 
kommenden  anderwärtigen  Cautionen,  wie  z.  B.  der  oben  be- 
rührte Fall  mit  Bürgenbestellung  und  Verpfandung  des  ge- 
sammten  Vermögens  des  Beliehenen  ^),  als  Singularitäten,  die 
durch  die  Verhältnisse  des  Einzelfalles  geboten  und  f&r  die  all- 
"gemeine  Betrachtung  ohne  Bedeutung  sind,  wohl  fügiich  über- 
gangen werden.  — 


Von  den  anderweitigen  Verpflichtungsverhältnissen,  die  neben 
der  Zinspflicbt  aus  dem  Leihecontracte  zu  Entstehung  kommen 
konnten,  sind  einzelne  gelegentlich  der  Schilderung  der  ver- 
schiedenen Vertragsgarantien  schon  erwähnt  worden.  So  zu- 
nächst die  manchmal  in  den  Leihevertrag  aufgenommene  Ver- 
pflichtung  zur  Vornahme  von  Meliorationen  und  Herstellungen, 

')  So  wahrsoheinUoh  llöO  IIH.  ÜB.  I  666;  1264  Lac.  II  548;  luusk 
Gobbers  a.  a.  0.  S.  161  aueh  1317  Ennen  II  56. 

*)  Hierher  gehört  auch  die  oben  beiproohene  ürk.  1287  Annen 
n  106,  in  weloher  als  Sanotion  für  die  Pflicht  zur  Zinszahlung  nnd  Baoon- 
■truotion  neben  der  nicht  volle  Sicherheit  gewährleistenden  Androhnng  des 
BechtBverlusteB  die  Excommunioation  als  weiteres  Zwangsmittel  in  Aus- 
sicht genommen  wnrde;  vergl.  auch  1206  Qaiz  70;  1363  Hilgard  78  eto. 


Digitized  by  V^OOQIC 


76 

die  öooBomiscli  gewiss  zu  den  wiohtigsten.  Beetimmungen  des 
Leiherechtefl  gehörte.  Def  Yerschiedeoheit  der  VerhältniMe  ent- 
spreohend  war  auch  diese  Pflicht,  wo  sie  überhaupt  bestand,  im 
eioxelnen  sehr  mannigfachen  Inhaltes.  Im  £[reise  des  städtischen 
Recbtee  erstreckte  sie  sich  oft  auf  die  Baufiihrung,  den  völligen 
Aufbau  eines  Hauses  auf  der  geliehenen  Bauarea  ');  oft  be- 
schränkte sie  sich  auf  die  Verpflichtung  zu  Verbesserungen  *) 
und  zur  Instandhaltung')  des  zu  Erbrecht  gegebenen  Hauses, 
und  umfasete  dabei  manchmal  auch  die  Pflicht  zur  Wieder- 
herstellung und  B.econstruction  für  den  Fall  einer  partiellen 
oder  gänzlichen  Zerstörung  durch  elementare  Mächte^),  also 
namentlich  durch  Brände,  denen  damals  so  oft  ganze  Stadttheile 
zum  Opfer  fielen.  Die  analoge  Verpflichtung,  die  Leihevertäge 
über  ländliche  Grundstücke  vielfach  enthalten,  ist  die  Pflicht 
zur  sorgfaltigen  Cultur  des  geliehenen  Bodens^),  die  sich  dann 
häufig  auch  als  Pflicht  zur  Schaffung  einer  neuen  Cultur  uuf 
Uusker  ungerodetem  Lande,  dder  einer  Speciakultur  auf  einem 
bisher  noch  nicht  so  sehr  gepflegten  Boden  äussern  konnte. 
Die  Anlegung  von  Weinbergen  spielt  dabei  die  hervorragendste 
Rolle.  Waren  Mühlen  das  Object  der  Leihe,  so  näherten  sich 
die  Vertragsbestimmungen  über  die  Conservationspflieht  natur- 
gemäss  mehr  den  Abmachungen  im  städtischen  JEtechte  *),  das 
überhaupt  der  eigentliche  Boden  für  Bestimmungen  dieser  Art 
war,  während  auf  dem  Lande,  wo  eine  Stabilität  des  ganzen 
Verhältnisses  vorauszusehen  war,  sich  in  der  Regel  wenig  Anlass 
bot,  in  dieser  Richtung  in  der  Vertragsurktmde  eigens  Vorsorge 
zu  treffen. 


0  1262  Ennen  U  309;  in  gewinem  Sinne  auch  1250  MR.  ÜB.  III 1092. 

')  Dabei  war  oft  die  Summe  beBÜmmt,  die  auf  das  Gut  sa  verwenden 
war,  z.  B.  1240  MR.  ÜB.  UI  676;  1261  Ennen  U  420;  1294,  397. 

<)  &  B.  1227  Ennen  U  106. 

0  z.  B.  1234  Ennen  U  143;  1286  MR.  ÜB.  UI  677;  1266  Wormser 
U&  I  323;  in  anderer  Form  1263  Eunen  11  466,  wo  der  Beliehene  sich 
binnen  Monatsfrist  erklären  mos«,  ob  er  das  Haut  wieder  aufbauen  will, 
oder  anf  das  Erbrecht  yerziohtet. 

•)  &  B.  MR.  ÜB.  I  1055  recte  1285,  842;  1186,  484;  1152,  668;  1168, 
662;  n  1180,  39;  1200,  182;  1208,  238;  HI  1218,  86;  V  267;  1283,  481;  1239, 
667;  1247,  980;  1265,  1291  u.  a. 

«)  s.  B.  1211  MR.  ÜB.  n  274. 
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Eine  andere  Verpflichtang,  die  im  Oeg^ne^izt  zat  eben  be- 
sprochenen mit  den  wirthschaftlichen  Verhältnisaen  in  gar  keinem 
Znsammenhange  steht,  wurde  nach  rinzelnen  Leihebriefeo  i&r 
den  Fall  des  BesitzwechBels  auf  das  Gut  gelegt,  in  der  Weine, 
dass  jeder  neue  Besitzer  zur  Zahlung  einer  Gebühr  Terpffiehtet 
war,  die  sich  unter  verschiedenen  Namen  wie  Vorhure  ^,)  Grew^rf  ^ 
oder  auch  allgemein  yinicopium  *)  findet  und  am  ehesten  mit 
der  Lehnware  des  Lehenrechtes  oder  dem  laudeminm  der  ro- 
mischen Emphyteuse  vergleichen  lässt.  Manchmal  traf  diese 
Abgabenpflicht  bei  jedem  Besitze  schlechthin  ein  ^),  in  anderen 
Fallen  ist  dabei  nur  des  Erbganges  gedacht*),  während  wieder 
andere  Male  nur  der  Bechtsübergang  durch  Vertrag  Er- 
wähnung findet  *),  oder  der  Erbe  einem  fremden  Elrwerber  g^en- 
über  nur  einer  geringeren  Abgabenpflicht  unterlag '').  Oase  eine 
solche  Gebühr  allgemein  gewesen  wäre,  ist  gewiss  nicht  zu  be- 
haupten ^) ;  nur  wird  man  annehmen  dürfen,  dass  die  Leihever- 
träge, je  näher  sie  den  analogen  Bildungen  des  Hof-  und  Leben- 
rechtes stehen,  desto  häufiger  eine  derartige  Abmachung  enthalten, 
da  ja  diese  Gebühr  gerade  in  diesen  Bechtsgebieten  ursprünglich 
ihre  Heimat  hatte.  Und  namentlich  in  solchen  Fällen  *)  war  der 
neue  Erwerber  häufig  zur  Zahlung  einer  derartigen  Uebertragungs- 


')  s.  B.  1197  Ennen  I  111  (»Lac.  I  666);  1220  Laa  H  91. 

*)  s.  fi.  1269  Lsa  U  592;  1299  Ennen  111  48a. 

*)  z.  B.  1181  Lac.  I  477;  1289  MR.  ÜB.  IH  646. 

*)  z.  B.  1181  Lac.  I  477  mit  der  besonderen  Bestinunmig,  dsss  diese 
Gebühr  die  priyilegirte  Stelloiig  des  Leihegntee  aasdräoke:  «reis  privi- 
legiatas  et  a  commnni  lege  reliquamm  domoram  agros  yidelioet  non  habeo- 
tiiun  penituB  ezemtas;  1289  MR.  ÜB.  m  646;  12&7  Ennen  II  874 

»)  s.  B.  1156  Lac.  I  885;  1288  Gnden  n  p.  77;  V.  1258  p.  25;  1216 
MR.  ÜB.  m  32. 

•)  z,  B.  1295  Lac.  U  967. 

0  z.  B.  1205  Ennen  11  18:   im  Erbgang  12  den.,  bei  Verldiafen  2  aoL 

*)  Urkk,  ia  denen  des  Verkaabrechtet  wenigstens  als  einer  Mogiioh- 
keit  gedaoht  wird,  and  die  gleichwohl  keine  Gebühr  erwähnen,  i.  B.  1168 
MR.  ÜB.  I  652;  U  1204,  221;  1238  Lac.  H  284.  —  Urkk.,  in  denen 
die  Uebertragangsgebühr  besonders  ausgeschlossen  ist,  z.  B.  1187  MR.  Ufi 
II  90.  Deorevimns  etiam,  quod  absqne  omni  meroedis  inpensione  feodoai 
sunm  snaoipere  deberent;  1214  MR.  ÜB.  UI  28;  1246,  847;  1258  Lae.  H  46& 

•)  z.  B.  ?  MR.  ÜB.  m  156 ;  1206  Quix70.  —  Trotz  der  ▼orgescfariebenen 
Investiemng  von  keiner  Gebühr  die  Rede  1252  Ennen  11  809. 
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gebühr  verbanden,  in  denen  eine  besondere  Einweteung  durok 
den  Leiheherm  fttr  den  Beehtserwerb  erforderlich  war.  ^) 

Im  allgemeinen  geht  diesbezüglich  im  ländlichen  Rechte  dieESnt- 
Wickelung  wohl  dahin,  das«,  je  mehr  der  Inhalt  der  Leihe  vertrage  von 
dem  gewöhnlichen  Bechtsinhalte  der  hofrechtlichen  Leihe  sich  ent- 
femty  mit  anderen,  der  Letzteren  angehörigen  Belastongen  auch 
die  für  den  £rbgang  su  zahlende  Gebühr  verechwindet.  Da- 
gegen darf  man  ffir  die  üebertragungsgebühr,  soferne  sie  bei 
einem  Besitzwecheel  auf  Grund  eines  Verfinsserungsgeschäftes 
verlangt  wurde,  namentlich  fUr  das  städtische  Recht  im  allge- 
meinen annehmen,  dass  sie  in  dem  Masse  in  den  Vordergrund 
trat,  ab  das  leiheherrliche  Eigenthumsrecht  und  speciell  der  leihe- 
herrliche  fiinfluss  bei  solchen  Debertragnngen  an  Inhalt  verlor, 
und  in  dem  durch  diese  Gebühr  erlangten  Einkommen  ein  Er- 
satz gesehen  und  gesucht  wurde  für  die  ehemals  lebenskräftige 
jetzt  verschwundene  Verfügungsgewalt. ') 

Vom  dogmatischen  Standpunkte  ist  zu  constatieren,  dass  auch 
bezüglich  all  dieser  neben  dem  Zinse  zu  nennenden  Verpflichtung 
des  Beliehenen,  wohl  die  gleiche  Art  der  Ebtftung  und  der  Er- 
zwingbarkeit  anzunehmen  ist,  wie  für  die  Hauptverbindliohkeit, 
den  Zins  selbst.  Die  Verpflichtung  zu  Oulturarbeiten  und  Bau- 
ftthmngen  zunächst  wird  in  den  Urkunden  fast  immer  unver- 
mittelt neben  der  Zinspflicht  genannt,  so  dass  man  wohl  ge- 
zwungen ist,  das  dort  Giltige  auch  hier  ab  Regel  anzunehmen. 
Und  die  obigen  Ausführungen  über  die  Cautionen  haben  gezeigt, 
wie  sehr  man  auch  in  den  Fällen,  welche  besondere  Sicherheiten 
forderten,  bemüht  war,  auch  für  diese  weitergehenden  Ver- 
pflichtungen jenen  sachenrechtlichen  Hintergrund  zu  schaffiBn, 
der  dem  ganzen  Leiherechte  jener  Zeit  seinen  eigenthümlichen 
Oharacter  gab. 

Was  femer  die  Besitzeinweisungsgebühr  anlangt,  die  der 
neue  Erwerber  an  den  Leiheherm  zahlen  sollte,  also  die 
Leistung,  die  dafür  verlangt  wurde,  dass  ein  bisher  noch  nicht 
Besitzender  in  das  Nutzungsrecht  eingewiesen  werde,  dürfte, 
wenigstens  solange  das  leiheherrliche  Eigenthum  noch  lebens- 
kriÜtig  bestand  und  nicht  zu  einem  Schatten  herabgesunken 
war,  ein  Zweifel   darüber  überhaupt   nicht   aufkommen  können. 


0  z.  B.  1916  MB.  ÜB.  m  a»;  ?  166;  1989,  646;  1947,  980;  1946  Bnnen 
n  944;  1969,  809;  1968,  Lac.  11  887. 
*)  vergL  Qobberi  a.  a.  O.  §  96. 
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dasfl  die  Verweigening  einer  solchen  ausbedangenen  Leiatang 
naturgemäsB  in  der  Verweigerung  der  BesitzeinweiBang  oder  in 
der  £atset2ung  aus  einem  ungehörig  erworbenen  Beaitate  ihre 
Brwiderung  und  Sühne  finden  musste. 

Andere  ganz  vereinzelt  ausbedungene  Leistungen,  wie  z.  B. 
die  Gewährung  von  Procurationen  an  den  zum  Zinsempfaog  oder 
zut'  Inspicierung  des  Gutes  abgesendeten  leiheherfliehen  Boten, 
oder  die  Verpflichtung^  dem  Eigetthümer  im  Falle  der  Noth 
unentgeltliche  Unterkunft  zu  gewähren,  und  ähnliche  Detail- 
verabredungen, die  ab  und  zu  sich  finden,  können  hier  wegen 
ihrer  völlig'  untergeordneten  Bedeutung  ausser  Acht  gdasaen 
werden.  Dagegen  sollen  noch  mit  wenigen  Worten  diejenigen 
obligationeürochtlichen  Verhältnisse  berührt  werden,  die  nicht 
unmittelbar  a«s  dem  Vertragswillen  entsprungen,  sondern  als 
Reflezwirkungen  der  sachenreohtHchen  Befugnisse,  ak  Begleit- 
erscheinungen des  dinglichen  Rechtes  zu  bezeichnen  sind.  Freilich 
sind,  auch  sie  von  äusserst  geringer  Bedeutung  und  dürften 
kaum  eine  aennenswerthe  Rolle  gespielt  haben.  Denn  es  ist 
nach  dem  vorstehend  über  die  Gnindzüge  des  gansen  Ijeiha- 
rechtes  Gesagten  klär,  dass  die  hier  in  Betracht  bu  licihende 
Erage  nach  Ersatzansprüchen,  die  für  den  Leiheherrn  etwa  wegen 
Verschlechterung  des  Leihegutes,  für  den  Beliehenen  wegen  daflir 
ausgelegten  und  verwendeten  Aufwandes  zur  Entstehung  kommen 
konnten,  auch  ganz  abgesehen  von  der  primitiven  Jintwickelungs- 
stufe,  auf  welcher  damals  das  Schadensersatzrel^t  sich  befand, 
nur  in  den  seltensten  FäOen  actuell  werden  konnte.  Für  Gufta- 
verschlechterung  ist  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  überhaupt  nicht 
vorgesehen  ^),  sei  es,  dass  der  Leiheherr  ihrer  gar  nicht  gedachte, 
weil  ihm  mit  der  Erfüllung  der  Zinspflicht  Gefciüge  geschah,  sei 
es,  dass  eine  Deteriorierung  des  Gutes  nach  dessen  ursprünglichem 
jeder  Oultur  entbehrenden  Zustande  oder  aus  dem  Grunde  nicht 
zu  besorgen  war,  weil  des  Beliehenen  lebendigstes  Interesee  ihn 
zur  Pflege  und  zur  Verbesserung  des  geliehenen  Ghrundainckes 
hindrängte.  Wo  unter  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles 
gleichwohl  eine  Gefahr  in  dieser  Richtung  zu  besorgen  war, 
wurde  dem  entweder  in  der  Begründung  der  Pflicht  zu  ge- 
höriger Guliivierung  oder  durch  Einführung  besondeter  Sicher* 
Stellungsmittel  Rechnung  getragen.  Eine  allgemeine,  in  dem 
gewöhnlichen  Leihevertrage  als   solchem  —  ohne  Bücksicht  auf 


>)  vergl.  oben  S.  29. 

Digitized  by  V^OOQIC 


79 

«pecielle  Verabfedungen  —  gelegene  fireatspflioht  Iftsat  «ich  aas 
dem  vorliegeDden  Orkundenmateriale  nicht  erschliessen. 

Noch  einfacher  wo  möglich  erledigt  sich  die  andere  Frage 
nach  Ersatzaneprtidien  des  Nutzungsberechtigten  oder  der  Beinigen 
fiir  Aufwände,  die  auf  das  Leihegut  verwendet  worden  sirtd  unc( 
ihm  zum  Vortheile  gereicht  haben.  Denn  bei  normale^  Verlaufe 
des  Leihe  Verhältnisses  kam  diese  Frage  der  Regel  nach  iiber«^ 
haupt  gar  nicht  zur  Entstehung.  Das  Omndstück  und  die  darauf 
gelegte  Besserung  theilten,  wie  oben  ^)  schon  ausgeftihre  würd^, 
das  gleiche  rechtliche  Schicksal.  Mit  dem  Erlöschen  des  Leihe- 
rechtes kam  das  Gut  mit  der  Besserung  in  des  Leiheherrn  un- 
beschränkte Verfügungsgewalt;  dass  dieser  eine  Entschädigung, 
eine  Ablösung  für  die  Meliorationen  zu  zahlen  hätte,  davon  ist 
wohl  nirgends  mit  einem  Worte  die  Rede.  Und  bei  der  Sach- 
lage, bei  der  es  zu  einer  solchen  Beendigung  des  Leiheyer- 
bältnisses  kam,  lag  dafür  auch  keine  Veranlassung  vor^ 

Wenn  das  Leihegut  nach  dem  Aussterben  der  beliehenen 
Familie  an  den  Leiheherrn  zurückfiel,  dann  mochte  es  nämlich  in  der 
Regel  überhaupt  an  einem  Bubjeote  fehlen,  welches  Ersatzan- 
sprüche erheben  konnte.  Zudem  lag  in  der  Gewährung  des 
Erbrechtes  in  der  Regel  eine  so  bedeutende  Begünstigung  für 
das  Haus  des  Beliehenen,  dass  es  nur  billig  erscheinen  musste, 
wenn  endlich  nach  dem  Aussterben  der  berechtigten  Personen 
der  Leiheherr  in  dem  Empiange  der  Besserung  auch  etwas  an 
dem  durch  seine  Gunst  ermöglichten  Vortheile  participierte.  Eine 
gleiche  rechtliche  Regelung  für  die  Fälle  des  strafweisen  Rechts- 
yerlustes  war  aber  gewiss  noch  weit  mehr  in  dem<  Willen  und 
den  Intentionen  des  Contrahenten  gelegen,  gewährten  doch  in  vielen 
Fällen  gerade  die  Meliorationen  erst  die  genügende  Sicherheit 
für  den  Vertrag. 

Auch  die  Rechtsbücher  geben  einen  gewissen  Anhaltspunkt 
in  dieser  Richtung,  indem  namentlich  die  Bestimmungen  des 
Sachsenspiegels  *)  über  das  rechtliche  Schicksal  der  auf  Zins 
und  Lehengüter  errichteten  Baulichkeiten  wohl  für  beide  Rechts- 
gebiete  in  gleicher  Weise  die  Annahmen  zu  rechtfertigen  scheinen, 
dass  bei  dem  Heimfall  die  Besserung  nicht  vergütet  wurde.  Die 
Festsetzungen  des  Sachsenspiegels*),  welche  ausdrücklich  eine 
Verpflichtung  des  Herrn  zur  Ablösung  gewisser  Meliorationen, 

«)  s.  8.  36. 

')  II  Art.  21  §  1  und  2,  vergl.  aach  oben  S.  6  insb.  Anm.  2. 

*)  n  Art.  53  8.  o.  S.  6. 
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die  der  abziehende  Zinsmann  geachsfien  batie,  statuierteD,  gelten 
aber,  so  weit  sie  sich  überhaupt  auch  auf  Brbleihen  beriehen, 
unzweifelhaft  nur  von  dem  letzten  noch  möglichen  Falle  der 
Beendigung  eines  Leiheverhältnisses,  nämlich  dem  der  freien 
Vereinbarung  des  Leiheherrn  und  Beliehenen.  Hier  musste 
wohl  der  freie  Vertragswille,  der  das  Leiheverhältnis  auflöste, 
auch  die  auftauehenden  Ersatzfragen  erledigen,  ohne  dass  es 
dabei  zur  Ausbildung  einer  allgemeinen  Kegel  gekommen  wäre. 
Darauf  finden  wir  auch  noch  in  den  späteren  rheinischen  Land- 
rechten einen  ziemlich  deutlichen  Hinweis^). 


Indem  hiermit  der  Kreis  der  bei  dem  Leiheverhältnisse  in 
Betracht  kommenden  Yerpflichtungsverhältnisse  riemlich  erschöpft 
ist,  dürfte  deutlich  zu  Tage  getreten  sein,  dass  die  neben 
der  Zinspflicht  vorkommenden,  secundären  Vertragsverbindlich- 
keiten dem  gleichen  rechtlichen  G-rundgedanken  folgen,  wie 
er  oben  für  die  im  Zinse  liegende  Hauptverbindlichkeit  darge- 
stellt wurde.  Die  rechtliche  Ausgestaltung,  welche  die  einzelnen 
Yertriige  bei  aller  Verschiedenheit  in  den  Details  erfahren 
haben,  erscheint,  die  Bichtigkeit  der  obigen  Ausführungen  vor- 
ausgesetzt, möglichst  einfach  und  einheitlich.  Der  Bestand  des 
Leiheverhältnisses  war  schlechthin  an  die  gehörige  Erfüllung  der 
Vertragsverpflichtung  geknüpft  und  das  dem  Leiheherm  ver- 
bleibende Eägenthum,  beziehungsweise  die  Möglichkeit  einer  Be- 
freiung desselben  von  den  es  eindämmenden  Schranken,  gab 
diesem  die  Mittel  für  die  Erzwingbarkeit  und  zugleich  fUr  die 
Realisierbarkeit  seiner  Ansprüche  gegenüber  jedem  in  die  Hand, 
der  als  Besitzer  des  Leihegutes  in  der  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtungen säumig  war.  Dabei  bedurfte  es  keiner  oomplicierten 
juristischen  Construcüon  des  persönlichen  Verpflichtungsverhält- 
nisses in  dem  die  Gewährung  des  Nutzungsrechtes  von  denverlangten 
Gegenleistungen  nicht  isoliert  wurde,  sondern  die  Erfüllung  der 
Zinspflicht  und  der  anderen  Vertragsverbindlichkeiien  don  ge- 
währten Gebrauchsrechte  wirthschaftlich  als  Äquivalent,  zugleich 
aber  rechtlich  als  Bedingung  für  dessen  weitere  Dauer  gegen- 
überstand, und  wenn  in  diesen  Punkten  die  vorwi^^nd  saohen- 
rechtliche  Behandlung  des  Leiheverbältnisses  dem  Eigenthümer 
eine   Macht    in   die   Hände   spielte,   die  viel  einfacher  und  oft 


>)  vergl.  V.  d.  Nahmer  a.  a  0. 1  S.  12,  422. 
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wirksamer  als  irgend  welche  bei  gewöhnlichen  Verpflichtungen 
eingeräumte  Zwangsmittel  die  Befriedigung  seiner  Ansprüche 
sicherstellte,  so  galt  in  dem  Ausschlüsse  einer  über  die  in  den 
Leihevertrag  einbezogenen  Oüter  hinausreichenden  Haftbarkeit 
das  gleiche  Princip  auch  dort,  wo  es  dem  Leiheherm  nicht  zum 
Vortheil  gereichte. 

So  ist  das  Erbleiherecht  auf  dieser  Stufe  seiner  Entwickelung 
nach  allen  wichtigen  Beziehungen  von  demselben  Rechtsgedanken 
beherrscht  £s  ist  das  Eigenthum  des  Leiheherrn,  welches  seinen 
Ansprüchen  Erzwingbarkeit  verlieh  und  ihre  Durchsetzung  ver- 
bürgte, zugleich  aber  auch  die  Grenzen  für  die  leiheherrliche  Macht 
fixierte,  wie  überhaupt  jede  Ingerenz,  welche  dem  Leiheherm  bei 
normalem  und  abnormalem  Verlaufe  des  Leiheverhältnisses  zu- 
stand, in  letzter  Linie  auf  das  Eigenthum  zurückzuführen  ist. 
Dieser  Grundgedanke  übte  sogar ,  wie  bei  der  Besprechung  der 
Cautionen  sich  zeigte,  über  den  ihm  eigentlich  unterworfenen  Rechts- 
kreis hinaus  einen  Einfluss  aus  auf  die  Art  der  Behandlung 
anderer  Rechtsverhältnisse  ^). 

Es  bedarf  keines  besonderen  Hinweises  darauf,  das  diese 
einheitliche  und  einfache  Ausgestaltung  des  Rechtsinstitutes,  die 
wir  als  Ergebnis  unserer  Untersuchung  bezeichnen  können,  für 
die  Verhältnisse  der  damaligen  Zeit  völlig  angemessen  erscheint. 
Gerade  der  Vergleich  mit  dem,  was  eine  spätere,  reichere  Ent- 
wickelung (namentlich  auf  städtischem  Bodem)  aus  den  ursprüng- 
lich einfachen  Rechtsbildungen  gemacht,  der  Vergleich  mit  einer 
Form  rechtlicher  Ausgestaltung,  in  der  vieles  so  anders  geworden 
war,  dass  wir  den  ursprünglichen  Keim  und  damit  den  Schlüssel 
zur  Erklärung  mancher  Eigenthümlichkeit  kaum  zu  finden  ver- 
mögen, und  in  der  wir  weder  Einfachheit  noch  Einheitlichkeit 
wi^er  erkennen,  weist  mit  voller  Bestimmtheit  darauf  hin,  dass 
für  die  Zeiten,  die  wir  im  Auge  hatten,  das  Leiherecht  nicht 
über  eine  anfängliche  Stufe  seiner  Entwickelung  hinausgekommen 
war,  wie  sie  wohl  höchstens  auf  dem  Gebiete  des  conservativen 
ländlichen  Rechtes  von  Dauer  bleiben  konnte. 

Indessen  geben  gerade  diese  zuletzt  hervorgehobenen  Mo- 
mente, der  Hinweis  auf  die  einfache  und  einheitliche  rechtliche 
Ausgestaltung  und  auf  die  primitive  Entwickelungsstufe  unseres 


»)  8.  o.  S.  73  f. 

V,  SfhiHndf  Erbleiheu. 
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Leiherechtes  Anlass  zu  einigen  ergänzenden  und  einschränkenden 
Bemerkungen,  welche  naheliegende  Misverständnisse  ausschliessea 
sollen. 

Zunächst  wäre  es  irrig,  wollte  man  wegen  der  hier  dar- 
gelegten und  hervorgehobenen  Einheit  des  dem  Leiherechte  zu 
Grrunde  liegenden  rechtlichen  Gedankens  eine  volle  Dniformität 
unter  den  einzelnen  Leihe  vertragen  annehmen,  wollte  man  die 
Einheitlichkeit  des  Principea  im  Sinne  einer  Gleichheit  der  Einzel- 
abmachungen deuten.  Nichts  könnte  weniger  der  Wirklichkeit 
entsprechen.  Sind  ja  doch  die  Leihe  vertrage  ohne  die  äussere 
Directive  irgend  welcher  gesetzlicher  Normierungen  unmittelbar 
aus  dem  Leben  entstanden,  so  dass  sich  in  ihnen  die  ganze 
Mannigfaltigkeit  wiederspiegelt,  welche  das  Leben  und  seine  Be- 
dürfnisse auszeichnet,  weil  jeder  einzelne  Vertrag,  angepasst  den 
Verhältnissen,  aus  denen  er  entsprungen,  seine  eigene  individuelle 
rechtliche  Ausbildung  erhielt  ^). 

So  wird  das  als  Grundlage  des  Leiherechtes  behauptete  ein- 
heitliche Princip  in  seinem  Bestände  nicht  in  Frage  gestellt, 
wenn  in  einzelnen  solchen  Abmachungen  manches  anders  fest- 
gesetzt wurde,  als  es  nach  den  obigen  Ausfuhrungen  im  allge- 
meinen gebräuchlich  war,  und  man  wird  auch  darin  keinen 
Widerspruch  erblicken,  wenn  im  einzelnen  sich  Abweichungen 
von  den  Consequenzen  finden,  die  aus  dem  allgemeinen  Grund- 
gedanken zu  folgern  wären.  Denn  fertig  und  unwandelbar  fest- 
stehende Bechtsgrundsätze,  wie  sie  sich  in  einem  legislativ  aus- 
gebildeten Bechtssysteme  finden  können,  Bechtsprincipien,  die 
mit  zwingender  Kraft  die  Lebensverhältnisse  in  ihren  rechtlichen 
Beziehungen  sich  unterwerfen  und  jede  Ausnahme,  jedes  Ab- 
weichen von  der  Regel  unmöglich  machen  können,  sind 
dem  auf  der  Grundlage  freier  Willensdispositionen  sich  bil- 
denden Gewohnheitsrechte  in  seinem  Werdeprocesse  überhaupt 
vollkommen  fremd.  Und  wenn  das  Ergebnis  unserer  Unter- 
suchung dahin  führte,  festzustellen,  dass  die  grosse  Mehrzahl 
der  Leiheverträge  auf  Grund  desselben  Rechtsgedankens  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung  gewonnen  haben,  obwohl  kein  zwin- 
gendes Gesetz,  keine  Vorschrift  materiellen  oder  formellen  In- 
haltes eine  solche  Gleich mässigk ei t   verursacht  haben,  dann  sind 


')  Dabei  ist  freilich  zuzugeben,  dass  das  Vorhandensein  von  mehr  oder 
weniger  allgemein  gebräuchlichen  Vertragsformularen  manches  von  dieser 
ürsprünglichkeit  verdrängen  konnte. 
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wir  wohl   berechtigt,   diesem    Orundgedanken,  ungeachtet   ein- 
zelner Ausnahmen,  principielle  Bedeutung  zuzuerkennen. 

Wichtiger  indes  als  das  eben  Gesagte  sind  die  Ueber- 
legungen  historischer  Art,  zu  welchen  die  obigen  Andeutungen 
über  den  eine  anfängliche  Entwickelungsstufe  kennzeichnenden 
Oharacter  unserer  Leiheverträge  Anlass  geben.  Denn  so  sicher 
es  fest  steht,  dass  die  freie  Erbleihe,  wie  sie  eben  geschildert 
wurde,  eine  vorwiegend  erst  dem  12.  Jahrhunderte  angehörige  neue 
Rechtsbildung  ist,  die  sich  früher  so  nicht  findet,  so  gewiss  ist 
es  demgegenüber,  wie  schon  in  der  fSnleitung  hervorgehoben 
wurde,  dass  sich  Landleihen  auf  deutschem  Boden  bis  auf  die 
ältesten  Zeiten  zurück  nachweisen  lassen,  und  so  irrig  wäre  es, 
wollte  man  annehmen,  dass  die  dem  neuen  Leiherechte  zu 
Grunde  liegenden  Bechtsgedanken  dem  älteren  deutschen  Rechte 
völlig  unbekannt  gewesen  wären.  Einer  solchen  Vermuthung 
Hesse  sich  sogar  der  Satz  entgegenstellen,  dass  kein  Beatandtheil 
des  positiven  Rechtsinhaltes  der  neuen  Leiheform  genannt  werden 
könnte,  der  in  den  verschiedenen  Formen  der  älteren  Leihe 
sich  nicht  gleichfalls  fände,  oder  nicht  wenigstens  sein  Vorbild 
und  die  Wurzel  für  seine  Entstehung  im  älteren  Rechte  zu 
suchen  hätte.  Wenn  nun  auf  diese  Art  der  characteristische 
Inhalt  für  die  hier  besprochene  Leiheform  darin  bestehen  muss, 
dass  gerade  die  oben  ausgeführten  rechtlichen  Momente  sich  bei- 
sammen finden,  und  dass  in  ihnen  der  rechtliche  Gehalt  der  Leihe- 
verträge sich  erschöpft,  so  ist  damit  schon  zur  Genüge  begründet, 
dass  ein  volles  Verständnis  des  neuen  Erbleiherechtes  ohne  Be- 
rücksichtigung des  historischen  Hintergrundes  und  die  Art  seiner 
Entstehung  überhaupt  nicht  zu  erreichen  ist.  Diese  historische 
Untersuchung  soll  im  folgenden  Abschnitte  versucht  werden. 


Historischer  Theil. 

Bas  Verhältnis   zu   den  rerwandten  Eiteren  und 
gleichzeitigen  Landleihen. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  sich  darauf  beschrankt, 
den  rechtlichen  Inhalt  der  untersuchten  Ijandleiheform  in  vor- 
wiegend dogmatischer  Weise  festzustellen.  E!s  galt  zunächst 
zur  Gewinnung  einer  festen  Grundlage  für  weitere  vergleichende 

6* 
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und  ergänzende  Untersuchungen,  klarzulegen^  welche  rechtlichen 
Momente  nach  den  uns  über  das  fragliche  Institut  unmittelbar 
erhaltenen  Verbriefiingen  als  dessen  wesentlichen  und  typischen 
Merkmale  anzusehen  seien.  Historische  Abschweifungen,  eine 
Rundschau  auf  die  gleichzeitigen  analogen  Rechtsbildungen 
wurden  im  allgemeinen  vermieden,  um  eine  Trübung  der  Ergeb- 
nisse durch  vielleicht  unberechtigte  Übertragungen  anderwärts 
geltender  Grundsätze  nach  Thunlichkeit  hintanzuhalten.  Liegt  in 
dieser  engen  Begrenzung  des  der  Untersuchung  zu  Grunde  gelegten 
Materiales  die  gewiss  nicht  abzuleugnende  Gefahr  einer  möglichen 
Einseitigkeit  undünvollständigkeit  der  gewonnenen  Resultate,  so  ist 
doch  auf  der  anderen  Seite  nicht  zu  übersehen,  dass  selbst  in  Zeiten, 
in  denen  die  Beurkundungen  sich  nicht  durch  übergrosse  Genauig- 
keit auszeichneten,  die  wesentlichen  und  characteristischen  Ver- 
tragsbestimmungen in  den  Vertragsaufzeichnungen  zum  Ausdrucke 
gelangt  sein  dürften,  und  dass  demnach  —  mögen  andere  Details 
des  Yertragsinhaltes  als  selbstverständlich  oder  aus  Übersehen 
vernachlässigt  worden  sein  —  aus  einer  grösseren  Anzahl  von 
Urkunden  die  prägnanten  Momente  immerhin  zu  gewinnen  sein 
dürften. 

Wenn  nun  im  folgenden  der  Versuch  unternommen  werden 
soll,  das  bisher  Gewonnene  aus  seiner  isolierten  Stellung  in  die 
ihm  gebührende  historische  Umrahmung  zu  bringen,  so  dass 
dann  das  Einzelne  nicht  mehr  als  losgerissenes  Glied,  sondern 
als  Theil  eines  einheitlichen  Ganzen  erscheinen  kann,  so  lässt 
sich  aus  einer  solchen  rechtsgeschichtlichen  Untersuchung  in 
zweifacher  Richtung  ein  Gewinn  erhoiFen:  Zunächst  in  dogma- 
tischer Beziehung,  indem  möglicherweise  der  Inhalt  unseres  Rechts- 
institutes durch  Vergleichung  mit  verwandten  Rechtsgebilden 
manche  Ergänzung,  in  der  Gegenüberstellung  mit  anders  gearteten 
dort  und  da  eine  schärfere  Abgrenzung  erfahren  kann;  dann  in 
Rücksicht  auf  die  rechtsgeschichtliche  Continuität,  insoferne  das 
geschichtlich  Vorangehende  und  parallel  Laufende  einen  inneren 
Zusammenhang  mit  dem  Neuentstandenen  aufweisen  kann. 


Für  eine  solche  rechtsgeschichtlichc  Vergleichung  möchte 
man  zunächst  vielleicht  geneigt  sein,  das  alte  freie  Leihe- 
verhältnis, das  als  Precarie  in  den  verschiedensten  Formen 
zur   Anwendung    kam,    als    möglichen    Vorläufer    der  späteren 
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Leihen  in  den  Kreis  des  Betrachtung  zu  ziehen.  Denn  unter 
den  mannigfaltigen  Ausgestaltungen,  zu  denen  die  Precarien  in 
den  weiten  deutschen  Landen  kamen*),  stehen  manche  ihrem 
Rechtsinhalte  nach  den  hier  besprochenen  Landleihen  ziemlich 
nahe.  Gleichwohl  lässt  sich  leicht  und  mit  aller  Bestimmtheit 
nachweisen,  dass  für  die  hier  besprochenen  Gegenden  am  Bheine 
jede  Idöglichkeit  fehlt,  einen  inneren  oder  äusseren  Zusammenhang 
zwischen  beiden  Leiheformen  aufzufinden'). 

Es  ist  in  dieser  Beziehung  noch  weniger  entscheidend,  dass 
zeitlich  eine  rechte  Continuität  zwischen  den  späteren  sog.  freien 
und  den  älteren  precarischen  Leihen  fehlt,  indem  das  erhaltene 
Urkundenmaterial  die  Annahme  ausschliesst,  dass  beide  Formen 
durch  eine  Periode,  die  sich  als  Übergangszeit  kennzeichnen 
würde,  neben  einander  bestanden  hätten,  vielmehr  die  Precarei- 
verträge  schon  zu  einer  Zeit  selten  werden  und  aussterben,  in 
der  das  neue  Bechtsintitut  noch  kaum  in  den  ersten  Anfängen 
zu  erweisen  ist. 

Mächtiger  fällt  der  weitere  Umstand  in  die  Wage,  dass  dem 
rechtlichen  Inhalte  der  Precareiverträge,  wie  er  seit  den  Anfängen 
des  10.  Jahrhunderts  mit  grosser  innerer  Constanz  gebräuchlich 
wurde,  jede  Beziehung  zu  den  Elementen  des  späteren  Leihe- 
rechtes fehlt.  Denn  fast  ausnahmslos  finden  sich  dort  Precarien, 
die  als  dharacteristische  und  ungetrübte  Fälle  der  precaria  remu- 
neratoria im  Sinne  der  heutigen  Rechtssprache  sich  darstellen. 
Es  waren  in  der  Regel  einzelne  freie  Leute  und  Besitzer  von 
Grundstücken,  nicht  selten  geistliche  Würdenträger,  die  sich 
an  ein  Stift  oder  Kloster  oder  sonst  eine  geistliche  Corporation 
mit  der  Bitte  wendeten,  einen  Precarei vertrag  eingehen  zu  dürfen. 
Sie  überliessen  sodann  mit  allem  für  die  Investitur  vorge- 
schriebenen Ceremoniell  einen  Theil  oder  all  ihre  liegenden 
Güter  dem  geistlichen  Hause,  das  seinerseits  dem  Precaristen 
gewisse  Grundstücke  anwies,  ea  scilicet  ratione,  wie  sich 
z  B.  eine  solche  Urkunde")  ausdrückt,  ut  usque  ad  terminum 
vite  mee  et  quod  dedi  et  quod  accepi  secundum  precarium  ins 
absque  uUius  contradictione  possideam,  post  obitum  vero  meum 
utraque  cum  omni  integritate  ad  predictum  coenobium  redeant. 


')  yergl.  oben  £inleitang  S.  2. 

*)  vergl.  auch  Lamprecht,  D.  W.  L.  I  2  S.  891  ff. 

«)  976  MK.  ÜB.  I  246. 
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Der  Kegel  nach  waren  hier  diese  Precarien  auf  Lebena- 
dauer  des  Beliehenen^)  und  nur  ausnahmsweise  auch  für  eine 
nachfolgende  Generation*)  abgeschlossen;  wirkliche  Erblichkdt 
scheint  dagegen  den  rheinländischen  Precarien  fremd  geblieben 
zu  sein.  Ebenso  ist  gewöhnlich  von  einem  Zinse  keine  Bede, 
und  unter  den  wenigen  Fällen,  die  einen  solchen  erwähnen,  wird 
er  meist  als  eine  Zahlung  genannt,  die  der  Precarist  in  Er- 
weiterung der  Ton  dem  Grundherrn  gewährten  Concessionen  erhält*), 
erscheint  somit  als  ein  Zins  recht,  nicht  eine  ZinspflicCt  des 
Beliehenen.  Man  wird  daher  nicht  Unrecht  thun  zu  behaupten, 
dass  gerade  die  beiden  das  Erbleiherecht  beherrschenden  charac- 
teristischen  Bestimmungen,  Erblichkeit  des  Bechtes  und  Zin»- 
pflicht  des  Besitzers,  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Pre- 
carienverträgen  vollends  fehlen.  Berücksichtigt  man  hiezu,  was 
Lamprecht ^)  hervorhebt ,  dass  der  Kreis  der  Personen *), 
welche  Precarien  eingiengen,  den  höherstehenden  Volksschichten 
angehörte,  Volksschichten,  die  sich  des  Besitzes  grosserer  Guter 
zu  erfreuen  hatten,  während  die  Leihe  vertrage,  wie  oben  an- 
gedeutet, meist  den  ärmeren  Klassen  zu  Gute  kamen,  und  dass 
die  wirthschaftliche  Function  der  beiden  Leihen  eine  völlig  ver- 
schiedene war,  so  dürfte  bei  der  Verschiedenheit  der  Zeit,  in 
der  sie  nachweisbar  sind,  ihres  rechtlichen  Inhaltes,  sowie  ihres 
Anwendungsgebietes  und  öconomischen  Zweckes  die  Annahme 
eines  inneren  Zusammenhanges  zwischen  beiden  wohl  jeder 
Begründung  entbehren. 

Anders  steht  es  mit  denjenigen  Leiheformen,  die  im  Kreise 
des  Wirthschaftsbetriebes  namentlich  der  grösseren  Grundbesitzer 
zur  Entstehung  gelangten  und  bald  nach  den  gewöhnlichen 
Grundsätzen  des  flofrechtes,  bald  in  Anlehnung  an  lehenrechtliche 
Gebräuche  ihre  Regelung  fanden.  Hier  überall,  wie  bei  den  oben 
geschilderten  freien  Erbleiheverhältnissen,  galt  es  die  Lösung  des 
gleichen  wirthschaftlichen  Problemes  der  indirecten  Verwerthung 


>)  z.  £.  MR.  U£.  1  948-960,  190;  964,  219;  967,  228;  971,  236;  975, 
246;  996,  373;  1041,  316;  ?,324. 

')  2.  B.  ME.  ÜB.  I  1062,  a38;  wohl  aach  c.  948,  186. 

•)  MR.  VB.  I  996,  273;  1041,  316;  ?,  834. 

*)  D.W.L.  I,  2.  S.  898  f. 

<")  z.  B.  MR.  ÜB.  1  948-960,  190  vir  ingennus;  967,  228  Chorfoisohof; 
976,  246  Archidiakon;  996,  273  domna  Bertha;  324  ein  Graf  etc. 
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eines  herrschaftlicheD  GrundBtückes ,  das  nicht  in  unmittelbarer 
Benützung  und  Bewirthschaftung  des  Herrnhofes  stand,  dessen 
Bebauung  und  [Nutzung  viehnehr  irgend  welchen  Angehörigen 
der  Gutsherrschaft  überlassen  wurde. 

Es  ist  bekannt,  dass  innerhalb  des  weiten  Kreises  der  Hof- 
verbände, wie  solche  bei  dem  grossen  Grundbesitze  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Herrn  zur  Ausgestaltung  kamen,  sich  Ele- 
mente aus  den  verschiedensten  Ständen  und  socialen  Schichten 
zusammenfanden.  Neben  Unfreien,  die  in  dem  Verhältnisse  der 
strengsten  Abhängigkeit  zu  jedem  Dienste  bereit  sein  mussten, 
den  ihnen  des  Herrn  Befehl  und  Laune  zuwies,  wieder  andere, 
deren  Leistungspflicht  auf  ein  bestimmtes  Mass  beschränkt  war, 
und  denen  oft  sogar  ein  mehr  oder  minder  weit  reichendes  Be- 
sitz- und  Nutzungsrecht  an  einem  Stücke  Grund  und  Bodens, 
jenem  wichtigsten  Erwerbsquell  der  damaligen  Zeit,  einge- 
räumt war.  Unter  ihnen  werden  oft  mit  besonderem  Bechte 
genannt  Ministerialen  und  andere,  die  durch  die  Gunst  des  Herrn 
zu  einer  Sonderstellung  gegenüber  den  Genossen  gelangt  waren; 
daneben  wieder  einstmals  Freie,  die  unter  gewissen  Bedingungen 
sich  der  Freiheit  entäussert  un<l  sich  nur  Besitz  und  Nutzung  an 
der  ehemals  eigenen  Hufe  in  dieser  oder  jener  Form  für  sich 
oder  auch  für  die  Nachkommenschaft  vorbehalten  hatten,  als 
sie  in  das  Gewaltverhältnis  eingetreten  waren;  dann  wieder 
Freigelassene,  die  —  ursprünglich  vielleicht  in  grösserer 
Abhängigkeit  —  mit  der  Freiheit  ein  Mehr-  oder  Mindermass 
von  Rechten  für  ihre  Person  wie  für  ihr  Vermögen  erlangt  hatten; 
endlich  wirklich  Freie,  die  nur  in  ein  Schutzverhältnis  zu  dem 
Herrn  getreten  waren,  ihm  ihr  Gut  gegen  Rückverleihung  unter 
mannigfachen  Bedingungen  aufgetragen  hatten,  und  dann  im 
weiteren  Verlaufe  der  Zeiten  bei  dem  Übergang  von  einer  Ge- 
neration zur  anderen  bald  mehr  bald  weniger  von  den  alten 
Freiheiten  und  Rechten  an  die  grosse  Grundherrschaft  verloren 
oder  für  sich  erhalten  haben. 

Dieses  gewiss  schon  hinreichend  bunte  Bild  erfuhr  noch 
weitere  Nuancierungen  und  Abstufungen  durch  die  Verschieden- 
heiten, welche  die  wirthschaftlichen  wie  die  rechtlichen  Beziehungen 
des  Einzelnen  zu  seinem  Hermhofe  und  dessen  Verwaltungs- 
organen mit  sich  brachte.  Wie  die  grundherrschaftliche  Gutsver- 
waltung die  wirthschaftlichen  Kräfte  der  ihr  angehörigen  Glieder 
sich  zu  Nutzen  machte  und  ihrem  Organismus  einfügte  oder  unter- 
stellte, ob  der  Einzelne  in  unmittelbare  Beziehung  zum  Salhofe 
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und  dessen  centralen  Verwaltungsorganen  gebracht,  oder  ob  er 
einem  nahen  oder  entfernten  Meierhofe  und  Meieramte  zugewiesen 
wurde,  oder  ob  andererseits  der  einzelnen  Individualität  ihre 
volle  wirthschaftliche  Selbstständigkeit  belassen  wurde,  all  dies 
sind  Fragen,  die,  ihrer  Natur  nach  zunächst  öconomischer  Art,  in 
ihren  Wirkungen  auch  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  für  den 
Betroffenen  von  grosser,  oft  von  der  einschneidensten  Bedeutung 
sein  konnten. 

Unmittelbar  die  rechtliche  Stellung  betraf  wieder  die  Be- 
ziehung zu  den  verschiedenen  innerhalb  der  Herrschaft  ausge- 
bildeten Gerichten  und  gerichtlichen  Gewalten,  die  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  sich  entwickelt  hatten.  Ursprünglich  entstanden 
aus  der  Disciplinargewalt  über  die  Unfreien  hatte  das  Hofgericht 
in  seinen  verschiedenen  Anwendungen  einen  immer  grösser 
werdenden  Competenzkreis  in  sachlicher  und  persönlicher  Be- 
ziehung sich  errungen.  Das  rechtliche  und  wirthschaftliche 
Abhängigkeitsverhältnis,  in  dem  die  verschiedenen  Glieder 
des  Gutsverbandes  standen,  war  natürlich  auch  ausschlag- 
gebend für  die  Art  der  concreten  Eatwickelung.  Die  ent- 
scheidensten  und  vielleicht  am  tiefsten  empfundenen  Fragen 
giengen  darauf  hinaus,  ob  der  Hofangehörige  der  vogtei- 
lichen  Gerichtsbarkeit  am  einzelnen  Meierhofe  oder  unmittelbar 
der  herrschaftlichen  Gerichtsbarkeit  des  Gutsherrn  unterstand, 
(ob  er  bei  dem  einen  oder  dem  anderen  dingpflichtig  war),  oder 
ob  ihm  gar  jede  Beziehung  zu  dem  herrschaftlichen  Gerichte  fehlte, 
und  das  Landgericht  des  Grafen  für  ihn  das  ausschliesslich  com- 
petente  Gericht  blieb.  Wollte  man  ausserdem  noch  all  der 
Specialgerichte  gedenken,  die  innerhalb  der  Gutsherrschaften  zur 
Entstehung  kommen  konnten,  und  noch  betonen,  duss  auch  lehen- 
rechtliche Flemente  unter  Umständen  hier  zu  Einfluss  gelangt 
sind,  so  würde  darin  der  Hinweis  auf  weitere  mögliche  Compli- 
cationen  enthalten  sein. 

Indes  wird  auch  schon  das  bisher  Gesagte  geeignet  sein,  eine 
Vorstellung  zu  geben  von  der  unerschöpflichen  Mannigfaltigkeit 
der  rechtlichen  und  factischen  Verhältnisse,  die  in  einer  solchen 
Gutsherrschaft  sich  beisammen  finden  konnten,  zumal  wenn  man 
bedenkt,  dass  die  Verschiedenheiten  persönlicher,  wirthschaft- 
licher  und  gerichtlicher  Art,  die  hier  nach  dem  Scheidungs- 
grunde gesondert  aufgeführt  wurden,  im  Leben  sich  gegen- 
seitig durchdrungen  haben,  und  dass  die  einzelnen  hier 
genannten    Momente    doch    nur    die    wichtigsten    Abstufungen 


Digitized  by  V^OOQIC 


89 

aua  einer  grösseren  Beihe  bedeuten ,  innerhalb  deren  die  in- 
dividuelle Willkür  und  zufallige  Beeinflussungen  Ton  Gau  zu 
Gau  und  von  Hof  zu  Hof  den  Grund  für  eine  weitere  Viel- 
gestaltigkeit abgeben  konnte. 

Es  liegt  völlig  abseits  von  dem  Zwecke  und  der  Absicht 
der  vorliegenden  Untersuchung,  den  Einzelheiten  nachzugehen, 
die  innerhalb  eines  aus  so  vielerlei  Elementen  gebildeten,  von 
Verschiedenheiten  so  vielfacher  Art  durchdrungenen  Organismus 
entstanden  und  oft  bis  zu  einer  kaum  mehr  entwirrbaren 
chaotischen  Gestaltung  gelangt  sind. 

Der  Grund,  warum  hier  auf  diese  Verhältnisse  hingewiesen, 
und  warum  des  Vorhandenseins  dieser  Oomplicationen  überhaupt 
gedacht  wurde,  liegt  vielmehr  ausschliesslieh  darin,  dass  in  dem 
so  gestalteten  Wirthschaftssjsteme  eine  reiche  Fülle  von  Land- 
leihen ins  Leben  traten,  die  mit  den  früher  besprochenen  in 
vieler  Beziehung  verwandt  sind  und  übereinstimmen,  und  die 
ihrerseits  durch  die  oben  geschilderten  persönlichen  und  recht- 
lichen Verhältnisse  des  Wirthschaftsverbandes  um  so  wesentlicher 
mit  bestimmt  wurden,  als  die  uns  heutzutage  geläufige  Scheidung  von 
persönlichem  und  Vermögensrecht,  von  öiFentlichrechtlicher  und 
privatrechtlicher  Gewalt  der  damaligen  Zeit  vielfach  nicht 
zum  Bewusstsein  gekommen  war,  und  allüberall  Elemente 
der  genannten  verschiedenen  Bechtsgebiete  sich  beisammen 
gefunden  und  durchdrungen  haben. 

Die  unterste  und  am  schlechtesten  gestellte  Klasse  der 
Hörigen,  die  als  Dienerschaft  für  den  täglichen  Dienst  im 
Herrenhause  zu  sorgen  hatten  oder  als  Tagewerker  auf  dem 
Felde  verwendet  wurden,  konnten  qich  freilich  eines  Grundbesitzes 
nicht  erfreuen.  Aber  es  lag  in  den  Verhältnissen  einer  fast  aus- 
schliesslich der  Landwtrthschaft  zugewendeten  volkswirthschaft- 
lichen  Periode,  dass  eine  möglichst  grosse  Zahl  der  einem  Herren- 
hofe unterstehenden  Leute  in  diesem  Productionsgebiete  ihre  Ver- 
wendung finden  mussten.  Frühzeitig  war  die  Form  dafür,  sofeme 
nicht  der  unmittelbar  herrschaftliche  Betrieb  im  Sallande  anderes 
verlangte,  die  Überlassung  eines  Grundstückes  an  Eigenleute  zu 
mehr  oder  weniger  selbstständiger  Pflege  desselben.  Dieses 
ursprünglich  vielleicht  rein  factische  Verhältnis,  das  wenigstens 
äusserlich  als  Leihe  erschien,  kam  später  häufig  zu  einer 
Art  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Besitzeinräumung,  anfänglich 
höchst  precärer  Natur  und  in  Dauer  und  Umfang  abhängig  von 
dem  Belieben  des  Herrn,  wurde  dem  Beliehenen  bald  bleibend,  auf 
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Lebensdauer  oder  auch  darüber  hinaus ,  zugesichert,  und 
das  Mass  der  Gegenleistungen  und  Verpflichtungen,  welche 
dieser  dem  Herrn  schuldete,  wurde  von  früherer  Unbe- 
schränktheit  in  gewisse  feststehende  Grenzen  eingedämmt,  die 
einzuhalten  der  Herr  freilich  durch  keine  äussere  zwingende 
Macht,  wohl  aber  durch  sein  inneres  Rechtlichkeitsgefiihl  und 
vielfach  auch  durch  die  Gebote  bestimmt  wurde,  welche  ihm  die 
Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  auferlegte. 

In  den  Verhältnissen  dieser  Art  überwiegt  unzweifelhaft 
gemäss  der  rechtlichen  Stellung  des  Herrn  zu  seinen  Hörigen 
in  allem  und  jedem  das  herrschaftliche  Gewalt  Verhältnis;  dem 
entspricht  es  auch,  dass  die  Besitzer  solcher  Hufen  im  Verhält- 
nisse zu  anderen  Zinspflichtigen  oft  mit  besonders  weit  reichenden 
persönlichen  Pflichten  belastet  erscheinen  ^).  Die  den  Hörigen 
gemachten  Concessionen  sind  vielfach  mehr  factischer  als 
streng  rechtlicher  Art;  zum  mindesten  liegt  in  ihnen  mehr 
eine  Selbstbeschränkung,  die  sich  der  Herr  selbst  auferlegt  hat, 
als  eine  gegenseitige  Abmachung  nach  Art  eines  Vertrages. 
Aber  trotz  dieses  Übergewichtes  der  herrschaftlichen  Rechte 
lässt  sich  nicht  selten  eine  relativ  günstige  Lage  für  solche  Hö- 
rige urkundlich  nachweisen,  so  selten  auch  in  jenen  Zeiten  ein 
Anlass  zur  Aufzeichnung  dieser  Kechtsverhältnisse  vorhanden 
gewesen  sein  mag.  Eine  Urkunde  des  Mainzer  Erzbischofes 
von  1074  lässt  z.  B.  schliessen,  dass  eine  ganze  Gruppe  unter 
seinen  Hörigen ,  die  er  als  die  bestgestellte  bezeichnet,  die 
Güter  auf  die  im  Hofverbande  bleibenden  Söhne  vererben 
konnte^).      Zahlreiche  Urkunden^)    namentlich   aus   dem  Wetz- 

*)  vgl.  z.  £.  in  dem  Güterverzeichnisse  des  Stiftes  zu  Garden  MR  ÜB. 
1  400  die  Gegenübersteilung  von  mansas  censum  reddentes  und  mansui 
servitiales,  qui  multiplici  iure  curti  subserviunt,  oder  Urk.  1176 
Lac.  1 457,  wo  urspränglich  zwei  Dritttheile  des  Frucbtertrages  für  die  Guts- 
herr schaft  in  Anspruch  genommen  wurden,  u.  a. 

*)  MB.  ÜB.  I  374  .  .  .  id  ius  in  serviendo  concessum  est,  quod  Opti- 
mum ecclesiae nostrae servientes habent.  Bona autem  eorum  illis  morien- 
tibus  ad  filios  suos,   qui  nostre  eoclesie  sunt,  pertineant 

>)  z.  B.  1192—1210  MB.  ÜB.  II  268  ut  inhabitarent  in  domo  üla 
quamdiu  viverent,  non  sicut  heredes,  sed  sicut  coloni  (dabei  ist  in 
concreto  von  Freien  die  Bede);  1238  Gudenus  V  pag.  6;  12Ö2  MB.  ÜB.  in 
1138,  wo  die  Neuverleihung  an  die  Erben  sogar  in  Aussicht  gestellt  ist. 
Der  Beliehene  ist  als  Färber  bezeichnet,  gehört  also  kaum  der  untersten 
socialen  Schichte  an;  1253  Gud.  Y  p.  26  etc.  etc.;  vergl.  auch  aus  älterer 
Zeit  die  Triersche  Urkunde  1097  MB.  ÜB.  I  393,  die  von  einem  erblichen 
Bechte  der  mercennarii  (nach  Lamprecht  mansionarii)  am  Sallande  spricht 
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larer  Gebiete  zeigen  die  dortigen  Colonen  in  einem  wenigstens  auf 
Lebenszeit  gesichertem  Besitze^  und  vereinzelt  finden  sich  sogar 
Bestimmuugen ,  welche  den  Hofgenossen  wenigstens  innerhalb 
des  herrschaftlichen  Machtkreises  eine  nahezu  unbeschränkte 
Dispositionsgewalt  einräumen^). 

Von  grösserem  Interesse  speciell  für  unsere  Fragen  sind  in- 
des die  Landleihen  y  in  denen  als  Beliehene  Angehörige  jenes 
grossen  in  sich  die  verschiedensten  Elemente  umfassenden  und 
nach  aussen  vielleicht  nicht  ganz  strenge  abzugrenzenden  Mittel- 
standes auftreten,  jenes  Standes,  in  welchem  geminderte  Freiheit 
und  erleichterte  Unfreiheit  sich  zusammenfanden  und  vermischten, 
und  der  immer  noch  durch  Freilassung  schlechter  Gestellter  und 
Ergebungen  ursprünglich  Freier  seine  stete  Erweiterung  erfuhr. 
Manche  Bevorzugungen,  die  zunächst  nur  Freien  zu  theil  wurden, 
fanden  Anwendung  auf  die  zu  besserem  flechte  gelangten  unfreien 
und  trugen  bei  zur  Hebung  upd  Verbesserung  ihrer  Lage,  und 
umgekehrt  wurden  Grundt^ätze,  die  zunächst  in  Anwendung  auf 
Hörige  ihre  Berechtigung  hatten,  auf  ursprünglich  freie  Leute 
übertragen.  So  entwickelte  sich  häufig  auch  über  diese  aus  dem 
einstigen  Munt-  oder  Vogteiverhältnisse  eine  gewisse  herrschaft- 
liche Gewalt  und  Machtbefugnis,  die  im  einzelnen  sehr  verschiedenen 
Inhalt  und  Umfang  haben  konnte,  aber  doch  nicht  bis  zur  völligen 
Unterdrückung  der  rechtlichen  Persönlichkeit  der  Censualen 
reichte.  Hierfür  mag  mit  bestimmend  gewesen  sein,  dass  so  viele 
Glieder  dieses  Standes  bei  ihrem  Eintritte  freie  Volksgenossen 
gewesen  sind,  die  als  solche  befähigt  waren,  durch  vertrags- 
mässige  Vereinbarung  ihr  und  ihrer  Nachkommen  rechtliches 
Schicksal  festzustellen,  und  die  sich  vertragsmässig  ein  gewisses 
Mass  von  Rechten  und  einen  Rest  der  im  übrigen  geopferten 
Freiheit  vorbehalten  konnten. 

Diese  Mischung  von  persönlicher  Abhängigkeit  und  selbst- 
ständigem Rechte  gegenüber  der  Herrschaft  drückt  sich  vielleicht 
nirgends   deutlicher   aus    als  in    den  Urkunden    über   solche  im 


»)  2.  B.  in  der  freilich  viel  älteren  Urkunde  MR.  Uß.  I  230  von  %5~975, 
welche  den  hominibus  scilicet  famulis  8..Fetri  den  Güterbesitz  bestätigt  und 

bestimmt  ...   ut sine   interdictu  omnium  successorum   nostrorum 

feliciter  teneant,  fortuna  volente  possideant  fauste  sucoessoribus  suis 
quandoqne  relinquant  et  liberam  habeant  potestatem  de  praedictia 
praediis  inter  se  donandi  vendendi  commutandi. 
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Herrschafteverbande  der  grossen  Grrundbeeitzer  abgeschlosseDe 
Leiheverträge.  Auf  der  einen  Seite  die  Einräumung  eines 
dauernden  weitgehenden  Rechtes  an  dem  geliehenen  Gute,  das 
wie  unten  des  näheren  ausgeführt  werden  soll,  oft  fast  mit  den- 
selben Rechten  und  Pflichten,  wie  sie  im  freien  Leiherechte  üb- 
lich waren,  den  Angehörigen  der  Grundherrschaft  überlassen 
wurden;  und  demgegenüber  neben  der  Zinspflicht  als  einer  An- 
gabe rein  vermögensrechtlicher  Natur  die  Verpflichtung  zu  ver- 
schiedenen anderen  Gebühren  und  Leistungen,  die  oft  einen  un- 
freien Character  trugen  oder  wenigstens  ein  bestehendes  persön- 
liches Abhängigkeitsverhältnis  zum  Ausdruck  brachten,  sowie 
endlich  die  Statuierung  von  persönlichen  Einschränkungen,  die 
mit  wirklicher  Freiheit  nicht  wohl  verträglich  waren. 

Wenden  wir  uns  zunächst  im  Anschluss  an  das  eben  Aus- 
geführte der  Besprechung  der  in  solchen  Leihen  zur  Geltung 
kommenden  persönlichen  Momente  zu,  so  finden  wir  eine  ziemliche 
Mannigfaltigkeit  der  vorkommenden  Bestimmungen,  die  hier  zu 
erschöpfen  nicht  unsere  Absicht  ist,  bezüglich  deren  vielmehr  ein 
Hinweis  auf  die  wichtigsten  gebräuchlichen  Kategorien  genügen 
dürfte. 

Neben  der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung,  die  keine  Be- 
sonderheit bietet,  findet  sich  in  solchen  hofrechtlichen  und  roiniste- 
rialischen  Leihen  zunächst  z.  B.  nicht  selten  die  Verpflichtung 
zu  bestimmten  im  Leihebriefe  näher  präcisierten  oder  auch  dorcb 
die  am  Hofe  allgemein  geltenden  Gewohnheiten  festgesetzten 
persönlichen  Dienstleistungen^).  Dann  die  gewöhnlich  mit  dem 
Namen  Vorhure  bezeichnete  Gebühr  für  den  Rechtsübergang  an 
einen  neuen  Besitzer,  in  welcher  der  Hinweis  auf  eine  bestehende 
oder  wenigstens  ehedem  einmal  actuell  gewesene  Verpflichtung 
des  Nachfolgers  gelegen  ist,  eine  neue  Verleihung  des  Gutes  bei 
dem  Herrn  anzusuchen.  Nicht  selten  findet  sich  auch  diem  Ver- 
pflichtung selbst  ausdrücklich  in  den  Urkunden  genannt');  und 


')  z.  B.  MR.  ÜB.  I  332  ....  vennas  reficere,  croadas  facere,  ad  opera 
castelli  venire,  universa  secundum  antiquas  institutiones  iussum  laudatamqae 
est,  adimplere  .  . ;  oder  1237  Lac.  11  223  .  .  .  tarn  in  prestandis  decimia  et 
pensionibus  annuis  quam  in  aliis  inribus  et  conBuetudinibus  fideliter  oon- 
servent  et  persolvent,  siout  ceteri  homines  de  familia  dicte  curtis  ratione 
Buorum  bonorum  faciunt  et  facere  tenentur,  prout  ipsa  familia  dixerit  hei- 
endum  et  ordinandum. 

«)  z.  B.  1247  MR.  ÜB.  HI  930;  1249  Gud.  II  p.  948  f.;  V  1268  p.  28 
und  26  u.  a. 
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ihr  kam  begreiflicher  Weise  namentlich  dann  grössere  Bedeutung 
zUf  wenn  die  Erblichkeit  des  Leiherechtes  mehr  factisch  als  recht- 
lieh bestand. 

Als  ein  Best  ursprünglich  höriger  Verhältnisse  erscheint  die 
häufig  genannte  Abgabe  pro  curmede,  das  Besthauptsrecht  des 
herrschaftlichen  Hofes,  dem  wir  in  verschiedenen  Modificationen 
ziemlich  häufig  begegnen ,  und  das,  gegenüber  den  früheren 
analogen  Abgaben  zwar  eine  wesentliche  Erleichterung  ^),  gleich- 
wohl den  Beigeschmack  der  Unfreiheit  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
auch  späterhin  beibehalten  hat. 

Ein  unmittelbarer  Einfluss  auf  die  Persönlichkeit  des  Gensu- 
aleu  äussert  sich  endlich  in  all  den  einschränkenden  Bestimmungen, 
welche  die  Freizügigkeit  desselben  ausschlössen  und  seinen 
familienrechtlichen  Angelegenheiten  gewiss  häufig  hart  empfundene 
Schranken  auferlegte.  Hieher  gehört  die  als  licentia*)  genannte 
Abgabe,  die  im  Falle  der  Verehelichung  dem  Herrn  zu  zahlen 
war.  In  späterer  Zeit  oft  nichts  mehr  als  eine  G-ebühr,  war  sie 
ursprünglich  eine  Gabe  für  den  vom  Herrn  ertheilten  Eheconsens, 
also  der  greifbare  Ausdruck  dafür,  dass  diesem  ein  mächtiger, 
oft  entscheidender  Einfluss  auf  die  Eheschliessungen  seiner  Leute 
zukam.  In  dem  nicht  selten  stipulierten  Versprechen,  Ehen  nur 
mit  Personen,  die  derselben  Herrschaft  unterstanden,  einzugehen  ^) 
und  endlich  in  der  Zusicherung,  dass  die  ganze  Descendenz 
derer,  die  das  bezügliche  Verhältnis  eingiengen,  dem  Herrn 
dauernd  zugehören  sollte^),  findet  dieses  persönliche  Abhängig- 
keitsverhältnis seinen  deutlichsten  Ausdruck. 

Genauere  Auskünfte  über  die  persönliche  Stellung,  welche 
solche  Angehörige  des  herrschaftlichen  Verbandes,  die  mit  Grund- 
besitz beliehen  wurden,  zur  grundherrschaftlichen  Verwaltung  in 

«;  neben  vielen  anderen  z.  B.  1153  Lac.  I  378;  1176  Ennen  I  88;  1231 
Lac.  U  179;  Gudenas  V  1238,  p.  5  1253  p.  23;  26;  1255  MR.  DB.  lU  1294; 
12G9  Lac  n  592  n.  a.  m. 

*)  vergl.  z.  B.  1166  Lac.  I  416,  wonach  die  Gräfin  Hadewig  von 
Meer  ihren  Ansprach  auf  2  Drittel  bez.  1  Drittel  des  Naobbsses  von  hö- 
rigen Leuten  auf  das  Besthaaptrecbt  herabmindert. 

>)  z.  B.  1158  Lac  I  878. 

*)  Erhard,  Cod.  dipl.  Westfaliae  II 276  ... .  in  benefioium  . .  secandum 
ioB  ministerialium  a  nobis  BUBceperant,  insuper  et  fidem  in  manus  nostras 
Bacramento  firmantes  dederunt,  quod  filii  et  filie  eorum  ecolcBie 
noBtre  filiis  conabio  iungerentur,  ne  poBBOBBionea  ipsorum  ab 
eccleeia  alienarentur  u.  a. 

^)  1282  Ennen  HI  227  erimuB  hominea  ipaias  cartia. 
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rechtlicher,  wie  in  wirthsohafitlicher  Beziehung  einnahmen,  geben 
uns  die  für  Einzelfälle  erhaltenen  Leiheurkunden  der  Regel  nach 
nicht,  sie  enthalten  nur  ab  und  zu  gewisse  Anhaltspunkte,  die 
eine  mehr  oder  weniger  bestimmte  Deutung  zulassen.  Ein 
Hinweis  auf  diese  specifisch  herrschaftlichen  Verhältnisse  war 
ja  auch  nur  in  den  Fällen  geboten,  in  welchen  das  bisher  Be- 
stehende aus  Anlass  oder  durch  den  Eintritt  in  die  Leihe  in 
besonderer  Art  geändert  werden  sollte.  Für  alle  anderen  Falle 
war  mit  der  Aufzeichnung  der  mit  dem  Grundbesitze  übernommenen 
Pflichten,  mit  der  Festsetzung  der  von  dem  Beliehenen  an  die 
Gutsherrschaft  zu  leistenden  Dienste  und  Abgaben  alles  Wesent- 
liche verzeichnet,  indem  das  persönliche  Verhältnis  des  Be- 
liehenen, seine  Stellung  zum  Gutsherrn  und  dessen  Organen  ent- 
weder unverändert  weiter  bestand,  oder  sich  den  gegebenen  Ortes 
allgemein  giltigen  Grundsätzen  einzupassen  hatte'). 

Mehr  Anlass,  auch  diese  über  das  Vermögensrecht  hinaus- 
reichenden,  zwischen  der  Herrschaft  und  ihren  Leuten 
bestehenden  Wechselbeziehungen  in  den  Leiheurkunden  zu 
berühren,  bot  sich  in  jenen  Fällen,  wo  ein  grösserer  Glitercomplez 
an  eine  Mehrheit  von  Leuten  zur  Bebauung  gleichzeitig  ausge- 
than  oder  schon  bestehende  Ansiedelungen  dieser  Art  einer  neuen 
Regelung  unterzogen  wurden*).  Denn  hier  handelte  es  sich 
nicht  mehr  um  so  geringfügige  Momente,  wofür  die  rechtliche 
Lage  einer  Einzelindividualität  gehalten  werden  mochte,  sondern 
um  eine  grössere  Gemeinschaft,  deren  Recht  nicht  schlechthin 
nach  dem  der  einzelnen  Genossen  bestimmt  oder  bestimm- 
bar war,  sondern  —  an  sich  gar  mannigfacher  Gestaltung 
fähig  —  einer  Regelung  in  concreto  bedurfte,  und  auch  wohl 
meistens  eine  solche  erfuhr.     Die  hierfür  vorliegenden  Urkunden 


0  vergl.  Id45  MR.  ÜB.  III  814  ...  .  iare  hereditario  oonoesnnmt  ex- 
oolendas.  £a  videlioet  oonditione,  ut  ipai  iura  curtis  nostre  in  Neve  mors 
aliorum  censualiam  ad  eandem  curtem  pertinentium  plenariter  ezeqaantor. 

*)  vergl.  z.  ß.  die  ziemlich  ausführlichen  Angaben  in  der  Urk.  des  ICainier 
firzbisohofes  Ruthardua  (1 100),  abgedruckt  in  J  oa n  n  i  s  reram  Mogantisoaram 
tom.  n  p.  738.  Concesaimus  eciam  familie  ad  predictum  locum  pertineoti 
in  perpeiaum  ....  ut  nuUam  Advooatum  habeat,  nisi  me  ei  aaocewores 
meo«,  ut  ad  nullius  Advocati  placitum  oonveniat,  nalla  advocaoionii  ivn 
persolvat;  cum  obierit  vir  sive  mulier,  optimum  pecua   vel  veatimentom, 

quod  reiiqaeriti  ad  altare  8.  Justini deferatar,  et  ut  nnlins  Chorapis- 

copuB  aliquam  poteatatem  habeat  vel  exeroeat,  niai  ab  Abbate  fnerit  vooitai, 
tunc  quinque  aolidi  in  eins  anmptna  dentur  etc. 
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gehen  freilich  auch  nicht  gar  weit  ins  Detail,  sprechen  aber 
immerhin  über  die  entscheidenden  Fragen  mit  genügender  Deut- 
lichkeit. 

So  enthält  z.  B.  die  Urkunde^),  mit  welcher  Abt  Geldolf 
von  Brauweiler  die  von  dem  Abte  Bertolf  angeordnete  Vertheilung 
*des  zum  Hofe  Kaiffenhaim  gehörigen  Sallandes  an  die  dortigen 
fiofhörigen  bestätigte,  neben  der  Festsetzung  der  Zinssummen 
die  ausdrückliche  Befreiung  der  Colonen  von  der  Herrschaft  und 
dem  Rechte  des  Meiers,  die  Befreiung  von  der  Theilnahme  an 
dem  Bauding  und  demgegenüber  die  Bestimmung,  dass  sie  sich 
nur  an  den  drei  Echtedingen  des  Vogtes  betheiligen  und  un- 
mittelbar dem  Abte  als  Herrn  des  Gerichtes  und  der  Gefälle, 
sowie  seinem  Stellvertreter  unterstehen  sollten. 

Eine  ähnlich  gefreite  Stellung  auf  städtischem  Boden  verlieh 
Erzbischof  Bruno  von  Köln  *)  an  17  seinem  Hofe  zugehörigen 
Familien,  denen  er  ebenso  viele  Hofstätten  zu  censualem  Bechte 
überwies,  mit  der  Zusicherung,  dass  sie  von  keiner  weiteren 
finanziellen  oder  Vogteilast  betroffen  werden,  vielmehr  „soluta 
pensione  predicta  sub  nostra  protectione  publicum  ins  civile  in 
causis  civilibus^*  geniessen  sollten,  und  dass  alle  eventuellen 
Streitigkeiten,  welche  die  Hofstellcn  und  die  darauf  gebauten 
Häuser  beträfen,  „non  nisi  coram  nobis  vel  etiam  cui  nos  hoc 
commiserimus*^  würden  verhandelt  werden. 

Anders  wieder  in  strenger  Einordnung  in  die  gewöhnliche 
grundherrliche  Ordnung  bestimmt  eine  Urkunde  Theodorichs  von 
Isenburg  ')  die  Abgabenpflicht  der  einzelnen  an  Hofgenossen  ver- 
gabten  Grundstücke,  und  unterstellt  gleichzeitig  diese  Leute  der 
Dingpflicht,  wonach  es  ihnen  oblag,  dreimal  jährlich  an  den 
zugehörigen  Hof  zur  Gerichtspflege  zu  kommen. 

Ganz  ähnlichen  Bestimmungen  begegnen  wir  dort,  wo  solche 
ländliche  Ansiedelungsverhältnisse  ihre  Regelung  unter  lehen- 
rechtlichen Einflüssen  fanden,  also  in  den  Fällen,  wo  die  lehenrecht- 
liche  Form  aus  ihrer  eigentlichen  höheren  Sphäre  des  militärischen 
oder  politischen  Lehens  herab  auch  auf  das  bäuerliche  Recht 
übertragen  wurde  *). 


*)  1149  Lac.  I  367,  ähnlich  wie  die  eben  abgedruckte  Mainzer  Urkande. 

')  1205— 12Ü8  Ennen  U  29. 

0  1247  MR.  Uß.  m  980. 

<)  z.  £.  1236  Lac.  II  211;  1260,  491;  1254  ME.  U£.  III  1265;  1271 
Lamprecht  D.W.L.  III  No.  47  u.  a.  m.;  vergl.  auch  a.  a.  0.  I  2 
S.  901  ff. 
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Diese  lehenrechtlich  ausgestalteten  Landleihen,  die  freilich 
erst  im  13.  Jh.  nachweisbar  werden,  gewähren  noch  das  eine 
besondere  Interesse,  dass  hier  die  persönlichen  Beziehungen 
analog  den  sonst  im  Lehenrechte  geltenden  Grundsätzen  geregelt 
und  auf  ein  Treueverhältnis  gegründet  werden.  Dies  findet  aach 
in  dem  Wortlaute  der  Urkunden,  die  oft  des  juramentum  fide- 
litatis  gedenken  oder  des  hommagium  Erwähnung  thun  ^),  seinen 
deutlichen  Ausdruck. 

Liegt  in  allen  diesen  zuletzt  besprochenen  Fällen  das  per- 
sönliche Verhältnis  des  Hofgenossen  zu  seiner  Herrschaft 
wenigstens  insofern  klar,  als  der  Bestand  einer  herrschaftlichen 
Gerichtsbarkeit  über  den  Belieheuen,  dessen  Dingpflicht,  sowie 
seine  Stellung  zu  Vogt  und  Meier  oder  unmittelbar  zu  seinem 
Herrn  in  dem  Leihebriefe  mit  mehr  oder  weniger  Deutlich- 
keit bezeichnet  wurde,  so  sind  wir  in  anderen  Fällen,  wo 
derlei  ausdrückliche  Angaben  fehlen,  auf  das  Gebiet  der 
Yermuthung  gewiesen.  Für  diese  geben  dann  allerdings,  wie 
schon  oben  angedeutet,  einzelne  nicht  ausdrücklich  der  Haupt- 
frage gewidmete  Bestimmungen,  wie  namentlich  der  Hinweis 
auf  gewisse  Arten  von  Abgaben  und  Beschränkungen,  Anhalts- 
punkte von  nicht  zu  unterschätzendem  Werthe,  deren  Ausbeutung 
im  einzelnen  unter  Berücksichtigung  des  anderwärts  Bekannten 
vielleicht  zu  ziemlich  sicheren  Ergebnissen  führen  könnte. 

Für  unsere  Untersuchung  ist  indes  die  Beantwortung  dieser 
Detailfragen  von  secundärer  Bedeutung.  Es  genügt  vielmehr 
festzustellen,  dass  im  Kreise  der  grundherrschafüichen  Yer- 
waltungsorganismen  in  vielseitiger  Anwendung  Landleihever- 
hältnisse  gebräuchlich  waren,  bei  welchen  abgesehen  von  den 
rein  vermögensrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Eigenthfimer 
und  Besitzer  auch  noch  andere  die  Persönlichkeit  des  Beliehenen 
mit  mehr  oder  weniger  Macht  erfassende  rechtliche  Bande  be- 
standen, also  personenrechtliche  Momente,  wie  solche  sich  na- 
mentlich in  den  ausgebildeten  eben  wegen  dieses  Gegensatzes  als 
frei  bezeichneten  Leihen  nicht  auffinden  lassen. 

')  Aus  dem  Kreise  bäuerlicher  Leihen  z.  £.  Lac.  II  1227,  148  jura- 
vit  fidelitatem;  1260,  491  iidelitatis  hommagium;  1319  Lamp recht  D. 
W.  L.  lil  No.  96  iure  feodi  ligii  cum  onere  iuramentis  fidelitate.  —  Zo 
übersehen  ist  jedoch  nicht,  dass  der  Sprachgebrauch  wie  Lehen  oder  beoe- 
ficinm  etc.  allein  nicht  immer  ein  sicherer  Anhaltspunkt  für  die  Annahme 
eines  gerade  lehenrechtlichen  Characters  des  Leiheverhältnisses  ist,  da  diese 
Ausdrücke  wiederholt  für  Leihe  überhaupt  gebraucht  werden.  YergL  die 
oben  S.  20  Anm.  abgedruckte  Stelle  des  Solmser  Landrechtes. 


Digitized  by  V^OOQIC 


97 

Es  erübrigt  noch  nach  dieser  kurzen  Skizzierung  der  bei 
den  verschiedenen  Leihen  gutsherrschaftlichen  Characters  rele- 
Tanten  persönlichen  Verhältnisse  den  schlechthin  vermögensrecht- 
lichen Inhalt  derselben  etwas  näher  zu  bestimmen  und  dabei 
die  sich  ergebenden  Ähnlichkeiten  und  Verschiedenheiten  gegen- 
über  den  freien  Leihen  zu  ermitteln.  Die  Beziehungen  zu  den 
freien  Erbleihen,  welche  bei  den  ganzen  Ausfuhrungen  ihrem 
Zwecke  nach  im  Auge  behalten  werden  musste,  wird  es  recht- 
fertigeuy  dass  auch  hier  bei  den  censualen  Leihen  vornehmlich 
nur  erbliche  Verhältnisse  berücksichtigt  werden. 

Wenn  man  zunächst  den  Wortlaut  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Leiheurkunden,  sofeme  sie  sich  in  eine  nähere  Prä- 
cisierting  des  Falles  einlassen  und  sich^  nicht  auf  allgemeine  An- 
gaben, wie  etwa  sub  jure  censuali  und  Ahnliches  beschränken,  ins 
Auge  fasst,  so  liegt  schon  in  ihm  eine  weitgehende  üeberein- 
Btimmung  mit  den  analogen  Vereinbarungen  in  freien  Verträgen, 
oft  bis  auf  den  einzelnen  sprachlichen  Ausdruck. 

So  klingt  es  z.  B.  unmittelbar  an  das  bei  freien  Leihen  Ge- 
läufige an,  wenn  eine  Urkunde^)  von  1153  bestimmt;  .  .  .  ea 
conditione  concessit,  quatenus  omni  anno  in  festo  S«  Bemigii 
X  modios  tritici  inde  persolvant,  oder  eine  Urkunde*)  von 
1176:  .  .  .  Cunradus  mansum  ...  ab  ecclesia  sub  iure  censuali 
recepit  ita  videlicet,  u t  quolibet anno  • .  ..Xsol. ecclesiesolvat. 
Ahnlich  eine  Urkunde')  von  1205—1208  .  .  cessisse  hominibus  .  .  . 
iure  censuali,  ita  ut  annuatim  .  .  .  quilibet  eorum  piperis  duarum 
marcarum  ....  et  tantundem  cymeti  ....  nobis   persolvat. 

Andere  gebräuchliche  Ausdrücke,  die  freilich  von  den  vorigen 
etwas  abweichen,  finden  sich  noch  etwa  in  den  folgenden  Bei- 
spielen : 

Urk.  *)  1269  ....  quod  de  curti  in  Eerbusch  ego  meique 
successores,  quicumque  dictam  curtem  possederint,  ecclesie  .  •  .  ., 
cuius  ipsa  curtis  est  allodium,  sex  solides  .  .  .  nomine  annui 
census  tenemur  persolvere  annuatim ,  wobei  die  Beurkundung 
durch  den  Beliehenen  und  die  besonders  deutlich  ausgesprochene 
Verbindung  der  Zinspflicht  mit  dem  Gute  auffallen,  während  wieder 


»)  Lac.  1  378. 
t)  Eimen  I  88. 
*)  finnen  U  29. 
«)  Lac.  II  592. 

0.  Sekmttd,  BTbleai«D.  7 
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die  etwa  200  Jahre  ältere  Urkunde  ^)  von  St.  Maximin,  welche 
anlässlich  einer  den  Colonen  gewährten  Verbesserang  ihrer 
Lage  aufgezeichnet  wurde,  in  ihrer  Fassung:  decretum  est,  ut 
quanticumque  predictorum  curtilium  possessores  fuerint,  singulis 
annis  a  singulis  curtilibus  III  solidos  denariorum  .....  per- 
solvanty  das  Übergewicht  der  herrschaftlichen  Macht  zum  Aus- 
drucke bringt. 

In  all  diesen  Beispielen,  deren  Zahl  sich  beliebig  vermehren 
Hesse,  bezeugt  die  erhaltene  Urkunde  den  Bestand  eines  Leihe- 
Verhältnisses,  welches  in  den  hauptsächlichsten  Punkten  mit  dem 
.Rechte  der  freien  Leihen  übereinstimmt.  Hier  wie  dort  das 
Recht  auf  dauernden  Genuss  und  Nutzung  des  geliehenen  Grund- 
stückes, und  hier  wie  dort  dem  gegenüber  als  Gegenleistung  be- 
stimmte, oft  dauernd  und  einheitlich  festgesetzte  Abgaben. 

Aber  auch  in  den  Einzelheiten  des  rechtlichen  Verhältnisses 
lässt  sich  vielfach  eine  analoge  Ausgestaltung  nachweisen. 

Dass  unter  den  dem  Hofverbande  eingeordneten  Leihen 
Naturalzinse  vielleicht  relativ  häufiger  sich  finden  mögen  als 
bei  freien  Verträgen,  ist  juristisch  wohl  ohne  Belang ;  vermag 
doch  die  Zahl;  die  der  einen  oder  der  anderen  Anwendungsform 
entspricht,  in  rechtlicher  Beziehung  nichts  mehr  zu  besagen,  so- 
bald einmal  festgestellt  ist,  dass  in  beiden  Gruppen  beide  Zins- 
formen sich  finden.  Und  wirthschaftlich  ist  es  ja  begreiflich,  dass 
in  jener  Zeit  einer  ausgebildeten  Naturalwirthschaft,  je  enger 
der  Verband  mit  der  herrschaftlichen  Wirthschaftsverwaltung 
vorhanden  war,  desto  häufiger  Naturalzinse  zur  Anwendung 
kommen  mussten. 

Dagegen  ist  es  für  die  rechtliche  Betrachtung  von  grösserer 
Bedeutung,  wenn  sich  zeigt,  dass  auch  die  Art  und  Weise  der 
Haftung  fiir  den  Zins  und  die  vorhandenen  rechtlichen  Zwangs- 
mittel für  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeiten,  wie  sie  das 
freie  Leiherecht  beherrschten,  auf  dem  Boden  des  censualen 
Beehtes  gleichfalls  aufzufinden  sind. 

So  lassen  sich,  um  nur  das  Wichtigste  hervorzuheben,  dafür, 
dass  dauernde  Vernachlässigung  der  Zinspflicht  endlich  mit  dem 
Verluste  des  Zinsgutes  bestraft  wurde,  dass  also  die  Möglichkeit 
der  Rechtsentsetzung  als  Mittel  zur  Verbürgung  und  Sicher- 
stellung des  Zinses,  wie  als  Zwangsmittel  für  dessen  Herein- 
bringung dienlich  war,  zunächst  der  oben  angegebene  Wortlaut  der 


>)  MR.  ÜB.  I  383. 
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Leiheurkunden  und  die  schon  früher  ^)  erwähnten  Bestimmungen  des 
älteren  Rechtes  als  gewiss  nicht  belanglose  Argumente  anfuhren. 
Will  man  aber  dieser  Begründung,  die  ja  allerdings  nicht 
zu  unbedingt  sicheren  Resultaten  führt,  noch  nicht  recht  ver- 
trauen, so  lässt  sich  das  Vorkommen  dieses  an  sich  sehr  nahe 
liegenden  rechtlichen  Gedankens  im  Kreise  des  grundherrschaft- 
lichen  Rechtes,  u.  a.  durch  den  Hinweis  auf  eine  Verordnung  Kaiser 
Heinrich  V.  vom  Jahre  1112,  in  welcher  die  Verhältnisse  der 
Vögte  und  Bauern  in  St.  Maximin  geregelt  werden,  unmittelbar 
quellenmässig  bezeugen  ^).  In  ihr  erscheint  die  Einziehung  des 
Zinsgutes  wegen  Saumseligkeit  in  der  Zahlung  als  eine  fast  selbst- 
verständliche Thatsache,  die  bei  der  Regelung  des  Weiteren 
vorausgesetzt  wird.  Allerdings  liegt  in  diesem  Rechte,  wie  schon 
dieselbe  Urkunde  angibt,  nicht  oder  wenigstens  nicht  immer 
das  einzige  Machtmittel,  welches  der  Herrschaft  zu  Qebote  stand. 
Es  wirken  eben  die  oben  berührten  persönlichen  Verhältnisse 
auch  auf  diese  zunächst  vermögensrechtlichen  Fragen  zurück. 
Ist  es  doch  in  der  Natur  der  Sache  begründet,  dass  das  Vor- 
handensein eines  Herrschaftsverhältnisses  dem  Herrn  für  alle 
seine  Ansprüche  eine  Menge  von  Zwangsmitteln  rechtlich  oder 
auch  bloss  factisch  in  die  Hände  geben  musste,  die  auf  der 
Grundlage  eines  freien  Vertragsrechtes  nicht  zur  Entstehung 
kommen  konnten,  und  die  um  so  bedeutender  sein  mussten,  je 
mächtiger  die  Bande  waren,  mit  welcher  die  Herrschaft  ihre 
Leute  an  sich  schloss^).  Um  von  Vielem  nur  des  einen  Mo- 
mentes zu  gedenken,    wie  wesentlich  wurde    nicht  speciell   auch 

0  S.  54  Anm.  2. 

*)  MB  Uß.  I  423 Si  propter  censuB  negligentiam  yel  ob  quam- 

libet  aliam  calpam  mansus  aut  possessio  alicuius  hominis  in  plaoitis  abbatis 
pablicata  sive  dominicata  fuerit,  omnia  abbatis  emnt,  nisi  bonis  eisdem 
quilibet  rei  postea  si  iDtromissrint.  Bonorum  aatem  que  in  plaoitis  advo- 
oatonim  pablicata  fuerint,  duas  partes  abbas  tertiam  advocatus  habebit  ez- 
ceptis  frogibns  .  .  etc 

Si  villani  debitum  censum  abbati  voluerint  denegare,  primum  per  aiios 
iadices,  deinde  in  ipso  loco  Treveris  per  illos  iudices  ac  ministros  qui  soare- 
manni  dicuntar  ad  viam  si  possunt  reducantur;  sin  autem  per  cartam  vel 
advocatam,  ad  ultimnm  vero  per  manifestum  iadicium,  in  quo  si  convioti 
fuerint,  Omnibus  bonis  suis  carebunt  et  nuUum  ins  nisi  quod  abbas 
eis  postea  concesserit  habebunt. 

')  vergl.  ausser  den  zuletzt  genannten  Worten  der  Verordnung  Heinrich  V. 
(Anm.  2)  die  Urk.  1145  Ennen  I  64,  wo  als  Folge  für  unpünktliche 
Zahlung  verfügt  ist,  non  solum  quod  tenent  in  eadem  silva»  (das  Leihegut) 
sed  quidquid  de  iure  beati  Martini  habere  videntur,  amittant. 

7* 
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für  unsere  rein  vermögensrechtliche  Frage  die  Stellung  des 
Einzelnen  verändert,  je  nachdem  ihm  das  Recht  der  Freizügig- 
keit zustand  oder  versagt  war?  Welch  üble  Folgen  musste  der 
säumige  Zinsmann ,  der  in  seiner  weiteren  rechtlichen 
Existenz  noch  immer  von  der  Herrschaft  abhängig  blieb, 
lediglich  aus  diesem  Grunde  über  sich  ergehen  lassen,  denen 
der  freigestellte  und  freizügige  Mann  ungehindert  sich  entziehen 
konnte.  In  diesem  Sinne  spricht,  wie  es  scheint,  die  oben  citierte 
Urkunde  Heinrich  V,  wenn  sie  als  Folge  fortgesetzter  Zinsver- 
weigerung neben  dem  Eintritte  des  Rechtsverlustes  noch  her- 
vorhebt, dass  die  Zinssäumigen  für  die  Zukunft  sich  mit  dem 
Masse  von  Rechten  begnügen  müssen,  das  die  ti-nade  des  Herrn 
ihnen  nach  freiem  Ermessen  gewährt. 

Wie  weit  dann  im  einzelnen  die  Macht  und  das  Recht  de^ 
Herrn  in  dieser  Richtung  gereicht  hat,  war  verschieden  nach  der 
Art  der  individuellen  Beziehung  zwischen  den  fieliehenen  und 
der  Grundherrschaft,  und  es  dürften  sich  hiefür  die  möglichen 
Grenzen  kaum  allgemein  angeben  lassen.  Fraglich  mag  immerhin 
erscheinen,  ob  auch  für  solche  Leihezinse  je  das  strenge  Recht 
gegolten  haben  kann,  welches  für  den  persönlichen  Zins  ver- 
einzelt nachweisbar  ist,  jenes  harte  Recht,  das  dem  Herrn  ge- 
stattete, nach  einem  gewissen  geregelten  Verfahren  an  den 
säumigen  Zinsmann  sogar  Hand  anzulegen  und  so  persönliche  £xe- 
cution  gegen  ihn  zu  führen^).  Der  von  Anfang  an  empfundene 
und  im  Laufe  der  Geschichte  immer  mehr  ausgeprägte  unter- 
schied zwischen  rein  persönlichen  Pflichten  und  auf  den  Grund 
und  Boden  gelegten  Lasten  macht  eine  solche  Annahme  wenig 
wahrscheinlich,  und  bei  dem  Mangel  eines  jeglichen  bestimmten 
urkundlichen  Hinweises  könnte  eine  derartige  Vermuthung  gewiss 
nicht  gerechtfertigt  erscheinen. 

Für  alle  Fälle,  mögen  sie  dann  im  einzelnen  wie  immer  ge- 
ordnet gewesen  sein,   ist  aber   daran  festzuhalten,   dass  es  doch 


1)  vergLs.B.  die  bei  L am prechtD.W.L.12S.  1229  abgedruokte  Urkunde 
ans  dem  Anfang^e  des  14.  Jb.:  .  .  .  si  non  satisfacerent  de  censu  predioto  . . . 
tnnc  sine  emenda  poBsont  satisfacere  bia  zum  nächsten  Ding;  dann  Strafe 
von  20  d.,  die  sich  bis  zum  2.  Ding  verdoppelt  und  bis  zum  dritten  ver^ 
dreifaoht,  ei  eztunc  si  non  satisfecerit  nee  gratiam  .  .  prepositi  obtinere 
meruerit,  tuno  scultetus  •  .  prepositi  ponet  eum  in  penam  que  dicitnr  ge- 
vronit  et  extune  potent  prepositus  et  officiatus  suus  manus  apponeread 
corpus  et  res. 


Digitized  by  V^OOQIC 


101 

stets  nur  eine  Rückwirkung  der  bestehenden  persönlichen 
Bechtsbeziehungen  war,  welche  in  diesen  Besonderheiten  zum 
Ausdrucke  kam  und  den  Leihen  eine  individuelle  Färbung  und 
Nuancierung  verlieh,  und  dass  abgesehen  von  diesen  Reflex- 
wirkungen der  feststehende  und  bei  all  diesen  Verschieden- 
heiten immer  wiederkehrende  rein  vermögensrechtliche  Grund- 
stock den  oben  geschilderten  rechtlichen  Inhalt  aufweist,  den- 
selben Inhalt,  der  freilich  in  anderer  Umrahmung  den  Kern  und 
die  Grundlage  für  die  Entwickelung  des  freien  Leiherechtes 
abgab. 

Nun  ist  allerdings  dieser  rechtliche  Gedanke,  welcher  nach 
den  obigen  Ausführungen  den  gebundenen  und  freien  Leihen 
gemeinsam  ist  —  die  dauernde  Ueberlassung  von  Grundbesitz 
unter  der  Bedingung  der  Zahlung  eines  jährlichen  Zinsenent- 
geltes —  ein  so  einfacher,  dass  er  leicht  auch  ohne  Zusammen- 
hang mit  ähnlichen  früheren  Bildungen  selbstständig  immer 
wieder  entstehen  und  in  neuen  Anwendungsformen  zur  Ver- 
wirklichung gelangen  konnte,  wo  immer  nur  analoge  Verhältnisse 
analoge  Bedürfnisse  erzeugten.  Es  wäre  demnach  voreilig  aus 
einer  derartigen  Übereinstimmung  allein  auf  das  Vorhandensein 
eines  inneren  rechtsgeschichtlichen  Zusammenhanges  zu  schliessen. 
Wenn  man  aber  berücksichtigt,  dass  diese  nach  der  einen 
Beziehung  gleichartig  ausgestalteten  Rechtsinstitute  auf  dem- 
selben Boden  gewachsen,  ähnlichen  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
entsprungen  und  eine  gewisse  Zeitpeiiode  hindurch  mit  nicht 
immer  scharf  gezeichneten  Grenzen  neben  einander  einhergegangen 
sind,  80  ist  doch  die  Vermuthung  begründet,  dass  diese  innere 
Harmonie  auf  eine  historische  Verwandtschaft  zurückzufuhren 
sei,  mag  der  Gegensatz  zwischen  persönlicher  Abhängigkeit  und 
Freiheit  ein  noch  so  bedeutender  sein^). 

Eine  solche  Annahme  findet  zunächst  eine  äussere  Be- 
kräftigung in  dem  Umstände,  dass  gerade  in  der  Uebergangszeit 
sich  Leiheurkunden  finden,  welche  nach  freier  Art  das  Rechts- 
verhältnis in  der  oben  angegebenen  Art  normieren  und  daneben 
die  Befreiung  von  allen  weiteren  Abgaben    und  Verpflichtungen 


*)  Diesen  Gegensatz  betont  besonders  Gobbers  a.  a.  O.  S.  140,  der 
nm  seinetwillen  die  Möglichkeit  einer  geschichtlichen  Gontinnität,  der  Ent- 
stehung des  einen  ans  dem  anderen  für  ausgeschlossen  hält;  s.  darüber 
nnten  S.  113  ff. 
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besonders  hervorheben^),  als  wollten  sie  damit  zum  Ausdrucke 
bringen,  dass  sie  nur  die  genannten  Bestimmungen  von  den 
anderen  Leihen  herübernehmen  und  gegen  die  Anwendung 
weiterer  dort  gebräuchlicher  Grundsätze  Protest  erheben. 

Aber  auch  wenn  man  die  vorliegenden  Leihebriefe  ihrem 
inneren  Gehalte  nach  unter  diesem  Gesichtspunkte  prüft,  zeigt 
sich  gar  bald,  dass  jene  Kluft  zwischen  freiem  und  unfreiem 
Leiherechte  in  der  That  nicht  so  unüberbrückbar  ist,  als  sie 
Gobbers  erscheinen  mochte,  wenn  er  die  fertig  entwickelte 
städtische  Leihe  in  unvermittelten  Gegensatz  zu  den  Leihe- 
formen des  Hofrechtes  stellte.  Vielmehr  ist  eine  Annäherung  der 
beiden  Extreme  an  der  Hand  der  Urkunden  in  zweifacher  fiichtung 
nachweisbar. 

Zunächst  findet  sich  nämlich  diejenige  Leiheform,  die  sich 
ganz  an  die  hof rechtlichen  Leihen  anschloss,  in  welcher  neben 
dem  Zinse  noch  die  für  die  Unfreiheit  characteristische  Kurmede 
von  dem  herrschaftlichen  Hofe  verlangt  wurde,  im  Laufe  der 
Entwickelung  auch  in  solchen  Fällen  in  Anwendung,  in  welchen 
von  persönlicher  Abhängigkeit  keine  Bede  sein  konnte. 

Sodann  lässt  sich  eine  noch  weit  grössere  Reihe  von  Leihe- 
urkunden nennen,  die  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  ganz  mit 
den  ausgesprochen  freien  Leihen  übereinstimmen,  von  allen 
auf  für  Hofangehörigkeit  characteristischen  Zusätzen  nichts  ent- 
halten und  doch  durch  ihre  fieziehung  auf  den  wirthschaftlichen 
Betrieb  und  durch  einen  mehr  oder  weniger  engen  Zusammen- 
hang mit  der  grundherrschaftlichen  Gutsverwaltung  den  Bestand 


>)  vergl.  z.  B.  1112  MK.  U£.  I  424  .  .  .  iure  tradidit  hereditario  ea 
sei  licet  conditione.  quatenus  singulis  annis  X  solidorum  tributum  solyentes, 
deinoeps  prorsus  ab  omni  alia  iuris   coaciione  existant   immunes.   —  1210 

Lac.  U  33 concessit  perpetuo  possidendam,  hac  pactionis  forma  inter- 

posita  quatinus  .  .  .  ecclesie  XY  soi. ...  et  villico  eorundem  IV  sei.  persoWat 
et  ita  ab  omni  vezatione  et  omni  iure,  ad  quod  silva  pretaxata  tenebatur, 
über  existat;  ähnlich  1233  MR.  ÜB.  III  489;  1246  Lac.  II  309  (allerdings 
eine  Schenkung  mit  Zinsauflage);  129Ö  Lac.  II  957;  endlich  für  ein  be- 
liebenes  Kloster  mit  ganz  besonderer  Deutlichkeit,  1200  Ennen  II  2  . .  . 
hereditario  iure  tradiderunt,  hac  videlicet  conditiones  forma  interposita,  ut 
....  persolyat,  sicque  ab  omni  iure  quod  vulgo  dicitur  dinc- 
suoche  et  cormede,  ab  omni  quoque  onere,  quod  de  huiusmodi 
bonis  emergere  solet,  über  permanens  iam  dictum  bonum  perpeiua 
pace  possideat  u.  a.  m. 
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eines  persönlichen  Abhängigkeiteverliältnisses  in  vielen  Fällen 
ziemlich  wahrscheinlich  machen,  also  anf  diese  Art  eine  Ver- 
bindung zwischen  den  Uegensätzen  herzustellen  scheinen. 

In  der  ersteren  Beziehung  waren  es  vornehmlich  Leihen 
an  kirchliche  Institute,  welche  eine  Umänderung  und  eine  Ent- 
wickelung  in  der  oben  bezeichneten  Richtung  fast  nothwendig 
mit  sich  brachten.  Namentlich  dann,  wenn  einzelne  Güter,  die 
früher  an  Hofangehörige  verliehen  waren,  an  Kirchen  und  Stifter 
zu  Leiherecht  gegeben  wurden,  und  der  Grundherr  an  den  früheren 
Nutzungen  nichts  einbüssen,  durch  die  Veränderung  in  der  Person 
des  Beliehenen  seine  nutzbaren  Rechte  nicht  berührt  sehen  wollte, 
lag  ja  nichts  näher,  als  alle  Ziusungen  und  persönlichen  Abgaben 
unverändert  fortbestehen  zu  lassen,  wenn  auch  die  flerrschafts- 
verhältnisse,  unter  deren  Bann  die  Leihe  ursprünglich  zur  Ent- 
stehung gelangt  war,  gegenüber  dem  neuen  Beliehenen  unmöglich 
in  der  alten  Weise  fortbestehen  konnten.  Was  bei  der  alten 
hofrechtlichen  Leihe  Ausfluss  des  persönlichen  Herrschaftsver- 
hältnisses war,  musste  dann  natürlich  seinen  herrschaftlichen 
Character  abstreifen,  und  schlechthin  zu  einer  vermögensrechtlichen 
Abgabe  werden. 

Für  die  regelmässig  wiederkehrenden  jährlichen  Zinsen,  die 
nach  den  obigen  Ausführungen  in  freien  und  gebundenen  Leihen 
ziemlich  gleich  behandelt  wurden,  bedurfte  es  dabei  keiner  be- 
sonderen Festsetzungen;  so  wie  früher  ein  Angehöriger  des  Gutes, 
oder  wer  sonst  sich  des  Leiherechtes  zu  erfreuen  hatte,  zu  diesen 
Zahlungen  verpflichtet  war,  so  trat  jetzt  die  beliehene  geistliche 
Anstalt  in  den  Kreis  dieser  Verpflichtungen  ein.  Für  die  un- 
mittelbaren Dienstleistungen  und  die  an  keinen  feststehenden 
Fälligkeitstermin  gebundenen  Abgaben,  wie  Kurmede  und  Vor- 
hure, welche  den  Tod  des  Besitzers  oder  überhaupt  einen  Be- 
sitzwechsel zur  Voraussetzung  hatten,  war  der  Kirche  als  einer 
juristischen  und  unsterblichen  Persönlichkeit  gegenüber  eine  be- 
sondere Regelung  erforderlich,  wenn  die  aus  solchen  Leistungen 
entspringenden  Vortheile  dem  Leiheberrn  nicht  entzogen  werden 
sollten.  Eine  solche  erfolgte  in  verschiedener  Weise.  Oft  —  und 
hierin  liegt  wohl  das  zäheste  Festhalten  an  Form  und  Inhalt 
des  früheren  hofrechtlichen  Leihesystems  —  wurde  das  neu  be- 
liehene Kloster  verpflichtet,  irgend  welche  nicht  dem  geistlichen 
Stande  angehörigen  Leute  auf  das  Gut  zu  setzen,  welche  ferner- 
hin für  alle  jene  Leistungen  dem  Gutsherrn  aufzukommen  hatten, 
die  er  zuvor  von   dem  Besitzer  jenes  Gutes   zu   verlangen   ge- 
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wohnt  war^).  Wenn  Besthauptrecht  und  Übertragungsgebühren 
dazu  gehörten,  so  sind  die  dafür  entscheidenden  Momente  wohl 
nach  dem  Leben  dieser  Laien  beurtheilt  worden. 

lilsst  sich  hier  der  Fortbestand  eines  herrschaftlichen  Ver- 
hältnisses, dem  zwar  nicht  die  beliehene  Abtei,  sondern  die  von 
ihr  aufgestellten  Strohmänner  unterstanden  hätten,  noch  wenigstens 
als  möglich  denken,  (in  einzelnen  ähnlichen  Fällen  ^)  ist  dies  sogar 
direct  ausgesprochen),  so  entfällt  auch  diese  Möglichkeit,  wenn 
wieder  anderemale  die  Pflicht,  eine  Abgabe  pro  Kurmede  zu 
zahlen,  an  den  Tod  des  Kirchen-  oder  Klostervorstandes  oder 
desjenigen  Mitgliedes  der  geistlichen  Corporation  geknüpft  ward, 
welches  (mitunter  eigens  zu  diesem  Zwecke)  als  Besitzer  des 
Leihegutes  designiert  wurde. 

In  vielen  Fällen  endlich,  vielleicht  in  der  Mehrzahl,  wurde 
dieser  Bestimmungen  überhaupt  nicht  gedacht,  und  damit  wurde 
vollends  das  Ergebnis  erzielt,  dass  solche  Leihen  auch  der 
äusseren  Form  nach  jede  Spur  von  Gebundenheit  verloren,  ihrem 
inneren  Wesen  nach  sich  als  ein  auf  freier  Willenseinigung 
beruhender  Vertrag  darstellten,  und  alle  diejenigen  Momente  in 
sich  vereinigten,  in  denen  der  rechtliche  Inhalt  der  freien  Leihen 
gelegen  war  und  sich  erschöpfte.  Dabei  ist  freilich  nicht  zu  über- 
sehen, dass  eine  solche  dem  unbedingt  freien  Vertragsrechte  an- 
gehörige  Vereinbarung  unter  geistlichen  Anstalten,  die  in  der 
^S^l  JA  doch  selbstständig  einander  gegenüberstanden,  weniger 
Besonderes  an  sich  trägt,  als  zwischen  einer  mächtigen  Guts- 
herrschaft und  den  wenigstens  materiell  abhängigen  Bauersleuten, 
dass  vielmehr  hier  nur  solche  Verträge,  in  welchen  von  einem 
herrschaftlichen  Momente  keine  Spur  sich  findet,  dem  rechtlichen 
Verhältnisse    des  Contrahenten  entsprochen  haben.     So   oft  eine 


>)  1234  Lac.  II  198. 

')  1237  Lac.  II  223:  der  Johanniter  Ordensmeister  Beinard  und  der 
Ordensbruder  Heinrich  von  Steinford ,  Meister  des  Ordenshausea  zu  Deuts 
nehmen  von  dem  Kunibertstifte  zu  Köln  4  Hansen  in  Erbpacht,  ea  videlicet 
ratione,  quod  iidem  fratres  duos  viros  ydoneos  de  suis  fratribus  constituent, 
qui  fidelitatcm  predioti  ecclesie  et  curti  de  Mouwinheim  prestabunt  et  de 
eisdem  bonis  omnia  placita,  que  yulgariter  Dino  et  Rinc  appellantur,  obaer- 
vabunt,  et  omnia  iura  ecclesie  nominate  et  curtis  predicte  tarn  in  prestandis 
decimis  et  pensionibus  annuis  quam  in  aliis  iuribus  et  consuetudinibus 
iideliter  conservent  et  persolvant,  sicut  ceteri  homines  de  familia  dicte 
curtis  ratione  suorum  bonorum  faciunt  et  facere  tenentur,  prout  ipsa  ÜBimilia 
dixerit  faciendum  et  observandum 
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unbedingte  und  vorbehaltslose  ESgenthumsübertragung  nicht  in  den 
Intentionen  des  reicheren  Stiftes  lag,  sich  dieses  vielmehr  eine 
fortdauernde  Nutzung  vorbehalten  wollte,  war  ja  eine  durch 
freien  Vertrag  begründete  Leihe  unzweifelhaft  das  einfachste 
und  nächstliegende  Mittel  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Zweckes.  Und  doch  —  oder  vielleicht  gerade  darum  in  er- 
höhtem Masse  —  dürfte  es  von  Interesse  sein,  dass  auch  solche 
Leiheverträge  sich  an  die  älteren  Formen  der  gebundenen  Leihen 
in  einzelnen  Fällen  nachweisbar  angelehnt  haben.  "" 

Diese  hier  besprochene  Annäherung  erfolgte  freilich  ausser- 
halb desjenigen  Gebietes,  auf  welchem  die  gebundenen  Landleihen 
heimisch  waren,  und  auf  dem  auch  eine  grosse  Zahl  der  freien 
Leihen  eingegangen  wurden;  sie  erfolgte  unabhängig  von  den 
Zwecken  und  Bedürfhissen  des  wirthechaftlichen  Betriebes  und 
ausserhalb  des  grundherrschaftlichen  Verbandes.  Mit  der  Über- 
tragung des  leiherechtlichen  Gkdankens  auf  einen  anderen  Per- 
sonenkreis, dem  gegenüber  Herrschafts  Verhältnisse  unanwendbar 
waren,  musste,  wie  oben  schon  gesagt,  die  Leihe  alle  Elemente 
persönlicher  Art  verlieren  und  einen  lediglich  vermögensrecht- 
lichen Character  gewinnen,  wie  er  dem  freien  Leiherechte  eigen 
war.  Aber  auch  innerhalb  des  herrschaftlichen  Wirthschaftsver- 
bandes,  innerhalb  des  Kreises  von  Personen  und  Objekten,  in 
welchem  die  hofrechtlichen  Leihen  gediehen  waren,  lassen  sich 
in  grosser  Zahl  Übergangsfälle  nachweisen,  die  eine  Mittelstufe 
zwischen  Freiheit  und  Gebundenheit  einnehmen,  und  im  ein- 
zelnen bald  mit  den  hofrechtlich  abhängigen,  bald  mit  den 
unbedingt  freien  Leihen  näher  verwandt  sind. 

Die  Fälle,  die  hier  in  Betracht  kommen,  stehen  insgesammt 
in  enger  Beziehung  zu  dem  Ausbau  des  Landes;  Rodung  des 
Waldes,  Anlegung  und  Hebung  von  Specialculturen,  namentlich 
des  Weinbaues,  sind  der  wirthschaftliche  Zweck,  dem  diese  Leihe- 
verträge ihre  Entstehung  verdanken.  Die  Verpflichtung,  das 
erblich  überlassene  Grundstück  zu  cultivieren  und  zu  pflegen,  und 
von  dem  Ertrage  einen  festbestimmten  Zins  jährlich  an  den 
Leiheherm  abzuführen,  ist  der  auch  hier  regelmässig  wieder- 
kehrende Vertragsinhalt,  der  überhaupt  in  freien  und  unfreien 
Leihen  so  häufig  sich  findet. 

Die  für  unsere  Frage  speciell  belangreichen  Momente,  die 
Art  und  der  Inhalt  der  zwischen  LeiheheiTu  und  Beliehenen 
bestehenden  persönlichen  Beziehungen,  lassen  sich  wohl  nur 
an    Einzelfallen    genauer    feststellen,     weshalb     zunächst    eine 
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Reihe  von  Beispielen,  die  für  den  Übergang  characteristisch  sind, 
zur  Veranschaulichung  des  oben  in  allgemeinen  Umrissen  ge- 
kennzeichneten Verhältnisses  herangezogen  werden  soll. 

Wenn  man  von  einer  dem  Jahre  952  angehörigen,  in  der 
Urkundensammlung  von  Lorsch  und  Schröder  als  Erbpacht, 
beziehungsweise  als  Erbzins  bezeichneten  Leiheurkunde  ^)  absieht, 
die  ausser  ihrer  zeitlichen  Isolierung  auch  durch  manche  inhaltliche 
Eigenthümlichkeiten  sich  von  den  späteren  Leiheurkunden  entfernt, 
so  dürfte  der  Leihebrief  ^)  des  Frohstes  Poppo  des  St.  Simonstiftes  in 
Trier  aus  dem  Jahre  1092  wohl  eine  der  ältesten  der  hier  in  Betracht 
zu  ziehenden  Urkunden  sein.  Ihr  Inhalt  ist  etwa  der  folgende: 
Schon  Burchard,  der  Vorgänger  des  damaligen  Frohstes,  hatte 
einen  Theil  des  „in  curte  Hoinga'^  gelegenen,  dem  Stifte  ge- 
hörigen Sallandes  zum  Zwecke  der  Anlage  von  Weinbergen 
gegen  Ablieferung  des  halben  Ertrages  zu  erblichem  Leihereehte 
ausgethan.  Seinem  Beispiele  folgt  Poppo,  indem  er  auch  den 
Rest  des  dort  gelegenen  Salgutes,  das  bis  dahin  wenig  Nutzen 
gewährt  hatte,  gegen  bestimmte  Zinssätze  verlieh  und  die  Ver- 
leihung in  feierlicher  Versammlung  bekräftigte,  nachdem  er  die 
ganze  Angelegenheit  zuvor  mit  dem  dortigen  Vogte  und  den 
prudentioribus  et  fidelioribius  eiusdem  familie  viris  besprochen 
hatte.  Nähere  Angaben  fehlen  in  der  Urkunde.  Sie  sagt  uns 
namentlich  nichts  darüber,  wer  in  den  Besitz  dieser  Güter  ge- 
langte^), noch  weniger  über  der  Beliehenen  persönliche  Be- 
ziehungen zu  dem  abteilichen  Hofe  und  zu  dem  Leiheherm, 
dem  Stifte  selbst.  Jedoch  machen  die  Nennung  des  Vogtes 
und,  was  über  die  Form  der  Bestellung  gesagt  ist,  das  Vor- 
handensein eines  persönlichen  Abhängigkeitsverhätnisses  der 
Beliehenen  ziemlich  wahrscheinlich  und  eine  solche  Annahme 
findet  wohl  darin  ihre  weitere  Bestätigung,  dass  der  ganze 
Leihebrief,  der  schon  nach  seinen  Eingangsworten  die  Aufgabe 
hat  zu  zeigen,  zu  welchem  Nutzen  der  Frohst  das  früher  unbenutzte 
Stück  Landes  gebracht  hat,  nur  der  dem  Stifte  zukommenden 
Vortheile  gedenkt   und   der  Beliehenen  und  ihres    Rechtes  erst 


>)  Lorsch  und  Schröder  1.  Anfl.  No.  66,  2.  Aufl.  No.  76;  HR.  ÜB. 
1  193;  yergl.  daza  Lamprecht  D.  W.  L.  I,  2,  S.  906  Anm.  2. 

«)  MR.  ÜB.  I  886. 

')  Nur  bezüglich  einer  ourtis  stabularia  sind  Engelbertos  et  Hetzel  als 
Empfänger  genannt. 
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in  der  Corroboratio  mit  den  Worten:  „ut  stabiliter  permaneret 
a  generatione  in  generationem^  eine  dürftige  Erwähnung  thut. 
Wenn  nun  auch  in  allen  Leiheurkunden  dem  Leiheherrn,  schon 
al8  beurkundender  Person,  im  Verhältnisse  zu  dem  Beliehenen  eine 
übergeordnete  Stellung  zukommt,  so  reicht  dieselbe  hier  doch  weit 
über  das  gewöhnliche  Mass,  und  das  eben  besprochene  Document 
kann  bei  dieser  Form  nur  als  der  Ausdruck  einer  herrschaft- 
lichen Gunstbezeugung  und  Concession  aber  gewiss  nicht  als 
Beurkundung  eines  Vertrages  gedeutet  werden.  Das  Prädominieren 
des  Leiheherrn  in  seiner  herrschaftlichen  Stellung  macht  es  be- 
greiflich, dass  über  die  persönlichen  Beziehungen  der  Abhängigen 
keine  weiteren  Worte  verloren  wurden;  sie  blieben  eben  ver- 
muthlich  in  der  Stellung,  die  sie  vordem  einnahmen,  und  an 
der  zu  rütteln  niemand  einen  Anlass  fand.  Hervorzuheben  ist 
nur  noch,  dass  die  in  der  Urkunde  ausdrücklich  aufgenommenen 
rechtlichen  Festsetzungen  sich  völlig  mit  dem  Inhalte  der  freien 
Leiheverträge  decken  und  deren  gewöhnlichen  und  nothwendigen 
Bestimmungen  gegenüber  weder  ein  Mehr  noch  ein  Weniger 
enthalten. 

Ziemlich  analoge  Verhältnisse  dürften  geschaffen  worden 
sein  bei  der  Gründung  jener  Waldcolonie,  die  nach  der  im 
Diplomatar  des  Marienstiftes  bei  Trier  uns  erhaltenen  Urkunde^) 
der  Abt  dieses  Klosters  dadurch  ins  Leben  rief,  dass  er  den 
Bewohnern  eines  benachbarten  Dorfes  (habitantibus  in  vico  T. 
homnibus)  ein  Stück  nutzlosen  Waldes  gegen  einen  in  Wein  be* 
stimmten,  eventuell  in  Geld  ablösbaren  Zins  zur  B^dung  über- 
liess.  Die  Qualität  des  zur  Zinszahlung  abgelieferten  Weines, 
der  von   den   Bauern   an    den   nächstgelegenen    herrschaftlichen 


0  1115  MR.  ÜB.  I  432  ...  .  silvam  .  .  .  habitantibus  .  .  in  vico 
Tembleti  hominibas  excidendam  concesBi,  non  tarnen  sine  jure  annuali  et 
utilitate  conditionali.  Est  autembec conditio,  quatenus  in  ipsa  b.  Martini 
festivitatis  die  tres  amas  vini  mihi  meoque  inposterum  suocessori  persolvant, 
et  easdem  die  eadem  in  Velreche  quocunque  modo  deferant;  quod  si 
ibidem  conveniente  familia  mea  vinum  acceptabüe  probabitur,  rata  et  indis- 
solubili  conventione  f ruantur ;  si  vero  aliqua  inter  utramque  partem  contro- 
versia  oritur,  et  detractionis  causa  vinom  fortassis  inreprobabile  reprobabitur 
duos  superioris  proume  et  totidem  inferioris  yille  viros  iudices  sibi  oonsti- 
tuant,  et  eorum  super  hac  re  deliberationem  ratam  teneant  ....  Si  vero 
Buo  tempore  omnis  hec  non  servabitur  conventio,  libera  ecciesie  restituator 
Bupradicta  possessio. 
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Hof  zu  fuhren  war,  wurde  zunächst  unter  eine  gewisse  Controle 
dieses  Hofes,  in  zweiter  Instanz  unter  eine  Art  Schiedsgericht 
gestellt,  und  für  den  Fall  gehöriger  Erfüllung  aller  Verbindlich- 
keiten die  Dauer  des  Vertrages,  für  den  anderen  Fall  die  Auf- 
lösung desselben  in  Aussicht  genommen.  Weist  hier  die  Be- 
zeichnung der  Abmachung  als  Vertrag  (conventio)  und  die 
grössere  Anlehnung  an  die  sonst  bei  freien  Leihen  übliche  Form 
auf  eine  freiheitliche  Bildung  hin,  so  liegt  in  der  wenigstens 
partiellen  Unterstellung  der  Weinbauern  unter  einen  herrschaft- 
lichen Hof  vielleicht  ein  Hinweis  auf  das  Vorhandensein  einer 
gleichwohl  noch  bestehenden  persönlichen  Unterordnung  unter 
die  Herrschaft,  die  ihren  Einfluss  möglicherweise  auch  noch  in 
anderer  Richtung  geltend  machen  konnte. 

Annähernd  gleichen  Inhalt  hat  die  Urkunde^)  des  Abtes 
Wilhelm  von  St.  Martin,  der  den  Leuten  eines  bestimmten 
Hofes  ein  Stück  Waldes  gegen  jährliche  Zinsleistungen  über- 
liess.  Die  in  den  Leihebrief  aufgenommene  Bestimmung, 
dass  die  zur  Zahlung  verpflichteten  Bauern  durch  Nachlässigkeit 
in  der  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  nicht  nur  ihres 
Antheiles  am  Walde,  sondern  alles  Rechtes,  das  ihnen  die 
Herrschaft  gewährt  hatte,  verlustig  gehen  sollten,  begründet  wohl 
die  Annahme,  dass  sie,  die  fortwährend  als  homines  villae  be- 
zeichnet werden,  zu  dem  Marienstifte  schon  vordem  in  einem 
Abhängigkeitsverhältnisse  gestanden  seien,  an  dem  freilich  durch 
die  neue  Begünstigung  zunächst  nichts  geändert   werden   sollte. 

Ob  aber  die  Verleihung  von  solchem  Rodelande,  wenn  damit 
eine  grössere  Zahl  von  Angehörigen  eines  Hofes  begünstigt 
wurde,  diesen  nicht  —  zunächst  vielleicht  bloss  factisch,  dann  auch 
rechtlich  —  zu  einer  grösseren  Selbstständigkeit  und  Unabhängig- 
keit verhalf,  ist  eine  Vermuthung,  die  ebensowohl  in  gewissen, 
den  bezüglichen  Leihebriefen  angehörigen  Wendungen '),   wie  in 


>)  1145  Ennen  I  54. 

')  Als  solche  könnten  etwa  beaseiobnet  werden  die  Aasdrfioke,  welche 
die  Abmachung  als  Vertrag  bezeichnen,  die  ConstituieniDg  eines  Schieds- 
gerichtes, wie  in  1116  MB.  ÜB.  I  432  oder  sonst  die  Designiemng  eines 
bestimmten  Gerichtes  für  Streitigkeiten  swisohen  Leiheherm  und  Beliehenen, 
vielleicht  auch  unter  Umständen  die  Zahlung  eines  Kaufpreises  bei  Ein- 
gehung des  Verhältnisses,  die  besondere  Motivierung  des  Qesch&ftaabschlusses 
im  Eingang  der  Leiheurkunde  u.  a.  m. 
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der  durch  spätere  Weisthümer  zu  erweisenden^)  thatsächlich 
privilegierten  Stellung  solcher  Colonien,  besonders  der  Weinberg- 
genossenschaften eine  Stütze  finden  kann. 

Bestimmter  und  mit  noch  mehr  Grund  wird  man  aber  eine 
solche  Entwickelung  im  freiheitlichen  Sinne  für  alle  Fälle  be- 
haupten können,  in  welchen  nicht  eine  ganze  Gruppe  von  Hof- 
genossen eine  geschlossene  Corporation,  sondern  nur  Einzelne 
mit  solch  geliehenem  Grundbesitze  ausgestattet  wurden.  Kamen 
dort  die  Vortheile  oft  nur  der  Gesammtheit  oder  ihrem  Vorstande 
(villicus)  zu  Gute,  während  der  Einzelne  eben  an  diese  Gesammt- 
heit und  ihre  Organe  nach  wie  vor  durch  die  gleichen  rechtlichen 
Bande  geknüpft  war,  so  fielen  hier 'die  gewährten  Begünstigungen 
dem  Einzelnen  unmittelbar  und  ungeschmälert  zu. 

In  dem  Leihebrief  ^)  des  Domcapitels  in  Trier,  wodurch  ein 
durch  Precarienvertrag  erworbenes  Stück  Landes,  dessen  Bewirth- 
schaftung  im  Eigenbetriebe  für  das  Capitel  wegen  derer  entfernten 
Lage  unbequem  erschien,  einem  gewissen  Woluechinus  und  dessen 
Sohne  Lambertus  erblich  und  für  alle  Zeiten  zu  sorgsamer  Cultur 
gegen  Zinsabgaben  überlassen  wurde,  gibt  noch  die  Beziehung 
auf  die  in  der  Nachbarschaft  üblichen  Zinse  und  die  Unter- 
stellung unter  einen  herrschaftlichen  Boten  einige  Anhaltspunkte 
für  die  Art  der  Einordnung  in  den  heiTschaftlichen  Verband, 
wenn  man  auch  nach  dem  Inhalte  der  Urkunde  eine  sehr  inten- 
sive Bethätigung  eines  etwaigen  Herrschaftsrechtes  nicht  gerade 
für  wahrscheinlich  halten  mag. 

Ihrem  Inhalte  nach  nicht  viel  verschieden  ist  die  vom  Probste 
Gt)ttfried  von  Trier  vollzogene  und  beurkundete*)  erbrecht- 
liche Übertragung  eines  schlecht  gepflegten  zum  kirchlichen  Sal- 
lande  gehörigen  Weingartens,  der  zur  besseren  Pflege  cuidam 
homini  eiusdem  curie  Bezelino  und  seinen  Erben  gegen  Ablieferung 
des  halben  Ertrages  überlassen  wurde.  Die  weitere  Bestimmung, 
dass  die  Besitzer  nur  dann,  wenn  sie  das  Grundstück  veröden 
Hessen  oder  betrügerisch  vorgiengen,  desselben  durch  ein  Urtheil 
von  Genossen  entsetzt  werden  dürfen,   wurde   gewiss  mehr   zum 


0  vergl.  Lamp recht  D.W.L.  I  6.  Abaohnitt,  3. 

»)  c.  1182  MR,  Uß.  I  474. 

>)  1186  MR.  ÜB.  I  484,  ähnlich  1168,  662. 
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Vortheile  als  zu  Ungansten  derselben  in  den  Leihebrief  aufge- 
nommen. Man  darf  hier  wohl  mit  G-rund  eine  relativ  selbetstandige 
Stellung  des  Beliehenen  annehmen,  und  die  Fassung  der  Urkunde, 
die  von  einer  Einordnung  in  den  Herrschaftsverband  nichts  mehr 
spricht,  macht  es  wahrscheinlich,  dass  der  homo  curie  im  Leben 
wenig  von  seiner  Abhängigkeit  verspürt  haben  dürfte. 

Urkunden  eines  derartigen  Inhaltes  stehen  nicht  vereinzelt  da. 
Gemeinsam  ist  ihnen  das  negative  Moment,  dass  sie  über  ein  per- 
sönliches Abhängigkeitsverhältnis  des  Beliehenen,  seine  Unter- 
ordnung unter  die  herrschaftliche  Wirthschaftsordnung  unmittelbar 
keinen  Aufschluss  geben.  Und  wenn  ja  gewisse  schwache  Hin- 
weise dazu  berechtigen,  das  Vorhandensein  von  derlei  rechtlichen 
und  wirthschaftlichen  Beziehungen  zu  vermuthen,  so  enthält  das, 
was  in  den  bezüglichen  Urkunden  Aufnahme  fand,  doch  wesent- 
lich denselben  rechtlichen  Inhalt,  der  bei  analogen  Leiheverträgen 
mit  freien,  der  Gutsherrschaft  nicht  unterworfenen  Personen  zur 
Anwendung  kommen  konnte  und  zur  Anwendung  kam,  weil 
eben  alle  Momente,  die  eine  Einfügung  in  den  grundherrschaft- 
lichen Wirthschaftsorganismus  zum  Ausdruck  brachten,  ^vie  die 
Regelung  der  Beziehungen  des  Erbpächters  zu  dem  Meier,  Vogte 
oder  Gutsherrn  selbst,  dem  Vertragsinhalte  ferne  geblieben  sind. 

Als  Beispiele  hiefür  könnten  etwa  noch  der  Leihevertrag  des 
Stiftes  Münstermaifeld  mit  Heinrich  agnomento  iaculatori  über 
einen  Weingarten  im  Orte  Lehmen  ^),  sowie  der  des  Domcapitels 
Trier  mit  dem  dortigen  Bürger  Elmenricus  über  ein  erst  zu  einem 


*)  1200  MR.  U£.  II  182  ....  quod  oum  Henrioo  agnomento  itcnlatore 
super  qnadam  vinea  ...  in  medio  ville  que  dicitur  limine  in  hao  forma  o  o  n  - 
traxi  mus,  quod  Henricus  prediotam  vineam  fideliter  et  diligenter  excoleret, 
et  tempore  yindemiarum  provisorem  nostram  ...  in  victu  aioat  expediret 
pirocnraret,  ao  dimidietatem  vini  inde  provenientis  suis  expenais  nobis  ibidem 
fideliter  absque  diminutione  presentaret.  Eodem  quoque  tempore  cellerario 
nostro  qnartale  vini,  sumbrinum  avene,  octo  nummos  levis  monete  ad  expen- 
sam  persolvet.  Freterea  in  domo  ecclesie  nostre  torcalar  et  dolia  soffioien- 
tia  tam  ad  nostram  quam  ad  suam  vini  portionem  recipiendam  procarabit 
et  peracto  vindemiarum  tempore,  claves  domus  cellerario  nostro  restituet .... 
Si  vero  vel  ipse  H  aut  uxor  eins  hadewicb  decesserit,  qui  superstei  faerit^ 
predicto  gaudeat  iure.  Similiter  si  prolem  babuerint,  unus  tamen  filionim 
integraliter  et  indivisam  excolet  vineam,  et  pretaxato  gaudebit  iure.  Si 
autem  sine  prole  decesserint,  nuUus  heredum  in  bis  bonis  obtinendis  m 
aliquo  iure  tueri  poterit. 
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Weingarten  umzugestaltendes  Bodeland  ^)  u.  a. ')  angeführt 
werden.  Ihr  wesentlicher  Inhalt  ist  die  erbliche  Überlassung  des 
&mnd6tückes  zur  Cultur  gegen  das  Versprechen  gehöriger  Zins- 
leisiUDg.  Dies  wird  ergänzt  durch  eine  nähere  Regelung  der 
erbrechtlichen  Bestimmungen,  die  Einschränkung  auf  nur  einen 
Erben,  und  durch  andere  weniger  belangreiche  Momente.  Die 
Verbindlichkeit,  das  Leihegut  zu  cultivieren  und  zn  pflegen,  und 
bei  der  erstgenannten  Urkunde  die  detaillierten  Bestimmungen 
über  die  Ablieferung  des  Weines  an  den  herrschaftlichen  Keller 
und  die  dabei  zu  erfüllenden  Leistungen  weisen  allein  noch  auf 
einen  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaflsbetriebe  des  Herrn- 
gutes  hin. 

Auch  dieser  letzte  Hinweis  fehlt  endlich ,  in  älterer  Zeit 
freilich  nicht  all  zu  häufig,  später  aber  in  grösserer  Allgemein- 
heit» in  dem  Inhalte  solcher  Leiheycrträge,  und  damit  ist  jene 
Form  erreicht,  die  geeignet  war,  gleichmässig  auf  dem  flachen 
Lande  und  auf  dem  städtischen  Boden  und  mit  freien,  selbst 
edeln  Herrn'),  ebenso  wie  mit  abhängigen  Leuten  vielseitig  An- 
wendung zu  finden,  jene  Foim,  über  deren  rechtlichen  Inhalt 
schon  früher  ausführlich  gesprochen  worden  ist. 

Schon  die  hier  angeführten  Beispiele  dürften  genügen,  den 
Eindruck  hervorzurufen,  den  ein  üeberblick  über  das  ganze  er- 
haltene   Urknndenmaterial    in    erhöhtem    Masse    gewährt,    dass 


0  1904  MR.  ÜB.  II  221  .  .  .  qaod  .  .  .  elmenrico  oivi  treverensi  qoan* 
dam  terram  inoaltam  in  roselingfrove  ...  ad  vineam  plantandam  et  exco- 
lendam,  et  suis  post  eum  heredibus  iure  hereditario  habendam  sab  annoali 
censn  concessimuB.  Hanc  autem  inter  ecclesiam  nostram  et  prefatum  civem 
aen  sunm  heredem  ordinationem  observandam  statuimus,  qaod  annuatim  as- 
qae  ad  qoatuor  annos  ...  V  solidos  in  festo  b.  martini  super  memorata 
terra  refeotorii  nostri  administratori  reddere  tenetur.  In  quinto  vero  anno 
et  deinceps  a  prefato  cive  sive  suo  berede  ama  una  vini  cum  claustrali 
mensura  super  eadem  terra  prenotato  amministratori  annuatim  reddetur,  aut 
si  vinum  defecerit  X  solidi  pro  ama  vini  in  festo  b.  martini  solventur.  Hoc 
etiam  adnectere  curayimus,  quod  pretaxata  bereditas  non  in  plures  beredes 
dxridetar  sed  inte^ifra  a  sola  persona  memoratus  census  persolvetur.  In- 
snper  si  sepediotus  elmenricns  sive  saus  heres  prenotatam  hereditatem  sibi 
alienare  et  vendere  volet,  hoc  primum  ecclesie  nostre  evidenter  denuntiabit, 
et  si  nee  ad  opus  ecclesie  nostre  nee  ad  opus  cuiusquam  fratrum  nostrorum 
inter  fratres  capituli  nostri  emptorem  invenerit,  cuicumque  alii  volet  vendendi 
liberam  potestatem  habebit. 

«)  z.  B.  MR  ÜB.  II  1302,  289;  UI  1215,  32  u.  a. 

•)  B.  oben  S.  37. 
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nämlich  eine  Reihe  continuierlich  sich  an  einander  echlieMender 
Ubergangsfalle  zwischen  den  alten,  dem  Hofrechte  angehorigen 
Landleihen  und  den  freien,  ungebundenen  Leihen,  wie  sie  im  12. 
und  13.  Jahrhunderte  häufig  wurden,  eine  Verbindung  herstellen 
und  die  Annahme  einer  historischen  Elntwickelung  ungemein 
nahe  legen. 

Man  sieht  in  bunter  Mischung  leiherechtliche  Abmachungen 
der  verschiedensten  Art  für  die  verschiedensten  wirthschaftlichen 
Bedürfnisse  in  Anwendung,  Landleihen,  die  bald  die  Merkmale 
streng  hofrechtlicher  Gebundenheit,  bald  den  Character  völlig 
freier,  von  personenrechtlichen,  herrschaftlichen  Eüementen  unbe- 
einflusster  Verträge  an  sich  tragen,  oder  dazwischen  liegende 
Mittelstufen  einnehmen,  ohne  dass  die  auf  uns  überk<mimenen 
Nachrichten  stets  die  nöthigen  Anhaltspunkte  gewähren  wOrdoi, 
um  den  einzelnen  Fall  mit  Sicherheit  der  einen  oder  anderen 
Gruppe  zuzuweisen  und  an  den  Übergängen  scharfe  Grenzlinien 
ziehen  zu  können. 

Der  ländlichen  Leihe  freilich  blieb  selbst  in  der  freiesten 
Ausgestaltung,  zu  der  sie  gelangt  ist,  immer  noch  ein  gewisser 
Zusammenhang  mit  dem  wirthschaftlichen  Grossbetriebe  gewahrt 
Wenn  es  auch  in  vielen  Fällen  für  den  Leiheherrn  factisch 
darauf  hinauskam,  dass  er  für  den  aufgegebenen  Besitz  einen 
fixen  Geldzins  erhielt,  so  erschöpfte  sich  hierin  gewiss  nicht  der 
bei  Abschlussdes  Leihecontractes  intendierte  Zweck.  Die  Absicht, 
das  Grundstück  der  Cultur  zuzuführen  oder  in  einem  guten 
Culturzustande  zu  erhalten,  blieb  wenigstens  neben  dem  Gkdanken, 
aus  dem  dabei  zu  gewinnenden  jährlichen  Zinsenertrilgnisse 
ein  mühelos  zu  erwerbendes  und  sicheres  Einkommen  zu  erlangen, 
immer  das  entscheidende  Motiv  für  die  Begründung  solcher 
Erbleihen.  Zu  einem  reinen  Geldgeschäfte  ist  die  ländliche 
Erbleihe  nie  geworden;  und  noch  mehr.  Der  Zins  hat  freilich 
von  dem  ihm  früher  eigenen,  an  Unfreiheit  oder  Abhängigkeit 
erinnernden  Beigeschmäcke  viel  oder  alles  verloren  und  sich  seine 
Bedeutung  nur  in  seinem  pecuniären  Werthe  erhalten.  Aber  in 
gleicher  Weise,  wie  in  wirthschaftlichen  Beziehungen  ein  Zu- 
sammenhang mit  dem  Hermgute  gewahrt  blieb,  mochte  sich 
für  den  beliehenen  Bauer  eine  persönliche,  wenn  auch  wenig 
bedeutsame,  Unterordnung  unter  die  Herrschaft  und  ihr  (später 
patrimoriales)  Gericht  oft  dauernd  erhalten  haben. 

Wenn  man  nun  bei  dieser  Sachlage  auch  für  die  trei&k 
Leihen  des  ländlichen  Güterrechtes  eine    vollständige  Befireiung 
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von  allen  herrschaftlichen  Einflüssen,  die  durchgreifende  Trennung 
aller  persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Elemente  nicht 
anzunehmen  hat,  ist  der  Gregensatz  zwischen  dem  alten,  hof- 
rechtlich gebundenen  und  dem  neuen  Leiherecht  ein  sehr  be- 
deutender, und  zwischen  beiden  liegt  ein  mächtiger  Fortschritt 
im  Sinne  einer  freiheitlichen  Entwickelung,  ein  Fortschritt,  der 
auch  in  den  Zeiten  des  üeberganges,  da  beide  Formen  neben 
einander  vorkamen,  als  ein  wesentlicher  allgemein  empfunden 
wurde. 

Zeugen  dessen  sind  uns  die  freilich  nicht  all  zu  zahlreich 
erhaltenen  Urkunden,  in  welchen  gelegentlich  der  Begründung 
neuer  Leiheverträge  die  Befreiung  von  den  Lasten  der  älteren 
gebundener  Leiheformen,  die  durch  das  bessere  Recht  verdrängt 
wurden,  Erwähnung  thun  ^).  Hier  kommt  der  Gegensatz  klar  zum 
Ausdrucke.  Was  bei  Betrachtung  des  historischen  Werdepro- 
zesses als  Anfang  und  Endpunkt  einer  continuierlichen,  allmähligen 
Entwickelung  erschien,  äussert  sich  bei  solch'  unvermitteltem 
Übergänge  als  ein  Sprung  von  dem  einen  Extreme  in  das  andere. 

Noch  ein  gutes  Stück  gewaltiger  ist  der  Contrast,  wenn 
man  den  alten,  gebundenen  Landleihen,  welche  das  Hofrecht  in 
den  verschiedensten  Formen  gezeitigt  hat,  das  städtische  Leihe- 
recht und  die  Entwickelung,  die  es  späterhin  genommen  hat, 
g^enüberstellt.  Während  auf  ländlichem  Boden  die  Fortdauer  eines 
wenn  auch  sehr  beschränkten  herrschaftlichen  Momentes  im 
Leiherechte  vielleicht  als  Regel  auch  für  die  spätere  Zeit  noch 
wird  angenommen  werden  müssen^  findet  sich  davon  bei  den 
gewohnlichen  städtischen  Erbleihen  sicher  nicht  mehr  die  ge- 
ringste Spur*).  Und  was  eben  für  die  ländlichen  Leihen  mit 
Entschiedenheit  in  Abrede  gestellt  werden  konnte,  die  Um- 
wandlung der  Leihe  zu  einem  Geschäfte  lediglich  pecuniären 
Oharacters,  die  Anwendung  ihrer  Form  für  geldjgeschäfUiche 
Speculation,  das  hat  sich  innerhalb  der  Mauern  der  Städte  that- 
sachlich  vollzogen^). 

Wenn  man  dieses  städtische  Leiherecht  mit  einem  Hinblicke 
auf  die  eben  angedeutete  spätere  Entwickelung  in  Betracht  zieht 


M  vergl.  oben  S.  101  f. 

*)  vergl.  Heusler,   Qewere  S.  142,   Verfassungsgesohiohte  der  Stadt 
Basel  S.  172. 

')  vergl.  Arnold  and  Qobbers  a.  a.  O. 

«.  Sdtofad,  BrbleihMi.  8 
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und  ihm  die  Leiheverhältnisse  des  alten,  strengen  und  noch  nicht 
gemilderten  Hofrechtes  gegeniiberhält,  dann  erscheint  der  unter- 
schied allerdings  so  bedeutend,  wie  ihn  Gobbers  in  seiner  oft 
genannten  Untersuchung  über  Erbleihe  und  Rentenkauf  des 
mittelalterlichen  Kölns  kennzeichnet ').  Dann  stehen  sich  in  der 
That  „Häuserleihe  und  Hof  recht  stracks  gegenüber:  dort  Freiheit, 
hier  Unfreiheit,  dort  dingliches  Recht,  hier  gar  keines,  höchstens 
ein  von  dem  Belieben  des  Grundherrn  abhängiges,  wenn  auch 
nicht  von  ihm  nach  Willkür  gehandhabtes  Recht**,  Dann  ist 
es  allerdings  „nicht  ersichtlich,  wie  aus  dem  einen  Rechtsinstitat 
das  andere  sich  entwickelt  haben  soll^'*)  und  man  mag  sich 
gerne  der  Auffassung  zuneigen,  dass  hier  dn  neues  zeitgemasseres 
Rechtsinstitut  die  unbrauchbaren  alten  Formen  verdrängt  habe, 
nicht  aus  ihnen  herausgewachsen  sei. 

Und  doch  fallt  die  weitreichende  Conformität  der  städtischen 
und  ländlichen  ESrhleihen  in  den  verschiedenen  Formen  ihres 
ersten    Auftretens    unwillkürlich    in    die     Augen. 

Auch  auf  städtischem  Boden  finden  wir  hofrechtliche  Leihen-- 
eine  Thatsache,  die  wohl  von  keiner  Seite  bestritten  wird*).  Selbst 
Urkunden  aus  späterer  Zeit,  die  auch  ihrem  Inhalte  nach  einer 
späteren  Entwickelung  angehören,  wie  z.  B  die  zahlreicheii 
Kölnischen  Leihebriefe,  die  einen  „Hofzins'*  erwähnen,  bringen 
unzweideutig  den  Bestand  von  solchen  älteren  Verhfiltnissen  zum 
Ausdrucke^).      Auch    hier   finden   wir    Leihe  vertrage,    die  in 

«)  8.  140,  §  6. 

*)  Die  von  Arnold,  Qetoh.  des  fiigenthums  S.36  vertretene  Ansicht. 

')  Selbst  nicht  in  der  Abhandlung  v.  Below's  ,,Kar  fintstehnng  der 
deutschen  Stadtyerfassung  I  Bist.  Zeitochrift  Ö8.  £d.  p.  208  f.  u.  ^431 
vergl.  ausserdem  H  e  u  s  l  e  r,  V erfassungsgesohichte  v.  Basel  S.  170,  Institutionen 
§  95  u.  111,  Qobbers  a.a.O.  S.177  Bnnen,  Gesch.  der  Stadt  Köln 1 413. 

«)  s.  B.  £nnen  U  1205,  18;  1214,  44;  1217,  56;  1232,  128;  1288,  179; 
1242,  228;  1243,  229;  1249,  290;  291;  1265,  361;  1261,  420;  1264,  466;  DI 
1288,  283;  1287,  288;  vergl.  auch  1.  eod.  1285,  258 ;  Hoeniger  Sohreinsurkk. 
I  Laur.  1  VI  1.  —  Da  das  jus  hereditarium  in  Köln  rechtlich  ziemlich 
auf  gleicher  Stufe  steht  mit  dem  jus  oivile  anderer  Städte,  so  muss  man  die 
genannten  Urkk.  als  Leihen  nach  Stadtrecht  deuten,  bei  welchen  sich  gleich- 
wohl eine  Abgabe  findet,  que  hovecins  dicitur;  will  man  andererseits  deo 
stadtrechtlichen  Character  dieser  Leihen  nicht  zugeben,  und  ihnen  wegen 
des  Hofzinses  hofrechtliche  Natur  vindicieren,  dann  muss  man  hervorheben, 
dass  einzelne  von  ihnen  die  Verpflichtung  zur  Tragung  von  stadtrecht- 
liclien  Lasten  ausdrücklich  aussprechen  (z.  B.  £nneu  II 1217  56:  ansser  dem 
£rbzin8 :  insuper  et  censum  quo  curio  dicitur  nee  nou  et  omne  jus  civile 
qualecumque  fieri  oontigerit .  .  .  omne  administrabunt  und  1255, 361 :  iasaper 
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dem  Ausschlüsse  der  bei  hofrechtlich  gebundenen  Formen  ge- 
botenen persönlichen  Beschränkungen  oder  in  der  Statuterong 
einzelner  derselben  auf  den  Gegensatz  und  die  Verwandt- 
schaft der  beiden  .Leiheformen  hinweisen.  Wie  gleichartig 
endlich  die  entwickelten  freien  Leihen  in  Stadt  und  Land 
ihrem  Inhalte  nach  gestaltet  waren,  hat  schon  die  obige  dog- 
matische Darstellung  erwiesen,  indem  alle  dort  dargelegten  G-rund- 
satze  gleichm&ssig  in  Beispielen  des  städtischen  und  ländlichen 
Rechtes  ihre  Stütze  fanden.  fSnige  speciell  hieher  gehörige  Ur- 
kunden sollen  dies  noch  besonders  in  Erinnerung  bringen. 

So  gab  z.  B.  der  Domprobst  von  Köln  ^)  einem  gewissen  Biko  von 
Halle  einen  Baugrund  zu  erblichem  Rechte,  so  zwar,  dass  derselbe 
nach  des  Beliehenen  Tode  an  dessen  eheliche  Nachkommenschaft 
unter  Aufrechterhaltung  dieser  ^^Schenkung^'  gelange,  dafiir  aber 
ein  jahrlicher  Zins  von  7  sol.  an  die  Angehörigen  der  Kölner  St 
Peterskirche  zu  bestimmten  Termine  zu  bezahlen  sei.  Sollten 
die  Besitzer  den  Zins  nicht  zu  zahlen  gewillt  sein,  so  solle  die 
Hofstätte  sammt  dem  darauf  Erbauten  an  die  Canonieer  von 
St.  Peter  zurückfallen.  Die  weitere  Bestimmung,  dass  ausser 
dem  Zinse  auch  alle  civiles  exactiones  an  die  Bürger  zu  bezahlen 
seien,  ist  zwar  durch  die  Besonderheiten  des  städtischen  Rechtes 
verursacht;  ihr  Hinzutreten  zu  den  eigentlich  leiherechtlichen 
Festsetzungen  ändert  aber  nichts  an  deren  Oharacter  und  deren 
Uebereinstimmung  mit   dem  Inhalte  analoger  Landleiheverträge. 

Enthält  eine  ziemlich  verwandte  Urkunde  des  Mainzer  Erz- 


oensum  qoi  hovezins  dicentur  collectas  et  omne  ius  civile  persolvent).  Über- 
1^  man  hiezu,  dass  aach  bei  unzweifelhaft  stadtiaohen  Leihen  Abgaben 
hofrechtlioher  Art  wie  z.  B.  die  Vorheaer  sieh  finden,  (vergl.  Arnold 
a.  a.  O.  S.  86  Q.  70,  Ros  e  n  thal  a.  a.  O.  S.  76),  so  wird  man  den  AnsfiihniDgen 
T.  Belo  w's  a  a.  0.  S.  203  f,  z.  B.  dem  Satze:  „der  Ghrundbesitz  zu  Hof- 
recht ist  von  den  städtischen  Lasten  frei,  der  Ghrundbesitz  zu  Stadtrecht 
▼on  den  hofrechtlichen''  gewiss  nicht  beipflichten  können. 

*)  1184  Ennen  1  96  ...  .  tradidi  £ikoni  de  halle  aream  quandam 
....  hereditario  iure,  nt  videlicet  post  eius  obitum  ad  legitimes  ipsius 
heredes  sub  eiusdem  donationis  obtentu  devolvatur,  hoc  paoto,  ut  singulis 
annis  in  anniversario  Herimanni  solvat  omni  exousatione  remota  fratribus 
8.  Petri  coloniensis  monete  VII  solidos  et  praeterea  oi  vibus  omnes  oiviles 
exactiones  sine  nostro  dampno  et  nostri  census  diminutione.  Si  vero  post 
aliquot  annos  vel  ipse  vel  heredes  sui  predictum  censum  solvere  noluerint, 
predieta  area  cum  suppositis  edificiis  ad  potestatem  canonioorum  s.  Petri 
redeat. 

8* 
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bischofes  Conrad  ^),  welcher  die  erbliche  Verleihung  eines  Mainzer 
Bauplatzes  an  den  Wagenbauer  fiartrad  verbriefte,  die  Besonder- 
heit eines  in  Wachs  zu  entrichtenden  Zinses  und  damit  viel- 
leicht einen  Hinweis  auf  Wachszinsigkeit,  so  bewegt  sich,  um 
noch  ein  weiteres  Beispiel  zu  nennen,  ein  Leihebrief  des  Abtes 
von  St.  Martin  in  Köln')  und  viele  andere  solche  städtische 
Leihen  wieder  ganz  in  den  Formen  des  Leihereohtes  überhaupt. 
Der  Abt  überlässt  einem  gewissen  Tirricus  sammt  Frau  und 
Erben  ein  kleines  Haus  zu  Erbrecht  mit  der  Verabredung,  dass 
davon  ein  jährlicher  Zins  und  überdies  der  sogenannte  Hofinns, 
sowie  die  bürgerlichen  Abgaben  vou  den  jeweiligen  Besitzern 
ohne  Beeinträchtigung  des  Leihezinses  zu  bezahlen  seien. 

Abgesehen  von  dem  Hofziuse,  indem  man  wohl  einen  Rest 
ehemak  hofrechtlicher  Zinspflicht  erblicken  muss')  und  der 
demnach  vielleicht  eine  Besonderheit  enthält,  schliesst  sich  auch 
dieses  Übereinkommen  den  ländlichen  Leihen  vollkommen  an. 
So  findet  sich  in  diesen  und  in  allen  anderen  Fällen^)  von 
städtischer  Erbleihe,  so  lange  sie  noch  nicht  in  ihrem  weiteren 
Fortschreiten  neue  Formen  gewonnen  hat,  im  wesentlichen 
völlig  die  gleichen  Bestimmungen,  die  in  freien  Leihen  auf  dem 
Lande  gebräuchlich  sind.  Und  wenn  man  will,  lässt  sich 
auch  in  manchem  untergeordneten,  an  sich  belanglosen  DetaU 
eine  analoge  Ausgestaltung  der  leiherechtlichen  Bildungen  inner- 
halb und  ausserhalb  der  Stadtmauern  verfolgen.  So  entsprechen 
doch  die  im  städtischen  Bechte  häufig  wiederkehrenden  Be- 
stimmungen   über    die    Pflicht    zum    Bau    und    zur   Erhaltung 


0  1189  Guden.  I  p.  291  ....  quod  Aream  qaandam  ...  in  saperiore  parte 
Moguntine  civitatis  Muro  adiacentem  inter  fossatum  fideli  nostro  Hartrado 
carpentario  et  uxori  eius  Gertradi  eoromque  liberis  et  ipsorum  heredibas 
perpetuo  contulimas  .  .  .  .,  eo  pacto  ut  annuatim  .  .  .  duas  libras  cere  ad 
oonoinanda  nostra  lumina,  in  Genau  ad  nostram  Cameran  persolvant. 

*)  1217  Ennen  II  56  ...  .  quod  nos  domunculam  .  .  .  cuidam  Tirrioo 
et  uxori  eius  Hildegundi  ac  eorum  heredibus  in  perpetunm  iure  heredi- 
tario    possidendam   donavimus talis  pactio,   ut    nobis   exinde  .  .  . 

II  sol.  annuatim  persolvant,  insuper  et  censum  qui  curie  dicitur  et  omne 
ins  civile,  qualecumque  fieri  contigerit,  ipsins  aree  possessores  absque  dimi- 
nutione  nostri  census  amministrabunt. 

')  vergl.  Euuen,  Gesch.  der  Stadt  Köln  I4U,  sowie  Ennen,  Quellen 

III  1285.  253. 

*)  vergl.  z.  B.  Mtt.  Uß  II  1212,  286;  HI  1282,  460;  1236,  543  u.  ▼.  a. 
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von  Häusern  ^)  völlig  den  Anordnungen  über  die  ländliche 
Rodung  und  Cultur.  Ebenso  eind  hier  wie  dort  die  gleichen 
Gautionen  und  Sicherstellungen  ^);  und  analog  ist  auch  das  Ver- 
halten zu  den  älteren,  gebundenen  Leiheformen  und  die  besondere 
Betonung  des  besseren  Rechtes^). 

Behält  man  diesen  unverkennbaren  Parallelismus  der  Er- 
scheinungen des  städtischen  und  ländlichen  Hechtes  im  Auge 
und  berücksicht  man,  dass  es  im  wesentlichen  dieselben 
geistlichen  Anstalten  und  grossen  Grrundbesitser  waren,  die  inner- 
halb und  ausserhalb  des  städtischen  Weichbildes  ihren  Grund 
und  Boden  in  der  gleichen  Weise  durch  Überlassung  zu  Erb- 
recht sich  nutzbar  machten,  dann  mag  man  immerhin  zugeben, 
dass  specifisch  städtische,  wirthschaftliche  wie  rechtliche,  Momente 
in  dem  Entwickelung^gange  des  städtischen  Leiherechtes  manche 
Modification  bewirkten,  aber  es  ist  doch  wohl  nicht  mehr  möglich, 
den  Zusammenhang  mit  dem  Rechte  des  flachen  Landes  schlecht- 
hin in  Abrede  zu  stellen  und  zu  behaupten,  dass  beide  unab- 
hängig von  einander  sich  entwickelt  hätten,  und  die  städtische 
Leihe  selbstständig  und  originär  entstanden  sei  ^).  Die  Thatsache 
allein,  dass  man  auf  städtischem  Boden,  wo  der  Übergang  viel- 
leicht ein  rascherer  war,  die  einzelnen  Bindeglieder  nicht  so 
deutlich  verfolgen  kann,  ist  wohl  nicht  geeignet  eine  derartige 
Vermuthung  zu  begründen. 

SjS  drängt  vielmehr  alles  zu  der  Annahme  hin,  dass  die 
beiden  Formen  der  freien  Erbleihe,  welchen  wir  in  den  Rhein- 
ländern jener  Zeit  in  Stadt  und  Land  begegnen,  einer  und  der- 
selben gemeinsamen  Quelle  entsprungen  sind,  und  dass  sie 
anfanglich  in  gemeinsamem  Entwickelungsgange  und  sich  gegen- 
seitig beeinflussend  zu  ihrer  individuellen  Ausgestaltung  gelangt 


>)  Ennea  II  1225,  89;  1252,  809;  1261,  420;  lU  1294,  397;  MR.  ÜB. 
in  1285,  543;  1236,  577;  1240,  676. 

s)  vergL  z.  B.  EDnen  11  1217,  56;  1252,  309  n.  a. 

*)  2.  B.  ]181  Lao.  I  477.  Anklänge  an  frühere,  wahrscheinlich  an- 
freie Leiheyerhältnisse  vielleicht  in  1292  Ghid.  II  p.  273;  1299  Ennen  III 
488  u.  a. 

*)  vergl.  in  dieser  Beziehung  anch  Liesegang  in  der  Zeitschrift  der 
Savignj  -  Stiftung  XI  S.  26.  —  Die  im  Texte  ausgeführten  Überlegungen, 
namentlich  die  Annahme  einer  inneren  rechtsgeschichtlichen  Continuität 
zwischen  den  Leihen  nach  Hofreoht  und  den  späteren  städtischen  Leihen, 
wird  selbst  dann  nicht  alteriert  oder  in  Frage  gestellt,  wenn  man  der  Ansicht 
V.  Bei  0  w's  (Hist.  Zeitschrift  58  S.  203  u.  241  ff.)  beipflichten  und  die  völlige 
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sind.  Die  zunächst  geringen  Verschiedenheiten  sind  später  mächtiger 
geworden  und  mit  dem  Aufschwünge  der  Städte  konnte  die 
Erbleihe  dort  eine  Entwickelung  nehmen,  die  naturgemäss  in 
den  conservativen  Verhältnissen  des  ländlichen  Grundbesitz  sich 
nicht  entfalten  konnte.  Während  ursprünglich  bei  geringeren 
Differenzen  eine  wechselseitige  Beeinflussung  noch  möglich  war, 
musste  später,  sobald  die  Gegensätze  grösser  wurden,  vollständige 
Trennung  erfolgen.  — 

So  würde  die  hier  durchgeführte  rechtsgeschichtliche  Unter- 
suchung zu  dem  Ergebnisse  führen,  dass  die  freie  Erbleihe,  wie 
sie  jin  den  Verträgen  über  städtischen  und  ländlichen  Gutsbesitz 
der  Rheingegenden  des  12.  und  der  folgenden  Jahrhunderte  vielfach 
wiederkehrt,  auf  eine  zeitgemässe  Umbildung  der  älteren  Leihe- 
formen, namentlich  des  Hofrechtes  zurückzuführen  ist^).  Die 
alten  precarischen  Leihen  haben  bei  diesem  Entwickelungs- 
gange  keinen  Antheil  gehabt;  dagegen  mögen  immerhin 
lehenrechtliche  Formen,  die  freilich  vornehmlich  anderen 
Rechtsgebieten  angehört  haben,  auch  auf  diese  kleinen  Leihen 
manchen  Einfluss  geübt  haben.  Die  eigentliche  Fortbildung, 
die  aus  dem  Hofrechte  und  seinen  Leiheformen  sich  vollzog, 
gieng  in  der  Art  vor  sich,  dass  auf  der  einen  Seite  da« 
ursprünglich  ganz  precäre  Leiheverhältnis  im  Laufe  der  Zeiten 
immer  mehr  zu  einem  dinglichen  Rechte  erstarkt  ist,  und  auf  der 
anderen    Seite   die    anfangs   vielleicht    allein   ausschlaggebenden 


und  durchgreifende  Versohiedenheit  und  frühKeitige  Trennung  yon  Hof-Gerioht 
und  Stadt -Gericht  annehmen  wollte,  weil  die  innerliche  materiell- 
rechtliche  Entwickelung  durch  Schranken,  welche  etwa  die  verschiedenen 
Rechtsgebiete  trennen,  nicht  aufgehalten  wird  oder  wenigstens  nicht  noth- 
wendig  und  nicht  unbedingt  aufgehalten  werden  muss.  Freilich  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen,  dass  durch  die  hier  gegebenen  Ausführungen  y.Below'fl 
Hypothese  namentlich  für  die  älteste  Zeit  nicht  gerade  an  Wahrscheinlich- 
keit gewinnt. 

>)  Hält  man  an  diesem  Zusammenhange  fest,  und  berücksichtigt  man 
dass  die  freie  Brbleihe  entstanden  ist  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  Erb- 
lichkeit auf  hofrechtlichem  und  lehenrechtlichem  Gebiete  schon  ziemlich 
eingebürgert  war,  und  dass  die  ganze  wirthschaftliche  Lage  in  vielen  Fallen 
nur  eine  erbliche  Verleihung  möglich  machte,  so  wird  man  vielleicht  die 
von  Lamprecht  a.  a.  O.  S.  938  f.  vertretene  Auffassung,  dass  der  Erb- 
leihe eine  Zeitleihe  in  der  Entwickelung  vorausgegangen  sei,  nicht  als 
nothwendig  annehmen  müssen,  wenn  auch  gevdss  zuzugeben  ist,  dass  die 
Ausbildung  zeitlich  beschränkter  Leihen  auch  für  eine  freiheitliche  Ent- 
wickelung der  Erbleihen  nur  förderlich  sein  konnte. 
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hemcbaftlichen  Momente  im  Leiherechte  sich  immer  mehr  ver- 
flüchtigt haben.  Dabei  war  die  Entwickelung  freilich  nicht  derart, 
dass  diese  neue,  freiheitlich  ausgestaltete  Kechtsform  die  ältere 
in  ihrer  Totalität  verdrängt  und  sich  allgemein  an  ihre  Stelle 
gesetzt  hätte,  und  dass  man  in  streng  geschlossener  zeitlicher 
Aufeinanderfolge  die  Entwickelung  und  den  Übergang  von  der 
alten  zur  neuen  Form  verfolgen  könnte.  Der  Erfolg  war  vielmehr 
nur  ein  partieller;  nur  in  einzelnen  Gebieten  des  wirthschaftlichen 
LiebenSy  die  eine  freiere  Gestaltung  bedurften,  kam  das  neue  Recht 
zum  Durchbrnche  und  trat  dann  zu  den  daneben  noch  fort- 
bestehenden älteren  Formen  in  um  so  grelleren  Gegensatz* 

Fragt  man  nach  den  Ursachen  dieser  freiheitlichen  Entwicke- 
lang, 80  sind  es  wohl  im  allgemeinen  dieselben,  die  auch  auf 
anderen  Gebieten  und  in  anderen  Formen  in  jener  Zeit  einem 
neuen,  freien  Geiste  zum  Durchbruche  verhalfen. 

Der  Mangel  an  hinreichenden  Arbeitskräften  auf  dem  Lande, 
der  um  so  empfindlicher  wurde,  je  mehr  die  grösseren  Gutsherr- 
schaften genöthigt  waren,  zu  weiterem,  mühsamen  Ausbau  des 
JLandes  zu  schreiten,  und  die  in  der  Zeit  der  Colonisation  des 
Ostens  und  des  Aufblühens  der  Städte  der  ländlichen  Bevölkerung 
gegebene  Möglichkeit  durch  völligen  Austritt  aus  den  bisherigen, 
vielleicht  beengenden  Verhältnissen  zu  besserer  und  unabhängiger 
Stellung  zu  gelangen,  und  viele  andere  umstände,  die  für  uns 
hier  weniger  Interesse  bieten,  versetzten  die  grossen  Gutsherrn 
oft  in  die  Zwangslage,  im  eigenen  Interesse,  zur  Erhaltung  der 
für  sie  nothwendigen  bäuerlichen  Bevölkerung,  von  der  Strenge 
des  alten  Rechtes  nachzulassen  und  freiere  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen. 

Unmittelbare  Veranlassung  boten  dann,  wie  schon  eingangs 
erwähnt,  meist  die  Fälle,  wo  die  Verwerthung  des  Grund  und 
Bodens^  die  von  der  Herrschaft  angestrebt  wurde,  erst  durch  eine 
mühsame,  kostspielige  Arbeit  erreicht  werden  konnte.  Rodung 
von  Wäldern,  Anlage  von  Wiesen  und  Weinculturen,  Erbauung 
und  Erhaltung  von  Mühlen  und  Ähnliches  auf  dem  Lande  und 
der  Hänserbau  in  den  Städten,  all  dies  erforderte  einen  den  ge- 
wöhnlichen Durchschnitt  übersteigenden  fSnsatz  von  wirthschaft- 
lichen Kräften  und  gab  deshalb  vielfach  Anlass  zur  Anwendung 
eines  günstigeren,  privilegierten  Rechtes.  Die  Bedürfnisse  eines 
regeren  Güterverkehres  in  den  Städten  förderten  dort  eine 
weitere  Entwickelung. 
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Näher  einzugehen  auf  all  die  Factoren  des  wirthschaftlichen 
und  socialen  Lebens,  welche  die  neuen  Rechtsbildungen  erzeugt 
und  eingebürgert  und  dann  ihre  Eigenart  gepflegt  und  zur  Ent- 
faltung gebracht  haben,  erscheint  bei  dem  hier  verfolgten  Zwecke 
nicht  geboten;  es  kann  umsomehr  übergangen  werden,  als  über 
diese  vorwiegend  wirthschaftsgeschichtlichen  Fragen  von  berufener 
Seite  schon  ausführlich  gehandelt  wurde  ^). 

Hier  sei,  der  Vollständigkeit  halber,  nur  noch  eines  juristbcheo 
Momentes  gedacht,  das  in  dem  eben  geschilderten  Entwickelungs- 
gange  zu  einer  immer  freiheitlicheren  Behandlung  der  Leihever- 
träge zum  mindesten  als  förderndes  Element  mitgewirkt  hat, 
wenn  ihm  nicht  eine  noch  weiter  reichende  Bedeutung  zukommt. 

Es  ist  schon  an  früherer  Stelle*)  des  Einflusses  Erwähnung 
geschehen,  welchen  der  rechtliche  Verkehr  unter  geistlichen  An- 
stalten in  einer  Beziehung  auf  den  hier  verfolgten  ümwandlungs- 
und  Werdeprocess  geübt  hat.  Hier  kommt  noch  eine  andere 
Einwirkung  in  Betracht.  Wenn  auf  irgend  einem  Gebiete  des 
damaligen  Verkehrsleben  das  Bedürfnis  nach  einem  gedanken- 
massig  ewig  währenden  Einkommen,  einem  nie  erlöschenden 
Nutzungsrechte  ein  reges  und  lebhaftes  war,  so  muss  in  erster 
Linie  das  kirchliche  Vermögensrecht  dazu  Anlass  gegeben  haben. 
All  die  frommen  Stiftungen,  welche  die  Verehrung  Gottes  oder 
eines  Heiligen  dauernd  sichern,  oder  die  fromme  Erinnerung  an 
einen  Verstorbenen  durch  Gebete  und  Todtenfeiern  für  immer 
wach  erhalten  sollten,  mussten  ewig  sein,  wie  die  Kirche,  an  die 
sie  gelangten,  und  wie  die  Leistungen,  die  angestrebt  worden. 
Das  geeignetste  Mittel  zur  Begründung  eines  solchen  dauernden 
und  Jahr  für  Jahr  wiederkehrenden  Einkommens  lag  unzweifel- 
haft in  der  Zuwendung  von  Grund  und  Boden  oder  davon 
kommenden  Einkünften.  Die  Übertragung  von  Eigenthum  war 
die  einfachste,  aber  nicht  die  einzige  Form;  in  der  Zuwasung 
des  Erträgnisses  oder  der  Abgaben  eines  zinspflichtigen  Gutes 
mit  oder  ohne  eine  gleichzeitige  Übertragung  des  Eigenthums- 
rechtes,  lag  ein  anderes  Auskunftsmittel,  das  überdies  den 
Vortheil  hatte,  dass  dabei  durch  die  jährliche  Zahlung  an 
einem  festgesetzten  Tage  die  Widmung  für  den  bestimmten  Zweck 
(z.  B.  für  Abhaltung  einer  Memorienfeier)  besser  zu  Tage  treten 
konnte.      Was    uns    dabei    interessiert,    ist,    dass    auch   Leihe- 


0  vergl.  Lamprecht  a.  a.  ü.  I,  VI.  Thoil. 
»)  S.  108  f. 
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Verhältnisse  zu  diesem  Zwecke  in  mannigfacher  Art  ins  Leben 
gerufen  wurden.  J^icht  selten  wollte  nämlich  der  Gründer  einer 
solchen  Stiftung  bei  der  Übertragung  des  Grrundstückes  für  sich 
selbst  und  seine  Leute  doch  noch  etwas  zurückbehalten;  dann 
liess  er  sich  für  sich  und  seine  Descendenz  entweder  direct  einen 
ewigen  Zinsbezug  zusichern,  oder  er  liess  sich  das  Gut  zu  erb- 
lichem oder  lebenslänglichem  Hechte  (jure  hereditario)  zurück- 
verleiheuy  wofür  er  seinerseits  sich  zu  einem  Zinsentgelte  ver- 
pflichtete. In  anderen  Fällen  lag  es  dem  Schenker  eines  Gutes 
wieder  daran,  einen  bestimmten  Zinsmann  auf  demselben  zu  be- 
laseen  und  die  eigentliche  Zuwendung  an  die  Kirche  bestand 
dann  in  dem  Zinsbezugsrechte,  als  der  einzigen  actuellen  Äusserung 
des  überlassenen  Eigenthumsrechtes.  Für  eine  solche  Verfügung 
war  vielleicht  mitunter  massgebend,  dass  der  bisherige  Herr 
und  Eigenthümer  eines  Grundstückes  für  einen  bestimmten  seiner 
Leute  besonderes  Vertrauen  hegte  und  ihm  darum  neben  dem 
Grundbesitze  auch  die  Fürsorge  für  die  gehörige  Verwendung  des 
der  Kirche  zugedachten  Einkommens,  etwa  für  Abhaltung  von 
Gedächtnisfeiern,  Beleuchtung  der  Grabstätte  oder  eines  Altares 
u.  a.  m.  überweisen  wollte ').  So  gab  der  hier  gekennzeichnete 
religiöse  Zweck  vielfach  Veranlassung  zur  Begründung  von  neuen 
oder  zur  Beurkundung  von  schon  bestehenden  Leihen,  die  dann 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  einen  mehr  oder 
weniger  freien  Character  trugen*). 

So  mannigfaltig  diese  Bildungen  im  einzelnen  gewesen  sein 
mögen,  so  ist  ihnen  doch  das  eine  gemeinsam,  dass  sie  nicht  aus 
wirthschaftlichen  sondern  aus  kirchlichen  Bedürfnissen  heraus- 
gewachsen sind,  und  dass  ihr  Zweck  vornehmlich  in  der  intendierten 
Zinszahlung  bez.  in  der  Verwendung  des  Zinses  gelegen  ist.  Ent- 
fernen sie  sich  so  von  dem  Gebiete  des  eigentlich  wirthschaft- 
lichen Lebens,  so  liegt  in  der  Erhebung  der  Zinsleistung  zu  dem 
das  Rechtsverhältnis  zunächst  bestimmenden  Factor,  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  gegenüber  den  anderen  Leihen.  Und  gewiss 
lag  in  dem  Umstände,  dass  auf  diesem  einen  Gebiete  eine  solche 


<)  Etwa  wie  in  Urk.  1232  Böhmer,  Frankf.  ÜB.  p.  34. 

')  z.  B.  1116  MR.  ÜB.  I  431;  1150,  566;  1268  Böhmer,  Frankf.  ÜB. 
p.  121  a.  a.  Schenkungen  mit  Begründung  einer  Zinspflioht  für  einen  Jahr- 
tag 1101  MK.  ÜB.  I  402;  ähnlich  1133  »nden  I  p.  106;  1263  Böhmer, 
Frankf.  ÜB.  p.  87;  1268  p.  120  und  desgleichen  in  den  Kölner  Schreinsurk. 
Hoeniger  I  z.B.  Schreinskarte  der  Martinspfarre  2  IV  22  (o.  1142— 1166). 
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DnwAndlang  zum  Durchbruche  gelangt  ist,  eine  wesentliche 
Förderung  des  leiherechtlichen  Entwicklungegrangee»  der  ja  gerade 
damals  sich  in  dieser  Richtung  bewegte^). 

Die  wirthschaftliche,  sociale  und  rechtliche  Bedeutung  aber 
die  einer  solchen  £ntwickelung  zukam,  die  wird  gewiss  niemand 
gering  anschlagen  wollen.  Sieht  man  auch  ganz  ab  von  den  Vor- 
theileuy  welche  die  ferner  Ausbildung  des  Leiherechtes  in  den 
Städten  für  den  geldgeschäftlichen  Verkehr  im  G^olge  hatte,  so 
ist  auch  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Rechtes  die  Anbahnung 
und  das  Durchdringen  freierer  Leiheformen,  welche  die  PersoD- 
lichkeit  des  Bauern  nicht  mehr  in  so  enge  Schranken  schlössen, 
sowie  die  Ausbildung  beweglicher  Formen  für  den  bäuerUcken 
Lnmobiliargüterverkehr  überhaupt  ein  Fortsdiritt  von  ganz  h^vor- 
ragendem  Werthe. 


0  vergl.   in  dieser  Beziehung  auch  die  Ausfühnmgen   bei  Arnold» 
Geschichte  des  Eigentbams  8.  94  ff. 
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Die  bäuerlichen  Zinsgüter  der  nördlichen  deutschen 
Colonisationsgebiete. 


Ungefähr  zur  gleichen  Zeit,  in  welcher  in  den  ßheinlanden 
der  Ausbau  von  uncultiviertem  Lande  namentlich  durch  die  An- 
lage von  Weinbergen  und  anderen  Speciaiculturen  auf  früher 
ungeordnetem  Boden»  sowie  das  Aufblühen  der  Städte  in  mancher 
Beziehung  eine  Umwälzung  der  wirthschaftlichen  Verfassung 
und  die  oben  geschilderte  Entwickelang  des  neuen,  freiheitlichen 
Landleiherechtes  hervorgerufen  hat,  wurde  in  den  nördlichen 
und  östlichen  Grenzgebieten  der  damaligen  deutschen  Cultur,  in 
»den  Niederungen  und  Sümpfen  längs  der  Meeresküste  und  in 
den  der  slavischen  Nachbarschaft  abgerungenen  lündereien,  die 
Bebauung  und  Besiedelung  völlig  unwirthlicher  und  unbewohnter 
Landstriche  durch  die  Heranziehung  einer  zahlreichen  Colonisten- 
bevölkerung  in  der  umfassendsten  Weise  ins  Werk  gesetzt.  £8 
liegt  auf  der  fland,  dass  die  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes, 
das  Gedeihen  dieses  Oolonisationsunternehmens,  dessen  Bedeutung 
die  Grossen  jener  Gebiete,  wenigstens  insoweit  ihr  Nutzen  in 
Betracht  kam,  klar  erkannten,  nur  dadurch  möglich  war,  dass 
den  neuen  Ansiedlern  weitreichende  Vortheile  und  besondere 
Privilegien  gewährt  wurden.  Denn  materiell  war  die  Lage,  welche 
die  Oolonisten  wenigstens  für  die  erste  Zeit  zu  erwarten  hatten, 
nichts  weniger  als  günstig.  Musste  doch  der  Grund  und  Boden, 
der  in  Hinkunft  die  neue  Heimstätte  für  den  Colonisten  sein 
sollte,  durch  Kunst  und  mühevolle  Arbeit  den  feindlichen  Ele- 
menten oft  erst  abgerungen  werden.  Die  Überlassung  der  dem 
einzelnen  zugewiesenen  Hufe    zu  erblichem    und  dauerndem  Be* 
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sitzrechte  gegen  eine  geringe  Zineabgabe  und  die  Gewährung 
und  Sicherung  der  persönlichen  Freiheit  waren  im  allgemeinen 
die  Zugeständnisse,  die  sich  geeignet  erwiesen,  Colonisten  aus 
weiter  Ferne  zu  der  beschwerlichen  und  oft  gewagten  Cultur- 
arbeit  zu  gewinnen. 

Welch  grosse  Bedeutung  in  wirthschaftlicher,  rechtlicher 
und  politischer  Beziehung  diesem  Colonisationswerke  zukam,  das 
aus  kleinen  Anfangen  zu  weiter  Ausdehnung  gelangte,  ist  aus 
den  dieser  Frage  speziell  gewidmeten  Untersuchungen  ^)  wie 
allgemeinen  geschichtlichen  Werken  zur  Genüge  bekannt.  Dnd 
ebenso  ist  die  Geschichte  der  Ausbreitung  dieser  colonisatorischen 
Bewegung  in  älteren  Abhandlungen  und  durch  neuere  Forschungen, 
die  das  wirthschaftlich  so  merkwürdige  Ereignis  bald  auf  dem 
ganzen  Gebiete,  auf  dem  es  sich  vollzog,  bald  wieder  mit  vor- 
nehmlicher Berücksichtigung  der  einzelnen  davon  betroffenen 
Territiorien  behandelt  haben,  so  oft  und  so  gründlich  besprochen 
worden,  dass  eine  neuerliche  Erörterung  des  geschichtlichen 
Problemes  fast  als  überflüssig  erscheinen  möchte. 

Darum  liegt  es  auch  nicht  in  der  Absicht  der  vorliegenden 
Studie  auf  diese  Frage  von  neuem  einzugehen.  Hier  handelt 
es  sich  weder  um  eine  Würdigung  der  culturgeschichtlichen  Be- 
deutung, noch  auch  um  die  Darstellung  des  Fortschreitens  und 
der  Verbreitung  dieser  die  Germanisierung  der  Grenzgebiete  be- 
gründenden Colonisation;  es  sollen  vielmehr  lediglich  die  recht- 
lichen Formen,  in  welchen  diese  Ansiedelungen  ins  Leben  ge-' 
rufen  wurden,  namentlich  die  Beziehungen  der  Colonisten  in 
ihrer  rechtlichen  Stellung  zum  Grund  und  Boden  einer  beson- 
deren Untersuchung  unterzogen  werden. 

Naturgemäss  folgt  dabei  die  rechtsgeschichtliche  Darstellung 
am  besten  dem  Entwickelungsgange,  den  die  Colonisation  selbst 
eingeschlagen  hat.  An  die  Besprechung  der  rechtlichen  Ge- 
staltung, welche  bei  den  ersten  Coloniengründungen  ins  Leben 
gerufen,  und  die  auch  später  im  allgemeinen  beibehalten  wurde, 
wird  sich  füglich  der  Hinweis  auf  die  Veränderungen  anschliessen, 
welche  die  einmal  gewonnene  und  im  Principe  unveränderte  recht- 
liche Form  in  ihrer  Anwendung  und  Übertragung  auf  andere  ver- 
wandte Unternehmungen  im  weiteren  Verlaufe  erfahren  hat  Da- 
bei mag  der  enge  Zusammenhang  von  öffentlichrechtlichen  und 


')  vergL   die  Zusammenst^lluDg   der  einschlägigen  Literatur  s.  B.  bei 
Schröder  D.R.G.  S.  376  Anm.  15  und  8.  407  Anm.  1. 
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pnTatrechtlichen  Elementen,  der  schon  bei  einem  flüchtigen 
Blicke  auf  die  belangreichen  Urkunden  zu  Tage  tritt,  es  recht- 
fertigen, wenn  neben  den  privatrechtlichen  Besitzverhältnissen 
auch  die  öffentliche,  namentlich  die  gerichtliche  Organisation  der 
Colonien  in  ziemlich  weitem  Umfange  in  den  Kreis  der  Be- 
sprechung gezogen  wird. 

Der  Ausgangspunkt  für  alle  unserem  Gegenstande  gewid- 
meten Untersuchungen  ist  wohl  von  jeher  der  Vertrag  gewesen, 
durch  welchen  der  grosse  Erzbischof  Friedrich  von  Hamburg- 
Bremen  mehreren  holländischen  Unternehmern  die  Trockenlegung 
von  unwirthlichen  Sumpfländereien  zum  Zwecke  der  Gründung 
neuer  und  ausgedehnter  Ansiedelungen  gestattet  und  rechtlich 
wie  factisch  ermöglicht  hat^).  Und  gewiss  mit  vollem  Grunde 
wird  gerade  diese  Abmachung  zur  Grundlage  für  alle  modernen 
Darstellungen  der  Colonisationsgeschichte  gewählt.  Dieselbe  ist 
freilich  nicht  die  älteste  auf  uns  gekommene  Aufzeichnung*) 
über  eine  Ansiedlung  einer  grösseren  Zahl  von  Colonisten; 
und  es  fehlt  auch  nicht  an  Anzeichen,  dass,  noch  ehe  Erzbischof 
Friedrich  diese  holländische  üolonie  ins  Leben  gerufen  hat, 
auch  schon  andere  fremdländische  Ansiedler  sich  in  jenen 
Gegenden  niedergelassen  haben  ^).  Aber  der  hier  genannte 
Vertragt)  ist  grundlegend  für  unsere  Kenntnis  über  die 
fiechtsverhältnisse  der  holländischen  Colonien  und  ein  Ver- 
gleich mit  späteren  analogen  Abmachungen  zeigt,  dass  die  in 
ihm  enthaltenen  Rechtsgedankeu  weiterhin  wohl  ergänzt  und  in 
Einzelheiten  modificiert  wurden,  im  wesentlichen  aber  auf  lange 
Zeit  hin  massgebend  blieben.  Mit  diesen,  freilich  erst  im  wei- 
teren Verlaufe  der  Darstellung  zu  erhärtenden  Behauptungen 
dürfte  ein  genaues  Eingehen  auf  seinen  Inhalt  vorläufig  gerecht- 
fertigt erscheinen^). 

')  1106,  Ehmck  and  v.  Bippeo,  Bremer  ÜB.  No.27,  b.  unten  Anm.  5. 

>)  B.  unten  S.  129. 

*)  vergL  Eduard  Otto  Schulze,  Niederländiache Siedelangen,  Hannover 
1889  8.  24. 

*)  Über  Art  und  Glaubwürdigkeit  der  Überlieferong  s.  aosser  dem 
Bremer  ÜB.  und  Lappenberg,  Hamburger  (JB.  (bei  No.  199.)  insbes. 
Weraebe,  Über  die  niederländischen  Colonien  (Hannover  1815 — 16)  197  ff. 

*)  Sein  Wortlaut  nach  der  Ausgabe  im  Bremer  Urkundenbuohe  No.  27: 

J.  n.  s.  e.  i.  t  Friederious  dei  gratia  Hammenburgensis  eoolesie  an- 
tistes  universis  fidelibus  in  Christo  presentibus  et  futuris,  perpetuam  bene- 
diotionem.  Pactionem  quandaro,  quam  quid  am  eis  Rhenum  oomma- 
nentes,  qui  dicuntur  Hollandi,  nobiscum  pepigerunt,  omnibus  notam 
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Schon  seiner  äusseren  Form  nach  tragt  er  den  Charaeter 
des  Besonderen,  indem  er  nicht  als  eine  Enuntiation  des  herr- 
schaftlichen Willens,  nicht  als  ein  Privilegiam  des  mächtigen 
Kirchenfärsten  auftritt ,  sondern  als  eine  schlichte  Vereinbarung, 
welche  der  Erzbischof  und  sechs  Holländer,  als  die  Leiter  des 
Colonisationsunternehmens  und  Anführer  ihrer  Genossen,  wie 
gleichberechtigte  Parteien  unter  sich  ausgehandelt  haben. 


volumus  haberi.  Prefati  igitur  viri  maiestatem  (?)  nostram  conveDernnt 
obnixerogantes,  quatenus  terram  in  episcopatu  nostro  sitam,  actenas 
incultaiD  paludt>8amque ,  nostris  itidigenis  superflaam  eis  ad 
excolendam  oonoeder  emus.  Nos  itaque  tali  petitione nostromm ati  eon- 
8iliofideliam,perpeiidente8  rem  nobisnoBtrisquesucceBtoribttaprofii- 
turam,  non  abnuenie  petitioni  eorum  assensum  tribuimas.  Haiai 
autem  petitionis  talis  fiebatpaotio,  ut  de  prefateterre  singulii 
mansis  singnlos  denarios  aingulis  annis  nobis  darent.  Mami 
vero  mentionem,  ne  disoordia  in  posteram  in  populo  haberetor,  qae  mentio 
in  longitniine  aeptingentas  et  viginti.  in  latitudine  vero  XXX  habet  regalea 
yirgas,  cum  rivulis  terram  interfluentibus,  qaoa  eis  simili  modo  ooncedimni 
hie  inscribi  necessariom  duximus .  Condixerunt  denique  secundam  decretnm 
nostram  decimam  se  daturos,  ita  videlicet,  ut  de  frugibus  terre  undecimnm 
manipulum,  de  agnis  X.,  de  porcis  similiter,  de  capris  similiter,  de  anaeri- 
buB  similiter  nee  non  et  decimam  mensuram  mellia  et  de  Uno  simili  modo 
darent;  pallum  equinom  edncatom  usque  ad  festivitatem  saneti  Hariini  solo 
denario,  vitulum  obolo  redimerent.  Ad  sinodalem  iusticiam  aecun- 
dum  tanotorum  decreta  patrum  et  canonicam  justiciam  et  institu- 
tionem  Trajectensis  ecclcsie  nobis  so  per  omnia  obtemperaturos  pro- 
miserant.  Indioia  et  placita  seoularis  legis,  ne  ab  extraneis 
preiudicium  paterentur,  ipsi  ut  omnes  rernm  dissentioaaa 
inter  se  diffinirentur,  de  singulis  oentum  mansis  II  maroaa  singalia 
annis  se  persolvere  asseruerunt.  Majorum  placita  sive  iudicia  rerum, 
si  ipsi  inter  se  diffinire nequirerent,  ad  episoopi  audientiam  referrent, 
eumque  secum  ad  causam  diffiniendam  duoentes,  inibi  quamdiu  moraretur, 
de  suo  ipsimet  procurarent:  eo  tenore,  ut  de  placitali  questa  daas 
partes  haberent,  tertiam  Tero  episcopo  preberent  ficolesiat  in 
pre&ta  terra,  ubi  eis  congruum  videretur,  constitui  concessimus.  Quibns 
ecclesiis  decimam  decimarum  nostrarum  parrochiarum  ecoleaiarum  earundem 
distincte  in  usus  sacerdotis  inibi  deo  servituri  prebuimus.  Parroohiani 
vero  nichilominus  singularum  ecclesiis  mansnm  unum  in  dotom  ad  predictos 
usus  sacerdotis  se  daturos  confirmant.  Nomina  virorum,  qui  nos  ob  hanc 
pactionem  faciendam  confirmandamque  conveneruntf  hec  sunt:  fle^nrioos 
sacerdos,  cui  prefatas  eoclesias  in  vita  sua  concessimus,  ceterique  laici :  He- 
likinus,  Amoldus,  Hiko,  Fordolt,  Keferic;  quibus  iam  sepedictam 
terram  secundum  seculi  leges  et  prefatam  oonventionem 
concedimus  et  ipsornm  beredibus  post  ipsos.  Datum,  Siegel. 
Si  quis  ista  contradixerit,  anathema  sit 
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Nach  didseni  Übereinkommen  überliess  Erzbischof  Friedrich 
den  holländischen  Colonisten  einen  allem  Anseheine  nach 
ziemlich  ausgedehnten»  aber  sumpfigen»  bisher  völlig  unbebauten 
und  unbenutzten  Landstrich '),  den  diese  sieh  zur  Cultivierung 
erbeten  hatten.  Der  ganze  District  sollte  vermessen  und  in 
Hufen  von  bestimmter  Form  und  Grösse  gethcilt  werden,  und 
zwar  reichte  deren  Omfang  weit  über  das  gewöhnliche  Ausmass 
hinaus.  Oleichwohl  wurde  neben  der  Zehentabgabe,  die  sich  nach 
dem  holländischen  Oebrauche  richtete  *),  von  jeder  Hufe  nur  der 
minimale  Zins  von  einem  Denare  verlangt.  Bezüglich  der  Gerichts- 
barkeit wurde  für  geistliche  Angelegenheiten  das  allgemeine 
canonische  Recht  und  der  Gerichtsgebrauch  von  Utrecht,  als  der 
Diöcese,  aus  welcher  die  Colonisten  kamen,  flir  massgebend  erklärt, 
die  niederen  weltlichen  Gerichte  aber  gegen  eine  jährliche 
Abgabe,  die  für  je  100  Hufen  mit  zwei  Mark  bestimmt  wurde, 
den  Colonisten  zur  freien,  selbstständigen  Regelung  überlassen; 
damit  war  ihnen  gleichzeitig  die  Anwendung  des  heimischen 
Rechtes  zugestanden  und  gewährleistet.  Nur  die  höhere  Gerichts- 
barkeit behielt  sich  der  Bischof  vor,  jedoch  findet  sich  auch 
hier  eine  ausserordentlich  weit  reichende  Concession,  indem 
die  Colonisten  nicht  gezwungen  wurden,  an  den  Sitz  des  bischöf- 
lichen Hofes  zu  ziehen,  sondern  berechtigt  waren,  gegen  Leistung 
der  nothwendigen  Procurationen  den  Bischof  für  solche  Fälle  in  ihr 
Land  zu  rufen,  der  dann  ein  Drittel  der  G^richtsgefalle  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  konnte.  Hierin  liegt  bei  der  Organisation 
des  damaligen  Gerichtswesens  naturgemäss  eine  neue  Gewähr 
für  die  Anwendung  des  heimischen  Rechtes.  Auch  in  kirch- 
licher Beziehung  wurde  ihnen  viel  Freiheit  gewährt.  Sie  konnten 
Kirchen  bauen,  wo  und  wie  sie  wollten,  nur  musste  jede  mit 
einem  Mansus  dotiert  werden.  Zu  Gunsten  des  an  ihnen  fungierenden 
Geistlichen  verzichtete   der   Erzbischof  auf   den    zehnten   Theil 


>)  Über  die  geographische  Lage  der  Colonie  vergl.  insbes.  W ersehe 
a.  a.  O.  S.  32,  dann  mit  gegentheiliger  Ansicht  Langenthai,  Gesok  d, 
deutschen  Landwirthschaft  1847  ff.  U  S.76  ff.;  ans  neuerer  Zeit  Schröder, 
die  niederl.  Kolonien  in  Norddeutschhind,  in  Virohov  und  HolteeBdorffs 
Sammlung  v.  Vortragen  XV.  Serie,  Heft  Ul  S.  8  (850)  und  Schulze 
a.  a.  0.  S.  12  ff. 

*)  undecimum  manipalam,  also  die  11.  nicht  schon  die  10.  Garbe 
vergl.  dazu  Gustav  Heinrich  Schmidt,  zur  Agrargesch.  Lübeks  and  Ost- 
holateiaa  S.  18,  auch  Schulze  a.  a.  0.  S.  83. 
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seines  Zehentertrages.  Zum  Schlüsse  wird  noch  die  Dauer  des 
Vertrages,  seine  Giltigkeit  aueh  über  das  Leben  der  Contrahenten 
hinaus,  für  deren  Erben  zugesichert. 

Es  unterliegt  gewiss  keinem  Zweifel,  dass  unter  der  Vor- 
aussetzung des  Gedeihens  der  Colonie,  soferne  also  die  erste 
Culturarbeit  zu  dem  gewünschten  Ziele  führte,  die  Vortheile, 
welche  aus  einem  solchen  Vertrage  den  Colonisten  zufielen,  sehr 
bedeutende  werden  mussten;  neben  dem  sicheren  Qenusse  der  voUaten 
persönlichen  Freiheit,  des  eigenen  Rechtes  und  des  eigenen  Ge- 
richtes die  dauernde  Überlassung  der  zugewiesenen  Hafen  mit 
all  den  Vortheilen,  die  aus  ihnen  zu  gewinnen  waren.  Und  dem 
gegenüber  ist  die  Gegenleistung,  welche  der  Grundherr  für  eich 
in  Anspruch  nahm,  gewiss  verschwindend  klein.  Nur  der  Um- 
stand, dass  der  überlassene  Boden  vor  dem  gar  kein  Erträgnis 
abwarf,  also  schon  das  Mindeste  für  den  Grundherrn  reiner  G^ 
winn  war,  und  dass  andererseits  sehr  günstige  Bedingungen  noth- 
wendig  waren,  um  Colonisten  zu  werben  und  durch  sie  wenigstens 
diese  geringen  pecuniären  Vortheile  zu  gewinnen,  macht  die 
Abschliessung  des  Vertrages  mit  diesem  Inhalte  begreiflich.  Zu 
beachten  ist  übriges,  dass  auch  von  den  wenigen  Abgaben,  die 
•  der  Bischof  für  sich  forderte,  nur  ein  Theil  unmittelbar  auf  den 
Schultern  der  angesiedelten  Bauern  ruhte,  nämlich  nur  Zehent 
und  Zins,  während  die  G^richtsabgaben  in  beiden  Formen 
zunächst  nur  die  Träger  der  dortigen  Gerichtsbarkeit  trafen. 

Wer  dieselben  waren  und  wie  sich  ihr  Verhältnis  zu  den 
eigentlichen  Bewohnern  der  Colonie  gestaltete,  darüber  gibt 
uns  der  vorliegende  Vertrag  keine  Auskunft.  Sein  Zweck  ist 
nur  die  Adelung  des  Verhältnisses  zwischen  der  erzbischSflichen 
Curie  und  der  Colonie  als  einer  Einheit,  oder  vieUeicht  richtiger 
gesagt,  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Erzbischof  und  den 
sechs  genannten  Unternehmern,  den  Begründern  der  Holländer- 
niederlassung. So  blieb  auch  die  Ordnung  der  inneren  Ange- 
legenheiten den  Colonisten  selbst  überlassen;  wie  dieselbe  er- 
folgte, darüber  können  wir  uns  nur  Vermuthungen  hingeben, 
Vermuthungen,  für  welche  die  Analogie  späterer  ähoUcher  Nieder- 
lassungen gewisse  Anhaltspunkte  gewährt. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die  Führer,  die  im  Namen  und 
als  Stellvertreter  ihrer  Genossen  die  Verhandlung  mit  dem  Erz- 
bischof durchgeführt  und  zum  Abschlüsse  gebracht  haben,  auch 
fernerhin  in  dem  Colonistendorfe  eine  leitende  Stellung  dürften 
eingenommen  haben.     Vielleicht  kam   in  ihre  Hände  durch  den 
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Willen  ihrer  GenosseD  die  Leitung  der  Dorfgerichte,  auf  welche 
der  Biachof  für  seine  Person  verzichtet  hatte;  vielleicht  konnten 
sie  auch  diese  und  manche  andere  Vortheile  sich  erzwingen,  da 
der  Wortlaut  des  Vertrages  eben  sie,  die  sechs  Führer,  als  die 
erblich  berechtigten  Besitzer  jenes  Landstriches  bezeichnete  und 
eines  Rechtes  ihrer  Genossen  dabei  keine  Erwähnung  geschah. 
Auch  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Unternehmer  ihrer- 
seits bei  der  Ansiedelung  der  einzelnen  Holländer  Bauern  sich 
vielleicht  einen  Kaufpreis  ausbedungen,  oder  die  von  dem  Erz- 
bischofe  auf  die  Hufen  gelegten  Abgaben  zu  ihren  Gunsten  er- 
weitert haben. 

In  der  Gewährung  eines  eigenen  Gerichtes  und  der  darin 
verbürgten  Zusicherung  des  Fortbestandes  ihres  eigenen, 
heimathlichen  Rechtes,  das  auch  in  der  Ferne  giltig  und  in  An- 
wendung bleiben  sollte,  sowie  endlich  in  der  freiheitlichen, 
keiner  Grundherrschaft  unterstellten  Organisation  des  neuen 
Dorfes  lagen  aber  jedenfalls  so  bedeutende  Vortheile,  dass  ihnen 
gegenüber  solche  von  der  Dorfobrigkeit  vielleicht  verfugte  Be- 
lastungen noch  immer  leicht  erträglich  erscheinen  mochten. 

Um  des  Gegensatzes  willen,  der  gerade  bezüglich  der  per- 
sönlichen Freiheiten  der  Golonisten  besteht,  sei  an  dieser  Stelle 
einer  anderen  der  gleichen  Zeit  entstammenden  Vertragsabmachung 
gedacht^),  die  auch  die  Gründung  einer  Holländercolonie 
zum  Gegenstande  hatte,  aber  nicht  die  gleichen,  freiheitlichen 
Principien  zur  Anwendung  brachte.  Zwischen  1079  und  1114,  wahr- 
scheinlich noch  vor  dem  Entstehen  der  ersten  Bremischen  Hol- 
länderansiedelung, hat  nämlich  Bischof  Udo  von  Hildesheim 
gleichfalls  eine  holländische  Niederlassung,  aber  unter  anderen 
Bedingungen  ins  Leben  gerufen.  Über  die  dabei  getroffenen  Be- 
stimmungen erhalten  wir  Kunde  aus  einer  Bestätigungsurkunde  *) 

>)  Die  gleiche  Gegenaberstellang  findet  sich  schon  bei  Schröder, 
niederl.  Kolonien  S.  6  (348> 

')  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  1129  ....  Decretum  est  .  .  . 
et  epischopo  et  eodem  advena  popnlo  assensum  in  idem  praestante:  —  Si 
qnis  vir  obierit,  ut  vel  ex  animalibus  eius  optimnm  quodcumque  fuerit,  vel 
si  pooins  epischopo  videbitar  unam,  quod  ex  vestimentis  eius  preciosum  magis 
iadioabitor  in  usam  transeat  episohopi.  Porro  uxor  mortui  nubat  in  domino, 
nullius  potentia  seu  timore  coercita,  tantum  ut  maritus  subsequeus  epische- 
pali  debito  secundum  institutionem  non  contradicat.  —  In  exoolendis  quo* 
que  agris  hanc  conventionis  legem  acceperunt:  Qnantumcnnque  aliquis  ar- 
borum  silyestrium  deiecerit  et  eradicatis  vepribus  seu  aliis  inoommodis  in 
usum  redactis,  qnamdiu  solo  rastro  colitur,  neo  tributo  neo  deoime 
snbiaoeat.     (^uam    cito    aut^m    vomere    proscissus    aget   uberiorem    frac- 

0.  BOnHnd,  Erbloflieii.  9 
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des  Bischofs  Bernhard   von  Hildesheim  aus  der  Zeit  zwbelieii 
1133  und  1137.     Wir  entnehmen  derselben,  dass  der  Zweck  des 


tum  attalerit,  Beptem  annis  tributum  nesciat;  Bed  in  ipso  aepümo 
daoB  denarios  reddat,  in  octaVo  quatuor,  in  nono  octo,  in  decimo  aoli- 
dum  et  per  singalos  annos  deinceps  hano  Bummam  non  exoedat.  —  In 
oansis  etiam  aecularibuB  diBcntiendis  advocatnm  acoipiant,  quem  diacretio 
episcopi  ex  gratia  utpote  exnlibuB  providerit,  et  ter  in  anno  concionandi 
causa  conveniant,  responsuri  sine  banno  regiB  et  comitiB;  et  ai  alio  oon- 
querente  reuB  aliquis  convictuB  fuerit.  advocato  tres  BoUdos  et  conquerenti 
duoB  yadiet,  gratiam  tarnen  in  hiis  aocepturuB.  £b  fol^n  weitere  procesauale 
BeBtimmungen,  dann:  Qui  preoium  poBsesBioniB  sue  comperare  volaerit,  ¥111100 
episcopi  sex  denarioB  offerat,  quod  appellant  lioentiam;  eo  tarnen  iure 
emptor  tenenduro  non  ambigat,  quo  venditor  ante  possidebat.  Quod  n  malioia 
villioi  ad  amplins  Yenditorem  coegerit,  sub  dvinm  suorum  testimonio  sex 
iterum  denarios  ei  ofierat.  Quod  si  acoepturnm  se  pertinaoiter  negaveritr 
suspendat  eos  infra  parietes  domus  sue  et  recedat  Quem  si  violentia  villici 
persequens  ceperit,  assumpto  eorundem  civium  testimonio  probet,  se  et  antea 
obtulisse  et  precium,  ubi  iusticia  poscebat,  suspendisse;  et  cum  bac  excnsa- 
tione  securuB  abcedat.  Ferro  si  aut  negligentia  inoautus  ant  arrogantia  pro* 
tervus  huius  institnti  decretum  non  egerit  et  rebus  suis  venditis  abire  yo- 
luerit,  captus  privetur  omnibus,  que  secum  detulit,  nee  plagatus  ant  alicnins 

membri  imminutione  mutilatus ^  Si  querne  glandis  nbertas  adve- 

nerit  et  homo  ecolesie  in  pasturam  porcos  adraiserit,  duplicet  numemm  bomo 
ecolesie,  scilicet  si  sex  inponat  homo  ecclesie,  tres  adbibeat  advena;  ai  ille 

quatuor,  iste  duos In  aquarum  discursibus  pisoari,  per  ambitua  ail- 

yarum  venari  non  prohibetur,  nisi  in  foresto  episcopi,  in  quo  si  quis  depre- 
hensus  fuerit,  quinque  solidorum  amissione  delictum  corrigat  —  Si  qnis 
iter  faciens  in  domo  alicuius  hospitandi  gratia  intraverit  yel  etiam  mansi- 
onem  in  eadem  diutius  fecerit,  si  ibi  obierit,  uxori  ac  filiis  eins  remaneat 
eius  substancia;  si  yero  heredem  in  presenti  non  habeat,  sint  in  custodia 
hospitis  reliquie  illius  annum  et  diem.  Si  infra  prefinitum  tempus  quisquam 
yenerit  et  eo  modo,  quo  iusticia  exigit,  bereditarium  ins  ad  se  pertinere  de- 
cuerit,  reddantur  illi;  si  nullus  venerit  infra  anni  circulum,  transeant  eidem 
reliquie  in  usum  episcopi.  —  Si  penuria  cogente  aut  subita  inimici  atroci- 
täte  aliquis  non  habita  licentia  discesserit,  maneat  inconyulsa  annum  et  diem 
eius  substantia.  Si  redierit  et  pro  indisciplina  satisfecerit,  contradictionem 
bonorum  suorum  non  patiatur.  Si  non  redierit,  alicui  suorum  eadem  bona 
familiarius  et  leyius  per  gratiam  villici  non  negentur.  Quicquid  in  areia,  in 
agris  siye  quibuscumque  commodis  villicus  alicui  contulerit,  irritum  fiere 
non  potest.  £t  si  assumpto  ciyium  testimonio  aliquis  a  curia  se  suscepisae 
quicquam  ostenderit,  inconvulsum  existat.  —  In  nostre  institutionis  exordio 
confirmatum  est,  episcbopum  nee  advocatum  licere  aut  debere  aliquem  ex 
uofttris  suorum  testimonio  conyincere,  sed  eorum,  qui  nostre  legis  decretum 

acceperunt 

Primam  autem  pretaxate  legis  institutionem  susceperunt  Benzo,  Menso, 
Immo,  £gezo,  Udone  episcopo;  confirmationem  eiusdem  denuo  acceperunt 
Bemardo  episcopo  cum  sigilli  annolatione  sub  anathemate  isti:  nun  folgen 
eine  Reihe  von  Namen  geistlicher  und  weltlicher  Leute. 
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Unternehmens  wieder  die  Cultivierung  eines  unfruchtbaren  Land- 
striches war,  und  finden  dabei  die  besondere  Begünstigung  einer 
Yollkommenen  Freiheit  von  Zins  und  Abgaben  für  die  Zeit  bis 
einschliesslich  des  sechsten  Jahres  nach  vollendeter  Rodung. 
Der  Zins  für  die  folgenden  Jahre  wurde  mit  2,  4,  bez.  8  Denaren 
und  vom  10.  Jahre  an*  mit  einem  Solidus  von  jeder  Hufe  fest- 
gestellt. Daneben  bestand  natürlich  die  Zehentpflicht  Ab- 
gesehen von  der  Grösse  des  Zinses,  welcher  nach  dem  Gesagten 
den  der  Bremer  Golonisten  um  ein  sehr  Bedeutendes  überragt, 
(hier  ein  Solidns,  dort  ein  Denar),  stimmt  in  allen  bisher  be- 
sprochenen Punkten  der  rechtliche  Inhalt  der  beiden  Vorträge 
im  Ganzen  noch  überein. 

Die  Abweichungen  zeigen  sich,  wie  schon  oben  angedeutet, 
erst  in  den  Bestimmungen  über  die  persönlichen  und  gericht- 
lichen Verhältnisse  der  Colonisten.  Todfallsabgabe  und  gewisse 
eherechtliche  Beschränkungen  weisen  ziemlich  deutlich  auf  das 
Vorhandensein  einer  herrschaftlichen  Gewalt,  welche  der  Bischof 
über  die  Colonie  in  Anspruch  nahm,  und  vollends  zeigt  die 
Unterordnung  unter  einen  vom  Bischof  zu  bestellenden  Vogt  un- 
zweifelhaft die  Einordnung  in  den  Herrschaftsverband  des  bischöf- 
lichen Hofes  an.  Die  Detailbestimmungen,  in  welchen  diese  Be 
Ziehungen  und  die  Rechte  der  Colonisten  ihre  Regelung  fanden, 
gewährten  ihnen  dann  allerdings  Begünstigungen,  welche  vielleicht 
nicht  allen  Hofangehörigen  zugestanden  haben,  wie  z.  B.  das 
Recht  der  Freizügigkeit  und  die  Befugnis,  das  Grundstück  gegen 
eine  dem  Vogt  zu  bezahlende  Licenzgebühr  zu  verkaufen  — 
eine  Befugnis,  deren  Ausübung  sogar  gegen  den  Willen  des 
Vogtes  unter  Beobachtung  bestimmter  Formvorschriften  ertrotzt 
werden  konnte.  Und  doch  liegt  gerade  darin,  dass  für  den  Ver- 
kauf der  Hufe  und  für  das  Verlassen  des  Dorfes  dem  Vogte  eine 
Abgabe  zu  gewähren  war,  gegenüber  dem  Rechte  der  Bremer 
Golonisten  eine  persönliche  Einschränkung,  die  dort  nicht  bestand. 

Im  Verhältnis  zum  gewöhnlichen  Hofrechte  dürften  wieder 
als  Begünstigungen  erschienen  sein  die  Zugeständnisse  freier  Jagd 
und  Fischerei  und  nochmehr  gewisse  processuale  Erleichterungen, 
die  offenbar  darin  ihren  Grund  hatten,  dass  die  Abgeschieden- 
heit von  dem  eigentlichen  Heimathlande  den  Colonisten  die  Be- 
weisführung, namentlich  die  Aufbringung  von  Eideshelfern  in  der 
Zahl  und  Art,  wie  es  das  gewöhnliche  Processrecht  verlangte, 
unter  allen  Umständen  erschwert,  oft  unmöglich  gemacht  hätte. 
Gegenüber  diesen  Bevorzugungen  fehlt  es   indes  auch   nicht  an 

9* 
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einzelnen,  freilich  weniger  bedeutenden  Momenten,  in  welchen 
die  Colonisten  ungünstiger  als  die  homines  ecdesiae  gestellt 
waren. 

Der  Grund,  warum  diese  holländischen  Ansiedler  sich  mit 
einem  Mindermass  von  Freiheiten  zufrieden  geben  und  sich  die 
mehr  oder  weniger  vollständige  Einordnung  in  den  herrschaft- 
lichen Verband  gefallen  lassen  mussten,  lag,  soweit  die  in  der 
Urkunde  gelegenen  Andeutungen  vermuthen  lassen,  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  darin,  dass  sie  landflüchtige  Leute  waren, 
die  unfreiwillig  den  heimathlichen  Boden  verlassen  hatten, 
für  die  demnach  die  Erlangung  neuen  Grrundbesitzes  selbst  unter 
minder  günstigen  Bedingungen  eine  Existenzfrage  war,  die  auch 
ein  Preisgeben  eines  Theiles  der  persönlichen  Freiheit  und  Selbst- 
ständigkeit begreiflich  machte,  während  ihre  rechtlich  und  wirth- 
schaftlich  selbstständigen  Landsleute,  die  Erzbischof  Friedrich  nach 
Bremen  rief,  in  freie  Unterhandlungen  mit  diesem  treten  konnten 
und  sich  nur  denjenigen  Bedingungen  zu  unterwerfen  brauchten, 
die  ihnen  hinreichend  vortheilhaft  und  günstig  erschienen. 

Die  beiden  bisher  besprochenen  Colonisationsprivileg^en 
können  vielleicht,  was  die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  der 
Colonisten  betrifil,  als  die  Extreme  genannt  werden,  zwischen 
denen  die  bezügliche  Entwickelung  sich  im  einzelnen  bewegte. 
In  der  Holländercolonie  des  Erzbischofes  Friedrich  von  Ham- 
burg-Bremen fehlt  nahezu  jedes  Eingreifen  der  bischöflichen 
Autorität  in  die  inneren  Rechtsangelegenheiten  der  Dorfschaften. 
Wie  sich  kein  Hinweis  findet,  der  sich  als  eine  durch  die  bischöf- 
liche Herrschaft  veranlasste  Einschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  des  Individuums  deuten  Hesse,  so  blieb  auch  die  recht- 
liche Organisation  der  Gesammtheit  fast  ausschliesslich  den  An- 
siedlern selbst  überlassen.  In  beiden  Beziehungen  steht  das 
Gründungsdiplom  des  Hildesheimer  Bischofs  Udo  auf  dem  völlig 
entgegengesetzten  Standpunkte.  Die  Freiheit  der  einzelnen  Colo- 
nisten ist  geschmälert  durch  eine  Reihe  persönlicher  Ein- 
schränkungen und  Lasten,  und  die  Gesammtheit  ist  eingefugt  in 
die  grundherrschaftliche  Organisation,  einem  herrschaftlichen 
Vogte  unterstellt  und  in  ihrem  inneren  Leben  beeinflusst  und 
geleitet  durch  den  herrschaftlichen  Willen.  Hier  aleo  ein  strenges 
Festhalten  an  den  alten,  hergebrachten  Formen  des  Hofrechtes, 
dort  eine  weitreichende  Loslösung  von  dem  Herkömmlichen,  eine 
freie  Ausgestaltung  ohne  Verbindung  mit  dem  Alten. 
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Die  weitere  Colonisicrung  in  der  Bremer  Gegend^  zu  deren 
Besprechung  nunmehr  zurückzukehren  ist,  blieb  nicht  bei  der  völlig 
unveränderten  Anwendung  der  von  Erzbischof  Friedrich  ge- 
wählten Rechtsform  für  die  Dauer  stehen,  wenn  freilich  der 
Grundgedanke  sich  nicht  veränderte.  Als  typisch  wiederholt 
sich  zunächst  immer  wieder  die  Gewährung  von  eigenem,  freiem 
Rechte  und  Gerichte  und  die  Überlassung  eines  zu  cultivierenden 
Stückes  Grund  und  Bodens  an  die  einzelnen  Bauern  gegen 
Zehentleistung  und  eine  geringe  Zinslast.  Dabei  ist  nur  die 
eine,  zwischen  den  beiden  oben  gekennzeichneten  Extremen 
vermittelnde,  Entwicklung  zu  bemerken ,  dass  den  öffentlich- 
rechtlichen,  internen  Verhältnissen  der  Colonistengemeinden 
und  ihrer  Beziehungen  zu  den  oft  ausdrücklich  zu  Begründern 
und  Leitern  der  neuen  Golonie  erhobenen  Mittelsmännern,  ein 
etwas  grösseres  Mass  von  Aufmerksamkeit  zugewendet  wurde, 
und  so  das  Verhältnis  zu  den  alten  Herrschaftsbereichen  die 
nothwendige  Regelung  fand. 

Dies  gilt  zunächst  schon  von  der  Colonisationsurkunde  des 
Erz  bischofs  Hartwig  von  Bremen  aus  dem  Jahre  1149^),  welche 
uns  die  Modalitäten  der  Coloniengründung  im  Stedinger  Lande 
in  Oldenburg  berichtet  und  nach  dem  Vertrage  des  Erzbischofs 
Friedrich  wohl  als  das  älsteste  Ansiedelungsprivileg  für  aus- 
ländische Colonisten  zu  bezeichnen  ist,  das  uns  aus  jener  Gegend 
erhalten  ist.  Freilich  können  wir  demselben  entnehmen,  dass  in 
der  Landschaft  bei  Stade  inzwischen  eine  ähnliche  Colonisation 
ins  Leben  gerufen  wurde,  deren  Gründungsurkunden  nicht  auf 
uns  gekommen  sind,  und  es  ist  wohl  leicht  möglich,  dass  auch 
noch  andere  Coloniengründungen  dieser  Art  inzwischen  liegen.  Nach 
dem  Berichte  der  Urkunde  ^)  wurde  eine  Sumpflandschaft  die  aus- 


0  Über  die  Urk.  1142,  v.  H  ei  ne mann,  Auhalter  ÜB.  292,  s.  unten  3. 136  ff. 

*)  Hamburger  ÜB.  189  ....  Hartwicus  .  .  .  Bremensis  seu  flammen- 
burgensis  archiepiscopus,  . .  .  paludem  quandam,  partim  prepositö  et  fratribus 
majoris  ecclesie  Bremensis,  partim  vero  mihi  et  roinisteralibus  admodum 
paucis  pertinentem,  duobus  viris,  Johanni  videlicet  et  Symoni,  vendendam 
et  excolendam,  fratrnm  omnium  atque  eorum,  qui  participes  erant  ministeri- 
alium,  deliberato  assensu  tradidi,  et  iusticiam  quam  affectabant,  soilicet 
qnalemHollandensis  populus  circa  Stadium  habere  oonsuevit,  concessi.  Hierauf 
folgen  Ghrenzbestimmungen  (Stedingerland),  dann  die  Zuweisung  des  Ze- 
hentes  vom  Rodelande  wegen  des  Bestandes  besonderer  Rechtsverhältnisse 
an  Probst  und  Conventualen.  De  decima  vero  frugum  hoc  ex  gratia  con- 
cedimus,  ut  undecimum  acervum,  quem  HoUandenses  lingua  sua  vimmen 
vooant,  persolvant,  de  animalibus  autem  veluti  poledris  denarium,  de  vituHs 
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gebaut  werden  sollte,  mit  Zustimmung  der  früheren  JESgenthöroer 
zwei  Unternehmern,  Johannes  und  Simon,  zum  Verkaufe  an  die 
Colonisten  übergeben  und  dem  einen  derselben,  Johannes,  zu  be- 
neficialem  Hechte  überlassen.  Den  Colonisten  gewährte  Hartwig, 
sowie  früher  den  Ansiedlern  in  der  Gegend  von  Stade  dasselbe 
Mass  ven  Rechten  und  Pflichten,  das  Erzbischof  Friedridi  einst 
seiner  Colonie  gegeben  hatte.  Sowohl  die  Zinspflicht  von  einem 
Denare  für  die  Hufe  als  auch  die  Zehentabgabe  mit  der  Besonderheit 
der  elften  Garbe  und  den  weiteren  detaillierten  Festsetzungen 
stimmen  mit  den  Anordnungen  des  Erzbischof  Friedrich  nahezu 
völlig  überein.  Bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  findet  sich  die 
Bestimmung,  dass  Streitigkeiten,  die  sich  ergäben,  auf  den  drei- 
maljährlich abzuhaltenden  ordentlichen  Gerichtstagen  nach  ihrem 
heimathlichen  Rechte  Entscheidung  finden  sollten. 

Fast  unter  den  gleichen  Bedingungen  versuchte  Abt  Friedrich 
von  Machtenstedt  die  Besiedlung  der  Sumpfländereien  in  der 
nächsten  Nähe  seiner  Abtei.  Um  seinen  Ansiedlern  die  nöthigen 
Freiheiten  sicherzustellen,  erwirkte  er,  gleichsam  als  Unter- 
nehmer, von  den  über  ihm  stehenden  geistlichen  und  weltlichen 
Herrn  die  Genehmigung  für  seine  Ooloniengründung,  sowie  die 
landesherrlichen  Privilegien  für  die  Colonisten.  So  erfahren  wir 
von  deren  Umfange  aus  einer  Urkunde  Herzog  Heinrich 
des  Löwen  ^)  und  aus  einem  Documente  des  Bremer  Erzbischois 
Siegfried'),  welche  die  Erlaubnis  zur  Begründung  dieser  freien 
Ansiedelung  ertheilten.  Dass  aber  auch  das  Keichsoberhaupt 
selbst  den  neuen  Ansiedelungen  seine  Beachtung  schenkte  und 
dem  neuen  Unternehmen  seinen  Schutz  und  Schirm  lieh,  bezeugt 
uns  ein  Diplom  Kaiser  Friedrich  I.  für  dieselbe  Colonie*),  die 
nach  dem  ursprünglichen  Plane  schon  viel  früher  durch  die 
Vermittlung  eines  gewissen  Bovo  hätte  ins  Leben  treten  sollen. 


obolom,  de  reliquis  quoqne  justam  deoimationem  ammioisirent,  et  quolibet 
anno  denarios  singralos  pro  singaÜB  mansis  reddant  Plaoita  quoque  tribos 
anni  vicibus  celebrent,  et  qui  iDonsati  in  hie  non  satisfecerint,  ad  aUa  post- 
modum  Yooati  saa  lege  reBpoudeant.  DiBtrictum  autem  Johanni  emptorii 
quem  Bupra  reoitavi,  iure  beneficiali  concesBi,  ea  videlioet  ratkne, 
ut  Buo  eodem  jure  liceat  relinquere  BuoceBBori. 

0  1170  flamb.  ÜB.  238. 

»)  1181—83  flamb.  ÜB.  260. 

•)  1168  Hamb.  ÜB.  209. 
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Die  Colonieationsurkunden  enthalten  wieder  die  für  flol- 
länderansiedlungen  einmal  gewählten  und  üblichen  Detailbe- 
Stimmungen  über  den  Zehent  und  die  Belastung  jeder  Hufe 
mit  einem  Jahreszins  von  einem  Denare;  und  auch  das  ange- 
borene Recht  scheint  den  Colonisten  wenigstens  einigermassen 
gewährt  worden  zu  sein^  indem  nach  den  Bestimmungen  der 
Urkunden  der  Äbt  unter  des  Herzogs  und  des  Erzbischofs 
Autorität  die  einzelnen  Hufen  „zu  Holländer -Recht  verkaufen^ 
sollte.  Aber  die  Gerichtsbarkeit  wurde  den  Bewohnern  des  neu 
besiedelten  Landes  nicht  mehr  völlig  frei  überlassen.  In  ziem- 
lich weitgehender  Art  lassen  sich  die  Protectoren  der  Colonie 
in  die  Ordnung  und  Regelung  ihrer  Ausübung  ein.  Schon  das 
Kaiserprivilegium  von  1158  anerkennt  den  damals  in  Aussicht 
genommenen  Käufer  des  Ganzen,  den  Unternehmer  Bovo,  auch 
als  habitatorum  ipsius  (paludis)  iudicem,  und  die  processualen 
Bestimmungen,  die  Herzog  Heinrich  und  fast  wörtlich  gleich- 
lautend später  Erzbischof  Siegfried  erliess,  enthalten  immerhin 
eine  Privilegierung  der  dortigen  Gerichte  und  der  gerichtlichen 
Stellung  der  Colonisten;  aber  eben  darin,  dass  eine  so  eingehende 
Regelung  erfolgte,  äusserte  sich  zugleich  eine  Ingerenz  der 
Gerichtsherren  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  Colonie  und 
zugleich  die  Tendenz,  Beziehungen  und  Verbindungen  zwischen 
den  alten  und  den  Colonial-Gerichten  herzustellen. 

Dasselbe  gilt  schliesslich  von  der  Colonisationsurkunde  ^)  des 
Erzbischofs  Hartwig  II,  durch  welche  die  Colonisierung  der  Gegend 
bei  Hamburg  und  Bremen  ihren  Abschluss  fand.  Neben  den 
stets  gleich  bleibenden  Bestimmungen  über  Zehent  und  Zins 
und  der  Gewährung  des  Holländerrechtes  an  die  Bewohner  und 
neben  der  Regelung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  in  voller 
Übereinstimmung  mit  dem  zuletzt  besprochenen  Machtenstedt'schen 
Privilegium  finden  wir  für  die  höhere  Gerichtsbarkeit  aus- 
drücklich die  Giltigkeit  der  leges  terrae  ausgesprochen  und  die 
bevorzugte  Stellung,  welche  den  Gründern  der  Colonie,  Heinrich 
und  Hermann,  innerhalb  derselben  gewahrt  blieb,  gelangt  am 
deutlichsten  dadurch  zum  Ausdrucke,  dass  der  erzbischöfliche 
Hof  zu  ihren  Gunsten  auf  den  Zehent  jeder  zehnten  Hufe  Ver- 
zicht geleistet  hat.  Die  Überlassung  dieses  auf  öffentlichrecht- 
licher Grundlage  fussenden  Einkommens  ist  gewiss  bezeichnend 
und  kann   vielleicht    als   eine   Anerkennung  der   öffentlichrecht- 


<)  laOl  flambarger  ÜB.  332. 
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liehen .  Stellung  gedeutet  werden,  die  etwa  dem  Schultheiseen- 
amte  der,  späteren  Dorfgründungen  namentlich  in  Schienen 
analog  gewesen  sein  mochte. 

Es  erübrigt  noch,  auf  zwei  uns  erhaltene  Colonisations- 
Urkunden  aus  derselben  Gegend  hinzuweisen,  die  den  zuletzt 
besprochenen  gegenüber  in  manchen  Beziehungen  eine  singulare 
Stellung  einnehmen,  indem  sie  in  einem  viel  engeren  Zusammen- 
hange mit  den  alten  hofrechtlichen  Formen  stehen. 

Der  Grund  dieser  Besonderheit  dürfte  wohl  darin  gelegen 
sein,  dass  es  sich  in  beiden  Fällen,  wie  es  scheint,  nicht  um 
Niederlassungen  holländischer  oder  überhaupt  fremdländischer 
Colonisten  gehandelt  hat,  vielmehr  die  neuen  Ansiedlungen  vor- 
wiegend aus  den  B^ihen  der  einheimischen  Bevölkerung  dürften 
gegründet  worden  sein. 

Diese  Annahme  scheint  zunächst  berechtigt  für  das  Diplom 
des  £rzbischofs  Adalbero  ^),  durch  welches  die  Colonisierung  des 


>)  1142,    Anhalter    U£.    I   292 notum   sit   .    .   .   qnaliter   et 

DOS  (Erzb.  Adalbero)  et  domin a  daoissa  Gertrudis  et  filias  saus  Heinricas 
paer,  dox  Saxonum,  ....  paladam  australem,  soilicet  villis  istis:  Santon, 
Strabilinghehusen,  Ochtmunde,  Hasbergen  conterminam,  equa  inter  nos  por- 
cione  divisimus,  et  ab  omni  tarn  nobilium  quam  ministerialium  Ben  ruri- 
colamm  appellatione'  liberam  factam  habitatoribus  excolendam  dedimut, 
melius  et  utilius  estimantes  colonos  inibi  looari  et  ex  eornm  nobis 
labore  fructum  provenire  quam  inooltam  et  pene  inutilem  eam 
pennanere.  Erat  autem  nobis  hec  cum  oolonis  illis  conventio  ut  quotqnot 
ibi  mansi  habeantur,  totidem  nobis  a  possessoribus  eorum  de- 
narii  quolibet  anno  persolvantur,  quo  predium  non  suum  sed 
ecclesiae  et  nostrum  esse  profiteantur,  et  decimam  frugrum  et 
anserum,  ovium,  et  caprarum  atque  apum  examinum  secundumusum  terre 
nostre  dare  non  negligant,  sed  et  poledrum  denario  et  vitulum  dimidio 
redimant.  (Folgen  Bestimmun^^en  über  Kirchenbau  und  geistliche  Angelegen- 
heiten.) In  placitis  vero  secularibus  eum,  quem  sibi  prefecimusi 
audiant  et  defunctis  patribus  tarn  tlliae  quam  filii  eorum  allodia  pari  divi- 
sione  suscipiant.  Tribus  etiam  annuatim  diebus  ad  placita  sui  advocati  ex 
condicto  veniant  et  bannum  pro  quolibet  suo  commisso  tantum  quatuor 
solidis  redimant.  Si  quis  ad  nos  über  intraverit  et  se,  sicut  est,  liberam 
professus  fuerit,  übertäte  sua,  si  yelit,  utatur;  sin  autem  nisi  prius  relictis 
bonis,  nequaquam  alius  quam  ecclesiae  proprius  fieri  permittitur.  Si  Yero 
alius  se  servum  fecerit,  predio  suo  careat  et  ad  usum  archiepiscopi 
illud  absque  contradictione  proveniat.  Similiter  qui  venerit  et  sc  servum 
esse  non  negaverit,  heres  eins  in  suscienpicndo  matrimonio  illi  suceedere 
potent;  qui  si  defuerit,  dominus  eius  ab  suscipienda  hereditate  snaomnino 
exclusus  Sit,  sed  archiepiscopus  illam  accipit.  Wenn  einer  Freiheit  vorgibt 
und  unfrei  ist  und  zu  seinem  Herrn  zurückkehren  muss,  so  verliert  er  ohne 
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Niederviehlandes  bei  Bremen  beurkundet  wurde.  Auch  die 
dortigen  Ansiedler  erhielten  das  in  Parzellen  aufgetheilte  Land 
zur  Cultur  und  freier  Nutzung  zu  erblichem  und  veräusserlichem 
Bechte.  Aber  der ,  freilich  sehr  geringe ,  Zins  wird  hier 
ausdrücklich  verlangt,  quo  predium  non  suum  sed  ecclesiae  et 
nostrum  (des  Erzbischofes)  esse  profiteantur,  und  der  bischöfliche 
Hof  behielt  sich  ein  Vorkaufsrecht  für  jeden  Fall  einer  Hufen- 
verilusserung  vor.  Die  Zehentpfliclit  schloss  sich^  wie  besonders 
hervorgehoben  wurde,  dem  in  der  Bremer  Diöcese  Gebräuch- 
lichen an,  und  es  findet  sich  weder  bei  den  diesbezüglichen  De- 
tailbestimmungen ein  Hinweis  auf  das  holländische  undecimum 
manipulum,  noch  sonst  eine  Erwähnung  des  Holländer  Rechtes 
und  Gerichtes,  wie  sie  sich  mit  grösserer  oder  geringerer  Deut- 
lichkeit in  allen  bisher  besprochenen  Bremer  Urkunden  doch 
immer  noch  fand. 

Dagegen  wurden  die  Golonisten  (wenigstens  für  geringere 
Angelegenheiten)  einem  vom  Erzbischofe  ernannten  Vogte  unter- 
stellt, und  es  schien  nothwendig,  in  detaillierter  Weise  zu  regeln, 
welche  rechtliche  Folgen  in  Bezug  auf  den  Hufenbesitz  die 
Statusverhältnisse,  namentlich  die  Hörigkeit  und  Abhängigkeit 
von  dem  Bischof,  oder  von  einem  fremden  Herrn  ausüben 
sollten  —  gewiss  allein  schon  ein  deutliches  Zeichen  dafür,  dass 
eine  einheimische  Bevölkerung  in  die  Colonie  eintreten  sollte. 
Berücksichtigt  man  zu  all  dem  noch  weiters,  dass  der  Erz- 
bischof ohne  Dazwischenkunft  einer  Mittelsperson  selbstständig 
die  Colonie  ins  Leben  gerufen  und  die  Normen  für  ihre  innere 
und  äussere  Gestaltung  in  weitreichender  Anlehnung  an  die  ge- 
wöhnlichen grundherrschaftlichen  Verhältnisse  einseitig  festgesetzt 
hat,  ohne  dass  irgend  welcher  Vorunterhandlungen  gedacht  würde, 
so  dürfte  bei  dem  Fehlen  jedes  Hinweises  auf  einen  fremd- 
ländischen Character  die  Annahme  wohl  unabweisbar  sein,  dass 
ausschliesslich  oder  wenigstens  vorwiegend  bereits  im  Lande  An- 
sässige zu  der  neuen  Dorfgründung  herangezogen  wurden. 
Denn  diese  durch  den  Inhalt  der  Urkunde  in  jeder  Sichtung 
begründete  Vermuthung  macht  nicht  nur  deren  Verschiedenheiten 

Erbgeld  seio  Gut.  Dann  folgen  Bestimmungen  über  den  Rückfall  des 
Gates  bei  Vermählungen  mit  Unfreien  fremder  Herrn.  Preterea  ti  aliquem 
predia  sua,  ut  sepe  necessitatis  oansa  fit,  yendere  volle  contigerit,  primum 
archiepiscopo  se,  sicut  si  alias  oomparare  velit,  exhibeat ;  quod  si  noluerit 
archiepiscopos,  alii  cailibet  emere  licebit,  attamen  et  quod  is  qui  vendidit 
annnatim  debitas  fait  et  hanc  solvere  postmodnm  oportebit  .... 
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gegenüber  den  gewöhnlichen  Colonisationsverträgen  und  die 
nähere  Beziehung  zu  den  hofrechtlichen  Institutionen  begreiflich, 
sondern  erklärt  es  auch,  dass  ein  solches  Mindermass  von 
Rechten  und  Begünstigungen  sich  doch  für  das  Zustandekommen 
der  Colonie  hinreichend  erwies.  Für  die  einheimische  Bevölkerung, 
namentlich  den  unfreien  Theil  derselben,  mussten  auch  solche 
weniger  weit  reichende  Vortheile  noch  begehrenswerth  erscheinen, 
die  vielleicht  nicht  genügt  hätten,  fremde  und  freie  Leute  aus 
der  Ferne  zu  gewinnen. 

Auch  die  durch  Erzbischof  Sigfried  von  Bremen  durch- 
geführte Coloniengründung,  durch  welche  nach  ziemlich  allge- 
mein herrschender  Ansicht  der  bei  der  Colonisation  des  £rz- 
bischofs  Friedrichs  frei  gebliebene  Theil  des  Hollerlandes  bd 
Bremen  besiedelt  wurde,  dürfte  vorwiegend  von  einheimischen 
Colonisten  bewerkstelligt  worden  sein.  Zwar  wird  bis  in  die 
neueste  Zeit  immer  die  Ansicht  vertreten,  dass  das  betreffende 
bischöfliche  Diplom  ^)  an  eine  HoUändemiederlassung  im  wahren 


*)  1181  Bremer  ÜB.  No.  56 Noverit . .  .,  qualiter  ego  SifiPridos  dei 

dementia  archiepiscopus  Bremensis,  inito  consilio  cum  fratribus  meis  oano- 
niciS)  viris  meis  et  minlBterialibus  vendidi  quoddam  desertum,  quod  Over- 
nigelaut  dioitar,  Bocwinkil,  Osterholtet  Vurholt,  quod  emptam  est  emtione 
libera.  Eiusdem  autem  loci  inoolas  tarn  modernoB  qoamfaturos  ad  unam 
8tatiiimu8  pertinere  parroohiam.  Ter  in  anno  synodo  intererunt.  Decima 
talis  est:  deoima  yima,  deoimus  agnus  . . .,  idem  de  ansere  et  porcello;  pro 
poledro  nommum  unam  dabunt  in  die  sancti  Martini,  pro  vitulo  obulnm; 
de  pullifl  nolla  contingit  decima.  Mansus  annuatim  solvit  nnmmom 
pro  oensu  in  die  sanoti  Martini.  Post  sex  hebdomadas  plaoito  interemnt, 
ita  diooi  si  tribus  diebus  ante  indictum  fderit.  Post  merediem  apud  eos  in 
nallius  coUum  nee  hereditatem  agetur.  Qui  tardus  ad  placitom  venerit, 
octo  nummos  vadiabit;  pro  banno  qnatuor  solidos;  qui  litigaverit  sive 
qui  alii  iniurias  intulerit  et  convictus  fuerit,  sexaginta  solidos  persoWet 
item  si  quis  pro  debito  aconsatus  fuerit  in  placito  et  si  confessus  fuerit,  quod 
hoo  debeat,  nihil  inde  solvet  iudioi:  si  autem  iudex  praeoeperits  debitori, 
quod  debitum  reddat  et  debitor  hoc  neglexerit,  in  proximo  plaoito  quataor 
solidos  vadiabii  Qui  apud  eos  de  herediate  oonqueritur,  ei  non  lioet  testes 
adducere  nisi  eos,  qui  propriam  hereditatem  possident,  ita  ut  fideles  sint,  de 
eadem  parrochia.  Contra  mortuum  testari  non  lioet.  Post  mortem  partris 
vel  matris  soror  et  frater  omnia  equaliter  parcientur.  Item  si  nnus  eorum 
alteri  nnpserit  et  alter  sine  berede  morte  preventus  fuerit,  possessio  de^ 
functi  redibit  ad  proximos.  Item  si  moritur  inter  eos  aliquis  et  si  infra 
annum  nuUus  venerit,  qui  se  defuncti  oognatum  fuiesse  probet,  possessio 
mortui  ad  regiam  manum  transibit.  Licet  etiam  eis  hereditatem  suam 
vendere,  ingredi,  egredi,  quod  nichil  speotat  ad  iudicem.  Nnllus  eomm 
aeieno  stabit  iudioio,  sed  tantum  ibi,  nbi  ipse  habet  iudioem.    In  meo  epit. 
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Sinne  des  Wortes  dächte,  das6  die,  wie  man  insgemein  annimmt, 
nicht  genannten  Käufer^),  Holländer  gewesen  sein  müssen,  und 
Seh ulz  e^),  der  auch  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Colonie  ge- 
nauer bespricht,  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  „die  Stellung 
der  Ansiedler  in  wirthschaftlicher  Beziehung  ebenso  günstig,  in 
rechtlicher  ebenso  selbstständig  war,  wie  die  der  Holländer 
von  1106;  nur  dass  man  sich  veranlasst  gesehen,  einzelne  Punkte 
genauer  zu  fixieren^.  Mag  man  nun  immerhin  den  weiteren 
Ausfuhrungen  Schulze's  beitreten  und  wegen  des  holländischen 
Wortes  vima  für  Garbe  und  des  Berichtes  des  Stader  Copiar^s, 
welcher  Holländer  als  Bewohner  jener  Gegenden  nennt,  sich  der 
Annahme  zuneigen,  dass  Holländer  in  jene  Colonie  gelangt  sind, 
so  wird  man  doch  die  von  ihm  behauptete  Gleichstellung 
mit  den  Rechten  der  Colonisten  von  1106  gewiss  nicht  zugeben 
können.  Denn  wenn  dort  den  Colonisten  ihr  eigenes  Recht  und 
die  freieste  Ordnung  ihrer  gerichtlichen  Angelegenheiten  unter 
völligem  Ausschlüsse  jeder  bischöflichen  Ingerenz  zugesichert 
wurde,  und  hier  statt  dessen  die  eingehendste  Regelung  der 
Gerichtspflicht  und  des  gerichtlichen  Bussenwesen  nebst  Bestim- 
mungen über  erbrechtliche  Fragen  sich  finden,  so  liegt  darin 
doch  gewiss  mehr  als  lediglich  eine  genauere  Bestimmung  über 
einzelne  Punkte.  Und  wenn  man  weiter  überlegt,  dass  ausser 
in  dem  Wörtchen  vima  nicht  der  geringste  Hinweis  auf  hollän- 
disches Recht  und  holländische  Gebräuche  in  unserer  Urkunde 
enthalten  ist,  dagegen  die  positiven  Bestimmungen  mit  dem  hei- 
mischen Rechte  in  vollem  Einklänge  stehen,  dass  namentlich  per- 
sönliche Dienste,  wie  sie  das  Wapenrecht  erfordert,  von  den 
allen ,  freien  wie  unfreien ,  Ständen  angehörigen  Colonisten 
verlangt  wurden,  und  dass  auch  hier  Mittelpersonen,  durch  deren 
Intervention  die  Regelung  der  Angelegenheiten  erfolgt  wäre, 
nicht  genannt  sind,  so  liegt  wohl  die  Vermuthung  nahe,  es 
müsse  diese  Colonie  ziemlich    auf  gleicher  Stufe  mit  der  zuletzt 


Gopata  nullum  dabunt  theloniam.  Item  b!  wapenrocht  contigit,  qai  ad 
hoc  superflederit,  si  liber  fuerit  decem  solidos  vadiabit,  minister ialis 
totidem;  si  proprius  faeritcrines  et  pellem  vel  quinque  solidos  persolvet. 
Herestrate  regia  erit,  ubi  ipsi  commaniter  eam  esse  deoreverint  et  iadex 
preceperit.  Weteringe  autem  deducentor  quo  eis,  qui  sworenen  dicantur, 
plaoaerit  et  iadici. 

0  Bremer  ÜB.  No.  56  S.  64  Anm.  2,  Schulz e  a.  a.  0.  S.  18. 

>)  a.  a.  0.  S.  20. 
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besprochenen  8tehen,  und  bei  der  Formulierung  der  Aneiedlungs- 
bedingnisse  sei  zunächst  an  einheimische  Landbebauer  gedacht 
worden,  neben  denen  dann  Holländer  sich  immerhin  mit  einge- 
funden haben  mögen. 

Ja  man  kann  wohl  auch  in  den  Eingangsworten:  „quatiter 
ego  ....  inito  consilio  cum  fratribus  meis  canonicis  viris 
meis  et  ministerialibus  vendidi  quoddam  desertum^  eine  Be- 
stätigung für  die  hier  vertretene  Ansicht  erblicken,  da  das  ge- 
wöhnliche Formular  ähnlicher  Urkunden  der  Erzbischöfe  von 
Bremen  der  Deutung  nicht  im  Wege  steht,  dass  mit  den  vim 
meis  et  ministerialibus  nicht  Berather  des  Bischofes,  sondern 
(indem  die  Worte  als  Object  zu  vendidi  zu  ziehen  wären)  die 
Käufer,  deren  Nennung  in  der  Urkunde  stets  vermisst  wurde, 
gemeint  gewesen  seien  ^). 

Gremeinsam  ist  den  beiden  zuletzt  besprochenen  Colonisations- 
privilegien  jedenfalls,  dass  in  ihnen  des  specifischen  Holländer- 
rechtes  keine  Erwähnung  geschieht,  und  dass  die  ausführliche 
Regelung  der  processualen  Angelegenheiten  eine  freie  und  selbBt- 
ständige  Ordnung  dieser  Dinge  unmöglich  gemacht,  dafür  aber 
die  ganze  gerichtliche  Organisation  den  hof-  und  grundherrlichen 
Gerichten  näher  gerückt  oder  gleichgestellt  hat.  — 

Bei  einem  schliesslichen  Bückblicke  über  das  hier  be- 
sprochene, der  Gegend  von  Hamburg  und  Bremen  angehörigen  ür- 
kundenmaterial  tritt  uns  die  eingangs  schon  erwähnte  eine 
Thatsache  als  unbestreitbar  entgegen,  dass  die  Erzbischöfe,  oder 
wer  sonst  die  Privilegien  der  Colonien  ausfertigte,  in  ihrer  öffent* 
lichrechtlichen  Stellung,  nicht  schlechthin  als  private  vertrag- 
schliessende  Parteien  den  Colonisten  gegenüberstanden,  was  schon 
darinseinen  äusseren  Ausdruck  fand,  dass  die  Colonisationsurkunden 
öffentlichrechtliche  Angelegenheiten  vielfach  in  weiterem  Umfange 
und  mit  grösserer  Sorgfalt  ordneten,  als  die  gleichzeitig  zu  regelnden 
privatrechtlichen  Fragen. 

Auch  wurde  schon  aus  den  bisherigen  Ausführungen  klar, 
dass  die  Art  und  Weise,    in  welcher    dieser  öffentlichrechtliche 


0  vergl.  auch  die  bei  Wersebe  a.  a.  0.  S.  35  Anm.  19  citierten  Wort« 
von  Kenners  Chronik  zum  J.  1181  (fol  m.  175  p.  2).  Anno  1181  ?erkofifle 
Bischop  Sifridus  dat  Holderland  der  Stadt  Bremen  mit  Willen  des  Dohm. 
CapiteU.  Auch  hier  ist  nur  die  Zustimmung  des  Domcapitels  erwähnt 
Dass  die  Stadt  Bremen  nicht  die  Käuferin  gewesen  sein  kann,  dafür  vergl 
Bremer  ÜB.  S.  64  Anm.  2. 
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Einflusa  zur  Geltung  kam,  bei  den  einzeloen  Coloniengrfindungen 
eine  verschiedene  war. 

Das  älteste  Diplom  des  Erzbischofs  Friedrichs  vom  Jahre  1106 
ist  in  diesen  öffentlichrechtlichen  Bestimmungen  zum  grossen 
Theile  negativ,  indem  es  die  grundherrlichen  Rechte  des  Bis- 
thoms  in  enge  Schranken  eindämmte  und  in  vielen  Beziehungen 
gänzlich  ausschloss,  und  so  der  neuen  Niederlassung  volle  Freiheit 
zu  eigener,  selbstständiger  und  eigenartiger  Entwickelung  gewährte. 
Ee  mussten  völlig  neue  Grundsätze,  frei  von  den  Banden  des 
alten  fiofrechtes,  zur  Anwendung  kommen,  wenn  das  gewagte 
und  kühne  unternehmen  Aussicht  auf  Gedeihen  haben  sollte. 
Und  darum  begnügte  man  sich  auch,  neben  den  nothwendigsten 
Festsetzungen,  durch  die  das  herrschaftliche  Interesse  gewahrt 
werden  sollte,  nur  noch  wenige  allgemeine  Sätze  über  die  höhere 
Gerichtsbarkeit  zu  vereinbaren,  während  man  alles  andere  völlig 
freigab  und  jede  Ordnung  den  Colonisten  selbst  überliess  ^). 

So  war  allerdings  den  Colonisten  die  nöthige  Freiheit  und 
Selbstständigkeit  gewährt,  der  nothwendige  Bruch  gegenüber 
dem  Alten  vollzogen  und  eine  freie  Entwickelung  für  die  Colonie 
gesichert;  aber  bei  diesen  zunächst  rein  negativen  Bestimmun- 
gen fehlte  eben  fast  jeder  Zusammenhang  mit  dem  Früheren, 
namentlich  mit  der  herrschaftlichen  Ordnung,  die  doch  die  neuen 
Ansiedelungen  ins  Leben  gerufen  hatte.  Diese  völlige  Isolierung 
blieb  auf  die  Dauer  nicht  erhalten.  Schon  bei  der  Gründung 
der  Colonie  im  Stedingerlaude  *)  von  1149  wurde  der  Zusammen- 
hang wenigstens  äusserlich  wieder  hergestellt,  indem  der  eine 
der  Unternehmer  den  ganzen  District  erblich  zu  beneficialem 
Hechte  zugewiesen  erhielt,  und  auch  anderwärts  fiel  den  Unter- 
nehmern eine  leitende  obrigkeitliche  Stellung  in  der  Colonie  und 
damit  die  Vermittlerrolle  zwischen  ihr  und  der  Grundherrschaft 
zu.  So  ist  Bovo  nach  dem  oben^)  genannten  Diplom  Kaiser 
Friedrichs  für  die  damals  geplante  Colonie  bei  Machtenstedt  als 
judex  der  Colonisten  in  Aussicht  genommen,  und  auch  in  den 
späteren,  hier  erwähnten  Colonisationsurkunden  tritt  die  öffentlich- 
rechtliche Function  dieser  Mittelsmänner  unverkennbar  zu  Tage, 
die,  wie  später  noch  zu  zeigen  sein  wird,  schliesslich  die  Stellung 
von  Schultheissen  erlangt  haben.    Die  Regelung  der  gerichtlichen 


1)  yerg^l.  auch  H.  A.  Soh  umaoher,  Die  Stedinger,  Bremen,  1865,  S.  46. 
s)  8.  o.  S.  183. 
•)  8.  S.  134. 
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und  processualen  Angelegenheiten,  bei  welcher  der  Geist  der  im 
Colonisationsgebiete  heimische  Bechtsanschauungen  in  grosserem 
oder  geringerem  Masse  zum  Durchbruche  kam,  fügten  der 
äusseren  Verbindung  auch  eine  innere  Annäherung  hinzu, 
und  es  braucht  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
gerade  für  diese  Entwickelung  das  Entstehen  analoger  Golonien 
von  einheimischen  Leuten  sehr  wesentlich  fordernd  einwirken 
musste. 

Die  weitere  Entwickelung,  welche  das  Colonistenrecht  nahm, 
bewegt  sich  denn  auch  vornehmlich  auf  diesem  Gebiete  des 
genossenschaftlichen,  öffentlichen  Rechtes. 

Sehen  wir  vorläufig  von  der  Besprechung  der  durch  die 
Coloniengründungen  ins  Leben  gerufenen  privaten  Rechtsver- 
hältnisse ab,  und  wenden  wir  zunächst,  um  den  Fortgang  der 
colonisatorischen  Bewegung  zu  übersehen,  unseren  Blick  den 
anderen  Gebieten  des  deutschen  Nordens  und  Ostens  zu,  in 
welchen  sich  Spuren  einer  Colonisation  mit  mehr  oder  weniger 
Deutlichkeit  verfolgen  lassen,  so  werden  wir  zunächst  der  äusseren 
Thatsache  gewahr,  dass  an  die  specifisch  holländische  Besiedelung 
sich  bald  eine  flämische  und  eine  allgemein  deutsche  anschloss, 
die  im  allgemeinen  von  ähnlichen  Grundsätzen  beherrscht  war. 
Freilich  lässt  sich  dies  nicht  überall  in  gleicher  Weise  verfolgen, 
dann  lange  nicht  aus  allen  Gegenden,  für  welche  sich  eine  solche 
holländische  oder  deutsche  Colonisation  nachweisen  lässt,  ist  uns 
auch  das  urkundliche  Material  erhalten,  welches  uns  einen  un- 
mittelbaren Aufschluss  über  die  Art  der  Coloniengründungen 
und  über  das  Colonistenrecht  zu  geben  vermöchte. 

Für  die  Gegenden  aber,  aus  welchen  uns,  wenn  auch  nur 
dürftige,  urkundliche  Behelfe  über  die  Ansiedelung  selbst  vorliegen, 
ist  der  Zusammenhang  mit  den  ersten  Coloniengründungen  ausser 
allem  Zweifel,  aber  wir  erkennen  auch  sogleich,  dass  die  Ent- 
wickelung, die  wir  in  dem  Bremerlande  verfolgen  konnten,  ander- 
wärts nur  noch  entschiedener  zum  Durchbruche  kam.  Konnten 
wir  dort  erfahren,  dass  die  öffentlichrechtliche  Ausgestaltung 
des  Rechtes  der  Colonien  zu  immer  grösserem  Umfange  gelangte, 
und  immer  mehr  verdeckte,  was  an  privatrechtlichen  Institutionen 
damit  Hand  in  Hand  gieng,  'so  finden  hier  in  den  Diplomen 
über  neue  Gründungen  neben  der  Sorge  für  die  öffentlichen  An- 
gelegenheiten privatrechtliche  Fragen  zur  Regelung  nur  mehr 
wenig  Raum;  und  war  es  bei  den  Colonien  im  Bremerlande, 
namentlich  den  ältesten,  vielleicht  noch  möglich  daran  zu  denken, 
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der  Bischof  hatte  bei  der  üoloniengründung  neben  und  in  den 
offentlichrechtlichen  Fragen  auch  noch  private  Zwecke  ange- 
strebt, so  begegnen  wir  hier  der  Sorge  des  Fundators  fUr  ein 
gutes  Gedeihen  des  Dorfes,  und  zwar  des  Dorfes  als  einer  dem 
gesammten  Verwaltungsorganismus  eingeordneten  offentlichrecht- 
lichen Gemeinde  mit  dem  für  ihre  Verwaltung  nothwendigen 
Organe.  Denn  die  Leiter  der  Colonie  und  Anfuhrer  der  Colo- 
nisten,  deren  Macht  ursprünglich  vielleicht  nicht  selten  bloss 
factisch  bestand  aber  nicht  rechtlich  gewollt  war  und  nach 
unseren  Urkunden  meist  nur  zu  vermuthen  und  nicht  zu  beweisen 
ist,  treten  uns  hier  im  Kleide  von  Schultheissen  unverkennbar 
als  eingesetzte  Obrigkeiten   entgegen. 

Den  Übergang  zwischen  diesen  freieren  und  den  späteren 
dorfrechtlich  geschlossenen  Formen,  die  namentlich  in  der 
Lausitz,  Schlesien  und  Böhmen  besonders  zahlreich  nachweisbar 
sind,  bilden  unverkennbar  Coloniengründungen  von  der  Art,  wie 
wir  solche  in  der  Gegend  von  Magdeburg  und  Meissen  urkund- 
lich beglaubigt  vorfinden. 

Mit  den  eigentlichen  Holländercolonien  in  der  Form  ihrer 
Gründung  am  nächsten  verwandt  ist  die  Besiedelung  des  Dorfes 
Ejrakau  bei  Magdeburg.  Nach  der  auf  uns  überkommenen  Über- 
lieferung ^)  beurkundet  nämlich  fjrzbischof  Wichmann,  dass  der 


0  Mühlverstedt  Begesta  Arohiepiioopatas Magdeburgensis I  No.  1461 
a.  1161  ?  nach  einer  dem  15.  Jahrhundert  angehörigen  Copie  mit  unriohtiger 
Datierung.  Gedruckt  bei  Hoffmann,  Geschichte  Magdeburgs,  1847,  II. 
S.  408  f  .  .  .  .  Wichmannus  .  .  Archiepisoopns.  Noverit  ....  qualiter 
Oerhardus  maioris  ecclesie  prepositus  in  Magdeburg  yillam  quandam  contra 
civitatem  super  albie  ripam  sitam  krakoe  nominatam  cum  omnibus  ad  eam 

pertinentibns Burchardo  cuidam  et  Simoni  sub  assignaoione  cuius- 

dam  certe  pecunie  ad  excolendam  oontradidit  asseniu  nostro  et  canonioorum 
maioris  ecclesie  et  Sifridi  schulteti  cuius  eadem  villa  beneficium  ante  fuerat 
ea  videlicet  00  nvencione  interposita  ut  quoscunque  agrorum  cultores  preno* 
minati  viri  ibidem  locaverint  quantoscunque  agros  pecunia  sua  emerint 
eosdem  iure  hereditario  possideant  suisque  heredibus  possidendos  relinquant. 
Addidit  eis  praeterea  ut  eiusdem  novelle  plantacionis  inhabitatores  in  Om- 
nibus oausis  ao  negotiis  sive  placitis  suis  iusticiam  et  consuetudinem  seu 
plebiscitahollandensium  habeant  hoc  nimirum  eis  indulgens  ut  ab  omni 
angaricione  et  peticione  et  yara  et  expeditione  sint  liberi  ut  tantummodo 
fossatis  ad  restringendam  aquam  vacent  et  jure  hoUandiensium  annuatim  per- 
solvant  Xn  nummos  de  quolibet  manso  cum  decimacione  omnium  fructnum 
suorum  et  omnium  decimandorum  tocius  quoque  deoimaoionis  tres  fiant 
particiones  quarum  una  in  usus  prebendales  canonioorum  migoris  ecclesie 


Digitized  by  V^OOQIC 


144 

Magdeburger  Domprobet  Gerhard  die  Dorfschaft  Krakau  an  der 
£Ibe  mit  allem  Zugehör  zwei  Leuten,  Burchard  und  Simon,  anter 
Anweisung  eines  bestimmten  Geldbetrages  mit  Zustimmung  der 
Canoniker  und  des  früheren  Dorfschultheissen  Sifridus  zum  Aus- 
bau übergeben  habe.  Die  beiden  sollten  dort  möglichst  viele 
Bebauer  des  Landes  ansetzen,  die  eine  beliebige  Anzahl  von  Ackern 
sich  ankaufen  und  dann  zu  erblichem  Rechte  für  sich  und 
ihre  Nachkommen  besitzen  sollten.  Den  Colonisten  wurde  der  Ge- 
brauch des  holländischen  Rechtes  in  allen  ihren  Rechtshändeln, 
sowie  die  Freiheit  von  persönlichen  Diensten  zugesichert  und  nur 
die  Verpflichtung  zur  Besorgung  gewisser  Wasserarbeiten  und 
„nach  Holländerrecht"  zur  Zahlung  von  12  n.  für  jede  Hufe 
und  zur  Zehentleistung  auferlegt.  Sowohl  in  den  positiven  Be- 
stimmungen über  die  Abgabenpflicht,  wie  in  der  wenig  pracisen 
Formulierung  der  rechtlichen  Stellung  der  Dorfgründer  zu  den 
Dorfangehörigen  steht  dieses  Diplom  des  Erzbischofs  Wichmann 
mit  den  eingangs  besprochenen  Colonisationsurkunden  ziemlich 
auf  gleicher  Stufe. 

Demgegenüber  erscheint  schon  in  den  folgenden  Urkunden 
aus  der  gleichen  Gegend  die  obrigkeitliche  Stellung  der  Dorfvor- 
steher durch  den  Bischof  gewissermassen  officiell  anerkannt,  was 
u.  a.  in  der  Verleihung  eines  gefreiten  Grundbesitzes  an  die  Dorf- 
obrigkeit ihren  greifbaren  Ausdruck  erhielt.  Die  älteste  unter 
den  hierher  gehörigen  Urkunden  ist  ein  Diplom  des  Bischofs  Ge- 
rung  von  Meissen^),  welches  uns  berichtet,  dass  dieser  tüchtigen 


proveniat  Secundam  ecdesia  eiusdem  ville  et  saoerdos  qui  ibidem  fuerit  in 
perpetaum  possideat  Tertia  vero  ei  qaicuoqae  dominus  ve\  posseraor  eiusdem 
▼üle  extiterit  remaueat.  £t  hec  quidem  tradicio  seu  vendicio  quemadmodum 

supra  diota  est,  facta  est 

')  1154  Cod.  dipl.  Saxoniae  II  1  No.  60  ...  .  notum  esse  Folumas 
qualiter  ego  ....  strenuos  viros  ex  Flandrensi  provincia  adventantes  in 
quodam  loco  inculto  et  pene  habitatoribus  vacuo  ooUocaverim  et  in  stabilem 
aeternarnque  et  hereditariam  possessionem  tarn  ipsis,  quam  omni  eomm 
posteritate  villam  eandem  quae  Goryn  (Eühren  bei  Würzen)  dicitur  cam 
subscripto  iure  tradiderim.  Praefatis  etenim  Flandrensibus  in  memoriam 
et  Signum  emptae  possessionis  quatuor  talenta  et  eandem  villam  .  .  .  tradidi. 
Ex  quibus  videlicet  (XVIII)  mansis  unum  ecdesiae  cum  omni  decima  eius- 
dem mansi  conoessi ;  duos  autem  eorundem  incolarum  magistro,  quem  aeul- 
tetum  appellant,  absque  deoima  permisi.  Reliqui  mansi  numero  XV  singnlis 
annis  XXX  soL,  et  pro  iusticia,  que  zip  vocatur,  XXX  nummos  persolnunt 
Omnium  rerum  suarum  decimam  praeter,  apum  et  lini,  praefati  hominis  dant 
et  ter  in  anno  advooato  in  placitis,  quae  cum  ipsis  et  apud  ipsos  cum  pancis 
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Männern  aus  Flandern  das  nahezu  unbewohnte  Dorf  Ooryn  mit 
allem  Zubehöre  zu  dauerndem  und  erblichem  Besitze  zur  Besiede- 
lung  überliess.  Von  den  18  Hufen,  welche  das  Dorf  enthielt, 
widmete  er  eine  der  Dorfkirche,  zwei  andere  zins-  und  zehent- 
frei  dem  incolarum  magistro,  quem  scultetum  appellant,  während 
die  übrigen  neben  dem  vollen  Zehent  einen  fixen  Zins  zu  leisten 
hatten.  Zur  Ausübung  der  Gerichtspflege  wurden  jährlich  drei 
Gerichtstage,  die  unter  der  Leitung  des  bischöflichen  advocatus 
in  dem  Dorfe  selbst  abgehalten  werden  sollten,  angeordnet;  dabei 
nahm  der  Bischof  von  den  Gerichtsgefällen  zwei  Dritttheile  für 
sich  in  Anspruch,  während  er  das  dritte  dem  Schultheissen  über- 
wies. Endlich  wurde  den  Ansiedlern  volle  Freiheit  von  allen 
weiteren  bischöflichen,  vogteilichen  und  Schultheissensteuern 
zugesichert. 

Ahnlich  sind,  wie  wir  aus  der  im  Dessauer  Archive  erliegen- 
den Originalurkunde^)  des  Abtes  Arnold  von  Ballenstedt  vom 
Jahre  1159  erfahren,  die  Bedingungen,  unter  welchen  dieser 
zwei   bisher   von  Slaven  bewohnte  Dörfer   (Nauzedele  et  Nimiz) 


habiturus  est,  somptus  administrant.  Daae  partes,  quae  in  plaoitis  advocati 
Tel  sculteti  accesserint,  episcopo,  tertia  sculteto  datur.  Theolonio  in  loois 
noatria  sint  liberi  nisi  qai  faerint  publicis  negotiatoribus  maucipati.  Panes 
et  cerevisiam  et  cames  inter  se  ipsos  Holte  vendant,  non  tarnen  in  villa  sua 
publico  mercatu  insistant.  Ceterum  ab  omni  exactione  episcopi,  advooati, 
▼iilici  seu  hominum  reliquorum  liberos  eos  reddimns  ...  Zu  nennen  ist 
vielleicht  auch  noch  Urk.  118dl.  eod.  No.  69,  die  freilich  vielfach  anderen 
Character  tragt. 

0  V.  He  ine  mann,  Anhalter  Urkundenbnch  I  1150,  454  N.  .  .  s.  .  .  . 
qnaliter  ego  Arnoldns,  ....  Ballenstadensis  cenobii  minister,  et  fratres  nostri 
pari  consensQ  .  .  .  dnas  villalas  nostras  trans  Mildam  sitas,  Nauzedele  vide- 
licet  et  Nimiz,  hactenus  a  Slavis  possessas,  Flamiggis  petentibus  iure 
8U0  possidendas  vendidimns.  Quas  villas  in  unum  redactas  in  XXIV 
manaos  partientes,  duobus  cum  omni  utilitate  eis,  qui  Burmestere  vooan- 
tur,  inbeneficiatis,  unum  cum  sui  iuris  quantitate  ecclesie  contulimns,  quam 
liberam  ab  omni  infensione  nostra  et  advocati  auctoritate  statuimus,  oeteris 
in  censua  nostros  redactis  hoc  pacto.  Annuatim  ad  integrum  suo  possidenti 
decima  de  omnibus  cultis  solvatur,  adiuncto  annuali  oensu,  scilioet 
duobus  modus  silignis  et  duobus  tritici  et  duobus  sue  monete  solidis  in 
festo  s.  Martini.  Super  eosdem  vero  incolas  null  um  dominari  discer- 
nimus  preter  solum  marchionem  seu  eins  heredem,  cuius  aucto- 
ritate generale  placitum  ter  in  anno  fieri  volumus.  Quia  vero 
reapectu  divine  remunerationis  hec  bona  a  marchione  suorumque  avorum 
largitate  eoclesia  nostra  susoepit,  secundum  iura  Flamiggorum,  qui 
in  eisdem  partibus  ipsius  subiecti  sunt  dicioni  et  nostris,  vivendum 
censemus. 

r.  SAwktd,  Erbleihen.  10 
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an  Flamländer  verkauft  hat.  Die  beiden  Dorfer  sollten  zu  einer 
Einheit  verbunden  und  dann  in  24  Hufen  aufgetheilt  werden, 
von  denen  zwei  mit  allem  Zubehöre  den  Dorfvorstehem  und 
eine  der  Kirche  völlig  frei  überlassen,  die  anderen  aber  für 
Zins-  und  zehentpflichtig  erklärt  wurden.  Gleichzeitig  wurde 
die  Freiheit  der  Bewohner  von  jeder  Herrschaft  ausser  der 
des  Markgrafen  anerkannt,  und  bestimmt ,  dass  sie  unter  seinem 
Banne  dreimal  jährlich  einen  allgemeinen  Gerichtstag  abhalten 
und  nach  ihrem  eigenen  Bechte  leben  sollten. 

Liegt  hier  hauptsächlich  in  der  Verleihung  eines  privilegierten 
Besitzstandes  an  die  Leiter  der  Dorfschaft  ein  Kennzeichen  der 
späteren  Entwickelung,  so  tragen  schon  die  Dorfprivilegien  de« 
Erzbischofes  Wichmann  für  Pechau  und  Wusterwitz,  die  von 
Heinemann  in  seiner  Darstellung  des  Lebens  Albrecht  des 
Bären  unmittelbar  nach  der  eben  besprochenen  Urkunde  tum 
Abdrucke  brachte,  vollends  den  oben  angedeuteten  Character  der 
späteren  Zeit^). 


>)  Der  wesentlichste  Inhalt  dieser  ürkk.  ist  nach  dem  Drucke  in  von 
Heinemann,  Albrecht  der  Bär,  Dannstadt  1864  S.  4^  ff.: 

Urk.  1169  (No.  40)  N  .  s  .  .  .  q  .  ego  Wiomannus  ....  liagdebnr- 
gensis  ecdesie  archiepiscopus  vi II am  quandam,  que  P echoe  dicitnr,  cum 
Omnibus  ad  eam  pertinentibus  agris  pratis  silvis  et  stagnis  ad  ezcolen- 
dum  et  f ructificandum  tradidi  cuidam  Heriberte  ,  tadi 
inter  me  et  ipsum  facta conventione.  Inoolis,  quos  ipse  locaret  in  eisdem 
bonis,  eam  iusticiam,  quam  ins  burgense  vocant  in  omnibus  suis  et  ne- 
gotiis  stabilivi,  ipsi  quoque  Heriberte  sex  mansos  ibidem 
in  beneficium  concessi,  unum  mansum  ecclesie  ad  usum  saoerdoti 
in  dotem  dedi.  Simüiter  statui,  ut  neque  comes  neque  advocatus.  aliqaia 
quidquam  iuris  ibi  habeat,  sed  idem  Heribertus  et  post  ipsum 
h e r e s  suns  de  omnibus,  que  inter  ipsos  tractanda  fuerint,  ordine  iudi- 
ciario  iudicet,  meo  tamen  villico  presente,  et  quid- 
quid  questus  inde  provenerit,  II  portiones  mihi .  .  .  tertia  vero  in  usus  .  .  . 
Heriberti  sive  sui  heredis  oedat.  Die  Hufen  sollen  nicht  an  andere  ver- 
liehen werden.  Auf  10  Jahre  Freiheit  von  der  ^Burgwere".  Si  vero  oon- 
tingat,  eundem  Heribertum  aut  suum  heredem  cum  eisdem  incolis  adiaoen* 
tium  villarum  aliquas  emere,  eam,  que  supra  dictaest,  iustitiam  in  omnibus 
habeant  ac  debitum  annuatim  persolvendum  secundum 
ius  burgense  mihi  sive  meo  successori  imperpetuum  persolvant 

Urk.  o.  D.  (ca.  1159)  No.  41  N  .  .  .  q  .  ego  Wychmannus  .  .  .  vilUun 
qnandam,  que  Wosterwize  dicitur,  siiam  prope  Havelam  contradidi  cuidam 
Heinrico  aliisque,  qui  per  ipsum  et  cum  ipso  ad  me  venerint, 
flamingi8....ita  videlicet,  ut  per  oronia  et  in  omnibus  eam  habeant  ius- 
titiam, que  Scartoensis  appellatur.    Eidem  quoque  Henrico  lY  mansos  et 
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Die  Urkunde  für  Pechau  sagt  nichts  über  die  Landesange- 
hörigkeit der  Colonisten;  sie  spricht  nur  schlechthin  von  Ansied- 
lern, welche  das  Land  zum  Ausbau  und  zur  Oultivierung  über- 
nehmen.  In  dem  Diplome  für  Wuster witz  sind  wieder  ausdrück- 
lich Flaminger  als  Colonisten  genannt;  auch  findet  hier  die  Zins- 
pflicht  (2  sol.  von  der  Hufe)  und  der  Zehent  wieder  besondere 
Erwähnung,  während  die  Pechauer  Urkunde  solche  Verpflich- 
tungen nicht  statuiert.  Gemeinsam  ist  beiden  die  Übertragung 
des  Dorfes  an  einen  EÜnzelnen,  der  vielleicht  am  besten  als 
Schultheiss  zu  bezeichnen  wäre,  die  erbliche  Belehnung  desselben 
mit  einigen  gefreiten  Hufen,  sowie  endlich  dessen  Bestellung  zum 
Leiter  der  Gerichte,  deren  Erträgnisse  zu  zwei  Dritttheilen  dem 
Erzbischofe,  zu  einem  Dritttheile  dem  Schulzen  zugewiesen  wurden. 
Ausserdem  enthalten  die  Privilegien  noch  manche  andere  für 
das  öffentliche  Recht  der  Dörfer  bedeutende  Garantien,  wie  die 
Befreiung  von  dem  Burgwerk,  Zollfreiheiten,  Verleihung  von 
städtischem  Rechte  u.  a.  m.  Die  Zusicherung  des  ferneren  Ge- 
brauches des  flämischen  Rechtes  fehlt  in  beiden  Documenten, 
obwohl  wenigstens  das  eine  derselben  die  flämische  Nationalität 
der  Colonisten  ausdrücklich  hervorhebt. 

Im  ganzen  ist  aber  hier  unzweifelhaft  jene  Form  erreicht, 
die  für  Dorfgründungen  nach  holländischem  oder  deutschem  Rechte 
in  den  früher  slavischen  Grenzländem  insbesondere  in  Schlesien 
und   den   angrenzenden    Gebieten    ganz    allgemein    gebräuchlich 


unum  talentum  ac  suo  heredi  ibidem  in  beneficium  conoesri,  unam  vero 
mansam  ecclesie  tnnc  ibi  divino  adiutorio  constraende  quasi  in  dotem  dedi 
et  preter  hos  quinque,  ne  qais  ibi  mansas  vel  a  me  vel  ab  aliqno  meomm 
Buccessoram  caiqnam  inbeneficietar  aat  qaoyismodo  ab  usa  archiepiscopi 
seqnestretnr,  omni  qua  oportait  stabilitate  firmavi.  Dedi  qaoqae  eiusdem 
Tille  inhabitatoribas,  ut  sint  immunes  et  liberi  ab  eo  ministerio,  qaod  bürg- 
were  valgo  vocator,  niei  ad  munimen  et  securitatem  semetipsos  circumvallare 
et  contra  paganos  adiacentes  eis  precipiatur.  Est  etiam  hoc  firmatum, 
at  preter  eundem  Henricam  neque  oomitem  super  se  habeant, 
neque  advocatum.  Von  den  üerichtsgefallen  2  Theile  dem  Erzb.  ein 
Theil  dem  Judex.  Oultores  etiam  agrorum  pro  quolibet  manso  annuatim 
solvant  n  sol.  in  feste  b.  Martini  et  preterea  omnium  rerum  decimandarum 
plenam  decimationem.  Jahrmarkt  mit  dem  Rechte,  wie  es  Magdeburg  hat 
und  ausschliesslicher  Gerichtsbarkeit  Heinrichs  u.  s.  Erben.  Für  5  Jahre 
Zollfreiheit  und  fSr  die  gleiche  Zeit,  qui  cives  ac  domestioi  eiusdem  fori  fuerint, 
nullom  pro  areis  suis  solvant  tributum.  Danach  hospites  et  transeuntes  de- 
biium  persolvent  theloneum.  Civis  quoque  unusquisque  pro  area  quolibet 
anno  solvat  sex  nuromos  ab  inde  usque  in  sempitemum  ....  Über  das 
Bargwerk  s.  z.  B,  Biedel,  Mark  Brandenburg  U  221  S. 

10* 
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wurde.  Sowohl  dieVerfassung  des  Dorfes,  die  Leitung  desselbeD 
durch  einen  mit  gefreitem  Besitze  ausgestatteten  Schulzen,  der 
zugleich  Träger  der  niederen  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt 
war,  als  auch  die  Regelung  der  privaten  Besitzverhältnisse  der 
Bauernschaft  und  ihres  Vorstehers  kehren  in  allen  deutschen 
Colonistendörfern  jener  Zeit  regelmässig  in  der  gleichen  Weise 
wieder. 

Hier  sei  zum  Schlüsse  um  des  localen  Zusammenhanges 
willen  noch  ein  weiteres  HoUänderprivileg^)  des  Bischofes  Wich- 
mann aus  dem  Jahre  1152,  also  noch  aus  der  Zeit  seines  Naum- 
burger Episcopates  erwähnt.  Dasselbe  nennt,  in  gewissem  O^n- 
satze  zu  der  über  Holländercolonien  allgemein  herrschenden 
Meinung*),  neben  freien  Colonisten  auch  unfreie  Ansiedler,  für 
die  alle  gleichmässig  die  Bestimmungen  des  Statutes  massgebend 
sein  sollen,  und  bespricht,  was  anderwärts  meist  fehlt,  auch  das 
rechtliche  Schicksal,  dem  die  Grundstücke  verfallen,  wenn  der 
letzte  Besitzer  ohne  Erben  stirbt.  Das  erblose  Gut  fallt  dann 
zu  zwei  Dritttheilen  an  den  Bischof,  der  Best  an  die  Pfarrkirche; 


*)  Cod.  dipl.  Sax.  I  2.  240  N.  b.  q.  ego  Wicfamannus . .  Muemburgensis 
ep.  cuidam  populo  de  iem,  cjueHollanth  nominatur,  a  predecessore  loeo 
Udone  in  eundem  episcopatum  coadunato  hoc  Privilegium  contuli,  in  quo,  nt 
Omnibus  exponerem,  qua  lege  astricti  teneantur  vel  qua  libertate  frnantur, 
utile  ....  estimavi.  Data  est  igitur  eis  a  me  libera  potestas  infra  episco- 
patum vendendi  et  emendi  sine  omni  genere  exactionis  vel  thelonei  et,  si 
alicuius  eorum  possessio  venalis  ezponitur,  compatriote  suo  tantum  et  non 
extero  illam  emere  liceat.  Causa  etiam  oorrectionis  ter  in  anno  cum  eis 
coUoquium  babeat,  quicumque  fuerit  episcopus,  in  quo,  si  quis  eorum  aliquo 
excessu  iniuste  ezorbitaverit,  III  sol.  compositionem  inveniat.  Sculthetum 
quoque,  quemcumque  sibi  prefecerint,  sine  contradictione  babeant,  in  cuius 
colloquiis  IV  den.  compositionem  faoiant  et,  si  quis  eorum  iuramento  se 
expurgare  voluerit,  nulla  occasione  impediatur,  nullis  verborum  insidiis  ca- 
piatur  ....  De  cetero,  quod  ipsi  spontanea  voluntate  optulerunt,  ...  de 
quolibet  mauso  solidum  unum  sing,  ännis  fratribus  ad  usum  maioris  eccleaie 
persolvant,  et,  quicumque  successores  eorum  fueriut  et  eadem  bona  obtiiiue- 
rint,  sive  liberi,  sive  servi,  sub  quacumque  lege  vel  moribus  vivant 
idem  statutum  et  observent  et  faciant.  Hoc  quoque  statutum  est,  ut,  si  quis 
eorum  sine  berede  moriatur,  possessio  eins  iniogra  sine  distractione  in  custo- 
dia per  circulum  anui  et  diem  teneatur,  ut,  si  legitimus  heres  interim  adve- 
nerit  sine  contradictione  locum  prioris  possideat.  Sin  autem  episcopus  dnas 
partes  aocipiat,  terciam  vero  ad  usum  ecclesie  relinquat.  Vergl.  auch  in 
Beziehung  auf  die  gerichtlichen  Bestimmungen  1  eod.  118B,  523;  118511  1,  T^d 

«)  vergl.  z.  B.  Schröder,  E.  G.  417. 
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nur  soll  zuvor  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  abgewartet  werden, 
um  etwa  abwesenden  Anwärtern  Gelegenheit  zur  Geltendmachung 
ihrer  Bechte  zu  geben. 

Das  reichste  urkundliche  Material  über  anderweitige  coloni- 
aatorische  Dorfgründungen  ist  uns  unzweifelhaft  aus  der  Lausitz 
und  aus  Schlesien  erhalten,  wie  denn  auch  das  Colonisations- 
recht  dieser  Gegenden  vielleicht  die  umfassendste  Bearbeitung 
erfahren  hat^).  Hier  wiederholen  sich  ungezählte  Male  Dorf- 
gründungen und  Bewidmungen  mit  deutschem  Rechte*),  das  im 
Gegensatze  zu  dem  polnischen  Rechte')  als  gefreit  und  privilegiert 
allseits  angestrebt  wurde.  Begelmässig  steht  ein  locator,  ein 
Schukheiss,  an  der  Spitze  der  neuen  deutschen  Ansiedelung; 
er  übernimmt  es,  Colonisten  in  das  Dorf  zu  rufen  und  den 
Grund  und  Boden  an  Bauern  zur  Culturarbeit  zu  übertragen, 
und  behält  dann  auch  nach  Errichtung  der  neuen  Colonie 
das  Schulzenamt  mit  der  niederen  Gerichtsbarkeit  zu  erblichem 
Rechte.  Für  diese  Mühewaltung  —  pro  expensis  et  laboribus 
in  fundacione  et  regimine  loci,  wie  eine  Urkunde  sagt  — 
empfängt  er  einige  Freihufen ,  bald  in  fest  bestimmter  Zahl, 
bald  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  cultivierten  Hufen  *),  etwa  jede 
zehnte  oder  sechste,  mit  voller  Freiheit  von  jeder  Zehent-  und 
Zinslast  und  zu  unbeschränktem,  vererblichem  und  veräusserlichem 
Rechte.  Ausserdem  wurde  ihm  mit  der  Gerichtsbarkeit  ein  An- 
theil  an  deren  Frträgnissen  und  überdies  noch  andere  Einnahms- 


*)  yergl.  insb.  von  Urk.  -  Büchern :  Tzschoppe  and  Stenzel,  Ur- 
kandensammlang  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Städte  und  der  Ein- 
liihrung  und  Verbreitung  deutscher  Kolonisten  und  Rechte  in  Schlesien 
und  der  Oberlausitz,  Hamburg  1832;  Cod.  dipl.  Silesiae,  insbes.  d.  4.  Bd.; 
und  von  Bearbeitungen:  die  Einleitung  zu  dem  ÜB.  von  Tzschoppe  und 
Stenzel  bes.  Gap.  2  u.  3,  dann  für  die  Lausitz:  Enothe  „Zur  Gesch.  der 
Qermanisation  in  der  Oberlausitz",  in  Webers  Archiv  für  sachs.  Gesch. 
N.  Folge  2  Bd.,  und  „Die  Stellung  der  Gutsunterthanen  in  der  Oberlausitz 
zu  ihren  Ghitsherrschaften'*  im  Lausitz'schen  Magazin  Bd.  Bl ;  für  Schlesien  : 
lieitzen,  Einleitung  zum  4.  Bd.  des  Cod.  dipl.  Sil.  und  Wohlbrück, 
Geschichte  des  ehemaligen  Bistum  Lebus  1829  I  201  f.  Anm. 

*)  Über  die  Bedeutung  von  deutschem  und  fränkischem  Rechte  s.  u.  a 
Tzschoppe  und  Stenzel,  Einleitung  S.  97  ff.  Meitzen,  Cod.  dij>l.  Sil.  IV 
Einleitung  S.  97,  Schulze,  Kiederländ.  Siedelungen  S.  147  ff.  Altere  An- 
sichten z.  B.  Anton,  Geschichte  der  deutschen  Landwirthschaft,  Görlitz 
1799-1802  n  S.  19  f. 

*)  Neben  einer  erweiterten  Abgabenpflicht  wurde  der  Mangel  eines 
gesicherten,  unentziehbaren  Besitzrechtes  schwer  empfunden. 

*)  vergl.  desnäheren  bei  Tz  schoppeundStenzelEinl.S.  151  Anm.  3 u. 4. 
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quellen,  wie  Mühlen,  Schankrechte,   Brot-  und  Fleischbänke  u.  a. 
zugewiesen  ^). 

Von  dem  Rechte  der  Bauern,  der  eigentlichen  Dorf  besiedler, 
handeln  die  Urkunden  mit  weniger  Ausführliclikeit  und  Sorgfalt 
In  der  JEtegel  erfahren  wir  nicht  mehr,  als  dass  auf  den  einzelnen 
Bauernhufen  neben  dem  Zehent  die  Verpflichtung  zur  Abgabe 
eines  jährlichen  Zinses  oder  auch  zu  persönlichen  Leistungen 
ruhte.  Das  Recht  der  Bauern  an  der  Hufe  war,  wie  man  wohl 
bestimmt  annehmen  kann,  ein  vererbliches ')  und  veräusserliches'), 
und  nur  in  einzelnen  Ausnahmsfällen  haftete  daran  für  den,  der 
das  Gut  verlassen  wollte,  die  Verpflichtung,  einen  tauglichen 
Nachfolger  zu  stellen*). 

Die  technische  Bezeichnung  für  dieses  Bauemrecht  ist  ju8 
teutonicum,  ein  Ausdruck,  der  freilich  nicht  nur  auf  das  Grand- 
besitzrecht  sondern  auf  die  ganze  dorfrechtliche  Organisation  an- 
gewendet  wurde;  daneben  findet  sich  namentlich  in  etwas  späterer 
Zeit  die  einer  fernen  Analogie  des  römischen  Rechtes  entlehnte 
Wendung  jus  emphyteuticum  *).  Vereinzelt  erfährt  die  herrschaft- 
liche Stellung  des  Fundators,  als  Trägers  einer  herrschaftlichen  Ge- 
walt über  die  Güter  •),  wie  über  die  Dorfbewohner '),  eine  besondere 
Betonung. 


*)  yergl  auch  Woblbrück  a.  a.  O.  I  203  f.  und  die  das.  S.  206  f.  be- 
sprochene ausführliche  Urkunde  von  1369,  AnderSi  Schlesien,  wie  es  wtr 
1810  II  S.  324  ff.,  welche  über  die  Umwandlung  eines  polnischen  Dorfes  in 
ein  deutsches  Dorf  handelt  und  neben  dem  Hinweise,  dass  der  Dorfherr 
aus  dieser  Veränderung  für  sioh  ein  erhöhtes  Einkommen  erhofft,  mit  be- 
sonderer Ausführlichkeit  der  Pflicht  des  Schulzen  gedenkt,  für  die  Besiede- 
lung  und  Bebauung  des  Dorfes  durch  Bauern  Sorge  zu  tragen. 

«)  vergl.  z.  B.  1309  Cod.  dipl.  Siles.  I  23. 

*)  Die  Veräusserung  mitunter  an  die  Zustimmung  des  Grundherrn  ge- 
bunden, vergl.  Tzsohoppe  und  Stenzel,  Einleitung  S.  löö. 

*)  z.  B.  1206  Tzschoppe  und  Stenzel  ÜB.  No.  2. 

fi)  z.  B.  1360  Cod.  dipl.  Siles.  IV  pag.  IG;  1361,  pag.  27 ;  1357,  pag.  145.  l 

*)  vergl.  1336 1.  eod.  I  34,  wo  der  Zins,  der  von  jedem  laneus  zu  zahlen 
ist,  bezeichnet  wird  als  jure  dominii  et  ducali. 

^)  1304,  1.  c.  IV  pag.  144  in  den  Worten  dantes  .  .  .  potestatem  plena- 
riam  exponendi,  herditandi,  locandi  et  vendendi  dictos  mansos  agrorum  rusticis, 
incolis  et  agricolisiurehereditarioperpetuis  temporibuspossidendos  ethabendoi 
pro  annuo  ...  et  perpetuo  censu,  sub  hoc  modo  ut  rustici  incole  sive  agricole 
ac  universi  et  singuli  possessores  dictorum  agrorum  ad  nos  et  ad  nostroe 
successores  tamquam  ad  veros  dominos  suos  respeotum  habere  debeant  ac 
nobis  nostrisque  sucoessoribus  ...  de  quolibet  manso  sing,  annis  . . .  mediam 
marcam  ...  et  unam  maldratam  duplicis  grani  .  .  .  cum  eorum  perioolii, 
laboribus  et  expensis  in  civitate  Wratislaviensi  presentetur  .  .  . 
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Über  die  Zinspflicht  und  deren  Character,  die  Folgen  der 
Zinssäumnis  und  AhnlicheB  mehr  fehlt  in  den  Fundationsurkunden 
jede  Beatimniung.  Ihr  hauptsächlicher  und  wesentlicher  Inhalt 
bewegt  sich  vielmehr,  wie  eben  angedeutet  wurde,  auf  dem  Gebiete 
der  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  oft  eine  detaillierte  Regelung 
erfuhren  *). 

In  Rechtsformen,  die  nicht  wesentlich  verschieden  waren  von 
den  eben  gekennzeichneten,  vollzog  sich  die  Golonisation  durch 
deutsche  Ansiedler  auch  auf  mährischem  und  böhmischem 
Gebiete*).     Auch  hier    steht   ein    Schulze   an    der   Spitze   des 


>)  Vergl.  als  Beispiel  für  eine  solche  Locationsnrkande:  1223  Tzschoppe 
und  Stenzel  ÜB.  Ko.  7 . . .  Laurenoias . . .  Wratislaviensis  ep.  notum  facimos  . . . 
quod  .  .  .  cum  communi  consensu  capituli  . .  .  damus  et  concedimas  et  pre- 
senti  pagfina  confirmamus  Walthero,  advocato  nostro  in  Nyza,  locare  Theuto- 
nicos  in  territorio  sancti  Johannis  in  Vyasd  pro  sexto  manso,  ita  videlicet, 
qnod  de  quolibet  manso  solvatur  decima  annuatim  in  oampo,  mense  episoopali, 
et  dimidins  ferto  argenti  in  pondere  Tbeutonioali,  similiter  annuatim,  in 
censu,  exoepto  penitus  sexto  manso,  ouius  decimam  et  censum  idem  W.  cum 
suis  heredibns  in  perpetnum  libere  reoipiet  et  quiete  pro  expensis  suis  et 
laboribus  in  fundacione  et  regimine  loci  iam  dioti,  addito,  quod  ad  araturam 
nostram  sex  mansos  exoipimus  in  divisione  mansorum  per  sortem,  more 
Thentonico,  recipiendos,  quorum  omnem  utilitatem  nobis  et  nostris  succes- 
soriboa  perpetuo  reservamus,  eidem  W.  cum  heredibus  suis  IV  mansos  cum 
eomm  utilitate,  ad  soam  araturam  in  perpetuum  concedentes,  de  reliquis 
vero  mansis  omnibus  qninque  partes,  cuiuslibet  utilitatis,  nobis  et  nostris 
sucoessoribns  reeervamus,  sextam  partem  tantum  eiusdem  utilitatis  prefato 
W.  cum  suis  heredibus  oonferentes.  Et  quoniam  tarn  in  judioiis,  quam  eciam 
in  aliis  procnradonibus  eundem  W.  c.  s.  h.  in  prefato  loco  tenere  volumus 
et  habere  proouratorem,  et  solum  in  jure  Thentonico  advocatum,  ter- 
tiam  partem  iudiciorum  eidem  c.  s.  h.,  nomine  advocati,  et  quartam  partem 
nomine  sculteti,  concedimus  et  confirmamus.  Omnem  eciam  utilitatem  et 
proventum,  quem  in  loci  eiusdem  aquis  et  silvis  idem  poterit  proourare 
sibi  et  h.  s.  damus  et  confirmamus,  exceptis  duobus  stagnis  nostris,  et  quod 
annonam,  nobis  et  nostris  successoribus  necessariam,  in  molendinis,  ab  eodem 
fundandis,  moli  statuimus  statim  cum  ad  molendinum  mittetur.  Quia  vero 
tarn  locum  forensem,  quam  villas  ibidem  fundandas  eodem  iure,  quo  utitur 
Novum  Forum  ducis  Henrioi,  quod  Srzoda  dicitur,  volumus  ab  eodem  et  per 
eundem  locari,  sextam  curiam  in  loco  forensi  et  sextum  mansum  in  yillis, 
prenominato  W.  c.  s.  h.  damus  et  concedimus,  locum  curie  nobis  et  nostris 
successoribus  necessarie,  in  loco,  nobis  congruo  reservantes  ....  Ahnliche 
Urkk.  ausser  den  zahlreichen  in  Tzschoppe  u.  Stenzel  und  in  Cod.  dipL 
Süesiae  IV  noch  z.  B.  Cod.  dipl.  Silesiae  I  1274,  9;  (19);  (21);  1309,  28; 
II  1.  1264,  7;  1279,  17;  1281,  18;  VI  ürk..Beilage  1254  No.  I  u.  a.  m. 

»)  Vergl.  Palacky,  Geschichte  von  Böhmen  II  159  ff.,  Tomaschek, 
Beeht  und  Verfassung  der  Markgrafschaft  Mähren,  Einleitung;  vergl.  auch 
M^jestas  Carolina  c.  82,  74.    (Ausg.  von  H.  Jirecek). 
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Dorfes,  dem  wie  anderwärts  gewisse  Freiheiten  eingeräumt  wurden, 
und  auch  hier  begegnen  wir  der  Zinspflicht  ^),  die  fest  und  ein- 
heitlich bestimmt  war  und  dadurch  in  einen  Gegensatz  trat  zu  den 
mannigfaltigen  und  oft  ungemessenen  Lasten  der  sla vischen  Bauern. 
Dieser  Gegensatz  musste  natürlich  in  den  Fällen  am  schärfsten 
zu  Tage  treten,  wo  „deutsches  Recht''  ohne  eigentliche  Colonisa- 
tion  an  schon  bestehende  slavische  Dörfer  verliehen  wurde. 

Nur  darin  besteht  eine  gewisse  Verschiedenheit  anderen  Ge- 
bieten gegenüber,  dass  hier  das  Burgrecht,  also  die  städtische 
Leihe,  auf  die  Art  der  ländlichen  Besiedelung  mannigfach  Ein- 
fluss  nahm,  was  schon  im  Namen  vielfach  seinen  Ausdruck  fand 
und  oft  zur  Entstehung  von  privaten,  vom  Dorfrechte  unab* 
hängigen  Landleihen  führte  *). 

Auch  für  Brandenburg  und  Preus&en,  wo  freilich  die 
deutsche  Besiedelung  nicht  auf  friedlichem  Wege  sondern  durch 
gewaltsame  Bezwingung  der  früher  ansässigen  slavischen  Be- 
völkerung erfolgte,  fehlt  es  trotz  mancher  Verschiedenheiten  im 
einzelnen  nicht  an  Anzeichen,  die  darauf  schliessen  lassen,  dass 
auch  dort  die  für  deutsche  Colonisation  im  allgemeinen  üblichen 
Rechtsformen  Anwendung  und  Fortbildung  erfahren  haben*); 
nur  scheint  die  Colonisation  in  der  Regel  durch  Ritter, 
und    nicht    durch     bäuerliche    Schulzen    bewerkstelligt    worden 


»)  vergl.  z.  B.  Boczek,  Cod.  dipl.  Moraviae  II  1228,  189;  IV,  1270, 
35;   1273,  72;   Eml  er,  Aegesta  Bohemiae  et  Moraviae  II  1254,  11  u.  a. 

«)  vergl.  z.  B.  Boczek  IV  1276,  121 ,  122,  136;  Emier  a.  a.  0.  1254, 
39;  1256,  91,  96,  117  etc.  Diesen  Einfluss  des  städtischen  Rechtes  hebt  be- 
sonders hervor  Tomaschek  a.  a.  0.  S.  7  ff.  Die  Entstellung  des  Barg- 
rechtes und  die  Wechselbeziehungen  zwischen  diesem  städtischen  und  dem 
ländlichen  Leiherecht  der  deutschen  Dörfer  zu  verfolgen,  musste  Gegenstand 
einer  besonderen  Untersuchung  sein. 

^)  vergl.  hiezu  die  Specialdarstellungen  bei  Meitzen,  der  Boden  und 
die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  des  preussischen  Staates,  Berlin  1868 
I  Bd.,  Abschnitt  X  u.  XI,  L.  Korn,  Geschichte  der  bäuerlichen  Rechts- 
verhältnisse in  der  Mark  Brandenburg  in  der  Zeitschrift  für  Rechtsgesohichte 
11.  Band  1873  und  darauf  fussend  G.  F.  Knapp,  die  Bauernbefreiung  und 
der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  älteren  Theilen  Preussens,  Leipzig  1^)7 
I  Bd.  Einleitung;  von  Älteren :  Riedel  die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250, 
Berlin  1880,  Wohlbrück  Geschichte  des  Bisthum  Lebus  L  insbes.  S.  209  ff. 
A.  Lette  u.  L.  v.  Rönne  Landesoulturgcsetzgebung  des  preussischen 
Staates,  Berlin  1853,  Einleitung;  S  attler  „das  Ordensland  Preussen  und  die 
flansa  bis  zum  Jahr  1370''  i.  d.  Preuss.  Jahrb.  41.  Bd.  S.  327  ff.  Einleitang; 
Wersebe  a.  a.  0.  S.  441  fi. 
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zu  sein.  So  stehen  z.  B.  die  Bestimmungen,  unter  welchen 
der  Landmeister  Hermann  Balk  dem  edeln  Dietrich  von  Tiefenau 
1236  die  Burg  Klein  Quedin  mit  einem  der  Cultur  zuzuführenden 
Gebiete  von  300  flämischen  Hufen  überwies,  in  einem  gewiss 
nicht  verkennbaren  Zusammenhange  mit  dem  Inhalte  der  bisher 
besprochenen  Colonisationsurkunden;  aber  der  vorwiegend  mili- 
tärische Character,  welcher  das  colonisatorische  Unternehmen 
beherrscht»  gelangt  dabei  nicht  minder  deutlich  zum  Ausdrucke  ^). 
Ahnliche  Beziehungen  enthalten  auch  manche  andere  Urkunden  *) 
namentlich  aus  der  Qegend  von  Kulm^),  durch  dessen  Grün- 
dung und  Befriedung  mit  deutschem  Rechte  ein  Bollwerk  gegen 


'}  Voigt  Codcoc  diplomaticus  Prussicus  I.  1236,  46.  Notum  esse  cupi- 
IDU8  .  .  .  quod  de  consensu  capitali  nostri  Nobili  viro  domino  Theoderioo  de 
Dypenow  contulimas  Castrum  quod  dicitur  parvum  Quedin  adiacentes  quoque 
ac  inculte  que  possunt  culta  fieri  CCG  mansos  flamiogicos,  qnorum  ipse  nume- 

runi  mensurabit Item  liberam  piscationem  in  lacubus  insule Item 

decimas  de  uncis  trium  villarum  ....  Heo  predicta  contulimus  eidem  et 
buIb  heredibuB  utriusque  sexus  iure  perpetuo  hereditarie  possidenda.  Dabit 
antem  ipse  et  sui  successores  domui  nostre  pro  annuali  censu  talentum  oere 
id  est  pondos  .  .  .  marcum  et  coloniensem  denarium,  pro  decima  vero  de 
singulis  aratris  Theutonicalibus  unam  mensuram  que  schepil  dicitur  silignis 
et  aliam  tritici  aunuatim  et  quia  nobilitati  eins  deferre  decernimus  ipsi  et 
heredibus  suis  nuUum  describimus  obsequi  quantitatem,  hoc  autem  addicimns 
at  si  ipse  vel  heredes  suorum  volnerint  ea  vendere  vendat  libere  cni  vult 
preterqoam  Polono  seu  Pomerano.  Emtor  autem  tenebitur  cum  suis  suo- 
oessoribus  non  solum  ad  censum  predictum  sed  etiam  in  doabus  militaribus 
personis  et  uno  armigero  perfectis  ut  armari  solent  milites,  armaturis 
contra  omnes  qui  dorn  um  nostram  inquietaveriut  deservire.  Nee  pretereundum 
nt  omnes  cultores  mansorum  quos  diximus  ad  defensionem  et  firma- 
meutum  terre  sicud  alii  tcnebuntur  .  .  .  Vergl.  übrigens  auch  Wohlbrück 
a.  a.  O.  S.  210  flF. 

*)  z.  ß.  Cod.  dipl.  pruss.  I  1242,  54,  B  i  e  d  e  1  Ck)d.  dipl.  Brandenbur- 
gensis  I  1,  1293  p.  124  u.  a 

>)  vergi.  z.  ß.  Cod.  dipl.  pruss.  1. 1285, 1 70  Erneutes Grnndungspriv.d.  Stadt 
Rheden  im  Kulmerlaude.  Vergl.  auch  die  Privilegierung  des  Dorfes  Stendal 
(Abgedruckt  aus  B  uc  h  h  o  1  z ,  Geschichte  Brandenburgs  bei  W e r s  e b e 
S.  476),  die  neben  der  Befreiung  von  Zollen  die  Verleihung  des  Magde- 
burger Rechtes  und  die  Bestimmung  enthielt:  Areas  supranominatae  villae 
hereditario  et  libero  eis  iure  concessimus  quatenus  vendendi  et  pro  arbitrio 
disponendi  liberam  habeant  faeultatem,  eo  tarnen  modo,  ut  oensum  earum 
areamm  quatuor  videlicet  nummos  annuatim  inde  persolvani.  Indioialis  po- 
testas  prefecturae  iudicialis  prefatae  villae  Stendale  homini  meo  Ottoni  ex 
meo  beneficiato  iure  obvenit,  ubi  duae  partes  mihi,  tertia  vero  praefato 
Ottoni  aut  heredi  eins  iure  debetur. 
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die  heranstürmenden  Slaven  und  eine  Pflanzstätte  der  deatoeheo 
Cultur  und  des  deutschen  Rechtes  im  fernen  Osten  geschaffen 
worden  war. 

Unmittelbare  Quellenzeugnisse  über  solche  Dorfgründangen 
sind  uns  indes  aus  der  älteren,  eigentlichen  Colonisationsperiode 
in  sehr  geringer  Zahl  erhalten.  Nur  aus  späteren  Nachrichten 
und  den  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels,  wie  insbesondere 
seiner  Glosse*)  erfahren  wir,  dass  das  Recht  der  Bauern  etwas 
besser  als  das  der  Erbzinsleute  gestaltet  war,  und  dass  sie  gegen 
Zins  und  andere  Dienstleistungen  sich  eines  gesicherten  Besitzes  zu 
erfreuen  hatten.  Auch  hier  erfolgte  die  Ansiedelung  durch  Unter- 
nehmer (locatores,  emtores),  die  hier  wie  anderwärts  einen  ge- 
freiten Besitz  und  obrigkeitliche  Functionen  im  Dorfe  zugewiesen 
erhielten;  und  wenn  man  absieht  von  den  Einzelheiten  der 
überall  sehr  verwickelten  Zinsverhältnisse,  so  mag  man  vielleicht 
in  der  hier  mehr  als  anderswo  betonten  Verpflichtung  der 
Bauern  zu  militärischen  Dienstleistungen  (Burgdienst  und  Heer- 
dienst) eine  in  den  Verhältnissen  wohl  begründete  Besonderheit 
des  märkischen  Bauernrechtes  erblicken.  Im  übrigen  zeigen  so- 
wohl die  urkundlichen  Überlieferungen,  die  uns  vorliegen,  wie  die 
darauf  fussenden  speciell  diesen  Fragen  gewidmeten  überaus  gnind- 
lichcn  Untersuchungen  aus  älterer  und  neuerer  Zeit,  dass  auch  hier 
die  fernere  Entwicklung  des  Colonisationsrechtes  sich  hauptsäch- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Dorfrechtes  weiter  vollzogen  hat,  und 
damit  zwar  ein  für  den  ganzen  Stand  der  bäuerlichen  Dorfbe- 
völkerung massgebendes,  durch  die  Dorf  Verfassung  bestimmtes 
Grundbesitzrecht  geschaffen  und  weiter  gebildet  wurde,  das  aber 
nicht  in  der  Ausgestaltung  eines  für  den  Güterverkehr  geeigneten 
privaten  Landleiherechtes  seinen  Abschluss  fand. 

Auch  Mecklenburg  und  die  anstossenden  Gebiete  sind  von 
der  deutschen  Colonisation  nicht  unberührt  geblieben.  Ja  ea  ist 
dort  kaum  ein  Landstrich  zu  nennen,  in  welchem  sich  nicht 
Spuren  derselben  nachweisen  Hessen*).  Aber  es  feHlt  nahezu 
völlig  an  Urkunden,  die  unmittelbar  über  Dorfansetzungen  berichten 


>)  i.  oben  8.  7  ff . 

*)  Vergl.  im  allg.  F.  Boll,  Mecklenburgs  deutsche  Colonisation  im 
12.  u.  lä.  Jahrb.  in  den  Jahrb.  des  Vereins  fiir  Mecklenburgische  Geschichte 
und  Alterihumskuude  XUI  (1848)  S.  57  ff.  Wer  sehe  a.  a.  O.  8.  407, 
fl.  Brnsty  Die  Colonisation  Mecklenburgs  im  ü.  und  13.  Jahrhundert  in 
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würden  *).  Nur  indirect  und  aus  späteren  Nachrichten  müssen  wir 
alles  erschliessen.  Nach  diesen  und  den  darauf  basierten  Aus- 
führungen namentlich  von  Ernst  erfolgte  die  Dorfgründnng  bald 
unmittelbar  durch  den  Bischof  oder  Landesherrn,  bald  durch  Ver- 
mittel ung  von  locatores,  die  zum  Theile  dem  Ritteretande,  theils 
dem  Bauernstande  angehörten.  Dass  solche  Dorfschulzen  in  ähn- 
licher Weise,  wie  in  der  Gegend  um  Magdeburg  und  auch  in 
Schlesien,  —  mag  dort  auch  sonst  die  Art  der  Colonisation  ziemlich 
verschieden  gewesen  sein,  —  mit  gefreitem  Grundbesitze  (Schulzen- 
lehen, Settinge)  ausgestattet  wurden,  lässt  sich  nicht  nur  durch 
das  wiederholte  Vorkommen  von  solchen  Schulzengütern,  sondern 
auch  aus  einzelnen  direct  sprechenden  Urkunden*)  mit  voller 
Bestimmtheit  ersehen.  In  ihren  Händen  finden  wir  auch 
bald  in  weiterem,  bald  in  geringerem  Dmfonge  eine  Autheils- 
nahme  an  der  Gerichtsbarkeit,  und  auch  ein  Theil  der  Gerichts- 
gefälle ist  ihnen  wiederholt  zugewiesen. 

Über  die  Stellung  der  Bauern  herrschen  die  verschiedensten 
Meinungen^).  Doch  liegen  mannigfache  Anhaltspunkte  vor,  welche 
die  Annahme  einer  ziemlich  weitreichenden  Selbstständigkeit  und 
persönlicher  Freiheit  begründet  erscheinen  lassen.  Wenig  Be- 
stimmtes erfahren  wir  auch  über  ihr  fischt  an  der  von  ihnen 
bebauten  Hufe.  Ernst  nimmt  in  seiner  Schrift  über  die  Coloni- 
sation Mecklenburgs  im  allgemeinen  an,  das  Pachtverhältnis,  auf 
Grund  dessen  die  Bauern  ihre  Grundstücke  inne  hatten,  „be- 
stand, wie  grossentheils  noch  heute  in  einer  Zeitpacht  auf 
unbestimmte  Jahre,  deren  (Jontract  nie  erneuert  wurde,  die 
aber  jederzeit  vom  Verleiher  kündbar  war,  falls  nicht  das 
Verhältnis  in  Erbpacht  geändert  wurde,  was  zu  Ende  des  (13.) 
Jahrhunderts  bei  Einfuhr ung  der  Bede  häufig  der  Fall  war.^ 
Aus    seiner  Darstellung   ist   nicht  zu   entnehmen,    ob   die  Ana- 


Schirmaohers  Beiträgen  zur  Geschichte  liecklenburgs.  2.  £d.  1875; 
JBöhlau  Mecklenburg'sches  Landrecht  I.  Bd.  Einleitung.  —  Dänische  Colo- 
uisten  nur  genannt  in  der  Bewidmungsorkunde  für  Dargun,  1179  Hecklenb. 
ü.  B.  I  114. 

^)  Eine  solche  für  Holzhagen  unweit  Politz  von  1262  D  reger,  Codex 
Pomeraniae  diplomaticus  No.  349. 

*)  vergl.  z.  B.  1221  Meklenburger  ÜB.  278.    1322 ,  284  u.  a.  m. 

*)  vergl.  u.  a.  Hubert  y.  Bilguer's  Inaugural  -  Dissertation  „Über 
die  Entwickelung  der  ländlichen  Besitzverhältnisse  und  die  Verthei)ung  von 
(ihrund  und  Boden  in  Mecklenburg-Schwerin"  und  die  daselbst  iosbes.  8.  28  ff. 
cit.  Literatur. 


Digitized  by  V^OOQIC 


156 

logie  des  heutigen  Rechteei,  auf  die  er  verweist,  oder  das  Fehlen 
eines  die  Erblichkeit  des  Rechtes  bestimmt  ausdrückenden  Zu- 
satzes in  den  meisten  Urkunden,  oder  was  sonst  für  Gründe  für 
seine  Ansicht  bestimmend  waren.  Gewiss  ist  nicht  zu  leugnen, 
dass  das  Mecklenburgische  Bauemrecht  Zeitleihen  mit  beliebiger 
Kündbarkeit,  so  wieErns  t  sie  als  die  gewöhnliche  Form  hinstellt^), 
kennt;  aber  daneben  finden  sich  auch  unzweideutig  als  erblich 
bezeichnete  Besitzrechte  an  bäuerlichen  Grundstücken*).  Be- 
rücksichtigt man  hiezu,  dass  die  von  Ernst  als  Zeitleihen  an- 
geführten Urkunden")  zum  grossen  Theile  keinen  Anhaltspunkt 
in  sich  enthalten,  aus  welchem  auf  die  zeitliche  Beschränkung  des 
bäuerlichen  Rechtes  ein  zwingender  Schluss  gezogen  werden  könnte, 
und  überlegt  man,  dass  die  Urkunden,  welche  an  einzelne 
Stifter  oder  geistliche  Anstalten  das  Recht  verliehen,  Golonien  ins 
Leben  zu  rufen,  ihrem  Inhalte  nach  sich  von  anderweitigen  ana- 
logen Privilegien  nicht  unterscheiden,  so  wird  man  gewiss  ge- 
neigt sein  anzunehmen,  dass  auch  den  Mecklenburg'schen  Colo- 
nbten  in  den  ersten  Zeiten  ein  Recht  von  nicht  so  precärem  Gehalte 
eingeräumt  worden  sei,  als  es  den  Ausführungen  Ernst's  ent- 
sprechen würde. 

Genaues  wird  sich  übrigens  hier  kaum  feststellen  lassen; 
denn  das  ganze  urkundliche  Material,  insbesondere  die  Urkunden, 
die  über  Colonisationen  unmittelbar  berichten,  lassen  sich  auch  hier 
fast  ausnahmslos  in  eine  Ordnung  der  privatrechtlichen  Fragen') 


>)  a.  a.  O.  8.  124,  vergl.  die  dort  za  Anm.  4  cit.  Urk.  1286  Mecklenb. 
ÜB.  1816. 

>)  vergl.  z.  B.  die  von  Ernst  a.  a.  0.  S.  124  Anm.  5  cit.  Urkk.  Dreger 
1256.  280;  M.  U.  ß  U  1267,  1110;  1286,  1150;  1271,  1235;  III,  1283,  1677; 
1264,  1758;  1295,  2364;  12%,  2398.  Hiezu  sei  bemerkt,  dass  von  diesen 
Urkunden,  die  nach  Ernst  die  Umwandlung  der  von  ihm  als  normal  an- 
genommenen kündbaren  Zeitpacht  in  Erbpacht  zum  Ausdrucke  bringen,  keine 
des  früheren  Bestandes  einer  Zeitleihe  ausdrücklich  Erwähnung  thut,  und 
wenn  auch  einzelne  derselben  vielleicht  eine  solche  Deutung  nahelegen,  so 
handeln  andere,  wie  No.  12^)5,  1677  und  1758,  dem  Anscheine  nach  haupt- 
sächlich von  der  Zusicherung,  keine  Nachmessungen  mehr  vorzunehmen, 
oder  sind  sonst  Rechtsauf  Zeichnungen,  bei  denen  gewiss  nicht  nothwendig 
an  eine  Änderung  des  Leiherechtes  gedacht  werden  muss.  Urk.  1384,  1758 
spricht  von  gar  keinem  Zinse,  aber  einem  um  so  weiter  reichenden  Bechte 
der  Erwerber. 

3)  wie  z.  B.  alle  8.  127  als  Zeitleihen  genannten  Urkk.  M.  U.  B.  I 
1243,  546;  547;  U  1271,  1236;  1279,  1486;  III  1285,  1787. 

*)  In  dieser  Beziehung  ist  noch  am  ausführlichsten  von  allen  12fö 
Dreger  No.  349. 
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überhaupt  nicht  ein ,  Bondern  unterwerfen »  wie  die  mebten 
Colonisationsurkunden ,  nur  die  öfFentlichrechtlichen  Angelegen- 
heiten des  Dorfes  einer  Regelung^). 

Ziemlich  ähnlich  »tehen  in  dieser  Beziehung  die  Ver- 
hältnisse in  Holstein  und  Lübeck,  aus  weichen  Gegenden  die 
wenigen  erhaltenen  Urkunden  über  die  uns  besonders  interessieren- 
den Verhältnisse  gleichfalls  wenig  Nachricht  geben*). 

So  gewinnen  wir  für  das  ganze  Gebiet,  auf  welchem  die 
deutsche  Colonisation  sich  bethätigt  hat,  die  Überzeugung,  dass 
die  weitere  Fortentwickclung  des  den  Colouiengründungen  ent- 
sprossenen Rechtes  die  Bahnen  einschlug,  welche  oben  namentlich 
für  Schlesien  und  Brandenburg  gekennzeichnet  wurden.  Denn  all- 
überall enthalten  die  Colonisationsurkunden  primär,  ja  fast  aus- 
schliesslich eine  Begelung  der  Dorf  Verfassung,  eine  Ordnung  der 
obrigkeitlichen  Amter,  Rechte  und  Befugnisse,  und  wenn  sie  dabei 
die  mit  dem  Dorfrechtc  zur  Entstehung  gelangenden,  den  Grund- 
besitz betreffenden  privatrechtlichen  Fragen  nebenher  berühren,  so  ist 
auch  dabei  zunächst  nur  des  herrschaftlichen  Zinsbezugsreohtes, 
nicht  des  bäuerlichen  Besitzrechtes  gedacht.  Ein  Blick  auf  die 
Entwickelung,  welche  das  bäuerliche  Recht  jener  Gegenden  in 
späterer  2ieit  genommen  hat,  zeigt  auch  zur  Genüge,  dass  nicht 
die  privatrechtlichen  Befugnisse  der  Dorfbewohner >  sondern  die 
herrschaftlichen  Rechte  der  Schulzen  das  kräftigere  und  be- 
deutendere, das  lebens-  und  entwickelungsföhige  Element  im 
Dorfrechte  waren,  und  dass  nicht  jenen,  sondern  diesen  die  Zu- 
kunft gehörte.  Endigte  doch  die  Geschichte  der  Dörfer  des 
deutschen  Ostens,  bevor  unter  völlig  neuen  umständen  auch 
wieder  eine  neue  Bewegung  eintrat,  mit  dem  Untergänge  der 
anfangs  so  hoch  geschätzten  persönlichen  Freiheit  des  deutschen 
Rechtes  und  der  vollen  Ausbildung  einer  Grundherrschaft,  ähn- 
lich wie  sie  anderwärts  aus  anderen  Ursprüngen  entstand. 


Die   weitere   Verfolgung    dieser   Entwickelung    liegt  ausser- 
halb des  Rahmens  unserer  Untersuchung;  hier  erübrigt   nur  auf 


>)  vergl.  z.  B.  Mecklenb.  U£.  I  1225,  312;  1226,  330;  1229,  373;  1241, 
538;  1243,  552;  U  1262,  94ö;  1268,  1146.    Dreger  1241,  134  etc. 

'j  vergl.  das  Lübeck'sche  Urk.-B.  uud  Gastav  Heinrich  Schmidt  zur 
Agrargeschiohte  Lübeck's  und  Ostholsteiu's  1887  insb.  S.  30  u.  die  urkundl. 
Beilagen. 
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Gniod  der  oben  angebenen,  freilich  spärlichen  Daten  die  an  den 
Colonisiengütern  selbst  bestehenden  Rechtsverhältnisse  einer 
Prüfung  zu  nnierziehen. 

Dabei  sei  zunächst  mit  wenigen  Worten  die  Frage  der  Zins- 
pflicht  berührt.  Die  im  ersten  Theile  der  vorliegenden  unter- 
snchnng  besprochenen  Urkunden  über  die  freien  Leihevertrage 
der  Rheingegenden  enthalten  in  dieser  Beziehung  sehr  zahlreiche, 
oft  recht  detaillierte  Angaben  und  aus  den  Bestimmungen  über 
die  Folgen  der  Zinssäumnis,  über  Cautionen  und  dergi.  liess  sich 
ein  ziemlich  klares  Bild  über  die  Zinsverhältnisse  entwerfen. 
In  unseren  Dorfurkunden  fehlt  fast  jeder  Anhaltspunkt,  und 
wüssten  wir  nicht  aus  den  Rechtsbüchern  jener  Zeit  die  all- 
gemeinen Grundzüge  9  so  könnten  wir  uns  kaum  irgend  welche 
Vorstellung  über  das  Zinsrecht  der  Colonisationsgebiete  machen. 
Der  Grund  dafür,  dass  die  Colonisationsurkunden  über  diese 
Fragen  so  wenig  Aufschluss  geben,  liegt  offenbar  in  der  üni- 
formität  der  Verhältnisse  und  in  der  genossenschaftlichen  Aus- 
bildung des  Dorfrechtes.  Wo  die  Zinszahlung  wenigstens  ihrer 
Form  nach  von  einer  Besteuerung  sich  nicht  wesentlich  unter- 
schied, wo  der  Schultheiss,  der  gewiss  in  der  Regel  mit  der 
Einhebung  des  Zinses  betraut  war,  zugleich  als  obrigkeitliche 
Behörde  und  Richter  fungierte,  und  wo  die  Zinsverpflichtung  ganz 
allgemein  statuiert  war,  bedurfte  es  keiner  besonderen  R^eiung 
für  den  einzelnen  Fall.  Zudem  mochte  es  dem  Grundherrn,  der 
sich  meist  nur  an  den  Schulzen  hielt,  gleichgiltig  sein,  wie  dieser 
zu  seinem  Gelde  gelangte,  und  sonach  für  ihn  jede  Veranlassung 
fehlen,  Bestimmungen  über  diese  Frage  in  die  Dorfprivil^ien 
aufzunehmen. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  eigentlichen  Hauptfrage  nach  den 
an  den  Colonistengütem  bestehenden  unmittelbaren  (dinglichen) 
Rechten  zu,  so  formulieren  wir  dieselbe  nach  den  uns  geläufigen 
romanistisch-modemen  Rechtsbegriffen  zunächst  dahin,  in  wessen 
£igenthume  dieselben  gestanden  sind,  oder  anders  ausgedrückt, 
ob  den  Bauern  an  ihren  Hufen  das  Eigenthumsrecht  oder  nur  ein 
beschränktes  dingliches  Recht  zugestanden  ist;  denn  diese  Frage 
erscheint  uns  für  die  richtige  Beurtheilung  aller  Sachenrechte 
grundlegend  und  entscheidend. 

Ihre  Beantwortung  begegnet  freilich  in  dem  vorliegenden 
Falle  zunächst  der  äusseren  Schwierigkeit,  dass  die  Colonisations- 
Privilegien  uns  nur  sehr  dürftige  Kunde  gerade  über  diese  Rechts- 
verhältnisse  geben.    Da  sie,  wie  mehrmals  erwähnt,    meist  nur 
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die  öffentlichen  Angelegenheiten  der  Colonien  behandeln,  erzählen 
sie  uns  gewöhnlich  nichts  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Über- 
tragung  der  einzelnen  Hufen  an  die  Bauern  erfolgte;  und  über- 
haupt scheinen  die  Quellenzeugnisse  der  damaligen  Zeit  an  der  uns 
so  wichtig  erscheinenden  Rechtsfrage  mit  auffallender  Gleich- 
giltigkeit  vorübergegangen  zu  sein. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  wohl  begreiflich,  wenn  in 
der  älteren  und  neueren  juristischen  Literatur  die  manigfachsten 
Meinungen  über  die  rechtliche  Qualität  des  Bauemrechtes  aus- 
gesprochen worden  sind. 

Wersebe^)  spricht  den  Colonisten  volles  Eigenthum  zu, 
das  ihnen  mit  der  Verpflichtung  zu  bestimmten  Zinsleistungen 
eingeräumt  wurde;  die  Colonistengüter  sind  ihm,  wie  er  weiter 
ausfuhrt,  weder  Lehen-,  noch  Meier-,  noch  emphjteutische  Güter, 
sondern  frei  vererblic^  Zinsgüter,  —  eine  Ansicht,  die  in 
der  sfwiteren  Literatur  über  die  Colonisation  des  deutschen 
Nordens  und  Ostens  ziemlich  weite  Verbreitung  fand,  indem  sie 
ungeändert  oder  mit  geringen  Modificationen  in  Specialunter- 
suchungen  wiederholt  übernommen  wurde;  so  namentlich  von 
Tzschoppe  und  StenzeP)  in  der  ESinleitung  zu  ihrem  Ur- 
knndenbuche,  Enothe*)  in  seinen  Untersuchungen  über  die 
Lausitz  u.  a.^). 

Stellen  die  Genannten  das  Erbzinsrecht  mit  dem  Eigenthume 
schlechthin  auf  eine  Stufe,  so  setzen  es  andere  dazu  in  einen 
Gegensatz  und  erklären  es  für  ein  jus  in  re  aliena  von  sehr 
weitem  Umfange.  Die  älteren  Juristen  folgten  dabei  der  Tendenz 
ihrer  Zeit,  alle  Bechtsgebilde  in  irgend  eine  Kategorie  des 
römischen  Rechtes  unterzubringen,  und  kennzeichneten  es  als 
Emphyteuse  ^)  oder  ein  damit  verwandtes  Bechtsinstitut,  während 


0  a.  a.  0.  zunäohst  S.  141. 

')  S.  166:  Die  Colonisten  erhielten  ,,die  zum  Dorfe  grehörigen  Äcker 
erb-  und  eigenthümlieh  als  firbzinsgüter*'. 

«)  a.  a.  0.  S.  167  in  Verbindung  mit  199. 

*)  Hieher  zu  zahlen  ist  wohl  auch  S  o  m  m  e  r  (Geschichtliche  und 
dogmatische  Entwickelung  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  in  Deutsch« 
iand  I  §  63)  der  mit  Runde  das  Recht  der  Bauern  als  ein  dominium  utile, 
germanicum,  eine  Art  Eigenthum  bezeichnet. 

^)  vergl.  die  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Meinungen  nament« 
lieh  die  £elking's  undHoche's  bei  Borchgrave  flistoire  des  Colonies 
Beiges,  Bruxelles  1865  S.  172  ff.  ~  Stenzel,  Geschichte  Schlesiens  I. 
8.  218  behauptet  für  die  Colonisten  der  älteren  Zeit  geradezu  als  Regel 
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Neuere  auf  die  Unzulänglichkeit  dieser  römischen  Begriffe  für 
die  vorliegenden  deutschen  JRechtsformen  hinweisen. 

Schröder^)  bezeichnet  das  Eecht  der  Colonisten  als  ein 
9,Erbzinsrecht  nach  Art  der  städtischen  Hausleihe,  ohne  die  Be- 
gründung einer  privaten  Dnterthänigkeit  wie  bei  Vogtleuten  und 
Pfleghaften.''  „Das  Eigenthum  erlangten  sie  nicht,  vielmehr  be- 
hielt der  Herr  das  Obereigentimm,  das  er  auch  auf  andere  über- 
tragen konnte.^'  Der  Zins  hatte,  wie  er  weiter  ausführt,  häufig 
„überhaupt  keinen  materiellen  Werth,  sondern  nur  die  Bedeutung 
eines  Anerkennungszinses.*'  Für  alle  Fälle  aber  erscheint  er  als 
privatrechtliche,  nicht  als  öffentlichrechtliche  Last,  was  nament- 
lieh  bei  dem  Vergleiche  mit  dem  Grafenschatze  zu  berück- 
sichtigen sei'). 

Borchgrave')  hebt  mit  besonderem  Nachdrucke  hervor,  um 
wie  viel  das  Becht  der  holländischen  Cologisten  hinausreichte  über 
das  der  römischen  Emphyteuten,  indem  sich  keine  Spur  eines  Rück- 
falles an  den  Grundherrn  oder  eines  Vorkaufsrechtes  desselben,  kün 
Hinweis  auf  die  Verpflichtung  zu  einer  Laudemialgebühr  und  ähn- 
lichen Abgaben  der  Colonisten  findet.  Nur  durch  die  Zinspflicht,  die 
auf  den  Hufen  lastete,  unterscheidet  sich  ihm  das  Kecht  derselben 
von  vollem  ESgenthume;  „Le  droit  de  propriete  qu'obtinrent  nos 
Colons,  Sans  Stre  un  dominium  plenum,  dans  le  sens  que  Ton  attache 
gön^ralement  a  ce  mot,  en  avait  tous  les  attributs  ...  La  seule 
Charge  qui  pesait  sur  le  colon  ätait  la  redevance  fonciire  .... 
sauf  cette  redevance  nos  colons,  s'ils  ue  jouissaient  pas  d'un 
dominium  plenissimum,  avaient  n^nmoins  des  droits  plus  dtendus 
qu'un  emphyt^ote  ordinaire;  c'ötaient,  k  peu  de  chose  pr^,  des 
propri^taires  dans  le  sens  strict  du  mot;  plus  encore  que  les 
emphyt^tes,    ils   avaient    un  jus  dominio   proximum^^    —    eine 


„freies,  erblieheS)  theilbares  Eigenthum,  über  welches  sie  durch  Verkauf, 
Schenkung  und  Vergabung  frei  verfügen  konnten.  Zwar  wurden  schon  im 
13.  Jahrhunderte  einzelne  Grundstücke  zuweilen  gegen  erblichen  Zins  ans- 
gethan,  bei  welchem  sich  der  Grundherr  bei  Verkäufen  das  Vorkaufsrecht 
vorbehielt;  allein  erst  seit  dem  Anfange  des  14.  Jahrhundertes  finden 
wir  ganze  Dörfer,  deren  Hufen  als  Erbzinsgüier  emphyteutisch  aasgethan 
wurden,  wobei  der  Grundherr  sich  das  Obereigenthum  vorbehielt,  was 
früher  nicht  der  Fall  war.*" 

>)  Niederländische  Kolonien  S.  39.  (383). 
*)  Deutsche  Bechtsgeschichte  S.  43ö. 
»)  a.  a.  O.  S.  1/2  u.  173. 


Digitized  by  V^OOQIC 


161 

Ausfiihrang,  die  freilich  mehr  eine  äusserliche  Beschreibung  als 
eine  juristisch  präcise  und  verwerthbare  Begriffsbestimmung 
enthält. 

Genauer  drückte  sich  Droysen  aus,  vor- dessen  Ansicht 
über  das  Becht  der  märkischen  Colonisten  Borchgrave  in  nichts 
Wesentlichem  abweicht.  Er  zeigt'),  dass  die  Colonisten  freie 
Bauerngemeinden  bildeten  mit  vollem  Erb-  und  Eigen thumsrechte, 
soweit  ein  solches  überhaupt  nach  dem  Wesen  der 
Markverfassung  möglich  war,  wozu  er  später  ergänzend 
ausführte,  „das  alte  ächte  Eigenthum  im  altgermanischen  Sinne 
hatten  sie  nicht,  das  hatte  in  den  Marken  niemandes  nur  w^ar 
ihr  Becht  doch  weit  besser  als  das  der  Erbzinsleute. 

Die  schärfste  juristische  Formulierung  dieses  Gedankens  findet 
sich  unstreitig  bei  Knappt),  auf  dessen  Auffassung  unten  des 
nähern  einzugehen  ist").  — 

Will  man  zur  Prüfung  dieser  vielfach  widerstreitenden  An- 
sichten die  uns  überlieferten  urkundlichen  Nachrichten  heran- 
ziehen, so  muss  man  vor  allem  die  eine  Thatsache  sich  vor 
Augen  halten,  dass  in  den  Fällen  von  Dorfschaftsgründungen, 
in  welchen  Mittelsmänner  irgend  welcher  Art  zwischen  dem 
Colonisator  und  den  Colonisten  standen,  nicht  nur  zwei,  sondern 
möglicher  Weise  drei  Personen  in  eine  rechtliche  Beziehung 
zu  den  Grundstücken  treten  konnten,  und  dass  demgemäss  zur 
Lösung  unseres  Problemes  die  rechtlichen  Befugnisse  dieser 
drei  Personenkreise  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

Für  die  Beurtheilung  des  Kechtes  der  Bauern,  worüber 
zunächst  gehandelt  werden  soll,  geben  uns  freilich,  wie  oben 
allerorts  hervorgehoben  wurde,  die  Urkunden  unmittelbar  wenig 
bestimmte  Auskunft,  und  wir  stossen  hier  noch  auf  die  besondere 
Schwierigkeit,  dass  namentlich  in  den  älteren  Urkunden  das 
Bauemrecht  oft  nur  in  der  engsten  Verbindung  mit  dem  Rechte 
ihrer  Anführer  Erwähnung  findet,  und  so  die  beiden  Bechts- 
gebiete  nicht  scharf  zu  trennen  sind. 

Die  erste  Holländerurkunde  des  Erzbischofes  Friedrich  ent- 
hält   über  die  Rechte   der  angesiedelten  Bauern   überhaupt  gar 


>)  Geschichte  der  preassischen  Politik  I.  S.  61  f.  und  61. 
')  Die  Bauernbefreiung   und   der  Ursprung   der  Landarbeiter  in   den 
Siteren  Theilen  Freussens  1887  I.  S.  86  f. 
»)  8.  S.  171. 
0.  SehtPimd,  ErbleUieu.  H 
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keine  Bestimmung^).  Die  Urkunde  Hartwig  I  gibt  den  ganzen 
District  dem  einen  Unternehmer  y,iure  beneficiali  . .  .  ea  videlioet 
ratione,  ut  suo  eodem  iure  liceat  relinquere  successori'S  eine  Fest* 
Betzung,  die  in  den  unmittelbar  vorhergehenden  Worten  „paludem 
....  vendendam  et  excolendam  .  .  .  tradidi^^  ihre  Ergänzung 
erfahrt,  aber  auch  bo  noch  nicht  völlige  EHarheit  über  die  end- 
giltige  rechtliche  Regelung  zu  geben  vermag*).  Die  Privilegien 
für  die  Colonie  in  MachtenBtedt ')  heben  gleichfallfi  die  kaufweiae 
Weiterübertragung  hervor  (quicumque  a  Bovone  ....  posses- 
Bionem  .  .  .  mercatus  fuerit)  und  gebrauchen  —  man  darf  wohl 
sagen  —  einen  technischen  Ausdruck,  wenn  sie  dem  Unternehmer 
zugestehen,  ut  .  .  .  venderet  quibuslibet  emtoribus  sibi  et  snU 
heredibus  iure  Hollandrico  possidendam,  eine  Formu- 
lierung, die  in  dem  Diplom  des  Erzbischofs  Hartwig  ü.  von  1201  *) 
ihre  Ausführung  und  Erweiterung  fand,  indem  dieser  beurkundete: 
paludem  ...  ad  vendendum  H^  et  H^  sub  certa  huius  dis- 
positionis  forma  tradidimus.  Emtoribus  paludis  predicte  con- 
cedimuB  terram  hanc  iure  hollandrico  libere  emereetsuie 
heredibus  perpetuo  possidendam  libere  vendere  aut 
relinquere.  In  anderen  Urkunden  finden  sich  Wendungen, 
wie  ad  excolendum  contradidi  ^)  oder  Plamingis  petentibus  iure 
suo  possidendas  vendidimus^  ad  excolendum  et  fructificandum 
tradidi '')  u.  a.  m.  Schlesische  Dorfprivilegien  gebrauchen  gewöhn- 
lich die  Worte  concedere  jure  teutonico  collocandum  •)  oder  locan- 
dum*),  was  vereinzelt  dahin  ergänzt  wird,  quam  hereditatis  scal- 
tetiam  vel  dominus  M.  vel  D.  ipsorumque  posteri  cum  agricolis 
ibidem  residentibus  ....  iure  hereditario  perpetuo  possidebant; 
von  diesem  Charakter  weichen  auch  die  Bestimmungen  in  den 
übrigen  Oolonisationsgebieten  nicht  wesentlich  ab. 


>)  8.  oben  S.  125  f. 

*)  8.  oben  S.  133  Anm.  2. 

•)  8.  oben  S.  184  f. 

<)  8.  oben  S.  135. 

«)  Urkunde  för  Erakau  s.  o.  S.  143  Anm.  1. 

^)  1169  Anhalter  ÜB.  454  8.  o.  S.  145  Anm.  1. 

V)  1159  V.  Heinemann,  Albrecht  der  Bär  No  40  8.  o.  S.  146  Aom.  !• 

»)  z.  B.  cod.  dipl.  Siles.  I  1274,  No.  9. 

»)  z.  B.  1.  eod.  1288,  18;  1290,  21 ;  II  1263,  4  p.  6  u.  viele  andere. 

«»)  wie  1309  1.  eod.  I.  23. 
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Nach  all  dem  ist  es  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  den  Co- 
lonistenbauern  eine  sehr  weit  reichende  rechtliche  Macht  über  ihre 
Hufen  zustand.  Die  Tendenz,  ihnen  eine  solche  zu  gewähren, 
tritt  allüberall  deutlich  zu  Tage,  und  gewiss  konnte  jeder  solche 
Bauer  ziemlich  unbeschränkt  auf  seinem  Gute  schalten  und 
walten.  Wenn  man  hiezu  in  Betracht  zieht,  dass  dieses  weit- 
reichende Verfiigungsrecht,  das  ihm  zukam,  wenigstens  der  Begel 
nach  auch  noch  vererblich  und  veräusserlich  war,  so  wird  man 
wohl  zugeben  müssen,  dass  die  practisch  wichtigsten  Befugnisse 
eines  Eigenthümers  von  Grund  und  Boden  auch  in  den  Händen 
der  bäuerlichen  Oolonisten  sich  beisammen  fanden.  Darin  liegt 
denn  auch  unzweifelhaft  der  entscheidende  Grund,  der  vielfach 
zur  Annahme   wirklichen  Eigenthumes  bestimmte. 

Gleichwohl  kann  einer  solchen  juristischen  Erklärung,  die 
nur  auf  den  hier  angeführten  Momenten  fusst,  volle  Zuverlässig- 
keit nicht  zugesprochen  werden.  Denn  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  wenigstens  unser  heute  giltiges  Recht')  im  Anschlüsse  an 
die  scharf  ausgebildete  romanistische  Doctrin  nicht  das  Ausmass 
und    den   Umfang  der  jeweils   actuellen   rechtlichen  Befugnisse, 


0  Der  Gmnd,  warum  hier  und  in  den  folgfenden  Ausführanj^ön  mehri 
als  es  yielleioht  sachlich  begründet  erscheinen  mag,  auf  die  romanistisch- 
modernen  Begriffe  zurückgegriffen  wird,  liegt  vornehmlich  in  dem  Mangel 
einer  einheitlichen,  allgemein  eingebürgerten  Terminologie  für  die  das  mittel- 
alterliche Sachenrecht  beherrschenden  Rechtsbegriffe.  Speciell  für  das  sog. 
dentschrechtliche  Eigenthnm  gibt  es  keinen  einheitlichen,  allgemein  aner- 
kannten Begriff,  der  als  solcher  geeignet  wäre,  als  feststehende  Grundlage 
für  juristische  Deductionen  zu  dienen.  Wird  er  doch  ausserhalb  der  ger- 
manistischen Rechtsschule  in  seiner  Existenzberechtigung  vielfach  überhaupt 
nicht  anerkannt.  Demgegenüber  ist  nicht  zu  leugnen,  dass,  mag  auch  für 
den  romanistischen  Eigenthumsbegriff  vielfach  absolute  Giltigkeit  in  An- 
spruch genommen  werden,  es  immer  mislich,  vielleicht  auch  gefährlich  ist, 
mit  einem  so  specifisch  entwickelten  Rechtsbegriffe  an  rechtliche  Verhält- 
nisse heranzutreten,  die  auf  einem  ganz  anderen  Boden  und  unter  Umständen 
entstanden  sind,  die  mit  den  rechtserzeugenden  Jfactoren  des  romischen 
Rechtes  nichts  gemein  haben.  —  Hält  man  sich  aber  im  Laufe  der  Untere 
Buchung  stets  vor  Augen,  dass  die  unmittelbare  Anwendbarkeit  des  Begriffes 
auf  die  untersuchten  Rechtsverhältnisse  nicht  bewiesen  ist,  und  übernimmt 
man  nur  so  viel,  als  durch  sachliche  Ghninde  gerechtfertigt  erscheint,  so 
kann  man  den  Gefahren,  welche  mit  dem  hier  gewählten  Vorgehen  verbunden 
sind,  aus  dem  Wege  gehen  und  entkommen,  und  man  gewinnt  dabei  den 
Vortheil  einer  fixen,  allseitig  gesicherten  Operationsbasis,  welche  auch  geeignet 
ist,  für  allenfalls  zu  bestimmende  neue  Rechtsbegriffe  die  nöthigen  Anhalts- 
und Vergleichspunkte  zu  gewähren. 

11* 
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sondern  die  hievon  unabhängige  Tendenz  des  Bechtes  nach  üaiver. 
salität  und  Schrankenlosigkeit  als  die  wesentlichen  Elemente  des 
Eigenthumsbegtiffes  betrachtet,  und  dass  demnach  selbst  bei  dem 
unbestrittenen  Zusammentreffen  noch  so  weit  reichender  sachen- 
rechtlicher Befugnisse  der  Schluss  auf  das  Vorhandensein  wirk- 
lichen Eigenthumes  immer  noch  einer  besonderen  Begründung 
bedarf. 

Für  eine  solche  Schlussfolgerung  aber  gewähren  uns  die  auf 
die  Gegenwart  überkommenen  urkundlichen  Zeugnisse  des  Mittel- 
alters ihrem  positiven  Inhalte  nach  sicherlich  nicht  die  geringste 
Stütze;  ja  gar  manche  Momente,  wie  die  oft  unverkennbar  aus- 
gesprochene Zweckbestimmung  der  Güter,  der  nicht  selten  zu 
Tage  tretende  Einfluss  der  Grundherrschaft,  die  Zinspflicht,  die 
so  häufig  die  Anerkennung  einer  Herrschaft  zum  Ausdrucke 
brachte,  und  ähnliche  in  den  Gründungsurkunden  enthaltene 
Bestimmungen  sprechen  wenigstens  äusserlich  genommen  dagegen ; 
und  wenn  auch  für  die  juristische  Oonstruction  vielleicht  die 
Möglichkeit  besteht,  in  all  dem  nur  Beschränkungen  eines  prin- 
cipiell  allgemeinen  Rechtes  zu  erblicken,  so  mahnen  sie  zum  min- 
desten zur  Vorsicht,  aus  dem  weiten  umfange  des  Rechtes,  der 
nicht  zu  bezweifeln  ist,  nicht  zu  früh  und  nicht  zu  leicht  noch 
Weiteres  folgern  zu  wollen,  und  in  gleicher  Richtung  spricht 
auch  die  im  Mittelalter  vielfach  zu  beobachtende  Abneigung  der 
Grundherrn  gegen  definitive  Veräusserungen  des  Grund  und  Bodens, 
zu  der  sich  speciell  für  kirchliche  Grundstücke  noch  die  kirch- 
lichen Veräusserungsverbote  gesellen,  welche  in  der  Regel  die 
Übertragung  des  EJigenthumes  aussphlossen,  die  Begründung  von 
Erbleihen  aber  gestatteten^). 

Auch  aus  dem  Inhalte  der  hier  besprochenen  Urkunden, 
also  unmittelbar  aus  quellenmässigen  Zeugnissen  lässt  sich  in  der 
gleichen  Richtung  die  häufige  Parallelstellung  von  jus  teutonicum 
und  jus  emphjteuticum  anfuhren,  die  uns  namentlich  in  den  süd- 


0  vergl.  z.  £.  die  unzweifelhaft  hieher  zu  beziehende  Stelle  c.  7  X  de 
rebus  ecolesiae  alienandis  vel  non  III 13,  wo  sich  in  unmittelbarem  ADscUasse 
an  Veräusserungsverbote  die  Worte  Alexander  HI  finden :  Illas  terms,  quae 
de  silvis  exsiirpatae  sunt  arabiles  factae,  eis  hereditario  iure  poteris  concedere 
sub  annuo  censu  tenendas,  a  quibus  ipsas  suo  vel  parontnm  suorum  labere 
oonstiterit  fuisse  exstirpatas;  nisi  forte  tunc  aliis  possint  ad  majorem  ecclesiae 
utilitatem  cum  eodem  labore  et  onere  conferri. 
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Höheren  Colonisationegebieten  wiederholt  begegnet^);  sowenigzu- 
treffend auch  sonst  dieser  in  den  Urkunden  gebräuchliche  Hinweis 
sein  mag,  das  eine  bringt  er  doch  mit  Bestimmtheit  zum  Aus- 
drucke, dass  der  damaligen  Zeit  das  beschränkte  Recht  des 
römischen  Emphjteuten  und  nicht  das  Eigenthum  dem  bäuer- 
lichen Rechte  verwandt  und  analog  erschien. 

Noch  deutlicher  sprechen  die  Bechtsbücher  selbst.  So  stellt 
z.  B.  der  Sachsenspiegel  und  namentlich  die  Glosse  Eigen  und 
2iin8gut  in  directen  G-egensatz^)  und  aus  der  letzteren  erfahren 
wir  auf  das  bestimmteste,  dass  die  bäuerlichen  Güter  der  Coloni- 
sationsgebiete  als  Erbzinsgüter  in  die  letztere  Kategorie  gehörten. 
Von  ihnen  sagt  die  Glosse ')  sogar  ausdrücklich,  wie  es  deutlicher 
nicht  mehr  ausgesprochen  werden  kann :  „Zinsgut  ist  weder  eigen, 
erbe,  noch  lehen  ....  Ziusgut  ist  aber  darumb  kein  Eiigen,  das 
der  Herr  darauff*  einen  zins  hat  ....  denn  eigen  hat  man  on 
allen  zins.  Es  ist  auch  darumb  kein  erbe,  das  es  der  richter 
nicht  aufgeben  mag.  Es  ist  auch  kein  Lehen,  das  man  davon 
zins  gibt  .  .  .  ."  Die  Motivierung,  welche  den  einzelnen  Sätzen 
beigefugt  ist,  kann  vielleicht  im  einzelnen  manches  Bedenken 
wachrufen;  aber  dass  zu  jener  Zeit  das  Bauernrecht  nicht  als 
Eigenthum  galt,  ist  solchen  Erklärungen  gegenüber  nicht  mehr 
hinwegzuleugnen,  und  damit  ist  es  wohl  auch  für  uns  geboten, 
wenigstens  vorläufig  an  dem  beschränkten  rechtlichen  Oharacter 
des  bäuerlichen  Rechtes,  so  wie  er  positiv  in  den  Urkunden  be- 
glaubigt ist,  festzuhalten  und  ihm  die  Universalitätstendenz  des 
romanistisch-modernen  Eigenthumsbegriffes  nicht  zuzusprechen, 
wenn  auch  vereinzelte  Dorfgründungsurkunden  den  Bauern  ein 
Recht  einräumten,  das  noch  über  das  hier  geschilderte,  gewöhn- 
liche Mass  hinausgereicht  hat^). 


*)  vergl.  namentlich  M  e  i  t  z  e  n  Cod.  dipl.  Siles.  TV  insb.  Einleitung 
S.  108  f.,  wo  das  Wort  jus  emphyteuticum  gewiss  mit  Recht  als  Übersetzung 
von  Erbzinsrecht  gedeutet  wird. 

•)  vergL  oben  S.  5  ff. 

")  zu  Art.  79  des  2.  Buches  des  Landrechtes. 

*)  vergl.  z.  B.  die  oben  S.  153  Anm.  4  abgedruckte  Urk.  für  Stendal: 
Areas  supranominatae  villae  hereditario  et  libero  eis  iure  concessimus,  qua- 
tenns  vendendi  et  pro  arbitrio  disponendi  liberam  habeant  facultatem,  eo 
tamen  modo,  ut  censum  .  .  .  inde  persolvant;  oder  1256  Dreger  Cod.  dipl. 
Pomeraniae  280;  dabei  kann  die  Frage,  ob  solche  Fälle  als  Ausnahmen  Ton 
der  Begel  zu  deuten  sind,  oder  ob  auch  dieses  erweiterte  Recht  sich  noch 
von  dem  Eigenthume  unterscheidet,  fuglich  unerörtert  bleiben. 
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Nur  Gründe  juristisch  technischer  Art  könnten  eventuell  be- 
stimmend sein,  von  diesem  hier  gewonnenen  Ergebnisse  abzugehen^). 

Dem  Rechte  der  Bauern,  als  der  Besitzer  der  einzelnen  Hufen, 
steht  die  rechtliche  Macht  der  Dorfschulzen  oder  Anfuhrer  der  ein- 
einzelnen Niederlassungen  und  die  der  Grundherrn,  als  der  Gründer 
der  Colonien,  gegenüber.  Der  kritischen  Beurtheilung  ihrer  recht- 
lichen Stellung  in  Beziehung  auf  das  neu  besiedelte  Land  stellt 
sich  abgesehen  von  den  früher  angeführten  Momenten  vor  allem 
noch  die  Schwierigkeit  entgegen,  dass  in  ihren  Händen  öffentliche 
Herrschaftsbefugnisse  und  private  Rechte  so  enge  verbunden 
waren,  dass  wir  im  einzelnen  Falle  nicht  zu  unterscheiden  ver- 
mögen, was  als  Bethätigung  des  einen  oder  des  anderen  Rechta- 
kreises zu  gelten  habe.  Auch  geben  die  urkundlichen  Quellen 
uns  wenig  Anhaltspunkte  über  die  Qualität  ihres  Rechtes. 

um  zunächst  von  den  Colonistenanführern  zu  handeln, 
finden  wir  ihre  Macht  bei  d^n  ersten  HoUändercolonien  aus  der 
Gegend  um  Bremen  nach  dem  Wortlaute  der  Gründungsurkunden 
allerdings  in  sehr  weitem  Umfange  gewährleistet^),  und  ebenso 
wurde  namentlich  in  den  märkischen  Gebieten,  wenn  die  Dorf- 
gründung durch  Ritter  bewerkstelligt  wurde,  bezüglich  des  ganzen 
Dorfdistrictes  ein  sehr  weitreichendes  Recht  in  ihre  Hand  gelegt'); 
doch  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  diese  Urkunden  meist 
nur  die  zunächst  geschaffene  rechtliche  Lage  im  Auge  haben 
und  vielfach  nicht  an  den  endlichen  Zustand  denken,  der  dann 
eintrat,  wenn  das  Land  vermessen  und  an  die  Bauernbevölkerung 
vertheilt  war.  Für  die  späteren  HoUändercolonien  aus  der  Umgebung 
von  Bremen,  bei  denen  das  Recht  der  Anführer  des  Unternehmens 
nur  mehr  als  ein  beneficialisches  ^)  bezeichnet,  oder  in  denen  gar 
über  ihre  Köpfe  hinweg  unmittelbar  das  Recht  der  Käufer  ge- 
währleistet wurde*),  ist  nicht  daran  zu  denken,  dass  den  Leitern 
der  Colonie  etwa  eine  eigenthumsähnliche  Macht  über  sämmtliche 
Colonistenhufen    wäre    eingeräumt    worden.     Und    ebenso    fehlt 


0  vergl.  unten  S.  171  ff. 
«)  vergl.  oben  S.  12ö  ff. 

*)  vergl.  z.  B.  oben  S.  153  Anm.  2  oder  1242  Cod.  dipl   prussicas  I  M. 
*)  1149  Hamburger  ÜB.  189  Districtum  .  .  .  Johanni  .  .  .  jure  bene- 
fioiali  concessi. 

')  1201  Hamburger  ÜB.  332  Emtoribus  paludis  concedimus  terram  hanc 
iure  hoUandrico  libere  emere  et  suis  heredibns  possidendam  libere  vendere 
et  relinquere. 
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jeder  Grund  und  jeder  Anhaltspunkt  für  eine  ähnliche  Annahme 
betreflb  all  der  Dorfgründungen,  in  welchen  Dorfschulzen  an  der 
Spitze  der  Unternehmung  standen.  Ihr  Recht  erstreckte  sich 
über  die  ihnen  überlassenen  Freihufen,  die  sie  nebst  anderen 
Vortheilen  als  frei  vererbliches  und  veräusserliches  Schulzengut 
zugewiesen  erhielten;  bezüglich  der  anderen  Grundstücke,  der 
eigentlichen  Bauernhufen,  hatten  sie  ihre  bestimmte  Mission,  vor- 
wiegend eine  polizeiliche  und  gerichtliche  Gewalt,  sowie  das 
Recht  und  die  Aufgabe,  die  Güter  dem  Zwecke  der  Colonien- 
gründung  gemäss  mit  Colonisten  zu  besetzen.  Dies  letztere  konnte 
mi^licherweise  auch  während  des  Bestandes  des  Dorfes  wieder 
zu  Bedeutung  kommen,  wenn  einzelne  Hufen  von  den  Bauern 
verlassen  wurden,  und  wurde  auch  später  vielfach  in  der  Weise 
zur  Bereicherung  des  Schulzengutes  ausgebeutet,  dass  solche  ver- 
waiste Bauernstellen  nicht  neu  vergeben,  sondern  schlechthin  ein- 
gezogen wurden.  Da»  Vorhandensein  einer  rechtlichen  Herr- 
schaft des  Leiters  der  Dorfschaft  über  deren  Gebiet  ist  bei  dieser 
Sachlage  nicht  zu  bestreiten,  und  es  liegt  nach  der  uns  geläufigen 
Rechtsauffassung  unzweifelhaft  am  nächsten,  dieses  dem  Schulzen 
zustehende  Herrschaftsrecht  einfach  dem  öffentlichen  Rechts- 
gebiete zu  vindicieren,  und  in  allen  einzelnen  Befugnissen  nur 
die  Bethätigung  seiner  öffentlichrechtlichen  Stellung  zu  erblicken^). 
Die  gleiche  Auffassung  wird  auch  vom  Standpunkte  des  mittel- 
alterlichen Rechtes  im  allgemeinen  gerechtfertigt  sein.  Denn  wenn 
dort  auch  die  Scheidung  dieser  beiden  Rechtsgebiete  nicht  so 
durchschlagend  war  und  empfunden  wurde,  so  bleibt  doch  immer 
wahr,  dass  der  den  Leitern  solcher  Dorfcolonien  zustehende 
rechtliche  Einfluss  an  den  Bauerngütern  mehr  eine  Herrschaft 
über  die  darauf  befindlichen  Personen  als  eine  unmittelbar  sachen- 
rechtliche Befugnis  gewesen  ist.  Nur  für  die  Fälle,  in  denen 
entweder  von  Ajifang  an  eine  engere  Beziehung  zu  dem  ganzen 
Colonisalionsgebiete  festgestellt  wurde*),   oder  wo  im  Laufe  der 


0  Die  gleiche  Anffassnng  z.  B.  bei  Sommer,  Geschiobtüche  und  dog- 
matiscbe  fintwiokelung  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  in  Deutschland 
I  §  77  bezüglich  der  Entmeierung:  Die  Entmeiernng  ist  nicht  Heimfall  des 
Gutes  an  den  Gutsherrn,  sondern  dieser  übt  für  die  Staatsgesellsohaft  das 
WiederbesetKungsrecht  aus;  er  muss  den  Hof  mit  einem  . . .  Colonen  besetzen 
und  darf  dabei  die  Abgabe  nicht  erhöhen. 

«)  vergl.  oben  8.  166  Anm.  3  u.  4. 
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späteren  geschichtlichen  Entwickelung  ^)  den  Schulzen  ein 
grösserer  unmittelbarer  Einäuss  auf  die  einzelnen  Bauernhufen 
zufiel,  wird  man  die  Möglichkeit  zugeben  müssen,  dass  in  und 
neben  den  öffentlichen  Befugnissen  derselben  auch  eine  sachen- 
rechtliche Macht  vorhanden  gewesen  sei,  ohne  dass  man  jedoch 
bei  der  engen  Verbindung  und  gleichförmigen  Behandlung,  welche 
alle  mit  Grund  und  Boden  zusammenhängenden  Rechte  im 
Mittelalter  erfuhren,  die  nach  unserer  heutigen  Anschauung  für 
disparat  erscheinenden  beiden  Rechtskreise  in  dem  einen 
Schulzenrechte  genau  zu  scheiden,  oder  gar  mit  Sicherheit  den 
Umfang  der  privatrechtlichen,  speciell  sachenrechtlicben  Befug- 
nisse festzustellen  vermöchte. 

Den  gleichen  Schwierigkeiten  der  juristischen  Oonstruction 
begegnen  wir  bei  der  dritten  Gruppe  von  Rechten,  die  an  den 
Colonistengütern  bestehen  konnten,  den  Rechten  der  Landes- 
oder Grundherrn,  also  derjenigen,  die  durch  die  Verleihung 
des  für  die  Colonisationszwecke  gewidmeten  Bodens,  oft  auch 
durch  die  Gewährung  ihres  Schutzes  und  von  Privilegien  das 
Zustandekommen  der  neuen  Ansiedelungen  ermöglicht  haben. 

Auch  für  sie  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  das  Schwer- 
gewicht ihrer  rechtlichen  Macht  dem  öffentlichen  Rechte  an- 
gehörte. Die  herrschaftliche,  beziehungsweise  landesherrliche 
Stellung,  die  sie  vor  der  Coloniengründung  über  das  uncultivierte 
oder  nur  von  den  für  rechtlos  gehaltenen  Slaven  bebaute  Terri- 
torium ausgeübt  hatten,  blieb  ihnen  meist  auch  über  die  neae 
Niederlassung  dauernd  gewahrt,  wenigstens  insoweit,  als  nicht 
die  der  Colonie  und  ihren  Organen  gewährten  ZugeständniBse 
eine  Bethätigung  derselben  ausschlössen.  Als  Ausfluse  dieser 
obrigkeitlichen  oder  herrschaftlichen  Machtbefugnis  über  das 
Golonisationsgebiet  erscheint  dann  vor  allem  die  Gerichtshoheit, 
die  sich  im  einzelnen  in  mannigfaltigen  Formen  äusserte;  bald 
blieb  dem  Grundherrn  die  höhere  Gerichtsbarkeit,  bald  die  Be- 
aufsichtigung des  unteren  Richters  vorbehalten,  während  in 
anderen  Fällen  durch  seine  Machtvollkommenheit  alle  auf  das 
Gericht  sich  beziehenden  Angelegenheiten  einer  sorgfältigen 
Regelung  unterzogen  wurden;  fast  ausnahmslos  aber  bedeutete 
die  Gerichtshoheit  für   die  Herrschaft  den  Anspruch  auf  einen 


')  £ine  solche  Veränderung  vollzog  sich  gewöhnlich  dadurch,  dus 
Hechte,  die  ursprÜDglich  dem  Grundherrn  zustanden,  an  manchen  Orten  in 
immer  weiterem  Umfange  an  die  mächtigen  Schulzengeschlechter  übergiengen 
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bestimmten  Theil  der  bei  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  sich 
ergebenden  Gefalle,  unzweifelhaft  öffentlichen  Character  trägt 
auch  das  Recht  auf  den  Zehent,  zu  dessen  Leistung  wenigstens 
geistliche  Fundatoren  in  Übereinstimmung  mit  der  in  kirchlichen 
Kreisen  damals  allgemeinen  Anschauung  bei  der  lieuanlage  von 
Colonistendörfem  die  einzelnen  Hufen  regelmässig  verpflichtet 
haben. 

Dagegen  lässt  sich  von  dem  Ansprüche  auf  den  Zins,  welchen 
dieGrundherrschaft  auf  jeder  Bauemhufe  sich  vorbehielt,  wenigstens 
gewiss  nicht  als  noth wendig  behaupten,  dass  er  auf  deren  herr- 
schaftliche, obrigkeitliche  Stellung  zurückzuführen  sei.  Viel- 
mehr wird  mit  gutem  Grunde  geradezu  der  privatrechtliche 
Character  desselben  vielfach  angenommen^);  und  die  in  einzelnen 
Urkunden  enthaltenen  Wendungen,  wie  z.  B.,  dass  er  pro  recogni* 
tione  terrae')  oder  jure  dominii  et  ducali*)  und  dergl.  bezahlt 
werde,  in  Verbindung  mit  dem  Umstände,  dass  von  Grund  und 
Boden  vorbehaltenen  Zinsen  damals  so  häufig  die  Bedeutung  von 
Anerkennungszinsen  zukam,  und  auch  alle  anderen  Momente,  die 
oben^)  gegen  die  Annahme  eines  bäuerlichen  Eigenthumsrechtes 
angeführt  wurden,  sind  in  ihrer  Gesammtheit  wohl  geeignet,  die 
Vermuthung  zu  rechtfertigen,  dass  auch  hier  der  Zins  berufen 
gewesen  sei,  den  Bestand  eines  der  Grundherrschaft  auch  nach 
der  Colonisation  verbliebenen  Rechtes  an  den  Bauerngütern  zum 
Ausdrucke  zu  bringen^). 

Das  Vorhandensein  einer  solchen  unmittelbaren  (sachen- 
rechtlichen) Macht,  die  namentlich  dann  zu  actueller  Bedeutung 
kommen  mochte,  wenn  z.  B.  das  Aussterben  einer  Colonisten- 
familie  oder  die  Nachlässigkeit  der  mit  der  Sorge  über  die 
einzelnen  Hufen  und  die  Dorfschaft  Betrauten  ein  unmittel- 
bares Eingreifen  der  Grundherrn  erforderten,  wird  sich  auch  in 
der  That  kaum  bestreiten  lassen ;  und  wenn  wir  oben  eine  Reihe 
von  Gründen  anführten,  welche  gegen  die  Annahme  eines  un- 
beschränkten Rechtes  auf  Seite  der  bäuerlichen  Colonisten  sprachen 
und  so  zu  dem  Ergebnisse  führten,  dass  diesen  ein  gewisses  Mass 
von  Rechten   von   wirklicher  Machtvollkommenheit  abgieng,  so 


■)  vergl.  z.  B.  Schröder,  Deatsohe  Recbtsgesohichie  S.  4d5. 

«)  1201  Hamburger  ÜB.  332. 

•)  1336  Cod.  dipl.  Silesiae  I  .33. 

*)  vergl.  S.  164  insb.  Anm.  1. 

^)  vergl.  z.  B.  Schröder,  niederländische  Kolonien  S.  39  (381). 
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fordert  es  schon  die  Consequenz  der  juristischen  Logik  mit  Noth- 
wendigkeit,  dass  der  dort  fehlende  Theil  rechtlicher  Gewalt  der 
Machtsphäre  eines  anderen  Berechtigten  zugestanden  habe.  In 
den  meisten  Fällen  konnte  es  gewiss  nur  der  Grund-  oder  Landes- 
herr, nicht  der  Schulze  gewesen  sein,  dem  eine  derartige  Be- 
rechtigung zukam.  Wie  viel  dann  von  dieser  unmittelbaren 
(sachenrechtlichen)  Macht,  die  in  den  Händen  des  Grundherrn 
sich  finden  konnte,  privaten  Character  trug,  wie  viel  als  Auafluss 
seiner  herrschaftlichen  (öffentlichen)  Stellung  zu  gehen  habe,  lisst 
sich  freilich  mit  Bestimmtheit  nicht  feststellen;  vielleicht  ist  alles 
diesem  letzteren  Einflüsse  zuzuschreiben.  Jedenfalls  macht  die 
enge  Verbindung  beider  Gruppen  von  Befugnissen,  die  äusser- 
lich  völlig  gleichartige  Behandlung  aller  irgendwie  territorial 
fundierten  Bechte  und  die  jenen  Zeiten  vielfach  mangelnde 
Empfindung  filr  eine  derartige  rechtliche  Unterscheidung  eine 
genaue  Grenzbestimmung  unmöglich  und  wohl  auch  überflüssig. 
So  lässt  sich  auch  aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen  mit  Be- 
stimmtheit nicht  deducieren,  ob  diese  saohenrechtliche  Gewalt 
als  eine  Beschränkung  des  bäuerlichen  Rechtes  zu  gelten  habe, 
das  vielleicht  mit  der  Dniversalitätstendenz  ausgestattet  war,  oder 
ob  sie  etwa  analog  der  römischen  nuda  proprietas  gegenüber 
dem  emphyteutischen  Bechte  die  Seele  eines  durch  fremde 
Rechte  auf  ein  Minimum  actueller  Befugnisse  eingeschränkten 
Eigenthums  enthielt^).  Die  oben  angeführten  Gründe  sprechen 
unzweideutig  gegen  die  Entscheidung  im  Sinne  der  ersten 
Alternative,  aber  zunächst  wenigstens  und  ohne  zwingende  Gründe 
dürfte  man  auch  kaum  geneigt  sein,  die  zweite  Alternative  zu 
wählen.  Ea  fällt  uns  schwer  anzunehmen,  dass  die  geringen 
Ansätze  privater  Befugnisse,   deren   Existenz   vielleicht  vielfach 


')  Bemerkt  sei,  dass  man  hier  für  die  Frage,  wer  unter  den  mehreren 
Berechtigten  Bigenthiimer  sei,  auch  durch  die  Untersuchung,  in  weisen 
Händen  dasBeoht  bei  demWegfallen  des  gegentheiligenEeohtes  sich  conaolidiere, 
also  durch  das  Mittel,  welches  für  unsere  heutigen  Verhältnisse  am  sichersten 
zum  Ziele  fuhrt,  nichts  gewinnen  kann.  Auf  der  einen  Seite  stosst  man 
nämlich  auf  die  Schwierigkeit,  dass  man  ein  Untergehen  der  dem  bäuer- 
lichen Rechte  gegenüberstehenden  rechtlichen  Befugnisse  überhaupt  nicht 
oder  wenigstens  nicht  ohne  völlige  Zerstörung  der  Rechtsgrundlagen  denken 
kann,  auf  welchen  das  ganze  Verhältnis  aufgebaut  ist;  es  ist  nicht  mehr 
Bauernrecht,  wenn  die  Gewalt  des  Schulzen  und  des  Grund-  oder  Landes- 
herm  hin  wegfällt;  die  Verhältnisse  die  man  einander  gegenüberstellen  würde, 
sind  nicht  mehr  vergleichbar,  und  deshalb  kann  man  aus  der  rechtlichen 
Lage,  die  nach  dieser  Veränderung  bestfinden,  keinen  Rücksehluss  thon  auf 
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überhaupt  bestritten  werden  kann,  die  Keime  eines  privaten 
Eigenthumsrechtes  enthalten  sollten.  Nur  das  eine  kann  man 
sicher  behaupten ,  dass  .  die  Gesammtheit  der  dem  Grundherrn 
zustehenden  Gewalten  privater  und  öffentlichrechtlicher  Natur 
den  Inhalt  desjenigen  Eechtes  abgab,  das  die  spätere  Jurisprudenz 
mit  dem  Namen  eines  Obereigenthumes  bezeichnete. 

Für  die  Eigenthumsfrage  an  den  Colonistengütern  kommen 
wir  nach  all  dem  zunächst  zu  einem  lediglich  negativen 
Ergebnisse,  ähnlich  wie  es  Knapp  für  die  märkischen  Dorf- 
ansiedelungen ausgesprochen  hat^).  Wir  können  von  keinem 
der  drei  Personen,  die  an  einem  Colonistengute  möglicherweise 
dinglich  berechtigt  sein  können,  behaupten,  dass  sie  Eigenthümer 
in  unserem  Sinne  des  Wortes  seien,  um  wenn  auch  für  die 
juristische  Construction  vielleicht  die  Möglichkeit  besteht,  das 
eine  oder  andere  Recht  in  diesem  Sinne  zu  deuten,  die  that- 
sachlichen  Verhältnisse  zwingen  uns  gewiss  nicht  dazu,  sprechen 
vielmehr  in  mannigfacher  Beziehung  dagegen. 

Bei  dieser  Sachlage  könnte  aber  ein  derartiger  juristisch- 
constructiver  Versuch  nur  dann  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn 
die  Forderungen  der  juristischen  Consequenz  und  Logik,  also 
juristisch  technische  Gründe  ein  solches  immerhin  etwas  gewalt- 

den  rechtlichen  Bestand  vor  dieser  Metamorphose.  —  Auf  der  anderen 
Seite  sehen  wir  wirklich  ein  Anflehen  gewisser  rechtlicher  Befugnisse  bei 
dem  Schulzen  oder  Landesherm,  wenn  das  Kecht  des  Bauern  erlischt.  Aber 
wenn  da  das  Grundstück  in  die  freie  Verfügungsgewalt  des  Landesherrn 
zurückfallt,  oder  wenn  der  Schultheiss  seiner  Stellung  als  Golonisator  gemäss 
es  einem  neuen  Besitzer  zuweist  —  auch  wenn  der  Dorfherr  der  späteren 
Zeit  es  für  sich  selbst  zurückbehält,  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen :  liegt 
darin  ein  Aufleben  eines  bisher  schlummernden  Eigenthumes  oder  schlecht- 
hin die  Bethätigung  ihrer  öffentlichrechtlichen  Gewalt? 

>)  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Theilen  Freussens  1887  I  S.  d6.  Nach  seiner  Auffassung  ist  die 
JPrage,  wer  Eigentümer  sei,  gar  nicht  aufzu werfen,  daher  auch  nicht  zu  be- 
antworten: „Der  Markgraf  war  so  wenig  Eigenthümer  des  ganzen  Landes, 
wie  es  heute  ein  Landesherr  ist:  er  hatte  ein  HerrsohaftsYerhältnis,  aber 
nicht  das  im  Eigenthume  liegende,  zum  Lande.  Die  GhH>ssen  trugen  das 
Land  zu  Lehen,  was  auch  wieder  nicht  Eigenthum  ist.  Der  Bauer  war 
seinerseits  meistens  nur  belehnt,  es  genügte  ihm,  dass  die  Nutzung  auf  seine 
Nachkommen  übergieng,  und  der  Grundherr  dachte  nur   an  den  Einfluss, 

den  ihm  das  Recht  der  Überwachung  dieser  Erbfolge  sicherte Für 

die  grosse  Masse  des  Bodens  .  .  .,  worauf  Bauern  sassen,  die  einen  Grund- 
herrn über  sich  hatten,  war  der  Begriff  des  Eigenthums  nicht  vorhanden; 
wie  es  ja  eine  bekannte  Erscheinung  ist,  das  Grundstücke  nicht  immer  und 
nicht  überall  gerade  in  der  Form  des  Eigenthums  besessen  werden." 
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sames  Vorgehen  mit  absoluter  und  unabweisbarer  Nothweodig- 
keit  verlangten  y  oder  concret  gesprochen,  wenn  jede  Sache,  die 
in  der  Gresammtheit  ihrer  rechtlichen  Beziehungen  einer  recht- 
lichen Beherrschung  unterstellt  sein  soll,  nothwendig  in  irgend 
jemandes  Eigenthume  stehen  muss. 

Mag  nun  die  Richtigkeit  dieses  letzeren  Satzes  unseren 
romanistisch-modemen  Bechtsanschauungen  *)  geläufig  und  plausibel 
erscheinen,  so  ist  es  doch  gewiss  begründet  und  nothweodig, 
die  Grundlagen  desselben  und  seine  eigentliche  Bedeutung  zo 
prüfen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Betrachtung  der  uns 
vorliegenden  JFälle  uns  trotz  des  eben  gekennzeichneten  negatiTen 
Ergebnisses  keine  Lücke  in  der  Beherrschung  erscheinen  lies«, 
und  als  andererseits  die  Giltigkeit  und  Richtigkeit  dieses  Satzes 
ganz  allgemein  und  mit  specieller  Beziehung  auf  die  hier  in 
Rede  stehenden  Verhältnisse  von  Einzelnen  auf  das  bestimmteste 
in  Abrede  gestellt  wird^). 

Dabei  handelt  es  sich  zunächst  naturgemäss  um  den  Begriff 
des  Eigen thumes  selbst,  welches  die  moderne  Jurisprudenz  im 
Anschlüsse  an  die  romanistische  Lehre  als  die  principielle  AU* 
herrschaft  über  eine  Sache  zu  kennzeichnen  gewohnt  ist,  die 
zwar  Beschränkungen  durch  fremde  Rechte  oder  durch  allgemeine 
staatliche  Bestimmungen  mit  ihrem  Wesen  ganz  wohl  verträgt, 
bei  aller  Beschränkung  im  einzelnen  aber  immer  die  Kraft  und 
das  Bestreben  in  sich  besitzt,  mit  dem  Fallen  oder  Zurückweichen 
solcher  Schranken  wieder  zu  möglichster  Unumschrilnktheit  und 
Allseitigkeit  sich  zu  erweitem  und  auszubreiten'). 

1)  vergl.  KunäohBt  die  oben  S.  161  und  171  Amn.  1  abgedruckten  Auk- 
ftthrungen  von  Droysen  und  Knapp. 

«)  vergl.  z.  B.  J bering,  Der  Zweck  im  Recbte  I  S.  Ö19. 

^)  In  diesem  Sinne  definiren:  Windscheid  Pandekten  6.  Auflage 
I  559  ff. :  Dass  jemandem  eine  Sacke  dem  Reobte  nach  eigen  ist,  will  sagen, 
daes  sein  Wille  für  sie  entscheidend  ist  in  der  Gesammtheit  ihrer  Be- 
ziehungen .  .  .  Aber  man  darf  nicht  sagen,  dass  das  Kigenthum  aus  einer 
Summe  einzelner  Befugnisse  bestehe,  dass  es  eine  Verbindung  einzelner  Be- 
fugnisse sei.  Das  Eigenthnm  ist  die  Fülle  des  Rechtes  an  der  Sache,  und 
die  einzelnen  in  ihm  zu  unterscheidenden  Befugnisse  sind  nur  Äusserungen 
und  Manifestationen  dieser  Fülle.  Das  Eigenthum  ist  schrankenlos 
(es  ist  die  Negation  der  Besohränkung);  aber  es  verträgt  Be- 
schränkungen.... Die  Eigenthumsbeschränkungen  sind  doppelter  Art: 
Entweder  beruhen  sie  auf  einer  allgemeinen  Beohtsregel  oder  auf  dem  er- 
worbenen Rechte  eines  Dritten.  — 

Arndts,  Pandekten  12.  Auflage  §  130.  Das  Eigenthum  ist  seinem 
Grundbegriffe  nach  das  einem  Subjeote  zustehende   Recht  yoUkommener 
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So  nimmt  die  Definition  des  EigenthamsbegriiFes  zwei  wesent- 
liche und  einander  ergänzende  Momente  in  sich  auf: 

Zunächst  die  Tendenz  des  Rechtes  nach  möglichster  All- 
gemeinheit, die  principielle  Unbeschränktheit  desselben,  die  ihren 
Ausdruck  findet  in  der  Annahme ,  dass  dem  Eigenthümer 
jedwede  rechtliche  und  f actische  Verfügungsgewalt  zusteht,  so- 
weit nicht  besondere  Umstände  es  in  concreto  verhindern. 

Auf  der  anderen  Seite  den  Hinweis  auf  die  Möglichkeit 
von  gewissen  Beschränkungen,  die  wiederum  von  zweierlei  Art 
sein  können.  Die  eine  G-ruppe  hat  ihren  Grund  in  bestimmten 
dinglichen  Eechten,  welche  dritten  Personen  an  der  fremden 
Sache  zustehen  und  die,  in  so  weit  sie  diesen  eine  rechtliche 
Ingerenz  einräumen,  dem  Eigenthümer  gewisse  Schranken  auf- 
erlegen. Die  andere  Gruppe^)  ist  unmittelbar  auf  gesetzliche 
Bestimmungen  zurückzuführen,  indem  diese  gewisse  Kategorien 
rechtlicher    Befugnisse    dem    Kreise    der    privatrechtlichen    Dis- 


Herrschaft über  eine  körperliche  Sache,  vermöge  dessen  man  sagen  kann, 
dass  die  Sache  im  Ganzen  dieser  Person  gehöre»  ihrem  Willen  schlechthin  und 
total  unterworfen  sei"  —  ein  Recht,  das  seinem  Begriffe  nach  eine  Beschränkung 
durch  Bechte  anderer  oder  allgemeine  Rechtsvorschriften  nicht  ausschliesst, 
das  aber  „sowie  und  soweit  solche  das  Eigenthum  beschränkende  Rechte 
anderer  wieder  aufhören  ....  von  selbst  wieder  in  seiner  ünbegrenztheit 
und  Ausschliesslichkeit  hervortritt." 

Gerber,  Deutsches  Privatrecht  15.  Auflage  %  78  kennzeichnet  das 
£igenthum  als  „das  Recht  der  principiell  totalen  Verfügungsgewalt  über 
Sachen." 

Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Frivatrechts  2.  Auflage  II  §  78 
„Das  Eigenthum  ist  die  oberste  rechtliche  Herrschaft  über  eine  Sache,  aus 
welcher  andere  Rechte  an  ihr  abgeleitet  sind",  wozu  dann  bemerkt  wird, 
dass  „es  seinem  Wesen  nicht  widerspricht,  dass  über  dieselbe  Sache  auch 
anderen  Personen  als  dem  Eigenthümer  Rechte  zustehen." 

Entgegen  namentlich  Windscheid,  der  das  Moment  der  Schranken- 
losigkeit  entschieden  utriert,  definiert  Hart  mann  (Rechte  an  eigener  Sache, 
Untersuchungen  zur  Lehre  vom  Eigenthum  in  den  Jahrb.  für  Dogmatik  XVII 
S.  129)  :  „Begriffswesentlioh  ist  das  Eigenthum  .  .  die  an  sich  meist- um- 
fassende, oberste  privatrechtliche  Macht  und  Herrschaft,  welche  das 
Recht  .  .  überhaupt  anerkannte,  ...  sie  ist  jedoch  keineswegs  eine  unbe- 
grenzte Macht."    Endlich 

Ran  da,  Das  Eigenthumsrecht  I  §  1 :  Das  Eigenthum  ist  die  durch  das 
objective  Recht  gewährte  und  durch  dasselbe  begrenzte  rechtliche  Möglich- 
keit relativ  vollster,  unmittelbarer  Herrschaft  über  eine  körperliche  Sache. 

>)  vergl  hiezu  Jhering,  Geist  des  röm.  Rechtes  IIS.  141  Anm.  165 
(2.  Auflage). 
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Position  entziehen;  namentlich  das  Immobiliargüterrecht  mueste 
Beschränkungen  dieser  Art  reichlich  erzeugen*).  Dabei  werden 
in  der  Regel  nur  diejenigen  Rechte  genannt ,  die  insoferne  an 
der  Grenze  zwischen  öffentlichen  und  privatrechtlichen  Befugnissen 
stehen,  als  sie  ihrer  Natur  nach  beiden  Rechtsgebieten  angehören 
könnten,  und  nur  in  concreto  wegen  gewisser  Interessen  der  G^sammt- 
heit  der  privaten  Verfügungsgewah  des  Einzelnen  entzogen  sind*). 
Von  denjenigen  Befugnissen,  die  unzweifelhaft  öffentlichrechtlichen 
Characters  sind,  wird  dabei  gewöhnlich  nicht  erst  gesprochen, 
denn  es  bedarf  bei  der  uns  geläufigen  Scheidung  der  beiden  Ge- 
biete wohl  keiner  besonderen  Betonung,  dass  das  Eigenthum  als 
ein  Institut  des  Privatrechtes  keine  Befugnisse  öffentlicher  Natur 
in  sich  schliesst*). 

Wenn  wir  für  unsere  Zwecke  unser  Augenmerk  gerade  auf 
diese  im  Eigenthunie  nicht  enthaltenen  öffentlichrechtlichen  Be- 
fugnisse legen,  so  drängt  sich  zunächst  die  Frage  auf,  ob  unter 
ihnen  sich  auch  solche  finden,  die  man  als  dingliche  Rechte  im 
technischen  Sinne  bezeichnen  darf. 

Denkt  man  hiebei  nur  an  die  staatlichen  Rechte,  wie  Gerichts- 
oder Finanzhoheit,  und  überhaupt  nur  an  diejenigen  Staatshoheits- 
rechte, die  sich  mehr  als  eine  Herrschaft  über  die  auf  dem  staat- 
lichen Territorium  wohnenden  Menschen,  und  nicht  als  eine 
Herrschaft  über  das  letztere  selbst  charactrisieren,  so  wird  man 
diese  Frage  entschieden  zu  verneinen  geneigt  sein.  Und  auch 
das  viel  umstrittene  Rechtsverhältnis  des  Staates  zu  seinem  Ge- 
biete wird  in  seiner  Allgemeinheit  vielleicht  noch  keine  Hand- 
habe für  die  Beantwortung  der  Frage  im  entgegengesetEten 
Sinne  geben,  wenn  auch  einzelne  der  darüber  verfochtenen  An- 
sichten dem  nicht  mehr  so  unbedingt  entgegenstehen^). 

Aber  unter  allen  Umständen  wird  zuzugeben  sein,  dass  dem 
Staate  als  solchem  über  den  seinem  Eigenthume  unterworfenen 
Grund  und  Boden  eine  Reihe  rechtlicher  Befugnisse  zustehen, 
die  sich  ihrem   Wesen  nach    von  privatrechtlichen   Befugnissen 


>)  Jhering,  Jahrb.  f.  Dogrmatik  VI  8.  88  ff. 

*)  Die  Definition  Hart  mann 's  (vergl.  S.  173  Anm.)  hebt  auch  dieses 
Moment  besonders  hervor. 

*)  vergL  Laband,  Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  I  §  20  S.  184 
,,Die  Staatsgewalt  ist  ein  Qewaltverhältnis  gegenüber  den  ünterthanen,  ein 
staatsrechtliches  Sachenrecht  gegenüber  dem  Territoriam''.  8.  auch  die  n- 
gehölige  Anm.  3. 
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in  nichts  unterscheiden,  gleichwolil  aber  dem  Eänzelnen  verwehrt 
sind.  Man  denke  nur  z.  B.  an  den  Bau  von  Festungen  und 
Bargen,  Wasserwerken,  Strassen  und  Eisenbahnen  u.  a.  m.,  was 
alles,  rein  sachlich  genommen,  sich  von  Häuserbau  und  ähnliehen 
privaten  Anlagen  doch  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  es  mit 
Bücksicht  auf  die  Gesammtheit  der  Machtsphäre  des  Einzelnen 
entzogen  und  der  des  Staates  überwiesen  ist.  Ja  es  lassen  sich 
auch  Fälle  denken,  in  welchen  die  Gebietsabtretung  oder  die 
Gewährung  eines  Nutzungsrechtes  an  einen  fremden  Staat,  mögen 
damit  noch  so  viele  öffentliche  Rechte  concurrieren,  als  die  Be- 
gründung eines  dinglichen  Eechtes  aufgefasst  werden  können,  zu 
welcher  aus  öffentlichen  Kücksichten  wohl  der  Staat,  nicht  aber 
der  Einzelne  befugt  ist^). 

Es  mag  hier  unerörtert  bleiben,  in  wie  ferne  für  das  Mittel- 
alter auch  Staatshoheitsrechte,  die  als  Ausfluss  des  Rechtes  an 
dem  Gebiete  erschienen,  unter  einem  ähnlichen  Gesichtspunkte 
gezogen  werden  können ,  und  nur  flüchtig  sei  hiezu  bemerkt, 
dass  auch  die  Scheidung  von  Rechten  über  Personen  und  über 
Sachen,  welche  heutzutage  alle  die  bezüglichen  Fragen  sicher 
entscheidet,  nicht  unbedingt  auf  mittelalterliche  Verhältnisse 
übertragen  werden  darf,  wo  die  Persönlichkeit  im  juristischen 
Sinne  weiten  Klassen  der  Bevölkerung  in  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  fehlte,  und  gewisse  Schichten  derselben  geradezu  als 
Pertinenz  des  Grund  und  Bodens  betrachtet  und  rechtlich  be- 
handelt wurden*). 

Unabhängig  von  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  aber 
immer  daran  festzuhalten,  dass  das  Privateigenthura  trotz  der  in 
ihm  begrifflich  hervorgehobenen  principiellen  Omnipotenz  wenigstens 
in  Beziehung  auf  den  Grund  und  Boden  doch  nicht  ein  wirklich 
unbegrenztes  und  unendliches  Recht  ist*);  vielmehr  kommen 
wir  zu  dem    speciell  für  unsere  Zwecke  wichtigen   Ergebnisse, 


>)  z.  B.  die  £inräumnng  des  Rechtes  der  Benutzung  einer  Baulichkeit 
fiir  müitiuriflche  Zwecke  an  einen  Nachbarstaat. 

*)  vergl.  Hensler  Instit.  I  §  68. 

')  vergl.  hiezu  Jhering,  Geist  des  röm.  Rechtes  U  S.  141  Annu  165 
(2,  Aufl.);  Zweck  im  Recht  I  S.  518—532;  Hartmann,  a.  a.  0.  S.  180  f.; 
Ran  da,  Eigenthumsrecht  §  1.  „Das  Eigen  th  um  ist  so  wenig  als  irgend  ein 
Privatrecht  eine  jeder  Rücksicht  entbundene,  absolutei  schrankenlose  Herrschaft. 
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da80  auch  noch  jenseits  der  im  Eigenthume  gelegenen  (priTat- 
rechtlichen)  Allgewalt  an  dem  beherrschten  Gute  noch  andere 
dingliche  Rechte  bestehen  können  und  thatsächlich  bestehen,  die 
man  heute  vielleicht  kurzweg  als  öiFentliche  bezeichnen  darf. 

So  findet  man,  wenn  man  die  Gesammtheit  der  rechtlichen 
Beziehungen,  welche  an  Grund  und  Boden  bestehen,  ins  Auge 
fasst  und  nicht  einseitig  nur  die  daran  bestehenden  Privatrechte 
berücksichtigt,  zwei  einander  ergänzende  und  begrenzende  Rechts- 
kreise, den  Kreis  des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes,  unter 
deren  Bann  das  Gut  einer  wirklich  allseitigen  rechtlichen 
Herrschaft  unterworfen  ist,  die  nirgends  eine  Lücke  lässt. 

In  einem  Rechtssysteme,  in  welchem  das  Recht  des  Indi- 
viduums und  seine  privatrechtliche  Macht  in  den  Vordergrund 
gestellt  ist,  und  wo  dem  entsprechend  das  private  Recht  an  dem 
Grund  und  Boden  mit  möglichst  weitem  umfange  ausgestattet 
ist,  wie  vor  allen  anderen  im  römischen  Rechte,  ist  die  Ver- 
muthung  der  Allseitigkeit  an  den  privaten  Rechtskreis  ge- 
knüpft, und  in  der  Sphäre  des  öffentlichen  Rechtes  sind  nur 
diejenigen  Befugnisse  gelegen,  die  nach  dessen  allgemeinen 
Principien  oder  nach  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  ihr 
zugewiesen  sind.  Im  Zweifel  steht  dann  eine  einzelne  Befugnis 
dem  Träger  des  obersten  Privat  rechtes  zu,  und  nur,  was  durch 
besonderen  Rechtsgrund  für  Öffentlich  erklärt  ist,  fehlt  diesem 
an  seiner  rechtlichen  Allgewalt;  mithin  tragen  alle  öffentlich- 
rechtlichen  Befugnisse,  da  sie  gleichsam  von  der  Macht  des  Eigen- 
thümers  ausgeschieden  sind,  den  Character  einer  Beschränkung 
des  privaten  Eigenthums  durch  positive,  gesetzliche  Bestimmung. 

Dem  gegenüber  aber  ist  zu  erinnern,  dass  an  der  Universalitat 
der  rechtlichen  Beherrschung  eines  Gutes  nichts  geändert  wird, 
wenn  in  einer  nicht  so  individualistisch  ausgestalteten  Rechts- 
ordnung das  Verhältnis  in  der  umgekehrten  Weise  geordnet  ist, 
d.  h.  wenn  die  Vermuthung  der  Allgemeinheit  nicht  mit  dem 
privaten,  sondern  mit  dem  öffentlichen  Rechtskreise  verbunden 
wird.  Dann  stehen  gedankenmässig  alle  Einzelrechte  bei  dem 
Träger  der  öffentlich  rechtlichen  Gewalt,  und  ihm  fehlen  nur 
diejenigen,  die  durch  besondere  Verfügung  an  andere,  z.  B.  an 
Privatberechtigte  übertragen  sind.  Mögen  dann  alle  diese  öffent- 
lichen und  privaten  Rechte  im  einzelnen  Falle  in  der  Hand  eines 
Einzigen  liegen,  oder  unter  eine  Mehrheit  von  Berechtigten  ver- 
theilt  seien:  immer  erfassen  sie  das  Gut  mit  einer  Totalität,  die 
der    des  römischen  Eigenthumes   in    nichts    nachsteht,  ja   über 
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dieses   weit  fainansreicht  ^),  weil   sie  eben  neben    allen  privaten 
aach  alle  öffentlichrechilichen  Befugnisse  in  sich  schliesst. 

liegt  dann  in  irgend  einer  Weise  eine  Theilnng  der  Ge- 
walten vor,  so  müssen  aber  selbst  dem  etwaigen  Besitzer  der 
obersten  privatrechtlichen  Macht  nicht  alle  privatrechtlichen 
Befugnisse  zustehen ,  vielmehr  wird  in  sehr  vielen  Fällen  *)  sein 
Recht  ein  wesentlich  beschränktes  sein,  dem  das  Bestreben, 
über  diese  Schranken  hinaus  zu  dringen,  vöUig  mangelt  — 
ein  Hecht,  das  gewiss  nicht  Eigenthum  im  modernen  Sinne 
des  Wortes  ist*).  Aber  auch  der  Träger  der  öffentlichen  Be- 
fugnisse kann  nicht  als  Eigenthümer  in  unserem  Sinne  gelten, 
weil  nach  den  unserer  Kechtssprache  geläufigen  Begriffen  nur  % 
das  mit  der  Universalitätstendenz  ausgestattete  private  ding- 
liche Becht  als  Eigenthum  bezeichnet  wird.  Und  wenn  auch 
die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  dass  in  der  weiteren,  private  wie 
öffentliche  Befugnisse  umfassenden  Bechtseinheit,  die  jenem  zu- 
kommt, die  Elemente  des  Privateigenthumes  sämmtlich  zur  Be- 
thätigung  gelangen  können,  so  müssen  sie  doch  nicht  nothwendig 
als  selbstständige,  vielleicht  untergeordnete  Bechtseinheit  in  dem 
weiteren  Begriffe  enthalten  sein ;  sie  können  vielmehr  unter  Um- 
sülnden  ebenso  gut  unverbunden  und  nur  als  Elemente  darin  ge- 
legen sein,  und  dies  muss  immer  dann  der  Fall  sein,  wenn  in 
der  positiven  Entwickelung  des  Bechtes  die  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  nicht  erfüllt  wurden,  welche  die  Zusammen- 
fassung gerade  dieser  Gruppe  von  Befugnissen  zu  einer  im  positiven 
Hechte  anerkannten  Bechtseinheit  nothwendig  gemacht  oder  nahe 
gelegt  hätten. 

Berücknchtigt  man  zu  all  dem,  dass  die  hier  aus  unserem 
gegenwärtigen  Bechte  schlechthin  übernommene  und  nicht  näher 
begründete  oder  geprüfte  Scheidung  von  privaten  und  öffent- 
lichen Bechten  gewiss  keine  absolut  und  unbedingt  giltige  ist, 


0  vergl.  Gierke,  GenOBsenBchaftsrecht  II  141. 

*)  Auch  bei  dieser  rechtlichen  G^ndlsge  ist  natürlich  die  Möglichkeit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  aus  dem  weiteren  Kreise  dieser  herrschaftlichen 
Gewalt  heraus  an  einen  Einzelnen  der  Inbegriff  aller  privatrechtlichen  Be- 
fugnisse positiv  fibertragen  und  dadurch  Eigenthum  begründet  wurde. 

")  Darin,  dass  auch  dieses  Recht  die  Tendenz  hat,  besonderen  Be- 
schrankungen gegenüber  sich  auf  den  ursprünglichen  Umfang  zu  erweitem, 
kann  man  keinen  Grund  für  die  Qualification  als  Eigenthum  erblicken,  denn 
filasticitat  in  diesem  Sinne  besitzt  jedes  dingliche,  ja  überhaupt  jedes  Becht; 
vergl.  auch  Hartmann  a.  a.  0.  S.  84  und  180. 

«.  admeind,  BrbleihMi.  12 
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dass  sie  vielmehr  nach  den  VerhältnisseD  und  ÄnschanuDgen 
der  verschiedenen  Zeiten  vielfach  geschwankt  hat,  und  die  Ab- 
grenzung der  verschiedenen  Rechtskreise  auch  unter  andereo 
Gresichtspunkten  erfolgte  und  erfolgen  kann  ^),  so  ist  theoretisch 
die  Möglichkeit  gewiss  nicht  zu  bestreiten,  dass  Grund  und 
Boden  durch  eine  Mehrheit  von  Berechtigten  in  der  Totalität 
seiner  Beziehungen  beherrscht  werden  kann,  ohne  dass  irgend 
einem  derselben  Eigenthum  in  unserem  Sinne  zustehe. 

Wo  aber  sollte  zu  einer  solchen,  die  publicistischen  Memeote 
in  den  Vordergrund  stellenden  Aufiassung,  wie  sie  bei  diesen 
theoretischen  Erwägungen  vorausgesetzt  wurde,  mehr  Anlass  ge- 
wesen sein,  als  in  den  deutschen  Colonisationsgebieten  zur  Zeit 
ihrer  Besiedelung  mit  holländischen  und  deutschen  Bauern. 

Fassen  wir  zunächst  die  Verhältnisse  ins  Auge,  wie  sie  in 
den  Colonisationsgebieten  vor  ihrer  holländisch -deutschen  Be- 
siedelung bestanden  haben.  Zum  Theile  waren  es  wüste  und  un- 
cultiviert  daliegende,  unbewohnbare  Landstriche,  an  denen  niemand 
ein  Becht  in  Anspruch  nahm,  und  über  die  der  Bischof  oder 
Landesherr  (Markgraf,  Herzog  etc.)  wenigstens  factisch  unbe- 
stritten in  jeder  Weise  verfügen  konnte,  bezüglich  deren  er 
sich  auch  kraft  seiner  staatlichen  oder  kirchlichen  Stellung 
unbedingt  für  berechtigt  hielt,  völlig  frei  und  nach  Grutdünken 
zu  disponieren.  Zum  anderen  Theile  waren  es  Oistricte,  die 
von  einer  wenig  zahlreichen  und  nahezu  für  rechtlos  geltenden 
slavischen  Bevölkerung  bewohnt  wurden.  Auch  hier  zweifelte 
man  nicht  an  der  rechtlichen  Allgewalt  des  Grebietsherrn,  der 
vielfach  in  der  Vertreibung  der  Slaven  ein  durch  die  politischen 
Verhältnisse  gebotenes,  auch  gottgefälliges  Werk  sah,  und  dem 
es  dann  naturgemäss  zukam,  bei  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
alles  nach  seinem  Gutdünken  einzurichten  und  zu  regeln,  wie 
es  seine  Machtstellung  und  die  concreten  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles  erforderten  oder  wünschenswerth  machten. 

So  lagen  in  den  Händen  des  Gebietsherrn  alle  denkbaren 
territorialen  Rechte  vereinigt;  er  konnte  in  der  Regel  ebenso 
gut  privatrechtlich  und  staatsrechtlich  über  den  Grund  und 
Boden  verfügen,  wie  ihm  die  Gerichtsbarkeit  und  alle  Staats 
hoheit  über  die  Bevölkerung  und  das  Gebiet  zustand. 


»)  vergl.  insbesondere  Heußler,  Institutionen  1,  1.  Buch  2.  Capitel. 
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Auf  dieser  rechtlichen  und  factiechen  Grundlage  sind  die 
DorfcoloDien  ins  Leben  gerufen  worden.  Dabei  erfahren  wir, 
wie  oben  an  der  Hand  der  Coloni^ationsprivilegien  gezeigt  wurde, 
das8  der  Grundherr  bei  dem  Besiedelungsacte  aus  der  Fülle 
seiner  Machtbefugnisse  heraus  dem  Schultheissen  ein  bestimmtes 
festgesetztes  Mass  von  persönlichen  (obrigkeitlichen)  und  ding- 
lichen Befugnissen,  und  mittelbar  oder  unmittelbar  den  Bauern 
das  Nutzungsrecht  und  die  Verfügungsgewalt  an  ihren  Hufen 
zuwies,  und  allen  dafür  bestimmte  Verpflichtungen  auferlegte.  Und 
wie  nun  in  dem  obersten  herrschaftlichen  Rechte  des  Grund- 
herrn private  und  öffentliche  Befugnisse  sich  ungesondert  neben 
einander  fanden  und  sich  vielfach  durchkreuzten,  so  konnten 
auch  in  den  davon  ausgeschiedenen  und  abgeleiteten  Buchten, 
(namentlich  in  dem  Rechte  des  Schulzen,)  verschiedenartige  Be- 
fugnisse in  enger  Verbindung  beisammen  sein.  Auch  fehlte  es 
an  einem  Anlasse  besonders  hervorzuheben,  dass  der  vielleicht 
sehr  geringe  Rest  an  persönlichen  und  sachlichen  Befugnissen, 
der  bei  dieser  Vertheilung  der  Gewalten  weder  an  den  Dorf- 
schultbeiss  noch  an  die  Bauern  übertragen  wurde,  bei  dem 
Grundherrn  verblieb,  und  dass  dessen  herrschaftliches  Recht  in 
allen  eventuellen  Lücken  zu  Tage  treten  und  sich  Geltung  ver- 
schaffen konnte,  die  zwischen  oder  neben  den  Rechten  der  beiden 
anderen  Berechtigten  freiblieben  oder  entstanden.  Brachte  doch 
schon  die  prädominierende  Stellung  der  Grundherrn  allein  es  mit 
sich,  dass  alle  etwa  auftauchenden  zweifelhaften  Fragen  zu  ihren 
Gunsten  entschieden  werden  mussten,  und  sonach  überall  ihr 
Einfluss  nothwendig  zur  Geltung  kam. 

Sicher  aber  fehlt  es  an  jedem  Grunde  für  die  Annahme, 
dass  irgend  einem  der  auf  diese  Weise  mit  bestimmten  Grenzen 
ins  Leben  gerufenen  Rechte  die  Tendenz  nach  Erweiterung  über 
diese  Grenzen  hinaus  innegewohnt  hätte  ^);  vielmehr  hatten  all 
diese  Rechte  genau  den  Umfang,  wie  er  ihnen  bei  ihrer  Begrün- 
dung zugemessen  wurde,  und  nur  innerhalb  desselben  kam, 
wie  überhaupt  jedem,  so  auch  diesen  Rechten  die  Fähigkeit 
zu,  mit  dem  Fallen  irgend  welcher  das  Recht  vorübergehend 
einengender,  besonderer  Beschränkungen  wieder  bis  zu  dem  ur- 
sprünglichen Ausmasse  sich  zu  erweitern.     Eine  Veränderung  in 


0  Damit  soll  nicht  gesagt  sein ,  dass  nicht  im  Leben  thatsächlich  das 
■Bestreben  Einzelner  dabin  gieng,  (erentuell  auch  auf  Kosten  anderer)  das 
eigene  Recht  zu  erweitem. 

12  • 
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dieser  so  festgesetzten  Vertheilung  der  privaten  und  öffentlichen 
Befugnisse  trat  nur  dann  ein,  wenn  etwa  durch  den  völligen 
Untergang  des  Rechtes  des  einen  oder  des  anderen  Theiles  das 
Kecht  des  bezüglichen  Autors,  in  diesem  Punkte  von  seiner  Be- 
schränkung befreit,  wieder  in  weiterem  umfange  zur  Be- 
thätigung  kam.  So  mochte  bei  Erledigung  einer  ßauernstelle, 
wenn  nichts  anderes  verfügt  war,  der  Schultheiss  oder  auch  un- 
mittelbar der  Grundherr  zu  rechtlichen  Verfügungen  über  die- 
selben in  dieser  oder  jener  Art  berufen  sein  ^). 

Unter  allen  Umstanden  aber  dürfte  die  Behauptung  gerecht- 
fertigt erscheinen,  dass  bei  dieser  Ordnung  der  Dinge  und  Ver- 
theilung der  rechtlichen  Gewalten  die  Voraussetzungen  vollends 
fehlten,  welche  die  Zusammenfassung  gerade  aller  privatrecht- 
lichen Befugnisse  zu  einer  rechtlichen  Einheit,  also  die  Entstehung 
eines  Rechtsbegriffes  nach  Art  unseres  Eigenthumsbegriffes  nahe- 
gelegt oder  auch  nur  begreiflich  gemacht  hätten. 

Die  Frage  endlich,  ob  man  das  Recht  der  Bauern  an  ihren 
Hufen,  als  dasjenige  unter  den  actuellen  Rechten,  welches  vor- 
wiegend privaten  Inhalt  hat  und  so  anderen  Grundbesitzrechten 
am  nächsten  verwandt  ist,  mit  dem  Namen  eines  dominium  utile 
oder  germanicum,  eines  „deutschrechtlichen  Eigenthumes*'  be- 
zeichnen, oder  ob  man  bei  dem  älteren,  freilich  auch  wieder  viel- 
deutigen Ausdrucke  Erbzinsrechte  bleiben  solle,  und  ebenso  die 
Frage,  ob  man  das  oberste  Recht  über  die  Güter,  das  Recht  des 
Grundherrn  ein  dominium  directum  oder  ein  Obereigenthum 
taufen  solle,  ist  zum  grössten  Theile  Sache  des  individuellen  Ge- 
schmackes. Berücksichtigt  man  für  die  erste  Frage,  dass  die 
mittelalterlichen  Grundbesitzverhältnisse  in  Deutschland  überall 
von  den  Rechten  der  Gemeinde  oder  der  Gesammtheit  mit  be- 
stimmt wurden,  und  dass  in  Folge  dessen  selbst  dasjenige  Recht 
an  Grund  und  Boden,  das  man  unbedenklich  als  Eigenthum  be- 
zeichnen kann,  auf  deutschem  Boden  in  der  Regel  nicht  zu  jener 
extremen  Ausgestaltung  gelangte,  die  für  das  römische  Eigen- 
thum characteristisch  ist,  vielmehr  mit  verschiedenem  Inhalte 
und   mit    mannigfaltigen    Beschränkungen    bestehen    konnte,  so 


0  Vergl.  in  dieser  Beziehuug  die  Aasfuhrungen  Wohlbrück's 
a.  a.  O.  S.  370  ff.  über  das  rechtliche  Schicksal  derjenigeu  Erb-  und  Leheo- 
schultiseien,  die  von  dem  Landesherrn  als  Lehen  an  Vasallen  äbergebcn 
worden  waren,  und  die  dann  sobald  die  zunächst  berechtigten  Erbschalzen 
ausstarben,  häufig  von  den  darüber  gestellten  Lehensträgera  eingezogen 
wurden. 
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mochte  man  vielleicht  geneigt  sein,  auch  hier  den  Träger  des  um< 
fassendflten  Privatrechtes  als  einen  »^Eigenthiimer  im  deutschrecht- 
lichen 8inne*'  zu  bezeichnen.  Ob  diese  Einschränkungen  in  concreto 
noch  etwas  weiter  reichten  als  sonst,  das  könnte  ja  nicht  mehr  von  so 
wesentlichem  Belange  sein.  Demgegenüber  ist  aber  zu  bedenken, 
dass  trotz  der  durch  die  allgemeinen  Interessen  oft  bedingten 
Beschränkungen  das,  was  der  damaligen  Zeit  als  Eigen  erschien, 
doch  weit  selbstständiger  und  unabhängiger  war  als  das  Becht 
unserer  bäuerlichen  Colonisten,  und  wenn  man  schon  damals 
sich  veranlasst  sah.  Eigen  und  Zinsgut  einander  gegenüber- 
zustellen, so  fehlt  doch  für  die  heutige  Zeit  um  so  mehr  jeder 
Grund,  in  der  sprachlichen  Bezeichnung  die  rechtlichen  Ver- 
schiedenheiten zu  verwischen  und  eine  Nomenclatur  zu  wählen, 
die  zur  Klärung  der  juristischen  Begriffe  gewiss  nicht  beitragen 
kann.  Ohne  Gefahr  mag  man  dagegen  das  Recht  der  Grundherrn 
als  ein  Obereigenthum  bezeichnen;  denn  dass  dieser  Ausdruck 
die  verschiedenartigsten,  herrschaftlichen  und  privatrechtlichen 
Verhältnisse  umfasst,  ist  zu  sehr  bekannt,  als  dass  man  aus  dem 
gewählten  Worte  eine  bestimmte,  irreführende  Deutung  abzu- 
leiten geneigt  sein  könnte.  Immer  aber  muss  es  für  die  juristische 
Kritik  feststehen,  dass,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  weder  das 
Recht  des  Grundherrn  noch  das  der  Bauern  in  unserem  Sinne 
Eigenthum  ist,  weil  beiden  die  Merkmale  fehlen,  welche  nach 
dem  heute  allgemeinen  juristischen  Sprachgebrauche  dem  Eigen- 
thumsbegriffe  wesentlich  sind. 

Damit  sind  wir  bei  demselben  Ergebnisse  wieder  angelangt, 
zu  dem  wir  oben  aus  der  unmittelbaren  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse gekommen  waren.  Auch  die  Forderungen  der  juris- 
tischen Construction  sind  mit  den  dort  gewonnenen  Resultaten 
in  Einklang  und  verlangen  nicht  eine  gewaltsame  Umdeutung 
und  Umformung  der  im  Leben  erzeugten  rechtlichen  Gebilde. 
Zugleich  aber  dürfte  die  Bezeichnung  des  bäuerlichen  Rechtes 
als  einer  Form  der  Erbleihen  aus  sachlichen  Gründen,  wie  aus 
dem  Sprachgebrauch  der  damaligen  Zeit  gerechtfertigt  erscheinen. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  die  eben  betonte  enge  Ver- 
bindung von  privaten  und  öffentlichen  Befugnissen  zu  einem  einheit- 
lichen Rechtsganzen  auch  in  gewissem  Sinne  zur  Erklärung  mancher 
Eigenthümlichkeiten  des  späteren  rechtlichen  Entwickelungsganges 
beizutragen  geeignet  ist.  Enthielt  nämlich  der  eine  Herrschaftsbegriff 
politische  und  private  Rechtsverhältnisse  ungesondert  beisammen,  so 
ist  es  auch  begreiflich,  dass  im  ferneren  Verlaufe  die  Kräftigung  oder 
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Schwächung  des  einen  oder  anderen  Berechtigten  in  politischer 
Beziehung  leicht  auch  eine  Vermehrung  oder  Verminderung  seiner 
privaten  Befugnisse  zur  Folge  haben  konnte  —  leichter 
zum  mindesten,  als  wenn  die  beiden  Gebiete  des  öiFentlichen  und 
privaten  Rechtes  wie  in  unseren  Zeiten  als  toto  genere  verschieden 
strenge  aus  einander  gehalten  gewesen  wären.  Die  Zukunft  auf 
politischem  Gebiete  gehörte  damals  von  allen  drei  betheiUgten 
Parteien  gewiss  am  wenigsten  dem  Bauernstande.  Die  Landes- 
herrn  und  vielleicht  noch  mehr  die  Herrn  der  einzelnen  Dorfer, 
die  namentlich  dann  mächtigen  Einfluss  gewannen,  wenn  die 
Schultheissenrechte  und  die  Leitung  (Herrschaft)  über  die  Dorfer 
auf  Rittergeschlechter  übergieng,  die  durch  bedeutenden  Gnind- 
besitz  besonders  mächtig  waren,  gewannen  in  der  Folgezeit  ein 
immer  grösseres  Mass  von  Ansehen,  Einfluss  und  herrschaftlichem 
Rechte,  und  dem  entsprach  auf  der  anderen  Seite  ein  immer 
beträchtlicheres  Zurücktreten  der  persönlichen  und  freiheitlichen, 
aber  auch  der  privatrechtlichen  Machtsphäre  der  Bauernschaft'). 
Der  ganze  Werdeprocess  findet  seinen  Abschluss  in  der  Aus- 
bildung einer  kräftigen,  mächtig  entfalteten  Guts-  und  Grund- 
herrschaft mit  patrimonialer  Gerichtsbarkeit  und  so  weit  reichenden 
Hoheits-  und  Herrschaftsrechten,  dass  man  von  dem  ursprüng- 
lich freien  Bauernrechte  nicht  die  Spur  mehr  ausfindig  machen 
kann  ^). 

überblickt  man  die  ganze  Entwickelung,  die  von  der  vollsteD 
Freiheit  einer  auf  Grund  frei  vereinbarter  Verträge  geschaffenen 
Rechtsordnung  ihren  Ausgang  nahm,  um  mit  dem  geraden  Wider- 
spiele von  all  dem  zu  schliessen,  so  wird  man  ein  gewisses  Be- 
fremden nicht  unterdrücken   können.     Gar   mannigfach  und  ge- 


*)  Dies  zeigt  sich  deutlich  namentlich  cur  Zeit  der  Receptioo  <ies 
römischen  Kechtee,  welche  bei  dem  Bemühen,  die  bänerlichen  Re6ht8▼e^ 
hältnisse  in  römische  Formen  zu  bringen,  vielfach  das  bäuerliche  Recht 
schmälerte  und  Vermuthungen  zu  Ungunsten  der  Bauern  schuf. 

')  vergl.  dazu  insb.  L.  Korn,  G-eschichte  der  bäuerlichen  £echtsve^ 
hältnisse  in  der  Mark  Brandenburg,  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  11.  Bd. 
(1873)  insb.  S.  10  ff.;  Bornhak,  Entstehung  des  Rittergutsbesitzes  in  des 
Landern  östlich  der  Elbe,  in  den  Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte, 
26.  Bd.  (1886)  S.  125  f.;  Meitzen;  der  Boden  des  preussischen  Staates  I 
S.  366  ff.,  Cod.  dipl.  Sil.IV  Einl.  S.  1 16  ff. ;  N  it  z  s ch  ,  der  holsteinische  Adel 
im  XII.  Jahrh.  in  der  allg.  Monatsschrift  für  Wissenschaft  und  Littentar. 
Braunschweig  1854  S.  366  ff.;  Christian  Meyer,  zur  Gesch.  d.  d.  Baoern- 
Standes,  Prenss.  Jahrbücher  42.  Bd.  a.  a. 
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waltig  mussten  die  Zeitverhältnisse  und  Zeitströmungen  sein,  die  es 
ermöglichten,  dass  der  einstige  Hort  der  Freiheit,  das  deutsche 
Colonistenrecht,  durch  einen  allmählichen  Entwickelungsgang  alle 
freiheitlichen  Momente  von  sich  abstreifte  und  in  einer  auf  ge- 
minderter Freiheit  und  geminderter  Freizügigkeit  aufgebauten 
Ordnung  des  bäuerlichen  Rechtes  seinen  Abschluss  fand,  wie  es 
aus  den  strengsten  hofrechtlichen  Abhängigkeitsformen  nicht 
strenger  hätte  erwachsen  können. 

und  doch,  wenn  wir  genauer  zusehen,  lag  schon  in  den 
ersten  Ansätzen  ein  schwacher  Keim  für  die  spätere  Ent Wicke- 
lung. Zwar  bildeten  die  privatrechtlichen  Bestimmungen  der 
Golonistenverträge  einen  nicht  unwesentlichen  Theil  ihres  Inhaltes. 
Aber  das  Schwergewicht  des  ganzen  Unternehmens  lag  schon 
in  dem  ersten  Vertrage  des  Erzbischofes  Friedrich  und  noch  aus- 
gesprochener bei  den  unmittelbar  folgenden  Coloniengründungen 
auf  den  herrschaftlichen  Verhältnissen,  die  ihre  Ordnung  und 
Regelung  erheischten  und  auch  bald  in  der  umfassendsten  Weise 
gefunden  haben.  Und  so  erwiesen  auch  sie  und  nicht  die  Privat- 
rechtsverhältnisse sich  fernerhin  als  lebenskräftig  und  zu  einer 
weiteren,  inneren  wie  äusseren  Machtentfaltung  geeignet,  und  die 
Entwickelung,  zu  der  sie  gelangtep,  brachte  mit  der  Ausbildung 
des  die  Dorfverfassung  bestimmenden  herrschaftlichen  Rechtes 
auch  eine  Erweiterung  und  Erstarkung  der  herrschaftlichen  Rechts- 
sphäre  mit  sich  —  natürlich  nur  auf  Kosten  der  bäuerlichen 
Freiheit« 
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Dic  ^^Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-   und  Rechte- 
geschichte^^    sind    dazu    bestimmt,    wissenschaftliche    Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  ßechtsentwickelung  im  weitesten 
Sinne   zu  sammeln.     Sie  werden    der  Geschichte    des    öffentlichen 
Rechts  und   der  des  Privatrechts  die   gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden.    Die  politische,    wirthschaftliche  und   kulturgeschichtliche 
Seite    der    Rechtsinstitute    wird    in    den   aufzunehmenden    Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.   Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt :   wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  RechtsentwicteJung 
werden   so  wenig  ausgeschlossen   sein,   wie  Forschungen    über   die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.    Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  winl 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.     Tüchtige  Er8tling> 
arbeiten  werden  ebenso  wie   die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlimg  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihro 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 

Digitized  by  V^OOQIC 


Digitized  by  V^OOQIC 


("l") 


Untersuchungen 

nur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 

herausgegeben 


▼on 


Dr.  Otto  Gierke, 

Profewor  der  Aeohte  an  der  UnirersitSt  Berlin. 

36.  Heft 


Die  Romanisirnng  des  Oirilproeesses 

in  der  Stadt  Bremen. 


Von 

Dr.  Jar.  Alfred  Ktthtmann, 

Uechtsanwalt  in  Bremen. 


Breslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 

1891. 


Digitized  by  V^OOQIC 


Die  Romanisirung 


des 


Civilprocesses 


in  der  Stadt  Bremen. 


Von 

Dr.  Jar.  Alfred  Kühtmann, 

Rechtsanwalt  in  Bremen. 


Breslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 

1891. 


Digitized  by  V^OOQIC 


Digitized  by  V^OOQIC 


Die  RomanisiniDg  des  Civilprooesses  in  der  Stadt 

Bremen. 

I.   Einleitung. 

in  Adolf  Stölzels  „Das  gelehrte  Bichterthum  in  den  deutschen 
Territorien^  ist  die  bunte  Entwicklung  untersucht  worden,  welche 
das  ftrühere  deutsche  Gerichtswesen  mit  seinen  mannigfachen 
MischungSTcrhältnissen  römischer  und  deutschrechtlicher  Elle- 
mente  darbietet.  An  die  sorgfaltigsten  Detailuntersuchungen 
über  die  Receptionsgeschichte  des  römisch -kanonischen  Rechts 
in  Hessen  schliesst  sich  eine  von  allgemeineren  rechtshistorischen 
Gesichtspunkten  ausgehende  Darstellung  der  in  deutschen  Stadt- 
und  Landrechten  wiederkehrenden  Durchgangs-  und  Entwick- 
lungsstufen auf  dem  Wege  der  Bomanisirung.  Dabei  ist  die 
Fülle  der  concreten  Gestaltung  in  den  einzelnen  Bechtsgebieten 
besonders  betont  und  die  Weiterfuhrung  der  Untersuchung  für 
kleinere  Bechtsgebiete  als  wünschenswerth  erklärt  worden. 

In  der  nachfolgenden  soll  versucht  werden  für  eines  der 
kleinsten  Territorien,  für  die  mittelalterliche  Stadt  Bremen  mit 
einem  Flächenraum  von  etwa  100  Hektar  die  Verdrängung  des 
alten,  einheimischen  Gerichtsverfahrens  durch  den  römisch- 
kanonischen Process  zu  schildern :  eine  vielleicht  zu  unbedeutende 
Arbeit y  wenn  nicht  die  kräftige  Selbstständigkeit,  mit  welcher 
sich  das  kleine  befestigte  Gemeinwesen  inmitten  des  erzbischöf- 
lichen und  später  schwedischen  Machtbereiches  behauptet  hat, 
auch  seinem  Privat-  und  Processrecht  eine  gewisse  ESgenart  und 
Selbstständigkeit  im  Werden  und  Wandel  aufgedrückt  hätte.  Es 
war  meine  ursprüngliche  Absicht,  die  Umbildung  des  bürger- 
lichen Prooessrechts  auch  in  Hamburg  und  Lübeck  mit  heran- 
zuziehen, was  dem  Gegenstande  ein  erhöhtes  Interesse  gegeben 
haben   würde,   um  so  mehr   als  die  Stellungnahme  des  Bathes 

Kühtwuum,  GlYilprooeM  in  Bremen.  1 
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und  der  Qemeinde  der  drei  Städte  zu  den  fremden  Rechten  sich 
in  drei,  für  das  deutsche  fiechtsbewusstsein  in  der  Beceptions- 
periode  typischen  Formen  ausspricht.  Die  Arbeit  würde  aber 
länger  dauernde  Studien  in  den  Archiven  Hamburgs  und  Lübecks 
erfordert  haben,  wozu  mir  die  Müsse  fehlte. 

In  Lübeck  schrieb  1555  der  Rath  an  das  Beichskammer- 
gericht:  „Demnach  ist  an  B.  E.  Gn.  unser  Bitt',  sie  wollen  in 
lallen  und  Sachen,  darin  wir  nach  unser  Stadt -Lübsch- Recht 
und  alte  löbliche  Gewohnheit  geurtheilet  und  erkandt  haben,  bei 
solcher  unser  Erkenntniss  und  Stadt-Lübsch-Recht  und  Gewohn- 
heit lassen,  dieselben  Urtheile  conBrmiren  und  approbiren,  und 
uns  darüber  mit  Kayserliche  Rechte,  die  wir  nicht 
ertragen  mögen,  nicht  beschweren  lassen.^^)  Bei  der 
1586  erfolgten  Revision  des  Stadtrechts  stand  man  noch  auf 
demselben  Standpunkt  und  gestattete  dem  römischen  Recht  nur 
einen  geringen  Einfluss. 

In  Hamburg  erklärte  dagegen  schon  Bürgermeister  Langoi- 
beck  in  seiner  Glosse  zum  Statut  von  1497,  dass  die  kaiserlichen 
Rechte  anzuwenden  seien,  „wo  unse  ghesette  effte  wanheyde 
keren,  de  me  ok  dama  scholl  boghen  unde  duden  als  me  even- 
kamelikest  mach ,"  *)  und  in  die  reformirten  Statuten  von  1605 
hat  das  römische  Recht  nach  dem  Vorbild  der  Nürnberger 
Reformation  in  sehr  erheblichem  Maasse,  ohne  ernstlichen  Wider- 
stand der  Bürgerschaft  Eingang  gefunden. 

Bremen  nimmt  eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden 
Schwesterstädten  ein.  Allerdings  wurde  schon  1532  in  Artikel 
19  der  „Neuen  Eintracht,"  dem  Grundgesetz  des  Bremischen 
Staatsrechts,  in  Aussicht  genommen,  falls  Einiges  im  Stadtbuch 
als  reformbedürftig  erscheinen  sollte,  „dat  sodannes  na  Rade  der 
Hochgelehrden  unde  Verstendigen  veraendert,  verlengert, 
vermindert  unde  verbetert  möge  werden";  zu  einer  Reformation 
kam  es  aber  erst  im  Jahre  1606  durch  den  Bürgermeister  Heinr. 
Krefting,  welcher  das  römische  Recht,  indess  in  sehr  schonen- 
der, gewissermassen  decorativer  Weise,  in  einer  neuen  Redaction 
des  Stadtrechts  —  Statuta  reformata  genannt  —  zur  Geltung  zu 
bringen  suchte.  Jedoch  die  Bürgerschaft  lehnte  die  Vorlage  ab 
und  beschloss  bei  dem  alten  Rechte  zu  bleiben,   was  ihr  aber 


*)  Kraut,  GrundrisB  zu  Vorlesungen  über  das  Deutsche  Privatreebt 
5.  Auflage.    S.  52.    No.  28. 

')  Julius  Goldfeld,  Ueber  das  Hamburg.  Güterrecht.    Hamburg  1888. 
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wenig  half.  Die  Deberzengung  der  Juristen  von  der  subsidiären 
Verbindlichkeit  und  in  complexu  Beception  des  römischen  Rechts 
war  durch  die  UniTersitätslehrer  eine  so  allgemeine  geworden, 
dass  der  Rath,  nachdem  der  Weg  der  Gesetzgebung  sich  als 
nicht  gangbar  erwiesen,  dasselbe  als  auf  dem  Wege  des  Gewohn- 
heitsrechts recipirt  ansah.  Den  Niederschlag  dieser  Doctrin  zeigt 
der  Codex  glossatus,  das  vom  erwähnten  Bürgermeister  Krefting 
1605  und  1606  glossirte  Stadtrecht  von  14S3,  dem  sich  weitere 
Glossen  der  Rathmänner  Johann  Almers  (f  1637)  und  Joh. 
Wachmann  (f  1659)  anschliessen:  Quod  in  statutis  uon  est  ex- 
pressum  id  relinquitur  dispoeitioni  juris  communis.  Omne  statutum 
recipit  interpretationem  extensivam  ex  jure  communi  et  quidem 
ita  ttt  quam  minime  deroget  legi  scriptae.^) 

Die  älteste  Codification  des  Stadtrechts  von  Bremen  fällt  in 
die  Jahre  1303—1307.  Aber  schon  vor  1246  hatten  die  städtischen 
Willküren  ihre  Aufzeichnung  gefunden,  mussten  jedoch  in  diesem 
Jahre  auf  Anfordern  des  Brzbischofs  Gerhard  IL  wieder  zurück- 
genommen werden.  In  der  von  der  Stadt  bei  dieser  Gelegenheit 
ausgestellten  obligatio  archiepiscopo  et  capitulo  praestita*)  zeigt 
das  städtische  Gewohnheitsrecht  bereits  manche  Abweichung  vom 
landgerichtlichen  Processrecht ,  die  im  Gesetzbuch  von  1303 
wiederkehren,  vermehrt  sind  und  so  deutlich  hervortreten,  dass 
Bürgermeister  Dietrich  Smidt ')  in  seiner  Schrift  „de  cura  mulie- 
rum  ßremensinm  (1770  verfasst)  meint: 

„Non  equidem  nego,  speculum  Saxonicum  in  his  et  vicinia 
terris  uti  et  in  aliis  Saxoniae  provinciis  non  exiguam  statim  post 

ejus  publicationem  consecutum  esse  auctoritatem agnosco 

porro  nonnulla  in  statutis  patriis  occurrere  quae  in  Bepkovii 
speculo  quoque  leguntur.  Verum  ut  taceam  plerosque  legum 
nostrarum  articulos  cum  eo  minime  convenire,  ea  quae  conveni- 
entiam  aliquam  habent  non  tam  ipsi  speculo  quam  potius  com- 
munibus  Germaniae  inferioris  maxime  moribus  et  consuetudini- 
bus  quas  et  speculo  insertas  esse  novimus  originem  suam  debent.  ^) 


>)  Codex  glossatuB.    Hs.  Seite  993,  193. 

*)  Bremisohes  Urkondenbaoh,  Band  L    No.  S34. 

^  Smidt,  de  cura  mulierum  Bremensium,  abgedniokt  bei  Gildemeister, 
Beitrage  zur  Kenntniss  des  vaterländischen  Rechts.    Band  IL    S.  66. 

*)  Damit  stimmt  im  Wesentlichen  anch  die  neueste  reohtsgesohiöktliche 
Fonehnng  nberein.    B.  Schröder,  Dentsche  Bechtsgescbiohte.    8.  683. 

„£ike  errelGhte  seinen  Zweck,  das  gemeine  Sschsenreoht  darstellen  su 
wollen,  nicht  ganz,  weil  er  das  Becht  seiner  ostfSlischen  Heimath  eben  fBr 

!• 
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Von  den  drei  üodifikationen  des  Stadtrechto,  der  von  1303 
(1307  vollendet),  1428  und  1483,  interessirt  uns  nur  die  letztere. 
Die  im  Stadtbach  von  1428  enthaltene  systematische  Anordnung 
des  Stoffes  ist  wiederaufgegeben  und  die  Artikel  in  zwei  grosse 
Abtheilungen  zusammengestellt,  von  denen  die  erste  106  Statuten 
enthält  mit  einem  Anhang  von  fünf  Strafgesetzen,  die  zweite  10 
m6ne  Ordele  (aus  Entscheidungen  abstrahirte  Bechtssätze). 
Die  processrechtlichen  Vorschriften  gehören  zum  grösseren  Theile 
der  zweiten  Abtheilung  an;  zum  mindern  den  Statuten.  Der 
Inhalt  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  des  ältesten  Stadtrechts 
überein.  Es  fehlen  in  der  dritten  Redaktion  60  Statuten  und 
Ordele;  neu  hinzugekommen  sind  9  Statuten  und  5  Ordele,  von 
denen  Stat.  89,  Ord.  1,  2,  3  für  das  Processrecht  erwähnens- 
werth.  Aus  dem  Hamburger  Recht  sind  45  Statuten  und  Ordele 
entlehnt,  und  etwa  18  dieser  beiden  Stadtrechten  gemeinsamen 
Bestimmungen  lassen  eine  Kenntniss  des  Sachsenspiegels  un- 
zweifelhaft erscheinen:  einige  von  ihnen  wiederholen  seine  Be- 
stimmungen wörtlich,  andere  dem  Sinne  nach,  noch  andere  modi- 
ficiren  oder  enthalten  blosse  Anklänge.  ^) 

Für  das  Processrecht  kommen  insbesondere  die  nachfolgen- 
den Ordele  in  Betracht: 

Ord.     12.    Sachsenspiegel  1.  III. 

«      21.  „  1.    n. 

w       29.  „  1.      I. 

„58.  „1.    IL 

„60.  „1.  III. 

«      73.  „  im. 


12  §  1. 

6  $  1. 

60  §  1. 

60  §  1. 

2. 

6  §  3- 

-6. 

39  §  1. 

2. 

das  gemeine  Sachsenrecht  hielt,  und  die  vielfachen  Abweichungen  insbe- 
sondere des  westfälischen  Rechts  überging. 

In  dem  geistvollen  Verfasser  stecken  Gegensätze,  die  er  nicht  zu  ob- 
jectiver  Ausgleichung  zu  bringen  wusste; Auf  der  einen  Seite  Vor- 
liebe fiir  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Rechtsanschauungen  der  Zeit  nicht 
mehr  entsprach;  andrerseits  trieb  es  ihn,  noch  in  Fluss  befindliche  Rechts- 
Anschauungen  als  hergebrachtes  Recht  darzustellen.'' 

^)  Ueber  den  Grund  der  Reception  und  ob  sie  direkt  aus  dem  Ham- 
burger Recht  stattgefunden,  siehe  Donandt,  Versuch  einer  Geschichte  des 
Bremischen  Stadtreohts,  Bd.  II  S.  366  £f.,  sowie  Post,  Entwurf  eines 
gemeindeutschen  und  hansestadtbremischen  Privatrechts.    Bd.  L    S.  45. 

„Für  eine  endgiltige  Entscheidung  der  Frage  würde  eine  weit  genauere 
Vergleiohung  der  Rechte  des  niedersächsischen  Kreises  nothwendig  sein  als 
bis  jetzt  gemacht  ist." 
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Ord.     96.    Sachsenspiegel  1.    II.    36  §  1,  4,  5. 
„       98.  „  1.  lU.    89, 

„     100.  „  1.    II.    36,  37  §  1. 

Es  wird  erforderlich  sein,  den  Oivilprocess  von  1433  im 
Zusammenhange  vorzuführen,  um  seine  allmählige  Bomanisirung 
verfolgen  zu  können.  Keineswegs  soll  die  Darstellung  eine  er- 
schöpfende sein;  alles  Detail  bleibt  ausgeschlossen,  die  wichtigsten 
Coutroversen  werden  nur  angedeutet,  diejenigen  Punkte  dagegen 
besonders  markirt  werden,  an  welche  die  Reception  späterhin  an- 
knüpft. Neben  dem  Gesetzbuch  sind  die  Schedungen  von  1330 — 1363 
zu  berücksichtigen,  welche  dem  Codex  von  1303  von  der  Hand  der 
urtheilenden  Rathsherren  beigefügt  und  von  Donandt  in  seiner  vor- 
trefflichen Abhandlung  „Der  bremische  Oivilprocess  im  14.  Jahr- 
hunderf*  (Brem.  Jahrbuch  Bd.  V.)  ausgenutzt  sind.  Aus  der  Zeit 
von  1363—1418  haben  wir  leider  nur  8  Entscheidungen,  da  die 
unruhigen  Zeiten  das  Gesetz  von  1330,  welches  den  urtheilenden 
Rathsherren  die  Einschreibung  ihrer  Rechtssprüche  vorschrieb, 
in  Vergessenheit  gerathen  liessen.  Aus  den  Jahren  1418 — 1433 
fehlen  alle  Aufzeichnungen.  Im  Stadtrecht  von  1433  wird  die 
Anlegung  eines  „Schedebuches"  angeordnet,  worin  die  Parteien 
die  Rechtssprüche  gegen  eine  Gebühr  an  den  Schreiber  des 
Raths  eintragen  lassen  können.  Wir  besitzen  solcher  Ein- 
tragungen seit  1435  eine  grosse  Anzahl;  sie  werden  weniger 
seit  1541,  in  welchem  Jahre  ein  Niedergericht  eingesetzt  wurde, 
gegen  dessen  XJrtheile  an  den  Rath  appellirt  werden  konnte, 
welcher  von  jetzt  an  als  die  erste  Instanz  in  Sachen  über  200 
Gulden  erkannte.  Vom  Jahre  1564  an  sind  die  Protokolle  des 
Nieder-  und  Obergerichts  erhalten.  Weder  Schedebuch  noch 
Gerichtsprotokolle  sind  gedruckt.  Manches  ist  aus  ersterem 
anhangsweise  zu  rechtshistorischen  Arbeiten  veröffentlicht  worden. 
Beide  bilden  neben  den  Schedungen  aus  dem  14.  Jahrhundert 
und  einigem  in  den  fünf  Bänden  des  Bremischen  ürkundenbuchs 
enthaltenen  Processstoff  das  Hauptmaterial  dieser  kleinen  Arbeit 
Zu  bedauern  ist,  dass  die  Zeit  von  1363 — 1435  so  ausserordent- 
lich sjmrlich  an  Rechtssprüchen  ist;  und  noch  mehr,  dass  Pro- 
cessschriften  und  Akten  bis  zum  sechszehnten  Jahrhundert  nur  in 
sehr  geringen  Resten  bis  jetzt  haben  aufgefunden  werden  können. 
Für  das  bessere  Verständniss  des  Gerichtsverfahrens  wird 
zunächst  ein  kurzer  Blick  auf  die  Gerichtsverfassung  sowie  auf 
die  Doppelgerichtsbarkeit  des  Vogtes  und  des  Rathes  zu  werfen 
sein.    Hierin  spiegelt  sich  der  politische  Kampf  zwischen  dem 


Digitized  by  V^OOQIC 


6 

Ersbischof  und  der  Stadt  wieder,  welcher  von  dem  wichtigsten 
Einfluse  auf  die  rechtsgeechichtliche  Fortbildung  des  Civilpro- 
ccMCB  und  StrafproceBscB  gewesen  ist.  Während  anderswo  erst 
die  Bekanntschaft  mit  den  fremden  Rechten  die  Grundsatze  des 
alten  volksgerichtlichen  Verfahrens  und  zwar  fast  stets  darch 
Anordnung  oder  Beihülfe  der  landesherrlichen  Behörden  und  oft 
gegen  den  Willen  der  Gerichtsein^esessenen  verwandelt  und 
verdrängt  hat,  Hessen  in  Bremen  Bath  und  Gemeinde,  die  erz- 
bischöflichen  Gerechtsame  stets  restrictiv  auslegend,  keine  den 
Anforderungen  der  Zeit  entsprechende  Fortbildung  des  alten 
Verfahrens  zu,  sahen  vielmehr  mit  Befriedigung  das  unter  dem 
Bathhausbogen  gehegte  echte  Ding  mehr  und  mehr  der  Vergessen- 
heit anheim&Uen.  Dagegen  richtete  der  Bath  das  eigene,  in  der 
Rathsstube  gehaltene  Gericht  den  Bedürfnissen  des  städtischen 
Verkehrs  entsprechend  ein  und  brachte  in  seinen  Schedungen 
gar  manche  Fortbildung  zum  Ausdruck,  ohne  römisch -kano- 
nisches Processrecht  zu  kennen  oder  zu  berücksichtigen. 

Kaiser  Otto  I.  hatte  durch  das  Marktprivileg  von  965  und  das 
Immunitätsprivileg  V.  967  die  volle  Grafengewalt  in  der  Stadt  Bremen 
dem  Erzbischof  übertragen,  welcher  die  darin  liegende  gesammte  Ge- 
richtsgewalt durch  einen  Vogt,  Anfangs  aus  den  Ministerialen,  später 
aus  den  Bürgern  erwählt,  ausüben  liess:  uemoque  inibi  aliquam  sibi 
vindicet  potestatem  nisi  praefati  pontificatus  archiepiscopus  et  quem 
ipse  ad  hoc  delegaverit. ')  Die  Bildung  eines  Stadtrathes  (consules), 
welcher  1225  zuerst  urkundlich  genannt  wird,*)  war  das  Ergeb- 
niss  einer  langsamen  politischen  Bewegung,  deren  Ursprung  sich 
nicht  verfolgen  lässt.  Wahrscheinlich  tagte  er  Anfangs  noch  unter 
dem  Vorsitze  des  Vogts,  von  dem  er  erst  seit  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  unabhängig  wurde.  Aus  seiner  Befugniss, 
in  Gemeinschaft  mit  diesem  die  Anwendung  von  falschem  Maass 
und  Gewicht  zu  strafen  und  hierfür  die  Hälfte  der  Bussen, 
gleichwie  bei  Körperverletzungen  und  Beleidigungen  für  die 
Stadtkasse  einzuziehen,  erwuchs  seine  mit  dem  Vogtsgericht 
thatsächlich,  nicht  rechtiich  concurrirende  Gerichtsbarkeit.') 
Den  Bürgern  erschienen  die  consules  als  die  weisesten  der  Ge- 
nossen, welche  die  Bechtsüberzeugungen  am  besten  bewahrten 
und  am  klarsten  zum  Ausdruck  brachten;  der  Bath  war  ihnen 
eine  gar  häufige  Oompromissinstanz.    Schon  1246  bestätigte  Erz- 

0  Bremisches  Urkundenbuch,  Band  I.    No.  11.  12. 

*)  Bremisches  Urkandenbuoh,  Bsnd  I.    Ko.  188. 

*)  Bremisches  Urknndenbnch,  Band  L    No.  S84  ond  24a 
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bischof  Gerhard  II.  die  gebräuchliche  Uebung,  wenn  der  Urtheil- 
finder  am  Vogtsgericht  „dubitat  vel  ignorat  sententiae  qualitatem 
....  petat  inducias  ad  certum  terminum  infra  quem  consilium 
consolum  et  aliorum  discretorum  valeat  requirere."  ^)  Und  an 
diese  Uebung  anknüpfend,  forderte  der  Vogt  in  schmerigen 
Fällen  den  !Rath  nicht  selten  direkt  zur  Findung  eines  ürtheils 
auf.  „Dat  ordel  quam  up  de  ratman^  heisst  es  dann  in  den 
Entscheidungen.  Der  Ilath  war  alleinige  Vollstreckungsinstanz 
für  die  Crtheile  des  Vogtsgerichts,  und  daraus  hatte  sich  1330 
bereits  eine  Berufungsinstanz  entwickelt.  Bei  dem  mündlichen 
Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  war  es  nichts  Seltenes,  dass  der 
Besiegte  behauptete,  das  vom  Sieger  zur  Vollstreckung  gebrachte 
Ortheil  habe  einen  anderen  Sinn  als  wie  der  Gregner  meine,  um 
hierdurch  den  Rath  indirekt  zur  Nachprüfung  des  Rechtsstreites 
zu  veranlassen.  Kam  dieser  zu  der  Ueberzeugung,  dem  unter- 
liegenden Theile  sei  unrecht  geschehen,  so  weigerte  er  die  er- 
betene Vollstreckung.  Von  solcher  Weigerung  war  es  kein  weiter 
Weg  zur  Reformation  des  gesprochenen  Ürtheils.^)  Dagegen 
gelang  dem  Rath  auch  im  folgenden  Jahrhundert  der  Erwerb 
einer  ordentlichen  Grerichtsbarkeit  erster  Instanz  noch  nicht.  Denn, 
heisst  es  auch  im  Ordel  3  des  Gesetzbuches  von  1433:  wenn 
Jenuünd  klagen  will  „dat  scal  he  don  vor  unses  heren  vogede, 
edder  vor  den  ratmaunen  unde  anders  nerghene^^  so  ist  dabei 
die  stillschweigende  Voraussetzung,  dass  der  Beklagte  nicht  die 
Einwendung  erhebt:  he  wolde  gan  vor  mines  heren  voget  und 
wolde  dar  antworden,  in  welchem  Fall  Kläger  vor  das  Gericht 
der  vier  Bänke  verwiesen  wird.*) 

üeber  das  Verfahren  am  Vogtsgericht  ist  handschriftliches 
Material  nicht  vorhanden ;  das  gedruckte  ist  spärlich,  namentlich 
in  civilprocessualischer  Hinsicht.  Die  Ordele  ergeben  ein  an  den 
sächsischen  Rechtsgang  sich  anlehnendes  Verfahren,  in  welchem 
aber  die  Schöffen  fehlen:  de  voget  is  weldich  enes  ordels  to 
vragende  -weme  he  will  (Ord.  30.)  Das  Fragen  und  fünbringen 
des  Ürtheils  war  wohl  in  ähnlicher  Weise  geregelt,  wie  im  Richt- 

')  ßremiflohes  Urkundcnbuch,  Band  I.    No.  234. 

')  „Es  wäre  ganz  unerklärlich,  ja  unverantwortlich  gewesen,  wenn  der 
Rath  sein  Exekutionsreoht  nicht  auf  diese  Weise  benutzt  hätte,  in  einer  Zeit, 
wo  alles  um  sich  griff  und  die  Stadt  kein  besseres  Ziel  kannte  als  Be- 
freiung von  den  erzbischöflichen  Rechten.'^  (Donandt,  Versuch  einer  Geschichte 
des  bremischen  Stadtrechts,  Bd.  I,  Seite  155.) 

*)  Eine  ausführliche  Entwickelung  der  Civi^jurisdiction  des  Rathes 
findet  sich  bei  Donandt,  SUdtrecht,  Bd.  I,  Seite  148—166. 
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Bteig  Landrecht:  de  voged  Bcal  hören  vor  richte  twjer  manne 
wort  unde  enen  man  twyschen  erer  twyer  rechte  vraghen  en 
recht  ordel  (Ordel  29). 

Wenn  auch  das  Gesetzbuch  von  1433  nur  das  Grericht  des 
Vogts  als  das  einzige  ordentliche  Gericht  kennt,  so  war  zu  dieser 
Zeit  dessen  Ansehen  bereits  im  Schwinden  und  die  folgenden 
Jahrhunderte  führten  das  allmählige  Absterben  herbei.  In  den 
reformirten  Statuten  Kreftings  (1606)  freilich  werden  noch  die 
meisten  Bestimmungen  über  die  vogteiliche  Gerichtsbarkeit  als 
aus  „altem  Herkommen^  stammend  wiederholt,  aber  in  der  so- 
genannten Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis  von  1646, 
einer  Streitschrift  des  Bürgermeisters  Meier  gegen  die  £[ron€ 
Schweden,  welche  als  Landesherr  des  Erzstiftes  Bremen  der  Stadt 
ihre  Beichsunmittelbarkeit  bestritt,  heisst  es  bereits:  ^dass  der 
Vogt  noch  vor  weniger  Zeit  auf  den  alten  Echtedings-Tagen  an 
gewohnter  SteUe  an  der  Gassen  zwischen  des  Batlihauses  Pfeilern 
gegen  den  Markt  gesessen  und  auf  einem  fürgespannten  Baum 
ein  klein  hölzern  Haus,  auf  dessen  einer  Seite  ein  Bbchoff  anf 
einem  Stuhl  sitzend,  auf  der  andern  das  jüngste  Gericht  gemalt 

ist  freilich  den  Kindern  zu  Bremen  bekannt,    weil  der 

Vogt,  wenn  er  sich  also  inaniter  und  ohne  das  Geringste  zu  ver- 
richten habend  vor  20,  30,  40  und  mehr  Jahren  hero  präsentiret 
mehr  Ansehen  von  £indern  als  Männern  gehabt.^  ^) 

Streitige  bürgerliche  Sachen  wurden  gewiss  schon  in  dieser 
Zeit  kaum  mehr  vor  dem  Vogt  erörtert.  Auch  die  Verlassung 
der  Immobilien,  bei  welcher  sich  am  kräftigsten  die  Erinnerung 
an  seine  Gerichte  als  die  alten  echten  Dinge  erhalten,  nahm  der 
BAth  im  17.  Jahrhundert  als  ein  ihm  ebenfalls  zustehendes  Becht 
in  Anspruch ;  nur  in  der  Criminaljurisdiction  behauptete  sich  der 
Vogt  in  der  alten  Befugniss  ein  Noth-  und  ein  Halsgericht  zu 
hegen:  ersteres,  um  den  entflohenen  Mörder  friedlos  zu  erklären; 
letzteres  um  nach  geschehener  Inquisition  des  Missethäters  durch 
den  Bath  und  Anweisung  zur  Schuldigsprechung  die  formelle 
Verurtheilung  durch  den  Scharfrichter  zu  erwirken.  An  künmier* 
liehen  Besten  der  Civiljurisdiction  blieben  dem  Vogt  nur  noch: 
die  Befugniss,  Arreste  anzulegen,  in  einfachen  Schuldsachen 
Zahlungsbefehle  zu  erlassen  und  gewisse  Mitwirkungshand- 
lungen bei  der  Exekution  in  Immobilien.  Während  der  letzten 
Jahrhunderte   nahm  wohl  kein  Bürger  mehr  seine  richterliche 


>)  Assertio  libertatis  reipublicae  ßremensis.    S.  752. 
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Gewalt  in  Ansprach.  Die  Angriffe  Schwedens  auf  die  Reichs- 
Unmittelbarkeit  der  Stadt  liessen  ihn  als  eine  feindliche  Macht 
innerhalb  der  Stadtmauern  erscheinen ,  und  nur  diejenigen  Ein- 
wohner, welche  in  den,  am  ehemaligen  Mittelpunkt  der  erz- 
bischöflichen Macht,  am  Dom  und  an  der  Domshaide  gelegenen, 
unter  schwedischer  und  später  unter  hannoverscher  Oberhoheit 
stehenden  Häuserbezirken  wohnten,  mochten  hin  und  wieder  in 
liquiden  Schuldsachen  seine  Hülfe  anrufen  und  Zahlungsgebote 
von  ihm  erbitten,  welche  dann  freilich  im  17.  Jahrhundert  nach 
den  wenigen  Beispielen  zu  urtheilen  in  römisch-rechtliche  Formen 
eingekleidet  wurden.  Ihre  Prätensionen  freilich  auf  den  Umfang 
ihrer  Gerichtsbarkeit  vom  Jahre  967  gaben  die  Vögte  nicht  auf, 
aber  um  sie  durchzusetzen  fehlte  ihnen  der  kräftige  Beistand 
ihrer  Landesherren.  So  blieb  es  bei  leeren  Protesten  gegen  die 
Uebergriffe  des  Bathes,  welche  im  Zeitalter  des  Zopfes  vom 
Stadtvogt  Zierenberg  in  seiner  Abhandlung  „Von  der  Stadt- 
vogtey"  (1723)  mit  komisch  wirkender  Weitläufigkeit  noch  ein- 
mal zusammengestellt  und  verstärkt  wurden.  1803  schlössen  der 
Reichsdeputationshauptschluss  und  die  sich  daran  knöpfenden 
Verträge  mit  Hannover  jede  fremde  Staats-  und  Gerichtsgewalt 
in  Stadt  und  Gebiet  aus,  nnd  damit  verschwand  auch  der  Vogt, 
die  Reliquie  aus  der  Zeit  des  alten  volksgerichtlichen  Verfahrens. 


II.  Der  bürgerliche  Process  von  1433. 

A.    Gerieht.    Vngehorsamsverfahren.    Oeriehtsstandsehaft. 

Fürsprecher. 

Im  Stadtbuch  ist  das  Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  und 
dem  Bathsgericht  nicht  getrennt  behandelt,  nur  einzelne  Ab- 
weichungen des  letzteren  werden  hin  und  wieder  hervorgehoben. 
Vergleicht  man  aber  die  Bathsschedungen  mit  den  Ordelen, 
welche  das  Vogtsgericht  betreffen,  so  zeigt  sich  klar,  dass  die 
Praxis  des  Bathes  keineswegs  mit  dem  Processrecht  vor  den  vier 
Bänken  übereinstimmt.  Aus  dem  Gedanken,  der  Bath  sei  eine 
freiwillig  angerufene  Compromiss-  oder  Austrägalinstanz,  floss  der 
weitere,  dass  es  dem  Bathe  nun  auch  freistehe  die  Formen  des 
Verfahrens,  das  Aeussere  der  Gerichtsverhandlung  nach  eigenem 
bestem  Wissen  zu  gestalten.  Den  Schutz  vor  richterlicher  Will- 
kür, den  man  vor  dem  Vogtsgericht  im  Formalismus  fand,  ge- 
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währte  vor  dem  Bathsgericht  das  Vertrauen  auf  die  Bechtskunde 
und  Unparteilichkeit  der  Weisesten  der  Stadtgenossen. 

Die  Ladung  geschieht  vor  das  plenum  des  Ratbes,  vor  die 
im  „sittenden  stol^  versammelten  Herren.  Nach  einem  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1330,^)  wo  der  Bath  auf  114  Personen,  wahr- 
scheinlich in  Folge  des  Eindringens  der  Zunftgenossen  in  das 
regierende  CoUegium  angewachsen  war,*)  konnte  die  £jntscheidnng 
an  eine  Gommission  von  8  Bathsherren  abgegeben  werden,  eventuell 
genfigten  auch  6  oder  4,  wenn  die  übrigen  im  £ide  Sitzenden 
(es  waren  38  Personen,  also  Vs  ^^^  Bathes)  wegen  zu  naher 
Verwandtschaft  mit  den  Parteien  abgelehnt  wurden.  In  die 
Sammlung  von  1433  hat  dieses  Gesetz  keine  Aufnahme  gefunden. 
Die  Kämpfe  um  den  Antheil  am  Stadtregimente,  welche  in  der 
Verfassung  und  den  revidirten  Statuten  von  1428  zum  Abschlnss 
gekommen  schienen,')  entbrannten  sofort  von  Neuem.  Sie  endeten 
1433  mit  dem  Siege  des  alten  Bathes,  der  ein  vulmechtiger  wurde 
und  dessen  28  Mitglieder  (4  Bürgermeister  und  24  BathsherrcD) 
lebenslänglich  im  Amte  blieben  und  sich  selbst  ergänzten.  Alle 
halbe  Jahre  führte  die  eine  Hälfte  die  Begierung:  der  sitzende 
Bath;  das  gesammte  CoUegium  hiess  die  Wittheit.  Seit  1433 
werden  die  Namen  der  Bathsherren  in  den  Schedungen  nicht 
mehr  genannt,  es  heisst  einfach :  de  rad  schedede  vor  recht. 

Drei  Mal  im  Jahre  wird  ein  echtes  Ding  durch  den  Vogt 
abgehalten.  Ob  bestimmte  Gerichtstage  für  den  Bath  existirt 
haben ,  darüber  verlautet  Nichts.  Donandt  meint  mit  guten 
Gründen,  dass  jedenfalls  alle  6  Wochen,  wenn  seitens  des  Vogtes 
ein  Goding  gehegt  worden,  auch  der  Bath  versammelt  gewesen 
sei,  um  es  den  streitenden  Parteien  zu  ermöglichen  aufs  Bath- 
haus  zu  gehen  und  Bechtsbelehrung  zu  erbitten.  Eine  ausser- 
gerichtliche  Ladung  vor  das  Gericht  des  Vogts  war  für  den 
Beklagten  nicht  verbindlich;    sein    Frohnbote   musste   drd   Mal 


*)  Oelrichs,  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbücher  der  freien  Stadt 
Bremen.    S.  66. 

*)  V.  Bippen,  Aus  Bremens  Vorzeit.    No.  2. 

Qeschidite  des  Baths  und  der  demokratischen  Bewegungen  bis  1433. 
S.  31. 

")  „Ein  höchst  merkwürdiges  Werk,  welches  die  Forderungen  der 
Demokratie  mit  den  Bedürfnissen  der  Verwaltung,  Rechtspflege  und 
Politik,  soweit  man  heute  zu  beurtheilen  vermag,  in  ausgezeichneter  Weise 
vereinigte." 

V.  Bippen,  8.  46  a.  a.  O. 
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laden,  das  letzte  Mal  unter  Zuziehung  von  zwei  Bürgern  (Ord. 
33.)  Dagegen  sind  in  Ord.  1  vier  Ladungen  vorgeschrieben, 
wenn  Kläger  seine  Sache  vor  das  Gericht  des  Rathes  bringen 
will.  Zum  ersten  Mal  „ene  slichte  vorbodinge/  zum  zweiten 
und  dritten  Mal  bei  ein  bezw.  zwei  Mark  Strafe:  „to  der  Verden 
vorbodinge  welker  nicht  en  kumpt  de  scal  der  sake  verlustig 
wesen."  —  Die  erste  Ladung  schloss  das  stillschweigende  Prä- 
judiz in  sich,  falls  Beklagter  im  ersten  Termin  nicht  ausdrücklich 
erkläre,  er  wolle  vor  das  Gericht  des  Vogtes  gehen,  unterwerfe 
er  nch  der  Competenz  des  Bathsgerichts. ') 

Der  ungehorsam  Ausbleibende  gilt  als  sachfällig.  Ist 
die  Klage  vor  dem  Vogt  anhängig,  so  erlassen  die  zwei  bei- 
sitzenden Bathsherren  auf  Antrag  des  Klägers  einen  Pfändungs- 
befehl und  zwar  innerhalb  14  Tagen.  Ist  der  Beklagte  in  mobi- 
libus  nicht  pfandbar,  so  geht  die  später  näher  zu  beschreibende 
Zwangsvollstreckung  in  sein  Immobile  vor  sich.  So  lange  der 
Verkauf  der  Pfänder  und  die  Einweldigung  in  das  Immobile 
noch  nicht  geschehen,  steht  es  dem  Schuldner  fernerhin  frei  vor 
Gericht  zu  treten  und  die  Sache  wieder  aufzunehmen ;  aber  dann 
ist  stets  „de  clegere  des  negere  der  sculde  edder  der  sake  de  he 
vornomet  heft  myt  synes  sulves  haut  up  den  hilgen  to  beholdene 
den  des  eme  de  andere  were  to  entgande^  (Ord.  33.)  Diese 
Bestimmung  hatte  auch  für  das  Verfahren  vor  dem  Bathsstuhl 
Gültigkeit. 

Eine  Beschränkung  der  Gerichtsstandschaft  findet  in 
folgenden  Fällen  statt:  1)  Jünglinge  unter  18,  Mädchen  unter 
15  Jahren  werden  durch  ihren  rechten  Vormund  vertreten. 
2)  Frauen  sind  unbedingt  processfahig  (Ord.  44);  sie  bedürfen 
keines  Vormundes  zur  £LIage,^)  wohl  aber  zum  Abschluss  aller  ausser- 
gerichtlichen  Geschäfte  (Ord.  38),  Empfangnahme  von  Schenkungen 
ausgenommen  (Ord.  39).  Die  vormundschaftliche  Genehmigung, 
welche,  sobald  Frauen  aus  eigenen  aussergerichtlichen  Geschäften 
klagen  oder  verklagt  werden,  ausdrücklich  in  den  Schedungen 
hervorgehoben  wird,  war  aber  schon  im  15.  Jahrhundert,  nach- 
dem die  Vormundschaft  der  rechten  fSrben  gefallen,  zu  einer 
blossen  Formsache  geworden,  da  die  Frauen  sich  den  curator 
sexus  selbst  wählen  durften,  während  bei  Handelsfrauen  und 
Wittwen,  welche  das  Geschäft  des  Mannes  fortsetzten,   die  Be- 


>)  Sohedung  148. 

«)  Sched.  21;  88;  61  a.  s.  w. 
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Stellung  überhaupt  nicht  nothwendig  war.  3)  Tonsurirte  Welt- 
geistliche werden  wohl  nur  mit  Genehmigung  ihres  geistlichen 
Oberen  vor  dem  Vogt  oder  Bath  haben  Recht  nehmen  und  geben 
dürfen;  nicht  tonsurirte  dagegen  sind  gerichtsstandfähig,  wenn 
sie  einen  bremischen  Bürger  als  Bürgen  stellen,  welcher  hd  der 
Vollstreckung  ganz  an  ihren  Platz  tri ttj)    (Ord.  85.) 

Die  Parteien  (sakewolden)  erscheinen  entweder  allein,  oder 
mit  einem  Fürsprecher  (vorspraken).  'Das  Recht  der  „ESrholung 
und  Wandlung,^  sowie  die  Befugniss:  en  man  mot  ok  wol  dre 
achte  hebben  er  he  antwort  gift  (Ord.  29)  wird  vor  dem  Raths- 
gericht  von  den  Parteien  wohl  selten  in  Anspruch  genommen  sein. 

Die  Fürsprecher  wählte  man  aus  den  Geschworenen.  Ihnen 
gebührte  ein  Honorar  (Ord.  34),  wofür  eine  Taxe  nicht  bestand. 

B.    Klagen  und  mfindliche  Verhandlung. 

1.   Allgemeines. 

Das  Verfahren  vor  dem  Rathsstuhl  näherte  sich  einigermasaen 
unserer  heutigen  mündlichen  Verhandlung.  Wenn  Beklagter  sich 
der  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  einmal  freiwillig  unterworfen  hatte, 
Hess  dieser  die  Parteien  die  streitigen  Punkte  in  zwangloser  Rede 
und  Gegenrede  vor  sich  erörtern,  gab  Fristen  für  weitere  Er- 
klärungen oder  verlangte  solche  stehenden  Fusses,')  übte  das 
Fragrecht,*)  ertheilte  Injuncte,*)  ordnete  Sequestrationen  an*) 
und  fällte  ein  Beweiserkenntniss, ")  ein  bedingtes^)  oder  unbe- 
dingtes EndurtheiP)  mit  kurzer  Wiedergabe  des  Thatbestandes 
und  mit  kurzer  rechtlicher  Motivirung.  Wo  für  die  Ansprüche 
der  Parteien  Artikel  des  Stadtbuches  sprachen,  wurden  diese 
angeführt:  „bat  um  een  stucke  in  dem  boke  to  lesende,')  and 
ebenso  gründet  der  Rath  darauf  seine  Entscheidung,  z.  B.  so  scal 
he  beteren  also  des  Stades  bok  sprict.^^^) 


0  ScheduQg  dö. 

«)  Sohed.  23  b. 

>)  Sohedebach  Fol.  30a,  No.  1. 

«)  Sohedang  16. 

'')  Schedebuoh  Fol.  loa,  No.  2. 

«)  Schedung  95. 

^  Schedang  93. 

•)  SchedaDg  229. 

•)  Schedebuoh  Fol.  22  b,  No.  2. 

i<>)  Schedung  117. 
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Mit  dem  SachseDspiegel  können  die  Klagen  unterschieden 
werden:  in  clage  umme  scult  —  uppe  gut  —  umme  ungericht. 
Aus  der  EUagbitte  muss  hervorgehen,  ob  Beklagter  angesprochen 
werden  soll  ^myt  nochhaftige  breven,  tugwerdigen  luden  ofte  myt 
ener  slichten  clage.  ^)  Der  Beweis  wird  in  der  Begel  anticipirt 
und  mit  dem  Klag-  und  Klagebeantwortungsvortrag  verbunden. 

Auf  eine  Widerklage  braucht  Kläger  sich  nicht  einzulassen : 
mer  he  schall  benomen  wo  mennighe  schult  he  eme  (dem  Bekl.) 
gheven  wille;  also  ob  und  inwieweit  er  des  Beklagten  Gegen- 
forderungen anerkennt.    (Ord.  12.) 

2.    Klagen  um  Schuld.     Insbesondere  Geldschuld. 

&.    Schlichte  Klage. 

So  we  den  andern  sculdiget  myt  ener  slichten  clage  ane  tuch 
de  scal  unde  mach  bekennen  unde  vorsaken  (Ord.  18). 

Das  vorsaken  kann  schlicht  oder  motivirt  geschehen.  Erste- 
renfalls  mag  Beklagter  „syn  recht  don'*,  das  Bestehen  der  Schuld 
eidlich  ableugnen ;  letzterenfalls,  wenn  Beklagter  Bedenken  trägt 
die  Beurtheilung  des  Schuldigseins  auf  sein  eigenes  Gewissen  zu 
nehmen,  kommt  es  zu  weiteren  Erörterungen  unter  den  Parteien. 
B^pründet  Beklagter  seine  Zahlungs  Weigerung  damit,  die  Schuld 
sei  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht  in  der  Weise  entstanden, 
wie  Kläger  behaupte  (qualificirtes  Geständniss),  so  ist  er  zum 
Eineid  befugt;*)  Einreden  aber,  welche  die  Schuld  als  später 
wieder  aufgehoben,  oder  noch  nicht  fällig,  oder  als  in  ihrem  Be- 
stände verändert  darstellen,  dürfen  einer  schlichten  Klage  gegen- 
über niemals  schlicht  sein:  „magh  he  tughen  ene  sette  sone, 
(nachträglicher  Vergleich),  unde  vorguldene  scult  (Zahlung),  unde 
leddich  unde  los  (Erlass),  he  scal  wesen  leddich  unde  los  (Ord.  7). 
Ebenso  wenig  die  Einrede  der  Schenkung  I    (Ordel  66.) 

b.  Klage  mit  Zeugen.  Spricht  Kläger  den  Beklagten 
mit  Zeugen  an,  so  muss  er  entweder  bekennen  „oder  doghen 
(zugeben)  den  tuch  unde  also  alse  men  eme  vortuget,  also  schal 
he  lesten  unde  gelden*^  (Ordel  9). 

Ein  Besiegen  des  Gegners  durch  directen  Gegenbeweis 
„weddertughen^')  ist  ausgeschlossen.     Will  Beklagter  sich  mit 

0  fikskedebach  Fol.  54b,  No.  3. 

')  Planck,  Das  deatsohe  Gerichtsverüahren  im  Hittelalter.  Baod  I. 
S.  447. 

Donandt,  Civilprocess.    S.  70. 
*)  Schednng  187. 
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Einreden  vertheidigen,  so  muss  er  der  Klage  gegenüber  erklären 
„dat  he  dar  nenen  tugh  umme  doghen  wel;^)  also  die  Klage- 
thatsachen  nicht  bestreiten,  dagegen  für  seine  zerstörlichen  Ein- 
reden seinerseits  Zeugen  vorführen.  £in  Abwarten,  ob  Kläger 
seinen  Beweis  fuhren  werde,  um  dann  erst  mit  dem  Beweis  der 
Einreden  hervorzutreten,  ist  nicht  statthaft.*) 

üeber  die  Klage  ans  Urkunden  siehe  den  Abschnitt 
Beweisverfahren. 

c.  Bei  Klagen  um  sonstige  Schuld,  wo  der  BechU- 
grund  meistens  ein  Gelöbniss  des  Beklagten  sein  wird,  sei  es, 
dass  er  in  eigenem  Interesse  (lovet  im  engern  Sinn)  oder  im 
fremden  (borget)  gelobt  habe,  z.  B.  ein  Immobile  aufzulassen, 
eine  ausgebürgte  Sache  vor  Gericht  zu  bringen,  eine  Sache  zu 
übergeben,  Leistung  eines  Schuldversprechens  u.  s.  w.  kommen 
die  gleichen  Grundsätze  zur  Anwendung. ')  Macht  der  Beklagte 
vom  versaken  Gebrauch,  so  ist  wohl  kein  Zweifel,  dass  er  schuldig 
ist,  die  etwa  empfangene  Gegenleistung  zurückzugeben. 

3.    Klagen  um  Gut. 

a.  Gewere  und  Besitz.  Gewährschaft, 
In  den  Ordelen  und  Schedungen  kehrt  der  Ausdruck  Were 
in  mannigfacher  rechtlicher  Bedeutung  wieder,  als  rein  thatsäch- 
lieber  Besitz  „duve  ofte  rof  an  synen  weren'^  (Ord.  100),  als 
vom  Recht  gebilligter  Besitz  „oldere  were,*)  vredesame  were,*) 
hebbende  were  (Ord.  5);  ebenso  geläufig  ist  aber  den  Quellen 
das  Wort  und  der  Begriff  „Eigenthum,'*  welcher  in  Ord.  10  so- 
gar in  einen  Gegensatz  zum  thatsächlichen  Besitz  gebracht  ist: 
kome  en  ander  unde  spreke  de  varende  have  in  den  weren  de 
si  syn  echtliken  eghen.  *)  Befragt  „in  wat  weren  he  dat  hadde** 
muss  die  Partei  den  Erwerbsgrund  specialisieren,  ob  in  „erffliker 
in  kopes  edder  in  weddeschattes  were''. 


>)  Schedang  38. 
*)  Sohedung  19. 
*)  Stat  24  ,,wat  de   borget  unde  lovet.'<     Ord.  26.    Sohed.  80,  81, 

12a 

«)  Sohednng  92. 
B)  Sohedebnch  Fol.  &3a,  No.  2. 
•)  Sched.  V.  1404,  bei  Oelriohs.    S.  162. 
Sohedebuoh.    Fol.  IIa,  No.  1. 
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Für  daa  bremieche  Recht  dürfte  die  Auffassung  Planck's  die 
zutreffendste  sein,  wonach  Gewere  bald  rechtmässiger  Besitz, 
bald  Recht  zu  besitzen,  bald  Besitz  bedeutet. 

Auch  bei  Klagen  auf  Gut  ist  die  schlichte  Klage  nicht  aus- 
geschlossen, obschon  bei  Immobilien  und  Immobiiiarrechten  der 
Natur  des  Anspruchs  nach  weniger  häufig  als  das  Ansprechen 
mit  Zeugen  und  Urkunden.^) 

£in  selbstständiges  Yertheidigungsrecht  aus  dem  blossen  Be- 
sitz wird  nicht  gewährt,  auch  der  ruhige  Besitzer  muss  dem 
Angreifer  den  Rechtsgrund  seines  Besitzes  nachweisen;  so 
Sched.  32:  „mach  X  des  vullenkomen  dat  he  hebbe  de  olderen 
were  unde  dat  de  waterlosinge  dor  Monickemeyers  erve  oldinges 
hebbe  gan  unde  dat  de  waterlosinge  von  rechte  dar  dore  scole 
gan  — . 

„Doch  bleiben  dem  gewaltsam  Entwerten  die  processualischen 
Vortheile  des  Besitzes  trotz  der  Besitzentsetzung  gewahrt  und 
fand  zur  Vorbereitung  des  Eigenthumsprocesses  eine  Unter- 
BQchung  der  Besitzfrage  statt,  welche  die  Zuschreibung  der  Rolle 
des  Beklagten,  ja  mitunter  die  Restitution  des  Besitzes  noch 
während  des  obschwebenden  Processes  zum  Ergebniss  haben 
konnte.'*  (Brunner  in  Holtzendorff's  Encjklopädie.  4.  Auflage. 
S.  248.) 

So  klagt  in  einer  Schedung  von  1459  (Schedebuch  17  b, 
No«  1)  der  Testamentsvollstrecker  von  Hinrik  Steding  gegen 
Frederick  Goldsmidt,  welcher  kurz  nach  dem  Ableben  des 
Steding  Kisten  und  Kasten  mit  Gewalt  geöffnet  und  daraus 
Gold,  Geschmeide  und  Papiere  weggetragen  hat.  Er  vertheidigt 
sich  damit,  dass  er  nur  das  genommen,  was  ihm  gehöre.  Aber 
der  Rath  gebietet:  wat  he  dor  hadde  genommen  dat  scheide  he 
deger  unde  al  hude  offte  morghen  wedder  up  de  stede  bringen.  *) 

Lässt  sich  aus  den  beiderseits  vorgetragenen  Behauptungen 
über  das  Besitzrecht  am  Gut  nicht  ersehen,  wer  besser  berechtigt, 
so  entscheidet  der  thatsächliche  Besitz:  he  were  neger  in  sinem 
besitte  to  blyvende  wen  id  eme  jemand  were  aflftowynnende 
(Schedeb.  Fol.  77  a,  No.  2  (1505).») 


>)  Stat  41. 

Sohed.    No.  145  (Mobilien). 

Sohedeb.  FoL  8b,  No.  2. 
>)  Schedebuch  Fol.  26  a,  No.  d. 
•)  Schedeb.  Fol.  15a,  No.  2. 

Schedeb.  Fol.  21b,  No.  3. 
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Für  den  Mobiliar-  wie  für  Immobiliarverkebr  ist  die  Uebemahme 
der  G-ewährscbaf  t  gleich  wichtig:  So  wor  en  den  anderen  acul- 
deget . . .  umme  en  erveedderummeandergut,  tut  dea  de  andere 
up  enen  warend,  des  warendes  mot  he  wol  bruken.  (Ord.  19.)  Bei  jedem 
Verkauf  eines  Immobiles  ist  sie  vom  Verkäufer  zu  übernehmen. 

Hat  Beklagter  einen  „gichtigen  warend/  so  übernimmt  dieser 
den  Bechtstreit:  unde  Frederik  toech  dat  vord  up  Werner  Rech- 
tervelde  dat  he  eme  dat  sulve  hus  vry  und  quyt  vorkoflft  hedde, 
zo  dat  in  unsem  boke  gescreven  steyt.  Des  Werner  ok  so  vor 
uns  bekande,  he  wolde  Frederik  des  vry  unde  quit  waren.  ^) 

Erscheint  der  warend  nicht  oder  versaht  er,  so  ist  die  Ver- 
theidigung  des  Gutes  für  den  Beklagten  verloren.*) 

b.   Klagen  um  unbewegliches  Gut.    Rechte  Gewere. 

Die  Voraussetzungen  der  rechten  Gewere  giebt  Ord.  5  in 
der  Antwort  des  Beklagten  wieder:  dat  erve  •  .  .  dat  se  syn 
echtlik  eghen  unde  hebbe  dat  beseten  jar  unde  dach  un  hebbet 
an  nut  unde  in  gelde  unde  in  hebbender  were  ane  rechte  bi- 
sprake;  mach  he  des  aldus  vullenkomen,  so  is  he  des  neghere 
to  beholdene,  denn  id  yement  van  eme  mochte  winnen.  Der  Br- 
werbsgrund  für  das  echtlik  eghen  (Auflassung,  Erbgang)  braucht 
nicht  ausdrücklich  angegeben  und  bewiesen  zu  werden.') 

Beruft  sich  Beklagter  aber  nur  auf  die  were  von  jar  und 
dach,  nicht  auf  echtlik  eghen,  so  ist  ihm  die  were  nicht  dienlich; 
er  wird  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  dem 
Gegner  gegenüber  eines  Beweises  bedürfe,  „dat  de  sulve  groden 
von  den  Ledenser  lande  verkoft,  vorgheven,  vorsett,  vortaten 
were  als  recht  is  .  •  .  .  konde  he  aver  des  nicht  bewisen  so 
hadde  he  dar  neue  were  an  (Schedebuch  Fol.  19  a  3,  1460).  Wer 
sich  dagegen  nur  auf  echtlik  eghen,  nicht  auf  die  Were  von  Jahr 
und  Tag  beruft,  der  hat  selbdritt  zu  beweisen  „dat  dat  stucke  sin 
echtlik  eghen  is  unde  sin  vader  dat  emegeervert  hebbe"  (Sched.  187). 

Der  Käufer  eines  Immobile  aber  kann  sich  jedem  Gläubiger  des 
Verkäufers  gegenüber  darauf  berufen,  dass  er  durch  Auflassung 


1)  Sohed.  No.  176. 

Schedeb.  Fol.  14a,  No.  1. 
Sohedeb.  Fol.  29  a,  No.  2. 
«)  Planck,  Band  I,  S.  547. 

„Dooh  wird  er  auf  eine  Beweisführung  seitens  des  Elägfers  wenigstens 
dann  bestehen  können,  wenn  er  an  sich  zur  Vertheidigung  des  Q^otes,  wie 
z.  B.  der  Käufer,  dem  gerichtlich  aufgelassen  ist,  berechtigt  war.** 
*)  Planck,  Band  I,  S.  662.    Sched.  No.  182. 
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erworben  und  der  Oläubiger  den  Beispruch  gegen  die  Veräusserung 

binnenJ  ahrundTagunterlassen^sichalao  verschwiegen  habe(0rd.71). 

c.    Klagen  um  bewegliches  Gut. 

Den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen  beherrscht  der  Grund- 
satz: Hand  muss  Hand  wahren.  So  welk  man  dem  anderen 
lenet   syn    perd    ofte   cleyt  ofte  welkerhande  gud  id  sy  unde  to 

welker  wis  he  dat  uth  synen  weren  let  myt  synem  willen 

de  mach  dar  nene  vorderinge  of  hebben  sunder  uppe  den  deme 
he  id  legede  offte  satte  (Ord.  58). 

Von  den  verstärkten  Klagformen  kommen  vor: 

aa.   Klage  bei  handhafter  That. 

De  handadighe  dat  is  so,  wor  en  man  mit  der  openbaren 
scalt  ofte  mit  der  vorvluchtigen  dat  vorwunnen  wert  ....  unde 
en  ander  ofte  he  duve  ofte  rof  an  synen  weren  heft  dar  he 
sulven  den  slotel  to  dreget  unde  oft  men  dar  na  vraghet  dat  he 
des  vorsaket  (Ord.  100).  —  Breunich  de  Wesselere  de  brochte 
enen  man  vor  gerichte  vanghen  unde  bunden  unde  gaf  em 
scult  dat  he  em  hadde  nomen  schalen  unde  lode  de  he  bi  sie 
hadde  in  deme  richte  de  silve  man  unde  clagere  dat  he  de  sil- 
vern  schalen  unde  de  lode  eme  nomen  hadde^)    (Sched.  67.) 

Beweis:  selbsiebent  analog  dem  Sachsenspiegel  Landrecht 
(I  66  §  1). 

So  we  over  den  anderen  dach  ofte  over  den  drudden 
duve  ofte  rof  de  eme  ghenomen  is  unde  under  eneme  anderem 
vint  de  dat  openbare  gekoft  heft  unde  unhalinghe  hevet 
den  en  mach  me  neuer  handadighen  dat  sculdighen  unde  he 
des  tuch  hevet  (Ord.  96.    S.  Sp.  II  36,  §  1.) 

Es  wird  dem  Beklagten  gestattet  seinen  Besitz  zu  recht- 
fertigen. Kann  er  das  nicht,  so  ist  die  geringste  Folge,  dass  er 
die  Habe  an  den  Kläger,  welcher  schwört,  dass  die  Habe  „eme 
afghestolen  oder  afgherovet  sy"  herausgeben,  die  weitere  Folge, 
dass  er  auf  Erfordern  von  der  Anschuldigung  des  Diebstahls  oder 
Raubes  sich  reinigen  muss.     (Ord.  96.) 

bb.  Anevangsklage.  Den  „anevang"  finde  ich  nur  ein- 
mal erwähnt  in  Ord.  55.  Der  Verkäufer  des  Pferdes  haftet  dem 
Käufer  „vor  unrechten  anevang«*.  —  Die  Sache  ist  aber  deutlich 
ausgesprochen  in  den  Ordelen  95,  98,  101.*) 

0  Sched.    Seite  154  bei  Oelriohs. 

(Sohed.  uppe  deverye.) 
«)  Ord.  98.    8.  Sp.  60,  §  1.  2. 

Ord.  101.    S.  Sp.  I  60,  I  1. 

JBOUnwmn,  CiTÜprocMs  In  Bremen.  2 
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Der  Beklagte,  welcher  mit  der  Sache  dem  Kläger  vor  Gre- 
richt  zu  folgen  hat,  kann  sich  verschieden  vertheidigen: 

1)  er  habe  die  Sache  erzeugt  oder  das  Thier  auferzogen, 
„dat  he  id  gethogen  hebbe«  (Ord.  101). 

2)  er  habe  sie  im  offenen  Kriege  erbeutet,  ^in  openbam 
orlige''  (Ord.  101).  Beides  hat  Beklagter  durch  Zeugen  zu  be- 
weisen. 

3)  er  habe  sie  nur  aus  Versehen  mitgenommen  (Ord.  98). 
Hier    ist   durch  Zeugen    zu    beweisen  „dat    he  id  openbare 

gehat  hevef*  und  zu  schwören,   „dat  he  des  nicht  en  wiste  dat 
id  syn  si"  — . 

4)  Er  habe  sie  auf  offenem  Markte  gekauft:  dat  schal  he 
sweren  unde  he  Verlust  sjne  penninge  de  he  dar  umme  gaf  unde 
de  andere  scal  sweren  allene  dat  id  eme  afgherovet  ofte  af- 
gestolen  sy  (Ord.  96). 

5)  Beklagter  beruft  sich  auf  einen  Greweren:  seghet  he  aver 
dat  id  eme  geven  sy  so  schall  he  synen  warent  vorebringhen 
....  unde  en  deyt  he  des  nicht  de  schade  is  syn  unde  he  i.< 
des  gudes  en  def  (Ord.  96). 

C.    Bewelsrerfahren. 

1.   Allgemeines. 

Von  den  Oharakterzügen  des  Beweissystems  im  Sachsen- 
spiegel: 

1)  Die  Partei  beweist  der  Partei,  nicht  dem  G-ericht.  2) 
Gegenstand  des  Beweises  ist  die  Parteibehauptung  in  ihrer 
juristischen  Fassung,  nicht  die  derselben  zum  G-runde  liegende 
Thatsache.  3)  Der  Beweis  ist  ein  einseitiger,  daher  ein  directer 
Gegenbeweis,  sowie  die  Verbindung  von  Hauptbeweis  mit  in- 
directem  Gegenbeweis  ausgeschlossen.  4)  Der  Beweis  ist  ein 
y ortheil,  keine  Last.  Wer  behalten  will,  der  Angegriffene,  ist 
näher  zum  Beweise  als  derjenige,  welcher  abgewinnen  will,  der 
Angreifer, 

fehlen  dem  bremischen  Processrecht  No.  1  und  2.  Das 
Gericht  des  Raths  steht  selbstständig  urtheilend  über  den  Par- 
teien, ihm  ist  die  Ueberzeugung  von  der  Wahrheit  der  streitigen 
Thatsachen  zu  verschaffen.  No.  3  und  4  sind  nur  noch  zum 
Theil  zu  erkennen.  Der  ausgedehnte  Gebrauch  des  Zeugen-  und 
Urkundenbeweises  führte  mit  Nothwendigkeit  zum  materiellen 
Beweissystem  und  zur  ümkehrung  der  Beweislast.  Ja  Donandt 
meint  sogar,  das  bremische  Recht  habe  im  bewussten  Gegensatz 
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zum  Sachsenrecht  den  Yortheil  des  Beweises  umgekehrt  und 
dem  Kläger  zugewiesen,  was  dem  Einfluss  des  fränkischen 
Bechts  zuzuschreiben  sei.')  Aber  ein  so  allgemein  gefasster 
Gegensatz  zum  sächsischen  Beweisprincip  tritt  in  den  Ordelen 
und  Schedungen  nicht  hervor.  Allerdings  findet  sich  mehrfach 
die  Formel,  dass  Jemandem  der  Beweiss  gebühre  „na  deme  dat 
he  en  clagere  is.^  Doch  in  den  allermeisten  Fällen  nur  bei 
Incidentstreitigkeiten *)  zuweilen  in  dem  Sinne,  dass  bei  gegen- 
seitigem Beweisanerbieten  des  Klägers  Zeugen  vorgehen,') 
hin  und  wieder  auch  in  bedeutungslosen  Wendungen  der  Partei- 
vorträge. *) 

Ich  habe  aus  den  Ordelen  und  Schedungen  nicht  den  £Sn- 
druck  gewonnen ,  als  ob  sich  daraus  eine  einheitliche  Beweis- 
theorie ableiten  liesse.  Einige  allgemeine,  ausnahmslose  Grund- 
sätze sind  allerdings  vorhanden.  So  die  bereits  angefiihrten,  dass 
Kläger  seinen  Anspruch  vom  ünschuldseid  des  Beklagten  ab- 
hängig machen  kann,  dass  letzterer,  wenn  er  einer  E[Iage  um 
Schuld  gegenüber  seine  zerstörlichen  Einreden  beweisen  will,  die 
Klagethatsachen  zugestehen  muss ;  ferner,  dass  Handfesten  (öffent- 
liche vom  Rath  besiegelte  Urkunden)  den  Vorrang  vor  allen 
übrigen  Beweismitteln  haben;  endlich,  dass  der  Beweis  des 
Schadens  durch  Zeugen  ausgeschlossen  ist.  Im  Uebrigen  ist  in 
den  Ordelen  für  eine  grosse  Reihe  von  Fällen  die  Beweisver- 
theilung  geregelt;  theils  im  Sinne  des  Sachsen  rechts,  theils  im 
Sinne  unserer  heutigen  Auffassung,  dass  Jeder  die  thatsächlichen 
Behauptungen,  durch  welche  er  dem  Gegner  etwas  abgewinnen 
will,  zu  beweisen  hat.  Das  Nähere  wird  bei  den  einzelnen  Be- 
weismitteln zu  erörtern  sein.  Häufig  treten  diese  mit  einander 
in  CoUision  und  nur  in  dem  Sinn  ist  der  Beweis  ein  einseitiger, 


0  Donandt,  Civilprocess.    S.  73. 

*)  So  Sched.  102,  wo  Kläger  zu  beweisen  hat,  dass  ein  vor  dem  Vogts- 
gericht gefundenes  ürtheil,  sowie  er  es  behauptet,  wirklich  gefunden  ist. 

Kläger  beweist,  dass  Beklagter  das  von  diesem  bestrittene  Qestandniss 
„he  hadde  anders  neen  bewys**  vor  dem  Rath  abgelegt  hat,  (Schedebuch 
Fol.  28  b,  No.  1)  oder  dass  Beklagter  einen  echten  Tag  nicht  gehalten  hat, 
(Schedebuch  Fol.  19  a,  No.  2.) 

Femer  Schedung  19  und  22. 

•)  Z.  B.  Schedebuch  Fol.  60b,  No.  2. 

*)  Z.  B.  Schedebuch  Fol.  28  b,  No.  1. 

„unde  sy  gegenwardich  een  cleger  .  .  .  also  hopede  her  Dannel  sin 
bewjs  schole  vorgan  unde  settede  dat  bi  den  rad  in  dat  recht.  — 

Vergl.  auch  Planck,  Gerichtsverfahren.    Bd.  IL    S.  168. 

2* 
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daes  weddertugen  ausgeschlossen  sind,  während  anderen  Beweis- 
mitteln gegenüber  ein  direeter  Gegenbeweis  gefuhrt,  und  Haupt- 
beweis  mit  iudirectem  Gegenbeweis  verbunden  werden  darf.  Auch 
in  den  älteren  Schedungen,  obschon  selten,  finden  sich  beim  Dr* 
kuudenbeweise  CoUisionen. 

Sched.  132.  (1339.)  Die  Gebrüder  Bike  klagen  aus  einer 
Handfeste,  wonach  die  Wittwe  Noweke  ihnen  ihr  gesammtes 
Vermögen  hinterlassen  hat,  gegen  Frau  Ilsebe  Pingel,  der,  eben- 
falls in  einer  Handfeste,  3  Mark  Renten  aus  einem  Hause  von 
der  Verstorbenen  vermacht  sind.  Es  entsteht  die  Frage:  wer 
man  dhe  ersten  hantvesten  scole  holden  eder  de  lesten.  Der 
Bath  entscheidet  sich  für  die  erste  Alternative. 

Sodann  einige  andere  Schedungen  aus  späterer  Zeit  ab 
Beispiele : 

a.  Urkunde  gegen  Urkunde. 

Schedebuch  Fol.  Ib,  No.  2  (1435).  Kläger  beweisen  durch 
eine  Handfeste,  dass  eine  Verwandte  des  Beklagten  ihnen  „ere 
hus  dar  se  (Kläger)  nu  gegenwardich  innewonet  gegheven;^ 
Beklagte  legen  einen  sog.  swarenbreef  vor,  wonach  sie  Beispruch 
gegen  die  Debergabe  (wahrscheinlich  auch  gegen  die  Lassung) 
erhoben  haben.  Entscheidung:  Na  deme  dat  de  hantfeste  en 
jar  uude  veer  weeken  eider  were  wen  de  vorgescr.  sworenbreef 
so  scholde  de  hantfeste  by  macht  bliven.  *) 

b.  Zeugen  gegen  Augenschein  und  Herkommen. 
Schedebuch    Fol.    71a,    No.    2.     (1497).     Der   Gang   eines 

Wasserlaufs  ist  durch  Augenschein  und  Herkommen  bewiesen. 
Dem  Beklagten  wird  aufgegeben  den  Nachbar  „des  nergen  war 
mede  vorhindern  —  id  en  were  denn  dat  Dethardt  (Bekl.)  be- 
teren  bewys  hadde  dat  id  dar  so  nich  hen  lopen  scholde,  des 
mochte  he  geneten.^  Die  Zeugen  werden  über  das  Gegenbe- 
weisthema verhört;  „dat  sodanne  water  dorch  sin  hus  sinen  gang 
nicht  en  hadde  —  welke  tuge  dan  up  sodanne  waterlosinge  nicht  eyn- 
drachtliken  tugeden  dat  dat  water  nicht  dorch  Dethardes  hus  sinen 
gang  hebben  scholde.  Ferner  Schedebuch  76  b,  No.  1(1505):  Parteien 
streiten  sich  über  die  Mitbenutzung  eines  Ganges.  Entscheidung: 
scheiden  besytter  beider  erven  des  ganges  samptlik  bruken  id 
en  were   sake  dat  Johann  Sobbe  bewisen  konde  dat  de  besitters 


')  Ferner:   Schedebuch  Fol.  28b,  No.  1  (1467). 
Schedebuoh  Fol.  46  a,  No.  2  (1479). 
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de«  Pascheborgschcn  hus  des  gangem  gebruket  hadden  von 
gnaden. 

Der  Gedanke,  da»6  die  Beweisführung  ein  Vortheil,  tritt  in 
den  jüngeren  (Jrtheilen  mehr  und  mehr  zurück. 

Schedebuch  Fol.  61a,  No.  4  (1486).  Kläger  verlangt  ge- 
wisse Güter  vom  Beklagten  auf  Grund  einer  testamentarischen 
Verfügung  von  Lüder  v.  Hasbergen  heraus.  Beklagter  weigert 
sich  mit  der  Behauptung,  er  besitze  einen  Theil  dieser  Güter  in 
koep  weren,  einen  anderen  in  pendischer  were.  Entscheidung: 
Dat  Arndt  (Kläger)  scholde  bewjsen  dat  sodanne  vorbenomede 
guder  sin  hadden  gehört  deme  ghennen  de  de  gudere  gegeven 
hadde  unde  scholde  sich  denne  dar  umme  gan  alse  id  ymme 
rechte  mochte  geboren. 

Schedebuch  Fol  33  a,  No.  3  (1469).  Beklagte  bestreitet 
ihre  Passivlegitimation.  Die  Sache  gehe  ihre  Kinder  an,  von 
denen  sie  längst  abgetheilt  sei.  Klägerin  bestreitet  die  ge- 
schehene Abtheilung;  Entscheidung:  So  scholde  Barteke  (Bckl.) 
dat  bewisen  unde  scholde  dann  darumme  gan  als  recht  were. 

Dem  Sachsenrecht  entspricht  der  Grundsatz  des  Ordels  22: 
So  wor  en  den  anderen  sculdiget  umme  scaden  .  .  .  unde  vor- 
saket  he  des  scaden  he  mach  myt  sjneme  rechte  untgan,  men 
en  mach  nenen  scaden  tughen  uppe  neuen  man.  Anders 
dagegen,  wenn  der  Schadenstiftende  das  Gut  Vertrags-  oder  sonst 
rechtmässig  in  seinen  Weren  hat  oder  er  die  Schadenhaftung 
vertragsmässig  übernommen  hat.     (Ord.  78). 

2.    Die  einzelnen  Beweismittel. 

a.   Eineid  der  Partei. 

Der  Eid  der  Partei  weicht  insofern  vom  ünschuldseid  des 
Sachsenspiegels  ab,  als  er  nicht  eine  rechtlich  formulirte,  eidlich 
erhärtete  Behauptung  des  Nichtschuld igseins  ist,  vielmehr  ein 
mehr  oder  minder  speciell  gefasstes  Leugnen  der  dem  Angriffe 
zu  Grunde  liegenden  Thatsachen.  Beispielsweise  soll  Beklagter 
in  Sched.  103  (1438)  schwören,  „dat  dat  perd  sin  si,"  in  einer 
Schedung  Fol.  16  b,  No.  3  „dat  sin  sone  mit  eme  neenen  andeel 
noch  copenschup  an  sinem  gude  nicht  en  hadde."  ^) 

Der  Ausdruck  der  Ordele  und  Schedungen  für  die  Schwur- 
berechtigung ist  ein  sehr  mannigfacher:    syn  recht  don  —  vore 


1)  Aehnliche  aaf  die  Klagethstsaohen  gerichtete  FormaliruDg: 
Schedeb.  Fol.  8b,  No.  2. 
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stan  myt  rechte  —  myt  Binem  rechte  untgan  —  syn  geld  holden 
up  den  hilligen  —  u.  8.  w. 

1)  Schwur  des  Angegriffenen  (Beklagten): 

a.  Er  schwört  sich  von  den  schlicht  vorgetragenen  Angriffs- 
behauptungen  der  Klage  frei. 

b.  Er  beschwört  sein  Nichtkönnen,  wenn  dadurch  ein  Thun 
oder  Unterlassen  entschuldigt  werden  soll. 

a.  Ein  ihm  verpfändetes  oder  in  Hut  gegebenes  Pfand  sei 
ohne  seine  Schuld  zu  Grunde  gegangen,  oder  an  Werth  ver- 
ringert worden.    Ord.  56,  67. 

ß.  In  allgemeinerer  Form  spricht  Ord.  60  denselben  Grund- 
satz aus:  unde  is  it  ve  ofte  quick,  stervet  id  deme  den  id  to 
holdene  dan  was  he  en  schal  dar  nene  not  umme  liden  dar  he 
id  sweren  mach  dat  id  ane  syne  scult  sy  doet  ghebleven. 

y.  Das  ihm  zur  Aufbewahrung  gegebene,  geraubte,  ge- 
stohlene, verbrannte  Gut  habe  er  mit  dem  seinigen  verloren  und 
der  Verlust  sei  ohne  seine  Schuld  geschehen  (Ord.  60). 

c.  Er  beschwört  in  Vertragsverhältnissen  bei  feststehen- 
der Schadensersatzpflicht  den  Betrag  des  Schadens;  so  der 
Pfandschuldner  (Ord.  56),  der  Commodatar  (Ord.  59),  der  Hirte, 
welcher  das  Vieh  nicht  vollzählig  zurückbringt  (Ord.  8). 

d.  Er  beschwört  die  Einrede  der  noch  nicht  fälligen  Schuld 
für  eine  Zahlungsfrist  von  nicht  länger  als  12  Wochen  (Ord.  25). 

e.  Die  verklagte  Herrschaft  schwört,  dass  sie  dem  Dienst- 
boten bereits  den  ihm  gebührenden  Lohn  gezahlt  habe  (Stat  74). 

2)  Schwur  des  Angreifers  (Klägers): 

a.  Der  Wirth  beschwört  den  Betrag  rückständiger  Kost- 
schuld für  1  Jahr  (Ord.  24). 

b.  Der  Dienstbote  den  Nichtempfang  des  Miethsgeldes 
(menasle)  von  4  Schillingen  (Stat.  74). 

c.  Der  Vermiether  die  Miethe  eines  halben  Jahres,  falls  der 
Miether  flüchtig  geworden.     (Ord.  99.     Stat.  47).  i) 

3)  Nach  Ordel  50  und  51  beschwört  der  klagende  oder  ver- 
klagte Pfandgläubiger,  welcher  ein  weddeschat  in  seinen  Weren 
hat,  den  Betrag  der  Ffandsumme.  —  (Sched.  161.) 


ODonandt,  Civilprocess.  S.  77.  und  Stadtrecht,  Theil  II.  S.  324. 
rechnet  auch  dahin  den  Kentengläubiger,  welcher  den  Betrag  der  rück- 
ständigen Aente  beschwört,  was  sehr  wahrscheinlich,  wenn  auch  eine  aus- 
drückliche gesetzliche  Vorschrift  dafür  nicht  aufzuweisen  ist. 
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b.    Zeugen. 

Zwei  Zeugen  genügen  in  der  Kegel,  um  die  Behauptung  des 
Beweisfuhrers  zu  vulkomen.  Eine  besondere  Zeugenklaase  bilden 
die  Geschworenen,  des  Lesens  und  Schreibens  kundige,  vom 
Kath  aus  den  angesessenen  Bürgern  gewählte  Männer,  welche  in 
allen  Schuldsachen,  die  sich  höher  als  eine  Bremer  Mark  (etwa 
Mk.  50 — 60)  belaufen,  allein  zur  Zeugnissablegung  berufen  sind.^) 
Vielleicht  war  hierbei  ein  doppelter  Gesichtspunkt  massgebend: 
einmal  beim  Abschluss  wichtiger  Rechtsgeschäfte  sich  durchaus 
zuverlässige  Männer  für  den  Beweis  zu  sichern,  andererseits  dem 
altsächsischeo  Grundsatz,  dass  in  allen  aussergerichtlich  abge- 
schlossenen Schuldvertnlgen  der  Aogesprochene  durch  Zeugen 
nicht  überfuhrt  werden  könne  (S.  Sp.  I.  18  §  2)  eine  schwache 
Erinnerung  zu  bewahren.  Erst  1433  wird  es  untersagt  Ge- 
schworene aus  dem  Bath  zu  wählen,  was  bis  dahin  gebräuchlich 
gewesen. 

Bei  Immobiliarrechten,  Streitigkeiten  über  die  Were,  insbe- 
sondere über  Nachbarverhältnisse,  aber  auch  bei  solchen  Forde- 
rungen, worüber  der  Natur  der  Sache  nach  Geschworene  nichts 
auszusagen  vermögen,  werden  auch  andere  Personen  als  Zeugen 
zugelassen :  so  zwei  borgere  unbesproken  eres  rechtes ;  *)  während 
bei  Streitigkeiten  über  Grundbesitz  ausserhalb  des  Stadtgebiets 
die  Parteien  „in  de  kunscap  dar  de  guder  belegen  sind^  ge- 
wiesen werden.*)  Endlich  kommen  Ohren-  und  Augenzeugen 
im  modernen  Sinne  vor.  In  Schedung  Fol.  17  a  1  (1459)  be- 
zeugt der  Schiffsföhrer  „myt  sjnen  schepes  kindem  unde  ok  mit 
sinen  coepluden  de  eme  gevrachtet  unde  de  vracht  gegeven 
hadden  .  .  .  dat  he  up  den  sulven  schepe  schepherr  were.^  Im 
Schedebuch  Fol.  28  a,  No!  1  (1466)  führt  Kläger  Zeugen  dafür 
vor,  dass  Beklagter  die  Hälfte  des  Erlöses  aus  einem  für  gemein- 
schaftliche Rechnung  gemachten  Weingeschäfte  nicht  heraus- 
gegeben hat.^)  Die  Zeugenvernehmung  geschieht  öffentlich  in 
Gegenwart  der  Parteien. 


>)  Statut  66,  66. 

«)  Ord.  62.    Ord.  26.    Stat  43. 

')  Schedung  No.  80. 

Schedebach  Fol.  21b,  No.  3  (1463> 

Schedebuch  Fol.  16  a,  No.  3  (1468). 
*)  Schedebuch  Fol.  4b,   1  (1437),  auswärtige  Zeugen:  der  Kaufmann 
zu  Bergen  und  der  Bath  zu  Lübeck. 
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Die  nächsten  Verwandten  waren  zeugnissunfahig.  Magen 
des  Beweisführers  an  de  drudden  linien,  d.  h.  Geschwisterkinder 
sowie  Onkel  und  Neffe  müssen  auf  Verlangen  des  Beklagten 
einen  „vored  don  dat  se  dat  don  dor  rechtes  willen  unde  nicht 
dor  machschup^'  (Ord.  17). 

Ueber  die  Zeugnissfahigkeit  der  Frauen  schweigen  die 
Quellen.  Donandt  nimmt  an,  die  Grundsätze  des  Sachsen- 
spiegels hätten  sich  im  Stadtrecht  unverändert  erhalten.  (Brem. 
Oivilprocess.     S.  93.) 

Begreiflich  ist  es,  dass  im  Rechtsleben  einer  Handelsstadt 
das  Erforderniss  der  Gerichtsgenossenschaft  und  Standesgieich- 
heit  nicht  festgehalten  werden  konnte.  Eine  Beihe  von  Ordelen 
treffen  besondere  Bestimmungen  bei  Processen  zwischen  Bürgern 
und  Gästen.^)  Verträge  mit  handelsbefreundeten  deutschen 
Städten  und  Stämmen  schufen  Erleichterungen,*^  ja  selbt  An- 
klänge an  ein  internationales  Privatrecht  zeigt  Ord.  46:  wenn 
bremische  Bürger  in  einer  auswärtigen  Stadt  processiren  und  es 
zum  Zeugenbeweis  kommt,  so  soll  dieser  Gültigkeit  haben:  so 
id  tuget  werde  na  des  Stades  rechte  unde  de  radmanne  van  der 
stad  eren  openen  bref  dar  up  geven  wo  de  sake  ghetuget  sy. 

Gesetzliche  Beweisvertheilung  beim  Zeugenbeweise. 

1)  Der  Angegriffene  (Beklagte)  hat  Beweis  durch  Zeugen 
zu  führen: 

a.  Wenn  er  die  Einrede  der  Zahlung,  des  Erlasses,  des 
Vergleichs  (Ord.  7),  der  Schenkung  (Ord.  66),  der  noch  nicht 
fälligen  Schuld  (Ord.  25)  vorbringt. 

b.  Wenn  er  behauptet,  dass  er  bei  Gelegenheit  seines  Neu- 
baues für  das  Immobile  des  Klägers  auf  dessen  Grund  und 
Boden  Sicherheitsmassregeln  habe  treffen  wollen,  was  ihm  Ton 
diesem  untersagt  worden,  wesshalb  er  für  die  an  sich  nicht  be- 
strittene Schädigung  des  klägerischen  Immobile  nicht  au&u* 
kommen  habe  (Ord.  95). 

c.  Wenn  der  überlebende  Elterntheil,  der  für  eine  Schuld 
des  Sohnes  auf  dessen  Samtgutantheil  in  Anspruch  genommen 
wird,  behauptet,  die  Abtheilung  sei  bereits  geschehen  und  zwar 
bevor  die  Schuld  des  Sohnes  entstanden  (Stat.  24). 

>)  Ord.  40.  41.  42. 

*)  Brem.  Urkundenbuoh,  I,  No.  119. 

Brem.  Urkandenbnoh,  II,  No.  58. 

Brem.  Urkundenbach,  II.  105.  106. 
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d.  Wenn  die  Herrschaft  gegenüber  der  Klage  des  vor  Ab- 
lauf der  Dienstzeit  entlaeseoen  und  nicht  voll  abgelöhnten  6e- 
sindeB  behauptet  „he  en  hebbe  id  vorbord  myt  losheyde''  (Bos- 
heit) (Stat  80). 

2)  Der  Angreifer  (Kläger)  hat  Beweis  mit  Zeugen  zu 
führen: 

a.  Wenn  Beklagter  die  Einrede  der  abgeurtheilten  Sache 
vorschützt  und  Kläger  behauptet  „id  sint  andere  pennynge.^  — 
De  clegere  scal  en  vortughen  dat  id  andere  penninge  edder 
ander  sulver  sy  aldus  scal  id  gan  umme  allerleye  sake 
de  desser  like  wys  to  clage  kernet  (Ord.  6). 

b.  Dass  Beklagter  ein  Schadensersatzversprechen  gegeben 
hat  und  dass  der  Schaden  wirklich  eingetreten  ist  (Ord.  78). 

c.  Wie  viele  von  den  Yiehstücken  fehlen ,  welche  der 
Kläger  von  dem  Hirten ,  dem  er  sie  in  Hut  gegeben,  zurück- 
verlangt (Ord.  8). 

d.  Dass  die  beim  verurtheilten  Schuldner  gepfändete  Fahr- 
habe sin  echtlike  egen  sei  nnd  zwar  bevor  „he  (der  gepfändete 
Schuldner)  bedaget  wurde  von  den  dar  men  ene  vore  panden 
scholde"»)  (Ord.  10). 

e.  Dass  die  beim  verstorbenen  oder  dingflüchtig  geworde- 
nen Miether  vorgefundene  Eahrhabe,  woran  sich  der  Vermiether 
für  den  Miethpreis  schadlos  halten  will,  sein  Eigenthum  sei,  wo- 
zu 2  Bürger  genügen  „den  dat  witlik  sy^  (Stat.  43). 

c.  Parteieid  mit  Zeugen. 

Der  beim  „getüch  umme  gud  oder  umme  gewere''  im  Sachsen- 
spiegel*) wohl  ausnahmslose  Grundsatz,  dass  nach  vorange- 
gangenem Zeugniss  die  Partei  ebenfalls  zu  schwören  hat,  findet 
sich  im  Stadtbuch,  soviel  ich  sehe,  nur  in  einigen  Ueberbleibseln. 
Stat.  41 :  Wenn  ein  unbewegliches  oder  bewegliches  Gut  zweien 
nach  einander  verkauft  oder  verpfändet  ist,  so  soll  deijenige, 
welcher  den  ersten  Elauf  beweist,  seine  Behauptung  ausserdem 
noch  eidlich  erhärten.  Femer  in  2  älteren  Schedungen.  Sched. 
90  (1337):  einem  Kläger  ist  bei  einem  Eigenthumsstreit  über 
seine  Mauer  mit  dem  abgehörten  „tughen  geholpen'^;  trotzdem 
aber  wird  entschieden:  „so  mach  he  ok  de  vorenomeden  muren 
vor  sin  echtlik  eghen  mit  sines  enes  hant  uppe  den  hilligen 
holden.''     Sched.    187    (1343):   Kläger   soll   selbdritt    mit   zwei 


0  Sohedebuoh  Fol.  69  a,  No.  1  (1495). 

')  Homeyeri  Säohaisohes  Landrecht.    Regist.  S.  oOö. 
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Bauern  in  der  kunscap  beweisen,  dass  ein  ländliches  Grundstück 
„sin  echtlik  eghen  si  unde  sin  vader  dat  eme  geervet  hebbe." 

üeber  den  Beweis  bei  Incidentstreitigkeiten  siehe  Ab- 
schnitt: Beweis  verfahren  (II  C  1),  bei  der  handhaften  That 
und  Anefangsklage,  siehe  mändliche  Verhandlung  (11  B  3  c; 
aa,  bb),  bei  der  rechten  Gewere,  siehe  Abschnitt  Klagen  um 
unbewegliches  Gut  (ü  B  3  b). 

d.    Urkund enbeweis. 

In  den  Rathsentsoheidungen  des  14.  und  lö.  Jahrhunderts 
bilden  die  Urkunden  das  häufigste  Beweismittel.  Sie  zeigen, 
dass  schon  jetzt  der  Schwerpunkt  des  Verfahrens  darin  liegt, 
dem  Gericht  einen  objektiven  Beweis  der  Streitpunkte  zu  unter- 
breiten und  es  Beklagtem  nicht  mehr  freisteht,  wo  Urkunden 
vorgelegt  werden  „myt  sinem  slichten   nein"  davon  zu  kommen. 

1)   Oeffentliche  Urkunden. 

a.  Die  Eintragungen  in  das  Schedebuoh  und  das  Lft0- 
sungsbuch. 

b.  Die  vom  Rath  besiegelten  Urkunden:  des  Stades  hant- 
festen oder  des  rades  breef.  Die  verschiedenartigsten  Rechts- 
geschäfte werden  in  die  Handfestenform  gekleidet:  Verkäufe 
über  Immobilien,  Rentenkäufe,  Servitutenbestellungen,  Erbthei- 
lungen,  Testamente,  Eheverträge  u.  s    w. 

c.  Die  vom  Rath  transsumirten  Urkunden,  insbesondere  die 
transsumirten  sworenbreve.  Die  von  den  Geschworenen  be- 
siegelten Privaturkunden,  sog.  „sworenbreve"  hatten  an  sich 
keine  Beweiskraft;  diese  wurde  ihnen  erst  durch  das  vor  Gericht 
abgelegte  Zeugniss  der  Geschworenen  gegeben. 

Noch  in  einer  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1496  wendet 
die  Beklagte  mit  Erfolg  die  Einrede  vor :  de  sworenbreev  scheide 
er  nynen  schaden  doen  wente  de  eworen  doet  weren  de  den  breev 
besegelt  hadden.     (Schedeb.  Fol  70  b,  No.  1). 

Wurde  eine  Handfeste  dem  Gerichte  vorgelegt,  so  handelte 
es  sich  allein  um  deren  Echtheit  und  das  Vorhandensein  der 
Formerfordemisse.  Um  diese  zweifellos  festzustellen,  wird  der 
Produkt  gefragt:  „oft  eme  ok  in  dem  breve  unde  segele  was 
scheide''  (Schedebuch  Fol  64  b  No.  2).^) 

Nach  erfolgter  Feststellung  geschah  die  Verurtheilung  des 
Angesprochenen  dem  Inhalt  der  Handfesten  gemäss.  Se 
machten  vollen  Beweis   und  brachen  jedes  andere  Beweismittel: 


<)  Schedebuch  Fol  36a,  No.  1  (1470> 
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hantfeeten  scal  men  holden  so  se  luden  unde  inholden.^) 
(Schedung  82). 

Bei  Priyatverträgen ,  welche  in  die  Form  von  Handfesten 
gebracht  werden  sollten,  wurde  geprüft,  ob  ihr  Inhalt  dem  Stadt- 
rechte entspreche.  Dritte  Personen  konnten  Beispruch  erheben 
und  die  Handfesten  blieben  eine  Zeitlang  beim  Bathe  liegen,  ehe 
sie  dem  Antragsteller  ausgehändigt  wurden.  Eben  wegen  dieser 
causae  cognitio  wird  später  im  Process  die  Bechtsbeständigkeit 
des  in  den  Handfesten  enthaltenen  Geschäfts  keiner  weiteren 
Prüfung  unterzogen.  Beklagter  war  gewissermassen  confessus  in 
jure,  und  mit  Becht  macht  Höpken  auf  die  Aehnlichkeit  des 
Bremischen  Processes,^)  wenn  die  Klage  sich  auf  Handfesten 
stützte,  mit  dem  mittelalterlichen  Executi vprocess  aufmerksam : ') 
eine  Aehnlichkeit,  welche  in  der  kurzen  Zahlungsfrist  (innerhalb 
der  Dwernacht)  besonders  hervortritt,  — 

2)   Privaturkunden. 

Ein  Beweis  mittelst  Privaturkunden  ist  dem  Sachsenspiegel 
völlig  fremd.  Auch  in  den  Schedungen  des  14.  Jahrhunderts  ist 
kein  Fall  anzutreffen,  dass  eine  Privaturkunde  mit  dem  Siegel  des 
Ausstellers  gegen  diesen  beweiskräftig  wäre.  Aber  schon  um  die 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts  wird  sie  zu  einem  gebräuchlichen 
Beweismittel.  Schedeb.  Fol  15  a,  1.  (1458):  Kläger  macht  aus 
einem  Geschwornenbrief  eine  Bestforderung  geltend.  Beklagter 
zeigt  eine  Quittancie  mit  des  EJägers  Siegel  vor,  wonach  Alles 
bezahlt  sei;  Kläger  erkennt  sein  Siegel  an:  nademe  Gerd  des 
ingesegels  tostunde  so  scheide  Luder  van  den  vorscr.  40  Mark 
quitt  unde  noetlos  wesen  unde  blieven.  In  einer  andern  Schedung 
Schedebuch  Fol.  22  a,  No.  1  (1463)  klagt  Borcherd  Vagt  gegen 
Luder  Hals  aus  einem  Brief,  worin  Beklagter  versprochen,  32 
Ochsen  dem  Bath  zu  Bremen  zu  liefern  „von  Claus  Holstes 
wegen.'^  —  Luder  Hals  lässt  antworten  „he  hopede  nademe 
de  vorscrev.  breef  up  Borcherde  nicht  enheelde  so  were  he  ok 
Borcherde  derwegen  nicht  plichtig  to  antwordende." 

Der  Bath  entscheidet:  „Na  deme  des  erben.  Luders  bref 
up  Borcherde  (Kläger)  nicht  en  spreke  so  en  were  Luder  em 
derwegen   nicht   plichtig   to  antworden.    Id  en  were  denne  dat 

>)  Sohedebach  Fol.  26  No.  2  (1465). 

>)  flöpken,  Bremisches  Pfandrecht  am  liegenden  Qnt 

Brem.  Jahrbach.    Bd.  YU. 
')  Heassler,  Zur  Geschichte  des  Executivprooesses. 

Zeitschrift  für  Rechtsgesohiohte.    Bd.  YL 
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Clawes  Holste  van  dem  rade  to  Bremen  ummc  sodanne  Oeaen 
gemaend  werde;  denn  mochte  mc  Luder  flalse  umme  sodanne 
Ossen  na  lade  sines  breves  beschuldigen  unde  anlangen.') 

e.    Augenschein,^) 

ein  Beweismittel,  zu  dem  der  Rath  häufig  in  Nachbar- 
streitigkeiten ex  officio  griff:  „dar  wi  denne  willen  bysenden 
unde  de  dar  laten  beseen  unde  de  beiden  dar  eene  tjt  to  leggen 
unde  se  dar  denne  mit  rechte  over  vorscheden/'  (Schedebuch 
Fol.  19  a  1  (1460). 

B.    Urtheil  und  Bernfting. 

1.   Urtheil. 

Die  Befragung  des  Raths  seitens  der  Parteien:  „wat  dar 
rechtes  urome  si'^  führt,  indem  wir  hier  von  Zwischenurtheilen 
absehen,  entweder  zu  einem  Beweisurtheil  in  der  Form  eines 
bedingten  Endurtheils  oder  zu  einem  unbedingten  Endurtheil, 
wodurch  Beklagter  entweder  ohne  voraufgegangenen  Beweis  ver- 
urtheilt,')  oder  Kläger  mit  der  Klage  abgewiesen*)  oder  endlich 
der  Beweis  für  geführt  oder  nicht  geführt  erkannt  wird.  Nicht 
selten  ist  das  Urtheil  noch  in  die  ältere  Form  eines  Weisthnms 
einer  Rechtsbelehrung  gekleidet^) 

Für  das  bedingte  Endurtheil  giebt  Ordel  5  die  allgemeinere 
Formulirung:  „mach  he  des  (nämlich  die  rechte  Gewere)  aldus 
vullenkomen ,  so  is  he  des  neghere  to  beholdene  den  id  yement 
van  eme  mochte  winnen.''  Speciellere  in  vielfachen  Schedungen 
z.  B.  83  „also  mögen  Thedewart  oiile  Otto  der  vorbenomeden 
wort  (Wurt)  vullenkomen  so  scal  de  vorbenomede  Henrik  em 
ere  holt  gelden."*) 

Bin  Endurtheil  mit  Würdigung  des  Beweisergebhisses  in 
Sched.  124:    „also    na   des    Stades  boke  unde  na  tughen  de  hir 


0  Sohedebach  Fol  32b,  No.  1  (1468). 

Schedebach  Fol.  51b,  No.  1. 

Schedebuch  Fol.  84  a,  No.  2. 
')  Schedebuch  Fol.  14b,  2  und  3.  (1457). 
')  Sched.  63.  132.  144. 
*)  Sched.  177. 

Sohebeb.  Fol.  64b,  No.  3  (1490> 

„8o  Bcholde  Wale  der  clage  noetloes  wesen.' 
<0  Sched.  197.  290.  296. 
•)  Femer  Sohed.  19.  32.  69.  204  u.  s.  w. 
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vore  iughet  hebbet  unde  na  Willekens  unde  Gertrades  bekennt- 
nisse,  den  se  dan  hebbet,  echte  lüde  sint,  so  scal  Johann  unde 
Henric  lan  Haren  geven  Williken  eren  brodere  verteyn  mark 
ingeldes  also  dar  vorescreven  is." 

Nach  Ord.  1  soll  das  ürtheil  innerhalb  sechs  Wochen  ge- 
sprochen sein. 

Die  Schedungen  bis  1363  werden  von  den  Rathsherren  selbst 
dem  Codex  von  1303  nachgefügt  sein:  „na  deme  schede  dat  de 
ratmanne  dhe  vor  uns  hebbet  gewesen ,  schededen,  unde  in  user 
Stades  bok  hebbet  gescreven."    (Sched.  66). 

Im  Ord.  2  des  Stadtbuchs  von  1433  ist  dann  verordnet: 

y,wat  sake  kumpt  vor  den  rad  de  se  myt  rechte  scheden, 
wil  de  cleger  ofte  de  antworder  de  schediuge  des  rades  in  dat 
bok  gescreven  hebben,  so  scal  de  rad  de  schedinge  scriven 
laten  ....  unde  dar  scal  men  deme  scrivere  mogelik  scriflon 
geven."  — 

2.    Berufung. 

Ueber  den  Bath  als  Berufungsinstanz  ist  in  der  kurzen 
Schilderung  der  Vogtsgerichtsbarkeit  das  Nöthige  gesagt  worden. 
Die  Berufung  fand  nicht  nur  gegen  die  im  Vogtsgericht  gefunde- 
nen Urtheile,  sondern  auch  gegen  die  „Findungen''  im  Land- 
gebiete durch  die  Dorfgenossen  statt,  wovon  ich  aber  erst  im 
16.  Jahrhunderte  Beispiele  getroffen  habe.  Es  wird  dies  damit 
zusammenhängen,  dass  erst  in  dieser  Zeit  die  Territorialhoheit 
des  Bathes  über  die  Oohen  des  Landgebiets,  welche  sich  aus 
einer  Reihe  nach  und  nach  erworbener  Einzelrechte,  theils  privat- 
rechtlicher, theils  öffentlich  rechtlicher  Natur  zusammensetzt, 
Abschluss  und  Festigkeit  erlangt  hat. 

Wurde  das  Urtheil  beseitigt,  so  kam  der  Name  des  ürtheil- 
finders  zum  Ausdruck:  in  deser  sake  heft  Heyneke  de  Scildere 
en  recht  ordel  vunden;  wurde  es  geändert,  so  nannte  man  ihn 
nicht,  auch  war  er  frei  von  Busse:  „des  is  de  schände  vor 
synen  bruke,''  wie  es  in  dem  Recht  von  Oldenburg,  das  mit 
dem  Stadtrecht  von  Bremen  bewidmet  war,  heisst.  ^) 

Eine  Berufung  vom  Rath  an  den  Erzbischof  war  der  Natur 
der  Sache  nach  ausgeschlossen,  so  lange  der  Gedanke  der  Oom- 
promissinstanz  noch  lebendig.  Ob  die  Rechtsbelehrung  an  Olden- 
burg und  die  ebendaselbst  verhängte  Strafe  „dat  he  sprack  boven 


>)  Oehdchs  Seite  837. 
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des  radee  schedinge/'  Bezug  hat  auf  eine  Berufung  an  den  Erz- 
biscbof  oder  auf  eine  dem  Gericht  trotzende  Weigerung  des 
Beklagten  9  dem  ürtheil  des  Rathes  Genüge  zu  thun,  bleibe  da- 
hin gestellt. 

Seit  1541y  als  der  Rath  eine  formliche  Gerichtsbarkeit  erster 
Instanz  erlangt  hatte ,  wurde  hin  und  wieder  -von  den  Parteien 
versucht  an  den  Erzbischof  zu  appelliren, ')  wogegen  der  Rath 
aber  auf  das  heftigste  sich  wehrte  und  z.  B.  in  der  Schedung 
des  Jahres  1570  erklärte: 

„als  wüsste  der  Rath  solcher  muthwilligen  Appellation  nicht 
zu  deferiren."  — 

£.    ZwangSTOllstreckang  und  yorsorgllcher  Zwang. 
1.   Zwangsvollstreckung. 

Die  regelmässige  Zahlungsfrist  beträgt  14  Tage.*)  Handelt 
es  sich  um  y,leende  penningbe  unde  bewisede  penninge,*^)  so  ist 
„over  dwernacbt^'  zu  zahlen.*)    (Ord.  34.) 

Der  Vogt  hat  keine  Exekutionsgewalt.  Die  Zwangsvoll- 
streckung liegt  allein  dem  Rathe  ob.  Nach  Ablauf  der  Zahlungs- 
frist kommen  Vogt  und  Kläger  aufs  Rathhaus  und  bringen  das 
Zahlungsgebot  zur  Anzeige.  ELläger  bezeugt  mit  zwei  Bürgern 
9idat  dat  bot  des  vogedes  gescheen  is  unde  de  verteynacht  umme 
komen  sint;''  der  Rath  giebt  sodann  dem  Kläger  Pfänder  „ute 
den  weren'^  des  Beklagten.  Sind  keine  Mobilien  da  y^ofte  hevet 
he  neu  erve  so  scal  man  eme  (Kläger)  richten  mjt  dem 
manne.''  —  Beklagter  wird  in  Schuldknechtschaft  gegeben. 
(Ord.  34.  73.) 

Handelte  es  sich  nicht  um  eine  Geldzahlung ,  sondern  tun 
eine  sonstige  Leistung ,  so  erzwang  sie  der  Rath  durch  Geld- 
strafen. *) 

Das  Pföndungsverfahren  bei  Mobilien  ist  im  Stadtbuch  nicht 
näher  beschrieben,    doch  dürfen  wir  annehmen,  dase  nach  Ana- 


0  Asseriio  libertatis  reipablioae  Bremeoais.    S.  890. 
<)  Sched.  20.  81. 

')  bewisen  »>  anweisen,  überweisen,  designare. 
^)  d.  h.  innerhalb  24  Standen,  eine  Zeit,  worin  nnr  eine  Nacht  in  die 
Quere  kommt. 

s)  Sohed.  144.    Sched.  160. 
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logie  der  Yeräusserung  eines  versetzten  Pfandes,  wie  solche  in 
einer  Urkunde  von  1496  vorkommt,  verfahren  wurdet) 

Hatte  der  Schuldner  keine  Mobilien,  so  bat  der  Gläubiger 
den  Kath  ihn  zu  Kistenpfandesrecht  in  das  Immobile  ein- 
zuweisen,*) das  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischenpausen  vor 
dem  Vogtsgericht  aufgeboten  wurde.  Nach  Ablauf  der  Frist 
wies  der  Vogt  durch  ürtheil  in  einem  vor  dem  Grundstück  ge- 
hegten Dinggericht  den  Gläubiger  zu  Kistenpfandesrecht  in  das 
Grundstück  ein.  Dieser  erlangte  dadurch  die  Rechte  eines 
Faustpfandgläubigere,  also  Besitz,  aber  nicht  das  Nutzungsrecht.') 
Auf  weiteres  Anrufen  des  Rathes  wird  durch  dessen  Mandat  der 
Gläubiger  ermächtigt  sich  in  das  Eigenthum  des  Erbes  einweisen 
zu  lassen,  was  durch  ein  viermaliges  Aufgebot  in  vier  echten 
Dingen  durch  den  Vogt  geschieht.  Während  der  einjährigen 
Aufgebotsfrist  kann  der  Schuldner  das  Immobile  wieder  einlösen, 
jeder  andere  Gläubiger  Beispruch  erheben;  (Ord.  71)  nach  ihrem 
Ablauf  wird  der  Gläubiger  vom  Vogt  in  denselben  Formen  wie 
das  erste  Mal  zu  Weichbildsrecht  eingewiesen,  d.  h.  er  wird 

zum  Eigenthümer eme   geweidigt    wurde    to   sjneme 

egendome  also  alse  Stades  recht  is,  wie  es  in  Qrd.  70  heisst.^) 
Nie  erseheint  mehr  als  ein  Gläubiger  als  Verfolger  des  Immobile. 
War  Jemand  besser  berechtigt  als  der  verfolgende  Gläubiger,  so 
konnte  er  während  des  Laufes  des  Verfolgverfahrens  Einweisung 
in  das  Erbe  verlangen;  ein  gleich*  oder  schlechter  berechtigter, 
den  verfolgenden  Gläubiger  nur  mittelst  vollständiger  Befriedi- 
gung seiner  Forderung  auskaufen. 

Doch  trat  durch  Vereinbarung  der  Parteien  nicht  selten  an 
die  Stelle  des  eben  geschilderten  Verfahrens  Veräusserung  des 
Immobile  und  Befriedigung  der  einzelnen  Forderungen  nach 
ihrem  Range  aus  dem  Erlöse,  wie  zahlreiche  Einschreibungen 
des  Lassungsbuches  ergeben.^) 

Die  Frage,  wie  sich  das  eben  geschilderte  gegen  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  in  den  Schedungen  und  Urkunden  (vor  Allem 


1)  8.  fi.  A.  Schumacher,    Das  bremische  Kistenpfandreoht  am  liegen- 
den Gut.    Brem.  Jahrb.    Bd.  I.    S.  288. 

')  Urkunde  von  dem  KisteDpfandesreohte  (1494).    Oelrichs  S.  631. 
Verfolgbrief  von  1482  bei  fiöpken,  Pfandrecht  am  liegenden  Gute. 
Brem.  Jahrb.    Bd.  VH.    S.  295. 
s)  Planck.    Bd.  II.    S.  353.    A.  K.  Höpkeu,  Pfandr.    S.  97. 
*)  Schedeb.  Fol.  21a,  No.  3  (1462). 
^)  LasBungsbuch  Fol.  72  b.  (1453). 
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Oelrichs  S.  631)  bezeugte  Verfahren  aus  dem  früheren  ent- 
wickelt hat,  worin  Kistenpfandrecht  und  Weichbildsrecht  nur 
Vertragspfandrechte  zu  bedeuten  scheinen,  welche  schliesslich  zu 
einer  üeberweisung  des  Erbes  an  den  Gläubiger  fuhren,  ist  sehr 
oontrovers.  *) 

2.   Vorsorglicher  Zwang. 

unter  den  Fällen  freiwilliger  Sicherstellung  für  die 
Erfüllung  einer  Schuld  oder  gelobten  Verbindlichkeit  nioimt  im 
Stadtbuch  das  Einlager  eine  Hauptstelle  ein;  sodann  die  Ver- 
pfiindung  fahrender  Habe  (Ord.  51),  über  deren  Bealisirang  eine 
Urkunde  von  1496  Belehrung  giebt.*)  Nachdem  das  Pfand  an 
drei  verschiedenen  Oerichtstagen  aufgeboten ,  wird  es  vom  Vogt 
dem  Gläubiger  to  huse  unde  to  hove  angestellt,  dem  Pfknd- 
schuldner  die  Einlösung  noch  bis  zum  folgenden  Tage  vorbe- 
halten. Erfolgt  sie  nicht,  kann  der  Gläubiger  das  Pfand  vor 
syn  egen  holden.  Am  bedeutsamsten  für  den  mittelalterlichen 
Bechtsverkehr  ist  die  Immobiliarverpfändung  (Ord.  47.  48)  in 
der  Form  der  älteren  und  neueren  Satzung.  Bei  ersterer  hat 
der  Pfandglänbiger  keine  Veräusserungsbefugniss  und  eine  Ein- 
weldigung  zum  Eigenthum  findet  nicht  statt;  bei  letzterer  fahrt 
die  Realisirung  auf  den  soeben  geschilderten  Weg  der  Zwangs- 
vollstreckung. «) 

Für  die  erzwungene  Sicherstellnng  kommt  zunächst 
die  Befugniss  des  Klägers,  das  Erscheinen  des  Beklagten  oder 
das  Vorbringen  der  angesprochenen  Sache  vor  Gericht  durch 
Bürgenstellung  zu  erzwingen  in  Betracht.  Ord.  56:  „so  we  dem 
anderen  borget  vor  richte  to  bringen;**  Ord.  37:  „so  wor  en 
man  borghet  en  dink  vor  richte  bringen  dat  varende  have  si/'  *) 


*)  Siehe  Donandt,  Civilprocess  S.  145. 

ifWenn  in  der  Sammlung  von  1433  die  alten  Ordele  über  das  Pfand- 
recht noch  Aufnahme  gefunden  haben,  so  mag  dat  darin  seine  Erklirang 
finden,  dass  damals  der  Nichtgebrauch  noch  nicht  das  Alter  erreicht  hatte» 
dessen  er  zu  derogatorischer  Reife  für  bedürftig  gehalten  wurde." 

9)  Brem.  Jahrbuch.    Bd.  L    S.  288. 

')  nA.uch  in  Bremen  ist  somit  der  überall  wiederkehrende  Grund- 
gedanke der  Satzung  unschwer  wieder  zu  erkennen:  für  den  fall  aosbleibai- 
der  Losung  wird  das  £rbe  dem  Satzungsempfanger  für  die  Klagsumme 
verkauft." 

(Planck,  Oerichtsyerfahren.    Bd.  U.    S.  854). 

«)  Sohedung  148. 
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Sodann  der  Arrest  oder  Kummer,  weloher  auseergericht- 
lioh  ohne  vorherige  Erlaubnis  des  Richters  gegen  die  Person 
oder  das  Vermögen  des  Schuldners  ergriffen  werden  kann,  wo 
Gefahr  im  Verzuge  ist.  Gegen  Stellung  zahlungsfähiger  Bürgen 
„äe  also  vele  erves  heilt  also  sin  dage  wert  is*'  (Ord.  76)  muis 
der  Arrest  aufgegeben  werden.  Nur  wo  die  fahrende  Habe  beim 
Besitzer  festgehalten  und  JEUub  oder  Entwendung  behauptet  wird, 
darf  der  Kläger  die  Bürgschaft  zurückweisen. 

G«gen  einen  erbgesessenen  Bürger  ist  kein  »»bekunmiem*' 
zulässig  (Ord.  73). 

Die  Ausfuhrung  des  Arrestes  geschieht  durch  den  Boten  des 
Käthes  oder  des  Vogts  (Sched.  148). 

ISner  der  häufigsten  Fälle  des  bekummems  fand  statt,  wenn 
das  Gut  eines  Auswärtigen  sich  in  der  Hand  eines  Bürgers  be- 
fand, ^)  während  der  sog.  Bepressalienarrest,  welcher  den  Bürger 
für  die  Schuld  des  Mitbürgers  auswärts  haftbar  macht,  durch 
Vertriige  beschränkt  und  an  die  Voraussetzung  verweigerter 
Justiz  geknüpft  war. 

Gegen  den  flüchtigen  Schuldner  war  Vorsorge  durch  einen 
allgemeinen  dinglichen  Arrest  getroffen  (Ord.  87). 

Der  Arrestgläubiger  war  verpflichtet,  den  Arrest  baldmög- 
lichst gerichtlich  zu  rechtfertigen:  he  scal  komen  to  deme 
negesten  dinge  vor  gherichte  unde  daghen  uppe  dat  gud;  ver- 
säumt er  diesen  und  den  darauf  folgenden  Gerichtstag,  so  hat 
er  jedes  Mal  4  Schilling  Busse  zu  zahlen,  versäumt  er  auch  den 
dritten  „dat  gut  scal  wesen  los  van  eme'*  (Ord.  76).*)  Durch 
das  fortgesetzte  gerichtliche  Verfahren  wird  dann  schliesslich  die 
Arreet-Massregcl  in  eine  des  Exekutionszwanges  umgewandelt. 

Beim  Zusammentreffen  mehrerer  Gläubiger  im  Fall  einer 
üeberschuldung  finden  sich  die  einfachsten  konkursrechtlichen 
Grundsätze  auegesprochen  im  Ordel  99.  Nachdem  der  Vermiether 
aus  den  verkauften  Mobilien  seine  Miethe  vorweg  genommen, 
was  übrig  bleibt,  „dat  scholen  de  anderen  hebben  ghelik  de  id 
myt  rechten  tugen  wynnet  marck  marckelike.')  Ord.  87: 
„men  scal  dar  affgelden  mark  by  marke  lik.^' 


<)  Brem.  (Jrkoiidenbiioh  Bd.  IL    No.  a 
*)  Sohedung  166. 

•)  R.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,    i  715. 
„Von  grosser  Bedeutung  wurde  die  alhnähliche  Ausbildung  des  Konkurs- 
prooesses  in  den  Städten.    Anfangs  hatte  die  PrioritSt  der  fiesehlagnshma 

KÜktmannf  OlTltprooen  in  Bremen.  3 
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Die  Frage,  ob  das  soeben  skizzirte  Prodessrecht  die  Kraft 
zur  Fortbildung    aus   sich    selbst   hätte   schöpfen  können,   wird, 
glaube  ich,  zu  bejahen  sein.    Es  war  beweglich  genug,  um  auch 
ohne  Durchsetzung   thit  dem  römisch-kanonischen  Recht  den  an 
Ausdehnung  gewinnenden  und  damit  feiner  werdenden  Verkehrs- 
Verhältnissen    sich    anzuschliessen.     Auf  die  selbstständige  Fort- 
bildung  des  Beweises   durcli  Privatnrkunden    und   auf  die  Um- 
bildungen in  der  Vertheilnng  der  Beweisführung  ist  schon  früher 
hingewiesen  worden.    Hier  mag  noch  beispielsweise  die  originelle 
Entwickelung  der  Verpfandung  von  Immobilien  durch  Handfesten 
und  der  damit  verbundene  Handfestenprocess  angefiihrt  werden, 
die   sich    ganz    unabhängig   von  römischen  Bechtsgedanken  ge- 
staltet haben;  femer  die  Codifikation  der  Zwangsvollstreckung  in 
der  Exekutionsordnung   von   1641  und  das  recipirte  Hamburger 
SchifTsrecht    von    1292    in  Verbindung   mit   den    sonstigen  vom 
statutarischen  Recht  abweichenden  seerechtlichen  Bestimmungen 
der  Ordele  22,    63  bis  65:^)    zu  geschweigen  von  den  gewohn- 
heitsrechtlichen Weiterbildungen  den  Gebieten  des  rein  materiellen 
Rechts.     Nicht  weniger  sehen  wir  aber  auch  in  den  Schedungen 
feinere  Fragen   des  Obligationenrechts  behandelt,   fiir  deren  Be- 
urtheilung   man   im  Sachsenrecht    vergebens  die  Anhaltspunkte 
suchen  würde.  In  Sched.  188  (134S)  schuldetRichard  v.  Hotseledem 
Joh.  Tute  eine  Geldsumme.    Joh.  Duckel  hat  sich  dem  Schuldner 
gegenüber   erboten   für  ihn  zu    zahlen.    Muss  Tute    diese  Zah- 
lung  annehmen?    „Will   Johann  Duckel  Johann  Tuten   alsuke 
beredinge  don  alse  Richard  eme  lovet  heft  dat  mach  he  wol  don.'^ 
Ist  ein  Vertrag  gültig,  wodurch  ein  Bruder  seinen  beiden  anderen 
Brüdern   verspricht,   ein    Weib   nur   mit   ihrer  Zustimmung  zu 
nehmen,   und  wenn   er   ohne    diese   heirathe,    sich    mit  jährlich 
14  Mark  Rente    zu  begnügen  und  sonst  Nichts  vom  väterlichen 
Erbgut    zu    beanspruchen?     Der    Rath    entscheidet:     „So    scal 
Johann    und  Hinric    van  Haren   geven    WiUekin    eren    brodere 
vertejn    mark   ingeldes    also    dor    vorscreven   is'*   (Sched.   124. 
1339). 


für  die  Rangordnung  der  Gläubiger  entschieden,  allmählich  kam  man  aber 
dahin,  die  sämmtlichen  Gläubiger  als  eine  Genoaaenschaft  zu  behandeln, 
was  ihre  Befriedigung  nach  Markzahl  zur  Folge  hatte.*' 

*)  Ord.  22.    „mer  shiprecht  heft  ander  recht  von  schaden.'* 
Sched.   221   (1345),   Schiffsfracht;   ebenso  Schedeb.  Fol.  dDb,  No.  2 
(U6J)  und  Schedeb.  20a  No.  1  (1460),  Havarie  betr. 
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1512.    Scbedebuch  Fol.  84a,  No.  2. 

Hier  handelt  es  sich  um  eine  Klage  aus  einer  masohup 
(societaB)  auf  Bückzahlung  des  besonderen  Einschusses  in  ein 
kaufmännisches  Geschäft  von  Seiten  Martin  Orashoms,  der  zu- 
gleich mit  Dietrich  Woken  dem  Henrik  Enust  Geld  ins  Geschäft 
gegeben,  dass  er  laut  Zerter  „in  orer  dryer  beste  scholde  in 
kopenschup  handteren  unde  vorkeren/^  Zwei  andere  Schedungen 
behandeln  das  Verhältniss  des  Bankiers  zu  seinem  Geschäfts- 
bevollmächtigten  nnd  des  letzteren  zu  Dritten. 

1482.  Schedebuch  Fol.  52  b,  No.  1. 

Hermann  v.  Münster  verklagt  Johann  v.  Varle  auf  Zahlung 
von  60  Mark,  welche  letzterer  von  Hinrik  v.  Steen  empfangen, 
um  sie  an  Lüder  v.  Varle,  einen  Bankier,  dessen  Erbe  Kläger 
geworden,  abzuliefern. 

Johann  v.  Varle  stellt  nicht  geradezu  in  Abrede,  die  60  Mk. 
von  Steen  empfangen  zu  haben,  behauptet  aber:  „he  en  hadde 
van  herrn  Hinrike  Steen  neen  gelt  gehalt  dar  he  Hermen  wes 
van  pleghen  wer." 

Der  Bath  entscheidet. 

„Nach  deme  dat  selige  Lüder  v.  Varle  een  wesseler  was 
unde  hadde  der  lüde  gelt  tho  truwer  band  by  sick,  hadde  Johann 
denne  na  Luders  bevele  wes  gehalt  und  gebrocht  dar  id  eme 
bevalen  were  sine  schulde  meede  to  betalende.  Det  mochte 
Johann  geneten  unde  noetlos  wesen.  Wolde  averst  Hermen 
Johann  beschuldigen  dat  he  wes  gehalt  hedde  van  siner  eghen 
wegen  edder  wes  hedde  dat  Hermen  edder  Luders  erven  to 
queme  dar  scholde  Johann  to  antworden.'^ 

1483.  Schedebuch  Fol.  55  b,  No.  2. 

Hier  verlangt  derselbe  Herm.  v.  Münster  von  Detmar  v.  Sulen 
eine  Summe  Geldes,  welche  dieser  Lüder  v.  Varle  schuldig  ge- 
worden sei,  wogegen  Detmar  seine  Schuld  von  Mark  15  nur  an 
den  G^schäftsbevoUmächtigten  Job.  v.  Varle  zahlen  will.  Der 
Bath  meint  ebenfalls  das  dem  Job.  v.  Varle  von  Lüder  v.  Varle 
ertheilte  flchriftliche  Mandat  „inholdende  upboringe  und  uthgevent, 
itliker  schulde"  sei  auch  nach  dem  Tode  des  letzteren  noch 
gültig.  „Na  dem  male  dat  selige  Lüder  eyn  wesseler  was  unde 
de  lüde  dat  ere  in  loven  by  eme  setten,  so  scholde  Johann  so- 
danne  schalt  als  15  mark  de  noch  by  Dethmare  van  Solen 
weren,  dree  mark  by  Johann  Hollmann,  veer  Bhinesche  gülden 
by  Johanne  tor  Welmen,    unde   wat  noch  by  Spalder  vlatende 

8* 
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(fliessend)  were  (fehlt:  eincassiren)  hieraff  scholde  Joh.  v.  Varle 
entrichten  so  verne  also  dat  kerede  na  lüde  der  cedelen/* 

JNur  im  geringen  Mass  werden  Erwägungen»  das  einheimische 
fiecht  reiche  nicht  mehr  aus  oder  stehe  im  Widerspruch  mit  dem 
Rechtsbewusstsein,  die  Aufnahme  des  römisch-kanonischen  Rechts 
bewirkt  haben.  ^)  Diese  kritische  Stimmung  wurde  erst  lebendig 
als  sich  Bathsherren  und  Fürsprecher  durch  das  Studium  der 
fremden  Bechte  von  deren  absoluter  Yortrefflichkeit  überzeugt 
hatten  und  sie  als  Massstab  ansahen»  der  an  die  Zweckmassigkeit 
und  Vernünftigkeit  der  einheimischen  Satzungen  zu  legen  sei. 
Damit  soll  aber  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  Aufnahme  des 
römischen  Rechts»  insbesondere  des  römisch-kanonischen  Rechts, 
ein  Akt  des  Beliebens  für  den  Bath  gewesen  wäre,  der  ebenao 
gut  hätte  unterbleiben  können.  Ein  so  kleines  Territorium,  wie 
die  bremische  Beichsstadt,  konnte  sich  kaum,  als  draussen  im 
Beiche  der  Process  der  Beception  zu  einem  gewissen  Abschlusa 
gekommen,  der  Nachfolge  entziehen,  um  so  weniger  als  bei  der 
Ausdehnung  des  Handels-  und  Schifffahrtverkehrs  auch  der  gegen- 
seitige auswärtige  Bechtsverkehr  sich  mehr  in  einander  verflocht. 
Die  besten  juristischen  Kräfte  der  Stadt  setzten  ihre  Thätigkeit 
ein,  um'  den  Process  der  Beception  durchzuführen  und  liessen 
das  einheimische  Becht  zur  Seite  liegen,  das  in  seinem  proces- 
snalen  Theile  einem  langsamen  Absterben  entgegen  ging.  Wie 
die  Kunsthistoriker  das  Verdrängen  der  Gothik  in  Deutschland 
durch  die  Benaissance  beschreiben:  zuerst  ein  langsames  üeber- 
ziehen  der  gothischen  Formen  mit  Ornamenten  und  dekorativen 
Einzelheiten,  sodann  deren  Durchdringung  mit  den  neuen 
constructiven  Elementen,  so  wird  man  sich  auch  den  Process 
der  Beception  in  Bremen,  insbesondere  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren vorzustellen  haben.  Zunächst  treten  einige  römische  Aus- 
drücke an  die  Stelle  der  deutschen,  sodann  werden  Bruchstücke 
aus  dem  römisch -kanonischen  Becht  und  den  Beichskammer- 
Oerichtsordnungen  dem  einheimischen  Bechte  angefügt,  insbe- 
sondere in  dessen  Lücken  eingefügt;  endlich  wird  dieses  durch 
Aufbahme  von  Grundsätzen  und  Processeinrichtungen,  theils  ans 
der  Theorie  der  gemeinrechtlichen  Schriftsteller,  theils  aus  den 
Beichskammer- Gerichtsordnungen  genommen,  mehr  und  mehr 
verdrängt,  so  dass  die  alten  Formen  immer  unkenntlicher  werden 
und  wir  schliesslich  (im  18.  Jahrhundert)  einem  völlig  veränderten 


>)  Stobbe,  üesohichte  der  deutschen  Bechtsqaellen.    Bd.  I.    S.  6B7. 
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Verfahren,    dem   gemeinen  CivUprocess  in  particulärer  Gestalt, 
gegenüberstehen. 

Der  weitere  Gang  der  Untersuchung  wurde  nun  der  sein 
müssen :  die  Umwandlung  dieses  reindeutschen  Processverfahrens 
in  das  römische  in  allen  Stadien  zu  verfolgen.  Ejs  wäre  zu  be- 
schreiben, wie  ein  Theil  der  alten  Processinstitute  und  Vorschriften 
in  Vergessenheit  geräth,  ein  anderer  durch  romanistische  Einflüsse 
umgebildet,  ein  dritter  durch  die  Lehren  des  gemeinen  Processes 
völlig  verdrängt  wird.  Wenn  man  sich  nicht  verdriessen  lässt 
die  weit  über  100  Fascikel  der  Obergerichtsprotokolle  seit  1663 
durchzusehen,  so  möchte  es  auch  wohl  gelingen,  die  vollständige 
Aufzehrung  des  älteren  gerichtlichen  Verfahrens  durch  die  römisch- 
kanonischen Lehren  und  den  allmähligen  Aufbau  des  neuen  Pro- 
cessrechts  in  allen  Einzelheiten  zu  schildern ;  aber  es  würde  dieser 
mühevollen  Darstellung  gerade  die  interessanteste  Partie  und  die 
Beantwortung  der  schwierigsten  Frage  fehlen:  wann  ist  diese 
oder  jene  römisch-kanonische  Processinstitution  zuerst  im  prak- 
tischen Rechtsleben  zur  Anwendung  gekommen?  Denn  die 
eigentliche  Geburtsstätte  des  fremden  Rechts  für  Bremen  ist  die 
Zeit  von  etwa  1520  bis  1570,  und  leider  für  diese  wichtigste  Zeit 
fliessen  die  Quellen  nur  spärlich. 

Sicher  ist,  dass  um  1530,  aus  welcher  Zeit  wir  die  ersten 
Berufungen  an  das  Reichskammergericht  besitzen ,  die  Anwälte 
den  gemeinen  Process  als  recipirt  ansahen  und  in  seinen  Formen 
vor  dem  Rath  verhandelten.  Dieser  freilich  war  nicht  so  rasch 
bei  der  Hand,  sich  der  römischen  Weisheit  anzubequemen,  und 
in  den  Entscheidungen  des  Schedebuchs  vermeidet  er  es  durch- 
aas  auf  römische  oder  kanonische  Vorschriften  und  Gesetzesstellen 
die  Entscheidung  zu  stützen ;  bringt  es  vielmehr  seit  den  vierziger 
Jahren  des  16.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  den  Urtheilen 
stillschweigend  zum  Ausdruck,  dass  diese  oder  jene  Process- 
institntion  beispielsweise  das  Litisconsortium,  die  Adcitatio,  der 
Beweis  zum  ewigen  Gedächtniss  u.  s.  w.  in  das  einheimische 
Recht  Aufnahme  gefunden  habe. 

Die  Schedungen  seit  1630  liefern  nun  die  ersten  Zeugniese 
für  die  Reception;  daneben  die  Vorakten,  welche  in  den  an  das 
Reichskammergericht  gelangten  Processen,  erwachsen  sind.  Leider 
sind  diese  nur  in  geringer  Zahl  vorhanden.  Von  1532  bis  1600 
sind  nahezu  100  Appellationsprocesse  erkannt  worden.  Weitaus 
der  grösste  Theil  der  Akten  ist  aber  vernichtet,   und  nur  etwa 
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ein  Datzend  ausfuhrlicher  Verhandlungen  hat  von  mir  benutzt 
werden  können. 

So  bieten  die  Quellen  für  die  erste  Zeit  durchaus  nichts 
Vollständiges  und  dies  um  so  wenigery.als  manche  Crtheile  des 
Schedebuches  nur  dürftig  in  Thatbestand  und  Begründung  smd. 
Der  vorhandene  Stoff  genügt  nicht,  um  daraus  eine  lückenlose 
Transformation  des  deutschen  in  den  römisch-kanonischen  Process, 
eine  Nachweisung,  wann  dessen  einzelne  Institute  zuerst  ausge- 
treten sind,  zu  geben.  Ich  muss  mich  darauf  beschränken, 
typische  Fälle  mitzutheilen,  aus  denen  das  Receptionsbestreben 
des  gelehrten  Anwaltsstandes  mit  besonderer  Anschaulichkeit 
hervortritt,  sowie  aus  den  Entscheidungen  des  Schedebuches  und 
aus  den  früheren  Obergerichtsprotokollen  das  langsamere  Nach- 
folgen und  umbilden  der  alten  Processformen  seitens  des  Kaths- 
gerichts  etwa  bis  1575  möglichst  vollständig  zu  verfolgen.  Von 
da  an,  kann  man  sagen,  hat  sich  das  Rathsgericht  im  Granzen 
und  Orossen  der  Auffassung  des  Anwaltstandes  accomodirt,  und 
die  neuen  Formen  bleiben  in  fester  Uebung. 

Die  nach  1575  sich  fortsetzende  in  der  „Gerichtsordnung  der 
Kayserl.  freien  Reichsstadt  Bremen^'  von  1751  zum  Abschluss 
kommende  Reception  soll  nur  in  ihren  Hauptpunkten,  wie  sie  in 
der  Gesetzgebung  in  die  Erscheinung  tritt,  behandelt  werden. 

Vorerst  mögen  aber  sowohl  die  vorbereitenden  als  die  haupt- 
sächlich wirksamsten  Momente  für  die  Receptionsgeschichte  vor- 
geführt und  durch  Einführung  von  Urtheilen  und  gerichtlichen 
Verhandlungen  lebendiger  gestaltet  werden. 


III.  Momente,  welche  die  Reception  vorbereitet  und 
vermittelt  haben. 

L   Das  geistliche  Recht. 

Man  hat  das  kanonische  Recht  wohl  die  Brücke  genannt, 
auf  welcher  das  römische  Recht  in  die  deutschen  Gerichte  ein- 
gezogen ist  Auch  in  Bremen  wie  überall  in  den  grösseren 
Städten,  zumal  in  den  Bischofssitzen  richtet  seit  dem  frühesten 
Mittelalter  neben  dem  Volksgericht  das  geistliche  Gericht,  hier 
aus  den  Dignitäten  des  Domstiftes  und  der  beiden  Collegiatstifter 
St.  Ansgarii  und  St.  Stephani,  oder  aus  sei  es  durch  den  Papst, 
sei  es  durch  den  Erzbischof  delegirten  Richtern  gebildet 
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Die  weitgreifenden  Goropetenzen  der  geistlichen  Richter  auch 
in  weltlichen  Sachen  brachten  —  ganz  abgesehen  von  den  Send- 
gerichten —  den  lUth  und  die  einzelnen  Bürger  mit  ihnen  in 
mannigfache  Berührung.  Weil  ein  Haus  auf  geistlichem  Grund 
und  Boden  (Wedem)  steht  wird  vom  Ansgariicapitel  gegen  den 
bremischen  Bürger  Arnold  Doneldej  eine  Spolienklage  vor  dem 
fjrzbischof  angestellt,  welcher  den  Abt  des  St.  Paulsklosters  und 
den  Archidiakon  von  fladeln  zu  Richtern  delegirt.  Ersterer 
erklärt:  „Item  nos  Werimbertus  abbas  antedictus  interloquendo 
pronuntiamus  nos  acta  judicialia  noUe  sigillare  nisi  accedente 
consensu  partis  utriusque/'  und  später  „appellationi  ob  reverentiam 
sedis  apostolicae  deferimus.'^ 

Gegen  den  Archidiakon  macht  die  eine  Partei  geltend,  dass 
er  suspekt  sei,  worauf  die  andere  erwidert:  exceptio  de  judice 
euspecto  post  confessionem  in  jure  factam  locum  non  habere/' 
—  Brem.  ürkundenbuch  Bd,  II.  No.  22.  23.  27.  (1303).  -  Der 
Kath  schuldet  dem  Domcantor  eine  grössere  Summe  und  ver- 
kauft, um  sich  die  Mittel  zur  Tilgung  zu  verschaffen,  ein  der 
Stadt  gehöriges  Grundstück,  denn:  „saepius  ad  civitatem  Osna- 
burgensem  citati  fuimus  ad  Judicium  ecclesiasticum  ad  instantiam 
domini  Erederici  Odilie  propter  debita''  (Brem.  ürkundenbuch 
Bd.  UI.  No.  178).  Wegen  einer  Forderung  des  Bischofs  von 
Oesel  muss  erst  das  Interdict  über  die  Stadt  verhängt  werden, 
ehe  der  Rath  sich  zur  Bezahlung  entschliesst.  Nachdem  diese 
geschehen  upd  der  Domdekan  das  Interdict  gelöst  hat,  wird 
Quittung  ertheilt:  „omni  metu,  dolo,  fraude,  vel  errore  penitus 
exdusis  recognoscimus  preeentibus  publice  et  expresse  protestando 

nos   recepisse    etc (Brem.  ürk.  Bd.  IV.  No.  52.     1385). 

£xconmiunicationen  bremischer  Bürger  wegen  nicht  bezahlter 
Rentenschulden  sind  nichts  seltenes;^)  ebenso  wenig  Zeugen- 
citationen  vor  den  geistlichen  Richter,  wo  ein  Notar  das  ProtocoU 
führte  und  die  abweichenden  Procedurformen  den  Oitirten  zum 
Bewusstsein  kommen  mussten.  So  heisst  es  in  einem  Notariats- 
instrument über  ein  Zeugenverhör  vom  Vertreter  des  klagenden 
St.  Ansgariicapitels:  produxit,  exhibuit,  et  extraxit  quasdam 
positiones  et  articulos  petens  testes  praenominatos  examinari 
super    articulis   infrascriptis   (Brem.   ürkundenbuch  IV  No.  110 


>)  Brem.  Urk.  Bd.  H  No.  662. 
Brem.  Urk.  Bd.  IV  No.  658. 
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1389).  >)  —  Um  1370  schreibt  der  bremische  Bürger  Diedrich 
Wenke  an  seinen  Oheim,  den  Dekan  zu  St  Ansgarii,  ihn  wegen 
einer  ungerechten  Citation  vor  dem  Of&cial  der  Bremer  Dom- 
propstei  zu  vertreten:  Domine  decane,  avuncule  mi  dilecte,  con- 
queror  vobis  graviter  quod  ego  sum  citatus  per  of&cialem  prae- 
positurae  Bremensis  ad  respondendum  in  eoclesia  Bremens!  sancti 
Willehadi.     Et  ipse  nullam  causam  legitimam  habet  contra  me 

et  vult  me  gravare  indebite Sitis  semper  pro  me,  quod 

non  praeveniat  me  per  sententiam  (Brem.  ürk«  Bd.  III  No.  4ffiy 

ESne  direkte  jESnwirkung  der  Normen  des  geistlichen  Bechts 
auf  die  Bechtsprechung  des  Baths  ist  allerdings  nicht  nachweis- 
bar. Aber  eben  jenes  geschilderte  Qebergreifen  geistlicher  Juris- 
diktion in  weltliche  Angelegenheiten  macht  es  zweifellos,  dass 
d^  Bath  recht  wohl  von  jenem  besonderen  Gerichtsver£ahren  in 
den  geistlichen  Gurion  unterrichtet  war,  gleichwie  auch  in  den 
vielen  von  ihm  ausgestellten  lateinischen  Urkunden  mancherlei 
Spuren  römischen  Bechtes  anzutreffen  sind. 

Einige  Beispiele:    Brem.  Urkundenbuch: 

I.  No.  334  (1267)  „cautio  fidejussoria/« 

I.  No.  281  (1278)  „unde  cum  ultimae  voluntatis  testatoris 
debeat  esse  stilus  liber,  idest  testamenti  ordinatio 
u.  s.  w. 

I.  No.  4Q7  (1282)  „renunciare  omni  juri  et  actiom.'^ 

II.  No.  206  (1320)  , Justo  emtionis  titulo.*' 

IL  Na  318  (1330)  „et  coram  nobis  renunciavit  doli  mali, 
pecuniae  non  numeratae,  ac  quibuslibet  aliis 
juris  vel  facti  exceptionibus  ac  sui  et  ordinis  sni 
privilegiis  quibus  dicta  venditio  rescindi  posset" 

IV.  No.  178  (1361)  „praecavere  de  evictione." 

Ja  sogar  Spuren  des  von  Stintzing  wohl  zuerst  hervor- 
gehobenen Einwirkens  der  Jurisdiktion  des  Beichtstuhls  treten 
uns  im  Urkundenbuche  entgegen.  Bd.  I.  No.  155  (1230):  zw« 
Beichtväter  werden  fiir  das  Domcapitel  bestellt,  an  welche  sich 
die  Priester  der  Diöcese  in  Zweifelsfallen,  wenn  ihnen  solche  h& 
der  Bussgerichtsbarkeit  aufstossen,  wenden  können. 

Bd.  IV.  No.  264  (1400):  £rzbischof  Otto  bevolhnächtigt  den 
Bauherrn  und  Dekan  des  Doms  in  Bestätigung  einer  alten 
Gewohnheit,  Beichtväter  zu  wählen,  welche  im  Stande  sind,  in 


>)  Weitere  Citationen: 
Brem.  Urk.  U.  549. 
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Beichtfallen  zu  entscheiden,  wo  es  sich  um  gestohlene  and  ge- 
raubte Güter,  um  wucherischen  und  anderen  unerlaubten  Gewinn 
handelt,  denen  in 

BA.  TV.  No.  177  (1396)  gebrochene  Gelübde,  Beleidigungen 
der  Eltern,  leichtsinnige  Eide  hinsugefügt  werden.  Sind  die 
Beschädigten  oder  deren  Eltern  nicht  mehr  am  Leben:  „bona  in 
ttsum  fabricae  nostrae  ecclesiae  ««nnt  convertenda."  Es  war 
nicht  eine  völlig  neue  Welt  von  Bechtsausdrücken  und  Rechts- 
begriffen,  in  welche  man  eintrat,  als  die  Beception  in  den  welt- 
lichen Gerichten  der  Stadt  ihren  Anfang  nahm;  aber  ihre  feind- 
liche Stellung  zum  Erzbischof  erklärt  es,  wesshalb  sie  sich  mög- 
lichst gegen  die  geistlichen  Gerichte  abschloss  und  ihren  Proce* 
duren  im  Bathhause  keinen  Eingang  verstattete.  Einiges  aus 
einem  schriftlichen  Process  des  Jahres  1496  möge  das  Verhältniss 
beider  Gerichtsbarkeiten  veranschaulichen  und  zugleich  einen 
Beleg  dafür  bieten,  wie  frei  von  allen  römisch-rechtlichen  Ein- 
flüssen sich  zu  dieser  Zeit  noch  die  Verhandlungen  halten. 

Die  Bauherren  der  Capelle  St.  Nicolai  beanspruchen  von 
den  Vicarien  des  Doms  eine  in  deren  Besitz  befindliche  Hand- 
feste, lautend  auf  Mark  100  Bentencapital,  welche  ihnen  ge- 
stohlen sei.  Sie  wenden  sich  dieserhalb  mit  ihrem  Anspruch 
zunächst  an  das  Domcapitel: 

„!Na  der  tyt  begerde  wy  eyn  cappittel  unde  synt  wedder  mjt 
den  vicarien  vor  dat  cappittel  gekamen  unde  begerden  noch  unser 
hantfeste  wedder,  offte  eren  waren  vor  to  bryngende. 

Dar  hefil  uns  mester  Beynert  yn  gheantwort  van  erentw^en, 
wente  he  was  do  er  vorprake,  se  hadden  eyne  hantfeste  unde  se 
dachten  darmede  to  manende.  Darup  hebben  wy  geantwort  de 
hantfeste  is  uns  affhendich  geworden,  unde  spreken  se  an  vor  duve. 

Dar  heffl  sick  eyn  werdich  cappittel  up  beraden  unde  ge- 
antwort, id  were  eyne  scharpe  szake  und  pynlick,  unde  erer 
domheren  weren  nycht  vele  by  der  baut,  wy  mosten  de  szake 
levesten  laten  wente  uppe  eyne  ander  tydt. 

Dar  na  synt  wy  wedder  vor  dat  w.  cappittel  myt  denn 
vicarieszen  gekamen  unde  noch  de  hantfeste  vor  duve  angespraken. 
Dar  hefft  mester  Beynert  uns  yn  geantwort  van  erentwegen,  se 
hebben  der  hantfeste  nycht  unde  hebben  se  gans  vorsaket  unde 
weten  ock  van  der  hantfeste  nicht,  myt  velen  anderen  worden. 
So  hefft  uns  mester  Beynert  vorgestelt,  wy  scheiden  unse  recht 
unde  unrecht  stellen  by  dat  w.  cappittel,  wes  se  dar  aver  scheden 
weren,  offte  he  szodane  hantfeste  vorbrochte.    Des  wolde  wy  to 
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der  tyt  nycht  doen,  wente  eyn  e.  radt  weren  unse  heren. 
Dar  yn  geantwort  wart,  so  en  wueten  8e  ook  nycht  van  uiuer 
hantfeste. 

JNicht  lange  dar  na  wolde  wy  de  hantfeste  hebben  vor- 
kundigen laten  na  unser  stadt  rechte,  wente  wy  wüsten  nycht, 
wor  wy  unser  handfeste  scholden  war  werden,  na  dem  male,  dat 
se  de  vicarisze  hadden  vorsakeU  Do  quam  mester  B.eynert  to 
den  buwmesteren  to  sunte  Nieolawesz  unde  sede  he  hadde  szo- 
dane  hantfeste;  he  wolde  uns  so  vele  don,  alsze  en  e.  radt  szede, 
wat  recht  were.  So  duncket  uns  ser  dorlyken  van  eynem  wysen 
manne,  szodanne  duve  antonemende,  der  me  doch  —  szo  wy 
hapen  —  myt  rechte  nycht  vordegedingen  kan,  wente  he  wüste 
woU,  dat  wy  se  vor  deme  w.  cappittel  vor  duve  angespraken 
hebben  unde  dar  vorszeket  wart.  So  stelle  wy  dat  noch  by  den  e. 
radt  ynt  recht,  he  sy  plichtich,  desulfl^n  hantfeste  vor  den  e. 
radt  to  bryngende  unde  dat  ydt  den  dar  umme  ga,  alse  eyn 
recht  ys. 

Ersamen,  vorsichtigen,  wolwisen,  leven  heren.  So  is  unse 
demodige  bede  unde  beger,  juwe  ersamheit  desse  szake  wolden 
annemen  unde  helpen  uns  des  to  eynem  ende,  wente  men  desse 
szake  nicht  anders  myt  der  warheit  kan  vorbryngen.  ^) 

2.  Die  Reformation  und  die  Elrehenordnung  von  1534. 

Im  Jahre  1534  schuf  sich  die  reformatorische  Bewegung 
eine  neue  Form  der  Lehre  und  der  Verfassung  in  „Der  eren- 
triken  Stadt  Bremen  christlike  ordeninge  na  dem  hilligen  Evan- 
gelio,''  wodurch  der  geistlichen  Jurisdiktion  ein  Ende  gemacht 
wurde.    Zunächst  in  Ehesachen:^) 

Die  Prediger  sollen  den  Eheleuten  geistlichen  JEUth  spenden 
und  die  Güte  versuchen  „overst  wenn  ydt  hader  saken  werden 
edder  ergernisse  andrept,  so  schollen  se  nicht  vortvaren,  sondern 
tho  der  Overichkeit  wysen  der  de  Eesaken  (alse  ein  utwendig 
wertlick  dinck)  underworpensyn,  alse  dat  bewisen  so  vele  Keyser- 
like  recht  dar  aver  gestelt'^  und  ferner  im  Abschnitt:  Van 
richters  der  £2esaken:  Unde  were  wol  nütte  dat  etlike  Bades 
personen   mit  eynem  yn  den  rechten  ervaren  dar  tho  verordnet 


>)  Abgedruckt   bei    Höpken,    Pfandrecht  am  liegenden  Ghit  (Brem. 

Jahrb.  Bd.  VII.  S.  296). 
*)  Brem.  Kirchenordnung  von  1&34.    S.  15. 

Abschnitt:  Van  Jfiesaken. 
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worden  (dewile  de  official  rouwet)  de  solche  unde  ander 
saken  yn  frundtschop  edder  rechte  scheyden.  — 

Sodann:  hyrumme  wenn  de  Erbar  Badt  den  openbaren 
Eiebrok  emstlik  straffede  na  Gades  wordt  —  weickere  straffe  nicht 
jB  van  Christo  upgehoven  dar  mit  aver  eyn  stemmet  dat  gesette 
des  Kajsers  Gonstantini  libro  Pandectarum  43  titolo  ad  legem 
Joliam  de  adulterio  et  stupro.  ^) 

15.    Schedebuch  Fol.  173a,  No.  1. 

,,Dat  de  rad  na  beleringe  der  gelerden  wolden  Jacob 
und  Anna  sine  husfrowen  an  der  ehe  gescheden  hebben,  idoch 
also  wanner  he  sick  mit  ener  anderen  in  den  ehestand  wedder- 
umme  begeven  wolde  dat  he  dar  mede  nicht  fortfahren  scheide 
he  hadde  denn  tovoren  den  presiderenden  borgermester  ange- 
apracken  darmede  id  geschehe  wo  sick  egen  unde  geboren  wolde.'' 

Schon  vor  dem  Erlass  der  Kirchenordnung  war  in  den 
reformatorischen  Bewegungen  die  Zehntgerichtsbarkeit  der  Kapitel 
auf  den  Bath  übergegangen. 

In  einigen  Schedungen  versuchen  die  Meier  des  Landgebiets 
diese  Bechtsstreitigkeiten  nunmehr  an  ihre  eigenen  Dorfschafts- 
gerichte zu  ziehen,  aber  erfolglos.  In  Schedebuch  Fol.  130a, 
No.  2  (1538)  replicirt  das  klagende  Stephani- Kapitel  gegen  die 
Meier  in  Walle,  (einem  nahe  bei  Bremen  gelegenen  Dorfe), 
welche  einen  Schmalzehnten  nicht  weiter  zahlen  wollten  und 
behauptet  hatten  nicht  schuldig  zu  sein  vor  dem  Bath  Becht  zu 
nehmen,  „da  sie  ihre  eigenen  Gerichte  hätten'':  „dat  de  Waller 
aver  dike,  dämme,  wege,  Stege,  vorwundynge  sunderlike  gerichte 
hadden",  nicht  aber  über  ihre  und  der  fhrffexen  (Erbgesessenen) 
Güter. 

Der  Bath  erkennt,  dass  des  Capitels  Zehnten:  „langeher 
vor  dem  gestlicken  gerichte  gefordert  unde  dat  capittell  sick  des 

alse  nu  uppe  den  rad  tho  Bremen  tho  rechte  angebaden 

unde  beswerlik  wer  dat  de  meente  over  erve  und  guder  densulfflen 
ervezen  tostendich  unde  behorich  myt  rechte  ordelen  unde  ir- 
kennen  scholden,  derhalven  scheiden  de  von  Walle  deme  ge- 
dachten capittel  uppe  ore  ansprake  vor  dem  rade  tho  Bremen 
thor  antworde  unde  to  rechte  stan."*) 


0  Brem.  £.  Ordnung  von  1584.    S.  32. 

Abschnitt:    Von  der  Overichheit  unde  erem  ampte. 
')  Ebenso:   1533  Schedebuch  Fol  181  a,  No.  1. 
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3.   Das  Reiehskaminergerlcht  und  die  Eammergerichte- 

ordnungen. 

Die  Schaffung  dieser  obersten  Appellationsinstanz  hat  mehr 
als  alles  andere  zur  Anpassung  des  heimischen  Rechtes  an 
römisch  -  kanonische  Vorschriften  beigetragen.  Sowohl  der  Be- 
Stimmung  der  Kammergerichteordnung  von  1555  (Theil  II 
Titel  1  §  1)  wonach  in  den  Gerichten  y^vermöge  gemeiner 
Rechten  ordentlich  und  förmlich  gehandelt  und  procedirt  werden 
sollte,''  als  den  Beweisauflagen  der  Kammerrichter,  welche  die 
Theorie  von  der  fundata  intentio  in  jure,  namentlich  kleineren 
Staaten  gegenüber  in  ihren  Urtheilen  mehr  und  mehr  zum  Aus- 
druck brachten,  musste  der  Rath  sich  allmählig  anbequemen. 
Je  häufiger  die  Appellationen  an  das  höchste  Reichflgericht 
wurden,  um  so  mehr  musste  Richtern  und  Anwälten  daran  ge- 
legen sein  ihre  Universitätsweisheit  in  das  einheimische  Recht 
hineinzutragen.  Die  erste,  welche  ich  in  den  Archivakten  ge- 
funden, stammt  aus  dem  Jahre  1532.  Von  da  an  nehmen  sie 
rasch  zu.  Zur  selben  Zeit  finden  wir  auch  schon  Erkenntnisse 
erster  Instanz  des  R.  K.  G.  in  Landfriedensbruchsachen,  wo 
der  Rath  selbst  Processpartei  war,  und  diese  öffentlichrecbtlichen 
Streitigkeiten  haben  dann  ihre  Rückwirkung  auf  das  Verfahren 
in  späteren  privatrechtlichen  Händeln  geübt  Jene  politischen 
Processe  entwickelten  sich  aus  dem  gerade  gegen  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  kräftiger  Werdenden  Selbstständigkeitadrange 
der  Stadt  gegenüber  dem  Erzbischof,  aus  der  Ausdehnung  der 
Handels-  und  Schiflfahrtsbeziehungen  und  der  dadurch  hervor- 
gerufenen Conflikte  mit  den  kleineren  benachbarten  Dynasten, 
endlich  und  vor  Allem  aus  dem  durch  die  Reformationsbewegung 
verursachten  ELämpfen  nicht  nur  gegen  den  geistlichen  Ober- 
herm,  sondern  auch  gegen  Kaiser  und  Reich.  Die  Refonnations- 
zeit  ist  es,  die  Jahre  1530 — 1540,  in  welcher  das  römische  Recht 
beginnt,  seine  Spuren  dem  einheimischen  kräftig  aufzuprägen 
und  der  Rath  bemüht  ist  die  tüchtigsten  graduirten  Rechts- 
gelehrten  als  Syndid  in  seine  Dienste  zu  nehmen.  Der  Freund 
Luthers,  Dr.  Hieronimus  Schurff,  (Syndikus  1524)  vertrat  Bremen 
in  dem  Yergleichsversuch  mit  dem  Erzbischof  und  dem  Dom- 
capitel  auf  dem  Capitelhause  zu  Bremen  vor  den  versammelten 
Räthen  des  Herzogs  Heinrich  von  Braunschweig,  wo  der  firz- 
bischof  mit  der  Beschuldigung  gegen  den  Rath  hervortrat,  dieser 
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habe  in  seine  „Obrigkeit  und  Fürstenthum'*  eingegriffen  und 
das  Domcapitel  in  seinen  ^Herrlichkeiten''  verkürzt.^) 

Syndikus  Dr.  Johann  v.  d.  Wjck,  derselbe,  welcher  so  er- 
folgreich Reuchlin  gegen  Hoogstraten  in  Born  vertheidigt  hatte, 
führte  die  Verhandlungen  Bremens  bei  den  Schmalkaldischen 
Bundesverwandten  und  unterzeichnete  spater  den  Nürnberger 
Religionsfrieden.  Magister  Michaelis,  Rathssekretär  (1527),  dem 
wir  hernach  als  beliebten  Anwalt  in  bürgerlichen  Processen 
wieder  begegnen  werden ,  wurde  vom  Rath  1539  an  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen  und  an  die  Herzoge  von  Lüneburg  abge- 
sandt, um  ein  Rechtsgutachten  darüber  zu  erbitten,  ob  der  Rath 
zur  Hinrichtung  des  Seeräubers  Franz  Behm  und  seiner  Genossen 
befugt  sei,  worunter  sich  „grote  hense'^  befanden,  denen  vom 
Junker  Balthasar  von  Esens  ein  Kaperbrief  auf  bremische  Schiffe 
ertheilt  worden.*)  Im  Jahre  1530  begegnet  uns  v.  d.  Wyck  im 
Beginn  der  aufständischen  Bewegung  der  104  Männer,  bei  der 
es  sich  um  schwierige  Eigenthumsfragen ,  die  Gemeindeweide 
betreffend,  handelte,  welche  zum  Theil  von  Geistlichen  und 
Bürgern  ohne  genügenden  Besitztitel  in  Privatbesitz  genommen 
war.  *)  1524  hatten  die  Bürger  mit  stillschweigender  Genehmigung 
des  Raths  gewaltsam  das  St.  Pauli  -  Kloster  niedergerissen,  aber 
das  Reichskammergericht  befahl  dem  Rathe  mittelst  Pönal- 
mandats  Wiederaufbau  und  Restituirung. 

1530  processirte  man  gegen  den  Grafen  Antonius  von  Olden- 
burg wegen  der  von  ihm  an  der  Weser  angelegten  Festung 
Ovelgonne ;  1533  gegen  den  Grafen  Enno  von  Ostfriesland  wegen 
widerrechtlicher  Beschlagnahme  von  Schiffen,  während  der  lang- 
wierige Rechtsstreit  ,  gegen  Balthasar  v.  Ejsens,  1539,^)  durch 
Achtserklärung  des  Reichskammergerichts  beendet  wurde,  welches 
Bremen  in* des  Junkers  Herrschaften  immittirte. 


>)  Bremisohes  Jahrbaoh  U.  Serie  1.  Band.    Seite  17,  No.  10. 

*)  Brem.  Jahrb.  Bd.  XY.  v.  Bippen,  Bremens  Krieg  mit  Janker 
Balthasar.  S.  48.  „Es  ist  auch  ein  Zeichen  der  veränderten  Weltlage,  die 
Bremen  aas  der  ehemaligen  Isolirtheit  gehoben  und  za  einem  lebendigen 
Gliede  der  Nation  gemacht  hatte,  dass  der  Rath  sich  jetzt  bewogen  fand, 
sich  Rechtsgatachten  Ton  Kursaohsen  and  Lüneburg  über  die  Frage  zu  er- 
bitten, ob  er  zur  Hinrichtung  der  Seeräuber  befugt  sei." 

•)  Duntze,  Brem.  Gesch.  Bd.  IlL    S.  78. 

<)  S.  Brem.  Jahrb.  XV.  W.  v.  Bippen,  Bremens  Krieg  mit  Junker 
Balthasar  v.  Esens. 
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Alle  diese  Verhandlangen  and  ProoeMe  politischer  Natar, 
von  denen  noch  eine  ganze  Reihe  aufgeführt  werden  konnte, 
mnssten  nicht  weniger  daza  beitragen  sich  mit  des  Beiches  be- 
schriebenen Bechten  bekannt  zu  machen  und  ihre  Sabsidiaritat 
anzuerkennen,  als  die  Verhandlungen  mit  den  Erzbischöfen  wegen 
Verbesserung  der  Bechtspflege,  welche  1517  mit  den  drei  Städten 
Bremen,  Stade,  Buxtehude  dahin  zum  Abschluss  kamen,  dau 
ein  Hofgericht  jährlich  ein  Mal  in  Stade  und  ein  Mal  in  Bremen 
gehalten  werden  solle,  während  1533  zu  Basdahl  mit  dem  £n- 
bischof  Christoph  .die  Vereinbarung  getroffen  wurde ,  im  Falle 
Zwistigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Stadt  entständen,  solle 
„solches  auf  die  G-liedmassen  gewiesen  werden,  die  sich  bei 
einer  Universität,  Doktor  oder  anderen  Bechtser- 
fahrenen  mögen  belehren  lassen  und  in  drei  Monaten  darüber 
Becht  sprechen.^ 

Mit  besonderem  Nachdruck  ist  die  wegen  ihrer  Theilnahme 
an  dem  schmalkaldischen  Kriege  geächtete  und  im  Jahre  1554 
aus  des  Beiches  Acht  genommene  Stadt  in  der  Aussöhnung  mit 
Karl  V.  von  diesem  auf  ihre  Pflicht  sich  dem  Kammergericht 
zu  unterwerfen  hingewiesen  worden: 

„Zum  dritten  dass  sie  der  Justitien  und  fümemblich  Ihr. 

Maj.   Kammergericht,    so    im    heil.   Beich    aufgerichtet, 

Gehorsamb  leisten,  auch  ihre  Gebümiss  zu  Unterhaltung 

derselben,  erlegen^)  solle/' 
Die  Kammergerichtsordnungen  bildeten  vor  Allem  den  Stofl^ 
aus  dem  die  vermeintlichen  Verbesserungen  des  gerichtlichen 
Verfahrens  genommen  wurden.  Aber  nur  langsam  und  all- 
mählig  wurden  Processgrundsätze  und  Processformen  recipiert, 
nicht  nach  voraus  entworfenem  Plan  und  zum  geringsten  Theil 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  vielmehr  prout  res  incidit,  je 
nach  Lage  des  Falles,  nach  Einsicht  und  Ansicht  der  Urtheilen- 
den.  Im  codex  glossatus  ist  es  schon  zum  Dogma  geworden: 
in  dubio  omnia  judicia  sequuntur  stilum  camerae 
Imperialis. 

4.  Das  Beehtsstndiuin  auf  deatschen  HoehschuIeiL 

„Unter  den  entscheidenden  Momenten,  welche  zur  Beception 
des  römischen  Bechts  in  Deutschland  gefuhrt  haben,  nimmt  das 
Eindringen  des  gelehrten  Bichterstandes  in  die  deutschen  Gerichte 


^)  ABsertio  libertatis  Reipublioae  Bremensis.    S.  971. 
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die  erste  Stelle  ein.''  (Stölzel,  Entwickelung  des  gel.  Bichter- 
thamsy  Vorrede  S.  V.) 

Diese  Worte  gelten  auch  für  das  bremische  Bathsgericht ; 
nar  sind  sie  dahin  zu  erweitern,  dass  die  gerichtliche  Thätigkeit 
der  Rathsschreiber,  der  Syndici  und  der  Anwälte  für  die  An- 
fangsperiode der  Reception  eine  gleich  wichtige  gewesen  ist. 

Dem  ESnfluss  der  Einzelpersönlichkeiten  im  Käthe»  je  nach- 
dem ihre  üeberzeugung  von  der  gesetzlichen  G-ültigkeit  des 
fremden  Bechts  eine  mehr  oder  minder  ausgeprägte  war,  wird 
es  zuzuschreiben  sein,  wenn  dessen  Spuren  in  den  Entscheidungen 
vom  dritten  Jahrzehnt  des  16.  Jahrhunderts  bis  zum  Anfang 
des  17.  bald  mehr  bald  minder  deutlich  hervortreten. 

Wir  besitzen  ein  Verzeichniss  der  Rathsherren  von  1225 
an.  ^)  Durch  eine  Yergleichung  mit  den  gedruckten  Matrikeln 
der  von  den  Hansestädten  aus  im  Mittelalter  hauptsächlich  be- 
suchten Universitäten  Erfurt,  Rostock,  Wittenberg  kann  bei  den 
nachstehend  Aufgeführten  ein  Universitätsstudium  —  höchst- 
wahrscheinlich wird  es  das  der  Rechtswissenschaft  gewesen  sein 
—  nachgewiesen  werden.  Gewissheit  lässt  sich  darüber  nicht 
erlangen,  da  die  älteren  Immatrikulationen  über  die  Fakultät 
bekanntlich  keinen  Aufschluss  geben. 
Erfurt.«) 


1)  Johann  v.  AHnden 

8tiidl«4*hr. 
1417 

Bnrihltsiim 
1428 

2)    Hermann  Toke 

1418 

1455 

3)  Hinrich  Wulf 

1421 

1433 

b.   Kostock.*) 

1)  Heinrich  Serenberg 

2)  Johann  Brand 

1473 
•  1477 

1500 
1502 

8)  Johann  v,  d.  Trupe 
4)   Johann  Havemann 

1484 
1498 

1509 
1524 

(erster  Richter  des  Nieder- 
geriohts  IMl) 
6)   Läder  Hala 

1498 

1631 

>)  Roller,  Versuch  einer  GeBcfaicfate  der  Stadt  Bremen.  1800.  Theil  UL 
*)  Krause,    Studenten   aus  Bremen  und  Verden  auf  der  Universität 

Erfurt  1392—1440  im  Archiv  d.  V.  f.  Bremen  und  Verden.  Heft  JL  1886. 
^  A.  Hofmeister,  Die  Matrikel  der  Universität  Rostock  I.   Mich.  1419. 

-  Mich.  1499. 
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c.   Wittenberg.') 

Stoaiwiabr. 

■nMUm 
BrthiliT 

1)   Heinrich  Trape 

1504 

1634 

2)   Arnold  fieich 

1618 

1633 

'S)   Detmar  Eenkel 

1627 

1649 

4)   Erich  Hojer 

1688 

1662 

5)   Hermann  Schumacher 

1663 

1666 

6)   Heinrich  Winkel 

1663 

1662 

7)  Johann  Brand 

1667 

1677 

Der  erste  Doctor  juris  im  Rathe  war  der  unter  c.  No.  4 
genannte  Erich  Hoyer;  bis  1600  sitzen  ausser  ihm  darin  nur 
folgende  graduirte  Juristen: 

Johann  Brand  (No.  7). 

fleinr.  Krefting  (Rathsherr  1591). 

Eberhard  Bomhorst  (Rathsherr  1595). 

Im  vierzehnten  und  bis  in  das  fünfzehnte  Jahrhundert 
wurden  die  Stadtschreiber  und  die  notarii  civitatis  aus  den 
Reihen  der  Geistlichen ,  meist  den  Elapiteln  der  CoUegiatstifter 
entnommen.    Einige  von  ihnen  führen  den  Titel  Magister. 

Johannes  Hotnatel,  (scriba)  Oanonicus  an  St.  Willehadi. 
Urk.  B.  ni.    461.  1. 

Magister  Oiselbert,  (scriba)  ürk.  B.  III.     147. 

Eilert  Pingel,  (scriba)  Scholastikus  an  St.  Ansgarii.  Vxk. 
B.  in.     194. 

Magister  Johannes  (notarius  civitatis)  ürk.  B.  II.    27. 

Reynerus  dictus  Salun  dericus  Bremensis  dioecesis  protonotar. 
Urk.  B.  IV.    38.  336. 

Der  Rath  verwandte  sie  zur  Aufnahme  von  Protokollen  und 
Niederschreiben  der  ürtheile,  zur  Beglaubigung  und  zum  Ab- 
schluss  von  Rechtsgeschäften,  sowie  zur  auswärtigen  Prooess- 
fuhrung. 

Mit  dem  Erstarken  der  Rathsgewalt  wurde  die  als  Nebenamt 
geübte  Thätigkeit  eine  selbstständige.  Der  Schreiber  und  Notar 
wird  zum  Sekretär,  dem  später  der  Syndikus  zur  Seite  tritt:  beide 
ständige  Beamte  des  Raths.  Im  Yerzeichniss  bei  Roller  (Theil  UI> 
S.  422)  wird  als  der  erste  Syndikus  Barthold  Meyenborgh  (1492) 
genannt;  1496  Magister  Johann  v.  Heyne,  1515  Icbemus  Ghrote, 
doctor  juris  canonici  et  licentiatus  juris  civilis.  Von  da  an  sind 
fast  sämmtliche  Syndici  graduirte  Juristen.    Einige  der  Sekretire 


■)  C.  £.  Foeratemann ,  Alt)Qm  Aoademiae  Vitebergensis  ab  «nno  IfiOS 
ttsque  ad  annum  1660  (Leipzig  1841).  — 
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und  Syndici  (Magister  Michaelis,  Dr.  Johann  Schaffenrath)  be- 
trieben daneben  die  Anwaltspraxis,  und  bedarf  es  nur  der  Her- 
vorhebung dieser  Thatsache,  um  die  Bedeutung  jener  Mittels- 
personen für  die  Beceptionsgeschichte  zu  erkennen. 

Die  gesuchtesten  Anwälte  in  der  Zeit  von  1530 — 1680  waren: 
Magister  Michaelis,  Magister  Laesterpage,  Dirk  Wieting,  Hans 
Fredeland,  denen  sich  späterhin  Johann  Almers  (der  Glossator) 
anschliesst.  Eine  der  wenigen,  aus  früherer  Zeit  im  Schedebuch 
Fol.  124  a,  No.  2  in  extenso  erhaltenen  Verhandlungen  (1532) 
möge,  da  sie  ein  besonders  anschauliches  Bild  von  der  Wirk- 
samkeit der  Parteivertreter  in  der  Beförderung  der  Reception 
bietet,  hier  zur  Mittheilung  kommen. 

Arend  van  Reddelsen  Wittwe  klagt  gegen  Beke  Loose  Ehe- 
frau aus  einem  Schwarenbrief,  wonach  sie  glaubt  AUeineigen- 
thümerin  eines  zur  Ebrbschafit  ihres  verstorbenen  Schwiegervaters 
gehörigen  Hauses  zu  sein.  Beklagte  (Schwester  des  verstorbenen 
Arend  v.  B.)  antwortet  durch  ihren  Fürsprecher  „in  scriflflen:'' 
zunächst,  dass  von  den  Erben  des  Vaters  des  verst.  Arend  Bei- 
spruch gegen  die  im  Schwarenbrief  bekundete  Lassung  erhoben; 
sodann,  dass  das  Erbe  ihr  zum  Brautschatz  gegeben  sei.  Weil 
dieses  nun  die  Eigenschaft  des  fundus  dotalis  habe,  so  meint  der 
Anwalt:  „so  hadde  doch  desulfile  fundus  nha  bescreven  Kejser- 
rechte  nicht  konen  ifile  mögen  alieneret,  verändert,  iffte  vorpendet 
werden,  ifl^  se  ock  schone  dar  inne  vorwilliget  hadde  .  .  wo  se 
sick  des  tho  den  hochloffliken  Keyser  Rechte  getagen  wulde 
hebben;  tho  deme  so  werdet  ock  causa  dotis,  wo  dusse  gestaldt 
oren  brutschadt  unde  medegiffte  belangede,  pia  et  favorabilis  dat 
se  schole  enen  ideren  gunstich  sin  im  rechte  genompt,  derwegen 
ock  de  loweliken  Romeschen  Keyser  den  frouwen  mennigerleye 
privilegia,  gunste  und  frigheide  gegeven  hebben,  unde  in  sunder- 
heyt  dat  in  solcken  saken  dar  inne  ock  de  jegendeel  gelikmetige 
bewysinge  gefordt  hebben,  de  richtere  de  saken  vor  de  frouwen 
ordelen  unde  scheden  scholen  dar  van  in  den  versibus  stat 
testamentum,  libertas,  conjugium,  dos  si  sint  aequales  qui  producant 
utrimque  des  se  sick  avermals  tho  den  gelerden  und  rechten 
getagen  wulde  hebben.^^ 

Der  Rath  erklärt  denn  auch:  „des  huses  vorlatinge  unde 
allent  wes  daruth  gefolget  schole  tho  rechte  kraffttos  unde  macht- 
los sin  unde  bliven,^'  freilich  nicht  mit  der  Motivirung,  weil  die 
römischen  Kaiser  den  fundus  .dotalis  besonders  privilegirt  hätten, 
sondern  weil  der  Lassung  rechtzeitig  beigesprochen  und  weil  der 

JQBMmaim,  OItUptoo««!  in  Bremen.  4 
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Beklagten  „vor  der  gi£fite  des  vorgerorden  swarenhreves  dat  hus 
to  brutschatt''  mitgegeben  sei. 

Der  von  Stintzing  in  seiner  populären  Literatur  des  rom.- 
kanonischen  Rechts  so  treffend  geschilderte  Unterschied  in  dem 
Studiengange  des  gelehrten  Juristen  und  des  halbstudirten  Prak- 
tikers, nicht  minder  die  Geringschätzung,  womit  jener  auf  diesen 
herabzublicken  pflegte,  tritt  hie  und  da  in  ergötzlicher  Weise  in 
den  Process Vorschriften  zu  Tage,  welche  zugleich  ein  Beispiel 
von  dem  gi*obkörnigen  Tone  geben,  worin  die  Parteivertreter  mit 
einander  verhandelten. 

1553  in  S.  Johann  Schlüter  c/a  Gesche  tor  Molen  meint 
Dierk  Wieting,  der  Beklagten  Anwalt,  Franz  v.  Andorp,  des 
Klägers  Vertreter,  habe  seine  Wissenschaft  aus  dem  Markolf 
und  dem  Reineke  Fuchs  geschöpft.  „Wenn  er  aber  statt  der- 
selbigen  über  den  codicem  Justiniani  geloffen,  Nase  und  Manl 
aufgethan,  den  Text  recht  angesehen  oder  sonsten  der  Sachen 
vemünftiglichen  nachgedacht,  würd  er  sich  eines  Anderen  be- 
dacht .  .  .  .  <^  Die  Vertheidigung  der  Rechte  seiner  Klientin 
schliesst  Wieting  mit  den  Worten:  Ist  Wunder,  dass  sich  An- 
walt solchen  Tand  vorzugeben  auch  in  sothaner  heller  klarer  Sache 
also  gröblich  zu  calumnieren  nicht  scheuet,  die  guten  frommen 
Jungfrauen  mit  seinen  Ränken  in  Jammer  und  Not  wider  oeffent- 
lich  Recht  und  Billigkeit  unschuldiglichen  zu  fuhren  sich  nnder- 
messen  mag,  und  wenn  es  die  Meinung  haben  sollte,  dass  sich 
der  Juristen  etzlicher  sothane  tückische  Anschläge,  des  Rechtes 
vergessend,  annehmen  wollen,  ist  kein  Wunder,  dass  der  gemeine 
Pöbel  so  gar  schimpflich  von  dem  Rechte  redet,  aber  solche 
Leut  sind,  sothanes  herrlichen  Namens  nicht  würdig,  Inhalts  1. 1 
ff.  de  just  et  jure ;  wer  auch  besser  es  wäre  auch  jegentheils 
Anwalt  bei  seinem  Kaufhandel  und  Weinschenken  blieben,  wenn 
er  also  der  Jurisprudentien ,  damit  arme  Unschuldige  wider 
öffentlich  Recht  zu  erdrucken,  missbrauchen  wollte.*^ 

1&55  in  S.  Jost  Beren  &  cons.  c/a  Gesche  tor  Mohlen  be- 
merkt der  klägerische  Anwalt  Dierk  Wieting  ironisch  auf  eine 
Bemerkung  des  Magisters  Johann  Barkey,  dass  er  falsch  citirt 
habe,  „er  sei  in  neuer  bogen  Schole  in  sacris  legum  stndiis 
ertogen;'*  was  ihm  die  Replik  einbringt,  „denn  so  Anwalt  nicht 
in  sacro  legum  studio  erzogen,  scheide  he  gedacht  hebben:  ne 
sutor  ultra  crepidam  —  allegatis  fallimur  saepe,  quare  fontes 
inspiciendi  sunt."  Das  fährt  Wieting  gewaltig  in  die  Krone,  der 
nun   durch   ein  seitenlanges  Bombardement  mit  Stellen  aus  dem 
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oorpas  jurisy  dem  Bartolus  und  den  Commentarien  des  Oldendorp 
seine  Quellenkunde  zu  beweisen  sucht.  — 

Die  Schriftsätze  in  denjenigen  Processen  yor  dem  Raths- 
gericht,  die  sfmter  an  das  Reichskammergericht  gelangten,  zeigen 
vollständig  deutlich,  dass  die  Anwälte  um  1540  bereits  die 
Formen  des  gemeinen  Processes  durchgehend  in  Anwendung 
bringen  und  in  den  Quellen  und  Schriftstellern  gründlich  be- 
wandert sind,  was  sie  durch  eine  beängstigende  Fülle  von 
passenden  und  unpassenden  üitaten  an  den  Tag  zu  legen  suchen. 
Ihr  Wissen  ist  kein  blosses  Gedächtnisswissen,  welches,  wie  es 
uns  in  der  populären  Literatur  jener  Zeit  entgegentritt,  nur  das 
für  die  Qerichtspraxis  Unentbehrliche  umfasst;  sie  beherrschen 
ihren  Stoff  und  haben  eine  systematische  Kenntniss  des  romischen 
und  kanonischen  Rechts,  welche  sich  freilich  den  juristischen 
Gedankengängen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  entsprechend 
gar  häufig  in  schiefen  Analogien  und  weitläufigen  Gemeinplätzen 
niedergelegt  findet 

5.  Die  peinliche  Halsgerlchtsordnang  Karls  Y.  (15S2.) 

Dieses  Reichsgesetz,  welches  die  richterliche  Gewalt  so  häufig 
auf  den  Rath  der  Rechtsverständigen  verweist  und  die  Aktenver- 
sendung an  eine  Universität  unter  Umständen  anordnet,  hat  nament- 
lich in  den  kleineren  Territorien,  wo  die  rechtsgelehrten  Beamten 
nur  spärlich  vorhanden,  die  Reception  kräftig  gefördert  und  be- 
scUeunigt.  Dies  war  um  so  leichter  da  möglich,  wo  wie  in 
Bremen,  in  den  Formen  des  Accusationsprooesses  procedirt 
wurde  und  Ankläger  und  Beschuldigter  in  gleicher  Weise  mit 
einander  stritten  wie  im  bürgerlichen  Verfahren. 

Die  Klage  wurde  wie  eine  Civilklage  angebracht,  Kriegs- 
befestigung  verlangt,  Beweis  angeboten  u.  s.  w. 

Da  man  um  die  wichtigsten  Güter  stritt,  so  lag  es  nahe, 
dass  hier  die  Anwälte  es  sich  ganz  besonders  angelegen  sein 
Hessen,  die  Kaiserlichen  Rechte  heranzuziehen  und  die  Befragung 
derjenigen  zu  verlangen,  welche  ihrer  am  kundigsten  seien. 

Dafür  mögen  zwei  strafrechtliche  Falle  als  Beispiele  heran- 
gezogen werden. 

1Ö65.  Graf  Anton  zu  Oldenburg  c/a  den  Gtefangenen 
Gabriel  v.  Olden. 

Der  Graf  Anton  klagt  gegen  Gabriel  v.  Olden,  welcher 
in    Bremen    gefangen    sitzt,    eines    an    des    Grafen    Gut    ver- 

4* 
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übten  G-elddiebstahls  verdächtig.  Der  Gefangene  bestreitet  seine 
Schuld:  „Anwalt  des  Gefangenen  reproducirte  seine  hierbevor 
schriffilich  eingebrachte  wider  des  Herrn  Klägers  inientirte 
Klage,  Verantwortung  und  Excepdones  und  dieweil  dieselbigen 
relevantes  bat  ohme  mit  denselbigen  zu  der  bewisung  zuzulassen 
und  ihme  zu  des  Behuf  Commissarien  zu  verordnen.^ 

Klägerischer  Anwalt  führt  eine  Reihe  von  Indicien  für  die 
Schuld  des  Gefangenen  vor:  „bat  vermöge  der  Peinlichen 
Halsgerichtsordnung  den  Beklagten  mit  seiner  eingewandten 
Bewisung  nicht  zuzulassen,  sondern  vermöge  der  Ordnung  zn 
der  peinlichen  Frage  zu  schreiten/^ 

1567.  Das  Fräulein  zu  Jever  wider  den  Gefangenen 
Lammertz. 

Ein  Einwohner  von  Jever  ist  wegen  eines  dort  verübten 
Yerbf  echens  auf  Ansuchen  seiner  Landesherrin,  des  Freifräulems 
zu  Jever,  vom  Kath  in  Bremen  ins  Gefängniss  geworfen  worden. 
Der  Gefangene  behauptet  seine  Unschuld  und  verlangt  seine 
Freilassung. 

Dierk  Wieting  für  die  Klägerin  hat  indicia  übergeben,  wo- 
gegen Magister  Laesterpage  für  den  Beklagten  Deklaration  über- 
giebt  und  bittet  sie  mit  den  indiciis  zu  conferiren.  Betont,  dass 
noch  keine  Klage  eingereicht  sei,  deshalb  eine  Litiscontestatio 
auch  noch  nicht  erfolgen  könne. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  bittet  um  ein  Duplikat  der  Dekla- 
ration^ drei  Wochen  Zeit  zur  Antwort  und  Ernennung  von 
Commissarien  ad  probandum,  denen  er  seine  Positionen  aufgeben 
werde. 

Magister  Laesterpage  bemerkt,  Duplikat  sei  noch  nicht  über- 
geben, da  er  die  „intentirte  Klage  noch  nicht  gehört  habe,  dass 
sie  aber  ex  responsionibus  mit  fliesse  oder  geschöpft  werde,  solle 
allein  judici  zu  erwegen  und  darauf  zu  erkennen  übergeben 
sein  vermöge  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung/' 

Da  wegen  der  fehlenden  Klage  noch  keine  litiscontestatio 
habe  stattfinden  können,  sei  Dirk  Wieting  noch  nicht  dominus 
litis  geworden,  wofür  eine  Anzahl  römischer  Stellen  citirt  werden. 
„Derowegen  vermöge  sollicher  Rechte  Dirk  Wieting  ante  litis 
contestationem  nit  könne  substituirt  werden.^'  Dirk  Wieting 
dringt  noch  einmal  auf  eine  Copie  der  Deklaration  und  will  im 
Beweistermin  sein  Constitutorium  einbringen. 
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6.   Die  Prlrllegleii  Karls  t. 

Da«  erste  der  Stadt  am  15.  Juli  1541  ertheilte  Privileg  stellte 
neben  das  plenum  des  Raths,  welches  von  jetzt  an  nur  in  Sachen  über 
200  Goldgulden  erkennen  sollte,  ein  Kaiserliches  Niedergericht, 
bis  zu  200  Goldgulden  zuständig,  welches  mit  zwei  oder  drei 
erfahrenen  verständigen  Personen  aus  dem  Rath  zusammt 
einem  Rechtsgelehrten  zu  besetzen  sei.  Gegen  dessen  Ent- 
scheidungen ging  die  Berufung  an  den  Rath.  Wo  dieser  in 
erster  Instanz  entschieden,  konnte  an  das  Reichskammergericht 
appellirt  werden,  jedoch  nur,  wenn  der  Streitgegenstand  mindestens 
600  rheinische  Gulden  werth  war.  *) 

Das  am  22.  November  1554  ertheilte  zweite  Privileg  sollte 
die  Berufung  an  das  Reichskammergericht  an  einige  erschwerende 
Voraussetzungen  knüpfen,  indem  es  dem  Appellanten  den  Ge- 
fährdeeid sowie  cautio  de  Ute  prosequenda  auferlegte,  worin  das 
Versprechen  einbegriffen,  „dass  er  im  Fall,  wenn  seine  Appel- 
lation an  berührtem  ünserm  Eayserlichen  Eammergericht  für 
Frevel  und  muth willig  erkannt  würde,  alsdann  gedachtem  Rath 
der  Stadt  Bremen  fünfzig  Goldgulden  zu  Straf  erlegen  und  ent- 
richten wolle."') 

7.  Kanzleiordnangen,  ProenratorenordBungen, 
gemeine  Beseheide. 

Die  durch  langjährige  üebung  im  Volksleben  festgewurzelten 
und  im  Stadtbuch  fixirten  Grundsätze  des  materiellen  Rechts 
einseitig  zu  ändern,  wäre  dem  Rath  kaum  möglich  gewesen. 
Nicht  allzuschwer  mochte  es  ihm  aber  fallen,  die  doch  nur  in 
sehr  unbestimmten  umrissen  und  meist  nur  für  das  Vogtsgericht 
anwendbaren,  in  den  Ordelen  enthaltenen  Formen  des  gericht- 
lichen Verfahrens,  sowie  die  Gerichtsverfassung  ohne  die  Ge- 
nehmigung der  Bürgerschaft  weiterzubilden.  Von  der  Vcrord- 
nungsgewalt,  die  ihm  seit  dem  Niederwerfen  des  Aufstandes  der 
104  Männer  in  der  „Neuen  Eintracht^'  (1534)  als  vollmächtigem 
Rath  gegeben,  hat  er  jedoch  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts nur  massigen  Gebrauch  gemacht  und  zwar  eigentlich 
nur  um  Kanzleieinrichtungen  zu  schaffen,  die  Verhältnisse  der 
Procuratur  zu  regeln,  das  Verfahren  bei  Appellationen  an  feste 
Formen  zu  binden. 


')  Das  Privileg  ist  abgedniokt  in  der  Assertio  libertatis.    S.  897. 
*)  Assertio  libertatis.    S.  380. 
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1558.    Erlass  einer  Kanzleitaxe.  ^) 

1579.  Ekste  Kanzleiordnung,  durch  welche  eine  förmliche 
E[anzlei  eingerichtet  wird,  „in  welcher  sowohl  gemeiner  Stadt 
uns  obliegende  Sachen  als  auch  andere  Privat-  und  Bürgerhändel 
nach  Nothdurft  ordentlich  und  fleissig  expediert  werden  sollen." 

Drei  Sekretäre  werden  ernannt,  deren  erstem^  dem  Raths- 
sekretär  eine  regelmässige  Registratur  zur  Pflicht  gemacht  ist. 

1608«  Zweite  Kanzleiordnung.  Die  Sekretäre  sollen  sich 
dahin  befleissigen,  dass  sie  orthographice  schreiben  und  das 
Hochdeutsch  nicht  mit  sächsischer,  wie  auch  das  Sächsische  nicht 
mit  hochdeutscher  Sprache  vermengen. 

1619.  Dritte  Kanzleiordnung.  Erweiterung  der  früheren; 
insbesondere  wird  auf  grössere  Beschleunigung  und  bessere  Ord- 
nung gedrungen.  Ein  Dr.  juris  wird  der  Kauzlei  als  Director 
vorgesetzt  Er  hat  „emsig  danach  zu  trachten,  dass  alle  Mis- 
siven  in  feinem  aumuthigen  und  wohl  aneinander  hangenden 
Stil  angefertigt  werden." 

Die  Procoratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläufigen  Sachen 
ihre  Becesse  dem  Gerichtssekretär  in  Schriften  übergeben,  in  den 
übrigen  und  gemeinen  mündlichen  Recessen  soll  ein  Protokoll 
gefuhrt  werden. 

Zum  ersten  Mal  wird  hier  des  Zeugenrotulus  gedacht,  der 
in  14  Tagen  oder  zum  längsten  in  4  Wochen  fertig  gestellt 
sein  soll. 

1632«  Vierte  Kanzleiordnung.  Sie  wiederholt  im  Wesent- 
lichen nur  die  Bestimmung  der  früheren  mit  einigen  Erweite- 
rungen. 

1596.    Erste  Procuratorenordnung. 

Die  Procuratoren  sollen  des  gerichtlichen  Processes  ziemlich 
(geziemend)  erfahren  und  zu  solchem  Amt  von  dem  Bath  tüchtig 
erkannt  sein. 

1604.  Zweite  Procuratorenordnung,  (Gerichts-  und  Pro« 
curatorenordnung  genannt). 

Wiederholung  der  ersten  in  erweiterter  und  verbesserter 
Gestalt 

Die  gemeinen  Bescheide  sollen  späterhin,  soweit  sie  für 
das  Procesarecht  wichtig,  bei  der  Vorführung  seiner  einzelneD 
Fortbildungen  berücksichtigt  werden. 

>)  Bathsdenkelbuoh  S.  113. 
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IV.  Die  Statuta  reformata  und  der  Codex  glossatus. 

Vielleicht  geht  man  nicht  fehl,  wenn  man  die  1606  von 
Bürgermeister  Krefting  (1562 — 1611)  entworfenen  Statuta  refor- 
mata in  Verbindang  bringt  mit  dem  1603  revidirten  und  romani- 
sirten  Hamburger  Stadtrecht,  welches  dem  bremischen  Reformator 
als  Vorbild  gedient  haben  mag.  Freilich  kann  sein  Entwurf 
weder  an  wissenschaftlicher  Bedeutung,  noch  an  Geschicklichkeit 
in  der  Verschmelzung  römischer  und  deutschrechtlicher  ESemente 
mit  der  Hamburger  Revision  verglichen  werden.  Aber  Kreftings 
Arbeit  ist  eben  nur  ein  Entwurf,  an  dessen  Umarbeitung,  deren 
er  jedenfalls  als  späteres  Gesetzbuch  bedurft  haben  würde,  nach 
seiner  Verwerfung  durch  die  Bürgerschaft  man  nicht  mehr  dachte. 
Die  näheren  Umstände,  wodurch  diese  zu  der  Ablehnung  des 
Entwurfs  veranlasst  worden,  sind  noch  sehr  wenig  aufgehellt. 
Die  älteren  Chronisten  haben  nur  die  ganz  kurze  Notiz,  dass  im 
Jahre  1606  der  von  Krefting  verfasste  Entwurf  eines  verbesserten 
Stadtrechts  von  der  Bürgerschaft  abgelehnt  worden  sei.  Die 
Erzählung  bei  Düntze  leidet  an  starken  inneren  Unwahrschein- 
lichkeiten.  ^)  Hier  wird  berichtet,  der  Bath  habe  durch  seinen 
Sekretär  Caspar  Glandorp  die  statuta  reformata  der  Bürgerschaft 
vorlesen  lassen,  welche  Bedenkzeit  erbeten,  was  ihr  jedoch  ab- 
geschlagen sei.  Auf  einem  späteren  Bürgerkonvente  habe  der 
Bath  erklärt,  kraft  der  Neuen  Eintracht  sei  er  ohne  Genehmigung 
der  Bürgerschaft  zur  Verbesserung  des  Stadtrechts  befugt ;  wenn 
er  die  Bürgerschaft  befrage,  thue  er  ein  üebriges.  Nach  aber- 
maliger Verlesung  habe  die  letztere  wiederum  abgelehnt,  worauf 
der  Rath  von  seinem  Vorhaben  abgestanden,  „um  weitere  Unge- 
legenheiten  zu  vermeiden.'^  Das  Verhältniss  der  Statuta  refor- 
mata zum  bisherigen  Recht  formulirt  Krefting  in  den  Eingangs- 
worten dahin,  dass  etliche  Stücke  des  Stadtbuchs  niemals  in 
Gebrauch  gewesen,  etliche  in  Abgang  gekommen,  etliche  dem 
Sinne  nach  sehr  zweideutig  und  ungewiss,  etliche  missbräuchlich 
angewendet  seien  —  daher  eine  christliche  Reformation  hoch  von 
Nöthen.  In  Fällen  aber,  welche  im  verbesserten  Stadtbuch  nicht 
entschieden  seien  „und  darover  keine  beständige  Gewohnheit 
vorhanden'^  sollen  die  Bürger  und  Einwohner  „den  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  und  Rikes  Constitutionen  und 
Affschedeu  sich  vermat  verholden/^  — 
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£jrefting  hat  seine  Statuten  in  6  Titel  zerlegt. 

Titulus  I  handelt  de  jure  publico. 

Titulus  II  de  processibus. 

Die  übrigen  vier  haben  privat-   und  strafrechtlichen  Inhalt 

Ein  für  die  Erkenntniss  des  praktischen  Rechts  weit  wich- 
tigeres Werk  ist  jedoch  das  von  Krefting  glossirte  Stadtrecht 
von  1433.  Schon  vor  1590  hatte  er  den  Statuten  und  Ordelen, 
die  er  in  4  Hauptabtheilungen  zerlegte,  eine  Glosse  in  nieder- 
deutscher Sprache  hinzugefugt.  1605  und  1606  war  die  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  in  eine  hochdeutsche  (ilime 
vollendet.  Dieser  Codex  glossatus  zerfällt  in  die  gleichen  Titel, 
wie  die  Statuta  reformata.  Jeder  Titel  hat  eine  Anzahl  Para- 
graphen, denen  die  Statuten  und  Ordele  von  1433  eingereiht  sind, 
worta  sich  die  Glossen  schliessen. 

Der  Inhalt  des  zweiten,  für  dass  Processrecht  wichtigen 
Titels  möge  hier  folgen. 

Titulus  n  de  proeessibus. 

§  1.    de  manuum  injectione.    Ord.  77. 

§  2.    de  arreatis.    Ord.  76. 

§  3.    de  lege  Aquilia.    Ord.  75. 

§  4.    qui  habent  legitim,  pers.  standi  in  jud.    Ord.  85. 

§  5.     de  citatione.    Ord.  32. 

§  6.     de  in  jus  vocando.     Ord.  1. 

§  7.  8.    de    dilationibus   et    quomodo    proced.    in    contumaciam. 

Ord.  33.  29. 
§  9—11.    de  fidejussoribus.    Ord.  35.  36.  37. 
§  12.    de  exceptione  oblationis.    Ord.  72. 
§  13.    de  compensationibus.     Ord.  16. 
§  14.     de  reconventione.     Ord.  12. 
§  15.  16.     de  laudatione  auctoris.     Ord.  19.  82. 
§  17.     de  confessionibus.    Ord.  44. 
§  18.  19.     de  jurejurando.    Ord.  18.  24. 
§  20.     de  dilationibus.    Ord.  25. 
§  21.    de  probationibus.     Ord.  6. 
§  22—41.     de  testibus  et  de  juratis.    Ord.  4.   7.  9.  17.  26,  38. 

39.  40.  41.  42.  43.  45.  46.  81.  91.  Stat.  55.  56-  89. 
§  42.  43.    de  sententiis.    Ord.  2. 
§  44.  45.    de  officio  praefecti.    Ord.  29.  30. 
§  46 — 48.    de  executione  rei  judicatae.    Ord.  10.  23.  34. 
§  49.     de  bonis  auctorit.  judicis  possidendis.    Ord.  31. 
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§  60.    de  solationibas.     Ord.  34. 
§  51.     de  executionibus.     Ord.  73. 

§  52 — ^54.     de   proscriptis   non   readmittendis.      Stat.    64.     Ord. 
88.  89. 

Die  Gloeeen  wurden  später  von  den  Ratfaaherreu  Johann 
Almers  (1567—1637)  und  Johann  Wachmann  (1592—1659)  ver- 
vollständigty  deren  Beispiel  spätere  Bechtsgelehrte  gefolgt  sind, 
so  dass  die  Handschriften  vielfach  von  einander  abweichen. 
Kaum  wird  es  möglich  sein,  die  freilich  sehr  wenig  relevante 
Frage  nach  dem  geistigen  JESgenthumsrecht  an  den  verschiedenen 
Glossen  zu  beantworten.  Auch  unter  denjenigen,  von  denen  man 
bisher  annahm,  dass  sie  von  Wachmann  und  Almers  herstammten, 
sollen  manche  anderen  Ursprungs  sein. 

Die  theoretischen  G-rundanschauungen  der  Olossatoren  der 
Statuten  sind  in  der  Olosse  zam  zweiten  Statut  kurz  zusammen- 
gefasst.  „Denn  obwohl  kein  Regiment  mit  besseren  Satzungen, 
Bechten     und    Ordnungen    als    mit    beschrevenen    Kaiserlichen 

Hechten  versehen  werden  kann dennoch  ist  allen  Städten 

und  Oommunen  statuta  aufzurichten  und  nach  Gelegenheit  einer 
jeglichen  Gemeine  zu  Zeiten  etwas  wider  gemeine  Kaiserl.  Rechte 
zu  verordnen  in  Bechten  verurlaubet,  so  man  durch  solche 
Satzungen  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten,  auch  anderer 
Herren  Recht  und  Jurisdiktien  keinen  Abbruch  oder  Schaden 
zufügt,  cujuslibet  loci  peculiaria  statuta  jus  commune  tollunt, 
Bl.  in  1.  cunctos  populos  C.  de  summ.  Trinit.  et  fide  CathoL  1«  an 
in  tot  C.  de  aedif.  privat.  JNfon  enim  eaedem  leges  omnibus 
politiis  aptae.  Aristot.  lib.  3.  politica  cap.  12.  Sunt  autem 
statuta  toleranda  primum  si  rationi  sint  consentanea.  Nam  con- 
suetudinibus  et  statutis  etiam  antiquissimis  potest  objici  irratio- 
nabilitas  et  quod  nutriat  peccatum.  c.  ex  parte  ubi  Abb.  de 
consuet  quia  lex  debet  esse  rationabilis  sancta  et  honesta,  c. 
erit  autem  4  distinct.  1.  convenire  ff.  de  pact.  dotal  etc   etc. 

IKeweil  aber  auch  viel  Statuta  in  Abgang  kommen,  etliche 
auch  mit  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten  nicht  überein- 
stimmen, so  wird  bei  Leistung  des  Eides  (nämlich  der  Raths- 
herren)  dies  temperamentum  noth wendig  adhibirt,  soweit  es 
nämlich  noch  in  Gebrauch  und  den  göttlichen  und  natürlichen 
Rechten  nicht  zuwider  ist 

und  muss  die  Erklärung  theils  aus  den  sächsischen  (woraus 
die  Statuten  meistentheils  ihren  Ursprung  haben)  fümemlich  aber 
aus  gemeinen  beschriebenen  Rechten  genommen  werden.    Certum 
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tarnen  est  nullam  aliam  Saxonici  juris  auctoritatem  in  hac  repu- 
blica  unquam  fuisse,  quam  quatenus  id  receptum  et  comprobatum 
est;  eoque  in  quibus  id  receptum  non  est  semper  jus  commune 
observatum  et  adhuc  in  viridi  observantia  esse.  Et  merito  quia 
Midicia  subalterna  sequi  debent  jus  et  morem  supremi  sui  judicii 
quo  appellatur.  Debere  omnes  civitates  consuetudinem  et  leges 
Romae  sequi  quae  est  caput  orbis  terrarum  non  ipsam  alias 
civitates.     C.  de  vet.  Jur.  EnucL 

Kurz  sei  hier  unter  Bezugnahme  auf  die  Bemerkungen  in 
Abschnitt  I  über  das  Verhältniss  des  Stadtrechts  zum  Sachsen- 
spiegel hervorgehoben,  dass  diese  im  Codex  aufgestellte  Theorie, 
das  sächsische  Recht  habe  nur  Gültigkeit  „quam  quatenus  id 
receptum  et  comprobatum  est''  keineswegs  schon  in  den  Prooess- 
verhandlungen  des  16.  Jahrhunderts  hervortritt.  Hier  berufen 
sich  die  Anwälte  nicht  selten  auf  einen  Artikel  des  Sachsen- 
spiegelsais einer  dem  römischen  Recht gleichwerthigen  Rechtsquelle. 
So  1638  des  Beklagten  Anwalt:  „und  wiewohl  die  Kinder  den 
gemeinen  beschriebenen  Rechten  nach  der  Zeit  minderjährig  ge> 
wesen  sein  sollen,  so  ist  doch  nach  dem  sächsischen  Recht  der 
Sohn  mündig  gewesen  nach  Art.  23  lib.  1  und  Art  42  lib.  1 
Landrecht;''  und  1540  verlangt  ein  Anwalt  von  den  fiüiägem 
die  Klagegewere  „dass  Bekl.  nach  Endschaft  dieser  rechtlichen 
Fürderung  dieser  Sachen  halben  von  Niemand  anders  sollte  be- 
sprochen oder  beklaget  werden,"  obschon  eine  Klagengewere  dem 
Stadtrecht  ganz  unbekannt  war. 

Oeberall  ist  die  Glosse  bestrebt  das  bremische  Recht  als 
möglichst  wenig  abweichend  vom  römischen  Recht  hinzustellen, 
indem  per  fas  et  nefas  Yermittelungsversuche  und  Analogie- 
schlüsse gemacht  werden.  Die  Ueberweisung  des  Pfandes  zu 
Sjstenpfand-  und  Weichbildsrecht  wird  z.  B.  mit  der  immissio 
ex  primo  et  secundo  decreto  verglichen :  „und  ist  dieses  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  nicht  unähnlich,  zuförderet,  indem  ae 
verordnen,  wenn  schon  die  Pfände  mit  Urtheil  und  Recht  ange- 
griffen werden,  sie  demnach  nicht  alsobald  verkauft,  vielweniger 
den  creditoribus  voUkommlich  übergehen,  sondern  dem  Schuldner 
dieselben  zu  lösen  eine  gute  Zeit  vergünstiget  wird."^) 

Eine  Fülle  mühsam  erworbener  und  ziemlich  verworrener 
Dniversitätsgelehrsamkeit  hat  das  einheimische  Recht  überwuchert 
und  ihm  die  Kraft  neue  Schösslinge  zu  treiben  genommen.    Gtate 
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am  dem  corpuB  jurie,  dem  Sachsenspiegel,  den  sehr  hoch  ge- 
haltenen ohursächsischen  Coustiiutionen,  den  ürtheilen  des  Leip- 
ziger Schöffenstahls  wechseln  mit  solchen  aus  der  RechtsUteratur. 
Bartolns,  fialdns,  die  späteren  Italiener  Petras  Ravennas,  Prosper 
Farinacius,  die  Franzosen  Oujacius  und  Donellus,  die  Kameral- 
sohriftsteller  werden  citirt,  vor  Allem  aber  die  sächsischen  Pro- 
cessualisten ,  Math.  Wesembeck,  Math.  Coler,  Hartmann  und 
Modestinus  Pistoris  stark  excerpirt.  Bei  der  Erläuterung  von 
allgemeinen  selbstverständlichen  Rechtsgrundsätzen  liefern  Plato, 
Aristoteles,  Cicero,  Plutarch  u.  A.  den  philosophischen  und 
rhetorischen  Schmuck. 

„Zu  Athen  hatte  ein  füraehmer  Bürger,  Aristides  genannt, 
einen  seiner  Feinde  und  Missgünstigen  verklaget  und  nachdem 
die  Richter  die  Klage  gehört,,  seien  sie  dem  Verklagten  auf  vor- 
gebrachte Klage  alsobald  zu  condemniren  geneigt  gewesen,  in 
sonderlicher  Betrachtung,  dass  sie  des  Klägers  Aristides  als  eines 
frommen  und  aufrichtigen  Mannes,  so  wegen  seiner  Frömmigkeit 
der  rechtfertige  Aristides  genannt,  angebrachten  Worten  und 
Vorbringen  traueten.  Aber  Aristides  hat  nicht  zulassen  wollen, 
dass  sein  Gegentheil  unverhörter  Sache  verurtheilet  werden  solle, 
sondern  hat  selber  von  ihnen  gebeten,  dass  die  Richter  ihn  erstlich 
▼or  Recht  heischen  und  seine  Verantwortung  thun  Hessen 
(Plutarch  in  vita  Arist.)"^) 

ESne  Anzahl  von  Ordelen  ist  überhaupt  nicht  glossirt,  wo- 
raus zu  schliessen,  dass  die  3  Rathsherren  sich  einer  praktischen 
Anwendung  derselben  nicht  erinnerten;  andere  erhalten  den  Zu- 
satz „obsoletum  et  irrationabile'*  —  „obscurum  satis''  —  „super- 
fluum  videtur."  — 


V.  Der  bremische  Civilprocess  im  sechzehnten 
Jahrhundert. 

Wie  woU  überall  so  auch  in  Bremen  treten  in  den  Process- 
verhandlungen  und  ürtheilen  lateinische  Rechtsausdrücke  an  Stelle 
der  deutschen,  oder  werden  promiscue  mit  ihnen  gebraucht,  schon 
zu  einer  Zeit,  welcher  die  Anwendung  des  römisch* kanoni- 
schen Rechts  in  den  weltlichen  Gerichten  noch  fremd  war:  aber 
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doch  nur  id  sehr  kärglichen  Spuren  und  in  relativ  später  Zrit. 
Sobald  diese  häufiger  werden,  sind  es  eben  nicht  mehr  blosse 
Uebersetzungen  und  Bedewendungen;  es  treten  BegriiFe  zu  Tage, 
welche y  im  einheimischen  Recht  fehlend,  nicht  nur  die  Rechts- 
spräche,  sondern  auch  die  Rechtsinstitute  zu  bereichem  bestimmt 
sind.  Beispiele  einiger  weniger  Uebersetzungsspuren  aus  der 
rein  deutschen  Periode  sind:  Termin  (1484),  Compromiss  (1484), 
C!ontract  (1491),  Exceptionen  (1496),  Principalschuldner  (1511), 
absolveren  (1519). 

Das  erste  Beispiel,  wo  sich  die  Partei  auf  eine  römisch- 
kanonische Processinstitution  beruft,  finde  ich  in  einer  Schednng 
von  1517.    Schedebuch  Fol.  87  b,  No*  1. 

Johann  Brand  Wwe.  will  die  Lassung  gemsser  Güter  in 
das  Erbebuch  einschreiben  lassen,  wogegen  Bürgermeister  Brand 
Widerspruch  erhebt:  Dat  were  litiscontestatio  unde  hangende 
ployt.  £in  anderer  Rechtsstreit  (Principal -Hovetsake  genannt) 
ist  nämlich  unter  denselben  Parteien  anhängig  und  die  Wwe. 
Brand  versucht  durch  die  Lassung  der  Güter  pendente  Ute  die 
Rechtslage  des  Gegners  zu  verschlechtern. 

Den  ersten  Hinweis  auf  die  geschriebenen  Rechte  finde  ich: 
1538  Schedebuch  Fol.  139  b,  No.  1. 

„Unde  wes  uth  den  bescrevenen  rechten  unde  der  Stadt 
boke  van  bejdent  syden  angetagen  unde  aUegeret**  —  Aber 
ich  bin  überzeugt,  dass  schon  weit  früher  seitens  des  Baths 
und  der  Anwälte  Bezugnahmen  in  ähnlicher  Form  werden  aus- 
gesprochen sein. 

Ausbildung  der  Schriftliclikeit 

Die  Verdrängung  des  Mündlichkeitsprincips  durch  schriftliche 
Processführung  ist  sehr  langsam  vor  sich  gegangen.  Noch  in 
einer  Rathsentscheidung  von  1598  wird  erklärt,  es  stehe  den 
Parteien  frei  schriftlich  oder  mündlich  zu  processiren. 

Doch  ordnete  die  Wittheit  durch  Gemeinen  Bescheid  vom 
9.  Dec.  1562  an: 

„dass  hinfüro  kein  schriftlicher  process  zugelassen  sein  solle  in 
Sachen  so  nicht  über  20  bremer  mark  sich  erstrecken.'*') 

In  der  Sache  Claus  v.  Dorn  gegen  Johann  Gterdes  berichtet 
1538  der  Rath  an  das  Reichskammergericht,  welches  die  Akten 
eingefordert: 
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j^DüBB  bei  uns  in  bürgerlichen  saohen  nach  alter  gewonheit 
keine  gerichtliche  klag  in  schriffien  übergeben  wird,  es  sei 
denn  dass  der  beklagte  gegen  teil  derselben  in  schrifflen  beger; 
also  ist  auch  in  dieser  sach  die  klag  nicht  schriffUich  dann 
mündlich  furgetragen ;  sunder  und  allein  die  excepcion,  replik, 
dupliky  triplik  in  schrifilen  übergeben  worden.  Als  aber  nach- 
mals nach  beschehenem  beschluss  unde  anhaltung  um  urteil 
wir  die  akten  besichtiget  und  die  klage  nicht  schriBFUich  dabey 
gefunden  ist  doch  klägem  (Streitgenossen  des  Dom)  mit  einer 
interlocutorien  auferlegt  worden  ihre  klage  unde  libell  in 
schriflFIten  einzubringen,  haben  demnach  dieselbe  letzte  schriffi- 
lich  übergebene  articulirte  klage  hierher  zu  anfang  setzen 
müssen;  dieweil  wir  um  langheit  der  zeit  seit  anfang  dieser 
handlung  der  mündlichen  klag  nit  so  genau  uns  haben  erinnern 
mögen,  folgt  dieselbe  klage  von  wort  zu  wort  wie  sie  vorbrachL^' 
tSbenso  bemerkt  1542  der  Rath  in  einem  Bericht  an 
das  Beichskammergericht  in  8.  Havemann  &  cons.  gegen  Joh. 
Munssen  etc.: 

ffXmd  wiewol  in  solchen  obgemeldten  Sachen  vor  uns  nichts 
schriflUich  gehandelt  worden,  davon  viel  acta  colligiret  mochten 

werden " 

Dem  weitläufigen  schriftlichen  Processiren  war  der  Bath 
noch  auf  lange  hinaus  abgeneigt.  Gemeiner  Bescheid  vom 
12.  Mai  1606: 

yj^ass  etzliche  Advokaten  und  Procuratoren  sich  ge- 
lüsten lassen  ....  dass  sie  selbstmüthig  und  eigenen  Gefallens 
grosse  schriftliche  Processe  einführen  und  dadurch  mehr  das 
jus  als  das  factum  disputiren,  dabei  auch  oftmals,  wenngleich 
in  statutis  klare  dispositiones  vorhanden,  dennoch  dieselben 
vorbeigehen  und  die  Sachen  ex  jure  communi  et  sazonico, 
welche  man  von  ihnen  zu  lernen  nicht  von  Nöthen  hat,  weit- 
läufig disputiren  und  das  factum  mehr  verwirren  als  deutlich 
vorbringen.  Alles  zu  grosser  Beschwer  des  Gerichts  und  ge- 
meiner Bürgerschaft  und  Aufhaltung  der  heilsamen  justitia'* 

Und  noch  in  der  Gerichtsordnung  von  1751  wird  zur  Ab- 
kürzung der  Processe  vorgeschrieben,  dass  die  Anwälte  höchstens 
zwei  leges  oder  doctores  zur  Begründung  ihrer  Bechtsaus- 
f&hrungen  dtiren  dürfen  (Tit.  VII  34). 

Nachdem  eine  regelmässige  Protokollführung  und  Begistratur 
durch  die  Kanzleiordnungen  eingerichtet,  gestaltete  sich  der 
modus  procedendi  in  dreifacher  Form: 
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1)  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär  nimmt 
den  Sauptinhalt  in  kurzer  Form  zu  Protokoll. 

Beisp.     Anno  1567  am  15.  Sept. 

Vorm  Obergerichte  der  Stadt  Bremen. 
Arend   Freytag  c/a   Heimike  Bothe  übergiebt  Sentenz  und 
Citation  auf  Mark  700.    Excipiendo  Heimike  neben  üebergebung 
Quittung  und  anderen  Vorwenden  erbietet  sich  im  freien  Markt 
vermittelst  endlicher  Abrechnung  zu  bezahlen. 

Decretum:  ist  Heimike  peremtorius  terminus  praefigirt  zwischen 
hier  und  Martini  zu  bezahlen. 

2)  Die  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär 
nimmt  den  gesammten  Inhalt  der  Vorträge  zu  Protokoll. 

Bathsentscheidung  in  S.  Brun  Beimers  gegen  Bürgermeister 
Joh.  Brand  1571. 
Dieweil  allhier  gebürlich  wenn  de  ein  oder  de  andere  deel 
schrifiUich  to  handeln  begerde,  dat  alaodann  de  andere  ent- 
wedder  so  langsam  reden  dat  it  in  de  feder  ge&tet  werden 
konnte  edder  averst  schrifiUich  handeln  mochte,  als  scheide 
darum  Brun  Beimers  seine  klage  ok  entweder  so  langsam 
vorbringen,  dat  se  in  de  feder  gefatet  werden  mochte,  edder 
averst  dem  borgemeister  eine  schriftliche  klage  thostellen. 

3)  Die  Parteien  verhandeln  durch  üeberreichung  von  Schrift- 
sätzen, welche  der  Sekretär  registrirt. 

Beisp.     Anno  1567  den  17.  Febr. 

Producta.  1.  Exceptio  des  ehrsamen  und  weisen  Herrn 
Lüder  Lüders  ratmann  zu  Bremen,  Verklagten  c/a  des  vermeinten 
Klägers  Friedrich  Hemminges  übergebenes  vermeintes  Klaglibell. 

Terminus  6  hebdo. 
2.    Exceptiones  et  responsiones  cum  annexis  defensionalibus 
Lüder  Hilmerschen  c/a  Friedrich  Hemming. 

Terminus  idem  qui  supra. 

In  verwickeiteren  Bechtsstreitigkeiten  behielt  sich  der  Bath 
vor  ein  schriftliches  Verfahren  anzuordnen. 

Zuerst  1487.    Schedebuch  Fol.  62  a  No.  1. 
Dat  de  upgemeldten  parthen  eyn  jewelik  sine  ansprake  de  he  sjck 
to  dem  druddendele  des  gudes  vörmende  to  hebben  de  in  den 
acht  dagen  to  paschen  dar  negest  volgende  by  vorluste  der  sake 
scryiftlik  scheide  bringen  unde  over  antworden  dem  rade. 


Digitized  by  V^OOQIC 


63 

Sodann  1509.    Schedebuch  Fol.  80  a  No   3. 
üp  dat  Boleff  enkede  (genau)  Johannis  antwort  weten   mochte 
scbolde    he   syne    clage  in  scrifflen   avergeven.     Dar  scholde 
Johann  ecrifftliken  up  antworden. 

Die   häufiger   werdenden  Berufungen  bewirkten  natürlich  in 
ereter   Linie  die   Zunahme   der  echriltlichen  Processe.     Ein   be- 
sonders stark  romanistisch  gefärbtes  Beispiel  eines  Erkenntnisses : 
1661.    Schedebuch  Fol.  227  b  No.  1. 
In  saken  Johann  Focken  u.  s.  w.  hefil  ein  rad  beydersits  acta 
primae  et  secundae  instantiae  ok  dat  examen  testium  mit  flite 
vorlesen  unde  mit  allen   oren   uramestenden   nottmftiehlick   er- 
wägen unde  nademe  befunden.^) 

In  weitläufigeren  und  bedeutendere  Streitobjecte  betreffenden 
Processen,  namentlich  in  denen,  wo  eine  künftige  Berufung  an 
das  Reichskammergericht  zu  erwarten,  bewegen  sich  die  Anwälte 
im  artikulirten  Verfahren  und  versuchen  die  Formen  des 
reichskammergerichtlichen  Processes  zur  Geltung  zu  bringen. 
Articuli  und  positiones  finde  ich  zuerst  erwähnt: 

1540  in  S.  Dietrich y  Anton,  Heinrich  v.  Heimburg  c/a 
Bürgermeister  v.  Heimburg  Wwe.  (Beichskammergerichtsakte.) 
Kläger  verlangen  von  der  Beklagten 

yydass  sie  demselbigen  articulirten  klaglibell  antwurten  und  den 

krieg  befestigen  solle,  danach  auf  die  positionen  alle  und  jeg- 

lich  iosonderheit  durch  das  wort  glaube  oder  nicht  glaube  wahr 

sein  vermittelst  eines  leiblichen  eides  genugsam  antworte.'* 

Die  Reihenfolge  der  Processhandlungen  ergiebt  sich  deutlich 

ans   den  Schlussbitten   der  Klagen,  deren  Form  fast  immer  die 

gleiche: 

1548.  Herm.  v.  Dom  &  cons.  c/a  Bürgermeister  Dietrich  Hoyer. 
Bitt  daes  meine  klage  anzunehmen,  den  gegenteil  zur  antwort 
anzuhalten,  litem  zu  contestiren,  das  juramentum  calumniae  zu 
thun,  über  nachfolgende  artikel  und  positiones  recht  zu  sprechen 
....  doch  nit  in  gestalt  und  meinung  libelli  soUemnis,  einer 
zierlichen  klage  sed  talis  qualis  simplicis  et  summariae  impetra- 
tionis  et  querelae. 

1570.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Johann  Gröninges 
c/a  Dirk  Wikbold. 

Nunmehr  des  beclageden  itzo  eingekommene  defensional-artikel 
eher  unde  bevor  he  tho  den  vorgebrachten  positional- artikeln 

«)  Ferner:    1649.    Schedebuch  Fol.  169b  No.  1. 
Obergerichtsentscheidung  vom  31.  Mai  1568. 
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seine  responsionen  avergeven  nicht  to  tolaten  sundern  he  des 
rades  vorigen  besohed  folge  to  leisten  schuldig  sy. 

Fast  regelmässig  wurden   bei  üeberreichung  der  Positionen 

und  Besponsionen   die  juramenta  dandorum  et  respondendorum 

geleistet  9  und  danach  dann   gewöhnlich  die  Positionen  und  Be- 

sponsionen  miindlich  wiederholt. 

1567.   Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Porteuer 

&  cons.    c/a  Martin  f^cken. 
Kläger  haben  den  geforderten  eid  dandorum  wirklich  su  leisten 
und   ihre   eingebrachte    klage    vermittelst  derselbigen  eide  zu 

wiederholen dass  alsdann  beclagter  in  vierzehn 

tagen  sub  poena  confessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten  von  rechtes  wegen  anzuhalten.^) 

Lltlseontestatlon  und  Einreden. 

Auf  ein  bedeutsames  Einlenken  in  die  Kammergerichtsformen 
weist  die  immer  grössere  Wichtigkeit  hin,  welche  man  dem  Zeit- 
punkte der  Kriegsbefestigung  beilegte. 

1552.    Schedebuch  Fol.  183  a,  No.  1. 
Beklagter  animo  contestandi  litem  sede,  dat  he  de  klage  nicht 
gestendich  were. 

1552.  Schedebuch  Fol.  182  b,  No.  2. 
üp  femer  ingebrachte  und  gerichtlich  producerde  acten  .... 
erkennet  ein  rad  dat  de  beclageden  ungeacht  orer  vorgewendeten 
witluftigen,  articulerden  und  langen  inrede  den  gerichtiicken 
krieg  up  der  cleger  angestelde  clage  to  bevesten  schuldieh, 
doch  onen  obre  bestendige  und  rechtmetige  exceptiones  vor 
beholden. 


*)  Die  Ausdrucke  ariionli  und  positiones  werden  nntermisoht  gehnuicht 
Unter  positiones  sind  meistens  diejenigen  Artikel  zu  yerstehen,  bei  denen 
die  Partei  hofft  durch  die  Besponsionen  der  Gegenpartei  und  die  Special- 
calumnieneide  (jur.  dandorum  et  respondendorum)  vom  Beweise  befreit  sa 
werden.  Siehe  Gaill.  Fraotic  Observat.  lib.  1  Obs.  79  (abgedruckt  bei 
Bergmann,  Einleitung  in  die  Praxis  der  Civilprocesse  S.  211).  Btsi  Dd.  inter 
positiones  et  articulos  differentiam  constituant,  quod  positiones  ad  eom 
potissimum  effectum  fiant,  ut  per  confessionem ,  puta  responsionem  partti 

adversae,  ponens  ab  onere  probandi  relevetur; articuli  vero  eo  spectent, 

ut  negata  testibus  vel  instrumentis  probentur;  et  ideo  positiones  praeoedere, 
artioulos  antem  sequi  debere;  tamen  ea  differentia  in  praxi,  mazime  in 
Camera  tam  accurate  non  observatur. 
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Nicht  nur  die  eigentlich  processhindernden  Einreden,  sondern 
auch  die  nach  cap.  1  in  Vl^  (2.  3)  privilegirten  exceptiones  rei 
jadicatae,  transactae,  finitae  befreiten  von  der  Streiteinlassung. 
1651  in  ä.  G^br.  Frese  c/a  Hoyer,  Vassmer  &  Howide  Erben 
meint  eine  der  letzteren,  indem  sie  die  exceptio  transactionis 
Torschützty  die  Klage  sei: 

,,a  Hminibns  judicii  silentio  inhalts  der  gemeinen  beschriebenen 
rechte  und  deren  lehrer  zu  repelliren  —  in  maassen  denn  solche 
peremtorische  exceptionen  in  rechten  viel  und  hoch  privilegiret 
und  befreiet  sin/' 

Kläger  bestehen  aber  auf  die  Streiteinlassung;  doch  ent- 
scheidet der  Kath: 

„Dat  upgemeldte  nagelatene  wittwe  schuldig  sy  up  de  inge- 
komene  klage  den  gerichtlichen  krieg  to  befestigen,  it  were 
denn  dat  se  de  transaction  der  in  erer  exceptionschrift  gedacht 
were  wusste  dortodon  unde  wo  recht  to  bewisende/^ 

Beklagte  vermag  den  Beweis  ihrer  Einrede  nicht  zu  ftthren: 
y,ünde    befinde    darup    de   rad    der   beclageden    exceptio   un- 
wesentlik  derwegen  vor  recht,  dat  he  den  clegem  up  de  clage 
tho  antworden  unde  den  krieg  to  bevestigen  schuldich  sy/' 
1548  in  S.  Herrn,  v.  Dom  c/a  Bürgermeister  Diedr.  Hoyer, 
Diedr.   Vassmer  &  Howide  Wwe.   haben  sich   Beklagte  zu  ge- 
sammter  Hand  dem  Kläger   verpflichtet  7017  Mark  Lübisch  fUr 
geliefertes  Wachs  zu  zahlen.    Sie   behaupten  als  correi  debendi 
hafteten    sie    nur    zu   Vs   ^^^   hätten   das    beneficium    divisionis; 
Uebrigens  seien  sie  zu  einer  Kriegsbefestigung  nicht  verpflichtet, 
da  ihnen   eine  processhindernde  Einrede,   die   des   wucherlichen 
Vertrages,  zur  Seite  stehe.    Der  Vertrag  sei  desshalb  wucherlich, 
weil  der  Käufer  nicht  de  praesenti  zu  zahlen  im  Stande  gewesen 
und  der  Verkäufer  darum  seine  Waare  höher  und  theurer  ange- 
schlagen und  verkauft  habe.    Entscheidung  des  Raths:  die  beiden 
BQrgermeister   seien    ein  Jeder   nur  zu   seinem  Antheil   zu  be- 
sprechen (die  verklagte  Howide  Wwe.  hatte  besondere  Einreden) ; 
sobald   dies   geschehen,    solle  über  die  Frage,    ob  der  Vertrag 
wucherlich  sei,  entschieden  werden. 

Dm  die  Processführung  straffer  zu  gestalten,  erliess  das 
Kaiserliche  Niedergericht  am  25.  Sept.  1604  einen  Gemeinen 
Bescheid,  offenbar  in  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  der 
£[Ammergerichtsordnung  von  1555  (Theil  III  Titel  24  und  27), 
wodurch  die  Eventualmaxime  zur  theilweisen  Einführung  gelangte. 

MUMmmm,  ClTilprooeM  in  Brom«n.  5 
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^yEs  Bollen  hinftiro  alle  und  jede  Procuratoren,  so  sich  künftig- 
lieh  vor  dem  Kaiserl.  Niedergericht  gebrauchen  lassen  wollen, 
schuldig  und  gehalten  sein  jeder  Zeit  so  ofte  si  ante  litis  con- 
testationem  exceptiones  dilatorias  vorzuschützen  haben,  wie 
dann  auch  die  post  litis  contestationem  habende  exceptiones 
peremtorias,  alle  zugleich  auf  ein  Mal  vorzubringen  mit  der 
ausdrücklichen  Verwarnung  so  ferne  sie  solches  nit  thnn  und 
erstlich  etzlich  einzuwenden  unterlassen,  hernachter  aber  die- 
selben anzeigen  würden,  dass  sie  damit  als  nicht  gehörty  und 
dadurch  ihren  Principalen  an  ihren  Rechten  vernachtheilt  sei 
denselben  ihren  dahero  verursachten  Schaden  zu  refundiren 
und  zu  erstatten  schuldig  seien/'  — 

Widerklage. 

Im  Codex  glossatus  wird  zugegeben,  dass  das  Stadtrecht  eine 
Widerklage  in  Ordel  12  verbiete  und  im  Widerspruch  mit  den 
gemeinen  Rechten  höchstens  die  Einrede  der  Compensation  zu- 
lasse. 1569  berichtet  der  Rath  an  das  Reichskammergericht  in 
S.  Heinrich  Trupe  c/a  Johann  Trupe,  wo  Beklagter  eine  Wider- 
klage in  Form  des  gemeinen  Rechts  angestellt  hatte,  das  Stadt- 
recht schreibe  vor,  Keiner  sei  dem  anderen  auf  seine  Recon- 
vention  zu  antworten  schuldig,  er  sei  denn  zuvor  von  ihm  mit 
Urtheil  und  Recht  vollkommen  geschieden.  Aber  es  scheint  doch 
nicht  immer  so  streng  damit  genommen  zu  sein.  Den  Anwälten 
bot  der  simultaneus  processus  eine  wünschenswerthe  Gelegenheit, 
die  Thatsachen  künstlich  untereinander  zu  verbinden,  was  der 
Rath  nur  dann  untersagte,  wenn  parteiseitig  Widerspruch  gegen 
das  Nebeneinandergehen  von  Klage  und  Widerklage  eingelegt 
wurde. 

1569  in  S.  Hinr.  Bockstöver  c/a  Gterd  Bockhovet  hat  KUäger 
principiell  Nichts  gegen  eine  Widerklage  einzuwenden,  verlangt 
nur  cautio  pro  reconventione  und  „dass  Convention  und  recon- 
ventio  pari  passu  ambuleren  mochten.^^ 

„Worauf  der  Rath  entscheidet: 
Belangend  de  reconventionsklage  dewile  sich  cleger  dartho  ganz 
milde  erbede,  dat  danach  dem  beclageden  up  sin  erbedent  ge- 
boren wolde  sine  wedderclage  dem  cleger  thotostellen. 

Schon  1540  in  S.  Dietrich  4  Anton  v.  Heimburg  c/a  v. 
Heimburg  Wwe.  trägt  Beklagte  ihre  Widerklage  vor,  ohne  dass 
von  den  Klägern  widersprochen  wird,  und  1573  erklärt  der  Rath: 
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Hebben  vor  dem  rade  Jobann  Beiners  A  cons.  de  geforderde 
cautionem  judicio  sisti  item  up  obre  reconventionaklage  allhir 
in  reobten  to  antworden  myt  bandtastinge  praesteret.  ^) 

Das  Verbältniss  zwiscben  Widerklage  und  Einrede  kommt 
in  einer  Obergericbtsentscbeidung  aus  dem  Jabre  1566  in  S. 
fi[lamp  c/a  Mussler  zum  Ausdruck. 

Beklagter  gestebt  den  Saldo  (Slate-Scbluss)  einer  Anzabl 
von  Becbnungsposten  zu,  bebauptet  aber,  es  stecke  ein  Posten 
Geld  darin,  den  Kläger  ibm  gestoblen  babe.  Er  macbe  dies 
nicbt  als  Widerklage,  sondern  exceptive  geltend 

„als  ein  post  so  in  dersulvigen  rekenung  de  be  darne£fen  in- 
lede  mede  begrepen  wäre.'^ 

Kläger  stellt  den  Diebstabl  in  Abrede  und  bebauptet  bei 
der  Becbnungsablage  babe  Beklagter  Nicbts  davon  gesagt,  dass 
ein  gestoblener  Geldposten  in  Abzug  zu  bringen  sei.  Es  findet 
eine  Becbnungslegung  vor  einem  Kommissar  statt,  deren  Besultat 
ist»  dass  allerdings  in  des  Klägers  Rechnung  ein  Posten  stecke, 
welcber  dem  Beklagten  gestoblen,  aber  es  sei  „disputirlik  oft 
und  wat  gestait  mit  edder  obne  des  bedagten  scbuld  und  vare 
—  derowegen  dem  cleger  sine  insage  dagegen  billicb  vorbe- 
holden^^  d.  b.  in  einem  künftigen  Process,  indem  Beklagter 
zonäcbst  verurtbeilt  und  sein  Gegenansprucb  zum  besonderen 
Verfahren  verwiesen  wird. 

Adcitatlo  und  laudatio  auctoris. 

Die  Adcitation,  an  die  früher  so  häufige  Beiladung  des 
warend  anknüpfend,  wird  zuerst  1Ö&8  Schedebuch  Fol.  200a 
No.  1  erwähnt. 

1560  Fol.  217  b  No.  1  verlangen  die  klagenden  Testaments- 
erben von  den  Executoren  Inventarisirung  der  Erbschaft,  indem 
sie  die  Legatarien  haben  beiladen  lassen.  Der  Ratb  findet  es, 
trotz  des  Widerspruchs  der  Beklagten  ganz  in  der  Ordnung  „dat 
ok  de  legatarien  ricbtlik  to  citiret  und  densulvigen  affschrifb  (der 
Klage)  davon  angeboden/^  *) 


*)  Femer:   Oberg^richtsentsoheidang  vom  7.  Febr.  1569. 
Obergeriohtsentaoheidung  vom  19.  Jan.  1570. 
*)  1558.    Sohedebnoh  Fol.  200  a,  No.  1. 

1553.    Schedebuch   Fol.  180  b,  No.  5  „ok  de  vorkoper  de  tho  der 
behoff  gerichtlik  yerbodet  weren.** 

5* 
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Der  (lebergang  von  der  WahrmannBohaft  zur  laudatio 
auctoris  war  leicht  zu  finden.  Der  Codex  glossatus  sagt  zu 
Ord.  19: 

Dnd  dieg  hat  insonderheit  Statt,  (nämlich  die  Procesaaufbahme 
durch  den  dazu  citirten  warend),  wenn  der  Beklagte  vorwendet 
hat,  Gut  oder  Ding,  warum  er  verklagt  wird,  sei  nicht  sein, 
sondern  eines  anderen,  so  es  ihm  nur  gelehnt  oder  in  Ver- 
wahrung gegeben  habe,  welches  in  Rechten  nominatio  auctoris 
genannt,  und  für  eine  rechte  declinatoriam  exceptionem  ge- 
halten wird;  denn  in  solchem  Fall  wird  der  Beklagte  alsbald 
der  Klage  entlastet  und  davon  absolviret  und  wird  wider  den- 
jenigen, deme  das  Gut  oder  Ding  zustehet  der  Process  trans- 
feriret  und  gerichtet  werden. 

Fortdauer  der  schllcliteii  Klage.   Auf hOren  der  yerstlrfcteii 

Elagformen. 

Der  Gegensatz  zwischen  einer  schlichten  Klage  und  einer 
mit  Beweismitteln  fundirten  hat  sich  mit  äusserster  Zähigkeit  in- 
mitten der  80  wenig  dazu  passenden  römisch-kanonischen  Process- 
theorie  erhalten.  So  noch  Krefting  in  stat.  ref.  29  „wenn  aber 
ein  Theil  den  anderen  mit  s lichter  Klage  beschuldigt'^;  ebenso 
viele  Beispiele  aus  dem  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts, 
wo  Kläger  erklärt,  er  stelle  eine  schlichte  Klage  an  und  der 
Bath  dem  Beklagten  aufgiebt  „sich  der  suchten  clage  mit  synem 
ede  to  untleggende.^' 

Die  processualischen  Eigenthümlichkeiten  bei  der  Anefangs- 
klage  und  Klage  auf  handhafter  That  scheinen  sich  schon  früh 
verloren  zu  haben.  In  den  Schedungen  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts findet  sich  davon  Nichts  mehr,  und  zu  Kreftings  Z&i 
war  die  Bedeutung  des  unrechten  Anfangs  in  Ord.  55  gänzlich 
aus  der  juristischen  Erinnerung  geschwunden.  Stat.  ref.  69: 
„So  jemand  binnen  unser  Stadt  verkoffl  ein  Perd,  dat  scholl  he 
vor  dat  Hövetsick,  vor  Staarblindt  und  dat  sick  dat  sulvige  nicht 
verfangen  hebbe  (d.  h.  zu  viel  Wasser  oder  Futter  auf  ein- 
mal verschlungen)  dree  Dage  und  Nächte  warende  wesen  und 
nicht  lenger.'^ 

Titulus.    Hand  wahre  Hand. 

An  Stelle  des  so  bedeutsamen  Begriffs  der  Were  tritt  der- 
jenige des  Titels. 

1544.    Schedebuch  Fol.  157  a,  No.  1. 
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Beklagter  soll  den  Titel  des  Besitzes  an  einem  Grundstück 
nachweisen:  „titull  d.  h.  otH  he  id  ohme  unde  sinen  vorfaren 
vor  enen  pantschilKng  vorsattet  edder  erflich  vorkoffk:  wer,  ofile 
wo  he  dar  angekonien  unde  dat  to  bewisen  in  der  besten  form 
Bo  to  rechte  nodig." 

1554  behauptet  der  Anwalt  des  Beklagten  in  S.  Jost  Bere 
&  cons.  c/a  Gesche  tor  Molen 

,,dass  beclagte  das  fragliche  haus  uUo  aliquo  von  ihrem  seligen 
vater  inne  habe  denn  solo  emtionis  titulo/' 
1533.    Schedebuch  Fol.  129  b,  No.  2.  * 
Kläger  verlangen  von  den  Beklagten  EJdition  eines  Testaments. 
Diese  wenden  ein,  Kläger  wären  ,^plichtig  oren  tytell  mit  rechte 
to  bewisende  dat  se  miterven  weren"^) 

Der  Grundsatz  „Hand  muss  Hand  wahren'^  beherrscht  nach 
wie  vor  den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen,  aber  die  roma- 
nistiache  Doctrin  schränkte  ihn  auf  die  Fälle  ein,  wo  der  Vindi- 
kant  die  Sache  verliehen  oder  versetzt  hatte  und  Hess  im  üebrigen 
eine  Vindikation  aus  dritter  Hand  zu. 

Glosse  zu  Ord.  58  im  Codex  glossatus: 
Et  ad  alios  contractus  puta  locationem  et  conductionem  ex- 
tendi  non  potest,  quia  in  statutis  et  legibus  exorbitantibus  a 
generalibus  regulis  non  proceditur  de  similibus  ad  similia.  Ad 
depositi  contractum  id  quoque  litigatores  extendere  studuerunt; 
sed  senatus  contrarium  pronuntiavit  annq  1610  Dec.  13  in  Sachen 
Beinhard  Bömers  c/a  Berend  Knoop  &  Hinrich  Stuven  Wwe. 

EontuinacialTerfalireii. 

Sehr   aufibllender  Weise  blieben  auch,    nachdem  durch  das 

Privileg   von    1541    die   Gerichtsverfassung   in    so    bedeutsamer 

Weise  geändert  und  der  Bath  zu  einer  wirklichen  Processinstanz 

geworden,   die   vier  Citationen  bestehen,    welche  einem  Kontu- 

macialurtheil  voraufgehen  mussten.   Ja  noch  in  den  Erläuterungen 

zur  Gerichtsordnung  von  175 1  heisst  es: 

Bisher  ist  bekanntlich   am  Obergericht  die  erste  CStation  sim- 

pliciter,    die  zweite  bei  ein  Bremer  Mark,   die  dritte  bei  zwei 

Bremer  Mark,  die  vierte  sub  poena  confessi  erkannt,  und  wenn 

der  Gitat  zum  vierten  Male  ungehorsamlich  ausgeblieben  lis 

pro  affirmative  contestata  reus  in  contumaciam  pro  confesso 

gehalten  und  condemniret  worden. 

>)  Femer:   1546.    Schedebuch  Fol.  161b,  No.  1. 
1658.    Schedebuch  Fol.  199  a,  No.  3. 
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Beim  Niedergericht  wurde  sogleich  die  dreimalige  Citaüon 
durch  die  Praxis  eingeführt. 

Allmählig  traten  schriftliche  Citationen  an  die  Stelle  der 
mündlichen. 

1541,    Schedebuch  Pol.  147  a,  No.  1. 
Darup    erkande   e.    e.    rad  vor  recht:    nademe  Johann  Rode 
etlich  mal  to  dusser  sake   citiret  worden  unde  nu  jungst  by 
vorlus  der  sake,  wo  dat  de  wedderingebrachte  citation  nawisede  — 
Dagegen  1520  Schedebuch  Fol.  95  a,  No.  1 
noch  mündliche  Citation. 

Besitzstreit  mid  summarisches  Terfahren. 

Besitz  und  Eigenthum,  Besitzstreit  und  Eigenthumsetreit 
scheiden  sich  mehr  und  mehr  von  einander. 
1539.  Schedebuch  Fol.  143  b,  No.  2. 
Es  handelt  sich  um  den  Besitz  an  einem  Zaun.  Zeugen  be- 
künden  einen  Jahrelang  fortgesetzten  unbehinderten  Gkbraoch 
seitens  des  Beklagten.  Dem  Kläger  wird  aufgegeben  dem 
Gegner  „an  syner  lange  gebrukeden  und  bewiseden  poe- 
session  solange  unbehindert  vorbliven  to  laten  dat  he  ohne 
mit  rechte  darut  entsettet.^' 

1561.    Schedebuch  Fol.  222b,  No.  4. 
soll  Kläger  schuldig  sein 

„de  geromede  Interruptio  possessionis  to  bewisen.^' 
1563.    Schedebuch  Fol.  240  a,  No.  1. 

In  streitigen  possessionssachen  Hermann  Vassmer  c/a  Carsten 
Steding  dewile  de  angetagene  possession  twivelhaftig  und  danit 
fernere  widerung  to  befaren 

erkennt  e.  e.  rad: 
dat  beide  cleger  und  beclagede  sick  solker  possession  tho 
entholden  beth  so  lange  ahne  witlufüge  utforinge  erkennet 
welkem  deil  de  possessio  intorumen  oder  to  inhibiren  sy  und 
darup  ein  deil  dem  anderen  das  gepandete  gud  ahne  einige  ent- 
gelteniss  folgen  to  laten  schuldich. 

Rathsentscheidung  vom  9.  Nov.  1598. 
und  habe  e.  e.  rad  darinnen  das  possessorium  und  petitorinm 
unterschieden,  wie  denn  in  solchen  und  dergleichen  sachen  das 
eine  vor  dem  andern  billig  muss  erörtert  werden. 

Die  Bekanntschaft  mit  einem  summarischen  Verfahren 
im  Gegensatz  zum  ordentlichen  kann  hiernach  nicht  bezweifelt 
werden. 


Digitized  by  V^OOQIC 


71 

So  heiBst  es  auch  in  einer  Obergeriohtsentscheidung  vom 
3.  Pebr,  1671: 

9,Qnde  in  causa  possessionis  summarisch  to  procederen/^ 

Ferner  Obergerichtsentscheidung  v.  1567,  worin  gesagt  wird, 
in  causa  fisci  solle  summarisch  procedirt  werden ,  wonach  der 
summarische  Process  auf  Besitzstreitigkeiten  nicht  beschränkt 
geblieben  zu  sein  scheint.^) 

Processkftutioneii, 

An  Stelle  der  Gerichtsbürgschaft  tritt  das  Kautionensystem. 
1545.    Schedebuch  Fol.  159a,  No.  1: 

cautio  de  judicio  sisti. 
1558.    Schedebuch  Fol.  201b,  No.  1: 

cautio  de  rato. 

1568.  Mai  3.    JEUthsentscheidung. 
cautio  judicatum  solvi. 

1569.  Rathsentscheidung  v.  5.  Mai: 
cautio  de  reconventione. 

und  in  zahlreichen  sjwteren  Entscheidungen. 

BewelsTerfahren* 

Allgemeine  Grundsätze. 

Schon  bei  Besprechung  des  Beweisverfahrens  von  1433  ist 
angedeutet,  dass  der  germanische  Grundsatz:  jede  Partei  hat  die 
Befugniss   ein    ihr    von   der  anderen  Partei   angriffsweise  abge- 
strittenes Recht   als   ein  ihr  zustehendes  besseres  Recht  zu  er- 
weisen, sich  in  den  römisch-kanonischen  umzubilden  beginnt: 
jede  Partei,  welche  einen  selbetständigen  Angriff  oder  Gegen- 
angriff macht,   ist    verpflichtet   diejenigen  noch   zweifelhaften 
Thatsachen  zu  erweisen,  welche  zunächst  und  wesentlich  zur 
Begründung  dieses  Angriffs,  Gegenangriffs  u.  s.  w.  erforderlich 
sind.   Für  diese  Umbildung  mögen  die  nachfolgenden  Schedungen 
als  Belege  dienen,  in  denen  der  Beweis  zu  einer  Last,  zu  einer 
Pflicht  wird,  indem  man  dem  auf  dem  Satz  actore  non  probante 
reus  absolvitur  beruhenden  römischen  Beweisrecht  näher  und 
näher  tritt 


>)  Ferner:  1669.  Schedebuch  FoL  212b,  No.  3. 
1666.  SohedebuGh  FoL  242  a,  No.  1. 
1669.    Nov.  3.    Obergeriohtsentsoheidung. 
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1523.    Schedebuch  Fol.  102  b,  No.  3. 

Aleke  Volkenharst  verlaDgt  von  ihrem  Bruder  flinrich 
V.  Weyge  gewisse  Güter  heraus,  welche  ihr  von  ihrer  Mutter 
urkundlich  geschenkt  seien.  Beklagter  entgegnet:  1)  Aleke  sei 
bereits  bei  Lebzeiten  der  Mutter  vom  Sammtgut  abgetheilt;  er 
sei  noch  unabgetheilt  und  habe  als  nächster  Erbe  Ansprach  auf 
die  streitigen  Güter.  2)  Diese  Güter  seien  ihm  von  der  Matter 
überdies  geschenkt  worden.  Diesen  Einreden  erwidert  Aleke: 
Beklagter  werde  ebenso  gut  wie  sie  abgetheilt  sein,  da  ihre 
Mutter  sich  zum  zweiten  Male  verheirathet  habe,  welchenfidk 
eine  Abtheilung  nach  dem  Stadtrecht  zu  erfolgen  habe.  Wenn 
sein  Stiefvater  ihn  in  Einkindschaft  aufgenommen  habe  ,ySO  were 
he  plichtig  dat  to  bewiseu." 

Hirup  de  borgermester  fragede  Hinrick  v.  Weyge  offte  he  ok 
mer  bewises  wolde  bruken,  alse  he  vorhen  vorgebracht  unde 
angetagen  hedde;  hirup  gemelte  Hinrick  ledt  seggen  „Nejn ;" 
he  hapede  he  hadde  bewyses  genoch,  und  stelde  dat  ok  bi 
den  ers.  rad  to  rechte.  Hirup  e.  e.  rad  na  berade  aflbede 
vor  recht:  nademe  Hinrick  v.  Weyge  na  rechte  nicht  bewisede 
dat  he  unaffgedelet  were  unde  Aleken  de  guder  van  orer  moder 
erst  geven  weren,  so  scheide  de  erste  gifile  vorgaen  unde  by 
macht  bliven  na  lüde  unses  bokes.  — 
1533.    Schedebuch  Fol.  129  b,  Mo.  2. 

Kläger  wollen  aus  einem  Testament,  das  in  Händen  der 
Beklagten  gegen  diesen  einen  Erbanspruch  geltend  machen. 
Beklagter  weigert  Herausgabe  des  Testaments 

„wenthe  de  beklagede  wer  nicht  schuldich  syn  bewys  iffie 
origenal  deme  klegere  vortobringen  syck  dar  uth  tho  gran- 
dende" — 
und  der  Bath  entscheidet:  Beklagter  sei  nicht  eher  pflichtig  das 
Testament  herauszugeben  „er  se  (ELläger)  bewiset  hebben  dat  se 
medeerven  sin;  dar  ohnen  de  rad  uppe  to  körnende  dinxstedach 
ene  tyt  to  lede  na  orem  begerthe." 

Die  Begriffe  des  Hauptbeweises,  Gegenbeweises  und  Einrede- 
beweises bilden  sich  aus. 

a.   Hauptbeweis  und  Gegenbeweis. 
1533.    Schedebuch  Fol.  126  b,  No.  1. 

Kläger  Johann  Droste  verlangt  vom  Bekl.  Diedrich  Witsegel, 
dass  dieser  den  Besitz  einer  Bude  aufgebe.  Bekl  beweist  durch 
von  den  Domherren  besiegelte  Urkunden  sein  Recht  des  Gebrauchs 
und  Besitzes. 
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Entscheidung:  So  konde  de  rad  gedachten  Dyderik  Witsegel 
der  vorgerorden  boden  myt  rechte  nicht  entsetten,  so  averst 
Johan  Droste  jenich  bewis  dar  entjegens  upbringen  konde,  des 
scheide  idt  alsedenne  danimme  gan  wo  sick  tho  rechte  wolde 
egen  unde  geboren. 

1&58.  Schedebuch  Fol.  203  a,  No.  1. 
Entscheidung  des  £aths:  Unde  hebben  wj  de  beclageden  ofil 
se  wes  mehr  unde  bestendigeres  jegen  der  cleger  geforede 
tugen  uthsage  edder  personen  hedden  desgeliken  ok  so  se 
ander  jegenbewis  vorbringen  wolden  noch  sos  wecken  tid  to 
erkandt  unde  ingerumet. 
b.   Einredebeweis. 

1559.    Schedebuch  Fol.  214a,  No.  4. 

Lüder  Gottfried  &  Cons.  c/a  die  Feldbauem  des  Stellerfeldes. 
Die  Kläger  appelliren  gegen  ein  Urtheil  des  Landgerichts,  wo- 
nach ihre  gutsherrlichen  Güter  schwarenpflichtig  seien.  Weder 
ihren  Vorfahren  noch  ihren  Meiern  sei  die  Schwarenscbaft  auf* 
erlegt;  nur  der  letzte  Meier  Arend  Wise  habe  es  zu  ihren,  der 
Gutsherren  Schaden  zugelassen,  dass  die  bäuerliche  Gemeinde 
die  Güter  für  schwarenpflichtig  erklärt  habe.  Die  Feldbauem 
entgegnen:  die  ganze  Feldmark  sei  früher  schwarenfrei  gewesen 
und  erst  späterhin  die  Schwarenscbaft  auf  die  einzelnen  Güter 
gelegt  worden. 

Entscheidung  des  Aaths :  Dewil  de  veltburen  sulvest  bekanden 
dat  de  ganze  veitmarke  etwan  (früher)  frig  gewesen  so  sj  den 
appellanten  nicht  nodich  obre  frigheit  to  bewisen  unde  were 
deshalven  ovel  sententieret  unde  wol  appelleredt;  konden  averst 
de  veltburen  bewisen  dat  vor  des  lesten  meigers  Arend  Wisen 
tiden  swarenschup  van  der  hove  (hufe)  geholden,  scheide  up 
der  parthien  femer  vorbringen  gescheen  wes  recht  is. 

1557.    Schedebuch  Fol.  195  a,  No.  1. 
Na  Widerreden  unde  wedderreden  wart  der  flowideschen  up- 
gelecht  in  acht  dagen  cessionem  bonorum  laut  voriger  gefelle- 
der  sententien  to  bewisen. 

1565.  Schedebuch  Fol.  242a,  No.  2;  Verwerfung  einer  Einrede: 
Dat  de  beclagtinne  ohrer  vorgebrachten  inrede  unangesehen  den 
clegerinnen  de  beclagede  kothwere  (Köthnerhaus)  alse  ohr  ange- 
ervede  erve  folgen  to  laten  schuldich.^) 


>)  Femer:   1635.    Schedebuch  Fol.  Id3a,  No.  1. 
1552.    Schedebach  Fol.  182  b,  No.  2. 
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Das  Beweieverfahren  verliert  mehr  und  mehr  seine  Form- 
losigkeit Beweistermine  werden  angesetzt  oder  Beweisfristen 
gegeben. 

Obergerichtsentscheidung  vom  14.  April  1567. 
Auf  erfordern  Dirk  Wietings   von    wegen   seines  principalen 
Johann   Lüders  ist   von   e.    e.   rad    dem    gegenteil    Fredeiik 
Harmening  terminus  probatorius  als  heuer  fiber  acht  dage  an- 
gesetzt worden. 

In  einer  anderen  Obergerichtsentscheidung  v.  29.  Nov.  1568 
wird  dem  Elläger  aufgegeben 
,ybinnen  veertein  dagen  wo  recht  to  bewisen  unde  hirneffen  dem 
beclageden  sine  jegenbewisunge  des  vorhergedachten  Antfeldes 
unvermogenheit  halven  yn  sodanne  frist  ok  vortobringen  firy 
stan  unde  scholde  also  dann  in  solliker  sake  ferner  ergan  wat 
recht  is. 

Wenn   schriftlich   processirt    wird,   überreicht   der   Probant 
'Beweisartikely  der  Probat  Interrogatorien. 
1558.    Schedeb.  Fol.  203  a,  No.  1. 

Pastor  und  Einwohner  zu  Debbestedt  processiren  vor  dem 
Bath   gegen   den  Vogt   und   das  Kapitel  zu  Lehe,   (beide  Orte 
unterstanden    der  Zeit    der  Territorial-   und  Jurisdiotionsgewalt 
des  Baths)  um  den  Besitz  an  Haide  und  Wisch,  und  bitten  um 
Ansetzung  eines  Beweistermins  zu  Bederkesa.    Hier  werden  vor 
einem  Kommissar,  dem  Beweisartikel  und  Interrogatorien  über- 
geben werden,  die  Zeugen  abgehört.    Dem  JEtath  wird  das  Proto- 
koll über  das  Zeugen  verhör  zugestellt  „samt  deme  so  beide  parte 
darup  schriffUich  ingelecht  unde  pro  et  contra  disputeret.'< 
1578.    Obergerichtsentscheidung  v.  20.  April. 
Dieweil  bedagter  der  clage  nicht  gestendig  und  daneben  be- 
gehrt dass  nach  form   der  rechte  der  beweis  vom  clager  ge- 
führet werden  möchte,  also  sollen  demnach  zu  solchem  behuf 
herr  Brun.  Beiners  und  herr  Heinr.  Salomon  zu  commissarien 
verordnet  sein,  vor  denen  cläger  seine  beweisartikel  einbringen, 
auch    beclagter  dagegen  seine  interrogatorien   übergeben  und 
alsdann  mit  abhörung  der  zeugen  nach  form  der  rechte  solle 
verfahren  werden. 
Das  Interlocut  wird  wesentlicher  Bestandtheil  des  Verfahrens. 
1558.    Schedebuch  Fol.  202  a,  No.  1,    wo  bewiesen  w^den 
soll    „na   lüde   unde  inholde   der  interlocutorien  in  dusser  sake 
hiebevor  am  15.  juli  1557  gefellet^^ 

Mitunter  in  allgemein  sächsischer  Form. 
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1659.    Schedebuch  Fol.  209  a,  No.  2. 
Beklagter  soliuldig  sine  excepcion  to  bewisen. 

1569.    ObergerichtgentscheiduDg  v.  21.  April. 
Dass    beclagter   von   dieser   clage   notlos   nnde  absolveret  sin 
schölle,   idt   könnten   denn   deger  den  grund  ihrer  dage  to 
rechte  genugsam  bewisea 

Mitunter  in  specielierer  Fassung.^) 

Die  probatio  in  perpetuam  rei  memoriam  findet  sich  zuerst 
in  einer  Entscheidung  des  Niedergerichts  v.  8.  März  1567.  So- 
dann in  einer  Entscheidung  des  Obergerichts  v.  25.  Juli  1579. 
und  dieweil  auch  kleger  hierneben  begert  etliche  zeugen  ad 
perpetuam  rei  memoriam  zu  verhören,  so  sollen  dazu  herr 
ratmann  Oröning  und  herr  Johann  Brand  deputeret  und  ver- 
ordnet sein. 

OesetzUche  Beir elsrerüieiluiig. 

Sämmtliche  Ordele,  welche  eine  gesetzliche  Beweisvertheilung 
enthalten,  fuhrt  der  Codex  glossatus  noch  als  geltendes  Becht 
auf,  aber  bei  vielen  ohne  jede  Grlosse  oder  mit  nichts  sagenden 
Bemerkungen,  woraus  zu  schliessen,  dass  die  Praxis  sich  an  die 
Beweisbestimmungen  nicht  mehr  kehrte.  In  den  Entscheidungen 
trifil  man  nur  noch  auf  vereinzelte  Spuren,  so 
1528.    Schedebuch  Fol.  114  a,  No.  2. 

Hermann  Berchmann  hat  Hilbe  Brandes  eine  Summe  Geldes 
in  Verwahrung  gegeben.  Beklagte  behauptet,  sie  könne  dieselbe 
nicht  zurückerstatten,  da  sie  ihr  gestohlen  sei. 

Entscheidung:  Dar  de  fruwe  mit  crem  rechte  na  lüde  des 
stadtbookes  war  maken  unde  bevestigen  wulde  dat  ore  de 
vorgerorden  negen  unde  twintigeste  halve  bremer  mark  myt  dem 
oren  weren  entforet  und  gestalen  wurden,  des  mochte  se  geneten 
unde  dar  mede  der  angestalten  tosprake  notlos  sin,  idt  en  were 
denne  dat  ore  de  gedachte  Hermen  etwas  anders  künde 
averbewisen ;  des  desulfite  Hermen  do  vort  gefraget  ifft  he  der 
frouwen  recht  wolde  hebben,  wortho  he  „Nen''  sede  unde  dar 
mede  wech  ginck.  (Vgl.  Ord.  60.)  — 
Characteristisch  ist  die  Interpretation,  welche  der  Glossator 
dem  Ordel  51,   wonach  der  Pfandbesitzer  die  Höhe  der  Pfand- 


')  So  z.  B.  ObergeriohtsentaGheidnng  v.  17.  Jan.  1569. 
Obergerichtsentsoheidmig  v.  10.  Febr.  1569. 
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schuld  zu  beschwören  hat,  zu  Theil  werden  lässt.  Er  erblickt 
darin  eine  dem  beneficium  Grordiani  gleichlautende  Bestimmong; 
welches  Benefiz  einen  der  wenigen  Belege  für  die  Annahme 
bieten  dürfte,  dass  das  römische  Recht  den  Bedürfnissen  des 
Handels  in  den  grösseren  Städten  entgegengekommen  sei. 

„Dies  Statut  wird  verstanden  nicht  allein  de  pecunia  ob  quam 
pignus  nexum  sed    de  alia  pecunia  quam  simpliciter  debitor  ac- 

cepit Quod  enim  hie  sit  genuinus  sensus  inde  coUigitur 

quod  alioquin  illa  extensione  qua  pignus  porri  gitur  ad  pecunias 
juramento  probatas  non  fuisset  opus  und  solches  um  soviel  mehr, 
dass  quoad  primum  debitum  und  wann  es  simpliciter  de  probatione 
debiti  verstanden  werden  sollte,  davon  ein  besonder  statutum, 
nämlich  das  vorhergehende  Ordel  ÖO  vorhanden,  weilen  aber  in 
diesem  51.  Ordel  etwas  mehr  statuiret,  so  deutet  man  es  noth- 
wendiger  etwas  largius  ad  evitandam  superfluitatem  und  damit 
man  dasselbe  etwas  näher  auf  das  gemeine  Recht  zu  femer 
Decision  üblicher  Fälle  zu  appliciren  habe,  praesertim  quia  alias 
omne  statutum  recipit  interpretationem  extensivam  ex  jure  com- 
muni  et  quidem  ita  ut  quam  minimum  deroget  legi  scriptae,"  — 

In  den  Ereftingschen  reformirten  Statuten  haben  die  folgen- 
den   der    den  Beweis   normirenden  Ordele  und  Statuten  nur  mit 
unbedeutenden  Modificationen  Aufnahme  gefunden: 
Ordel  10  als  statutum  reformatum    43. 
„      oo    ,,  „  „  lll- 

„      60    „         „  „  95. 

Statut  24    „         „  „  136. 

43  77 

Die  folgenden  Statuten  dagegen  enthalten  bedeutsame  Aender- 
ungen  in  der  Beweisvertheilung: 

In  stat.  ref.  90  (Ord.  57)  hat  der  Commodatar,  welcher  die 
bei  ihm  niedergelegte  Sache  verloren,  zu  beweisen,  dass  es  ohne 
seine  Schuld  geschehen.  Vermag  er  es  nicht,  wird  Kläger  zum 
Beweis  des  Ersatzwerthes  zugelassen.  Gelingt  ihm  derselbe  nicht, 
kommt  Beklagter  zum  Schätzungseide. 

In  stat.  ref.  93  (Ord.  8)  wird  der  Deponent  zum  Schätzungs- 
eide für  die  vom  Depositar  verlorene  Sache  zugelassen,  wenn 
dieser  den  Empfang  vorher  fälschlich  abgeleugnet  hat. 

In  stat.  ref.  94  (Ord.  59)  hat,  wenn  ein  in  Verwahrung  ge- 
gebenes Pferd  beim  Depositar  verschlechtert  oder  untergegangen 
ist,    der  Deponent   zu   beweisen,   dass   es   durch  Schuld   des 
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Depositars  geschehen  ist.  Vermag  er  diesen  Beweis  nicht  zu 
führen,  kommt  der  Depositar  zum  Eide,  dass  er  das  Thier  wie 
ein  ordentlicher  Hausvater  gleich  dem  seinigen  gehalten  habe. 

In  etat  ref.  101  (Ord.  51)  kommt  das  Gordianische  Pfand* 
Privileg  zum  Ausdruck. 

In  stat.  ref.  82  (Ord.  71)  wird  der  Text  des  Statuts,  dass 
der  DienstDote  den  Nichtempfang  seines  Miethgeldes  beschwören 
kann,  dahin  geändert,  dass  er  die  Höhe  des  Miethlohnes  be- 
schwören darf,  während  die  auf  Zahlung  des  rückständigen 
Lohnes  verklagte  Herrschaft  eidlich  die  geschehene  Zahlung  zu 
bekriiftigen  hat. 

Die  einzelnen  Beweismittel. 

a.  Zeugenbeireis. 

IMe  Geschworenen  als  privilegirte  Zeugenclasse  sind  schon 
im  Anfange  des  sechszehnten  Jahrhunderts  verschwunden.  Im 
Codex  glossatus  heisst  es  bei  Ord.  7  „Heutigen  Tages  und  bei 
Menschengedenken  hat  man  sie  nicht  mehr;''  und  bei  Ord.  9: 
„Was  aber  das  Stadtbuch  de  materia  testium  disponiret,  das  ist 
mehrentheils  gar  in  desuetudinem  kommen  und  hat  das  Uebrige 
in  gemeinen  beschriebenen  Rechten  eine  viel  richtigere  Maass 
und  Ordnung  als  in  den  Statuten.'^ 

Das  Verhör  der  Zeugen  geschieht  bald  vor  dem  Gericht 
selbst  in  Gegenwart  der  Partei,  (so  noch  7.  Juli  1603  vor  dem 
Obergericht)  bald  vor  einem  Kommissar  (29.  Mai  1598).  Diese 
Praxis  giebt  Statut,  ref.  26  bei  Krefting  wieder :  „Wenn  de  Pro- 
cess  to  Bewis  und  Gegenbewis  gelanget,  schölen  de  Tügen  also- 
bald  entweder  summarie  vor  Gericht  edder  na  Gelegenheit  und 
Wichtigkeit  der  Saken  nach  Form  und  Ordnung  gemeiner  Aechten 
mittelst  besonderer  Commission  abgehöret  werden.^'  Vom  alten 
£echtssatz  „men  en  mag  neuen  scaden  tügen  up  neuen  man'' 
sagt  die  Glosse  zu  Ord.  22:  Was  aber  diesfalls  von  den  säch- 
sischen Bechten,  in  denen  sie  so  liederlich  ohne  Noth  mit  dem 
Eide  umgehen,  zu  halten  sei,  ist  zuvor  bei  dem  18.  ürtheile 
ausgeführt  worden.  Itaque  quum  hoc  statutum  conscientiis  sit 
pemiciosum  hodie  non  est  in  usu. 

So  bereits  1529.    Schedeb.  Fol.  117  a,  No.  2. 

Beklagter  wird  verurtheilt  eine  dem  Kläger  rechtswidrig 
genommene  Lade  mit  wichtigen  Werthdocumenten  wieder  zurück- 
zugeben: 
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ünde    den    schaden    so  he  darby  geleden  unde  he  oppe  den- 
sulven  Johannes   (den  Beklagten)  mit  rechte  bringen   konde» 
scholde  he  ohme  leisten  unde  betalen. 
Ferner  1560.    Schedebnch   Fol.  218  b,  No.  1   in  S.  Johann 
BoUmann  c/a  Hinr.  Beer. 

Bekl.  hat  vom  Kläger  eine  Parthie  Waid  gekauft  in  vier 
Terminen  zu  bezahlen.  Zwei  Terminzahlungen  werden  einge- 
klagt, wogegen  Beklagter  excipirt:  die  Waare  sei  minderwerthig; 
der  vom  Kläger  geforderte  Kaufpreis  betrage  mehr  als  der 
Marktpreis  einer  gleich  guten  Waare  in  den  Niederlanden,  er 
wolle  einen  Abzug  vom  Kaufpreis  machen.  Kläger  replicirt: 
Beklagter  habe  die  Waare  als  von  guter  Beschaffenheit  and 
contractsmässig  empfangen;  ob  sie  inzwischen  Schaden  gelitten, 
wisse  er  nicht.  Wenn  die  Waare  noch  vorhanden,  möge  sie 
durch  Sachverständige  besichtigt  werden  und  wolle  er  sich 
eventuell  einen  Abzug  gefallen  lassen,  wofür  er  einen  Bürgen 
stellt. 

Entscheidung:  Dat  Hinrick  Beer  de  twe  verflatene  termine 
na  lüde  siner  hantschrifil  in  14  dagen  to  betalende  schuldig;  ange- 
sehen dat  he  sinen  schaden,  so  he  jenigen  bewisen  wurde  edder 
wat  de  wede  ringer  in  der  prove  konde  befunden  werden  ut  dem 
nastandem  reste  ok  an  dem  borgen  den  Johann  Bollmann  ohme 
to  stellen  erbodich  wol  hebbe  to  erhalende. 

Vor  dem  17.  Jahrhundert  habe  ich  einen  Zeugenrotulns  nicht 
erwähnt  gefunden:  die  Aussagen  wurden  durch  den  Secretär 
protocollirt  und  die  Anwälte  der  Parteien  erbaten  sich  davon 
Abschriften. 

b.  Beweis  durch  Urkunden*    EdlÜonspflieht. 

Dass  der  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  nicht  seltene 
Beweis  durch  Privaturkunden  immer  häufiger  wird,  bedarf  kaum 
der  Erwähnung.  Aus  dem  reichen  Material  will  ich  nur  eine 
species  facti  herausheben:  einmal,  weil  sie  noch  aus  ziemlich 
früher  Zeit,  andererseits,  weil  sie  auch  für  die  Ausbildung  des 
materiellen  Rechts  einen  nicht  unwichtigen  Beitrag  liefert. 

1519.    Schedebuch  Fol.  89  b,  No.  1. 
Margarethe  Slotelborg  c/a  Hinrik  Howide  &  Arend  Gk>lt8mede. 

Die  Beklagten  haben  sich  für  eine  Forderung  der  KBgerin 
gegen  Mathäus  Bremer,  gross  395  Gulden,  acht  Tage  nach 
Pfingsten  1517  in  Bremen  zu  zahlen  verbürgt.  Der  Klage  setzen 
sie  entgegen:  der  grösete  Theil  der  Schuld  müsse  bereits  abgezahlt 
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sein;  genau  wieviel ,  werde  sich  aus  einer  Handschrift  ergeben, 
welche  Johann  Schröder,  Anwalt  der  Klägerin,  im  Besitz  habe. 
Aus  dieser  ergiebt  sich,  dass  214  Gulden  abgezahlt  sind  und 
Klägerin  den  Schuldner  mit  der  Zahlung  des  Bestes  befristet 
hat  „twischen  dyt  und  nyen  jahr.^  Der  Anwalt  der  Beklagten 
beantragt  diese  von  der  Klage  loszusprechen,  da  Klägerin  einen 
neuen  Vertrag  mit  dem  Schuldner  Mathäus  Bremer  geschlossen 
habe,  zu  dem  die  Bürgen  nicht  zugezogen  seien.  Die  Ent- 
scheidung des  fiaths  lautet: 

(Jude  de  borgen  tor  tydt  alse  acht  dage  na  pinxten  allene 
gelavet  hadden  unde  so  ok  Johann  Schröder  unde  de  Slotel- 
borgesche  crem  schuldenere  Mathäus  lenger  tydt  gegeven 
hebben  ....  dar  de  borgen  nicht  by  geeschet  ok  darin  nicht 
gevulbordet  hebben  sin  de  borgen  nicht  wyder  to  holdende 
vorplichtet  sunder  to  absolverende.  — 

1553  streiten  sich  die  Anwälte  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Hermann 
Vassmer  in  langen  lateinischen  Ausführungen  über  die  Pflicht 
der  Beklagten  ein  Testament  zu  ediren.  Vassmer  behauptet: 
quod  reus  non  tenetur  edere  actori  instrumenta  ad  intentionem 
suam  fundandam.  Kläger  berufen  sich  auf  lex.  1  dig.  lib.  29 
tit.  lU  „Omnibus  quicunque  desiderant  tabulas  testamenti  in- 
spicere  vel  etiam  describere,  inspiciendi,  describendique  potestatem 
facturum  se  praetor  poUicetur.^  und  verlangen  Einsicht  entweder 
ex  interdicto  de  tabulis  exhibendis  oder  ex  edicto  per  officium 
judicis. 

1598,  März  20  trifft  das  Obergericht  die  Entscheidung,  es 
sei  Rechtens,  dass  der  eine  Part  dem  anderen  communia  in- 
strumenta ediren  müsse. 

c.  Beweis  darch  Eid. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  altbremischen  und  tief  im 
Bechtsbewusstsein  haftenden  Unterschied  der  schlichten  Klage 
und  Klage  mit  Zeugen  steht  die  Beweisführung  durch  den  Eid, 
welche  noch  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhundert  hinein  sich  vom 
ünschuldseide  nicht  völlig  zu  trennen  vermocht  hat.  Bis  dahin 
habe  ich  denn  auch  die  im  altdeutschen  Beweisrecht  völlig  aus- 
geschlossene Eideszurückschiebung  in  keinem  ürtheil  oder  Partei- 
vortrag gefunden.  Abgesehen  von  diesen  lebendigen  Erinnerungen 
war  es  aber  ein  zweiter  und  vielleicht  noch  mehr  ins  Gewicht 
fallender  Grund,  wesshalb  das  juramentum  a  parte  parti  in 
judicio  delatum  in  Bremen  keine  Wurzel  fassen  konnte.    Muther 
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fährt    in    seiner   „Gewisseneyertretung    im   gemeinen    deatschen 
Becht^   aus,  dass  überall,    wo  das  Positionalverfahren  mit  den 
juranientis  dandorom  et  respondendorum  Eingang  gefunden  hatte, 
dem  Schiedseid  nur  eine  geringe  practische  Bedeutung  zukommen 
konnte.    Es  hatte   keinen  Sinn,   dem  Beklagten,    der  das  jura- 
mentum   respondendorum  geleistet,   noch  obendrein   den   Wahr- 
heitseid zuzuschieben,  da  lüager  bestimmt  erwarten  musste,   es 
werde  auch  dieser  zu  seinem  Nachtheil  ausgeschworen  werden; 
überdies  durfte  der  Bichter,    um  die  Leistung  unnöthiger  Eide 
zu  vermeiden,  dem  Nebeneinandergebrauch  des  juramentum  res- 
pondendorum  und  des  juramentum   dektum  nicht  geneigt  s^n. 
In    der   bremischen  Praxis  spielten   aber  die  Gtefahrdeeide  eine 
grosse   Bolle.     Zunächst    wurde    regelmässig    das   juramentum 
calumniae  generale  verlangt,  meistens  gegenseitig. 
1545.    Schedebuch  Fol.  159a,  No.  1. 
ünde  so  obgedachter  anwalt  juramentum  calumniae  vam  j^n- 
dele  to  donde  begeret,  wan  dan  he  sodans  vor  gedan,  dat  denn 
de  beclagede  desgeliken  to  donde  ok  plichtich.  ^) 
Sodann  der  Specialcalumnieneid,  nachdem  die  positiones  und 
responsiones  vorgebracht  worden. 

1567.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Portener 
&  Cons.  c/a  Martin  Ficken. 
Kläger  haben  den  gefiirderten  eid  dandorum  wirklich  zu 
leisten  und  ihre  eingebrachte  klage  vermittelst  desselbigen 
eides  zu  wiederholen  ....  dass  alsdann  beclagter  in  14  tagen 
sub  poena  confessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten. 

Aber  wenn  auch  nicht  im  Positionalverfahren  processirt  wird, 
so  ist  doch  niemals  von  einer  Bückschiebung  des  Eides  die  Bede. 
Die  Parteien  operiren  entweder  mit  dem  Begriff  des  juramentum 
calumniae,  oder  dem  des  alten  ünschuldseides  in  der  Ueber- 
Setzung  ,Juramentum  purgatorium^;  oder  endlich  sie  verlangen 
über  eine  relevante  Thatsache  eine  Erklärung  des  Gkgners  medio 
juramento. 

Wo  wir  heute  jedenfalls  eine  Belation  des  Eides  erwarten 
würden,  unterbleibt  solche. 


*)  1546.    Schedebnoh  Fol.  l&9b,  No.  2. 

1641.    Bathsenttcheidang  in  S.  Dirk  Wieting  o/ä  Kloster  St  Panli 
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1550.    Schedebuch  Fol.  172  a,  No.  1. 

Das  Fischeramt  behauptet  mit  schlichter  Klage,  Beklagter 
habe  innerhalb  ihres  Fischbereichs  gefischt  und  dadurch  ihre 
Gerechtsame  verletzt.  Beklagte  gestehen  die  Rechtsverletzung 
durchaus  nicht  zu,  wollen  aber  nicht  schwören,  werden  daher 
der  Klage  gemäss  verurtheilt.  Von  einer  Relation  des  Eides  ist 
keine  Rede. 

Obergerichtsentscheidung  in  Sachen 

Dirk  Sanders  c/a  Joh.  Groning  v.  3.  Febr.  1569. 

Kläger  klagt  eine  Geldschuld  ein;  Beklagter  behauptet 
Zahlung.  Probando  schiebt  er  nun  aber  nicht  dem  Kläger  fSd 
zu,  den  dieser  leistet  oder  zurückschiebt,  sondern  Kläger  leistet 
auf  Verlangen  des  Beklagten  das  juramentum  calumniae  speciale, 
dass  seine  Klagbehauptungen  richtig  seien.  Die  Klage  war 
schlicht  angestellt.  Nach  dem  alten  Beweisrecht  hätte  Be- 
klagter durch  seinen  Eid  das  streitige  Rech tsverhältniss  erledigen 
können.  Das  wäre  auch  jetzt  noch  Rechtens  gewesen,  hätte 
Beklagter  nicht  vorgezogen  bei  dieser  einfachen  Sachlage,  wo 
Thataache  und  Rechtsbehauptung  vollständig  sich  deckten,  durch 
das  aus  dem  fremden  Recht  entnommene  juramentum  calumniae 
den  Rechtsstreit  durch  den  Eid  des  Ellägers  erledigen  zu 
lassen.  Beklagter  erklärt  ausdrücklich,  dass  er  „tho  verhodinge 
des  darup  folgenden,  ohme  dem  beclageden  gelikesfalls  to  rechte 
toerkannten  juramenti  litis  decisorii  (offenbar  der  vom  Beklagten 
über  das  Rechtsverhältniss  zu  leistende  Unschuldseid,  da  Kläger 
schlicht  geklagt  hatte)  offt  wol  de  angetogen  schulde  einmal 
betalet,  he  dennoch  desulvige  nochmals  to  erleggende  erbodig.^ 

In  anderer  Weise  wird  eine  behauptete  Zahlung  erwiesen 
in  8.  Claus  v.  d.  Lith  c/a  David  Davos  vom  23.  Juli  1601. 

Beklagte  schützen  die  Einrede  der  Zahlung  vor.  Kläger 
bestreiten  die  letztere,  verlangen  aber  nun  nicht  den  Beweis  der 
Zahlung,  sondern  das  juramentum  calumniae  vom  Beklagten,  das 
dieser  zu  leisten  bereit  ist,  wodurch  also  auch  die  Sache  selbst 
entschieden  und  erledigt  ist. 

1603,  Juni  20.    Johann  Herde  Wwe.  c/a  Walter  Herde. 

Klägerin  will,  da  der  von  ihr  benannte  eine  Zeuge  nicht 
plene  probiren  könne,  dem  Beklagten  Alles  in  sein  Gewissen 
schieben,  nämlich,  ob  er  seinem  Sohn  nach  der  Hochzeit  nicht 
abgezogen,  was  er  ihm  früher  vorgestreckt.  Beklagter  verlangt 
das  juramentum  calumniae  von  der  Klägerin,  worauf  der  Be- 
scheid des  Rathes  erfolgt:  A 
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Wenn  de  Herdesche  dat  juramentum  malitiae  geleistet,  so  mot 

he  (BekL)  ok  den  eid  leisten. 

Von  einer  Eidesrelation  auch  hier  nicht  die  Rede! 
1601,  Juli  28,  zeugt  Hermann  Bielefeld  vor  dem  Rath  ein, 
dass   er  eine  Citation  dem  Beklagten  übergeben   habe.     Dieter 
bestreitet  es  und  erbietet   sich  das  juramentum  purgatorium  za 
leisten. 

1001  in  S.  Sogestrade  c/a  Havemost  wird  seitens  des  Klägers 
vom  Beklagten  medio  juramento  eine  Erklärung  verlangt ,  dass 
dieser  das  Haus  fUr  sich  und  mit  seinem  eigenen  G-elde  zu  kaufen 
beabsichtigt  habe. 

Ganz  besonders  lehrreich  ist  eine  Processgeschiohte  aus  dem 
Jahre  1600,  worin  die  Beweisführung  durch  ESd  in  den  wechselnd- 
sten Bedeutungen  auftritt. 

3.  November.  Hermann  Breuning,  vertreten  durch  Johann 
Almers  (den  Glossator),  beansprucht  aus  einer  letztwilligen  Ver- 
fügung der  Johann  Völlers  Ehefrau  Mark  800  und  verschiedene 
Kleinodien.  Diese  Verfügung  sei  von  dem  nach  seiner  Eihefrau 
verstorbenen  Johann  Völlers  in  seinem  Testamente  bestätigt 
Zunächst  werde  Edition  dieses  Testaments  verlangt  „quod  testa- 
mentum  non  tantum  heredi  sed  omnibus  quorum  interest  edi 
debet.«« 

Beklagter  durch  seinen  Anwalt  Bentheim  vertreten,  gesteht 
die  Existenz  einer  derartigen  letzt  willigen  Verfügung  zu,  be- 
streitet, dass  Völlers  sie  in  seinem  Testament  bestätigt  habe. 
ESdiren  könne  er  dasselbe  nicht,  weil  Völlers  es  kurz  vor  seinem 
Tode  vernichtet.  Eis  existirten  nur  noch  einige  zerrissene 
Scharteken.  Ueberdies  habe  Völlers  mit  seiner  Ehefrau  als  ihre 
Tochter  sich  mit  dem  Beklagten  Hast  verheirathet,  einen  Vertrag 
geschlossen  (eine  „Eheberedung^  wird  er  in  den  Akten  genannt), 
wonach  seiner  Ehefrau  freigegeben  über  800  Mark  zu  verfugen, 
falls  sie  nach  ihm  (Völlers)  versterben  würde.  Diese 
Bestimmung  sei  im  Testament  bestätigt. 

10.  November.  Dem  Beklagten  wird  vom  Bath  zunächst 
der  Editionseid  auferlegt: 

Dass  Johann  Hast  dat  testament  to  ediren  schuldig  so  gut  als 

das    bei  der  heredität  vorhanden  und  schal  he  solkes  up  den 

notfall  myt  sinem  rechte  holden. 

20.  November.  £[läger  verlangt,  dass  Beklagter  und  dessen 
Ehefrau  sich  medio  juramento  darüber  erklären,  dass  sie  das 
Testament   nicht   selbst    vernichtet   und    dass  Job.   Völlers  von 


Digitized  by  V^OOQIC 


83 

ihnen  nicht  zur  Vernichtung  angestiftet,  sondern  dieselbe  proprio 
motu  vorgenommen  habe.  Beklagter  ist  bereit  das  juramentum 
calumniae  zu  leisten,  will  aber  auch  vom  Kläger  einen  gleichen 
Bid  geleistet  wissen.  Dieser  weigert  sich,  wird  aber  gerichts- 
sdtig  dazu  angehalten. 

1.  December.  In  diesem  Termin  leistet  Kläger  zunächst  das 
juramentum  calumniae.  Sodann  erinnert  der  Herr  Bürgermeister 
als  Vorsitzer  des  Rathsgerichts  daran;  dass,  was  das  juramentum 
purgatorium  anbetrifil,  Beklagter  und  dessen  Ehefrau  schwören 
sollen: 

1)  Dass  sie  das  Testament  nicht  zerrissen  —  dass  sie  nicht 
Rath  und  That  dazu  gegeben,  dass  es  zerrissen  sei. 

2)  Dass  sie  auch  nicht  gewusst,  dass  die  clausula  darinnen 
so  den  Brautbriefen  (das  ist  die  zwischen  Völlers  und  Ehefrau 
geschlossene  sog.  Eheberedung)  entgegen. 

Beklagter  und  Ehefrau  leisten  diesen  Eid.  Kläger  verlangt 
jetzt  Abhörung  des  Testamentsschreibers  Koch,  welcher  bezeugt, 
dass  er,  ausdrficklich  von  Völlers  dazu  beauftragt,  eine  Klausel 
hineingesetzt  habe,  wodurch  die  letztwillige  Verfügung  seiner 
fihefrau  (also  ohne  die  Bedingung  in  der  Eheberedung)  bestätigt 
sei.  Sodann  beruft  sich  Kläger  darauf,  dass  aus  dem  Vertrage 
(Eheberedung)  zwischen  Völlers  und  Ehefrau  Dritte  keine  Rechte 
herleiten  könnten.  Diese  Eheberedung  sei  durch  das  Ableben 
beider  Kontrahenten  ganz  ausser  Kraft;  die  darin  enthaltene 
Bedingung  sei  nur  zu  Gunsten  des  Völlers  aufgenommen.  Nach- 
dem dieser  verstorben,  habe  Niemand  an  deren  Aufrechterhaltung 
ein  Interesse  oder  ein  Recht. 

Der  weitere  Verlauf  der  Sache  ist  nur  in  lückenhaften  Mit- 
theilnngen  vorhanden.  Man  sollte  annehmen,  dass  aus  der  Inter- 
pretation der  vertragsmässigen  Vereinbarung  zwischen  Völlers  und 
seiner  Ehefrau  die  Entscheidung  allein  hätte  getroffen  werden 
können.  Aber  Wortlaut  und  Sinn  derselben  scheint  kein  ganz 
klarer  gewesen  zu  sein:  denn  der  Rechtsstreit  wird  schliesslich 
durch  ein  Urtheil  der  Juristenfacultät  zu  Marburg  vom  2.  De- 
zember 1602  von  einem  juramentum  litis  decisorium  des  Klägers 
oder  juramentum  suppletorium  in  seiner  Endentscheidung  ab- 
hängig gemacht. 

In  Sachen  u.  s.  w. 

erkennen  und  sprechen  wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt 
Bremen  allem  Fürbringen  nach  auf  vorgehabtem  Rath  der  Rechts- 
gelehrten für  Recht: 
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schwöre  Kläger  einen  leiblichen  Eid,  dass  weiland  Johann 
Völlers  eheliche  Hausfrauen  selige  der  Zeit  als  gedachter 
Hast  sich  mit  seiner  Hausfrau  Gesche  ehelich  ingelaasen 
die  von  ihrem  Ehemann  ihr  eingewilligten  Mark  800  ihres 
Gefallens,  ob  sie  gleich  vor  oder  nach  ihm  (ihrem  EShe- 
mann)  mit  Tode  abginge  durch  einen  letzten  Willen  oder 
sonst  zu  verwenden  ihr  vorbehalten,  auch  hernach  als  das 
Concept  der  Eheberedung  verlesen  hiervon  nicht  abge- 
wichen, noch  des  sich  ausdrücklich  begeben  habe,  diiss  auf 
solchen  erstatteten  Eid  Beklagter  ihm  Kläger  die  ver- 
machten M.  800  zusammt  den  Kleinodien  folgen  zu  lassen 
schuldig  sein  solL 

V.        E.        W. 
Dass   diese  Urtel   den  Rechten  und  Akten  gemäss  bekennen 
wir  decanus  und   andere  doctores   der  Juristenfacultät  in  der 
Universität  Marpurgk  urkundlich  mit  unsrer  Facultät  Ingesiegel 
versiegelt. 
Es  lässt  sich,   wie  bemerkt,   aus  dem  Akteninhalt  nicht  er- 
sehen, ob  dieser  Eid  ein  Schiedseid  oder  richterlicher  Er^nzungs- 
eid  ist.     Soviel  ist  aber  sicher,  dass,  wenn  auch  die  Praxis  des 
16.  Jahrhunderts    sich  davor  scheute,    das  römische   Eidsystem 
völlig  zu  acceptiren,  die  gelehrten  Juristen  sehr  bald  darauf  die 
Delation  und  Relation  als  modus  probandi  durchgesetzt  haben. 

Bei  Krefting  stat.  ref.  29  kommt  bereits  die  römisch-kanonische 
Auffassung  von  der  Eiidesdelation  voll  zum  Ausdruck: 

„Wenn  averst  de  eine  part  de  anderen  mit  schlichter  Klage 
beschuldiget  is  dejenige  de  also  beschuldigedt  werdt  up  Erkendt- 
nuss  des  Gerichts  entweder  to  schweren,  edder  den  ESidt  den 
anderen  to  referiren  und  wedder  to  toschuven  edder  doch  den 
Bewis  up  sick  to  laden,  dejenige  averst,  dem  de  Eidt  refererirt 
ward,  denselben  ohne  Wedderrede  to  leisten  schuldigt 

Ebenso  in  der  Glosse  zu  Ordel  18: 
„Obwohl  aber  das  Stadtbuch  wie  auch  das  Sachsenrecht  da- 
von keine  Meldung  thut,  dass  der  Beklagte  so  mit  schlichter 
Klage  beschuldiget  wird,  wenn  er  selbst  nicht  schwören  will, 
den  Eid  dem  Kläger  anheim  zu  schieben  befugt  ist,  so  ist  es 
ohne  Zweifel  dieses  Textes  Meinung  und  wird  in  wohlbe- 
stallten Gerichten  nicht  anders  gehalten.  Textus  juris  Saxonici 
nuUam  de  relatione  faciunt  mentionem;  usu  tarnen  relatio 
recepta  est. 
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Fachin.  lib.  1  different.  62. 
wegen   der  groseen  Unbilligkeit  und   Ungerechtigkeit,   so  da- 
raus entstehen  würde,  wenn  in  eines  jeglichen  Klägers  Macht 
stünde    seines    Gegen  theils    Gewissen   mit   dem    E&de   zu   be- 
schweren und  sich  nicht  zu  befürchten  hätte,  dass  der  Eid  ihm 
selbst  wieder  heimgeschoben  werden  könnte;   zu  geschweigen, 
dass  alle  statuta,   so  sie  nicht  etwas  den  kaiserlichen  Rechten 
ausdrücklich    entgegen    verordnen,    allezeit  den  Kaiserrechten 
gemäss  ausgeleget  und  verstanden  werden  müssen. 
In  der  That  ist  durch  den  Einfluss  der  sächsischen  Praxis 
die  Relation  in  den  gemeinrechtlichen  Ländern  üblich  geworden, 
wozu     namentlich    der    citirte    Ingolstädter    Professor    Andreas 
Fachineus    durch   ausführliche  theoretische   Elrörterungen  beige- 
tragen hat.     (Vgl.  Muther,  Gewissensvertretung  §  29). 

Auch  der  Beweis  durch  Gewissensvertretung  verdankt  den 
sächsischen  Juristen  seine  Ausbildung.  Im  codex  glossatus  wird 
seine  Zulässigkeit  noch  als  zweifelhaft  behandelt,  welche  aber 
richtiger  zu  bejahen  sei: 

an   reus  juramento  sibi  delato  possit  confidentiam  suam  pro- 
bationibus  liberare?    Et  posse  semper  aequius  visum  est  per 
ea  quae  notat  Coler.  decis.  123.    Berlich.  part.  1.  concl.  21.  22.  23. 
Das   richterliche  juramentum    suppletorium   ist   schon 
vor  der  Zeit  des  codex  glossatus  in  üebung. 
1638.    Schedebuch  Pol.  140,  No.  1. 
Lutke  Heineken  to  Zelle  c/a  Joh.  Misselke  to  Bremen. 
Bekl.   hat  von  Klägers   Vater  Weizen  gekauft,    worauf  er 
noch  86  Gulden  Rest  schulden  soll.     Er  beruft  sich  auf  ein  be- 
stehendes Kontokurrentverhältniss   „des  se  ok  malkanderen  ene 
rekenschup  gemaket^  —  wonach  er  noch  höchstens  4^«  Gulden 
schulde:    „des  sick  Johann  Misselke  to  synem  rekenboke  wolde 
getogen  hebben,   darinne  sodans  egentliken  geschreven  unde  be- 
funden wurde,  vorhapede  dat  datsulvige  rekenbok  dar  inne  orer 
bejder  handelinge  mit  klarer  antoginge  des  Jahres  unde  dages 
angetekent  in  dussem  falle  bewysen  muchte.^ 
Worauf  Kläger  entgegnet: 
„Dat  Misselkes    rekenbook   ohme    sulvest   to   vordele    nichtes 
bewisen  künde,  so  stellede  he  doch  en  sodans  to  des  beklage- 
den  gewissen  unde  beschuldigede  ohne  mit  euer  slichten  klage 
unde  wart  alsovort  de  sake  van  beyden  siden  to  erkanntenisse 
des  Erbaren  Rades  gestellet. 


Digitized  by  V^OOQIC 


86 

IMeser  enUcheidet: 
^Iffi  wol  Johann  Misselke  mit  synem  rekenboke  nicht  fiülen- 
komentlik  bewysen  mochte  wie  angetogen  unde  he  doch  mit  ener 
suchten  klage  beklaget  wurde,  wolde  nu  Joh.  Misaelke  to  beata- 
dinge  sinea  rekenbokes  mit  synem  ede  beholden  dat  de  angeiogeDe 
rekenschup  twusken  ohme  unde  des  klegers  zeligen  yadere  up  be- 
nanntem jähre  un  dage  gescheen  were,  dar  ahne  se  van  bejden  dden 
dosulvest  (damals)  genoge  gehat  hadden  des  mochte  he  geneteo. 

Der  Eid  wird  dann  vom  erkrankten  Beklagten  in  adnem 
Hause  geleistet: 

„Dat  de  handel  so  vorberoret  und  in  synem  rekenboke  yortekent 
warhafflich  also  unde  nicht  anders  gescheen  were." 

1569,  Febr.  14  wird  einer  verklagten  Parthei  durch  das 
Obergericht  in  supplementum  probationis  der  Eid  zuerkajint. 

üriheU. 

Die  im  älteren  Bremischen  Recht  schon  zu  mannig&cher 
Ausbildung  gelangten  Arten  der  ürtheile  bestehen  fort,  wahrend 
im  Tenor  wie  in  den  Entscheidungsgründen  mehr  und  mehr 
romische  Ausdrücke  zu  Tage  treten.  Die  alte  Form  „danip 
schedede  oder  sede  de  rad  vor  recht"  hält  sich  noch  einige  Zeit 
neben  der  um  1540  aufkommenden:  „erkande  de  rad  na  gehd- 
denem  berade  vor  recht." 

Die  Bechtskraft  des  ürtheils  erscheint  zuerst: 

1551.  Schedebuch  Fol.  176  b,  l)o.  2,  wo  es  heisst,  es  sei 
nicht  appellirt  worden,  die  Sache  daher  in  rem  judioatam  er- 
gangen." 

Sodann  Obergerichtsentscheidung  vom  28.  März  1569. 

Beklagter  habe  durch  Desertion  der  Appellation  das  ürtheil 
voriger  Instanz  „in  syne  kraffi  ergan  laten." 

Was  aber  am  Besten  das  Verschwinden  der  üeberzeugung, 
das  Recht  sei  aus  dem  Volksbewusstsein  zu  schöpfen,  characteri- 
sirt,  ist  das  (etwa  seit  1550)  Aufhören  der  früher  so  häufigen  Er- 
wähnung,  dass  der  urtheilende  Kath  in  Ungewissheit  über  das 
Recht  sich  an  die  Gesammtheit  des  Baths  —  an  die  Witheit  — 
gewandt  habe  und  nunmehr  entscheide  „na  ryper  beleringe  myt 
der  witheit"  oder  „na  rade  unde  vulbord  der  ganzen  witheit"  — ') 
Jetzt  wendet  sich  der  Bath  in  Zweifelsfragen  an  seinen  gelehrten 

'  0  Schedebuoh  Fol.  78  a,  No.  3  (1600). 
Sohedebaoh  Fol  74a,  No.  2  (1603). 
Schedebuch  Fol.  79a,  No.  3  (1607). 
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Stadtschreiber  oder  Syndicus,  welcher  auch  nicht  selten  die  ür- 
theile  concipirt,  wie  z.  B.  1553  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Yassmer 
der  Syndicus  Rollwagen.  Hier  handelt  es  sich  um  Eklition 
eines  Testaments,  welchem  Gesuch  ex  edicto  de  tabulis  exhi- 
bendis  nach  den  Ausführungen  von  Rollwagen  stattzugeben  sei. 
1&39  wandte  sich  der  Rath  an  seinen  Stadtschreiber  Magister 
Martin  Michaelis  mit  der  Frage,  ob  er  zur  Herausgabe  der  See- 
räubern abgejagten  Beute  an  ihre  Eigner  verpflichtet  sei.  Dieser 
bejahte  die  Frage  auf  Grund  römisch -rechtlicher  Deductionen. 
Die  Seeräuber  und  ihr  Ausfertiger  Junker  Balthasar  v.  Eisens 
hätten  die  geraubten  Güter  nicht  usucapiren  können,  denn  sie  waren 
malae  fidei  possessores.  Michaelis  führt  die  Sätze  an:  juris  est 
manifesti,  oportere  illum,  qui  praescribit  in  nuUa  temporis  parte 
conscientiam  habere  rei  alienae  und  usucapionem  non  habere 
locum  in  rebus  fiirtivis  et*  vi  possessis.  Die  den  Seeräubern  ab- 
genommenen Güter  kann  der  Rath  nicht  behalten  „sofern  ein 
rath  der  seroverye  von  serovern  begangen  nicht  wille  deelhafftich 
und  medeschuldich  geachtet  werden."  „Dan  de  apenbaren 
beschrevene  rechte  ordenen  unde  setten,  dat  de  schuld  unde 
dat  laster  der  vorfaren  verhaffien  unde  bosweren  eck  den  na- 
folger  in  den  guderen,  so  unrechtferdigh  erlanget  synt,  ut  c.  de 
acqui.  poss.  in  1.  vitia,  dar  de  keyser  secht:  vitia  possessionum 
a  majoribus  contracta  perdurant  et  successorem  auctoris  sui  culpa 
comitatur.  ^) 

Schliesslich  ist  auf  das  Aufkommen  der  Aktenversendung  an 
eine  Juristenfacultät,  als  auf  eines  der  wichtigsten  Entwickelungs- 
momente  in  der  Geschichte  des  Civilpfocesses  hinzudeuten.  Die 
erste  finde  ich  1567  in  S.  Hans  Griepenstroh  c/a  Albert  Ellamp 
u.  Johann  Wiggers,  wo  den  Parteien  anheimgegeben  wird  sich 
das  Drtheil  einer  Juristenfacultät  zu  erbitten.  Griepenstroh  hat 
Arrest  auf  eine  Ladung  Weizen,  die  sich  bei  Weselow  befindet, 
gelegt.  Der  Arrest  ist  gegen  Bürgschaft  wieder  aufgehoben. 
Nun  wendet  sich  E[läger  mit  der  Bitte  an  den  Rath  die  Bürgen 
möchten  doch  angehalten  werden  durch  Rücksprache  mit  Wese- 
low die  Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zu  bringen  „dat 
in  der  langwierigen  sake  ein  mal  sententiiret  werden  mochte.'' 
Entscheidung:  Dat  de  beclagede  mochte  mit  Weselowen  spreken 
dat  de  acta  rotuliret  unde  up  eine  Universität  verschicket  werden 


I)  W.  v.  Bippen,   Gotschalk  Aemlinokrad  als  Seeräaber,   Brem.  Jahr- 
booh  Bd.  XY,  S.  86. 
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mochten  edder  vorerst  vor  Weselowen  tor  sake  antworden."  — 
Ebenso  1567,  Dec.  5,  in  S.  Frederik  Hennings  c/a  Johann 
Lüders,  wo  der  Kath  erkennt:  Dass  demnach  die  beiderseits 
eingekommenen  acten  numehr  auf  eine  unparteiische  Universität 
vermöge  vorigen  interlocuts  zu  verschicken  seien  und  ist  zu  dem 
Behuf  terminus  ad  rotulandum  auf  künftigen  dienstag  angesetzet. 

Das  ürtheil  in  dieser  Sache  ist  am  3.  Febr.  1Ö68  von  der 
Universität  Erfurt  gefällt  worden. 

1Ö70  soll  in  S.  des  Grrafen  Anton  von  Oldenburg  c/a  die 
gemeinen  Creditoren  von  Märten  Hemeling  Wwe.  das  Urth^ 
einer  Juristenfacultät  eingeholt  werden  „dieweil  von  den  graf- 
lichen Gesandten  vermerket,  dass  der  £ath  in  dieser  Sachen  vor 
partheilich  und  also  verdächtig  angetogen  werde."  — 

BechtsmitteL 

Nachdem  149Ö  das  Reichskammergericht  gegen  die  Drtheile 
des  Raths   und  1541    der  Rath   gegen  die  Urtheile  des  Nieder- 
gerichts   und   der   Gogerichte   Berufungsinstanz  geworden,    war 
die  Noth  wendigkeit  neuer  Rechts bildungen  gegeben.     Dass   man 
gerade    hier    aus   dem   fremden  Rechte,   insbesondere   aus   den 
Kammergerichtsordnungen  schöpfte,  wo  man  durch  keine  Rück- 
sichtnahme auf  älteres  Recht  gebunden  war,   wo  man  gewisser- 
massen  einen  leeren  Raum  vor  sich  hatte,  lag  in  der  Natur  der 
Sache.     Vor    1541    hielt   der  Rath    eine  Berufung   gegen  sdne 
Drtheile  noch  für  unstatthaft.    So  schrieb  er  1538  in  S.  Claus 
Dorn  und  seine   Schwester  c/a  Johann   Gerdes  an  das  Reichs- 
kammergericht: 
und  aber  unser  stadtrecht  und  Statuten  auf  langhergebrachter 
gebrauch    ausdrücklich   vermögen   dass    keinem   urteil   so  von 
uns  zu  jeder  zeit  ausgesprochen  von  einigem  teil  soll  oder  mag 
widersprochen   werden  auch  sonderliche  und  ansehnliche  poen 
solcher   Statutenübertreters  darin  aufgesetzet  ....  so  ist  auch 
der  gleichen  allbereits  der  vorgewandten  appellation  und  der- 
selben devolution   in  s.  Gerhard   Steding   und  fleinr.  Louwen 
wyder  Heinrich  Trupen   von    uns  hiervor  genugsam  und  aus 
beständigen    Ursachen  widerfochten,    welcher   sachpunkt   noch 
vor  Eurem  Kaiserl.  Löbl.  Kammergericht  noch  unentschieden 
hanget  —  demnach  so  protestiren  und  bedingen  wir  uns,  dass 
durch    solche   edition    und   Überschickung   dieser  gerichtsacten 
von  obangeregtem  recht,  Statuten  und  althergebrachte  gewon> 
heit  keineswegs  wollen  abgewichen  sein.  — 
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Mit  den  Formen  der  Berufung  scheint  es  1544  noch  ziem- 
lich unsicher  gestanden  zu  haben,  indem  in  S.  Schmalz  c/a 
Vassmer  &  Hoyer  auf  die  Bitte  des  Appellanten  um  die  Apostel 
vom  Rathe  der  Bescheid  erfolgt  „dat  de  rad  ome,  wo  he  wusste, 
besched  gegeven,  den  mochte  he  vor  aposteln  annehmen.'' 

Ein  höchst  interessanter  Eechtsstreit  aus  dem  Jahre  1&449 
Schedeb.  Fol.  157  a,  No.  1  giebt  den  üebergangszustand  der 
Berufungsformen  wieder,  bevor  sich  diejenigen  des  römisch- 
kanonischen Rechts  festgesetzt  hatten. 

Die  Gebrüder  Stedebergen  verklagen  Johann  Rusche  auf 
Rückgabe  eines  zu  Walle  (Dorf  im  Bremischen  Landgebiet) 
belegenen  Kampes  vor  dem  Rath.  Beklagter  schützt  die  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  vor  und  der  Rath  verweist  den  Streit 
an  das  Gericht  der  belegenen  Sache.  Hier  in  Walle  „vor  enem 
gehegeden  gerichte  darsunderlik  tho  geheget  unde  gelecht  tho 
rechter  ding  tit  dages''  begründen  Klüger  ihre  Klage  damit, 
der  Kamp  habe  ihrem  Grossvater  als  Erbgut  gehört,  Beklagter 
müsse  den  Titel  seines  Besitzes  beweisen.  Beklagter  excipirt: 
er  habe  den  Kamp  von  seinem  Schwiegervater  ererbt  und  mit 
seiner  Hausfrau  wohl  20—30  Jahre  ruhig  besessen;  Kläger 
hätten  rechtzeitig  gegen  diesen  Besitz  Einsprache  erheben 
müssen.  Kläger  verlangen  dagegen,  dass  Beklagter  seinen  Er- 
werb, insbesondere  die  gerichtliche  Einweisung  beweise.  Der 
Urtheilfinder  entscheidet,  dass  Beklagter  auf  die  Klage  nicht  zu 
antworten  brauche  „da  he  so  mennige  tydt  unde  jar  in  rouw- 
samen  besitte  hedde  geseten  .  .  .  .  idt  en  were  dat  sodane 
camp  by  tiden  der  erbaren  vorsichtigen  herren  (folgen  die 
Namen  der  Richter  zu  Walle)  dar  sulvest  beklaget  were,  so  men 
dat  konde  bekundschuppen  unde  dat  bewisen,  alsdenne  were  he 
schuldich  wider  to  antworden."  —  Dies  Urtheil  wird  seitens  der 
Kläger  an  den  Rath  „gescholden"  und  der  Richter  (ein  Raths- 
herr)  bestimmt,  dass  die  Parteien  sich  am  26.  Mai  —  am  21.  Mai 
war  das  Urtheil  gefunden  —  vor  dem  Rath  einzufinden  hätten. 
Hier  werden  Appellationszedul,  notarielles  ProtocoU  über  die 
Verhandlung  in  Walle,  Akten  und  Appellationsschrift  übergeben 
und  der  Rath  entscheidet:  Dat  de  rad  kende  de  vorgerorde 
rechtes  findinge  by  macht,  Jdoch  konden  de  Stedebergen 
etwes  anders  upbringen  unde  bewisen  des  scheide  id  fernere  dar- 
umme  gan  wo  sick  to  rechte  geboren  wolde. 

Am  6.  Febr.  1551  bestimmte  der  Rath  durch  einen  Gemeinen 
Bescheid,  wer  gegen  ein  Urtheil  aus  den  vier  Gohen  (Landgebiet) 


Digitized  by  V^OOQIC 


90 

appelliren  wolle,  müsee  dies  innerhalb  10  Tagen  dem  Richter 
anzeigen  und  innerhalb  weiteren  vier  Wochen  die  Appellation 
beim  Bathe  anhängig  machen.  Ein  weiterer  Gemeiner  Be- 
scheid vom  9.  Dec.  1562  verordnet:  „dsss  in  Appellations- 
Saken  so  aus  den  veer  G-ohen  an  den  Bad  geschehen  henforder 
de  Ordelfinder  Klag  und  Andtwort  und  wes  he  samt  der  ge- 
meenen  burschup  darup  tho  Becht  ingebrocht  vor  dem  Bade 
schöle  mündlich  vordragen,  und  alsdann  tho  des  Bades  Erkannte- 
nuss  stan  ofile  sodanne  ingewandte  Appellation  na  gestalt  und 
gelegenheit  der  Sake  schriffllich  offte  mündlich  justificeret  schole 
werden,  so  ein  schrifi^lich  Process  von  jeniger  Parthei  begehrt 
würde." 

In  einer  Schedung  von  1552,  Schedeb.  Fol.  179  b,  No.  1  ist 
von  des  Appellanten  „besweringe*'  und  der  „wedderinsage'*  des 
Appellaten  die  Bede;  in  einer  Bathsentscheidung  vom  18.  Bec. 
1567  wird  terminus  ad  justificandam  appeUationem  angesetzt; 
am  28.  Mai  1569  werden  gravamina  übergeben  „derowegen  be 
(der  Appellant)  dann  interposita  et  pendente  appellatione  dem 
angetogenen  ordel  voll  to  donde  syck  nicht  schuldig  to  syn  e^ 
achtede*'  wogegen  Appellat  bittet,  die  Appellation  für  desert  zu 
erklären,  weil  sie  nicht  debito  tempore  prosequirt  sei. 

Die  stehende  Formel  bei  Urtheilen,  welche  in  appellatorio 
ergangen,  ist  dieselbe  wie  beim  Beichskammergericbt:  Dat  wol 
sententiiret  unde  ovel  appelleret*'  und  umgekehrt. 

Am  23.  Januar  1604  giebt  die  durch  einen  Gemeinen  Be- 
scheid eingeleitete  Gerichts-  und  Procuratorenordnung  eine  ein- 
gehende Begelung  der  Appellation: 

Demnach  ok  mit  den  causis  appellationum  ünrichtigkeiteD 
vorfallen,  indeme  de  fatalia  praesertim  introducendae  et  prose- 
quendae  appellationis  nicht  in  genochsame  Acht  genommen,  noch 
alle  Tid  de  formalia  dergestalt  wo  sich  geboret,  justificeret  werd^ 
so  scholl  hinforder  ein  Jeder  so  von  den  Neddergerichten  darvan 

de  appellationes  an  den  Bath  gehen nicht  allein  1)  intra 

decendium  wo  Bechtens  appelleren,  2)  sondern  ok  bemaher, 
wanneer  he  de  appellation  inforet,  rechtmatigen  schin  vorbringen, 
dat  he  idt  also  in  sulken  tein  dagen  vortekenen  laten  und  dar- 
beneven,  3)  nach  utgang  der  tein  Dagen  innerhalf  4  Weken  bei 
einem  Erb.  Bade  als  judicibus  appellationis  Citation  uthbringen, 
4)  die  acta  prioris  instantiae  oder  Gerichts  schin  inbringen  und 
wann  vor  des  Yagedes  Gericht  appelleret  dorch  den  Ordelfinder 
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de  Ordel  yiva  voce  altem  Gebruke  nach  intugeii  laten  und  also 
de  fonnalia  justificeren  und  de  gravamina  appellationifi  inwenden 
edder  averst  wenn  solcbes  durch  Ferien  edder  andre  ehehafte 
Orsake  verhindert  wird,  solche  Hinderung  der  Gebühr  ad  proxi- 
mam  danach  beschinigen  und  so  vele  an  ohme  dem  Appellanten 
de  Notturft  verhandeln ,  in  Verblivung  dessen  alles  oder  eines 
scholl  de  Sake  vor  desert  erkannt  und  mit  schleuniger  Execution 
der  appellerender  Ordele  verfahren  werden.  — - 

Da  im  Stadtrecht  von  keiner  Berufung  die  Hede,  schweigt 
auch  der  Codex  glossatus  darüber;  der  Kreftingsche  Entwurf 
regelt  sie  im  Anschluss  an  die  citirte  Procuratorenordnung. 

Die  Nullitätsquerel   findet    sich   zuerst  in  einer  Baths- 
entAcheidung  von  1653  Johann  Schlüter  c/a  Joachim  z.  Mohlen; 
Beklagter  behauptet  in  seinem  libellus  appellationis  et  nullitatis, 
das  ürtheil  sei  ex  falsis  causis  in  facto  et  in  jure  geflossen,  dess- 
halb  ipso  jure  nuUa,  darum  nur  zum  Ueberfluss  dagegen  appellirt. 
Bathsentscheidung  vom  27.  Nov.  1598: 
Quod  sententia  ob  falsam  causam  in  sententia  (weil  darin  er- 
ror juris  et  facti)  ex  ipsa  nulla. 

Rathsentscheidung  v.  4.  Dec.  1698: 
Was  aber  de  nullitate  angezogen,  dass  dieselbe  sowohl  coram 
ordinario  als  delegato  intra  XXX  annos  ventiliret,  so  hatte 
daa  damit  die  G^l^enheit,  dass  solches  statt  hadde,  wenn 
nullitas  evidens  et  manifesta  nimirum  ob  defectum  citationis 
et  juriedietionis. 
Die  processualische  restitutio  in  integrum  erscheint  zu- 
erst in  einem  Rechtsstreit  vom  3.  Januar  1568. 

Beklagte  sind  vor  dem  Yogtsgericht  contumaces  gewesen. 
Kläger  bitten  Execution  des  Eontumacialurtheils  vor  dem  Bath. 
Beklagte  schützen  vor,  sie  seien  als  Erben  ihres  Vaters  zur 
Beassumtion  des  Processes  nicht  vor  das  Vogtsgericht  citirt 
worden,  desswegen  sei  ihnen  restitutio  in  integrum  zu  gewähren. 
Der  Bath  erkennt  „dasa  beclagter  gegen  sollichen  process  ob 
allegata  zu  restituiren^  und  möge  Elläger  nach  Verwandlung 
des  Baths  aufs  Neue  wieder  ansuchen. 

Am  4.  Mai  1575  bittet  Bernhard  Scharhaar ,  welcher  ohne 
sein  Verschulden  in  contumaciam  verurtheilt  worden  ist  um 
Beetitution,  welche  die  gemeinen  Bechte  zuliessen  „quum  abeens 
etiam  ad  probabilem  et  necessariam  causam  est  condemnatus, 
sed  quum  citaius  non  est  et  legitime  defendere  non  potuit" 
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ZwangsTOllstreekiing. 

Hier  sind  nur  geringe  Aenderungen  des  alten  Bechtaza- 
Standes  zu  verzeichnen.  Die  Zahlungsfristen  binnen  der  Dweer- 
nacht  und  innerhalb  14  Tagen  hat  noch  Krefting  im  stat.  ret 
40  u.  41  beibehalten.  Ebenso  das  Zahlungsgebot  durch  den 
Vogt  und  die  Zwangsvollstreckung  durch  den  Bath  in  stat 
reform.  49. 

Bathsentscheidung  y.  2.  Dec.  1568. 
heth  vor  e.  e.  rad  Hermann  Erik  de  voget  durch  Lammert 
Hermans  und  Hermann  Nebeler  gerichtlich  intugen  laten  dat 
up  anklage  Hermann  Bosse  wedder  Bertold  Krolle  frowen 
beclagtinne  up  13  Vs  Thaler  betalung  to  rechte  geboden  und  aper- 
lecht  sy  worden  und  nademe  sulkes  also  de  upbemelten  beyden 
tugen  gerichtlich  ingetuget  is  dem  dener  Christoph  danip  de 
execution  to  donde  bevalen  worden. 
Mit  der  Pfändung  in  Mobilien  wurde  der  Bathsbote  durch 
Pfandzettel  beauftragt.^) 

Die  Einweisung  zu  KistenpfiAudreoht  nimmt  den  Namen 
immissio  ex  primo  decreto  an,  (designat  custodiam  et  tempus 
intra  quod  pignora  redimi  possunt,  sagt  der  Glossator  Almers); 
die  Einweihung  zu  Weichbildrecht  den  Namen  immissio  e  secundo 
decreto. 

In   S.  Yikarien   des  Doms  c/a  Hans   von  Hildenaen   1570 
beschliesst  der  Bath: 
Dat   wi    so    den  cleger  in  contumaciam  rei  non  comparentis 
hiermede  ex  primo  decreto  gewiset  habben  willen  in  den  ohme 
verschrevene  güder  —  jedoch  männichlichem  in  sinen  hebben- 
den  rechten  unschädlich. 
Das  Verfahren  bei  der  Einweisung,  sowie  deren  Bechtswirkung 
hat  sich  noch  nicht  geändert. 

1658.  Schedebuch  Pol.  199  a,  No.  3. 
Albert  Kreyge  hat  die  Hälfte  eines  Hauses  an  Joh.  Eäch 
verkauft.  Innerhalb  Jahr  und  Tag  erhebt  Hinr.  Brüggemann 
Wwe.  Einspruch  und  begehrt  auf  Grund  einer  rechtskräftigen 
Forderung  Eiinweisung  zu  Kistenpfandesrecht.  ESsich  erwidert, 
er  habe  das  Haus  gemeinschaftlich  mit  Kreyge  geerbt  und  sei 
zur  Hälfte  Eigenthümer  des  Hauses;  die  andere  Hälfte  habe 


0  fUthsentscheidang  v.  15.  Deo.  1667. 
BathsentsoheiduDg  v.  34.  Jan.  1569. 


Digitized  by  V^OOQIC 


93 

er  „to  peDDingen  gesetted"  d.  fa.  Kreyge  habe  ihm  die  andere 
flalfte  überlassen  ^unde  wes  he  (Ejsich)  an  penningen  baven 
da  rentenbreve  des  halven  huses  Albert  Kreyge  hennute  to 
geven  schuldich  were  detsulve  hedde  he  noch  by  sick  gemeynen 
creditoren  tom  besten/' 

Der  Rath  entscheidet,  Kläger  möge  sich  ,.gelick  alle  anderen 

creditoren   an  de   penninge  so  Job«  Esich  noch  by  sick  hedde, 

holden.«  *) 

Arrestproeess.    Executirprocess.    Eonkursprocess. 

1.  Erhebliche  Veränderungen  im  Arrestproeess  haben  die 
fremden  Bechte  nicht  gebracht. 

1661.  Schedebuch  Fol.  231b,  No.  3. 
In  saken  eines  arrestes  up  dusses  jares  ingeforde  deel  kornes 
by  Brakemannes  to  Oslevshusen  so  Cord  Stenouven  eheliche 
husfrowe  und  seligen  Märten  Hemelings  nagelatene  wedewe 
hirbevor  up  ore  erfordern  by  dem  rade  erholden  mit  dussem 
underschede  wo  er  Hinrik  Wagenfeld  dar  intoseggen  edder 
etwes  jegen  vortowenden  dat  ohme  sulkes  tom  negesten  ge- 
richte  scheide  unbenamen  sin  unde  dar  flinrik  Wagenfeld  darup 
alse  nu  vorwendede:  he  were  des  meygers  als  eynes  legati 
siner  zeligen  weseken  (Base)  in  possessione  begerde  derwegen 
den  arrest  wedderumme  to  relazeren  mit  widerem,  alse  overst 
de  wedderdeel  ohme  sulker  possession  nicht  gestendich,  hefil  de 
rad  interlocutorie  affgesecht  na  deme  er  Hinrik  Wagenfeld 
nicht  Yorbrochte,  darmit  he  sine  geromede  possession  jegen 
des  wedderdeels  vorwenden  bewisede,  so  moste  dat  kom  noch 
ene  tyt  lang  by  deme  meyger  in  arreste  bliven  beth  sick  de 
rad  up  de  ingekamen  petitionscriffl  und  anders  so  daijegens 
ayergeven  erkleret  hedde  unde  scheide  alsden  femer  darinne 
ergan  wat  sick  to  rechte  geboren  wolde.  *) 

Die  in  Ord.  76  enthaltene  veraltete  Bestimmung  über  die 
Prosequirung  des  Arrestes  wird,  nachdem  regelmässige  Gerichts- 
sitzungen üblich  geworden,  schon  früh  durch  die  in  der  Glosse 
zum  genannten  Ordel  enthaltene  Bestimmung  ersetzt  sein,  wo- 
nach der  Arrest  solo  14  dierum  lapsu  erlischt,  wenn  gar  keine 
Erwiderung  geschieht.  Krefting  im  stat  ref.  9  verlangt  Becht- 
fertigung  am  nächsten  Gerichtstag. 


>)  Ferner:    Rathsentscheidang  v.  6.  Nov.  1557. 
*)  Femer:   Bathsentscheidung  v.  2.  Jan.  1571. 
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2.  Durch  einen  wichtigen  gemeinen  Bescheid  vom  11.  Jannar 
1611  wurde  parata  ezecutio  in  Processen,  wo  es  sich  um  eine 
in  eine  Handfeste  gekleidete  Rentenschuld  handelt,  gesetaüch 
vorgeschrieben: 

Dass  die  Handfesten  hinfuro  paratam  executionem  haben 
sollen,  dergestalt,  dass,  wenn  die  Handfesten  judicio  vorge- 
zeiget  darauf  alsobald  extra  Judicium  et  citra  citationem  den 
debitoribus  solutio  angekündiget  und  sofern  keine  erheblichen 
exceptiones  fiirgewandt  mit  der  Execution  verfahren  werden 
solle. 

3.  Dass  der  Eonkursprocess  in  einer  Handelsstadt  schon 
früh  zu  einer  detaillirten  Ausbildung  gelangt,  ist  leicht  erklärlich. 
Schon  in  einer  fiathsentscheidung  vom  12.  Januar  1569  wird 
die  cessio  bonorum  erwähnt: 

Dat  de  bedagtinne  mit  klegem  .  .  .  geborlike  cesrion  ohrer 
guder  vermöge  unser  Stadt  to  dohde  schuldich  unde  dat  ok  de 
deger  darmede  billich  fredlich  unde  sick  gelik  den  anderen 
creditoren  nach  ampart  genogen  late. 

Die  gemeinen  Creditoren  sind  bereits  1567  als  corpus  selbst- 
ständige Processpartei ,  welche  klagt  und  verklagt  wird.  Der 
Eonkursverwalter  steht  ihnen  zur  Seite. 

Bathsentscheidung  v.  L  März  1567. 

Der  G-läubiger  Thiess  Hansporg  klagt  gegen  die  verordneten 
Curatoren  von  Hinrik  Holinges  nachgelassene  Wittwe  w^^en 
einer  rechtskräftigen  Forderung.  Die  Curatoren  erwidern,  sie 
hätten  mit  der  Sache  Nichts  zu  thun,  sie  seien  vom  Rath 
„der  Holingschen  nach  dodikem  affgange  obres  seligen  mannes 
to  curatoren  den  sämmtlichen  creditoren  thom  besten  ex  officio 
deputeret  unde  verordnet  —  ok  darup  femer  anno  1568  den 
2.  august  de  sämmüike  creditoren  und  under  denen  ok  Hans- 
porgen sub  comminatione  peremtoriali  anhero  convoceren  unde 
eiteren  laten,  de  denn  ok  also  ersehenen,  utbescheden  Thiess 
Hansporg  unde  sich  von  ohnen  nach  ampart  und  vermögen 
des  gudes  contenteren  laten,  weilen  aber  Hansporg  ab  oontn- 
maciter  uthgebleven  und  sin  recht  so  he  vor  anderen  creditoren 
to  hebben  vermeinet  nicht  tarn  vorschin  gebracht  noch  darge- 
than,  were  he  up  solik  sin  ungehorsamlik  uthbliven  van  den 
sämmtliken  creditoren  mit  sineu  vermeinten  rechten  ausge- 
schlossen.^ 
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Der  Bath  entscheidet: 
Was  denn  de  angetogene  Hansporgsche  priorität  belanget,  dat 
Hansporg  nicht  befoget  derowegen  de  curatoren  to  beapreken 
....  dat  he  darumme  de  eämmtliken  creditoren  to  bedagen 
schuldioh  ay. 


Vi.  Skizze  der  Weiterbildung  des  bremischen  Civil- 
proeesses  seit  dem  Codex  glossatus. 

Weder  die  eben  geschilderte  Praxis  noch  der  Codex  glos- 
satus lassen  die  bekannten  Qrundmaximen  des  gemeinen  Civil- 
processes  als  fest  gestaltete  erkennen. 

Das  Eventualprinzip  erscheint  erst  in  seinen  Anfangen,  die 
Mündlichkeit  ist  der  Schriftlichkeit  zum  mindesten  gleichberechtigt, 
die  Oeffentlichkeit  nur  bei  dem  Zeugenverhör  in  G-estalt  des 
selten  und  erst  nach  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  vor- 
kommenden Botulus  ausgeschlossen.  Aber  seit  dieser  Zeit 
schliesst  sich  das  Verfahren  immer  mehr  der  Theorie  und  Praxis 
des  gemeinen  Proeesses  an,  dessen  Grundmaximen  allmählig  zur 
vollen  Ausbildung  gelangen.  Der  Besuch  der  Universitäten  wird 
fUr  die  Juristen  obligatorisch.  Beim  Durchblättern  der  langen 
Reihe  von  Dissertationen  bremischer  Studenten  zeigt  sich  die 
Stoffwahl  auf  das  römische  Recht  und  den  Kammergerichts- 
process  beschränkt.  Seit  1610  war  auch  Gelegenheit  geboten  in 
Bremen  akademischen  Studien  obzuliegen,  in  welchem  Jahre  das 
gymnasium  illustre  in  eine  Universität  mit  vier  Facultäten  nach 
dem  Vorbild  der  Schule  zu  Herborn  umgewandelt  wurde,  welche 
bis  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  in  kümmerlichen  Resten  fort- 
bestanden hat.  ^) 

Aus  der  juristischen  Facultät  ergänzte  man  die  rechts- 
gelehrten Mitglieder  des  Raths  und  weitaus  die  meisten  Pro- 
fessoren sind  nachher  Rathsherren  oder  Syndici  geworden. 
Nachdem  1706  der  literarisch  sehr  thätige  Casper  v.  Rheden  an 
die  bremische  Universität  berufen  war,  kam  das  bremische 
Particularrecht  wieder  einigermassen  zu  Ehren,  indem  er  seine 
Schüler  veranlasste  daraus  den  Stoff  für  ihre  Dissertationen  zu 


■)  Iken,   Das   bremische  gymnasium   illustre.     Bremisches  Jahrbuch, 
XIL  Band. 
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wählen.  Dies  hatte  die  Folge»  das«  auch  die  auf  einer  anderen 
Universität  promovirenden  Bremer  ein  Gleiches  thaten.  Freilich 
wurde  dabei  das  Gebiet  des  particulären  Civilprocesses  nur  in 
den  allerseltensten  Fällen  betreten. 

So  sind  bis  zum  Jahre  1751,  wo  das  gemeine  Processrecht 
in  der  Gerichtsordnung  der  Kaiserlichen  freien  ^Reichs- 
stadt Bremen  zur  Kodification  gelangte,  die  wesentlichsten 
rechtsbildenden  Momente  für  das  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  die  Gerichtspraxis  und  das  Juristenrecht  ge- 
wesen, und  nur  in  geringem  Masse  wird  dessen  Fortbildung 
durch  die  Verordnungsgewalt  des  Rathes  gefördert.  Seit  dem 
Codex  glossatns  sind  daraus  folgende  Publicationen  hervorgegangen : 

1.   Die  Executlonsordnung  t.  21.  Juni  1641. 

Sie  bildet  in  fünf  Titeln  in  ganz  vortrefSicher  Weise  das 
ältere  bremische  Recht  weiter  fort,  romanisirt  in  sehr  schonender 
Weise  und  ist  in  einem  relativ  reinen  Stil  geschrieben. 

Titulus  I:  de  exceptione  rei  judicatae.  Die  Execution  muss 
gerichtlich  nachgesucht  und  die  verurtheilte  Partei  dazu  citirt 
werden.  Im  Termin  wird  letzterer  noch  einmal  bei  Strafe  auf- 
gegeben dem  Urtheil  Genüge  zu  thun.  Geschieht  dies  nicht, 
wird  in  einem  weiteren  Termin  bei  dinglichen  Klagen  dem  Ver- 
urtheilten  noch  einmal  eine  ganz  kurze  Frist  gesetzt,  die  Sachen 
herauszugeben,  in  diesem  Bescheide  aber  dem  Gerichtsbeamten 
zugleich  die  eventuelle  Execution  anbefohlen.  Bei  Schuldklagen 
steht  es  im  Ermessen  des  Gerichts  die  Executoriales  dem  Urtheile 
entweder  einzuverleiben  oder  erst  einen  Antrag  der  Partei  abzu- 
warten. Zuerst  wird  die  Execution  in  die  Fahrhabe  vorge- 
nommen, sodann  in  das  Immobile  mittelst  Ausweisung  und  £Sn- 
weisung.  An  dritter  Stelle  werden  ausstehende  Forderungen  ge- 
pfindet  und  schliesslich  gemäss  der  Ordele  23  und  73  die 
Schuldknechtschaft  verhängt.  Dem  pfändenden  Oreditor  wird 
jus  offerendi  gegenüber  den  Pfandgläubigern  gegeben. 

Titulus  11:  de  cessione  bonorum.  Um  der  Pfändung  zu  ent- 
gehen, kann  der  Schuldner  ein  Inventar  seiner  sämmtlichen  Güter 
errichten  und  um  Ladung  der  Gläubiger  bitten.  Nachdem  er  den 
Offenbarungseid  geleistet,  wird  ein  Commissar  für  die  Realisation 
bestellt,  die  Forderungen  werden  angemeldet;  die  Vertheilung  der 
Masse  erfolgt  pro  rata  aut  jure  suo.  Ihre  nicht  getilgten  Forde- 
rungen bleiben  den  Gläubigem. 
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Titulas  III:  de  imniisBionuni  morlo.  Nachdem  die  Pfändung 
erfolgt,  wird  der  Schuldner  wieder  citirt.  Es  erfolgt  sowohl 
bei  Mobilien  als  Immobilien  immissio  ex  primo  decreto  oder  zu 
Kistenpfandesrecht  und  zwar  durch  das  Niedergericht.  Nach- 
dem die  Mobiliarpfänder  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischen- 
räumen aufgeboten,  erfolgt  durch  das  Niedergericht  Einweisung 
zu  „weidigem  Weddeschatt."  Bei  Immobilien  ertheilt  das  Ober- 
gericht immissio  ex  secundo  decreto  —  Einweisung  zu  Weich- 
bildsrecht. 

Titulus  lY:  de  adjudicatione  et  distractione  pignorum.  Ein 
Oerichtskommissar  versucht  vor  dem  öffentlichen  Verkaufstermin 
den  Gläubiger  zu  bestimmen  die  Pfänder  zu  einem  gewissen  Werth 
zu  übernehmen.  Erst  wenn  der  Versuch  misslungen,  kann  zum 
Verkauf  geschritten  werden. 

Titulus  V:  de  distractione  immobilium.  Es  erfolgt  eine  ge- 
heime Schätzung  und  Versuch  einer  Einigung  ebenso  wie  bei  den 
Mobiliarpfändern.  Nach  Ablauf  eines  Monats  wird  ein  Anschlag 
an  die  Thür  des  Immobile,  des  Bathhauses  und  der  vier  Pfarr- 
kirchen geheftet  und  Verkaufstermin  angesetzt.  Hier  findet  das 
Aufbieten  statt  und  mit  dem  Erlöschen  einer  Kerze  oder  dem 
Ausklingen  des  Glockenschlages  gilt  der  Kauf  vollzogen.  Erfolgt 
ein  zu  niedriges  Gebot,  so  kehrt  der  Kommissar  die  Kerze  um 
und  hebt  den  Termin  auf. 

S.   Die  Eanzleiordnung  t.  1696. 

Die  Bestimmungen  der  fiHiher^n  Kanzleiordnungen  sind  darin 
„mit  Fleiss  revidiret,  und  in  reiflicher  Erwägung  jetziger  Zeit 
Gelegenheit  weiter  declariret  und  extendiret.^ 

Bemerkenswerth  ist  die  Begelung  der  Appellationsformalitäten 
und  der  Protokollführung.  In  Betreff  des  Botulus  heisst  es,  dass 
er  innerhalb  14  Tagen  bis  4  Wochen  auszufertigen  ist  „et  quidem 
juxta  formam  in  novissimo  recessu  Imperii  de  anno  1654.^ 

„Die  Procuratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläufigen 
Sachen  ihre  Becesse  den  Gerichtssekretären  bei  noch  währendem 
Gericht  in  Schriften  tibergeben,  in  den  übrigen  Sachen  aber  und 
gemeinen  mündlichen  Becessen  dergestalt  parat  erscheinen,  dass 
sie  der  Partheien  Notturft  fein,  kurz  und  deutlich  zu  fassen  und 
dermassen  verständlich  vorzutragen  haben,  dass  daraus  die  Sache 
mit  ihren  umständen  gründlich  eingenommen  und  von  den 
Sekretären  recht  und  genugsam  protokolUrt  werden  könne.'' 

WUktwumHt  GlTilprooefla  in  Bremtn.  7 


Digitized  by  V^OOQIC 


3.   Yerordniing  r.  26.  Juni  1711. 

Sie  regelt  einige  in  der  Executionsordnung  nicht  berührte 
Punkte  des  Konkursverfahrens :  Anmeldung  der  Forderungen, 
Gesch'äftskreis  des  curator  bonorum,  Quinquennales  u.  s.  w. 

4.   Yerordniing  r.  14.  December  1716. 

Sie  enthält  Beschränkung  der  Dilationsgesuche  und  der 
restitutio  in  integrum  contra  sententias,  welche  nur  stattfinden 
soll,  wenn  nova  in  facto  vorhanden. 

5.  ReTldlrte  und  verbesserte  Procuratorenordnung  v.  1721. 

Vorschriften  für  und  Ermahnungen  an  die  Procuratoren 
enthaltend. 

Oharacteristisch  §  15: 

,,Auch  aollen  die  Procuratoren  vor  Gericht  ehrbarlich  und 
mit  gehöriger  Modestie  sich  auffiihren,  und  nicht  allein  in  mund- 
lichem Fürtragen  sich  alles  Schmähen»,  Scheltens  auch  sonst 
anzüglichen  Redens  gänzlich  enthalten,  sondern  auch  keine 
Schriften,  worinnen  dergl.  Expressionen  (bevorab  so  dieselben 
dem  Gericht  verkleinerlich)  enthalten,  einbringen:  gestalten  die- 
selbe, wie  oben  gemeldet,  alle  schriftlichen  Handlungen  zu  unter- 
schreiben und  dafür  zu  respondiren  gehalten  sind.^ 

6.   Gerichtsordnung  der  Ealserllehen  freien  Reichsstadt 
Bremen  von  1751. 

Ihre  Haupturheber,  Bürgermeister  Diedrich  Smidt  und  Syndi- 
cus  Otto,  haben  Erläuterungen  dazu  geschrieben.  Die  Weitläufigkeit, 
der  Formalismus,  der  schwerfällige  Gang  des  gemeinen  Procesees 
sind  in  ihr  verkörpert  und  dessen  Reception  ist  durch  sie  zum  for- 
mellen Abschluss  gebracht.  Die  Verfasser  haben  vom  eklektischen 
Standpunkte  aus  gearbeitet  und  sich  bemüht  den  verschiedensten 
processualen  Auffassungen  und  Constructionen  gerecht  zu  werden. 
Eß  sind  u.  a.  berücksichtigt  der  jüngste  Reichsabschied,  die 
Eammergerichtsordnungen ,  die  sächsische  Praxis,  der  Codex 
Fridericianus,  die  Bremische  Hofgerichtsordnung  (1672);  unter 
den  Schriftstellern  vor  Allem  die  sächsischen  Juristen:  Benedikt 
Carpzov  (f  1666),  Joh.  Brunnemann  (f  1672),  David  MeviuB 
(t  1670),  Joh.  Sam.  Stryck  (f  1710),  Joh.  Heinr.  Berger  (f  1732); 
aber  auch  auf  diejenigen ,  welche  wie  Augustin  Leyser  (f  1752) 
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eiue  mehr  helbstständige  Stellung  einnehmeu  und  welche  wie  Jakob 
Friedr.  Ludovici  (f  1723)  und  Jakob  Friedr.  Seyffert  (f  1761) 
strenger  zwischen  sächsischem  und  gemeinem  Process  unter- 
schieden, wird  Bezug  genommen. 

Einigen  für  die  Processentwickelung  besonders  wichtigen 
Punkten  wollen  wir  einen  Augenblick  näher  treten. 

1)  Aue  den  Erläuterungen  bei  dem  Titel  über  Idtiscontestation 
und  Einreden  ersieht  man,  dass  die  Bestimmungen  des  jüngsten 
Reichs -Abschiedes,  welche  die  Eventualmaximen  streng  durch- 
führten, von  der  Brem.  Praxis  nicht  beachtet  worden  sind: 

„Bei  denen  hiesigen  Gerichten  ist  die  alte  Gewohnheit,  vor 
der  litis  contestation  super  dilatoriis  einen  absonderlichen  process 
zu  fuhren,  die  injungirung  der  litis  contestation  abzuwarten,  und 
die  peremtorische  exceptiones  nach  und  nach  pro  lubitu  beizu- 
bringen, annoch  geblieben,  daher  umb  desto  nöhtiger  seyn  wird, 
solche  nach  den  Beispiel  anderer  Beichsstände  abzuschaffen,  und 
uns  der  Vorschrift  der  in  dem  neuesten  Beichsabschiede  einver- 
leibten Beichs-Gesetzen  zu  conformiren.^* 

2)  Dagegen  wird  die  artikulirte  Klage  trotz  Verbotes  des 
Beichsabschiedes  zugelassen. 

„In  dem  letzteren  Beichsabschiede  §  34  wie  auch  in  denen 
mehresten  Gerichtsordnungen  der  Stände  werden  auch  die  libelli 
articulati  ausdrücklich  verboten. 

Wird  also  die  Frage  seyn,  ob  dieselben  auch  allhier  zu  ver- 
bieten, oder  vielmehr  tacite  zu  übergehen  und  also  nicht  zu  ver- 
werfen seyn? 

Letzteres  sollte  ich  praeferiren,  weilen  keine  vernünftige 
Ursache  des  Verbots,  in  libello  verschiedene  facta  aus  einander 
zu  setzen,  und  die  periodos  mit  dem  Wort  Wahr  anzufangen, 
wird  können  gegeben  werden;  Und  ist  dem  Carpzovio  P.  1.  C.  2. 
d.  1.  und  anderen  Sächsischen  D.  D.  keineswegs  zuzugeben,  dass 
per  libellum  articulatum  der  Status  causae  involviret  und  dunkel 
werde;  Vielmehr  ist  davor  zu  halten,  dass  durch  separirung  derer 
verschiedenen  factorum  die  Klage  weit  deutlicher  werde.  Welchen 
hiebei  komt,  dass  der  libellus  punctatus  admittiret  wird,  unter 
welchen  und  jenen  aber  kein  ander  Unterschied  ist,  als  dass  die 
periodi  des  libelli  articulati  mit  dem  Worte  „Wahr"  anheben, 
welches  in  dem  Libello  punctato  entweder  ganz  weggelassen,  oder 
in  numeros  verändert  wird." 

3)  Abgeschafft  werden  jedoch  die  positiones-  und  die  jura- 
menta  dandorum  et  respondendorum  „Dannenhero  es  sehr  unge- 
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fügt  zu  sein  scheint,  dass  praestito  licet  hoc  dandorum  et  respon- 
dendorum  juramento  das  contrarium  und  zwar  nach  der  D.  D. 
Meinung  absque  crimine  et  poena  perjurii  per  testes,  delationem 
juramenti  judicialis  oder  sonsten  zu  erweisen  dem  Gegentfaeile 
frei  bleibet." 

Indessen  aber  bleibet  den  Parteien  frei,  die  Klage,  ezceptiones 
in  Punkten  zu  verfassen  (welche  allhier  den  Namen  Bescholdig- 
ungspunkte  führen)  und  darüber  dem  Gegentheil  das  juramentttm 
litis  decisorium  zu  deferiren. 

4)  Das  juramentum  calumniae  generale  wird  nach  Vorgang 
der  Gesetzgebung  Chursachsens  abgeschafft  und  nur  das  jar.  c 
speciale  beibehalten. 

5)  Für  den  Schiedseid  gelten  vollständig  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts :  ,9quod  juramentum  deferri  possit  licet  deferens 
nil  probaverit,  vel  probaturus  in  probatione  defecerit  immo  nullam 
omnino  indicium  contra  adversarium  militet"  im  Gegensatz  zur 
sächsischen  Praxis,  wo  der  Gedanke  an  die  Bedeutung  des 
germanischen  Eides  noch  immer  nicht  völlig  überwunden  war. 

„Die  Leipziger  ICti  haben  vormahlen  beständig  gesprocheD, 
dass  derjenige,  welchem  der  Beweis  per  Sententiam  auferleget 
ist,  den  Eijd  nicht  deferiren  könne;  weilen  er  kein  Beweismittel, 
sondern  nur  ein  modus  se  liberandi  a  probatione  sey;  es  ist 
aber  diese  subtilität  dem  1.  25   §  3.  de  prob,  zuwider.^ 

6)  Abweichend  von  der  Kammergerichtsordnung  v.  1555, 
welche  die  Appellation  gegen  ein  Interlocut  nur  zulässt,  wenn  es 
vim  definitivam  hat  und  damnum  irreparabile  vorhanden,  erlaubt 
sie  die  Brem.  Gerichtsordnung  allgemein: 

„weil  kaum  eine  gravirliche  Sententia  interlocutoria  zu  finden, 
welche,  wan  sie  in  die  Kraft  rechtens  getreten,  nicht  ein  damoum 
per  definitivam  non  reparabile  in  sich  enthält,  wie  solches  eben- 
massig  Böhmer,  d.  §  20  anmerket,  überdem  die  Parteien  nur 
Gelegenheit  haben  würden,  über  die  Frage,  an  Sententia  dam- 
num irreparabile  contineat,  weitläufig  zu  disputiren/' 

7)  Die  Execution  der  Urtheile  ist  im  Anschluss  an  die 
Executionsordnung  geregelt  aber  bedeutend  vereinfacht.  IKe 
immissiones  ex  primo  et  secundo  decreto  „bekanntlich  ein  in- 
ventum  juris  Bomani^'  die  in  der  Stadt  längst  nicht  mehr  ge- 
bräuchlich, sollen  „tamquam  superflua*'  abgestellt  sein. 

8)  In  allen  wichtigeren  Sachen  wird  schriftlich  verhandelt 
Die  Oeffentlichkeit  ist  völlig  geschwunden.    Die  Zeugen  werden 
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in  Abwesenheit  der  Parteien  vernommen,  die  Bntscheidungs- 
gründe  der  Urtheile  verschwiegen. 

„An  einigen  Orten  werden  die  rationes  decidendi  der  Urthel 
inseriret,  an  anderen  Gerichten  nicht.  Bei  den  Stadt-Bremischen 
Gerichten  ist  es  nicht  gebräuchlich  gewesen;  und  wird  es  bei 
dieser  Observanz  umb  desto  mehr  zu  lassen  seyn,  da  den  Parteien 
und  deren  Advocaten  nur  Anlass  gegeben  wird,  die  rationes  und 
den  Richter  anzugreifen  und  zu  chicaniren/^ 

Sogar  dem  mit  gerichtlichen  Akten  nach  einer  auswärtigen 
Fakultät  gesandten  Canzleiboten  wird  anbefohlen: 

„den  Ort  wohin  er  zu  gehen  beordert  ist,  in  Geheim  zu 
halten  und  an  Niemand  zu  offenbaren." 

Erst  1799  wagte  der  B-echtsanwalt  Johann  Friedrich  Gilde- 
meister in  einem  Aufsatz  im  Hanseatischen  Magazin  „Deber  das 
Geheimhalten  der  richterlichen  Entscheidungsgründe'*  die  Publi- 
cirung  derselben  zu  befürworten,  indem  er  den  allerdings  leicht 
zu  vertheidigenden  Satz  aufstellte,  dass  ohne  diese  von  den 
Parteien  oft  ohne  Grund,  immer  aber  aufs  Geratewohl  zur  Ein- 
legung von  Rechtsmitteln  gegriffen  werde.  Schon  nach  15  Jahren 
erhielt  diese  schüchtern  geäusserte  Meinung  die  gesetzliche 
Sanktion.  Die  Gerichtsordnung  von  1814,  welche  alsbald  nach 
Beendigung  der  französischen  Herrschaft  und  der  Aufhebung  des 
französischen  Gerichtsverfahrens  in  Kraft  trat,  schreibt  in  §  419 
vor:  allen  von  hiesigen  Gerichten  in  Civilsachen  gefällten  Er- 
kenntnissen werden  die  motivirenden  Gründe  beigefügt,'*  — 
während  §  8  die  bisherige  Heimlichkeit  des  Verfahrens  aufhebt: 
bei  allen  Civilgerichten  wird  jedermann  der  freie  Zutritt  gestattet.*' 

Im  Uebrigen  stimmt  die  Processordnung  ziemlich  genau  mit 
dem  gemeinen  Processrecht,  wie  es  dem  damaligen  Stande  der 
Wissenschaft  entsprach,  überein.  Doch  war  ihr  nur  die  kurze 
Dauer  bis  1820  beschieden. 

In  diesem  Jahre  wurde  eine  neue  Gerichtsordnung  publicirt 
und  am  6.  Januar  1823  durch  eine  Bekanntmachung  des  Senats 
ein  bleibendes  Personal  für  das  Obergericht  angeordnet.  Bis 
dahin  hatte  die  alte,  schon  bei  Darstellung  des  Civilprocesses 
von  1433  erwähnte  Einrichtung  bestanden,  wonach  der  gesammte, 
in  der  Regierung  befindliche  Rath  das  Rathsgericht,  später  das 
Obergericht  war.  Alle  halbe  Jahr  trat  aus  den  beiden,  im  Eide 
sitzenden,  die  Regierung  führenden  Quartieren  eins  aus  und  ein 
anderes  an  dessen  Stelle.  Erst  1823  wurde  die  wechselnde 
Bildung  des  Gerichts  aus   zweien  im  Eide  sitzenden  Quartieren 
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des  Raths  aufgehoben  und  das  Obergericht  aus  einem  bleibenden 
Personal  y  bestehend  aus  einem  Bürgermeister  und  zehn  Raths- 
herren,  zusammengesetzt,  während  die  Verfassung  vom  21.  März 
1849  dem  Bathe  die  Bechtspflege  gänzlich  entzog,  welche  einem 
von  ihm  unabhängigen  Richtercollegium  von  zwölf  Personen  über- 
tragen wurde,  das  die  Geschäfte  des  Obergerichts,  üntergerichts 
und  Criminalgerichts  selbstständig  unter  sich  vertheilte. 

Die  Gerichtsordnung  von  1820  schliesst  sich  gleichwie  die 
von  1814  eng  an  den  gemeinen  Process  an  und  ist  mit  mannig- 
fachen, ihren  Grundcharakter  schliesslich  ganz  verändernden 
flovellen  bis  zum  1.  October  1879  in  Kraft  geblieben. 


"<»    ♦    ^>- 


Digitized  by  V^OOQIC 


Inhalts  -Yerzeichniss. 


Stifte 

!•  EinleitoBir 1 

n.  Der  bfirgrerliche  Proeess  Ton  1488 9 

A.  Gericht.    ÜDgehorsamsverfahreD.    Gerichtsstandschaft. 
Fürsprecher 9 

B.  Klagen  und  mündliche  Verhandlang 12 

1.  Allgemeines 12 

2.  Klagen  um  Schuld.    Insbesondere  Geldschuld 13 

a.  Schlichte  Klage 13 

b.  Klage  mit  Zeugen 13 

3.  Klagen  um  Gut 14 

a.  Gewere  und  Besitz.    Gewährschaft 14 

b.  Klagen  um  unbewegliches  Gut.    Rechte  Gewere  ....  16 

c.  Klagen  um  bewegliches  Gut 17 

aa.  Klage  bei  handhafter  That.             17 

bb.  Anevangsklagre 17 

G.  Beweisverfahren 18 

1.  Allgemeines 18 

2.  Die  einzelnen  Beweismittel 21 

a.  Eineid  der  Partei 21 

b.  Zeugen 23 

c.  Parteieid  mit  Zeugen 25 

d.  ürkundenbeweis 26 

1)  Oeffentliche  Urkunden 26 

2)  Privaturkunden 27 

D.  ürtheil  und  Berufung 28 

1.  ürtheil 28 

2.  Berufung 29 

E.  Zwangsvollstreckung  und  vorsorglicher  Zwang 80 

1.  Zwangsvollstreckung 80 

2.  Vorsorglicher  Zwang 32 

in.  Momente»  wele he  die  Reception  vorbereitet  nnd  vermittelt  haben  38 

1.  Das  geistliche  Recht 88 

2.  Die  Reformation  und  die  Kirchenordnung  von  1534 42 

B.  Das  Reichskammergericht  und  die  Kammergerichtsordnungen    .  44 

4.  Das  Rechtsstudium  auf  deutschen  Hochschulen 46 

5.  Die  peinliche  fialsgerichtsordnung  Karls  V.  (1632) 51 

6.  Die  Privilegien  Karls  V 53 

7.  Kanzleiordnungen.  Procuratorenordnungen,  gemeine  Bescheide  .  53 


Digitized  by  V^OOQIC 


B«ite 

IT.  Die  Statuta  reformata  nnd  der  Codex  grlosgatiui 66 

T.  Der  bremische  CiTilprocess  im  seehiehnten  Jahrliandert.    .    .  59 

Ausbildung  der  Sohriftlichkeit 60 

LitiBContestation  und  Einreden 64 

Widerklage 66 

Adcitatio  und  laudatio  auctoris 67 

Fortdauer  der  schlichten  Klage.    Aufhören  der  verstärkten  Klag- 
formen    68 

Titulus.    Hand  wahre  Hand 68 

Kontumacialverfahren 69 

ßesitzstreit  und  summarisches  Verfahren .70 

Processkautionen 71 

fieweissverfahren 7t 

Allgemeine  Grandsätze 71 

Gesetzliche  Beweisvertheilung 75 

Die  einzelnen  Beweismittel * 77 

a.  Zeugenbeweis 77 

b.  Beweis  durch  Urkunden.    £ditionspflicht 78 

c-  Beweis  durch  Eid 79 

Urtheil 86 

Rechtsmittel 88 

Zwangsvollstreckung 92 

Arrestprocess.    Executivprocess.    Konkursprocess 93 

YI.  Skiue  der  Weiterbildung  des  bremischen  Cirilprocemee  seit 

dem  Codex  glossatas 95 

1.  Die  Executionsordnung  v.  21.  Juni  1641 96 

2.  Die  Kanzleiordnung  v.  1696 97 

3.  Verordnung  v.  26.  Juni  1711 98 

4.  Verordnung  v.  14.  December  1716 98 

5.  Revidirte  und  verbesserte  Procuratorenordnung  v.  1721     ...  98 

6.  Gerichtsordnung   der   Kaiserlichen   freien  Reichsstadt  Bremen 
von  1751 98 


E.    Grnhii*!  Bnehdmckerei,  Warmbnmn. 


Digitized  by  V^OOQIC 


Verlag  vou  Wilhelm  Koebner  in  Breslau: 


Dntersiicliiiiip  znr  Dentsclieii  Staats-  ui  Beclitspscliiclite.   . 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Otto  Gierke. 

I.  Heft:  Geschlehte  des  Käthes  in  Strassbarg  von  seinen  ersten 
Spuren  bis  zum  Statut  von  1263.  Von  Dr.  Georg  Winter.  Preis 
2  Mark  40  Pf. 

II.  Heft:  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei 
Deutschen  und  Angelsachsen.  Von  Dr.  Ignaz  Jastrow.  Preis 
2  Mark  40  Pf 

III.  Heft:  Das  Beispruchsrecht  nach  altsäcbsischem  Recht.  Von 
C.  Fipper.     Preis  2  Mark  80  Pf. 

IV.  Heft:  Das  Heerwesen  unter  den  späteren  Karolingern.  Von 
Dr.  Alfred  Baldamns.    Preis  2  Mark  40  Pf. 

V.  Heft:  Zur  Terfassungsgeschichte  der  Stadt  Augsburg  von 
der  römischen  Herrschaft  bis  zur  Kodification  des  zweiten  Stadt- 
rechts im  Jahre  1276.    Von  Dr.  Ernst  Berner.    Preis  4  Mark. 

VI.  Heft:  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  nach  den 
deutschen  Rcchtsquellen  des  Mittelalters.  Von  Gustav  Hertz. 
Preis  2  Mark  40  Ff 

V IL  Heft:  Johannes  Althusius  und  die  Entwickelung  der  natur- 
rechtlichen Staatstheorien.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Rechtssystematik.    Von  Prof  Dr.  Otto  Gierke.  Preis  8  Mark. 

VIII.  Heft :  Die  Form  Vorschriften  für  dieVeräussernngsgeschäfte 
der  Frauen  nach  langobardischem  Recht.  Von  Dr.  Heinrich 
Rosin.     Preis  3  Mark. 

IX.  Heft:  Das  Hausmeieramt  ein  echt  germanisches  Amt.  Eine 
rechtsgeschichtliche  Untersuchung,  betreffend  die  wesentlichen 
Functionen  des  Hausmeieramtes  der  Germanenkönige  und  dessen 
Ursprung.     Von  E.  Hermann.     Preis  2  Mark  80  Pf. 

X.  Heft:  Ueber  die  Entwickelung  des  altdeutschen  Schölfen- 
gerichts.     Von  E.  Hermann.     Preis  6  Mark  80  Pf 

XI.  Heft:  Die  Tiril-Stimmen  im  Reichs-Pürstenrath  von  1495  bis 
1654.     Von  Dr.  Waldemar  Domke.    Preis  3  Mark  60  Pf 

XII.  Heft:  Das  Recht  des  Breidenbacher  Grundes.  Mit  un- 
gedruckten Urkunden  und  SchöfFensprüchen .  Von  Dr.  Carl 
Stammler,  Landgerichtsdirektor  zu  Giessen.   Preis  3  Mark  60  Pf 

Xni.  Heft:  Johannes  Urbach.  Von  Prof  Dr.  Muther^  heraus- 
gegeben von  Dr.  Ernst  Landsberg.     Preis  1  Mark  80  Pf 

XIV.  Heft:  Launegild  und  Garethinx.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
des  Germanischen  Rechts.  Von  Dr.  Max  Pappenheim.  Preis 
2  Mark  40  Pf 

XV.  Heft:  Handelsgesellschaften  in  den  deutschen  Stadtrechts- 
quellen des  Mittelalters.  Von  Dr.  F.  G.  A.  Schmidt.  Preis 
2  Mark  60  Pf 

XVI.  Heft:  Mutterrecht  und  Baubehe  und  ihre  Reste  im  ger- 
manischen Recht  und  Leben.  Von  Dr.  L.  Dargun.  Preis  4  Mark. 

XVII.  Heft:  Die  Ständegliederung  bei  den  alten  Sachsen  und 
Angelsachsen.     Von  E.  Hermann.    Preis  4  Mark. 

XVIII.  Heft:  Die  Grundsätze  über  den  Schadensersatz  in  den 
Volksrechten.    Von  Dr.  Arthur  Benno  Schmidt.    Preis  2  Mark. 

XIX.  Heft:  Die  Lehre  vom  Schadensersatze  nach  dem  Sachsen- 
spiegel ^^^  den  verwandten  Rcchtsquellen.  Von  Dr.  Otto 
Hammer.     Preis  3  Mark.  ^g.^.^^^ ^^ (^OOglc 


Verlag  von  Wilhelm  Koebner  in  Breslau: 


IlDtersncliiiDpii  zur  DeeMen  Staats-  M  ReclitsiiescMti!. 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Otto  Gierke. 

XX.  Heft:  Die  Orundelemente  der  altgermanlscheB  Mobiliar- 
vindicatlon.  Eine  rechtsgeschichtliche  Studie.  Von  £.  Uermann. 
Preis  5  Mark. 

XXI.  Heft:  Dag  Recht  des  Überhangs  and  Überfalls.  Eine 
rechtsgeschichtliche  und  rechtsvergleichende  Studie  aus  dem  Ge- 
biete der  Nachbarrechte.  Von  Dr.  Arthur  Benno  Schmidt 
Preis  4  Mark. 

XXII.  Heft:  Die  Oeschlechtsverbindnngen  der  Unfreien  im 
fränkischen  Recht.   Von  Dr.  Carl  Koehne.    Preis  1  Mark  20  Ff. 

XXIII.  Heft:  Terfassnng  undTervraltnng  Wesels  im  Mittelalter. 
Von  Dr.  F.  Beinhold.     Preis  3  Mark  20  Pf. 

XXIV.  Heft:  Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  n.  zu  den 
Päpsten  seiner  Zeit  mit  Bficksicht  auf  die  Frage  Aber  die 
Entstehung  des  Vernichtungskampfes  zwischen  Kaisertam 
und  Papsttum.    Von  Dr.  Carl  Köhler.     Preis  2  Mark. 

XXV.  Heft:  Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  In  der  Zeit 
der  Volksrechte.     Von  Dr.  Otto  Opet.    Preis  2  Mark  40  P£ 

XXVI.  Heft:  Die  donationes  post  obitum  und  die  Sehenkuagen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  im  älteren  deutschen  Bee ht. 
Von  Dr.  B.  Hübner.     Preis  4  Mark. 

XXVII.  Heft:  Das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der 
Merovinger.  Rechtsgeschichtliche  Studie  von  Dr.  Bichard  Weji. 
Preis  2  Mark. 

XXVIII.  Heft:  Ueber  wiederholte  deutsche  Königswahlen  im 
13.  Jahrhundert.    Von  Karl  Bodenberg.    Preis  1  Mark  60  Pf. 

XXIX.  Heft:  Beiträge  zum  Kriegsrecht  im  Mittelalter  ins- 
besondere in  den  Kämpfen,  an  welchen  Deutschland  beteiligt 
war.  (8.,  9.,  10.  Jahrhundert,  Anfang  des  11.  Jahrhundert?.) 
Von  Dr.  phil.  Albert  Levy.    Preis  2  Mark  80  Pf. 

XXX.  Heft:  Der  deutsche  Beichstag  unter  Konig  Sigmund  bis 
zum  Ende  der  Beichskriege  gegen  die  Hussiten  1410— 143L 
Von  Dr   phil.  Heinrich  Wendt.    Preis  3  Mk.  60  Pf. 

XXXI.  Heft:  Der  Ursprung  der  Stadtyerfassnng  in  Worms* 
Speier  und  Mainz.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Siädte- 
wesens  im  Mittelalter.     Von  Dr.  Carl  Koehne.     Preis  12  Mark. 

XXXII.  Heft:  Die  Finanzverwaltnng  der  Stadt  Braunsehweig 
bis  zum  Jahre  1374.  Von  Dr.  Heinrich  Mack.  Preis  3  Mark  20  Pi. 

XXXIII.  Heft:  Beiträge  zur  Oescliichte  der  Einzelerbfolge 
im  deutschen  Privatrecht.  Von  Dr.  G.  Frommhold.  Prei? 
1  Mark  20  Pf. 

XXXIV.  Heft:  Das  Verwandtschaftsbild  des  Sachsenspiegels 
und  seine  Bedeutung  für  die  sächsische  Erbfolgeordnung. 
Von  Ulrich  Stutz.    Preis  2  Mark  40  Pf. 

XXXV.  Heft:  Zur  Entstehungsgeschichte  der  ft-eien  Erblclhefl 
in  den  Bheingegenden  und  den  Gebieten  der  nOrdUcken 
deutschen  Colonisation  des  Mittelalters.  Eine  rechtsgeschicht 
liehe  Studie  von  Dr.  Ernst  Freiherrn  von  Sehwind.  Preis  5  Bfk- 


B.  Orntan'i  Baehdraekarci.  Wamkniaa. 


Digitized  by  V^OOQIC 


!|IN    n     1H91    '  ^ . ^ 


Untersuchungen         (fäi- 


zur 


Deutschen  Staats-  und  Reehtsgeschiehte 

herausgegeben 


von 


Dr.  Otto  Qierke, 

Profenaor  der  Rechte  «n  der  üniTeraitSt  Berlin. 

37.  Heft. 


Über  das  Erbenwartrecht 

nacli  ieii  ältesten  Bäirisekn  ReelitsQuelleii 


von 


Dr.  ]nr.  Sigmund  Adler, 

PriTftt-Doeent  «n  der  Wiener  VniTereitSt. 


->*i-^5IH-— <- 


Breslau. 

Verlag   von  Wilhelm   Ko ebner. 

1891. 


'^. 


-uiyiiiiiju  uy 


Google 


Untersuchungen 


Deutsehen  Staats-  und  Bechtsgeschichte. 


In  zwanglosen  Heften 

herausgegeben  von 

Professor  Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin. 


Die  „Untersaehungen  znr  Dentsehen  Staats-  und  Reohts- 
gescMchte"  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschnngeu 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwickelnng  im  weit^en 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öflfentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Anfinerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtlicbe 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  SamiH- 
lung  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  statt:  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwickelang 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  winl 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Untei- 
nehmens  gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  HeiT  G^eh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Qiei'ke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihi-e 
Geeignetheit  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 
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Vorwort. 


Die  Natur  des  Rechtes,  kraft  dessen  die  nächsten  Erben 
gegen  Veräussemngen  des  künftigen  Erblassers  Widerspruch 
erheben  können,  ist  im  Deutschen  Privatrechte  strittig.  Neue- 
stens  hat  Heusler  hier  einen  Gegensatz  zweier  Rechtsgebiete 
behauptet  und  Schröder  ihm  beigepflichtet.  —  Die  Frage  kann 
nur  durch  eine .  vergleichende  Gegenüberstellung  beider  Rechts- 
gebiete, nicht  also  in  der  vorliegenden  Untersuchung  erledigt 
werden.  Um  aber  ihrer  Beantwortung  nicht  vorzugreifen,  wurde 
anstatt  des  Ausdruckes  „Beispruchsrecht''  der  Ausdruck:  „Erben- 
wartrecht"  gewählt.  Für  diese  letztere  Bezeichnung  trat  Siegel 
schon  in  seinem  „Deutschen  Erbrechte"  ein,  und  sie  ist  als  von 
der  Wissenschaft  angenommen  zu  betrachten. 

Rechtsvergleichende  Blicke  wurden  mit  absichtlicher  Selbst- 
beschränkung vermieden.  Wir  halten  dafür,  dass  die  Rechts- 
vergleichung in  unserm  Falle  erst  da  einzusetzen  hat,  wo  die 
bodenständigen  Quellen  die  Antwort  versagen,  und  wir  würden 
mehr  erreicht  haben,  als  wir  hoffen  dürfen,  wäre  es  gelungen, 
die  Untersuchung  in  der  That  bis  zu  diesem  Punkte  zu  führen.  — 

Als  der  Verfasser  im  Sommer  1889  die  Berliner  Universität 
aufsuchte,  um  in  die  älteren  Deutschen  Rechtsquellen  näheren 
Eingang  zu  gewinnen,  fand  sein  Bestreben  seitens  der  Professoren 


Digitized  by  V^OOQIC 


IV 

Branner,  Gierke  nnd  Zenmer  die  möglichste  Unterstützung. 
Die  Einleitung  der  vorliegenden  Studie  konnte  im  darauffolgenden 
Winter  noch  dem  Seminare  Herrn  Professor. Brunner's  vor- 
gelegt werden,  und  der  Verfasser  dankt  dieser  Möglichkeit 
manchen  wertvollen  Rat. 

Es  sei  deshalb  gestattet,  der  Dankesschuld  für  alle  dar- 
gebotene Förderung  an  dieser  Stelle  Ausdruck  zu  geben. 

Wien,  im  März  1891. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Bestanden  in  der  ältesten  Epoche  des  Bairischen  Stammes- 
rechtes  Veräusserungsbeschränkungen,  welche  in  entgegenstehen- 
den Rechten  der  Erben  ihren  Grund  hatten?  —  Sofort  zwingen 
die  Quellen  zu  folgender  Unterscheidung: 

A)  Eine  solche  Beschränkung  bestand  jedenfalls  bei  Ver- 
gabungen zum  Seelenheile.  Dies  ist  unbestritten;  Lex  Baj.  I,  1 
giebt,  abgesehen  von  zahllosen  Urkunden,  die  zweifellose  Ant- 
wort, wenn  auch  dann  bei  jeder  weiteren  Einzelfrage  die  Mei- 
nungen auseinandergehen^). 

B)  Galt  diese  Beschränkung  auch  für  Yeräusserungen  an- 
derer Art?  — 

Diese  Frage  wurde  bisher  in  befriedigender  Weise  nicht 
beantwortet.  Ja,  der  Inhalt  des  bairischen  Volksgesetzes  macht 
eine  aus  ihm  allein  und  direkt  geschöpfte  Autwort,  welche  jeden 
Zweifel  ausschliesst,  vielleicht  unmöglich.     Und  dennoch  enthält 


')  Lex  Baj.  I  1  lautet:  Ut  si  quis  über  persona  volaerit  et  dederit  res 
suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione  animae  snae,  licentiam  habeat  de  portione 
sua,  postquam  cum  filiis  suis  partivit.  NoUus  eum  prohibeat,  non  rex,  non 
dux,  nee  uUa  persona  habeat  potestatem  prohibendi  ei.  Et  quioquid  dona- 
yerit,  yillas,  terra,  mancipia,  vel  aliqaa  pecunia,  omnia  quaecamque  dona- 
▼erit  pro  redemptione  animae  snae,  hoc  per  epistolam  confirmet  propria  manu 
sna  ipse,  et  testes  adhibeat  sex  vel  amplius  si  voluerint,  impoiiant  manus 
suas  in  epistola  et  nomina  eorum  notent  ibi,  quos  ipse  rogaverit.  Et  tunc 
ipaam  epistolam  ponat  super  altare,  et  sie  tradat  ipsam  pecuniam  coram 
sacerdote,  qui  ibidem  servit.  Et  post  haec  nullam  habeat  potestatem,  nee 
ipse,  nee  posteri  eins,  nisi  defensor  ecclesiae  ipsius  beneficium  praestare 
Yolaerit  ei,  sed  apnd  episcopum  defendantur  res  ecclesiae,  qnicquid  apud 
Ghristianoa  ad  ecclesiam  Dei  datum  fuerit. 

Adler,  Du  JSrbenwartreoht  1 
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eben  diese  Frage  das  Hauptproblem.  Wird  sie  bejaht,  dann  ist 
erwiesen,  dass  auch  im  Gebiete  des  Bairischen  Stammes  ein 
Recht  der  Proximi  galt,  welches  entweder  ursprünglich  in  dieser 
Gestalt  vorhanden  war,  oder  als  die  Abschwächung  einst  stärkerer 
Rechte  der  Verwandten  zu  betrachten  ist.  —  Wird  sie  verneint, 
dann  reduzii-t  sich  die  rechtshistorische  Bedeutung  der  quellen- 
mässig  feststehenden  Beschränkung  ungemein:  Die  Erscheinung, 
welche  uns  im  ersten  Falle  als  eine  wichtige  Phase  in  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Eigentums  gelten  müsste,  wäre  nun  nichts 
mehr  als  das  Product  einer  Gesetzgebungspolitik,  welche  den  in 
masslosen  Vergabungen  sich  äusseniden  Glaubenseifer  massigen 
will.  Mag  dann  auch  für  eine  spätere  Epoche  des  Bairischen 
Rechtes  das  Wartrecht  von  Niemandem  bestritten  werden  — 
eben  die  spätere  Entstehung  dieses  Rechtes,  nach  vorausgegange- 
ner Dispositionsfreiheit,  würde  die  Annahme  widerlegen,  das  Wart- 
recht bezeichne  ein  allgemeines  Durchgangsstadium  auf  dem  Wege 
zum  Individualeigentum. 

Die  Quellen  scheinen  zunächst  jede  direkte  Antwort  zu 
versagen.  Die  Lex  selbst  enthält,  wenn  wir  von  wenigen 
singulären  Bestimmungen  absehen,  deren  Heranziehung  ange- 
fochten wird,  nur  Vorschriften  für  die  Vergabung  zum  Seelen- 
heile. Die  Urkunden  der  ältesten  Periode  })ringen  fast  aus- 
schliesslich nur  Aufzeichnungen,  welche  die  Kirchen  über  Schen- 
kungen zu  ihren  Gunsten  gemacht  haben.  Nachrichten  über 
Vergabungen  anderer  Art  sind  selten  und  bedürfen  einer  sorg- 
samen Ausscheidung  und  Sammlung,  welche  bisher  unterlassen 
wurde. 

Infolge  dieses  Zustandes  der  Quellen  hatte  die  Literatur 
freies  Spiel.  Insoweit  sie  sich  die  Frage  überhaupt  gestellt  bat, 
beantwortet  sie  dieselbe  verschieden  je  nach  dem  allgemeinen 
Standpunkte,  den  sie  bezüglich  des  Ursprungs  des  Wart- 
rechtes einnahm.  Oder,  um  genauer  zu  sein,  müssen  wir  sagen: 
Da  die  Geschichte  des  bairischen  Wartrechtes  ältester  Zeit 
bisher  niemals  Gegenstand  einer  Spezialuntersuchung  war,  so 
wurde  diese  erste  Frage,  die  zu  stellen  ist,  von  der  Literatur 
—  wenn  überhaupt  —  so  doch  nur  nebenbei  beantwortet.  Für 
die  Art  der  Beantwortung  war  aber  dann  fast  allein  massgebend 
die  allgemeine  Stellungnahme  des  Autors  zm*  Frage  nach  dem 
Alter  des  Erbenwartrechtes. 
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Mit  einzigem  Hinblicke  auf  die  yon  uns  gestellte,  sehr  be- 
stimmte Frage  wollen  wir  nun  teils  der  Zeitfolge  nach,  teils 
in  sachlicher  Gruppirung  —  wie  sich  dies  jeweilig  besser  em- 
pfehlen mag  —  die  einschlägigen  Schriften  betrachten,  um 
daraus  die  Forderung  für  unsere  eigene  Arbeit  zu  gewinnen. 
Vollständigkeit  der  Literaturangaben  ist  weder  beabsichtigt,  noch 
auch  durch  die  eben  abgegrenzte  Aufgabe  geboten. 

Über  die  ältere  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhun- 
derts, welche  überwiegend  von  der  Annahme  eines  ursprünglichen 
Gesamteigentums  ausging,  handeln  Duncker^)  und  Zimmerle^) 
in  ausfuhrlicher  Weise.  Diese  älteren  Autoren,  und  nach  ihnen 
zuerst  auch  noch  Eichhorn^  und  Phillips^)  neigten  dazu  hin, 
das  Wartrecht  als  ursprüngliche  Thatsache  des  Deutschen  Eechtes 
yorauszusetzen.  Ihre  Bemühungen  wendeten  sich  hauptsächlich 
der  juristischen  Konstruktion  dieses  als  bewiesen  angenommenen 
Reditsverhältnisses  zu. 

Eichhorn  unternahm  dann  den  Versuch,  nicht  blos  die 
Existenz,  sondern  auch  die  Rechtsgrundlage  des  Wartrechtes  zur 
Zeit  der  Volksrechte  aus  den  unmittelbaren  Quellen  festzustellen*). 
Bezüglich  der  Eechtsgi*undlage  irrte  Eichhorn  freilich,  indem  er 
die  Ansprüche  der  Erben  auf  ihre  Verpflichtung  zur  Blutrache 
zurückführte*).  Die  Frage  der  Existenz  bejahte  er,  äusserte 
sich  aber  bezüglich  der  Beweiskraft  der  einzelnen  Volksrechte 
so  vorsichtig,  dass  wir(S.  328)  lesen:  „In  den  Volksrechten  und 
Capitularien  kommen  Stellen  vor,  welche  man  dahin  deuten  kann. 


')  L.  Duncker,  Das  Gesamteigentum,  Marburg  184H,  S    1—23. 

*)  L.  Zimmerle,  Das  Deutsche  Stammgutssystem  nach  seinem  Ur- 
sprünge und  seinem  Verlaufe,  Tübingen  1857,  S.  91—122. 

')  £.  F.  Eichhorn,  Einleitung  in  das  Deutsche  Privatrecht,  2.  Ausg., 
Göttingen  1825,  S.  407  fif.,  440  flf. 

*)  Phillips,  Grundsätze  des  gemeinen  Deutschen  Privatrechts  1829,  I, 
S.  233,  300  ff.,  n,  S.  194. 

^)  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  4.  Auflage,  I.  Bd. 
1834,  §  57,  dann  in  der  6.  Auflage  dieses  Werkes  1843,  I.  Bd.,  S.  324  ff.  — 
Eine  Auseinandersetzung  mit  Beseler^s  inzwischen  erschienener  Unter- 
suchung, von  der  wir  sofort  sprechen  werden,  lohnt  Eichhorn  S.  328  hh.  des- 
halb ab,  weil  Beseler  Eichhom*s  Ausführungen  in  der  4.  Auflage  nicht  mehr 
berücksichtigen  konnte. 

*)  Vgl.  über  diese  Frage  Brunner,  Sippe  und  Wergeid,  in  der  Zeit- 
schrift der  Savignj-Stiftung,  III.  Bd.  1882,  S.  4  und  öfter. 
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dass  wenigstens  die  Regel  für  die  freie  Befugnis  nicht  nnr  znr 
Veräusserung  unter  onerosem  Titel,  sondern  selbst  zur  Schen- 
kung gewesen  sein  müsse."  —  Trotz  dieser  Vieldeutigkeit  der 
Quellen  nimmt  Eichhoiii  schliesslich  dennoch  als  Regel  die  all- 
gemeine Yeräusserungsbeschränkung  an,  und  sieht  insbesondere 
in  den  Bestimmungen  des  Bairischen  Rechtes  (vgl.  S.  331)  offen- 
bar ein  Privilegium,  welches  Vergabungen  zu  Gunsten  der  Kirche 
erleichtern  soll. 

Dieser  fast  allgemein  herrschenden  Annahme  der  Urspi-üng- 
lichkeit  des  Wartrechts  trat  nun  zuerst  Beseler  in  seiner  „Lehre 
von  den  Erbverträgen"  (1835)  unter  Heranziehung  eines  grösseren 
Quellenmaterials  entgegen^).  Beseler  nimmt  für  die  ältere  Periode 
an  „dass  die  Veräusserung  des  Grundbesitzes  ursprünglich  durch 
„die  Erben  nicht  beschränkt  war  und  der  Eigentümer  also  ihrer 
„Einwilligung  nicht  bedurfte,  um  sie  vollgültig  zu  vollziehen; 
„dass  aber  die  Sitte  früh  eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzipe 
„macht,  zum  Besten  der  Kinder,  welche  später  auch  auf  ent- 
„ferntere  Verwandte  ausgedehnt  wurde"  (S.  51).  —  Die  Bestim- 
mung des  Bairischen  Gesetzes  scheint  Beseler  als  eine  Vorkehrung 
gegen  masslose  Schenkungen  anzusehen,  getroffen  zu  Ungunsten 
der  Kirche,  da  nach  Beseler's  Ansicht  nur  die  Sitte  ohne  Bechts- 
zwang  die  Zustimmung  der  Kinder  verlangte,  während  hier  die 
vorherige  Befriedigung  der  Kinder  gesetzliche  Forderung  ist 
(8.  57). 

Der  Beweisführung  Beseler's  tritt  zuerst  Pauli  (1837)*)  mit 
der  Behauptung  gegenüber,  die  Veräusserungsbeschränkungen 
durch  Erben  seien  schon  seit  den  ältesten  Zeiten,  aber  nur  in 
Hinsicht  auf  das  ererbte  Gut  Rechtens  gewesen.  Der  Grund 
für  diese  Unterscheidung  sei  in  einer  tief  im  germanischen  Leben 
ruhenden  Ansicht  zu  suchen,  wonach  der  Einzelne  „das  ihm  ohne 
„sein  Zuthun  durch  eine  höhere  Hand  und  in  Folge  des  vom 
„Volksrecht  bestimmten  Erbfalls  Zugefallene  nur  als  ein  ge- 
„liehenes  Gut  betrachtete,  das  er  auch  seinerseits  dem  Erbgange 
„überlassen  müsse."  —  Wichtig  ist  für  uns  die  energische  Be- 
tonung  dieser  Unterscheidung   zwischen   ererbtem   und   selbst- 


*)  G.  Beseler,  Die  Lehre  von  den  Erbverträgen  I.  Theil,  GK^ttingen  18X5. 
')  C.  W.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  Lübischen  Rechte,  I.  Theil, 
Lübeck  1837,  S.  10  ff. 
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erworbenem  Gute^).    Die  Zeit   der  Volksrechte  wird   übrigens 
bei  der  Beweisführung  kaum  gestreift. 

Häberlin  (1842)*)  beantwortet  in  seiner  ausschliesslich  auf 
Bairischem  Rechtsboden  sich  bewegenden  Untersuchung  trotz 
sonstiger  Ausführlichkeit  die  Frage  nirgends  direkt;  aber  aus 
dem  Satze  (S.  228):  „leibliche  und  eheliche  Kinder  haben  ein 
„fest  versichertes  Becht  auf  eine  pars  legitima  am  Vermögen 
„des  Vaters,  welche  er  ihnen  selbst  nicht  durch  eine  Schenkung 
,,an  die  Kirche  kürzen  darf  .  .  .*'  und  aus  einer  zweiten  Äusse- 
rung (S.  35)  verwandter  Art  lässt  sich  erkennen,  dass  Häberlin 
im  Gegensatze  zu  Beseler  mindestens  den  Kindern  bei  ander- 
weitigen Vergabungen  dieselben  gesetzlichen  Rechte  einräumt, 
wie  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile. 

Gerber  macht  in  seiner  einschlägigen  Dissertation ')  aus 
dem  Jahre  1847  bezüglich  der  Quellen  die  richtige  Bemerkung 
(S.  9):  „Documenta  autem  illa  ideo  quaestionem  non  satis  illu- 
„strant,  quia  fere  omnia  de  traditionibus  ad  ecclesiam  et  monasteria 
„factis  conscripta  sunt  et,  quod  antea  demonstravimus,  tales 
„traditiones  jam  antiquitus  privilegiis  erant  munitae/'  Gerber 
meint  auch,  dass  diese  Privilegien  die  Kirche  begünstigen  wollten, 
und  hält  insbesondere  für  das  Bairische  Becht  die  Existenz  eines 
Wartrechtes  aus  den  Bestimmungen  des  Volksgesetzes  erweisbar 
(S.  8).  Inhalt  und  Umfang  des  Wartrechts  ältet^ter  Zeit  seien 
aber  überhaupt  im  Einzelnen  nicht  festzustellen^). 


0  Ähnlich  ührigens  schon  E.  Th.  Gaupp,  Das  Schlesische  Landrecht, 
Leipzig  1828,  S.  100  ff. 

*)  C.  F.  W.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichelbeck^s 
Historia  Frisingensis  enthaltenen  Urkunden  Sammlung,  I,  Berlin  1842. 

')  C  F.  Gerber,  Meditationes  ad  locum  ppecuU  juris  Saxonici  Lib.  I 
Art.  LH,  Erlangen  1847. 

*)  ibidem  S.  9:  Nam  persnasum  mihi  est,  ne  valuisse  quidem  unquam 
reg^lam  constanter  adhibitam,  qua  dubia  illa  remota  fuissent.  Quod  intelliget, 
qni  coUectiones  diplomatnm  inspexerit  et  singula  inter  se  comparaverit,  quod 
Sydow  aocurate  et  düigenter  perfecit.  Inyeniet  tum  maximam  differentiam; 
sunt  documenta,  quae  consensu  solorum  Uberorum,  sunt  quae  fratrum  et  soro- 
mm,  parentum,  patruelium  adeo  et  uxoris  sint  munita.  —  Gerber  bezieht  sich 
hier  auf  die  von  Sydow,  Darstellung  des  Erbrechtes  nach  den  Grundsätzen 
des  Sachsenspiegels,  Berlin  1828,  S.  179  ff.,  gegebene  Darstellung  der  „Rechte 
der  Erben  bei  Lebseiten  des  Erblassers*,  welche  freilich  die  Zeit  der  Yolks- 
rechte  sehr  wenig  berücksichtigt. 
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Die  durch  Beseler's  Schrift  aufgeworfene  Frage  nach  der 
Ursprünglichkeit  des  Beispruchsrechtes  suchte  Sandhaas  (1852)*) 
durch  besonnene  Überprüfung  der  für  und  wider  angeführten 
Argumente  unter  Beiziehung  der  Gesetzesstellen  der  Lösung 
näher  zu  bringen.  In  dieser  Überprüfung  liegt  der  Wert  der 
Schrift.  Der  von  ihm  selbst  mit  Recht  gestellten  Forderung, 
die  einzelnen  Stammesrechte  zunächst  gesondert,  einer  genaueren 
Untersuchung  zu  unterwerfen  (S.  140)  hat  sich  Sandhaas  nicht 
unterzogen.  —  Bezüglich  der  Baiern  und  Alemannen  hält  er 
(S.  197)  eine  materielle  „Berücksichtigung"  der  Erben  für 
zweifellos.  Dagegen  neigt  er  „gar  sehr"  zu  der  Meinung,  dass 
auch  Baiern  und  Alemannen  ursprünglich  kein  förmliches  Bei- 
spruchsrecht kannten.  Zeugnisse  gegen  das  Beispruchsrecht 
seien  zwar  nicht  vorhanden,  aber  lex  Baj.  I,  1  und  XV.  10 
sprechen  auch  nicht  unbedingt  dafür. 

Zimmerle  (1857)  vertritt  gegenüber  Beseler  und  Sandhaas 
die  entgegengesetzte  Auffassung  und  geht  in  seiner  Annahme 
weit  über  Eichhorn  hinaus').  Er  nimmt  fürBaiem  (S.  54)  an, 
dass  es  zu  jeder  Schenkung  von  Anfang  an  einer  Zustimmung 
der  nächsten  Erben  bedurfte.  „Eine  gesetzliche  Ausnahme  bildet 
nur  das  Recht  zu  Schenkungen  an  die  Kirche  zum  Heile  der 
Seele,  bei  welchen  die  Verwandten  ihr  Einspruchsrecht  verlieren 
und  nur  die  Söhne  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Abfindung 
erhalten." 

Was  hiermit  behauptet  wird,  kann  richtig  sein.  QneUen- 
mässig  genügend  erhärtet  hat  es  Zimmerle  nicht.  Wir  werden 
auf  seine  Ausführungen  wiederholt  zu  sprechen  kommen. 

Walter  unterzieht  in  seiner  Rechtsgeschichte*)  das  Wart- 
recht einer  eingehenden  Untersuchung,  Sein  Standpunkt  hält 
die  Mitte  zwischen  Eichhorn  und  Zimmerle,  welch  Letzterem  er 
insbesondere  zahlreiche  Irrtümer  nachweist.  Die  Veräusserungs- 
beschränkungen  waren  „tief  im  Gefühl  des  Volkes  lebende  Sitte, 
„wovon  abzuweichen,  keinem  einfiel.  Erst  als  durch  neue  Ver- 
„hältnisse  eine  freie  Bewegung  angeregt  wurde,  wurde  man  sich 
„derselben  bestimmter  bewusst"   (S.  111).     Die  verschiedenen 


bis  120. 


^)  G.  Sandhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  Giessen  1862. 

*)  Zimmerle  a.  a.  O. 

»)  F.  Walter.  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Bonn  1857,  n.  Bd.,  a  110 
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Volksgesetze  zeigen  uns  die  bewnsste  Stellungnahme  der  einzelnen 
Stämme  zu  dieser  Frage.  „Bei  den  Baiern  wurde,  ebenso  wie 
„bei  den  Alemannen  vorausgesetzt,  dass  man  mit  seinen  Söhnen 
,,abgeteilt  hatte  .  .  .  Doch  wurden  häufig  auch  da,  wo  es  nicht 
„nötig  war,  aus  verwandtschaftlicher  Rüchsicht  oder  um  künftigen 
„Beclamationen  zu  begegnen,  die  Blutsfreunde  als  beratend  zu- 
„gezogen."  (S.  115).  „Die  Freiheit,  sein  Erbe  an  wen  man 
„wolle,  zu  tradiren,  wurde  durch  die  Capitularien  allgemeines 
„Beichsrecht,  ....  allein  in  die  Sitten  drang  dasselbe  nicht  ein, 
„umsomehr  hielt  das  Verwandtschaftsgefühl  an  seinem  (alten) 
„Rechte  fest."  (S.  115)  ...  .  „Auch  in  Baiern  wurde  (dann) 
„selbst  bei  Traditionen  an  die  Kirche,  wo  es  nach  dem  alten 
„Volksrecht  nicht  nötig  war,  der  Consens  der  Erben  eingeholt" 
(S.  118). 

Merkel  (1863)*),  der  vor  allen  seinen  Vorgängern  eine  aus- 
gedehnte Kenntnis  insbesondere  der  bairischen  Rechtsquellen 
voraus  hat,  streift  unsere  Frage  nur  (S.  141),  aber  doch  so,  dass 
seine  Meinung  zu  entnehmen  ist.  Es  heisst  hier:  „Da6  Volks- 
„recht  1.  Baj.  I,  1  verpflichtet  wie  das  burgundische  Gesetz  den 
„Veräusserer  auch  wenn  er  an  kirchliche  Anstalten  veräussert, 
„den  Erbteil  seiner  Kinder  freizulassen."  Daraus  folgt,  dass 
Merkel  den  Veräusserer  „auch"  bei  anderen  Veräusserungen  als 
an  Kirchen  durch  entgegenstehende  Rechte  beschränkt  erachtet*). 

Ebenso  wie  Zimmerte  über  die  Ansichten  Eichhornes  hinaus- 
schritt,  so  geht  nun  Lewis  in  der  Richtung  Beseler- Sandhaas 
vor*).  In  seiner  „Succession"  (1864)  heisst  es  (S.  15):  ...  . 
„Das  Erfordernis  der  Abteilung  setzt  die  bairische  lex  bei  Ver- 
„gabungen  an  die  Kirche,  lässt  jedoch  im  Übrigen  völlige  Dis- 
„positionsfreiheit  über  das  Vermögen  bestehen,  weil  man  hier 
„nur  der  Kirche  gegenüber  Beschränkungen,  wie  sie  angegeben, 
„einführen  zu  müssen  glaubte."    Als  Beleg  für  die  sonstige  Dis- 


^)  Merkel,  Das  firmare  im  bairischen  Recht,  in  Ztschr.  für  Rechts- 
geschichte, 2.  Bd.  1868. 

*)  Denselben  Standpunkt  nimmt  auch  Quitzmann  ein;  die  älteste 
Rechtsyerfassnng  der  Bajuwaren,  1866,  S.  186. 

•)  ö.  Lewis,  De  origine  facultatis  heredibus  in  iure  Gennanico  con- 
cessae  prohibendi  alienationes  remm  immobilium,  Berlin  1862.  Derselbe: 
Die  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers  nach  Deutschem 
Rechte,  Berlin  1864. 
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Positionsfreiheit  führt  er  gegenüber  1.  Baj.  I,  1  den  Titel  Vn,  4 
an*)-  Zugleich  bekämpft  Lewis  den  Versuch  1.  Baj.  XV,  10  als 
Gegenargument  benützen  zu  wollen*).  Diese  Bestimmung  sei 
aus  der  lex  Wisig.  geschöpft,  unter  dem  Einflüsse  des  Römischen 
Rechtes  entstanden  und  betreffe  das  eheliche  Güterrecht  speziell. 
Wenn  darin  gesagt  ist,  dass  soferne  ein  Ehemann  mangels  einer 
Descendenz  seine  Frau  bedenkt,  diese  bei  Nichtwiederverheira- 
tung  ungestört  im  Besitze  der  Vergabung  bleiben  soll,  dann 
werde  „der  Mangel  der  Erben  wohl  nicht  aus  dem  Grunde  her- 
„vorgehoben,  weil  denselben  in  anderen  Fällen  ein  Widerspruchs- 
„reclit  gegen  Veräusserungen  eingeräumt  war,  sondern  weil  da- 
„mit  die  Verfügung  des  Mannes  über  das  ganze  Vermögen  zu 
„Gunsten  der  Frau  motivirt  sein  sollte." 

Lewis  geht  somit  weiter  als  Beseler;  er  glaubt  auch  im 
Gegensatze  zu  dem  vorsichtigeren  Sandhaas  die  Frage  ans  den 
bisher  herangezogenen  Quellen  direct  beantworten  zu  könn^. 
Lewis  gelangt  dann  auf  Grund  derselben  Quellen,  welche  Zimmerle 
benutzt  hatte,  zu  einem  gerade  entgegengesetzten  Resultate  in 
jener  Richtung,  die  Beseler  zuerst  betrat.  Während  aber  Beseler 
der  Meinung  war,  dass  ursprünglich  eine  jede  ausseikirchliche 
Ver^abunjr  durch  die  Sitte  an  die  Zustimmung  der  Verwandten 
trebundeii  war.  statuirt  Lewis  vollständige  Dispositionsfreiheit 

Abermals  —  wie  früher  bereits  durch  Sandhaas  —  erfolgt 
eine  tlberprüfung  der  iji  der  Streitfrage  von  beiden  Seiten  vor- 
gebrachten Beweisgründe  u.  z.  durch  Pernice  (1867)  in  einer 
Kritik  der  Schriften  von  Lewis,  welche  selbständigen  Wert  in 
Anspruch  nehmen  darf*).  —  Pernice  wirft  Lewis  eine  mangel- 


')  1.  Baj.  VII,  4  lautet:  Ut  nulluni  liberum  sine  mortali  crimine  Uceat 
inservire,  nee  de  hereditate  sua  expeUere,  sed  liberi,  qui  justis  legibus  de- 
serviunt,  sine  impedimento  horeditatis  suao  possideaut;  quamvis  pauper  dt, 
tarnen  libertatem  suam  non  perdat,  nee  hereditatom  suam,  nisi  ex  spontanes 
voluntate  alicui  tradere  voluerit,  hoc  potestatem  habeat  faciendi. 

')  .  .  .  si  autem  maritus  ejus,  qui  nee  filios,  nee  Alias,  nee  nepotes,  nee 
pronepotes  nee  uUum  de  propinquis  habet,  sed  in  uxorem  aut  donationem  aut 
testamentum  sive  partem  sive  omnes  contulerit  facultates  et  haec  deinceps 
in  viduitate  persistit  et  memoriam  mariti  cum  pudidtia  castitatis  observat« 
omnia  quae  a  raarito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  Toluerit  pro 
suo  jure  transfundat. 

')A  Fernice,  Beispruchsrecht  und  Universalsuccesdon  im  Deutschen 
Rechte,  in  der  Kritischen  Vtjjschr.  IV,  1867. 
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hafle  Benfttzung  der  ürkandeD,  Zimmerle  deren  ankritische  An- 
häufung vor.  Sollte  sich  wirklich  in  Baiem  das  Wartrecht  — 
wie  Beseler  und  Lewis  meinen  —  erst  erstmalig  im  9.— 12.  Jahr- 
hundert entwickelt  haben,  so  mfisste  diese  Entwicklung  aus  den 
Quellen  ersichtlich  sein.  —  Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  in 
Baiem  ursprünglich  ein  Wartrecht  gegolten  habe,  könne  das 
Volksrecht  nur  mit  seiner  Bestimmung  der  Abteilung  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen  herangezogen  werden.  „Alle  übrigen  Stellen 
„entscheiden  nichts.  Denn  1.  Baj.  VII,  4,  woraus  Lewis  die 
„Freiheit  der  Befugnis  schliesst,  an  andere  als  au  Kirchen  zu 
„yeräussem,  bestimmt  zunächst:  Confiscation  solle  den  Erben  des 
„Verbrechers  nie  ti  effen  und  fUgt  hinzu,  überhaupt  solle  Niemand 
„durch  die  Staatsgewalt  aus  seinem  Grundeigentum  vertrieben 
„werden,  vielmehr  könne  eine  Veräusseining  desselben  nur  aus 
„dem  freien  Entschlüsse  des  Eigentümers  selbst  hervorgehen.  — 
„Hier  war  also  nicht  der  Ort,  die  etwaigen  Beschränkungen  des, 
„freien  Entschlusses  aufzuzählen.^' 

Ebensowenig  sei  aber  die  Behauptung  Zimmerle's  berechtigt, 
zu  jeder  Schenkung  bedürfe  es  der  Zustimmung  der  nächsten 
Erben.  Namentlich  folge  dieser  Satz  nicht  aus  1.  Baj.  XV,  10 
und  hier  schliesst  sich  die  Beweisführung  Pernioe  an  die  bereits 
gegebene  von  I^ewis  an  (S.  74). 

Als  Ergebnis  seiner  Prüfung  fühlt  Pernice  an,  dass  die 
Baiem  (ebenso  wie  die  Ribuarischen  Franken)  „eine  die  Rechte 
„der  Erben  beeinträchtigende  Gutsveräusserung  nicht  als  rechts- 
„beständig  erachteten,''  dass  insbesondere  die  Baiem  aber  den 
Zweck  des  Einspmchsrechtes  durch  andere  Mittel  zu  erreichen 
suchten,  nämlich  durch  ein  dem  Römischen  Noterbenrechte  ana- 
loges Recht  (S.  72,  75,  81),  worauf  bereits  Walter  (1855)  und 
Zöpfl  (1858)  aufmerksam  gemacht  hatten. 

Eine  dfrecte  Antwort  auf  die  Frage,  ob  die  entgegenstehen- 
den Rechte  der  Erben  —  mochten  sie  welche  rechtliche  Natur 
immer  haben  —  in  der  ältesten  Periode  Baieras  nur  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen,  oder  allgemein  galten,  gibt  Pernice  zwar 
nicht;  es  lässt  sich  aber  annehmen,  dass  er,  trotz  der  oben  an- 
geführten Bemerkung  gegen  Zimmerle,  dieses  „Noterbenrecht" 
gegenüber  allen  Vergabungen  gelten  lassen  will. 

Aus  seiner  Kritik  scheint  sich  folgendes  mit  Sicherheit  zu 
ergeben:  Der  Versuch,  die  Frage  allein  oder  hauptsächlich  durch 
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Interpretation  der  Lex  zu  beantworten,  muss  infolge  der  Viel- 
deutigkeit der  wenigen  in  Betracht  kommenden  Gesetzesstellen 
flruchtlos  bleiben.  Es  ist  daher  nötig,  andere  Rechtsquellen,  vor 
Allem  die  Urkunden  in  systematischer  und  ausgedehnter  Weise 
beizuziehen.  —  Ob  freilich  durch  Erfüllung  dieser  Forderungen 
unsere  Frage  nach  der  Allgemeingültigkeit  und  ürsprungliclikeit 
des  Wartrechts  in  Baiem  einer  end<2:ültigen  Entscheidung  zuge- 
führt werden  kann,  steht  dahin.  Der  einzige  mögliche  Weg 
ist  aber  bezeichnet. 

Es  lässt  sich  nun  nicht  behaupten,  dass  bezüglich  der  bairi- 
schen  Entwicklung,  über  deren  Wichtigkeit  noch  zu  sprechen  sein 
wird,  sich  irgend  ein  nachfolgender  Autor  die  bezeichnete  Auf- 
gabe gestellt  hätte.  Vielmehr  wurden,  so  oft  das  Bairische 
Rechtsgebiet  in  Frage  kam,  entweder  aus  der  Fülle  der  Ur- 
kunden jene  herangezogen,  welche  den  antizipirten  Standpunkt 
des  Autors  zu  unterstützen  vermochten,  oder  auch:  Es  wurde 
die  Anschauung  zwar  erst  auf  Grund  der  Quellen,  aber  auf 
Grund  einer  unzureichenden  Benützung  derselben  gebildet 

Wichtig  für  unsere  Frage  ist  fernerhin  keine  Schrift,  welche 
sich  etwa  speziell  mit  ihr  befasst  hätte,  sondern  der  veränderte 
Grundzug,  welcher  die  gesammte  einschlägige  Literatur  der  neue- 
sten Zeit  kennzeichnet:  Fast  kein  Einziger  der  nun  folgenden 
Autoren  steht  ganz  auf  der  Seite  von  Beseler  oder  Lewis,  son- 
dern es  erfolgte  auf  Grund  neuerer  Deutsch-rechtlicher  For- 
schungen und  unterstützt  durch  die  Ergebnisse  der  Rechtsver- 
gleichung, eine  mehr  oder  minder  vorsichtige  Rückkehr  zur 
älteren,  nunmehr  in  ganz  anderer  Weise  begründeten  Annahme 
eines  ursprünglichen  Gesammteigentums  der  Sippe,  oder  zum 
mindeste  n  einer  ursprünglichen  Verfangenschaft  des  Gutes  zu 
Gunsten  nächster  Erben. 

Allerdings  sind  in  dieser  Stellungnahme  die  mannigfachsten 
Abstufungen  bemerkbar.  Von  allen  neuesten  Autoren  stehen 
Waitz  und  Stobbe  den  Anschauungen  Beseler-Lewis  am  näch- 
sten und  verhalten  sich  gegenüber  der  neuen  Tendenz  am  meisten 
ablehnend^). 


1)  E.  Löning,  Geschichte  des  Deutschen  Kirchenrechtes,  IL  Bd.,  1878, 
S.  681  ff.,  konnte  dem  Zwecke  seines  Werkes  nach  die  Frage  der  ürsprüng- 
lichkeit  des  Beispruchsrechtes  übergehen.  Wir  kommen  auf  seine  Ausfähmn- 
gen  im  anderen  Zusammenhange  zurück. 
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Waitz  (1883)  meint  ^):  „Ob  auch  ein  eigentümliches  Recht 
„der  Familie  im  weiteren  Sinne,  ein  sogenanntes  Gesammteigen- 
„tum  derselben  anzunehmen,  ist  zweifelhaft.  Dass  die  Verwandten 
„zn  Yeräussemngen  an  Fremde  ihre  Zustimmung  geben  mussten, 
„gilt  später  bei  einzelnen  Stämmen  als  Recht.  Dass  es  aber 
„früher  allgemein  war,  und  auf  einen  solchen  Grundsatz  zurück- 
„zuffihren  ist,  lässt  sich  nicht  darthun.^^  Und  in  anderem  Zu- 
sammenhange^) äussert  sich  Waitz  (1 882)  bezüglich  des  Wartrechts : 
„dass  in  dieser  Zeit  (der  Volksrechte)  kein  unbedingtes  Wider- 
„spruchsrecht  der  Verwandten  gegen  Veräusserungen  stattfand, 
„ergibt  sich  aus  den  Urkunden  unwiderleglich.  Eben  die  For- 
„meln  .  .  .  sprechen  nie  von  Zustimmung  der  Betheiligten;  wir 
„müssen  jedenfalls  annehmen,  dass  man  innerhalb  der  Familie 
„frei  über  das  Eigentum  verfügen  konnte.  Allein  auch  Ver- 
„gabungen  und  Verkäufe  haben  keineswegs  immer  ausdrücklich 
„die  Billigung  der  Verwandten  erhalten." 

Stobbe  (1883)')  stimmt  Sandhaas  in  der  Forderung  bei, 
dass  zwischen  den  einzelnen  Volksrechten  unterschieden  werden 
müsse.  Ist  es  nun  auch  schwer,  diesen  Gelehrten  bei  der  ihm 
eigenen  vermittelnden  Vorsicht  beim  Worte  zu  nehmen,  so  ist  es 
doch  sicher,  dass  Stobbe  die  ältere  Annahme  eines  ursprüng- 
lichen Familieneigentums  verwirft.  Stobbe  hält  das  Beispruchs- 
recht fQr  das  Product  einer  Reaktion  gegen  schädliche  Veräusse- 
rungen, insbesondere  an  Kirchen,  welche  „bei  den  verschiedenen 
„Stämmen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  verschiedenem  Umfange 
„eintrat.'*  —  Bezüglich  des  Baiernrechtes  konstatirt  er  zwar  die 
bei  Vergabungen  an  die  Kirche  geltende  Abteilungspflicht,  fügt 
aber  hinzu:  „Ob  dies  auch  für  Veräusserungen  an  andere  Per- 
„sonen  gilt,  bleibt  zweifelhaft." 

Siegel  hatte  in  seinem  Deutschen  Erbrecht  (1853)*)  von 
dem  Wartrechte  zwar  höchst  ausführlich,  aber  auf  Grund  späterer 
Rechtsquellen   gehandelt,    wodurch   unsere  Frage  keine  directe 


^  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  III.  Bd.,   1883,  S.  65. 

*)  Waitz,  ibidem  11.  Bd.,  1.  Abth.,  3.  Auflage,  1882,  S.  286. 

*)  0.  Stobbe,  Haodbuch  des  Deutschen  Privatrechts,  IL  Bd.,  1883, 
S.  116  ff.  (insbes.  S.  120). 

^)  H.  Siegel,  Das  Deutsche  Erbrecht  nach  den  RechtsqueUen  des 
Hittelalten,  Heidelberg  1853,  S.  6  ff.,  S.  88—148.  —  Derselbe:  Deutsche 
Bechtflgeschichte,  2.  Auflage  1889,  S.  434  ff. 
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Beantwortung  erfahren  konnte.  Aber  Siegel  grBndete  bereits 
damals  das  Wartrecht  auf  die  Deutsche  Rechtsanschauung,  dass 
der  Erbe  zum  Gute  geboren  sei  (S.  89),  und  fügte  hinzu  (S.  90, 
Anm.  363):  „Anerkannt,  wenn  auch  nicht  so  entwickelt  war  dies 
„Eecht  des  Erben  bei  liebzeiten  des  Erblassers  im  germanischen 
„Rechte  von  Anfang  an/'  Die  Erben  haben  —  nach  Siegel  — 
bei  Lebzeiten  des  Erblassers  eine  „Gewere  zur  Anwartnng"  (S.  7). 
„Es  ist  dies  ein  wirkliches  seinem  materiellen  Inhalte  nach  be- 
„stimnit  abgrenzbares  Recht"  — ,  eine  AuflFassung,  durch  welche 
„der  Gedanke  an  ein  Familiengesamniteigentum  von  vornherein 
„unmöglich  gemacht  wird"  (S  88). 

In  seiner  Rechtsgeschichte  lässt  Siegel  zwar  ähnlich  wie 
Beseler  das  Widerspruchsrecht  aus  der  Sitte  entstehen,  diese  aber 
schon  in  frühester  Zeit  zum  Rechte  werden.  Daran  schliesst 
sich  folgender  Satz  an:  „Als  aber  Verarmung  und  Not  im  6.  und 
„7.  Jahrhundert  viele  Grundbesitzer  zu  Veräusserungen  zwang 
„und  Andere,  besorgt  um  ihr  Seelenheil  zu  Schenkungen  an  Kir- 
„chen  und  Klöster  gedrängt  wurden,  erfuhr  das  Anwäi-terrecht 
„durch  die  Gesetzgebung  der  fränkisch-kirchlichen  Zeit  eine  Ein- 
„schränkung  odei*  gänzliche  Aufhebung.  —  Sobald  jedoch  die 
..Gesetze  in  Vergessenheit  gerieten,  lebte  sofort  der  Erben  Recht 
..mit  seiner  frülieren  Wirksamkeit  wieder  auf."  —  Diese  Auffassung 
scheint  die  Annahme  offen  zu  lassen,  dass  in  Baiern  während 
dieser  Zeit  die  Einschränkung  des  Wartrechtes  nur  zu  Gunsten 
der  Kirche  stattfand  und  später  wieder  ganz  wegfiel. 

V.  Inama-Sternegg  (1879)^)  verhält  sich  zwar  ähnlich 
wie  TVaitz  zur  Annahme  eines  ursprünglichen  Gesammteigentums 
der  Familie;  aber  er  erkläii;  doch  die  Verfügungsbescbränkungen 
„aus  dem  starken  Zusammenhalte,  den  die  Familie  in  allen  Be- 
„ziehungen,  also  auch  sicherlich  in  vermögensrechtlicher  lange 
„Zeit  hindurch  bewahrt  hat."  —  Daraus  erklärt  sich  v.  Inama 
unter  Anderm  auch  die  Beschränkungen  des  Bairischen  Rechtes 
(S.  102).  Die  Bestimmungen  der  Volksgesetze  und  der  Capitu- 
larien  über  Vergabungen  zum  Seelenheile  insbesondere  scheinen 
ihm  zu  Gunsten  der  Kirche  erlassen  (ebendas.  S.  255  und  289), 
aber  anderen  Orts  finden  wir  unter  Berufung  auf  1.  Baj.  I,  1 


0  K.  Th.  T.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  L  Bd., 
Ijeipsig  1879. 
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den  Satz:  „Schenlniiigen  unter  Lebenden  wurden  ohne  Bescbrän- 
„kungen  zugelassen'^  ^).  Abgesehen  aber  von  der  Stellungnahme 
dieses  Autors  zu  unserer  besonderen  Frage  kann  v.  Inama  ebenso, 
wie  nach  ihm  Lamprecht  fQr  sich  in  Anspruch  nehmen,  das 
Wartrecht  im  Zusammeuhange  mit  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung betrachtet  und  beleuchtet  zu  haben. 

Bewer  (1880)*)  lässt  die  Bairischen  Schenkungen  unter  der 
Voraussetzung  zu,  dass  die  nächsten  Erben  zustimmen,  Zuwen- 
dungen an  die  Kirche  nur  dann,  wenn  die  Kinder  gesetzlich  ab- 
gefimden  sind. 

J.  A.  Tomaschek  (1882)  bespricht  bei  Behandlung  des 
Heimfallsrechtes  das  Wartrecht  nicht  näher,  bietet  aber  eine  be- 
achtenswerte Ausführung,  welche  diesem  Gedankenkreise  ange- 
hört'). Sie  schliesst  mit  dem  Satze:  „Das  Heimfallsrecht  steigt 
„von  der  erblosen  Yerlassenschaft  zu  immer  grösseren  Kreisen 
„auf,  um  schliesslich  in  dem  Heimfallsrechte  des  Staates  be- 
»ziehungsweise  des  Fiskus  seinen  Abschluss  und  Gipfelpunkt  zu 
„finden.  Das  ist  die  einzig  richtige  Ansicht  über  den  Gang  der 
„germanischen  Entwicklung."  (S.  6).  —  Für  unsere  Aufgabe 
lässt  sich  der  Gedanke  dahin  ergänzen,  dass  das  Bodeneigentum 
nach  einem  viele  Jahrhunderte  währenden  Differenzirungsprozesse 
zuletzt  Individualeigentum  wird,  dass  aber  das  Wartrecht  jeweilig 
als  Best  der  fiberwundenen  Phase  zurückbleibt  Das  Heimfalls- 
recht seinerseits  lässt  uns  in  seiner  Stufenfolge  alle  Stadien  der 
Entwicklung  fiberblicken. 

Brunn  er  hatte  in  seiner  Deutschen  Rechtsgeschichte  (1887) 
keine  Veranlassung,  sich  über  unsere  spezielle  Frage  direkt  zu 
äussern^).  Doch  glauben  wir,  gemäss  seiner  allgemeinen  Stellung- 
nahme Brunner  bei  uuserm  Gange  von  Rechts  nach  Links  an 
dieser  Stelle  besprechen  zu  sollen.  —  Das  üreigentum  war  — 
nach  Brunner  —  nicht  Sonder-  sondern  Gemeinschaftseigentum. 
Der  Fortschritt  vollzog  sich  durch  den  Übergang  von  der  ge- 


»V 


*)  Derselbe:  Die  Ausbild ang  der  grossen  Gnmdherrschaften  in  Deutsch- 
land während  der  Karolingerzeit,  inSchmoller*s  Staats- und  sozialwissenscb. 
Forschungen,  Bd.  I,  1,  Leipzig  1878. 

*)  Bewer,  Sala,  Traditio,  Yestitura,  Rostock  1880,  S.  18,  Anm.  2. 

*)J.  A.  Tomaschek,  Das  Heimfallsrecht,  Wien  1882. 

*)  H.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeachichte,  L  Bd.,  Leipzig  1887, 
msbes.:  S.  68—64,  71,  78—84,  195—197. 
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meinscbaftlichen  zur  SondernntzaDg  (S.  58),  und  zwar  yerschiedeti 
bei  Hofstätte,  Ackerland,  Wald  und  Weide  (S.  59).  —  Das  Acker- 
land, zuerst  im  Besitze  des  Geschlechtsverbandes  des  Gaues, 
kommt  später  in  den  Besitz  der  einzelnen  Sippschaft,  aus  der 
die  räumliche  Markgenossenschaft  hervorgeht  (S.  60).  —  Die 
Hofstätte  ist  bereits  zur  Zeit  des  Tacitus  Sondereigen  (S.  59). 
—  Innerhalb  der  Sippe  bilden  diejenigen,  die  derselben  Haus- 
genossenschaft angehören  oder  angehört  haben,  Eltern,  Kinder 
und  Geschwister  einen  engeren  Verband  (S.  83).  —  Die  freie 
Veräusserliclikeit  der  Hufe  dringt  erst  langsam  durch.  Ihr  stand 
zunächst  im  Wege  das  Heimfallsrecht  der  Gemeinde  .  .  .  Wo 
diese  (oder  verwandte)  Beschränkungen  „nicht  existirtea  oder 
„beseitigt  waren,  ist  die  Veräusserliclikeit  beschränkt  durch  das 
„Wartrecht  gewisser  Erben  oder  des  Erben  schlechtweg,  oder 
„doch  wenigstens  durch  Rechte  von  Miterben,  mit  welchen  man, 
„wie  das  häufig  geschah,  in  Erbengemeinschaft  lebte.'' 

Brunuer  bringt  somit  das  Wartrecht  doch  wohl  in  eine  Be- 
ziehung zu  der  engeren  Hausgenossenschaft,  welche  sich  inner- 
halb der  Sippe  ausgebildet  hatte.  Wenn  ferner  an  anderem  Orte 
von  den  Volksrechten,  welche  das  Beispruchsrecht  nennen,  gesagt 
wird,  sie  erwähnen  dasselbe  „entweder  als  ein  Recht  der  nächsten 
„Erben  schlechtweg,  oder  doch  gewisser  Erben,  so  zum  mindesten 
„der  unabgeteilten  Söhne",  so  ist  hier  zweifellos  neben  dem  Bnr- 
gundischen  an  das  Bairische  Recht  gedacht,  und  es  wird  dieses 
Recht  durch  keine  Andeutung  auf  Vergabungen  an  Kirdien  be- 
schränkt 0- 

Jene  Richtung  nun,  welche  die  ältere  Theorie  eines  ursprung- 
lichen Pamilieneigentums,  aber  auf  weitaus  tieferer  und  breiterer 
Grundlage  wieder  aufgenommen  und  teilweise  radikal  weitergeführt 
hat,  ist  durch  die  Namen  v.  Amira,  Heusler  und  zuletzt  auch 
Schröder  bezeichnet. 

V.  Amira  hatte  sich  in  seiner  eingreifenden,  wenn  auch  viel 
angefochtenen  Schrift  (1876)  auf  das  Niederdeutsche  Rechtsgebiet 
beschränkt*).     Die  Oberdeutschen  Gebiete   blieben  von  seiner 


')  Brunn  er  in  HoltzendorfTs  Encyclopädie  der  Kechtswissenschaft, 
1890,  S.  i'ö7. 

')  T.  Amira,  Erbenfolge  und  Yerwandtschaftsgliederung  nach  den  Alt- 
niederdeutschen Bechten,  München  1876. 
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XTntersQcbiuig  ansgeschlossen.  Zum  Schiasse  derselben  fanden 
wir  die  Aufforderung,  die  Oberdeutschen  sowie  die  Skandinavi- 
schen Quellen  nochmals  zu  prüfen,  was  unseres  Wissens  seither 
nicht  geschah.  —  Neuestens  hat  nun  v.  Amira  seine  Anschauung 
im  Grundriss  der  Germauischen  Philologie  zusammengefasst  ^). 
Wir  geben  sie  kurz  wieder,  weil  deren  Vergegenwärtigung  sofort 
einen  Schluss  auf  unsere  Frage  zulässt.  —  Die  Blutsverwandten 
»^bildeten  noch  in  der  älteren  Zeit  die  Genossenschaft,  die  Sippe. 
„Die  Gliederung  der  Sippe  beruhte  ursprünglich  auf  dem  Gegen- 
„satz  zweier  Uauptgruppen  oder  Kreise.  .  .  Der  engere  Kreis 
„war  gebildet  von  Sohn,  Tochter, Vater,  Mutter,  Bruder,  Schwester; 
„der  weitere  von  den  übrigen  Verwandten"  (S.  137).  ~  Die  Sippe 
ist  nicht  blos  Friedens-  und  Schutzverband,  sondern  es  bestand 
in  ihr  ein  Gesammteigentum,  dessen  Teilhaberschaft  lange  Zeit 
auf  den  engeren  Kreis  beschränkt  blieb.  Aus  dem  Gesammt- 
eigentum entstand  das  Erbrecht,  das  erst  schrittweise  auch  den 
weiteren  Sippenkreis  ergriff.  „Der  Erbe  wurde  nach  ältestem 
„B«cht  durch  den  Tod  des  Erblassers  nur  von  einer  Schranke 
„seiner  Befugnisse  befreit,  indem  er  in  die  Verwalterschaft  des 
„Nachlasses  eintrat,  dessen  Bestandtheile  ihm  schon  bei  Leb- 
^,zeiten  des  Erblassers  gehörten.  Als  Erbwart  aber  hatte  er, 
„wenn  der  Erblasser  seine  Habe  veräussern  wollte,  gemeinschaft- 
„lich  mit  demselben  zu  handeln  oder  doch  zuzustimmen"  (S.  139). 
—  Und  an  anderer  Stelle:  „Das  ehemalige  Gesammteigentum 
„wii-kte  nach  im  Wartrechte  der  Erben"  (S.  152). 

Man  sieht,  dass  diese  unbedingt  ausgesprochene  Grund-An- 
schauung über  Wesen  und  Ursprung  des  Erb-  und  Wartrechts 
absolut  keinen  Raum  für  die  Annahme  lässt,  das  Wartrecht  irgend 
eines  Stammes  sei  erst  das  Produkt  einer  späteren  Entwicklung. 
Auch  hatte  v.  Amira  bereits  in  der  erst  genannten  Schrift 
(S.  54  ff.)  gegenüber  Schröder  die  Existenz  des  Beispruchsrechtes 
auch  für  das  Salfränkische  Gebiet  vertheidigt.  —  Ob  mit  Recht, 
steht  dahin. 

Wir  mussten  auf  unserem  Gange  von  Rechts  nach  Links 
die  Schriften  v.  Amira's  einschieben,  weil  eine  wichtige  Abhand- 
lung Gierke's  (1876)  Amira  gegenüber  Stellung  nimmt  und  ein 


*)  Im  Grundriss   der  Germanischen  Philologie   von  H.  Paul,   II.  Bd., 
2.  AbtL,  Strassbnrg  1890. 
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ursprüngliches  Gesammteigentum  der  Sippe  verwirft^).  —  Nach 
Gierke  ist  Aasgangspunkt  des  Deutschen  Erbrechts  nicht  die 
Sippe,  sondern  die  Hausgemeinschaft,  an  deren  Spitze  der  Haus- 
vater steht,  dessen  Verfügung  aber  das  Hausvermögen  durch  An- 
rechte der  übrigen  Glieder  des  Verbandes  eingeschränkt  ist. 
Diese  Anrechte  aber  steigern  sich  mit  dem  Tode  des  Hausraters. 
„Das  Germanische  Erbrecht  gründete  sich  auf  die  Idee  einer 
„Fortdauer  der  Hausverbindung  bei  dem  Fortfalle  seines  Hauptes, 
„in  dessen  leer  gewordene  Stelle  von  selbst  die  nunmehr  obersten 
„Glieder  des  Verbandes  einrücken.  Es  gestand  daher  dem  herr- 
„schenden  Einzelwillen  unter  Lebenden  nur  eine  beschränkte, 
„über  den  Tod  hinaus  gar  keine  Macht  über  das  Hausvermögen 
„zu."  —  Das  Wartrecht  erscheint  somit  Gierke  als  der  Ausdruck 
dieses  Rechtes  der  Verbandglieder  auf  das  Hausvermögen,  inso- 
weit dasselbe  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  zur  Greltung 
kommt,  und  es  wird  nunmehr*)  diesem  Beispruchsrechte  „Ur- 
„sprünglichkeit  und  Allgemeinheit  zugesprochen"  (S.  478). 

Einen  mit  Gierke  verwandten  Standpunkt  nimmt  in  dieser 
Frage  Huber  (1884)  ein^)  durch  Annahme  eines  ursprünglichen 
Hausvermögens,  wobei  zwar  der  Vater,  nicht  eine  Genossenschaft, 
als  Eigentümer  erscheint,  das  Vermögen  aber  gebunden  ist  durch 
die  Zwecke  des  Hauses,  woraus  sich  als  Konsequenz  die  ünver- 
äusserlichkeit  der  Sors  und  des  späteren  Stammgutes,  und  weito- 
das  Beispruchsrecht  der  Verwandten  ergeben  habe. 

Pappenheim  (1882)  hält  die  Frage  der  Dispositionsfireiheit 
in  der  älteren  Zeit  des  Deutschen  Rechtes  noch  für  eine  offene^). 
Er  selbst  meint,  dieselbe  sei  keine  unbeschränkte  gewesen.  — 
Bezüglich  Baiems  dürfe  die  Bestimmung  der  lex  Baj.  I,  1  ge- 
wiss nicht  als  eine  zum  Schaden  der  Kirche  dienende  Beschrän- 
kung, sondern  sie  müsse  als  Erweiterung  der  Verfügungsfreih^t 
gelten.  —  Die  Bestimmung  VII,  4  1.  Baj.   statuire  nicht  die 


^)  0.  Gierke,  Erbrecht  und  Yicinenrecht  im  Edikt  GhilperichX  in 
Ztschr.  f  Rechtsgeach.  Xn,  1876,  8.  430  ff.;  vgl.  bes.  S.  481  ff. 

')  Vgl.  Gierke,  Das  Deutsche  Genossenschaftsrecht  I,  1868,  S.  24, 
wo  Gierke  Beseler  beipflichtete  und  II.  Bd.  1873,  S.  200. 

')  E.  Hub  er,  Die  historische  Grundlage  des  ehelichen  Güterrechtes 
der  Berner  Handfeste,  Basel  1884,  S    17  und  öfter. 

^)  Pappenheim,  Launegild  und  Garethinz,  in  Gierke *b  üntersachun- 
gen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  XIV.  Heft,  188S,  S.  68  ff. 
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Freiheit  zu  disponiren  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Erbrecht, 
sondern  nur  im  Gegensatze  zu  der  in  ihrem  Eingange  erwähnten 
zwangsweisen  Vertreibung  (ähnlich  früher  schonPemice).  Weiteres 
an  anderer  Stelle. 

V.  Amira  am  nächsten  stehen  aber  Heusler  und  nenestens 
auch  Schröder. 

Bei  Heusler  lässt  sich  der  Einäuss  dieser  Gedankenrichtung 
deutlich  verfolgen^).  Während  Heusler  nämlich  noch  in  seiner 
Gewere  1872  (S.  43,  470  ff.)  der  Meinung  ist,  „es  müsse  sich 
„für  alle  Deutschen  Stämme  ein  Pflichttheilsrecht  der  Kinder 
„nachweisen  lassen,  über  welches  hinaus  vollständige  Verfügungs- 
„freiheit  bestand",  nehmen  seine  „Institutionen"  doch  wol  einen 
ganz  anderen  Standpunkt  ein.  Hier  genüge  die  Hinweisung  auf 
eine  zusammenfassende  Stelle  (II,  S.  54),  wo  es  heisst,  strenge 
genommen  könne  beim  Wartrecht  von  einer  Beschränkung  des 
Sondereigentums  nicht  die  Kede  sein,  denn  das  Wartrecht  ist 
Heusler  „ein  Ausfluss  der  Mitberechtigung  der  Familienange- 
„hörigen  an  dem  Hausvermögen,  der  Hufe,  der  alten  sors, 
„welche  einer  bestimmten  Haushaltung,  nicht  einem  einzelnen  Ge- 
„nossen  war  zugewiesen  worden.  Diese  Mitberechtigung  hat 
„sich  in  Süd- Deutschland  geradezu  als  Gemeinderschaft  unter 
„dem  Prinzip  der  gesammten  Hand  entwickelt,  so,  dass  dem 
„Familienhaupt  das  alleinige  Eigentum  von  vornherein  gar  nicht 
„zusteht;  aber  auch  das  Wartrecht  der  Erben  im  sächsischen 
„Rechte,  obschon  formell  und  materiell  juristisch  davon  verschie- 
„den,  darf  wol  auf  das  gleiche  Prinzip  zurückgeführt  werden." 
Und  an  anderer  Stelle  (II,  S.  528):  „Innerhalb  des  Hauses  han- 
„delt  es  sich  im  ersten  Anfang  um  gar  kein  Erbrecht,  sondern 
„um  gemeinderschaftliches  Nachrücken  im  Gesammtgut,  eventuell 
„Accrescenz  und  auf  diesem  Boden  bleibt  ursprünglich  aller  An- 
„fall  des  Vermögens."  Bemerkt  wird  übrigens,  dass  die  Geschichte 
des  Wartrechtes  im  Einzelnen  keineswegs  aufgeklärt  sei  (II,  S.  54). 

Eine  ähnliche  Sichtung  nehmen  die  einschlägigen  Schriften 
Schröder's,  wenn  sie  der  Zeitfolge  nach  betraditet  werden*). 


')  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872.  Derselbe:  Institutionen 
des  Deutschen  Privatrechts,  Leipzig  1885;  vgl.  bes.  I,  S.  227  ff.  und  n, 
S.  64  ff.,  S.  628  ff. 

*)  K.  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  in  Deutschland 
1863  ff.    Derselbe:  Zur  Geschichte  des  Wartrechts  der  Erben,  1870,  in  der 

Adler,  Das  firbenwortreoht  % 
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In  seinem  Lehrbuche  (S.  262)  erklärt  Schröder  selbst,  er  habe 
früher  mit  Sandhaas,  Beseler  und  Lewis  „die  Ansicht  vertreten, 
„dass  jenes  Recht  der  Erben  ursprünglich  nur  bei  den  Sachsen 
„anerkannt  gewesen  sei,  allein  die  nordgermanischen  Rechte  und 
„Ludwig's  Capitular  legibus  add.  von  818   setzen  den  gemein- 
„germanischen  Charakter  ausser  Zweifel."  —  Wir  kommen  auf 
das  letztgenannte  Beweismittel  im  nächsten  Kapitel  zu  sprechen, 
aber  es  darf  hervorgehoben  werden,   dass   nunmehr  Schröder's 
Auffassung  sich  in  die  Sätze  zusammenfassen  lässt:  „Das  £rb- 
„recht  war  unentziehbar  und  beruhte  wol  eher  auf  einem  6e- 
„sammteigentum  der  Hausgenossen  als  auf  eigentlicher  Erbfolge ' 
(S.  70)  —  „der  Erbe  erwarb  nicht  ein  neues  Vermögen,  das  las 
„dahin  dem  Erblasser  gehört  hatte,  sondern  das  bisher  von  diesem 
„ausgeübte  Verf ügungs-  und  Vertretungsrecht  ging  auf  den  Erben 
„über."  —  Jener  Unterscheidung,  welche  Heusler  zwischen  den 
Rechtsgrundlagen  des  sächsischen  und  süddeutschen  Wartrechts 
machen  zu  müssen  glaubt,  stimmt  Schröder  vollinhaltlich  zu  (S.  262). 
Die  letztgenannten  Schriften  bezeichnen  die  in  der  gegen- 
wärtigen   Literatur  herrschende  Grundrichtung  deutlich  genng. 
Wie  dringend  aber  eben  mit  Rücksicht  auf  unser  Institut  sich 
die  Notwendigkeit  geltend  macht,   unsere  Kenntnisse  für  jedes 
Stammgebiet  auf  quellenmässige  Grundlagen  zu  stellen,  ergiebt 
sich  daraus,  dass  neuestens  ein  Gelehrter  vom  Range  Picker's^ 
hauptsächlich  aus  allgemein  entwicklungsgeschichtlichen  und  die 
Verwandtschaft  der  Rechte  in  den  Vordergrund  rückenden  Er- 
wägungen zu  dem  Satze  vordringen  konnte,   „dass   in   ältester 
„Zeit  der  Anspruch  der  Erben  höchstens  durch  die  Sitte,  jeden- 
„falls  nicht  durch  das  Recht  geschützt  gewesen  sein  kann"  (S.  27 4^ 
Der  Sitte  wird  in  der  Entwickelung  des  Listituts  eine  Rolle  eit- 
geräumt,  die  ihr  auch  Beseler,  wenn  auch  mit  minder  tiefer  Be- 
gründung vindicirte.  —  Ficker  legt  auf  die  von  ihm  vorgebrachten 
„unmittelbaren  Belege"  nicht  den  Nachdruck  (S.  275),  und  seine 
vorläufigen  Hinweise  in  dieser  Richtung  berühren  nirgends  das 
Bairische  Stammesrecht.     Immerhin  führt  Ficker's  Buch  dem 


Ztschr.  f.  Bechtsgesch,  IX.  Bd.,  S.  410—421.  Derselbe:  Leh]i>udi  der 
Deutschen  Bechtsgeschichte,  Leipzig  1889;  vgl.  bes.  S.  53,  70,  262  iL,  317. 
^)  J.  Ficker,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  Ostgermanischeii 
Bochte,  I.  Bd.,  Innsbruck  189i,  S.  229—277.  —  Vgl.  ausser  der  sittrten 
Stelle  die  zusamfienfassenden  Sätze  gleichen  Sinnes  S.  229,  253,  263. 
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Einzelforscher  abermals  den  grossen  Zusammenhang  vor  Augen, 
welchem  der  Gegenstand  zugehört  und  mahnt  durch  den  Wider- 
spruch gegenüber  herrschenden  Anschauungen  neuerlich  an  die 
Pflicht  voraussetzungsloser  Prüfung. 


Ein  Rückblick  auf  den  mit  Rücksicht  auf  unsere  Frage 
verfolgten  Gang  der  Literatur  lässt  Folgendes  erkennen. 

Es  fehlt  bisher  an  einer  genügenden  quellenmässigen  Unter- 
suchung des  Wartrechts  in  Baiem's  ältester  Zeit,  obwohl  die 
Schriften  v.  Amira's  und  auch  diejenige  Fipper's*)  eine  solche 
Monographie  nahe  gelegt  hätten,  Sandhaas,  Pemice,  v.  Amira 
und  Heusler  auf  diesen  Mangel  hinwiesen  und  die  neuesten  Aus- 
führungen Heusler's  über  Gemeinderschaft  und  Beispruchsrecht 
zu  erneuerter  Prüfung  der  Frage  geradezu  herausfordeiii. 

Die  von  uns  gestellte  erste  Frage,  ob  Veräusserungs- 
beschränkungen  in  Baiern  auch  für  andere  Schenkungen  als  die- 
jenigen an  Kirchen  galten,  das  heisst,  ob  überhaupt  das  Beispruchs- 
recht oder  eine  ihm  verwandte  Institution  in  den  älteren  bairischen 
Rechtsquellen  als  allgemein  geltend  nachweisbar  ist,  wird  von 
der  Literatur  in  den  seltensten  Fällen  direct  beantwortet.  Gegen 
die  Allgemeingültigkeit  haben  sich  mehr  oder  minder  entschieden 
erklärt:  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis.  —  Ausdrücklich  als 
zweifelhaft  stellten  die  Frage  hin  Waitz  und  Stobbe.  —  Alle 
anderen  Autoren  äussern  sich  entweder  direct  oder  indirect  im 
bejahenden  Sinne,  oder  sie  huldigen  einer  Grundauffassung  über 
die  Entstehung  des  Individualeigentums,  welche  dem  Wartrechte 
mehr  oder  minder  entschieden  die  Stelle  eines  Zwischengliedes 
in  dieser  Entwickelung  zuschreibt. 

Diese  Ginindauffassung  mag  noch  in  vieler  Richtung  einer 
Revision  bedürfen,  aber  sie  darf  heute  im  Ganzen  als  die  herr- 
schende gelten,  welche  durch  die  Resultate  der  vergleichenden 
Rechtsgeschichte  unterstützt  wird*). 


^)  C.  Fi p per.  Das  Beispruchsrecht  nach  altsächaischem  Recht,  in 
Gierke's  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Eechtsgeschichte, 
Breslau  1879. 

«)  Vgl.  hier  bes.  J.  Kohl  er,  in  der  Ztschr.  f.  vergleichende  Rechts- 
geschichte, VI.  Bd.,  ferner  derselbe:  Rechtsvergleichende  Stadien  über  Isla- 

2* 
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Spricht  somit  die  herrschende  Auffassung  über  die  Entwick- 
lung des  Eigentums  für  die  Bejahung  der  Frage,  so  enthebt  dieser 
Umstand  doch  nicht  der  Verpflichtung  einer  neuen  Behandlang 
des  Gegenstandes,  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  das  Wesen 
dieses  Rechtes  in  seinem  Verhältnisse  zum  Sächsischen  Bei- 
spruchsrecht einer  Klarstellung  bedarf*). 

Aber  auch  die  von  uns  hier  für  Baiem  gestellte  Vorfrage 
nach  der  Existenz  und  Ursprünglichkeit  eines  solchen  Wailrechts 
bedarf  einer  nochmaligen  Prüfung:  Wir  sahen,  dass  verschiedene 
Autoren  aus  denselben  Gesetzesstellen  das  Entgegengesetzte 
folgern  konnten,  deshalb,  weil  das  Gesetz  sich  unzureichend 
äussert,  und  wir  mussten  constatiren,  dass  bisher  die  Befragung 
der  Formeln  und  Urkunden  zu  keinem  besseren  Ergebnisse  geführt 
hat.  —  Es  wird  deshalb  nötig  sein,  das  Quellenmaterial  möglichst 
vollständig  in's  Auge  zu  fassen,  um  einer  Forderung  zu  genügen, 
welche  um  so  berechtigter  ist,  als  ja  die  Untersuchung  nur  wenige 
Jahrhunderte  umfasst. 

Mag  aber  unsere  Untersuchung  zu  welchem  Ergebnisse  immer 
führen,  so  ist  den  Gegnern  der  herrschenden  Anschauung  schon 
jetzt  Folgendes  zu  erwideni:  Sandhaas'  Annahme  einer  indi- 
viduellen Entwicklung  des  Wartrechts  ist  vielleicht  richtig,  und 
die  Untersuchung  hat  deshalb  für  jedes  Stammrecht  besonders 
zu  geschehen.  Deshalb  darf  man  aber  das  einzelne  Rechtsgebiet 
nicht  blos  isolirt  betrachten  und  sofort  bereit  sein  dort,  wo  zwin- 
gende Beweise  fehlen,  eine  ganz  exceptionelle  Entwicklung  an- 
zunehmen. Man  wird  sagen  müssen,  dass,  wenn  für  fast  alle 
anderen  Stämme  die  Veräusserungsbeschränkung  erwiesen  ist, 
eben  für  die  Ausnahme  ein  quellenmässiger  Beweis  erbracht 
werden  müsste.  Ein  solcher  ist  aber  nirgends  erbracht  worden. 
Der  Versuch,  aus  1.  Baj.  I,  1  a  contrario  zu  folgern,  dass  jede 
andere  Veräusserung  unbeschränkt  war,  ist  logisch  und  psycho- 
logisch unhaltbar.  In  ihm  steckt  latent  die  Auffassung  unserer 
Epoche,  welche  im  Zweifel  Veräusserungsfreiheit  annimmt,  wäh- 


mitisches  Recht,  das  Rocht  der  Berbern,  das  Chinesische  Recht  und  das  Recht 
auf  Ceylon,  Berlin  1889,  u.  a.  O. 

*)  Um  der  Beantwortung  speziell  dieser  Frage  nicht  vorzugreifen,  ge- 
brauchen wir  für  das  Rechtsverhältnis  den  von  Siegel  gewählten  Ausdruck 
„Wartrecht**,  welcher  einer  quellenmässigen  Stütze  nicht  entbehrt,  vgl.  Sie- 
gel, Deutsches  Erbrecht  a.  0.,  S.  7  und  87. 
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rend  jene  ältere  Epoche,  an  die  Gebundenheit  des  Besitzes  ge- 
wöhnt, die  Bestimmung  des  Gesetzes  über  Vergabungen  an 
Kirchen  nicht  der  Freiheit  der  Veräusserung,  sondern  der  all- 
gemeinen Gebundenheit  entgegenstellen  mochte.  —  Über  1.  Baj- 
Vn,  4  und  deren  Belanglosigkeit  für  unsere  Frage  haben  bereits 
Pemice  und  Pappenheim  entschieden.  Andererseits  verzichten 
wir  vorerst  darauf  1.  Baj.  XV,  10  als  Argument  für  die  herr- 
schende Anschauung  zu  nennen.  Uns  genügt  es  nachgewiesen 
zu  haben,  dass  die  Lex  nicht  a  priori  gegen  diese  Annahme 
spricht. 

Ist  dem  so,  und  spricht  die  Entwicklung  anderer  Volksrechte 
für  dieselbe,  so  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  denn  der  sonstige 
Grundcharakter  der  bairischen  Rechtsentwicklung  eine  derartige 
Sonderstellung  im  deutschen  Eechtsleben  wahrscheinlich  oder  nur 
möglich  erscheinen  lässt?  —  Dies  ist  zu  verneinen:  Baiern  ist 
geradezu  jener  Rechtsboden,  welcher  die  einst  unlösliche  Ver- 
bindung des  Grundbesitzes  mit  der  Familie  vielleicht  am  nach- 
haltigsten bewahrt  hat.  Hier  findet  sich  noch  in  relativ  später 
Zeit  Grund  und  Boden  im  Besitze  von  Genealogien;  hier  herrschen 
die  Gemeinderschaften  vor,  zwar  nicht  allgemein  —  wie  Heusler 
anzunehmen  geneigt  ist  —  aber  doch  wohl  mehr  als  anderwärts. 
Hier  galt  zur  Zeit  der  Agilolfinger  ein  herzogliches  Zustimmungs- 
recht für  Schenkungen  von  Ländereien,  und  zwar  nicht  blos  bei 
Ländereien,  welche  vom  Herzoge  herstammten,  sondern  mitunter 
auch  bei  anderen  Schenkungen^).  Hier  entwickelt  sich  schliess- 
lich wohl  am  frühesten  das  Familienfideicommiss^),  ein  Institut 
also,  in  welchem  die  früher  mehr  unbewusste  Verbindung  zwischen 
Geschlecht  und  Besitz  sich  zur  bewussten  That  steigert. 

Da  somit  die  Lex  einer  allgemein  geltenden  Veräusserungs- 
beschränkung  mindestens  nicht  widerspricht;  da  ferner  das  Wart- 
recht vielfach  als  gemeingermanisches  Institut  anerkannt  wird; 


1)  Vgl.  die  Literatur  darüber  im  nächsten  KapiteL 

*)  Homeyer,  über  die  Heimat  nach  altdeutschem  Rechte,  1862,  S.  19. 
—  Brunner  in  HoltzendorfPs  Encyclopädie,  1889,  S.  287.  —  H.  G.  Gengier, 
Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Baiems,  I.  Heft,  Erlangen  und  Leipzig  1889, 
S.  176, 178  und  die  daselbst  angeführte  Literatur.  —  Einen  anderen  Ursprung 
des  Deutschen  Familienfideicommisses  yertritt  F.  Hofmann,  zur  Geschichte 
der  Fideicommisse,  Excurse  über  5sterr.  allg.  Bürg.  Recht,  Beilagen  zum 
Commentar  von  Pfaff  und  Hofmann  (1884),  S.  277  ff. 


Digitized  by  V^OOQIC 


22 

da  schliesslich  der  Gnmdcharakter  der  Bairischen  Rechtsent- 
wicklung im  gesteigerten  Masse  diejenige  Tendenz  zeigt,  welcher 
das  Wartrecht  dient,  so  halten  wir  schon  jetzt  eine  Ausnahme- 
stellung Baiem's  nahezu  für  ausgeschlossen. 

Immerhin  betrachten  wir  aus  schuldiger  Vorsicht  die  Frage 
für  eine  in  jeder  Hinsicht  offene. 

Die  Untersuchung  wird  folgenden  Gang  nehmen:  Wir  be- 
handeln zunächst  das  Recht  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile  und 
beginnen  vorerst  mit  der  Geschichte  dieser  Gesetzgebung.  Sie 
soll  uns  darüber  aufklären,  ob  1.  Baj.  I,  1  die  Kirche  begünstigen 
wollte,  oder  nicht.  Daran  schliesst  sich  die  Darstellung  des 
Rechtes  für  kirchliche  Vergabungen  im  Einzelnen.  Sollte  dann 
auch  wahrscheinlich  geworden  sein,  dass  den  für  die  Vergabung 
zum  Seelenheile  geltenden  Grundsätzen  eine  ausgedehntere  Be- 
deutung zukommen  müsse,  so  wird  von  diesem  Beweismittel  zu- 
nächst kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  es  wird  versucht,  auch 
für  das  Gebiet  anderweitiger  Vergabungen  eine  selbständige  quellen- 
mässige  Grundlage  zu  gewinnen. 
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I.  Abschnitt. 

Das  fiecht  bei  Yergabungen  zum  Seelenheile. 

1.  Kapitel. 

Die  beschichte  der  Gesetzgebung. 

Das  Christentam  befestigt  sich  im  Bairischen  Stammesgebiete 
nicht  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts;  die  Entstehung  der  lex 
BajuTuriorum  fällt  nach  Brunner's,  die  Controverse  wol  ab- 
schliessender Beweisführung  in  die  Jahre  744—748*).  Daraus 
folgt,  dass  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  über  Vergabungen 
zum  Seelenheil  nicht  vor  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  eine  quellen- 
massige  Grundlage  gewinnt. 

Aber  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen,  das  im  bairi- 
schen Volksgesetze  Aufiiahme  fand,  hatte  zu  jener  Zeit  bereits 
eine  Geschichte  hinter  sich,  welche  auch  dann  wichtig  bleibt, 
wenn  dieses  Recht  im  Alamannischen  und  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine' Strahlenbrechung  erlitten  haben  sollte.  Heusler 
und  Löning  haben  diese  Vorgeschichte  quellenmässig  beleuchtet*). 
Es  ergibt  sich  daraus,  dass  hier  Grundanschauungen  der  Kirche 
und  des  deutschen  Rechtes  sich  feindlich  gegenüberstehen. 

Salvianus  predigt  im  5.  Jahrhundert,  jeder  möge  Alles  zur 
Befreiung  der  Seele  vor  ewiger  Strafe  dahin  geben.  Auch  die- 
jenigen scheinen  ihm  sündhaft  zu  handeln,  die  sich  verpflichtet 


^)  Branner,  Deatsche  Eechtsgeschichte,  I.  Bd.,  S.  313  ff. 

«)  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872,  S.  480;  Edgar  Löning, 
Geschichte  des  deutschen  Eirchenrechtes,  Strassburg  1878,  I.  Bd.,  S.  220  ff., 
IL  Bd.,  S.  38  ff.,  S.  686  ff. 
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fühlen,  ihr  Vermögen  ihren  Kindern  zu  hinterlassen.  Sie  han- 
deln wider  ihr  eigenes  Heil:  „mihi  credite,  nemo  vobis  propin- 
quior,  nemo  conjunctior,  quam  vos  ipsi!"  —  Einzelne  Kirchen- 
väter sprachen  sich  zwar  dagegen  aus,  dass  Eltern  ihr  ganzes 
Vermögen  der  Kirche  vermachen  und  es  den  Kindern  entziehen, 
aber  selbst  der  heilige  Augustinus  meinte,  jeder  Gläubige  solle 
die  Kirche  wie  Eines  seiner  Kinder  betrachten*). 

Von  den  Concilienschlüssen  des  6.  Jahrhunderts^)  behandelt 
unsere  Frage,  nachdem  das  Concilium  Aurel.  I,  a.  511  c.  6  sie 
gestreift  hatte,  das  Concilium  Aurel.  m,  v.  J.  538  c.  22  näher. 
Es  bedroht  jeden,  der  die  Schenkung  seiner  Verwandten  in  ihrer 
Ausführung  verzögert  oder  sie  zurückhält  oder  die  eigene  Schen- 
kung widerruft,  spricht  aber  ausdrücklich  von  „oblationibus  lega- 
liter  dimissis."  —  Das  Concilium  Paris.  III,  a.  557  c.  1  bedroht 
ähnliche  Handlungen  gleichfalls  mit  geistlicher  Strafe,  lässt  aber 
durch  die  Bezeichnung  „injuste  possidens''  die  Auslegung  zu,  dass 
die  Bestimmung  unbeschadet  des  geltenden  weltlichen  Rechtes 
zu  verstehen  sei.  Das  Concilium  Lugdunum  11,  a.  567  c.  2 
dringt  bereits  weiter  vor.  Es  wagt  der  Erneuerung  der  frtheren 
Bestimmung  die  Vorschrift  hinzuzufügen:  „ut  etiamsi  quorumque 
religiosorum  voluntas  aut  necessitate  aut  simplicitate  aliquid  a 
legum  saecularium  ordine  visa  fuerit  discrepare,  voluntas  tarnen 
defunctorum  debeat  inconcussa  mauere  et  in  omnibus  custodiri." 
Schenkungen  an  Kirchen  sollen  also  auch  dann  gelten,  wenn  sie 
dem  weltlichen  Rechte  widersprechen. 

Wenn  es  nun  auch  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  Concilienschlüsse 
ähnlichen  Inhalts  jemals  eine  Sanktion  durch  die  weltliche  Ge- 
setzgebung erhielten*),  so  wird  durch  dieselben  dennoch  deutlich, 
dass  die  Kirche  hier  in  ihren  Anschauungen  auf  Widerstände 
des  Stammesrechtes  stösst,  die  sie  durch  Schaffung  eines  singn- 
lären  Rechtes  brechen  möchte. 

Diesen  Gegensatz  enthüllen  uns  die  Stammesrechte  durch 
ihren  Inhalt.  Die  erbrechtlichen  Bestimmungen  derselben  sind 
im  Einzelnen  strittig,  und  eine  Antizipirung  ihres  Inhalts  muss 


*)  Löning,  a.  0.  I,  224,  226;  über  Salvian  Näheres  bei  Hauck, 
Eirchengeschichte  Deutschlands,  I.  Bd.,  1887,  S.  62  ff. 

«)  Heusler,  Gewere,  S.  480,  Löning  a.  0.  U,  685  ff. 

«)  Vgl.  die  bei  Löning  a.  0.  S.  686  zitirte  Constitutio  Chlotar.  H 
c  10  (Mon.  Legg.  I,  2). 
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an  dieser  Stelle  vermieden  werden,  um  der  Gefahr  einer  petitio 
principii  zu  entgehen.  Es  darf  aber  daran  erinnert  werden,  dass 
Ende  des  6.  Jahrhunderts,  also  zur  Zeit  jener  Concilienschlüsse 
das  edictum  Chilperici  entstand,  welches  uns  die  damalige  Ge- 
bundenheit des  Grundbesitzes  an  Familie  und  Nachbarverband 
in  zweifelloser  Weise  bekräftigt^);  dass  ferner  die  gleichfalls 
Ende  des  6.  Jahrhunderts  entstandenen  Titel  48  und  49  der  lex 
Ribuaria*)  nur  dem  Kinderlosen  freie  Verfügung  über  das  Ver- 
mögen gestatten®). 

Aus  diesem  Grundcharakter  der  Volksrechte  ergibt  sich  nun 
deutlicher  der  Gegensatz  zu  jenen  Anschauungen,  welche  die 
Kirche  propagirt.  In  der  That  steht  hier  das  deutsche  Familien- 
recht der  Römisch-kirchlichen  Gedankenwelt  gegenüber,  und  es 
kommt   zu   einer   Auseinandersetzung,   zu   einem   Compromisse 


*)  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edict  Chilperich's,  in  Ztschr. 
für  R.  G.  XII,  430  ff. 

«)  Brunn  er,  R.  G.  I,  307. 

»)  Heusler,  Q^were  a.  O.  S.  44  und  v.  Amira,  Erbenfolge  a.  O.  S.  52, 
Löning«  a.  O.  II,  682,  Pappenheim,  a.  O.  61;  vgl.  auch  Sandhaas,  a.  0. 
S.  167,  183,  191,  Zimmerle  a.  0.  S.  48  ff. 

Nach  Burgundischem  Rechte  (tit.  I.  c.  1  und  2,  tit.  24,  c.  6,  tit.  61, 
c.  1,  tit.  84,  c.  1,  vgl.  darüber  Stobbe,  a.  0.  IL  119,  Löning,  a.  0. 11,  681, 
Zimmerle,  a.  O.  S.  59  ff.,  Lewis,  Succession  S.  13,  Pappenheim,  a.  0. 
S.  60,Brunner  R.G.  I,  337,  Anm.  17  undneuestensFicker,  a.0.bes.S.  271  ff.) 
durfte  die  Sors,  nur  wenn  noch  ein  anderes  Grundstück  vorhanden  war,  ver- 
äussert werden  (tit.  84,  c.  1).  In  diesem  Falle  durfte  aber  der  Vater  nur 
noch  Abteilung  mit  den  Kindern  veräussem  (tit.  I,  c.  1),  während  nach 
späterem  Rechte  der  Vater  über  seine  portio  mit  Ausnahme  der  Sors  auch 
ohne  vorherige  Abteilung  verfügen  kann,  vgl.  besonders  Brunner  a.  0.  und 
Pappenheim  a.  0.;  anderer  Meinuiig  Ficker  a.  0.,  welcher  die  Annahme 
Brunner's,  Titel  I,  1  sei  in  seiner  vorliegenden  Gestalt  jünger  wie  Tit.  61 
und  Tit.  24,  6,  ablehnt  und  seine  Beweisführung  auf  die  Unterscheidung  von 
Consuetudo  und  Lex  stützt. 

Nach  älterem  Langobardischen  Rechte  (Ed.  Rothar  168,  270,  360, 
365)  darf  de»  Vater  seine  Kinder  nicht  sine  justa  causa  durch  Veräusserungen 
enterben,  vgl.  dazu  Pappen  heim  a.  0.  —  Nach  späterem  Recht  kann  der 
Vater,  der  Söhne  hat,  nur  über  einen  Kopfteil  frei  verfügen,  vgl.  Brunner 
in  den  Mitteilungen  des  Inst,  für  üster.  Gesch.  II,  10  ff.  —  Liutprand 
713—735  begünstigte  durch  seine  Gesetzgebung  die  Verfügungen  zum  Seelen- 
heil, vgl.  Brunner,  R  G.  I,  S.  371. 

Andere  Volksgesetze  werden  in  anderem  Zusammenhange  berührt 
werden. 
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zwischen  beiden  Kultunnachten.  Massgebend  aber  fflr  jedes 
Stadium  dieser  Entwicklung  war  die  Frage,  ob  die  Staatsgewalt 
jeweilig  geneigter  war  die  Kirche,  oder  das  hergebrachte  Stam- 
mesrecht  zu  schützen.  Daraus  ergibt  sich  die  Forderung,  dass 
die  Geschichte  dieser  Gesetzgebung  mit  der  Geschichte  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  verbunden  werden  muss. 

Baiem  gehört  wahrscheinlich  seit  den  Zeiten  des  Königs 
Theodebert  I,  534—547  dem  fränkischen  Reiche  an,  behauptete 
aber  eine  relativ  selbständige  Stellung.  Das  von  den  Baiem 
besetzte  Land  war  bereits  christianisirt.  Die  unterworfenen 
Wälschen  waren  Christen,  und  die  Franken,  die  späteren  Be- 
herrscher der  Baiem,  waren  es  gleichfalls.  Im  heidnischen 
Baiemstamme  selbst  aber  findet  das  Christentum  nur  langsam 
Eingang.  Im  7.  Jahrhundert  finden  wir  „eine  wüste  Mischung 
von  christlichen  und  heidnischen  Anschauungen,  doch  in  der  Weise, 
dass  die  letzteren  herrschend  waren'*  ^).  Erst  gegen  Ende  des  7.  Jahr- 
hunderts siegt  das  Christentum  durch  das  Wirken  des  heiligen 
Ruprecht  und  wird  mächtig  gefördert  durch  heimische  Fürsten 
und  fränkischen  Einfluss.  Vor  dieser  Zeit  waren  zwar  von  den 
Franken  wiederholte  Versuche  zur  Christianisirung  ausgegangen. 
König  Theodebert  hatte  die  Erweiterung  seines  Reiches  als  Sieg 
der  katholischen  Kirche  angesehen,  wiederholt  hatten  fränkische 
Glaubensboten  Baiem  durchzogen.  Ja,  aus  einem  im  Jahre  591 
von  Bischöfen  des  Metropolitanverbandes  von  Aquileja  an  den 
Papst  gerichteten  Schreiben  ergibt  sich,  dass  zur  Zeit  des  Königs 
Theodebert  die  norischen  Bistümer  vom  Verbände  Aquileja's  ge- 
löst und  mit  fränkischen  Bischöfen  besetzt  waren*).  Aber  dies 
war  nur  vorübergehend,  und  die  Kirche  in  Baiem  war  noch  zu 
keiner  festen  Organisation  gelangt.  Im  Anfang  des  8.  Jahrhun- 
derts aber  strebt  die  Curie,  in  Baiem  eine  nur  von  Rom  ab- 
hängige Kirche  einzurichten,  und  dieses  grosse  Werk  wurde  durch 
Bischof  Bonifaz,  den  Begründer  der  Deutschen  und  Wiederher- 
steller der  Westfränkischen  Kirchenorganisation  im  Jahre  739 
vollendet. 


^)  Riezler,  Geschichte  Baiems,  1878,  I.  Bd.,  S.  85  ff.,  ygl.  Hanck, 
a.  0.  I,  S.  324  ff.  Eine  frühere  Befestigung  des  Cbristentams  vertritt  unter 
Anderem  Friedrich,  Über  die  Zeit  der  Abfassung  von  tit,  I,  10  der  lex 
Baj.  in  den  Sitzungsberichten  der  bair.  Akademie  IV,  1874,  S.  362  ff, 

<)  Löning,  a.  0.  II,  47,  111  ff.,  Biezler,  a.  0.  S.  90. 
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Der  rasche  Erfolg  des  heiligen  Bonifaz  und  sein  Sieg  über 
alle  widerstrebenden  Elemente  in  Baiern  ist  wol  nur  aus  der 
Mitwirkung  des  bairischen  Herzogs  Odilo  zu  erklären,  der  als 
Mitbegründer  dieser  Organisation  und  als  mächtigster  Förderer 
alles  katholischen  Wesens  in  diesem  Lande  anzusehen  ist^). 

Zur  selben  Zeit  erfuhren  die  Beziehungen  Baierns  zum 
fränkischen  Reiche  wichtige  Veränderungen.  Die  Stellung  Baierns 
gegenüber  Karl  Martell  war  unter  Herzog  Odilo  so  selbständig 
geworden,  dass  bei  der  Reichsteilung  741  über  Baiern  nicht  ver- 
fügt werden  konnte,  und  Baiem  sich  an  der  ersten  germanischen 
Synode  742  nicht  beteiligte.  Den  Söhnen  Karl  Martell's,  Pipin 
und  Karlmann,  gegenüber  tritt  Odilo  feindlich  auf,  verbindet  sich 
mit  Alemannen,  Aquitaniern  und  Sachsen,  wird  aber  743  von 
Pipin  geschlagen  und  vielleicht  auf  kurze  Zeit  nach  Frankreich 
abgeführt*).  Baiern  wurde  damals  durch  den  Verlust  eines 
Gebietsteiles  geschwächt  und  geriet  in  gesteigerte  Abhängigkeit 
vom  Frankenreich. 

„Von  da  lebte  Odilo  (f  748)  den  Werken  des  Friedens  und 
suchte  vorzugsweise  die  kirchlichen  Einrichtungen  zu  befestigen, 
welche  mit  seiner  Gutheissung  in  Baiern  geschaffen  worden 
waren"*).  Kaum  irgendwo  geschahen  in  so  kurzer  Zeit  so 
zahlreiche  und  grosse  Klostergründungen,  wie  hier  unter  Odilo. 

In  dieselbe  Zeit  744—748  fällt  nach  den  Forschungen 
Brunner 's  die  Entstehung  der  lex  Bajuvariorum.  Die  gesteigerte 
Abhängigkeit  vom  Frankenreiche  wird  aus  den  staatsrechtlichen 
Bestimmungen  der  Lex  deutlich:  „Bei  der  Redaktion  derselben 
dürften  Organe  der  fränkischen  Regierung  beteiligt  gewesen  sein"  *). 
Die  herzogliche  Regierung  wird  eingeschränkt,  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  kräftig  gewahrt.    „Zugleich  aber  erscheint  diese 


*)  Vgl.  über  seine  Stellung  zur  Kirche,  ansaer  Riezler,  a.  0.  S.  106, 
Friedrich  Eberl,  Studien  zur  Geschichte  der  zwei  letzten  Agilolfinger,  1881, 
S.  6  ff.  und  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  I.  Bd.,  1887,  S.  461. 

«)  Riezler,  a.  O.  81  ff.,  vgl.  damit  Eberl  a.  0.  S.  16. 

^  Eberl,  a.  O    19. 

*)  Brunner,  R.  G.I,  S.  317.  —  Schröder,  R.  Ö.S.  236  nimmt  die  Ent- 
stehung während  der  vonnundschaftliehen  Regierung  Pipin's  für  Tassilo  m 
(a.  748 — 752)  an.  Bei  dieser  Annahme  bliebe  aber  das  gewichtige  Argument, 
das  Brunn  er  aus  den  Beschlüssen  der  Aschheimer  Synode  schöpft,  ausser 
Betracht.  Hier  wird  nämlich  a.  756  die  Lex  dem  Herzoge  Tassilo  gegenüber 
als  „precessorum  vestrorum  depicta  pactus**  be^eichuet. 
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durchgreifende  Staatsgewalt  als  Verbündete  der  Kirche,  deren 
Ansprüche  sie  zu  den  ihrigen  erhebt,  deren  Macht  sie  durch 
ergiebigen  Schutz  der  Gesetze  zu  fördern  sucht"  0- 

Es  muss  als  nahezu  gewiss  angenommen  werden,  dass  die 
mächtige  Persönlichkeit  des  Bonifaz  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Einfluss  auf  die  kirchlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
geübt  hat*),  und  die  von  ihm  kaum  in's  Werk  gesetzte  kirchliche 
Organisation  findet  im  Gesetze  bereits  ihren  Ausdruck.  So  ent- 
stand dieses  Stammesgesetz  unter  dem  Sterne  der  katholischen 
Kirche,  welche,  unterstützt  durch  den  fränkischen  Pipin  und  den 
kirchlich  gesinnten  Herzog  Odilo,  unter  der  Führung  des  grossen 
Bischofs  vom  Lande  Besitz  ergriffen  hatte. 

Es  galt  nun,  den  kaum  christianisirten  Boden  zu  behaupten, 
die  Widerstände,  welche  Bonifaz  in  der  mit  Zähigkeit  bewahrten 
heidnischen  Anschauung  des  Stammes  findet,  zu  überwinden  und 
mit  allen  Mitteln  die  in  das  Volk  gelegten  Keime  christlichen 
Glaubens  zu  fördern. 

Wo  sich  christlicher  Sinn  in  frommen  Gaben  an  Kirchen 
und  Klöster  äusserte,  musste  er  durch  die  Gesetzgebung  unter- 
stützt werden.  Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  dass  in  Baiem  bei 
den  damaligen  Verhältnissen  des  Staates  zur  Kirche  ein  Gesetz 
entstehen  konnte  mit  der  Absicht,  den  kaum  erwachten  Glaubens- 
eifer zu  hindern").    In  späteren  Zeiten  mochte  ein  Übermass  der 


1)  Riezler,  a.  O.  I,  S.  117.  tJber  die  kirchenfreondliche  Tendenz  der 
Vorschriften  ist  die  gesammte  Literatur  über  die  bairische  lex  eini^;  vgl. 
jetzt  Brunn  er,  R.  G.  I,  S.  316:  „Bei  der  Abfassung  der  kirchlichen  Gapiteln 
war  die  Geistlichkeit  thätig." 

•)  Riezler,  a.  0.  I,  S.  117  nimmt  einen  unmittelbaren  Einfluss  des 
Bonifaz  oder  zum  mindesten  des  ihm  ergebenen  hohen  Klerus  an,  ebenso 
Buss-Scherer,  Winfrid-Bonifazius,  Graz  1880,  S.  262.  Bü  ding  er,  Österr. 
Gesch.  L  Bd.,  1858,  S.  103,  A.  4  citirt  aus  der  Vita  S.  Bonifadi-WiUibaldi, 
Mon.  Germ.  Scriptores  11,  346  die  wichtige  SteUe:  «Gumque  omnia  confiimato 
Ghristianitatis  ordine  rite  agerentur  et  canonum  essent  jura  in  Bi^uams 
recuperata*",  kann  sich  aber  doch  nicht  entschli essen,  «die  kirchlichen  Zu- 
sätze, welctie  das  baierische  Gesetz  erhalten  hat**  in  die  Zeit  Odilo's  zu  ver- 
legen, auf  welche  die  Stelle  hinweist.  Der  starke  Mnkische  Einfluss,  der 
in  der  lex  sich  äussert,  zwinge  einen  späteren  Zeitpunkt  anzunehmen.  — 
Hauck,  a.  0.,  11.  Bd.,  1890,  S.  375  glaubt  nicht  an  eine  unmittelbare  Teil- 
nahme des  Bonifaz  an  der  Redaction  der  Lex. 

')  Dies  nimmt  Lewis,  Succession  S.  15  an,  ohne  bei  seinen  Ausfahrnngen 
das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Betracht  zu  liehen.    Stobbe 
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Opferfähigkeit  Gesetze  dieser  Tendenz  erzeugt  haben.  Unsere 
Epoche  aber  forderte  vom  Gesetzgeber,  der  auf  Seiten  der  Kirche 
stand,  mit  ihr  für  möglichste  Freiheit  bei  Schenkungen  an  Kirchen 
zu  wirken.  So  konnte  es  kommen,  dass,  begünstigt  durch  diese 
Gesetzgebungen  und  angeeifert  durch  das  Beispiel  frommer  Herzoge, 
sich  hier  in  wenigen  Jahrzehnten  ein  kirchliches  Leben  ent- 
wickelte, das  kaum  seines  Gleichen  hatte.  —  Es  lässt  sich  nicht 
denken,  dass  unter  der  Regierung  zweier  Herzoge,  die  nicht 
weniger  als  29  Klöster  gründeten^),  ein  Gesetz  geübt  wurde, 
welches  den  kaum  geweckten  Glaubenseifer  des  Volkes  ein- 
zuschränken sucht.  Es  ergibt  sich  somit  schon  allein  aus  den 
Zuständen  von  Staat  und  Kirche  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Gesetzes,  dass  dessen  erster  Titel  über  Vergabungen  zum  Seelen- 
heile, dieselben  nicht  einschränken,  sondern  fördern  will*). 

Bevor  wir  aber  diese  und  verwandte  Bestimmungen  des 
Bairischen  Gesetzes  besprechen,  ist  es  nötig,  Titel  I.  der  lex 
Alamannorum  richtig  zu  verstehen*),  welcher  dem  Gesetzgeber 
vorlag  und  aus  dessen  Umarbeitung  Titel  I.  der  lex  Bag.  entstand. 


n,  120  lässt  die  Frage,  ob  1.  Baj.  L  1  zu  Gunsten  der  Kirche  erfloss,  in 
Schwebe.  Auch  die  übrigen  Autoren  über  das  Wartrecbt  fassen  das  damalige 
Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  genügend  ins  Auge. 

*)  In  den  Jahren  740—778  vgl.  Buss -Scherer,  a.  0.  S.  149. 

^  NachRiezler,  a.  0. 1,  108,  A.  3,  Buss-Scherer,  a.  O.  148,  A.  1, 
Hanck  a.  O.,  I.  Bd.  S.  463,  II.  Bd.  S.  397  sind  die  in  Mon.  Germ.  Legg. 
III,  455  ff.  abgedruckten  Synodalbeschlüsse  identisch  mit  den  Beschlüssen 
einer  von  Bonifaz  auf  Befehl  des  Papstes  etwa  um  743  einberufenen  Bairisch- 
Alemannischen  Synode.  Wenn  dies  richtig  ist  —  He  feie,  Konziliengesch. 
m,  736  hält  diese  Beschlüsse  allerdings  für  nachbonifazisch  und  Merkel, 
Legg.  ni,  237  für  vorbonifazisch  —  so  gewinnen  dieselben  für  uns  eine  be- 
sondere Bedeutung,  denn  sie  fallen  der  Zeit  nach  ungefähr  mit  der  Entstehung 
der  Bairischen  Lex  zusanmien.  Sie  enthalten  unter  anderen  folgende  der 
Vergabung  zum  Seelenheile  günstige  Bestimmungen:  4):  ut  oblationes  suas 
adferre  usnm  adsumant  atque  pro  se  ipsis  et  pro  parentibus  seu  vivis  seu 
defnnctis  offerre  non  pigeat;  in  quo  magnam  constat  esse  animarum  a  delictis 
absolutionem.  —  8):  ut  aelymosinarum  largitatem  diligant,  quod  maximum 
esse  constat  salutis  aetemae  subsidium. 

*)  lex  Alem.  I,  1  lautet  (vgl.  Mon.  Germ.  Legg.  V,  1,  Lehmanns 
Edition  S.  63):  Ut,  si  quis  liber  res  suas  vel  semet  ipsum  ad  ecclesiam 
tradere  voluerit,  nuUus  habeat  licentiam  contradicere  ei,  non  dux,  non  comes, 
nee  Ulla  persona,  sed  spontanea  voluntate  liceat  Christiane  homine  Deo  servire 
et  de  proprias  res  suas  semet  ipsum  redimere.    Et  qui  voluerit  hoc  facere, 
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Dem  Wortlaute  nach  zu  schliessen,  würde  die  lex  Alam.  die 
Kirche  mehr  begünstigen,  als  das  bairische  Gesetz.  Während 
nemlich  letzteres  die  Gültigkeit  der  Vergabung  an  die  vorherige 
Abteilung  mit  den  Kindern  knüpft,  räumt  der  Text  des  Aleman- 
nischen Gesetzes  ohne  weiteren  Beisatz  jedem  Freien  das  Eecht 
ein,  die  res  suas  vel  semet  ipsum  der  Kirche  zu  tradiren.  — 
Dass  diese  Bestimmung  die  Schenkungen  an  Kirchen  begünstigen 
will,  ergiebt  sich  wol  aus  der  Existenz  und  der  Passung  der 
Bestimmung  zur  Genüge^).  Begründeter  erscheint  die  Frage,  ob 
in  der  That  die  Alemannische  Kirche  in  diesem  Punkte  be- 
günstigter war,  als  die  Bairische.  Dies  würde  um  so  auffallender 
sein,  als  die  Alemannische  Kirche  zur  Zeit  der  Redaktion  der 
Alemannischen  Lex  schon  weit  befestigter  war,  als  die  Bairische, 
also  einer  erhöhten  Begünstigung  gewiss  nicht  bedurfte.  Heusler 
hat  nun  aus  Alemannischen  Urkunden  nachgewiesen,  dass  die  Ab- 
teilung bei  Vergabungen  in  der  That  stattfand*),  also  die  gleiche 
Rechtsübung  wie  in  Baiern  herrschte,  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede, dass  die  bairische  Lex  von  der  Abteilung  ausdrücklich 
spricht,  während  die  lex  Alam.  sie  stillschweigend  voraussetzt*). 

Hatte  aber  das  Alemannische  Gesetz  bei  Redaktion  seiner 
kirchlichen  Bestimmungen  fränkischen  Concilienschlüssen  vom 
Anfange  des  7.  Jahrhunderts  Eingang  gewährt^),  so  muss  an- 
genommen werden,  dass  jene  kirchenfreundliche  Epoche,  in  welche 
die  bairische  Lex  mit  Zugrundlegung  der  Alemannischen  zn 
Stande  kam,  die  Kirche  mindestens  in  gleichem  Masse  bevor- 
zugte. Das  Gegenteil  wäre  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  etwa 
das  bairische ,  Stammesrecht  die  Anrechte  der  Familie  noch 
strenger  bewahrt  hatte,  der  kirchlichen  Forderung  also  nicht  in 


per  cartam  de  rebus  suis  ad  ecdesiam,  ubi  dare  yolaerit,  firmitatem  fadat 
et  testes  sex  vel  septem  adhibeat  et  nomina  eorum  ipsa  carta  contineat,  et 
coram  sacerdote,  qui  ad  ecclesiam  deservit,  super  altare  ponat,  et  proprietas 
de  ipsas  res  ad  illam  ecclesiam  in  perpetuo  permaneat. 

')  Vgl.  Sandhaas,  a.  0.  S.  184,  Pappenheim,  a.  0.  S.  59,  Gerber 
a.O.S.  8,  Bewer,  a.O.  S.  18,  Stobbe,  a.  O.  S.  121,  Zimmerle,  a.  0.  S.  58. 
Andererseits:  Lewis,  Succession  a.  0.  S.  11,  Pernice  a.  0.  S.  74. 

^  Heusler,  Gewere  a.  0.  S.  45,  Löning  a.  0.  II.  683  ff.  stimmten. 

*)  Der  Grund  mag  in  der  auch  sonst  zu  beobachtenden  grösseren  Aus- 
führlichkeit der  bairischen  Lex  zu  suchen  sein,  der  das  kürzere  AUemannische 
Gesetz  als  Vorlage  diente. 

^)  Merkers  Ausgabe  in  den  Dfon.  Germ.  S.  45,  84. 
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gleichem  Masse  genügen  konnte.  Wir  lassen  dieses  Verhältnis 
zwischen  Alemannischem  und  Bairischem  Familienrechte  dahin- 
gestellt. Uns  kann  genügen,  dass  in  der  Frage  der  Abteilungs- 
pflicht die  gleiche  Übung  herrschte. 

Auch  das  Westgothische  Gesetzbuch  in  der  Form  der  Leges 
antiquae  wurde  benätzt.  Da  aber  der  Titel  I  der  1.  Baj.  nicht 
zu  jenen  gehörte,  auf  welche  westgothische  Bestimmungen  von 
Einfluss  wurden*),  so  entfällt  hier  die  Rücksichtnahme  auf  die- 
selben von  selbst^). 

Der  erste  Titel  des  bairischen  Gesetzes  behandelt  in  den 
Kapiteln  1  und  2  die  Schenkungen  an  die  Kirche.  Kapitel  1 
zerfällt  seinem  Inhalte  nach  in  3  Teile.  Der  erste  Teil  spricht 
von  den  Bedingungen  einer  rechtsgültigen  Schenkung  zum  Seelen- 
heile, der  zweite  von  den  möglichen  Objekten  der  Schenkung  und 
der  rechtsgültigen  Form,  der  dritte  von  den  Rechtsfolgen  der  so 
vollzogenen  Handlung.  Das  zweite  Kapitel  verbreitet  sich  dann 
über  die  weltlichen  und  geistlichen  Folgen  des  Vertragsbruchs. 

Der  erste  Teil  des  ersten  Kapitels  ist  für  uns  der  wichtigste. 
Wir  haben  seinen  Inhalt  bereits  bei  der  früheren  Auseinander- 
setzung vorweg  nehmen  müssen.  Jede  freie  (libera)  Person  soll 
die  Erlaubnis  (licentia)  haben,  das  ihr  eigene  Vermögen  (res  suas) 
zu  ihrem  Seelenheil  der  Kirche  zu  schenken  und  zwar  von  jenem 
eigenen  Anteil  kann  sie  es  thun  (de  portione  sua),  der  sich  nach 
Abteilung  mit  den  Kindern  (filiis)  ergibt*).  Niemand,  weder 
König  noch  Herzog,  noch  irgend  eine  andere  Person  soll  die 
Macht  haben,  eine  solche  Schenkung  zu  verbieten.  Erste  Voraus- 
setzung ist  somit  die  Freiheit  der  Person,  „Über  persona"  heisst 
es.  unter  liber  ist  hier  der  Stand  der  Freien  jedenfalls  im  Gegen- 
satze zu  den  im  Gesetze  von  ihm  unterschiedenen  Stande  der 
Freigelassenen  und  Unfreien  zu  verstehen.    Ob  die  nobiles  des 


^)  Vgl.  Both,  Über  Entstehung  der  lex  Bajavariomm,  München  1848, 
S.  33  ff. 

*)  Vgl.  über  die  der  Kirche  günstigen  Bestimmungen  der  lex.  Yisig. 
Tit.  Lei:  Lewis,  Diss.  a.  0.  S.  18,  19. 

*)  Ut  si  quis  liber  persona  volnerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro 
redemptione  animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione  sua,  postquam  cum 
filiis  suis  partivit.  Wir  verweisen  auf  den  weiteren  Text  der  Lex,  angeführt 
in  unserer  Einleitung  S.  1. 
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Gesetzbuches  0  hier  den  liberis  beizuzählen  sind,  bleibt  vorerst 
fraglich,  ebenso  auch,  ob  jene  nobiles  oder  liberi,  die  sich  dem 
Könige  oder  Herzoge  commendirt  hatten,  unter  den  „liberi"  mit- 
verstanden sind*). 

Rührte  das  Gut  vom  Könige  oder  Herzoge  oder  einem  Grossen 
her,  so  bedurfte  die  Schenkung  der  Genehmigung  des  Königs, 
Herzogs,  Grafen  oder  der  dritten  Person,  von  der  das  Gut  em- 
pfangen wurde*).  Auf  diese  Rechtsverhältnisse  weist  die  spätere 
Stelle  hin:  non  rex,  non  dux,  nee  ulla  persona  habeat  potestatem 
prohibendi  ei.  Sie  spricht  damit  aus,  dass  es  Fälle  gibt,  wo  die 
genannten  und  andere  Personen  ein  Widerspruchsrecht  haben*). 
Alle  sonstigen  Güter  darf  der  Freie  der  Kirche  frei  schenken. 
Ist  er  aber  im  Besitze  von  Kindern,  so  muss  er  mit  diesen  ab- 
teilen und  verfügt  nur  über  seine  portio.  Dass  unter  den  „filiis" 
mit  denen  abzuteilen  ist,  nicht  blos  die  Söhne,  sondern  auch  die 
Töchter  zu  verstehen  sind,  beweist  schon  der  Sprachgebrauch  der 
Lex.  Sowol  hierüber  als  über  das  Repräsentationsrecht  und  alles 
Nähere  sprechen  wir  bei  Betrachtung  der  Urkunden. 

Der  zweite  Teil  des  Titels  spricht  vom  Gegenstand  der 
Schenkung,  der  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  um- 
fassen kann*^),  und  zuletzt  von  der  Form  der  Schenkung.  Die 
Schenkung  geschieht  in  der  Kirche  durch  traditio  cartae.  Auf 
Veranlassung  des  Schenkers  wird  eine  Urkunde  („epistola**  bei 
den  Baiem)  verfasst;   Signirung  durch  den  Aussteller  ist  nicht 


*)  Vgl.  über  die  nobiles  nach  Bairischem  Recht,  jetzt  bes.  Gengier, 
Beiträge  a.  0.  I,  S.  25,  26,  72  etc.    Quitzmann,  a.  0.  S.  28,  31—35. 

*)  Über  Commendationon  in  Baiern  zu  dieser  Zeit  vgl.  Quitzmann,  a.  0. 
S.  38  und  Merkel,  a.  0.,  in  den  Mon.  Germ.  III,  S.  269. 

*)  Vgl.  Brunn  er  (die  Landschenkungen  der  Merovinger  und  der  Agilol- 
finger,  in  den  Sitzungsberichten  der  Berliner  Akademie,  Jg.  1885,  S.  1173  ff.), 
welcher  den  im  Wesen  der  Deutschen  Schenkung  liegenden  Grund  auf- 
gedeckt hat,  warum  bei  Veräusserung  geschenkten  Gutes  der  Gonsens  des 
Donators  nötig  war. 

*)  ,nec  Ulla  persona**  dürfte  doch  wol  auf  die  Erben  hinzielen,  überhaupt 
auf  die  später  genannten  etwaigen  Anfechter  der  Bestimmung.  Der  Einwand, 
dass  in  diesem  Falle  staatsrechtlich  begründete  Anfechtungen  mit  privatrecht- 
lichen  seltsam  verbunden  wären  (Per nie e,  a.  0.  S.  74)  scheint  nns  nicht  von 
genügendem  Belang.  Übrigens  wird  von  uns  auf  dieses  Beweismitt-el  kein 
Nachdruck  gelegt  werden. 

*)  Vgl.  hierüber  unsere  späteren  Ausfuhrungen  über  Vergabungen 
überhaupt 
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gefordert.  Eine  Minimalzahl  von  sechs  Zeugen  bekräftigt  die- 
selbe durch  Signimng  oder  Berührung  mit  der  Hand,  und  der 
Schreiber  verzeichnet  die  Namen  der  Zeugen  in  der  Carta. 
Hierauf  tritt  der  Schenker  vor  den  Altar  und  legt  die  Urkunde 
auf  denselben  nieder,  wodurch  erst  die  Schenkung  vollzogen  war*). 
Der  Akt  geschieht  öffentlich;  nicht  blos  in  Gegenwart  des 
Schenkers,  des  Beschenkten  und  der  Zeugen,  sondern  meist  auch 
in  Gegenwart  der  Verwandten  des  Schenkers,  der  Geistlichkeit 
und  vieler  anderer  Personen*). 

Eine  so  vollzogene  Schenkung  soll  nun  —  wie  der  Schluss 
des  ersten  Kapitels  und  das  zweite  Kapitel  ausführen  —  unan- 
fechtbar sein.  Weder  der  Geschenkgeber,  noch  dessen  Erben, 
noch  irgend  ein  anderer  sollen  die  Schenkung  anfechten.  Der 
Kirche  entfremdete  Schenkungen  sind  zurückzustellen.  Der  Ver- 
letzer aber  verfallt  neben  den  kirchlichen  Strafen  in  eine  poena 
dupli  an  die  Kirche  und  zahlt  dem  weltlichen  Richter  ein  Priedens- 
geld  von  drei  Unzen  Gold. 

Diese  Gesetzgebung  bezüglich  der  Schenkungen  an  Kirchen 
seheint  in  den  auf  die  Redaktion  der  Lex  folgenden  nächsten 
Jahrzehnten  unverändert  gegolten  zu  haben.  Die  Begünstigung 
der  Kirche  durch  die  Staatsgewalt  dauert  ungeschwächt  fort. 
Sie  steigert  sich  sogar  dadurch,  dass  das  Herzogtum,  welches 
nun  den  letzten  Kampf  um  sein  Dasein  führt,  sich  die  Bundes- 
genossenschaft mit  der  bereits  mächtig  gewordenen  bairischen 
Kirche  erhalten,  ja  auch  den  Papst  günstig  stimmen  muss  zu 
einer  Zeit,  als  Papst  Paul  I.  sagen  konnte:  „Pipins  Feinde 
sind  auch  die  Feinde  der  Kirche  Gottes  und   die  meinigen"'). 

Das  Verhältnis  Baiems  zum  Frankenreiche  erfulir  bis  zur 
Katastrophe  von  788  eine  Reihe  von  Veränderungen*).  Nach 
dem  Tode  des  Herzogs  Odilo  (f  748)  kam  das  Land  unter  die 
vormundschaftliche  Regierung   der  Witwe   desselben,   Chiltrud. 

*)  Vgl.  über  all  dies  Brnnner,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  a.  0.  I, 
231,  253,  254,  271,  272. 

')  Konnte  wegen  Krankheit  oder  anderer  Ursache  die  Schenkung  nicht 
in  der  Kirche  vollzogen  werden,  so  trat  an  Stelle  des  Altars  ein  Reliquien- 
kästchen  oder  auch  die  Hand  des  Bischofs;  vgl.  Häberlin  a.  O.  S.  19;  R. 
Hüb n er.  Die  donationes  post  obitum,  in  Gierke*s  Untersuchungen,  Heft 
XXYI,  1888,  S.  41  und  über  Salmannen  denselben,  ibidem  S.  46  und  105. 

»)  Eberl  a.  0.  S.  40. 

*)  Biezler  a.  0.  I,  S.  84  ff.,  148,  160,  Eberl  23  ff.,  36  ff. 

▲  d  1 6  r ,  Dm  ErbenwArtreoht.  3 
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Einen  von  Grifo,  dem  Halbbruder  Pipins,  erregten  Aufstand  muss 
der  junge  SohnOdilo's,  Namens  Tassilo,  damit  bfissen,  dass  er  nun 
Baiem  von  Pipin  als  Lehen  empfangt.  Nach  dem  Tode  der 
Chiltrud  (f  754)  wird  König  Pipin  Vormund  des  Tassilo,  und 
und  die  dadurch  gesteigerte  politische  Abhängigkeit  vom  Franken- 
reiche  wird  durch  die  Erneuerung  des  Yasalitätseides  757  be- 
siegelt. Dieses  seit  dem  Tode  Odilo's  andauernde  Verhältnis 
gesteigerter  Abhängigkeit  ändert  sich  aber  mit  dem  Abfalle  des 
Herzogs  763.  „Während  sich  nun  Baiem  achtzehn  Jahre  lang 
„völliger  Selbständigkeit  erfreute,  kommen  der  herzoglichen  Macht 
„die  strammen  Gesetze  zu  Gute,  durch  welche  Pipin  die  fränkische 
„Macht  zu  stärken  gedachte  .  .  .  nach  dem  Beispiele  der  Mero- 
„wingerkönige  nennt  sich  Tassilo  vir  inluster,  seine  Herrschaft 
„heisst  und  ist  regnare,  und  auf  eigene  Hand  führt  er  Kriege 
„mit  den  Nachbarn"^). 

Diese  Jahre  des  Friedens  und  thatsächlicher  Selbständigkeit 
763—80  benützt  Tassilo  zur  Ausdehnung  seines  Landes  gegen 
Osten  und  zur  Christianisirung  der  ansässigen  Slaven,  während 
die  Kirche  dieses  Streben  mit  giösster  Dankbarkeit  verfolgt*). 
Aber  auch  im  Inneren  erstarkt  die  Kirche  durch  die  Förderung, 
die  ihr  vom  Herzoge  zu  Teil  wird*).  „Episkopat  und  Herzog 
„sind  im  engen  Bunde  thätig,  um  das  religiöse  Leben  im  Lande  zu 
„wecken,  und  das  Klosterleben,  vom  Herzog  Odilo  sorgsam  ge- 
„pflegt,  treibt  unter  dem  Sohne  neue  Sprossen"*). 

„Die  Bischöfe  rühmten  von  ihm,  dass  er  trotz  seiner  Jugend 
„seinen  Vorfahren  an  kirchlicher  Gesinnung  überlegen  war. 
„Sein  ganzes  Verhalten  zeigt,  dass  alle  kirchlichen  Motive, 
„welche  die  Zeit  kannte,  auf  ihn  einwirkten,  und  dass  er  willen- 
„los  ihrem  Impulse  nachgab.  Die  Förderung  kirchlicher  Stif- 
„tungen  betrachtete  er  nicht  nur  als  Familientradition,  ihm 
„war  es  ernst  damit,  dass  man  —  wie  er  in  einer  Urkunde  für 
„Kremsmünster  sagt  —  um  der  ewigen  Liebe  und  des  furcht- 
„baren  Grauens  halber,  um  dem  Pfuhle  des  Teufels  zu  entgehen 


')  Riezler  a.  0.  I,  S.  153;  ähnlich  Abel-Simson  in  den  Jahrbachern 
des  fränkischen  Reiches,  I.  Bd.,  Leipzig  1888,  S.  51 :  „Tassilo  regierte  seit 
seinem  Treabmche  gegen  Pipin  (763)  wie  ein  anabhängiger  Fürst.* 

•)  Riezler  a.  0.  I,  S.  165. 

^  Riezler  a.  O.  I,  S.  156. 

«)  Eberl  a.  O.  S.  48, 
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„und  den  Himmelssaal  zu  verdienen,  Gott  etwas  von  dem  opfern 
„mfisse,  was  er  den  Menschen  gespendet  hat/'  Demgemäss  hat 
Tassilo  ^^freigebiger  und  yerschwenderischer  als  irgend  einer 
„seiner  Vorgänger  Klöster  nnd  Kirchen  ausgestattet'^^).  „Durch 
„die  Gesetzgebung  begünstigt  und  von  unbediugter  Verehrung 
„des  Volkes  getragen'),  schwang  sich  so  die  Kirche  mit  Jugend- 
„lieber  Kraft  zu  gewaltiger  Machtffille  empor"*). 

So  beschaffen  war  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche, 
so  gesteigert  das  kirchliche  und  religiöse  Leben,  als  die  Synoden 
Veränderungen  am  Rechte  bei  kirchlichen  Schenkungen  vornahmen. 
War  das  Volksgesetz  des  Jahres  744—748  diesen  Vergabungen 
günstig  gewesen,  so  lässt  sich  annehmen,  dass  die  nun  zu  be- 
sprechende  Gesetzgebung  dieselbe  Sichtung  weiter  verfolgt  hat. 

Die  weitere  Fortbildung  des  Volksgesetzes  ging  zunächst 
von  den  Synoden  aus.  Die  bairischen  Synoden  jener  Zeit  waren 
Vei*sammlungen  des  Klerus  und  der  weltlichen  Grossen,  die  unter 
Vorsitz  des  Herzogs  über  weltliche  und  kirchliche  Angelegen- 
heiten berieten  und  beschlossen  ^).  Diese  Versammlungen  spiegdten 
in  ihrer  Verfassung  das  enge  Bündnis  wieder,  welches  zwischen 
kirchlicher  und  weltlicher  Gewalt  bestanden  hat.  Der  Inhalt 
der  Beschlüsse  zeigt  uns,  dass  die  Kirche  geradezu  der  mass- 
gebende Faktor  geworden  ist.  Die  Synode  zu  Aschheim  ^)  vom 
Jahre  756  bespricht  in  ihren  Batschlägen  an  den  jungen  Herzog 
zwar  nicht  direkt  die  Schenkungen  an  die  Kirche,  aber  sie  unter- 


^  Hauck  a.  0.,  IL  Bd..  S.  878, 

^  Nach  Hanck  a.  0.  S.  890  ff.  zählte  damals  das  Bistum  Freising 
mindestens  65  Kirchen.  Etwa  die  Hälfte  derselben  wurde  unter  Tassilo  ge- 
baut und  von  den  Neubauten  geschehen  zwanzig  ausschliesslich  von  Laien. 

>)  Biezler  a.  O.  I,  S.  158. 

«)  Vgl.  über  dieselben  bes.  Gengier  a.  0.  I,  S.  41  ff.  undWaitz, 
Deutsche  yerf.aesch.  II,  2,  8.  Auflage  S.  180  ff. 

*)  Mon.  Germ.  Legg.  m,  457—459;  vgl.  über  diese  und  die  folgenden 
Synoden  zuletzt:  Gengier,  a.  0.  S.  41  ff.  —  yon  der  daselbst  zitirten 
Literatur  wurden  benützt:  F.  Sterzinger.  in  den  Abhandlungen  der  kurf. 
bair.  Akad.,  11.  Bd.,  1781,  S.  815  ff.;  A.Winter,  Die  3  grossen  Synoden 
der  AgUolfingischen  Periode  kritisch  dargestellt  in  den  historischen  Abhand- 
lungen der  k.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  Jg.  1807.  S.  1  ff.;  H.  Schaller,  Die  recht- 
liche Stellung  der  Kirche  in  Baiem  zur  Zeit  der  Agilolfinger,  Würzburg  1856; 
Hefele,  Konziliengeschichte  LEI,  559  ff.;  Eberl  a.  0.  S.  26  ff.;  Gfrörer- 
Weiss,  Zur  Geschichte  deutscher  Yolksrechte  im  Mittelalter,  1865;  Biezler 
a.  0.  I,  S.  158  ff. 
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sagt  jeden  Eingriff  in  das  kirchliche  Vermögen  anf  das  ent- 
schiedenste und  erinnert  den  Herzog  an  die  Ehrfm-cht  seiner 
Ahnen  gegenüber  den  kirchlichen  Satzungen,  welchen  das  ge- 
gesammte  Morgen-  und  Abendland  gehorsam  sei,  und  deren  Be- 
folgung auch  das  geschriebene  Gesetz  seiner  Vorgänger  einschärfe. 
Diese  und  andere  Bestimmungen  der  Synode  zeigen  uns  das  Ver- 
hältnis von  Staat  und  Kirche  auf  das  deutlichste  und  mussten 
daher  Erwähnung  finden  0. 

Unmittelbar  beschäftigt  sich  erst  die  weit  spätere  Synode 
von  Dingolfingen  a.  772  mit  unserer  Frage.  Die  Beschlfisse 
derselben  sind  uns  leider  zum  Teile  nur  in  corrumpirter  Form  er- 
halten. Das  verstümmelte  und  unklare  Capitel  5  lassen  wir 
deshalb  zunächst  bei  Seite.  Capitel  2  spricht  von  der  Form 
der  Schenkung.  Capitel  8  setzt  fest,  dass  die  nobiles  das  ihnen 
von  den  Vorfahren  des  Herzogs  geschenkte  Land  behalten  und 
auf  ihre  Descendenz  vererben  dürfen.  Bedingung  ist  Bewahrung 
der  Treue;  die  Vererbung  ist  auf  die  Nachkommen  des  Be- 
schenkten beschränkt,  umfasst  aber  auch  die  weibliche  Descen- 
denz*). 

Das  6.  Capitel  des  Decrets  lautet:  „De  eo  quod,  ut  si  qnis 
de  nobili  genere  de  hereditate  sua  voluisset  dare  ad  sanctnarium 
Dei,  in  sua  potestate  esset,  nemo  prohibuisset  nee  mutaret  in 
perpetuum."  Diese  Bestimmung  bedarf  einer  näheren  Prüfung. 
—  Zunächst  ist  sicher,  dass  ebenso  wie  in  lex  Baj.  I.  Hindemisse 
abgewehrt  werden  sollen,  welche  Vergabungen  zum  Seelenheile 
entgegenstehen  können.  Bei  der  Frage  nach  der  Beschaffenheit 
dieser  hier  abgewehrten  Hindernisse  eröfltoen  sich  aber  nach 
Allem,  was  wir  wissen,  zwei  Möglichkeiten.  Mit  diesen  Hinder- 
nissen können  entweder  Zustimmungsrechte  des  Herzogs  respective 
anderer  Grossen,  oder  Anwartrechte  der  Erben  gemeint  sein. 

I.  Wir  erwägen  zunächst  die  erste  Möglichkeit.  Conseus- 
bedürftig  waren,  nach  Brunner 's  Forschungen^  Vergabungen 


>)  Vgl.  Büdlnger  a  O.  S.  115,  116.  Bfidinger  meint,  man  glaube 
sich  hier  in  die  Zeit  von  Papst  Innocenz  in.  versetzt,  wo  die  Geistlichkeit 
|hre  Ansprüche  aufs  höchste  steigern  konnte;  Eberl  a.  O.  S.  26  ff.,  Riesler 
a.  0.  S.  160. 

*)  Vgl.  daiüber  Roth,  Geschichte  des  Benefizialwesens,  1850,  a.  0. 
S.  248,  Branner,  Landschenkungen  a.  0.  S.  1187  und  Gengier  a.  0. 
S.  41,  43, 
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entweder  deshalb,  weil  das  Gut  von  einer  Schenknng  herrührte, 
oder  deshalb,  weil  die  Vergabung  von  Seiten  eines  homo  non 
potestativns  geschehen  sollte.  Die  Notwendigkeit  herzoglichen 
Consenses  beruhte  im  ersten  Falle  auf  der  Beschaffenheit  des 
Gutes,  im  zweiten  Falle  auf  einem  persönlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse des  Donators*). 

Es  lässt  sich  nun  beweisen,  dass  keiner  der  beiden  Fälle 
durch  Capitel  6  unseres  Decretes  gemeint  sein  kann. 

a)  Zunächst  kann  nicht  geschenktes  Land  gemeint  sein, 
dem  das  Decret  spricht  ausdrücklich  von  „hereditas".  Mag  nun 
dieser  Ausdruck  mitunter  in  den  Quellen  auch  für  geschenktes 
Land  gebraucht  werden*),  so  gilt  dieser  Sprachgebrauch  sicher 
nicht  für  unser  Decret.  Hier  ist  die  hereditas  in  deutlicher 
Weise  von  der  Landschenkung  unterschieden,  von  dem  Gute, 
quodcumque  praestatum  fuisset  nobilibus  intra  Baiuvarios  (Cap. 
8).  —  Wenn  Capitel  9  die  Fälle  aufzählt,  in  welchen  eine  Con- 
fiskation  der  hereditas  stattfinden  kann,  und  Capitel  12  verordnet, 
dass  die  Frau  des  Adeligen,  dessen  hereditas  der  Conflscation 
verfiel,  ihr  Anrecht  auf  die  hereditas  nicht  verliert,  so  ist  diese 
hereditas  des  Adeligen  sicher  nicht  mit  dem  durch  Landgabe 
erworbenen  Gute  des  Cap.  8  identisch,  welches  einem  besondem 
Erbrecht  unterlag  and  den  Adeligen  nui  insolange  blieb  „quamdia 
stabiles  foedere  servassenf  Noch  viel  weniger  aber  kann  nach 
allem  Gesagten  im  Capitel  2,  wo  von  Vergabungen  an  Kirchen 
überhaupt  die  Rede  ist,  unter  „hereditas"  geschenktes  Gut  ver- 
standen sein.  Hierzu  kommt,  dass  die  bairische  Bechtssprache 
auch  in  sonstigen  Bechtsqaellen  derselben  oder  der  nächst- 
folgenden Zeit  in  gleicher  Weise  unterscheidet:  „Wenn  die  Güter- 
verzeichnisse  von  Salzburg  und  Niederaltaich  der  Landschenkung 
die  proprietas  und  die  hereditas  gegenüberstellen,  so  verstehen 
sie  darunter  freies  Eigentum  und  angestammtes  Alod'*'). 

b)  Dass  aber  unser  Capitel  auf  Personen  hinzielt,  die  in 
Folge  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  in  ihrer  Veräusserungs- 
freiheit  beschränkt  waren,  wird  durch  die  Bezeichnung  „de  nobili 


^  firttnner,  Landachenkungen  a.  0.  S.  1188. 

*)  Roth,  Beneflcialwesen  a.  0.   S.  229,   Löning  a.  O.  11,   S.  666, 
Branner,  Landschenkongen  a.  O.  S.  1182,  Gengier  a.  0.  I,  S.  60. 
*)  Brauner  a.  0.  S.  1188. 
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genere"  unwahrscheinlich  genug*).  Die  Urkunden  setzen  bei  den 
nobiles  die  potestas  tradendi  voraus,  weshalb  bei  Erwähnung 
von  veräussemden  Adeligen  häufig  der  Zusatz  „potestativus'' 
fehlt«). 

Aus  dem  Gesagten  folgt  zum  Mindesten,  dass  Capitel  6  des 
Dingolfinger  Decrets  nicht  das  Zustimmungsrecht  beseitigen 
wollte,  welches  sich  auf  Landgabe  oder  auf  ein  persönliches 
Gewaltverhältnis  gründete.  Mit  diesem  Resultat  stimmen  auch 
die  Urkunden  ttberein.  Dieselben  beweisen,  dass  der  Herzog 
auch  nach  Erlassung  des  Decrets  sein  Zustimmungsrecht  weiter 
geübt  hat»). 

Wenn  aber  das  Decret  keine  Änderungen  in  Consensrechten 
einführte,  welche  in  den  zwei  obgenannten  Bechtsgrfinden  wur- 
zelten, dann  bleibt  wohl  nur  die  Möglichkeit  offen,  an  Wider- 
spruchsrechte der  Erben  zu  denken. 

n.  Das  Decret  bespricht  —  wie  ausgeführt  wurde  —  die 
Vergabungen  der  „hereditas^S  im  Sinne  des  freien  Eigentums.  Für 
alles  Weitere  wird  die  Person  des  Yei^abenden  wichtig.  Es 
heisst  nemlich:  ut  si  quis  de  nobili  genere  de  hereditate  sua 
voluisset  dare.  —  Mag  nun  auch  der  alte  Fünf-Sippenadel  damals 
bereits  im  Hinschwinden  ^gewesen  sein  und  sich  die  Entstehung 
eines  Dienst-  und  Besitzadels,  der  eine  gleiche  Bezeichnung  in 
Anspruch  nimmt,  vorbereitet  haben*),  so  ist  dennoch  der  Fort- 
bestand der  alten  Geschlechter  urkundlich  erweislich*).  Capitel 
5  unseres  Decrets  selbst  unterscheidet  zwischen  nobiles,  liberi 
et  servi.  Es  kann  deshalb  angenommen  werden,  dass  der  im 
Decrete  vorkommende  Ausdruck  „nobiles'',  um  so  sicherer  aber  der 


^)  VgL  über  solche  Abhängigkeitsyerhältnisse  Merkel  in  den  MonuB. 
Legg.  m,  S.  269,  Anm.  2^4,  S.  459,  A.  73.  Über  die  Bäurischen  .vassi 
und  Adelschalken''  Gen  gier  a.  0.  S.  44,  45,  die  dort  citierten  Autoren  und 
dazu  das  Decret  Tass.  I,  7. 

*)  firunner  a.  0.  S.  1180,  Anm.  1. 

^  Dies  hat  Löning  gezeigt  a.  a.  0.  II,  S.  666,  aber  auch  schon 
Merkel  a.  0.  S.  459,  Anm.  73. 

^)  Gengier  a.  0.  I,  S.  7,  26,  66,  72,  hier  auch  die  Literatur. 

*)  Merkel,  in  der  Zeitschrift  für  R.  G.,  L  Bd.;  Brunner,  K  G.  a.  0. 
I,  S.  251;  auch  v.  Amira,  im  Grundiiss  der  germ.  FhiloL,  IL  Bd.,  S.  113 
nimmt  längeres  Fortbestehen  des  alten  Gkburtsadels  in  Baiem  an. 
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Ausdruck  „de  nobili  genere",  welcher  im  Capitel  12  wiederkehrt, 
im  Unterschied  zum  Stande  der  „liberi'*  gemeint  ist^). 

Wenn  dies  richtig  ist,  dann  bezieht  sich  unsere  Bestimmung 
ausschliesslich  auf  Vergabungen  seitens  des  Adels.  Abgewehrt 
wird  aber  kein  Zustimmungsrecht,  das  sich  auf  Landgabe  oder 
ein  persönliches  Herrschaftsverhältnis  stützt,  und  daraus  schlössen 
wir,  dass  als  letzte  Möglichkeit  nur  die  Abwehr  der 'Erben 
übrig  bleibt. 

In  diesem  Stadium  der  Beweisf&hrung  darf  nun  an  den 
Wortlaut  von  lex  Baj.  I.  1  erinnert  werden:  Ut  si  quis  liber 
persona  voluerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione 
animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione  sua  postquam  cum 
flliis  suis  partivit.  Wir  liessen  es  früher  dahingestellt,  ob  unter 
der  „liber  persona^  auch  der  nobilis  mitverstanden  ist.  Nun  aber 
liegt  es  nahe,  dies  zu  yemeinen  und  anzunehmen,  Titel  I.  1  habe 
sich  in  der  That  nur  auf  die  statu  liberi  bezogen,  unser  Decret 
aber  neues  £echt  durch  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  die 
adelige  hereditas  geschaffen.  Sollte  man  aber  nicht  zugeben,  dass 
Titel  I.  1  mit  der  Bezeichnung  „liber  persona^  die  nobiles  aus- 
schliessen  wollte,  so  kann  unsere  Annahme,  das  „nemo  prohibuisset 
nee  mutaref'  des  Dingolfinger  Decrets  beziehe  sich  auf  ein  Wider- 
spruchsrecht der  adeligen  Familie  bei  Y eräusserung  aus  der  here- 
ditas, dennoch  zutreffend  sein.  Es  kann  nemlich  vom  Adel  bisher 
ein  solches  Widerspruchsrecht  in  zäher  Festhaltung  fiberkomme- 
ner  Familientradition  weitergeübt  worden  sein,  obwol  lex  Baj.  I  1 
auch  den  Adel  einbegreifen  wollte.  Es  können  auch  Zweifel 
fiber  die  Anwendbarkeit  dieser  Bestimmung  auf  den  Adel  auf- 
getaucht sein').  —  In  jedem  Falle  stellt  das  Dingolfinger  Decret 
klar,  dass  von  nun  an  die  Übung  eines  besonderen  Widerspruchs- 
rechte^  bei  adeligen  Familien  aufhören  solle.  Dass  dieses  nun 
zum  mindesten  klar  gestellte  Recht  der  freien  Vergabung  gleich- 
falls die  vorherige  Abteilung  mit  den  Kindern  zur  Voraussetzung 
hatte,  dafflr  sprechen  nicht  blos  die  Urkunden  und  der  im  Decrete 


<)  Waitz,  y.  a.,  n.  Bd.  2.  Aufl.,  S.  294  bezieht  die  SteUen  im  Decret 
auf  die  alten  Adelsgeschlechter;  Tgl.  auch  dessen  3.  Aufl.,  11,  1,  S.  872. 

*)  Vgl.  Meichelbeck,  Historia  Frisingensis  I  b,  d.  13,  a.  766  und 
unsere  daran  schliessenden  Ausführungen  im  Oapitel,  das  die  Urkunden  der 
Agilolflngerperiode  über  Vergabungen  zum  Seelenheile  behandelt 
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gebrauchte  Ausdruck  „de  hereditates^).  Dafür  spricht  auch  die 
Erwägung,  dass  derselbe  Adel,  welcher  die  Familie  vor  Schmäle- 
rung  des  Besitzstandes  durch  Yeräusserung  an  Kirchen  bisher 
stärker  schützt  als  der  Stand  der  Freien,  nun  nicht  mit  einem 
Male  den  Kindern  ein  geringeres  Recht  eingeräumt  haben  wird, 
als  die  Kinder  der  Freien  besassen. 

Im  Übrigen  kann  bei  den  Worten  „nemo  prohibuisset  nee 
mutaret'^  nicht  blos  an  die  adelige  Familie,  sondern  zugleich  auch 
an  den  Herzog  gedacht  sein,  und  zwar  in  einer  Rücksicht,  welche 
mit  dem  damaligen  Familienrechte  im  Zusammenhange  steht 
Gengier  hat  auf  die  „nahezu  patriarchalische  Stellung  des  Her- 
zogs in  familienrechtlichen  Fragen"  hingewiesen*),  auf  dessen 
„gleichsam  obervormundschaftliche  Einmischung''  bei  väterlicher 
Erbteilung  und  im  Falle  einer  clericatio*).  Er  nimmt  an,  dass 
auch  Erbländereien  (hereditates),  nicht  blos  vom  Herzoge  stam- 
mendes Gut  mit  dessen  Zustimmung  an  Kirchen  veräussert  wer- 
den konnten*).  —  Im  Hinblick  auf  diese  Stellung  des  Herzogs 
würde  unser  Capitel  sagen,  dass  der  Herzog  seine  Zustimmung 
zur  Vergabung  an  Kirchen  dem  Adel  yon  nun  an  nicht  mehr 
yersagen  darf,  sofern  vorher  der  Bedingung  der  Abteilungspflicht 
genügt  wurde.  Dieser  Annahme  steht  auch  die  Thatsache  nicht 
entgegen,  dass  Fälle  solcher  obervormundschaftlicher  Einmischung 
des  Herzogs  und  der  Übung  seines  Consensrechtes  auch  nach 
Erlassung  des  Dingolflnger  Decrets  vorkamen.  Ein  Gegenbeweis 
wäre  nur  dadurch  erbracht,  dass  eine  Intervention  des  Herzogs 


'}  So  fasst  schon  Qfr'ör  er -Weiss  diese  Bezeichnung  auf  a.  O.  LBd., 
S.  426. 

«)  Gengier  a.  0.  I,  S.  57. 

«)  Gengier  a.  0. 1,  S.  60,  Anm.  6;  vgl.  Häberlin  a.  0.  S.  224  und  die 
im  anderen  Zusammenhange  naher  zu  besprechenden  von  ihnen  bezogenen 
Urkunden. 

*)  Gengier  a.  0.  I,  S.  60,  Anm.  6.  —  Brunner  weist  a.  O.  S.  1182 
darauf  hin,  dass  der  Donator  oft  auch  hereditas  mit  herzoglicher  Zustimmung 
vergabt,  —  S.  1183  darauf,  dass  es  auch  andere  als  die  von  ihm  beleuchteten 
Consensgründe  gab,  will  aber  im  Zweifel  die  Gcmsonsbedürftigkeit  auf  die 
Herkunft  des  Gutes  zurückgeführt  wissen.  Dieser  Forderung  steht  die  Auf- 
fassung Gengler's  nicht  im  Wege,  soferne  sie  auf  jene  Fälle  beschränkt 
wird,  in  welchen  die  Quellen  über  eine  quasi  obervormundschaftliche  Inter* 
vention  des  Herzogs  keinen  Zweifel  lassen. 
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unter  Umständen,  welclie  den  Voraussetzungen  von  Capitel  6 
widersprechen,  nachzuweisen  wäre. 

Nach  allem  Yorangeschickten  möchten  wir  Capitel  6  des 
Dingolflnger  Decrets  dahin  intrepretiren,  dass  nun  für  Schenkun- 
gen an  Kirchen  dem  Adel  dasselbe  Becht  zu  Teil  wird,  welches 
die  Lex  dem  Stande  der  Freien  gegeben  hatte  ^).  Ist  dies  richtig,  • 
so  hatte  der  Adel,  der  in  seiner  Stellung  durch  Verkleinerung 
seines  Besitzes  und  wachsende  Abhängigkeit  bereits  gesunken 
war,  der  Kirche  eine  weitgehende  Concession  gemacht,  und  es 
passt  sehr  wol  zu  dieser  Interpretation,  dass  dasselbe  Decret 
dem  Adel  in  den  Capiteln  5,  8,  10  und  12  wichtige  Gegen- 
concessionen  gewährt.  Tassilo,  welcher  die  Bundesgenossenschaft 
der  Kirche  und  des  Adels  in  gleichem  Masse  nötig  hatte,  konnte 
die  Kirche  nicht  begünstigen,  ohne  den  Adel  in  anderer  Sich- 
tung zu  entschädigen. 

Was  schliesslich  das  arg  verstummelte  5.  Capitel  unseres 
Decretes  betrifft^),  so  wagen  wir  kaum,  uns  für  eine  bestimmte 
Übersetzung  zu  entscheiden,  am  allerwenigsten  einen  mit  not- 
wendiger Willkür  angenommenen  Sinn  zur  Grundlage  weiterer 
Deductionen  zu  machen.  Am  wahrscheinlichsten  erscheint  uns, 
dass  durch  diesen  Artikel  die  vom  Vater  des  Tassilo  geschehenen 
Landgaben  bestätigt  wurden^). 


')  Dies  ist  anch  die  Meinung  Riezler*s  (Gesch.  Baierns  L  S.  160), 
welcher  allerdings  an  dieser  SteUe  zu  einer  näheren  Begründung  keinen  An- 
lass  hatte.  Löning  a.  0.  If,  S.  666  denkt,  trotzdem  er  di^  Fortdauer  herzog- 
licher Consense  üher  die  Zeit  des  Decrets  hinaus  nachweist,  an  eine  Ahwehr 
herzoglichen  Verhotes. 

*)  Deo  eo  quod  ins  ad  legem,  quam  hahuerunt  in  diehus  patris  sui 
nobiles  et  liberi  et  servi  ejus,  ita  donaverat,  ut  firma  fieret. 

')  ^gl'  Jahrbücher  dos  fränkischen  Reichs  unter  Karl  dem  Grossen, 
L  Bd,  1888,  S.  51.  —  Sterzinger  a.  0.,  II.  Bd.,  1781,  S.  386  meint,  den 
im  Gesetze  genannten  Personeuklassen  werde  das  Recht  eingeräumt,  von 
ihren  Erbgütern,  wenn  auch  der  Vater  noch  lebt,  der  Kirche  so  vieles  zu 
vermachen,  als  sie  wollen.  —  A.  Winter  in  historischen  Abhandlungen  der 
konigl.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  1807,  S.  79  meint:  „die  Genannten  sollen  hier- 
nach die  Befugnis  haben,  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  gültige  Geschenke  zu 
machen''.  »  Hefele,  Konziiiengeschichte,  DI.  Bd.,  1877,  S.  610  übersetzt 
aber:  „dass  das,  was  Adelige,  Freie  und  Knechte  gemäss  dem  gesetzlichen 
Recht,  das  ihnen  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  ,resp.  Herrn)  zustand,  yerschenkten, 
gültig  sei".  —  Eberl  a.  0.  S.  45:  „Schenkungen,  welche  von  Personen  ge- 
macht worden  seien,  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  stfinden,  seien,  wenn 


Digitized  by  V^OOQIC 


4g 

Überblicken  wir  das  Dingolflnger  Beeret  als  Ganzes,  so 
hatte  die  Kirche  in  ihrem  Kampfe  für  möglichste  Freiheit  bei 
Schenkungen  zum  Seelenheile  abermals  an  Boden  gewonnen. 

Die  nun  folgende  Synode  von  Neuchingen  774  beschäftigte 
sich  mit  unserer  Frage  nicht  weiter,  und  wir  haben  von  nan  an 
bis  zum  Untergange  des  bairischen  Herzogtums  keine  gesetzliche 
Veränderung  im  Rechte  bei  kirchlichen  Vergabungen  zn  ver- 
zeichnen. 

Nach  dem  Sturze  Tassilo's  (788)  wurde  Baiem  fr&nkische 
Reichsprovinz,  wenn  auch  die  Regenten  des  Landes  aus  karolingi- 
schem  Geschlecht  sich  „reges"  nannten^).  In  dieser  Zeit  788 
bis  911  erscheinen  Kirche  und  Staat  innig  verbunden^.  Das 
Königtum  nimmt  für  sich  das  Recht  der  Bischo&wahl  in  An- 
spruch und  sichert  sich  dadurch  die  Ergebenheit  der  kirchlichen 
Grossen.  Es  sieht  in  der  Bundesgenossenschaft  mit  der  Kirche 
die  Hauptstütze  seiner  Macht  und  vermehrt  das  kirchliche  Grund- 
eigentum, dem  sich  bei  der  Colonisation  und  Christianisirung  der 
den  Avaren  abgerungenen  Gebiete  neuer  Länderbesitz  eröflnet 
Den  deutlichsten  Beweis  des  königlichen  Schutzes,  dessen  sich 
die  Kirche  erfreut,  bieten  die  nun  aufkommenden  Immunitäts- 
briefe'). Auch  die  Klöster  werden  mächtig  gefördert.  Wenn 
sich  diese  Förderung  weniger  in  Neugründungen  als  in  Schen- 
kungen an  alte  Klöster  äussert,  so  lag  dies  darin,  dass  Baiem 
bereits  bei  Tassilo's  Sturz  eine  fibergrosse  Anzahl  von  Klöstern 
besass.  Der  mächtige  Einfluss  des  Klerus  auf  die  weltliche  Ge- 
setzgebung zeigt  sich  unter  Anderem  in  der  Zuziehung  der 
Priester  zu  Gerichtstagen,  in  der  Thatsache,  dass  unter  den 
Sendboten  dieser  Periode  regelmässig  Bischöfe  genannt  sind,  und 
in  dem  Übergreifen  kirchlicher  Gesetzgebung  auf  das  Grebiet  des 
Eherechtes  etc. 

Grundlage  der  Rechtsübung  in  Baiem  blieb  auch  während  der 
Karolingerperiode  das  Volksgesetz.  Daneben  beginnen  aber  neue 
Rechtsgmndsätze  als  „mos^,  „usus^,  „ritus^,  sich  im  Volksleben  zu 


sonst  gesetzlich  gemacht,  gültig*.  —  Nach  Gen  gier  a.  0.  S.  44,  Anm.  IS 
könnte  «die  keineswegs  klare  Stelle  im  Decr.  I,  5  eine  erneuerte  Yerhaltangs- 
norm  ins  ac  lex,  für  die  Adelschalken  bedeuten**. 

»)  Gengier  a.  O.  I,  S.  77. 

^  Vgl.  Riezler  a.  O.  I,  S.  286  ff. 

^  Biesler  a.  0.  S.  285. 
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entwickeln  und  in  der  Praxis  Wnrzel  zu  fassen^).  Der  Schwer- 
punkt fortbildender  Gesetzgebung  liegt  nun  im  Reiche;  die  Lan- 
desgesetzgebung tritt  mehr  zurück  und  äussert  sich  nur  in  den 
Synoden  der  bairischen  Kirche,  deren  Satzungen  die  kirchliche 
Zucht  zu  fördern  suchen  und  auf  Missbräuche  bei  Verwaltung 
des  geschenkten  Gutes  hinweisen.  So  befiehlt  eine  Provinzial- 
synode  zu  Sakburg  „dass  Bischöfe,  Äbte  und  Priester  das  ihnen 
dbertragene  Kircheneigentum  nur  so  weit,  als  die  kanonischen 
Vorschriften  erlauben,  unter  ihre  Angehörigen  und  Verwandten 
verteilen,  damit  den  Schenkem,  wie  allem  Volke  Gelegenheit  zu 
unzufriedenem  Gemurmel  entzogen  werde"*). 

Von  fränkischen  Beichsgesetzen  weltlichen  Inhalts  käme 
zunächst  das  Capitulare  Baiwaricum  in  Betracht,  „eine  könig- 
liche Instruction  für  bairische  Missi,  die  um  das  Jahr  810  ent- 
standen sein  dürfte" ').  In  demselben  wird  den  Kirchen  ihr  Be- 
sitzstand feierlich  gewährleistet  und  ein  Zusammenwirken  geist- 
licher und  weltlicher  Gewalt  mit  den  Worten  gefordert  „ut  epis- 
copi  cum  comitibus  Stent  et  comites  cum  episcopis,  41t  uterque 
pleniter  suum  ministerium  peragere  possint." 

Die  gesteigerte  Abhängigkeit  Baiem's  bewirkte  aber,  dass 
auch  die  allgemeine  Beichsgesetzgebung  auf  sein  Gebiet  An- 
wendung fand.  Der  bairische  Klerus  beteiligte  sich  an  den 
Beichssynoden  des  Jahres  852,  868  und  875*),  und  die  Kirchen- 
gesetzgebung des  Beiches,  die  Capitularia  ecclesiastica  werden 
auch  aufBaiem  Einfluss  gehabt  haben*).  Vor  Allem  aber  tritt 
Baiem  mit  dem  Jahre  788  in  den  Machtbereich  des  Königsrechtes, 
der  allgemeine  Anwendung  findenden  Capitularien*),  und  es  er- 
wächst die  Aufgabe,  den  Inhalt  derselben  in  Bezug  auf  unsere 
Frage  zu  untersuchen. 


*)  Gengier  a.  O.  S.  78, 

•)  Legg.  m,  S.  473;  vgl.  auch  ibidem  S.  471,  S.  476  a.  799. 

*)  VgLbeiBoretius  Cap.I,  167,  168,  Brunner  R.  G.  I  S.  319,  878, 
Schröder,  E.  G.  a.  0.  S.  235,  A.  61,  Gengier  a.  0. 1,  S.  86,  91,  Änm.  20. 

*)  Riezler  a.  O.  I,  S.  282. 

*)  Gen  gier  a.  O.  S.  92  ff. 

^  Über  die  Geltung  derselben  in  Baiem:  Ghabert,  Denkschriften  der 
Wiener  Akad.  1852,  a.  0.  S.  133  nndinsbes.  Bleuler  a*  0.  S.  271,  Gengier 
a.  O.  S.  84  ff. 
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Ihr  Grandcharakter  besteht  in  der  Beförderung  der  Schen- 
kungen zum  Seelenheile  bei  möglichster  Verhinderung  von  Miss- 
bräuchen. Ihrem  Inhalte  nach  gestatten  sie  nicht  blos  eine  Fest- 
stellung dessen,  was  die  vom  Staate  mftchtig  geförderte  Kirche 
in  ihrem  Kampfe  mit  dem  deutschen  Familienrechte  erreicht  hat, 
sondern  auch  Rückschlüsse  auf  dieses  Familienrecht  selbst.  Es 
wird  sich  zeigen,  dass  die  Reichsgesetzgebung  zwar  die  Ver- 
gabungen an  Kirchen  erleichtert  hat,  dass  aber  —  mindestens 
in  Rücksicht  auf  Baiern  —  nichts  zur  Annahme  zwingt,  dass 
Rechte  der  Familie  eine  wesentliche  Einbusse  erlitten.  Dies  gilt 
von  den  Rechtssätzen  an  sich.  Wenn  die  Kirche  oft  und  mit 
Erfolg  bestrebt  war,  dieselben  zu  umgehen  oder  zu  durchbrechen, 
so  ändert  dies  nichts  an  dem  Grundcharakter  dieses  Rechtes. 
Es  bestätigt  nur,  dass  wir  ihn  richtig  gekennzeichnet  haben  und 
erklärt  zugleich  das  Auftreten  einer  besonderen  Gesetzgebung, 
welche  sich  gegen  diese  Missbräuche  wendet,  dadurch  aber  in 
willkommener  Weise  die  Grenzen  zeigt,  welche  der  Vergabung 
an  Kirchen  gesetzt  waren. 

Prageli  wir  zuerst  nach  jenen  Normen,  welche  das  Recht 
bei  kirchlichen  Vergabungen  änderten,  so  kommen  die  beiden  viel 
besprochenen  Capitularien  von  803  c.  6^)  und  818,  819  c.  6^ 


^  Bei  Boretins  No.  39,  S.  113:  Qui  res  suas  pro  anima  sna  ad  casam 
Dei  tradere  volaerit,  domi  traditionem  faciat  coram  testibas  legitimis;  et 
qnae  actenns  in  hoste  factae  sunt  traditiones,  de  qnibus  nnUa  est  qaesitio, 
stabilis  permaneant  Si  vero  aliquis  alii  res  suas  tradiderit  et  in  host«  pro- 
fectos  faerit,  et  ille  cui  res  traditae  sunt  interim  mortuns  fnerit,  qui  res  snas 
tradidit,  cum  reversus  fuerit,  adhibitis  testibus  coram  quibus  traditio  facta 
est  res  suas  recipiat;  si  autem  et  ipse  mortuus  fuerit,  heredes  eius  legitimi 
res  traditas  recipiant. 

*)  Bei  Boretius  No.  136,  S.  282:  Ut  onmis  homo  über  potestatem  habeat, 
ubicumque  voluerit,  res  suas  dare  pro  salute  animae  suae.  —  Si  qois  res 
suas  pro  salute  animae  suae  yel  ad  aliquem  venerabilem  locum  vel  propinquo 
suo  Tel  cuilibet  alteri  tradere  voluerit,  et  eo  tempore  intra  ipsum  comitatnm 
fuerit  in  quo  res  illae  positae  sunt,  legitimam  traditionem  facere  studeat. 
Quodsi  eodem  tempore  quo  illas  tradere  vult  extra  eundem  comitatam  fuerit, 
id  est  sive  in  exercitu  sive  in  palatio  sive  in  aUo  quolibet  loco,  adhibeat  sibi 
vel  de  suis  pagensibus  vel  de  aliis  qui  eadem  lege  nvant  qua  ipse  Tivit 
testes  idoneos,  vel  si  illos  habere  non  potuerit,  tunc  de  aliis  quales  ibi  meliores 
inveniri  possiut;  et  coram  eis  rerum  suamm  traditionem  faciat  et  fideiiussores 
yestiturae  donet,  qui  ei  qui  iUam  traditionem  accipit  yestituram  faciat.  £t 
postquam  haec  traditio  ita  facta  fuerit,  heres  illios  nullam  de  piaedictis  rebus 
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in  Betracht,  zu  deren  Würdigung  in  Bezug  auf  unsere  Frage 
wir  noch  das  Capitulare  818,  819  c.  7  heranziehen^). 

Die  beiden  ersten  zunächst  zu  besprechenden  sind  allgemeines 
Beichsgesetz  und  behandeln  die  rechtlichen  Formen  für  Schen- 
kungen an  die  Kiixhe.  Inwieweit  beide  Capitularien  oder  das 
zweitgenannte  allein  auch  für  Schenkungen  an  dritte  Personen 
Anwendung  finden,  kann  an  dieser  SteUe  ausser  Betracht  bleiben*). 
Das  erstgenannte  Capitulare  stellt  fest^),  dass  jede  Traditio  zu 
Gunsten  der  Kirche  in  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  ge- 
schehen soll.  Traditionen  auf  der  Heerfahrt  sollen  künftig  un- 
gültig und  nur  die  bisher  vollzogenen  gültig  sein.  Schenkungen, 
die  ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  geschahen, 
waren  somit  für  die  Erben  des  Geschenkgebers  unverbindlich. 
Das  Capitulare  schützte  die  Erben,  indem  es  die  Vergabung  zum 
Seelenheile  an  die  Grafschaft  band  und  alle  Vergabungen  ausser- 
halb der  Grafschaft,  mochten  sie  auch  die  Erbenrechte  unange- 
tastet lassen,  ausschloss^). 

Die  Neuerung  des  Capitulars  von  818,  819  l^estand  nun  darin, 
dass  es  auch  dem  in  der  Grafschaft  nicht  Anwesenden  eine 
gültige  Schenkung  durch  die  Trennung  der  Sala  von  der  Investi- 


▼aleat  facere  repetitionem;  in  super  et  ipse  per  se  fideminssionem  faciat  eins- 
dem  vestiturae,  ne  heredi  uUa  occasio  remaneat  haue  traditionem  inmutandi, 
aed  potius  necessitas  incnmbat  illam  perficiendi.  Et  si  nondam  res  snas  cum 
coheredibas  suis  divisas  habult,  non  ei  hoc  sit  inpedimento;  sed  coheres  eins, 
si  gponte  noluerit,  aut  per  comitem  aut  per  missnm  eiuB  distringator,  nt 
divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  defnnctus  hereditatem  suam  voluit  per- 
Tcnire.  Et  si  cuilibet  ecclesiae  eam  tradere  rogavit,  coheres  eius  eam  legem 
cum  lila  ecdesia  de  praedicta  hereditate  habeat,  quam  cum  alio  coherede  suo 
habere  debebat.  Et  hoc  observetur  erga  patrem  et  filium  et  nepotem  nsque 
ad  amios  legitimos;  postea  ipsae  res  ad  imnuiiitatem  ipsins  ecclesiae  redeant. 

0  Bei  Boretins  S.  277. 

*)  VgL  unsere  Aasfuhmngen  im  Gapitel  über  unentgeltUche  Vergabungen 
überhaupt. 

*)  Vgl.  Über  den  Rechtsinhalt  dieser  Capitularien  folgende  nach  der 
Zeit  des  Erscheinens  angeführte  Schriften:  Hensler,  Qewere  a.  0.  481  if.; 
Haiss,  Traditio  und  Investitura,  München  1876,  S.  12  ff.;  Löning  a.  0. 
II,  754;  Sohm,  Zur  Geschichte  der  AuflaRsnng,  in  der  Strassbnrger  Fest- 
gabe für  Thöl,  1879,  S.  9;  Brunner,  Zur  Rechtsgeschichte  der  römischen 
und  germanischen  Urkunde,  Berlin  1880,  S.  278- und  290;  Hübner  a.  0. 
8.  62;  Hensler,  Institutionen  I,  237;  Schröder,  R.  Q.,  S.  262,  268,  269. 

«)  VgL  damit  Hensler,  Gewere  a.  O.  S.  482. 
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tor  in  der  Weise  ermöglichte,  dass  die  Sala  auswärts  yorgenom- 
men  und  die  Investitur  verbürja^  wird.  Eine  so  voi^enommene 
Sala  sollte  den  Tradenten  respective  dessen  Erben  verpflichten, 
die  Investitur  nachträglich  innerhalb  der  Gra&chaft  zu  voll- 
ziehen^). 

Durch  diese  Bestimmung  war  die  Kirche  offenbar  im  hohen 
Masse  begünstigt.  Das  Hindernis,  das  für  eine  rechtsgültige 
Schenkung  aus  dem  Aufenthalte  des  Donators  ausserhalb  der 
Grafschaft  erwuchs,  war  beseitigt. 

Aber  dasselbe  Capitulare  geht  zu  Gunsten  der  Yergabungen 
in  der  Fremde  noch  um  einen  Schritt  weiter,  indem  es  auch  bei 
noch  ungeteiltem  Grundeigentum  die  Vergabung  der  „res  gua'\ 
der  „hereditas  sua''  gestattet  und  die  fiberlebenden  Ganerben 
zwingt  mit  dem  Bedachten  zu  teilen.  „Ist  eine  Kirche  bedacht, 
so  soll  sie  mit  dem  Vater  des  Erblassei-s  auf  Lebenszeit,  mit 
dem  Sohne  und  Enkel  desselben  bis  zur  Mündigkeit  im  ganerb- 
schaftlichen  Verhältnis  bleiben,  und  soll  erst  dann  die  Teilungs- 
pflicht  eintreten').''  Somit  ist  beim  Verweilen  ausserhalb  der 
Grafschaft  eine  rechtsgültige  Vei^abung  der  res  sua,  und  zwar 
auch  ohne  vorhei^eschehene  Abteilung  ermöglicht 

Fragen  wir  nach  der  Anfechtbarkeit  der  Schenkung  auf 
Grund  etwa  entgegenstehender  Rechte  der  Familie,  so  ant- 
wortet das  Capitulare:  „Et  postquam  haec  traditio  ita  facta 
fuerit,  heres  illius  nullam  de  praedictis  rebus  valeat  facere  repeti- 
tionem  .  .  .  ne  heredi  ulla  occasio  remaneat  hanc  traditionem 
immutandL''  Aus  der  Geschichte  des  Capitulars  verstanden, 
heisst  dies:  Die  Erben  sind  verpflichtet,  die  Vergabung  trotz 
der  im  Vergleiche  mit  früheren  Vorschriften  (Cap.  803  c  6) 
modifizirten  Form  und  sogar  bei  noch  fehlender  Abteilung  anzu- 
erkennen. Entspricht  die  Vergabung  den  Vorschriften  dieses 
Capitulars,  so  ist  jede  Einwendung,  welche  die  Erben  wegen 
unzureichender  Form  der  Vergabung,  oder  bei  ungeteiltem  Gut 
wegen  mangelnder  Zustimmung  der  coheredes  geltend  machen 
wollten,  hinfällig.  Nicht  aber  kann  gemeint  sein,  dass  durdi  die 
Vergabung  Erben  oder  Ganerben  oder  dritte  Personen  in  ihren 
Rechten  auf  das  Gut  verletzt  werden  durften. 


«)  Brunner,  R.  G.  der  Urkunde  S.  278,  279. 

*)  So  übersetzt  Brunner ,  R.  Q-.  der  Urkunde  S.  290,  Anm.  l  den  Schlusg 
des  Capitulars;  vgl  Heus  1er«  Inst.  I,  237. 
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Der  Yergabende  ist  in  der  Feme  und  dieser  Umstand  soll 
seiner  Vergabung  nicht  hinderlich  sein.  Er  darf  somit  über  die 
„hereditas  sua^'  verfugen,  d.  h.  über  jenes  Vermögen,  fiber  das 
frei  zu  verffigen  ihm  das  Gesetz  überhaupt  gestattet  Lebt  er 
noch  in  ungeteilter  Vermögensgemeinschaft,  so  darf  er  das  Resultat 
der  Abteilung  antizipiren.  Er  vermag  somit  seine  portio  frei  zu 
vergaben.  Insoweit  seine  Vergabung  sich  in  diesem  Sinne  auf  die 
„sua  hereditas^,  auf  die  „portio",  beschränkt,  ist  sie  unanfechtbar. 
Verletzt  sie  aber  fremde  Rechte,  so  muss  sie  ebenso  anfechtbar 
sein,  wie  die  in  der  Grafschaft  geschehene.  Insbesondere  bleiben 
die  der  Veräusserungsfreiheit  entgegenstehenden  Rechte  der  Fa- 
milie durch  dieses  Capitulare  unberQhrt.  Dies  ergiebt  sich  aus 
der  Analyse  seines  Inhalts.  Es  ergiebt  sich  aber  auch  aus  der 
sehr  nahe  liegenden  Erwägung,  dass  Abwesenheit  wol  Erleichte- 
rung in  der  Form  des  Rechtsgeschäftes  rechtfertigen  mag,  dass 
aber  ein  Gesetz,  welches  dieVerfugungsfreiheit  der  Abwesenden 
erweitert,  gewärtigen  mässte,  dass  zur  Erreichung  dieses  Rechts- 
vorteils die  Abwesenheit  absichtlich  herbeigeführt  würde  0- 


>)  Die  Frage,  welche  Stellung  diesem  Capitulare  in  der  Geschichte  des 
Erbenwartrechtes  und  des  Rechts  bei  kirchlichen  Vergabungen  zukommt,  be- 
sprachen direct  oder  andeutungsweise  Be seier  a.  O.  S.  53,  Zimmerle  a.  O. 
S.  77;  Lewis,  Dissertatio  a.  0.  S.  42  ff.;  Lewis,  Succession  a.  0.  S.  19; 
Hausier,  Gewere  a.  0.  S.  482  ff.;  Haiss  a.  0.  S.  14  ff.,  82,  134.  ^ 
Branner  a  0.  S.  278  und  290;  Heusler,  Inst  I,  287,  U,  69,  71;  Schrö- 
der, Bechtsgeschichte  S.  262  ff.,  268  ff.  —  Heusler,  Haiss  und  Brunner  haben 
den  Inhalt  des  Capitnlars  haupUächlich  fttr  die  Frage  nach  den  Erfordernissen 
einer  rechtsgültigen  Traditio  untersucht.  Brunner  hat  ausserdem  die  Änderung 
im  Rechte  der  Ganerben  aufgeklärt;  vgl.  oben.  —  Beseler,  Zimmerle,  Lewis, 
Haiss  und  Schroeder  berühren  mehr  oder  minder  eingehend  jenen  Funkt,  der 
hier  besonders  cur  Erwägung  kommt. 

Beseler  nimmt  überhaupt  für  den  Anfang  der  Entwicklung  volle  Ver- 
äusserungsfreiheit an  und  findet  diese  Annahme  durch  das  Capitulare  be- 
stätigt, ohne  auf  dessen  Inhalt  näher  einzugehen.  —  Zimmerle  hat  das 
Capitnlar  in  jeder  Hinsicht  missverstanden.  Er  findet,  es  sei  durch  dasselbe 
die  Möglichkeit  gegeben  worden  «auch  ausserhalb  des  Comitats  der  belegenen 
Sache  die  Beistimmung  des  Erben  (!)  auf  eine  denselben  rechtlich  verbindende 
Weise  einzuholen.  Die  Abteilung  könne  erzwungen  werden,  nur  soll  die 
Kirche  den  Vergabenden  (!),  sowie  seine  Söhne  und  Enkel  bis  zur  erreichten 
VoUyähiigkeit  in  der  Nutzniessung  lassen".  Schliesslich  meint  er,  dass  ,da* 
mit  einseitige  Verfügungen  ohne  Berücksichtigung  der  Erben  nicht  für  erlaubt 
erklärt  sind".  —  Lewis  behauptet,  das  Capitulare  sei  ein  Beweis  fttr  seine 
Annahme  vollständiger  Veräusserungsfreiheit,  nicht  blos  zu  Gunsten  der 
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Da  das  vorliegende  Capitulare  eine  Änderung  des  bestehen- 
den Rechtes  nur  für  den  Fall  der  Entfernung  aus  der  Graf- 
schaft der  belegenen  Sache  trifft  und  nachgewiesen  ist,  dass 
durch  dessen  Inhalt  eine  Beeinträchtigung  der  Familie  weder  ge- 
wollt ist,  noch  auch  gewollt  sein  konnte,  so  bleibt  nur  noch  die 
Behauptung  offen,  dass  überhaupt  zu  jener  Zeit  Vergabungen  zu 
Gunsten  der  Kirche  einer  Beschränkung  durch  entgegenstehende 


Kirche,  sondern  auch  zn  Gunsten  Dritter.  Er  hegreift  nicht,  wie  Ziinmerle 
bestreiten  konnte,  dass  nach  diesem  GksetEe  Yerftnsseningen  mit  Umgehung 
der  Erben  («praeteritis  heredibus")  gestattet  seien.  Mag  auch  das  Capitulare 
—  wie  Zinunerle  meint  —  das  Widerspnichsrecht  der  Erben  nicht  aufheben. 
so  sei  eine  Aufbebung  deshalb  nicht  nötig  gewesen,  weil  das  Widerspruchs- 
recht nie  bestanden  hat  (ähnlich  Lewis,  Succession  S  19).  —  Wir  nnser^- 
seits  teilen  die  Meinung  Lewis,  dass  das  Oapitular  über  die  Rechte  der  Ver- 
wandten keine  neuen  Vorschriften  gibt.  Wir  b::haupten  aber,  dass  solche 
Widerspnichsrechte  bestanden  haben,  während  Lewis  dieselben  negirt  und 
eine  Bestätigung  seiner  Auffassung  in  den  oben  citirten  und  gewürdigten 
Worten  des  Capitulars  zu  finden  glaubt.  —  Während  nun  Lewis  aus  diesem 
Capitular  ein  Argument  für  allgemeine  Veräusserungsfreiheit  entnahm,  findet 
Schröder  (S.  262,  A.  78)  eben  durch  dieses  Capitulare  „den  gemein  germani- 
schen Charakter  des  Bei  spruchsrechtes  ausser  Zweifel  gesetzt*,  meint  aber, 
durch  dieses  Gesetz  seien  die  Schenkungen  zum  Heile  der  Seele  allgsnein 
von  dieser  Beschränkung  „befreit"  worden  (S.  262  und  daselbst  Anm.  79).  — 
Wir  teilen  diese  Auffassung  nicht.  Das  Capitulare  gestattet  dem  in  der 
Ferne  Weilenden  unter  bestimmten  Formen  die  Vergabung  der  hereditiis  sna 
und  verbietet  die  Anfechtung  des  Rechtsaktes  durch  die  Erben.  Aus  diesem 
Verbote  der  Anfechtung  und  aus  der  Allgemeingültigkeit  des  Capitulars  scheint 
nun  Schröder  zu  folgern,  dass  bis  zu  diesem  Gesetze  die  «bereditas  sna* 
nach  keinem  der  Volksrechte  ohne  Einwilligung  der  Erben  vergabt  werden 
konnte.  Ohne  nun  den  gemeingermanischen  Charakter  eines  —  wie  immer 
beschaffenen  —  Wartrechts  bestreiten  zu  wollen,  meinen  wir,  dass  aus  diesem 
Capitulare  der  Beweis  hierfür  nicht  zu  erbringen  ist.  Denn  —  wie  oben 
ausgeführt  —  wird  hier  nicht  die  auf  ein  Wartrecht  gestützte,  sondern  die 
auf  ungenügende  Form  der  Vergabung  gestützte  Anfechtung  abgevirehrt. 
Allerdings  ergibt  sich  aus  dem  Capitulare,  dass  nunmehr  die  „sua  hereditas* 
(portio)  ausserhalb  der  Grafschaft  ohne  Erbenconsens  übertragen  werden 
konnte.  Nicht  aber  ist  bewiesen,  dass  für  Vergabung  der  portio  an  Kirchen 
die  Notwendigkeit  des  Erbenconsenses  allgemein  beseitigt  wurde;  denn  das 
Gesetz  vnll  nur  für  den  Fall  der  Abwesenheit  von  der  Grafschaft  eine  Neuenmg 
bringen,  bestätigt  aber  für  andere  FäUe  stillschweigend  den  gegenwärtigen 
Rechtszustand.  —  Haiss  a.  0.  S.  134  nimmt  unseren  Standpunkt  ein.  indem 
er  sagt:  „aber  Einwände  aus  der  Nichtberechtigung  des  Schenkers  zur 
Vornahme  dieser  Schenkung  konnten  immer  noch  von  den  Erben  oder  von 
Dritten  erhoben  werden.* 
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Bechte  der  Familie  nicht  unterlagen  0.  Da  wir  uns  nun  in 
diesem  Capitel  nicht  auf  Urkunden  beziehen  wollen,  so  könnten 
wir  uns  darauf  beschränken,  auf  das  Erfordernis  vorheriger  Ab- 
teilung hinzuweisen,  woran  unseres  Wissens  bisher  durch  keinen 
späteren  Rechtssatz  etwas  geändert  worden  war. 

Ein  in  demselben  Jahre  818  erlassenes  Capitulare^)  klärt 
aber  auch  über  den  Standpunkt  auf,  den  die  Reichsgesetzgebung 
in  dieser  Frage  einnahm.  Das  Gesetz  verbietet  hier,  dass  irgend 
ein  Geistlicher  Vergabungen  annehme,  durch  deren  unbesonnene 
Hingabe  die  KJnder  oder  Propinqui  des  Geschenkgebers  in  ihrem 
Erbe  geschädigt  werden  könnten.  Deutlicher  konnte  in  der  That 
die  Gesetzgebung  nicht  aussprechen,  dass  die  Veräusserungsfrei- 
heit  zu  Gunsten  der  Kirche  jedenfalls  in  dem  gesetzlichen  Erb- 
recht der  Kinder  ihre  Grenze  zu  finden  hat*). 

Allerdings  scheint  ein  Blick  auf  die  etwa  im  Jahre  802  ent- 
standene lex  Saxonum  dieser  Behauptung  zu  widersprechen,  aber 
der  Widerspruch  ist  doch  wol  nur  ein  scheinbarer. 

Die  lex  Saxonum  bringt  die  Bindung  des  Vermögens  an  die 
Familie  am  schärfsten  zum  Ausdruck.  Sie  verbietet  im  cap.  61 
und  62  Veräusserungen  gegen  Entgelt,  sowie  jede  Schenkung  von 
Liegenschaften,   weil,  durch  eine  solche  Veräusserang  der  heres 


*)  Dies  ist  die  Ansicht  Lewis;  vgl  die  vorige  Anmerkimg. 

*)  Bei  Boretius  S.  277.  Gapitnlare  ecdesiasticum  818,  819  c.  7:  Sta- 
tntum  est,  ut  nullns  qnilibet  ecclesiasticus  ab  his  personis  res  deinceps  acci- 
pero  praesnmat,  quaram  Üben  aut  propinqui  hac  inconsulta  oblatione  possent 
remm  propriarum  exheredari.  Quod  si  aliqnis  deinceps  hoc  facere  temptaverit, 
ut  et  acceptor  sinodali  vel  imperiali  sententia  districte  feriatur  et  res  ad 
exheredatos  redeant. 

')  Dieses  Gapitular  stand  bereits  der  Beweisfühmng  Beseler^s  und 
Lewis*  sehr  im  Wege.  Beseler  a.  0.  S.  69  übersetzt  deshalb  „rerum  pro- 
priarum exheredari^  mit  „um  das  Eigentum  gebracht  werden**  und  meint, 
es  sei  hier  «nicht  von  der  Entziehung  der  künftigen  Erbschaft  die  Bede, 
sondern  yon  der  unbefugten  Vergabung  fremder  Güter".  Lewis  (Dissertatio) 
S.  44  stimmt  Beseler  zu  mit  dem  Beifügen,  es  wäre  unmöglich,  dass  Kaiser 
Ludwig  hier  Vergabungen  zum  Seelenheile  in  dieser  Weise  einschränkt,  aber 
im  (früher  besprochenen)  Gapitulare  von  818,  819  vollständig  freigibt.  — 
Auch  wir  halten  dies  für  undenkbar,  finden  aber  keinen  Widerspruch  zwischen 
beiden  Gesetzen.  In  der  That  ergänzen  sich  beide  Gesetze.  Das  Eine  be- 
tont die  Unverletzlichkeit  der  Erbenrechte,  das  zweite  trifft  unter  stiU- 
schweigender  Aufrechterhaltung  dieser  Bechte  Bestimmungen  für  Vergabun- 
gen ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache. 

▲dl er,  Paa  lrb«nvwlreeliti  4 
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exheres  gemacht  würde.  Ansgenommen  sind  nur  Veränssertuigen 
an  den  König,  die  Kirche  und  Veräusserungen  bei  echter  Not*). 
Je  stärker  sich  in  diesem  Volksgesetze  die  Rechte  der  Familie 
entwickelt  zeigen,  desto  auffallender  ist  es,  dass  eben  dieses  Volks- 
gesetz  die  Kirche  mehr  begünstigt,  als  andere.  Aber  die  Chrisüa- 
nisirung  des  Landes  wurde  aus  religiösen  und  politischen  Gründen 
mit  allen  Mitteln  erstrebt  und  die  Kirche  auf  jede  mögliche  V^'eise 
begünstigt^).  Diese  besonderen  Umstände  erklären  es,  dass  die 
Lex  Saxonum  die  Kirche  in  höherem  Masse  begünstigt  und  im 
Unterschied  von  anderen  Volksrechten ^)  auch  Vergabungen  zum 
Seelenheile  gelten  lässt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Schenker 
„heredem  suum  exheredem  faciat".  Wenn  aber  nach  Heusler^s 
und  Schröder's  Annahme  das  Sächsische  Wartrecht  von  dem 
der  übrigen  Stammesrechte  dadurch  verschieden  war,  dass  es 
trotz  Abteilung  fortbestand*),  so  war  der  Gesetzgeber  in  der 
That  dazu  gezwungen,  das  überkommene  Familienrecht  zu  durch- 
brechen. Dort,  wo  Abteilungsrecht  Eingang  fand,  konnte  dieses 
dazu  benützt  werden,  um  Vergabungen  an  die  Kirche  zu  erleichtem. 
Hier,  wo  die  Vergabung  eines  jeden  Vermögensstückes  an  die  Zu- 
stimmung der  Familie  unentziehbar  gebunden  blieb,  konnte  ein 
einziges  Familienglied  jede  Vergabung  unmöglich  machen. 

Wir  lassen  übrigens  dahingestellt,  ob  in  der  That  der  Fa- 
milienvater das  gesamrate  Erbgut  der  Kirche  schenken  durfte, 
oder  ob  in  der  Bezeichnung  „hereditas  sua"  nicht  doch  wie  an- 
derwärts eine  Beschränkung  auf  irgend  einen  gesetzlichen  An- 
teil gemeint  ist*).  Dieser  Annahme  würde  der  Satz  „ut  heredem 
suum  exheredem  faciat''  dann  nicht  im  Wege  stehen,  wenn  wir 
annehmen,  dass  nach  Sächsischem  Bechte  die  Veräusserung  eines 


')  Vgl.  bes.  Bichthofen's  Anmerkungen  zur  lex  Saxonum,  Hon.  Gena. 
Legg.  V.  S.  78nndv.Amira,  Erbenfolge  S.  134;  Fipper  a.  0.,  in  Gierke*8 
Untersuchungen,  III.  Heft,  1879;  Beseler  a.  0.  S.  58;  Zimmerle  a.  O. 
S.39  ff.;  Lewis,  Dissertatio  S.  29  ff.;  Sandhaas  a.  O.  S.  185  etc.;  Ganpp, 
Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1837,  S.  202  ff. 

■)  Vgl.  auch  das  Capitulare  de  part.  Saxonum  (775—790),  c.  16,  bei 
Boretius  a.  0.  S.  69:  ad  unamquamque  ecdesiam  curte  et  duos  mansos  terrae 
pagensens  ad  ecclesiam  recurrentes  condonant. 

')  Anderer  Meinung  Richthofen  a.  0.  S.  55. 

*)  He  US  1er,  Inst.  I,  227,  Schröder,  R.  G.  S.  263. 

^)  Sandhaas  meint  dasselbe,  sucht  es  aber  ans  der  Beseichnong  «heie- 
ditas*'  zu  begründen  a,  0.  S.  186. 
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Jeden  YermOgensstückes  ohne  Erbenconsens  Rechte  der  Erben 
verletzte.  Die  Erlaubnis  auch  nur  die  „sua  hereditas"  zu  ver- 
äussem,  wurde  dann  nach  Sächsischer  Anschauung  in  der  That 
Erben  exlieredirt  haben,  und  die  entsprechende  Bezeichnung  im 
Yolksgesetze  dadurch  erklärlich  sein. 

Übrigens  ist  auch  auf  Sächsischem  Rechtsboden  bald  eine 
Reaction  der  Familie  gegen  diese  weitgehende  Begünstigung  der 
Kirche  zu  beobachten,  und  schon  Urkunden  aus  der  ersten  Hälfte 
des  Jahrhunderts  berichten  über  Mitwirkung  der  Familie  bei 
Schenkungen  zum  Seelenheile*). 

Aus  diesen  Gründen,  vor  Allem  aber  wegen  der  besonderen 
Verhältnisse,  die  im  Sächsischen  Stamme  vorwalteten,  kann  aus 
der  lex  Saxonum  nicht  gefolgert  werden,  die  Karolingische  Ge- 
setzgebung habe  im  Allgemeinen  die  Tendenz  befolgt,  die  Kirche 
auf  Kosten  der  Familie  zu  begünstigen. 

Blicken  wir  zurück,  so  hatte  die  Karolingische  Gesetzgebung 
des  9.  Jahrhunderts  durch  ein  allgemeine  Geltung  beanspruchen- 
des Capitulare  Vergabungen  an  Kirchen  nach  der  Richtung  be- 
günstigt, dass  von  nun  ab  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der 
belegenen  Sache  kein  Hindernis  für  eine  unentgeltliche  Tradition 
bilden  sollte  und  die  Tradition  auch  bei  noch  unabgeteiltem  Gute 
stattfinden  konnte.  Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran 
fest,  dass  durch  die  Vergabung  die  Rechte  der  Erben  unverletzt 
bleiben  müssen^).  Diesen  Satz  spricht  das  schon  erwähnte  Capi- 
tulare von  818,  819  c.  7  aus.  Viele  Vorschriften  unter  Karl 
dem  Grossen  und  seinen  Nachfolgern  wenden  sich  gegen  Ränke 
der  Geistlichkeit,  die  im  Namen  Gottes  die  Unwissenheit  ein- 
fältiger Menschen  benützt  und  diese  und  ihre  Erben  in  Armut 
und  Verbrechen  dadurch  treibt,  dass  sie  sich  ihre  Güter  tradiren 
lässt.  Andere  Bestimmungen  suchen  den  herrschenden  Besitz- 
stand und  das  Recht  der  Erben   nicht  blos  gegen  Unrecht  der 


*)  Pernice,  in  der  kritischen  VtJBchr.  IX,  S.  70  hat  tthrigens  darauf 
hingewiesen,  dass  diese  Begünstigung  der  Kirche  später  wegfiel;  ebenso 
▼.  Araira  a.  0.  S.  134.  —  Am  ausführlichsten  hierüber  Fipper  a.  0. 
S.  62  ff. 

*)  Vgl.  über  diese  Gesetzgebung  Beseler  a.  0.  S.  57  ff.,  Zimmerle 
a.  O.  S.  79,  Walter,  R.  G..  1857,  II,  113  ff.,  Lewis,  Succession  S.  19,  bes. 
aber  y.  Inama,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I,  S.  244  ff.,  249,  257,  344; 
Yollständigkeit  wird  von  uns  hier  nicht  angestrebt. 

4* 
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Kirche,  sondern  anch  andere  mächtige  Personen  zn  schützen^). 
Gemeint  sind  Bischöfe,  Äbte,  aber  auch  der  Comes,  Judex  nnd 
Centenar.  Es  heisst  —  sagt  das  Capitulare  von  811  —  dass 
die  Genannten  denjenigen,  der  ihnen  sein  Gut  nicht  freiwillig 
tradiren  will,  zu  Felde  senden  „usque  dum  pauper  factus  volens 
noiens  suum  proprium  tradat  aut  vendat,''  während  andere,  die 
dies  freiwillig  gethan,  unverwehrt  zu  Hause  bleiben  dürfen. 
Dadurch  wurden  aber  diese  Personen  und  ihre  Erben  zu  Bett- 
lern gemacht,  dem  Laster  überliefert  und  die  königliche  Heer- 
folge gemindert®).  Ein  anderes  Capitulare  verordnet  endlich, 
dass  Personen,  welche  das  ihnen  gesetzlich  zustehende  väterliche 
oder  mütterliche  Erbe  (hereditatem  patemi  vel  matemi  juris  ad 
se  legibus  pertinentem)  durch  Vergabungen  ihrer  Väter  oder  Mutter 
eingebüsst  haben,  restituirt  werden  sollen*).  —  Bei  Bestimmungen 
solcher  Art  kann  der  gekennzeichnete  Grundcharakter  des  da- 
maligen Bechtes  einem  gegründeten  Zweifel  kaum  unterliegen. 
Das  10.  Jahrhundert  zeigt  uns  unter  Herzog  Arnulf  etwa 
bis  zum  Jahre  920  eine  Wendung  im  Verhältnisse  des  bairischen 
Herzogtums  zur  Kirche.  Im  Kampfe  zwischen  König  Konrad 
und  dem  zur  thatsächlichen  Selbständigkeit  emporgewachsenen 
Herzoge  sehen  wir  die  hohe  Geistlichkeit  auf  Seiten  des  Königs. 
Eine  Synode  zu  Hohenalthaim  ladet  Arnulf  vergebens  vor  und 
verflucht  in  Erwartung  kommender  Dinge  jede  Schädigung  des 
Kirchengutes  als  sacrilegium^).  Der  Herzog  aber  sucht  in  seinem 
Kampfe  die  zweite  Macht,  welche  eine  Stütze  bieten  könnte,  die 
weltlichen  Grossen  an  sich  zu  fesseln.  Es  findet  ähnlich  wie 
in  den  Tagen  Karl  Martell's  eine  Säcularisation  des  Klostei^tes 
statt*)  und  mit  dem  Geraubten  wird  der  Adel  des  Landes  für 
seine  Dienste,  die  er  im  Kampfe  gegen  die  Ungarn  geleistet 
hatte,  belehnt  und  gewonnen.  So  behauptet  der  Herzog  seine 
unabhängige  Stellung.    Erst  unter  König  Heinrich  kommt  es 


')  „potentiores* :  Capitulare  805  c.  16  (LL.  I,  134);  ygL  auch  Capitulare 
806  c.  8  (LL.  L  144),  Capitulare  809  c.  24  (LL.  I,  156^  etc. 

•)  Vgl.  Capitulare  de  exp.  exerc.  811  c.  3  (LL.  I,  168;  bei  Boretios 
a.  0.  S.  165). 

*)  Capitulare  e  Conciliis  exe.  826  c.  7,  bei  Boretius  S.  312. 

*)  Legg.  n,  664—60,  Büdinger  a.  0.  S.  234  ff.;  Riezler  a.  O.  S.  321. 

<>)  Kiezler  a.  0.  I,  322  ff.;  Büdinger  a.  0.  I,  239  ff.;  Gengier 
a.  0.  Ij  121,  Amn.  2* 
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zur  Aussöhnung  königlicher  und  herzoglicher  Gewalt,  damit  auch 
zum  endlichen  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Baiern. 
Eine  Synode  zu  Regensburg  und  der  allgemeine  Landtag  zu 
Dingolfingen,  beide  im  Jahre  932  abgehalten*),  zeigen  uns  die 
bischöfliche  und  weltliche  Gewalt  in  Harmonie.  In  der  Kirchen- 
politik der  Herzöge  aber  erscheint  die  Säcularisation  Arnulfs 
kaum  mehr  als  eine  Episode.  „Herzog  Heinrich  II  lenkt  in  den 
letzten  10  Jahren  seine  Regierung  wieder  völlig  in  die  Bahnen 
eines  Odilo  und  Tassilo**'),  und  von  Regensburg  geht  unter  Füh- 
rung des  heiligen  Wolfgang  eine  Reform  des  verweltlichten  Kloster- 
lebens aus.  Das  kommende  11.  Jahrhundert  aber  zeigt  uns  unter 
König  Heinrich  dem  Heiligen  eine  Begünstigung  kirchlichen 
Wesens  in  Baiem  und  eine  Überfülle  von  Schenkungen,  die 
Baierns  vergangene  Epochen  weit  übertrifft*). 

Die  Landesgesetzgebung  steht  während  des  10.  Jahrhunderts 
fast  vollständig  stille,  wenn  wir  die  Ranshofener  Beschlüsse  straf- 
rechtlichen Inhalts  ausnehmen*).  Die  lex  Baj.  beginnt  dem  Ge- 
dächtnisse zu  entschwinden  und  bleibt  nur  in  wenigen  Satzungen 
bestehen,  und  an  ihre  Stelle  tritt  ein  langsam  sich  ausbildendes 
Gewohnheitsrecht*).  Zu  den  Rechtssätzen  des  alten  Volksgesetzes, 
die  in  der  Erinnerung  haften  blieben,  gehörten  zwar  jene  über 
die  Liegenschaftsübereignungen  •),  aber  es  bedarf  doch  der  näheren 
Untersuchung,  ob  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen  das- 
selbe blieb. 

Für  diese  Zeit,  in  welcher  das  geschriebene  Gesetz  seine 
Geltung  zum  grossen  Teil  eingebüsst  hat,  ist  die  Heranziehung 
der  Urkunden  von  erhöhter  Notwendigkeit,  und  wir  müssen  des- 
halb darauf  verzichten,  über  das  Recht  bei  kirchlichen  Schen- 
kungen und  das  Wartrecht  jener  Zeit  etwas  zu  sagen.  In  jedem 
Falle  war  nach  Abschluss  der  Säcularisationsperiode  das  Verhältnis 
der  weltlichen  Gewalt  zur  Kirche  diesem  Rechte  günstig. 


0  Legg.  111,482;  vgl.  Riezlera.  0. 1,  S.  388;  Gengier a.  0. 1,  S.  168. 

«)  Riezler  a.  0.  I,  S.  377. 

^  Eiezler  a.  O.  I,  S.  424  ff. 

*)  Gengier  a.  0.  I,  S.  168.  Riezler  a.  0.  S.  374,  756. 

»)  Gengier  a.  0.  I.  S.  118,  119,  Riezler  a.  0.  S.  756. 

^  Gen  gier  a.  0.  I,  S.  119,  164,  Anm.  40. 
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2.  Kapitel. 

Die    Formeln. 

Eine  wichtige  Erkenntnisquelle  yersprethen  für  das  damalige 
Recht  bei  Schenkungen  an  Kirchen  nach  ihrem  Ursprünge  die 
Formeln  zu  bieten.  Diese  Muster  für  die  Abfassung  von  Ur- 
kunden wurden  zumeist  von  Geistlichen  zusammengestellt.  Nichts 
liegt  also  näher,  als  dass  hier  auf  die  der  Kirche  gewidmeten 
Rechtsgeschäfte  besonderer  Bedacht  genommen  wurde.  In  der 
That  sind  uns  zahlreiche  Formeln  dieser  Art  überliefert,  und  eben 
aus  diesen  schöpfen  die  Gegner  eines  ursprünglichen  Wartrechtes 
ein  Hauptargument  für  ihre  Anschauung.  Sandhaas ^),  sonst  in 
seinen  Folgerungen  sehr  vorsichtig,  meint:  „Es  wird  dabei  bleiben 
„müssen,  dass  auch  die  Beschaffenheit  der  Formeln  nur  erklär- 
„lich  wird  durch  die  Annahme  einer  Nichtanerkennung  des  Ein- 
„willigungsreclites  der  Erben  in  älterer  Zeit."  —  B  eseler, 
Lewis  und  Pernice  sprechen  sich  noch  entschiedener  aus?') 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  den  Grundcharaktei* 
dieser  Rechtsquellen,  so  fällt  zweierlei  ins  Gewicht.  Erstens  ist 
zu  beachten,  dass  üiclit  auf  dem  Boden  eines  jeden  Yolksrecbtes 
besondere  Formeln  für  die  Rechtsübung  erwuchsen,  sondern  dass 
hier  ein  Geben  und  Nehmen  beobachtet  wird.  Die  bairischen 
Formelsammlungen^),  die  uns  besonders  interessiren,  entstanden 
ebenso,  wie  die  Alamannischen,  unter  fränkischem  Einflüsse.  In 
Baiem  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  das 
Fonnelwesen  thätig.  Er  war  ursprünglich  Freisinger  Mönch, 
dann  Abt  von  St.  Amand  im  Hennegau  und  dürfte  von  hier  die 
sogenannten  formulae  Lindenbrogianae,  die  unstreitig  Salisches 


>)  Sandhaas  a.  0.  177. 

•)  Beseler  a.  0.  51;  Lewis,  Dissertatio  49;  Pernice,  kritiKche 
Vtjschr.  IX,  76;  ähnlich  Walter,  Deutsche  Rechtsgeschichte  1857,  IL  Bd., 
S.  112;  dagegen  ist  Zimmerle  a.  0.  68  ff.,  anderer  Meinung,  freilich  — 
wie  Walter  mit  Recht  bemerkt  —  aus  ungenügenden  Gründen. 

')  Zeumer  im  N.  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschicht«- 
kunde  VL  41—50  und  dessen  Ausgabe  der  Formeln,  Mon.  G.  Legg.  Sectio  V, 
1886;  Schröder,  R.  G.  248—250,  Brunner,  R.  G.  I,  402,  409,  411,  412. 
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Gepräge  tragen,  nach  Salzburg  gebracht  haben,  wo  er  seit  785 
als  Bischof  später  als  Erzbischof  wirkte.  Sowol  die  damals  ent- 
standenen formulae  Salzbnrgenses  als  auch  die  St.  Emmeramer 
Fragmente  finden  sich  handschrütlich  verbunden  mit  diesen  Lin- 
denbruch'schen  Formeln  und  mit  Formeln  des  Karolingischen 
Marculfe. 

Auch  die  Urkunden  Baiems  zeigen  die  Benützung  der  fränki- 
schen Formeln  sehr  deutlich.  Trotzdem  ist  die  Verwendung  dieser 
fränkischen  Formeln  für  unseren  Zweck  nicht  ohne  Bedenken. 
Da  wir  vorerst  keinen  Grund  haben,  das  Salische  Recht  bei  Ver- 
gabungen mit  dem  Bairischen  zu  identifiziren  und  die  fränkischen 
Formeln  in  den  Urkunden  nur  in  veränderter  Form  Aufriahme 
fanden,  so  können  Schlüsse  aus  den  Formeln  des  Marculf  und 
den  Lindenbruch'schen  Formeln  auf  das  in  Baiem  geltende  Recht 
nur  mit  Vorsicht  versucht  werden.  Die  in  Baiem  bodenständigen 
Formeln  aber,  wie  sie  in  den  Salzburger  Formeln,  den  St.  Emme- 
ramer Fragmenten  und  der  Passauer  Sammlung  vorliegen,  ent- 
halten nur  wenig,  das  hier  in  Betracht  kommt. 

Gibt  somit  das  Gebiet  unveränderter  Anwendung  der  ge- 
nannten Formelsammlungen  zu  weiteren  Fragen  und  Bedenken 
Anlass,  so  erfordert  auch  der  Grundcharakter  dieser  Rechtsquellen 
besondere  Vorsicht,  wenn  aus  dem  Inhalte  derselben  auf  damals 
bestehende  Rechtssätze  Schlüsse  versucht  werden.  Denn  die 
Formel  kann  nur  jene  rechtlichen  Momente  in  Betracht  ziehen, 
welche  bei  dem  betreffenden  Rechtsgeschäfte  immer  vorkommen 
und  im  Wechsel  der  Verhältnisse  unveränderlich  sind.  Sie  gibt 
das  Knochengerüste  des  Rechtsgeschäftes  und  schliesst  ihrem 
Wesen  nach  rechtliche  Momente  aus,  welche  durch  den  Einzel- 
fall gegeben  je  nach  Beschaffenheit  desselben  sich  ändern.  Erst 
der  Verfasser  der  Urkunde  hat  die  Aufgabe,  die  Formel  zu  in- 
dividualisiren. 

Diese  Erwägung  berechtigt  wol  zur  Folgerung,  dass  recht- 
liche Momente,  welche  in  der  Formel  Aufnahme  gefunden  haben, 
für  den  Anwendungsbereich  der  Formeln  wesentliche  Bestand- 
teile des  betreffenden  Rechtsgeschäftes  waren,  berechtigt  aber 
nicht  aus  dem  Fehlen  eines  rechtlichen  Moments  in  der  Formel, 
auf  das  Fehlen  dieses  Moments  in  der  thatsächlichen  Rechtsübung 
zu  schliessen.  Dieser  Schluss  wird  insbesondere  dann  keine  ge- 
nügende Sicherheit  bieten,  wenn  dieses  rechtliche  Moment  sich 
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seiner  Natur  nach  fallweise  ändert  und  deshalb  jeweilig  einer 
verschiedenen  Fonnulirung  bedarf,  mit  welcher  sich  das  Schema 
nicht  beschäftigen  kann. 

Wenn  somit  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis  ans  demall- 
gemeinen  Fehlen  einer  die  Erbeneinwilligung  erwähnenden  Be- 
stimmung in  den  Formebi  schliessen  ^),  dass  eine  solche  Zastim- 
mung  überhaupt  niemals  erforderlich  war,  so  bedarf  es  nicht  des 
Hinweises  auf  die  Urkunden,  um  diese  Folgerungen  als  nicht 
beweiskräftig  zu  kennzeichnen. 

Anders  verhielte  es  sich,  wenn  es  richtig  wäre,  dass  der  in 
einer  Formel  des  Marculf  —  und  öfter  —  vorkommende  Ausdruck 
^absque  ullius  judicis  vel  heredum  nostrorum  exspectata  traditione^ 
so  aufzufassen  wäre,  wie  die  genannten  Autoren  meinen,  in  dem 
Sinne  nämlich,  dass  hier  das  Formular  für  eine  Vergabung  vor- 
liegt, durch  welche  die  Erben  mit  ihren  Ansprüchen,  „ausdruck- 
lich ausgeschlossen  werden.''  Da  inzwischen  diese  Stelle  durch 
Haiss  eine  befriedigende  Erklärung  gefunden  haben  durfte^, 
so  entfällt  die  Notwendigkeit  weiterer  Erörterung. 

Ebensowenig  wäre  andererseits  mit  Eichhorn')  aus  der 
Gerichtlichkeit  des  Rechtsgeschäftes  ein  Zeugnis  für  die  still- 
schweigende Einwilligung  der  Erben  abzuleiten,  denn  die  An- 
nahme Eichhornes,  dass  jede  Übereignung  von  Grund  und  Boden 
im  echten  Ding,  also  auch  in  Gegenwart  der  Erben  stattfinden 
musste,  trifft  nur  für  das  Bibuarische  Recht  zu. 

Da  die  Formeln  eine  direkte  Antwort  auf  die  Frage  nach 
dem  Rechte  der  Erben  bei  Vergabungen  zum  Seelenheil  ver- 
weigern, so  erübrigt  nur  noch  die  Untersuchung,  ob  dieselben  in 
ihrem  Inhalte  den  Ergebnissen  widersprechen,  die  wir  aus  der 
Betrachtung  der  Geschichte  der  bairischeu  Gesetzgebung  ge- 
wonnen haben. 

Wir  constatirten,  dass  nach  dem  Volksgesetze  zum  minde- 
sten der  Stand  der  Freien,  nach  Abteilung  mit  den  Kindern,  zum 
Seelenheile  frei  verfügen  konnten,  dass  das  Dingolfer  Decret 
diese  Befugnis  auf  den  Adel  ausdehnte,  und  dass  das  Capitulare 


>)  Beseler  a.  0.  51,  Sandhaas  a.  0.  174,  Lewis,  Dissertatio  49. 

*)  Nach  Haiss  a.  0.  83,  84  ist  damit  gesagt,  dass  der  Bedachte  für 
den  Fall,  dass  die  Investitur  noch  nicht  geschah,  dieselbe  nicht  abzuwarten 
nötig  hat. 

')  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  I,  S.  336. 
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von  818,  819  ffir  den  Fall  der  Entfernung  ans  der  Grafschaft  der 
belegenen  Sache  Erleichtemngen  in  der  Form  der  Schenkung 
nnd  in  dem  Abteilungsrechte  bei  Ganerbschaft  gewährt  hat. 
Diese  ganze  Gesetzgebung  erschien  als  eine  zu  Gunsten  der 
Kirche  gegebene,  welche  voraussetzen  lässt,  dass  Veräusserungen 
anderer  Art  mindestens  der  gleichen  Beschränkung  durch  ent^ 
gegenstehende  Familienrechte  unterlagen. 

Von  der  Zustimmung  der  Verwandten  bei  derartigen  Ver- 
äusseimngen,  sofern  sie  etwa  notwendig  oder  üblich  war,  haben 
wir  bisher  deshalb  nicht  gesprochen,  weil  die  Betrachtung  der 
Gesetzgebung  hierzu  keinen  Anlass  gab.  Auch  die  Formeln 
zwingen  uns  nicht  zur  Berührung  dieses  Punktes,  und  wir  haben 
uns  damit  begnügt  zu  erweisen,  dass  ihr  Inhalt  diesem  Rechte 
oder  dieser  Übung  nicht  im  Wege  steht. 

Wie  verhalten  sich  nun  die  hierher  gehörigen  Formeln  zu 
dem  Rechtssatze,  dass  jede  Veräusserung  zum  Seelenheil  an  vor- 
herige Abteilung  geknüpft  ist? 

Wir  betrachten  zunächst  die  in  Baiem  selbst  entstandenen 
Formeln.  —  In  den  Salzburger  Formeln  finden  sich  zwei  Vergabun- 
gen zum  Seelenheil^).  Nach  der  einen  Formel  schenken  Ehe- 
gatten gesammter  Hand  „aliquas  res  nostras'S  nach  der  zweiten 
heisst  es:  „dono  omnem  rem  proprietatis  meae,  quicquid  de  pa- 
tema  vel  materna  portione  mihi  contingit  in  loco  illo.''  In  keiner 
der  beiden  Formeln  ist  von  einer  Zustimmung  der  Erben  die 
Rede  oder  auch  nur  ihr  Widerspruch  abgewehrt;  die  zweite  For- 
mel sagt  nur,  das  Gut  soll  dem  Kloster  bleiben  „sine  ullius  ho- 
minis impedimentum  (vel)  contradictionem".  Die  Grenze  der 
Verffigungsfreiheit  lag  in  den  bei  der  Abteilung  den  Kindera 
gebührenden  Teilen;  sie  durften  nicht  angegriffen  werden.  Es 
liegt  nahe,  dass  die  Schenkung  der  aliquae  res  nostrae  entweder 
von  kinderlosen  Ehegatten,  oder,  wenn  Descendenz  vorhanden 
war,  mit  Zustimmung  derselben  erfolgte.  Im  zweiten  Falle,  wo 
„omnis  res  in  loco  illo"  vergabt  wird,  eröffnen  sich  gleichfalls  die 
Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit,  oder  der  vorher  geschehenen  Ab- 
teilung, oder  der  Zustimmung  der  Kinder  bei  mangelnder  Abteilung. 


')  Bei  Zeumer,  Formolae  S.  440  n.  4,  S.  441  n.  5;  bei  Roc kinger, 
in  den  Quellen  zor  Bairischen  und  Deutschen  Geschichte,  YU.  Bd.,  No.  58 
und  69. 
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Die  OoUectio  Pataviensis  enthält  nichts  direkt  hierher  Ge- 
höriges. Die  St.  Emmeramer  Fragmente  0  in  der  ersten  in 
Baiem  entstandenen  Sammlung  bringen  in  der  5.  Formel  die 
bereits  erklärten  Wendungen,  dass  die  Schenkung  „inexspectata 
traditione,  in  omnibus  conseryetur^  ^).  Die  beiden  übrigen  Frag- 
mente') sind  der  Lindenbrnch'schen  Sammlung  und  der  des  Mar- 
cnlf  entnommen.  Diese  beiden  letzteren  Sammlungen  fränkischen 
Ursprungs  waren  teilweise  von  nachweisbarem  Einfluss  auf  das 
bairische  Urkundenwesen.  Wir  untersuchen  daher  vorsichtsweise 
alle  hier  einschlägigen  Formeln. 

Unter  den  Formeln  des  Marculf  (Liber  I)  kommen  Formel  12 
und  1 3  für  Baiern  sicher  nicht  direkt  in  Betracht*).  Das  zweite 
Buch  des  Marculf  bringt  zwei  Formeln  für  Schenkungen  unter 
Ehegatten*).  Es  findet  gegenseitige  Schenkung  des  ganzen  Ver- 
mögens, Leibzucht  des  überlebenden  Teils  mit  Befugnis  von  Ver- 
äusserungen  zum  Seelenheil  und  Bückfall  an  die  Erben  des 
Schenkers  statt.  Voraussetzung  ist  aber  Kinderlosigkeit  der  Ehe. 
Vier  andere  Formeln  des  Marculf  11  betreffen  Schenkungen  be- 
stimmter Vermögensstücke*),  welche  nach  Bairischem  Recht,  so- 
fern sie  aus  der  eigenen  portio  geschehen,  keiner  Erbenzustim- 
mung bedurften.  Von  einer  solchen  ist  auch  in  diesen  Formeln 
nicht  die  Rede  —  was  freilich  ihre  Entbehrlichkeit  nicht  ausser 
Zweifel  stellt  — ,  sondern  es  wird  in  drei  dieser  Formeln  jeder 
Erbeneinspruch  abgewehrt  und  mit  ewigen  und  zeitlichen  Strafen 
bedroht  "O. 


*)  Zeumer,  Fennulae  S.  463  ff.,  vgl.  über  sie  Zeumer,  N.  A.  VIII, 
601  ff.,  Brunner  IL  G.  I,  412;  Schröder,  R.  G.  8.  248. 

*)  Zeumer  &.  0.  S.  464;  tiber  die  Wiederkehr  dieser  Wendungen  in 
den  Formehl  ygL  die  Gitate  in  Zeumer^s  Register  zu  seiner  Ausgabe  rab 
„traditio**  S.  779. 

')  Bei  Zeumer  a.  0.  n.  15  und  16. 

*)  Bei  Zeumer  S.  50 und  51:  „Preceptum  int-erdonationis*  vgl.  lex  Bib. 
48  und  Preceptio  de  leseuuerpo  per  manu  regis;  vgl.  lex  Sal.  46. 

')  Bei  Zeumer  Marc.  II  n.7u.8,  S.  79  und  80;  Tgl.  dazu  Schröder, 
Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  159,  139. 

•)  Maren,  3,4,5,  6.  vgl.  Zeumer  74— 79,  vgl.  ausserdem  unsere  Aus- 
fuhrung in  unserem  Kapitel  über  unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt 

^  Marc,  n,  3,  4,  6,  a.  O.  n.  3  enthält  die  Wendung:  absque  ullins 
judids  vel  heredum  nostrorum  exspectata  traditione,  vgL  oben. 
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IMe  f^ormnlae  Marculfinae  aevi  Earolini,  welche  Anfhahme 
im  SalzbüTger  Formelbuch  fanden,  enthalten  nichts  unseren  Gegen- 
stand direkt  Berührendes,  desto  mehr  aber  die  Formeln  des  Lin- 
denbruch.  Von  den  sechs  Formeln  ffir  Vergabungen  zum  Seelen- 
heil, welche  diese  Sammlung  enth&lt^),  betrifft  keine  einzige  die 
Vergabung  des  gesanimten  Vermögens.  Dies  ergibt  sich  sofort 
durch  die  Bezeichnung  „aliquas  res"  in  zwei  Formeln*),  „aliquam 
rem  meam^'  in  einer  Formel*).  Aber  auch  die  Worte  „omnem 
rem  portionis  meae  in  pago  illo"^)  etc.  und  „omnem  rem  proprie- 
tatis  meae  in  pago  illo"  etc.  lassen  die  Deutung  zu,  dass  der 
Schenker  anderen  Orts  noch  anderes  Grundeigentum  hat.  Es 
ist  deshalb  nicht  nötig,  die  Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit 
oder  der  vorher  geschehenen  Abteilung,  oder  der  Erbenzustim- 
mung  trotz  Schweigens  der  Formel  anzuführen,  um  zu  erklären, 
warum  von  Erbenzustimmung  nicht  die  Bede  ist  und  in  den 
meisten  dieser  FäUe^)  jede  Anfechtung  durch  Erben  gleichfalls 
mit  irdischen  und  himmlischen  Strafen  bedroht  wird. 

Hierher  gehört  auch  die  aus  einem  Formelbuch  stammende 
Freisinger  Urkunde*),  nach  welcher  Jemand  ein  Drittel  seines 
Vermögens  der  Kirche  vergibt,  zwei  Drittel  aber  seinem  Sohne 
für  den  Fall  der  Geburt  und  andere  Vermögensstücke  seiner 
Mutter  vorbehält.  Sollte  er  keinen  Sohn  bekommen  oder  der- 
selbe sterben,  so  fällt  auch  dessen  Anteil  an  die  Kirche.  Der 
Widerspruch  der  Erben  wird  abgewehrt.  Da  hier  die  durch  lex 
Baj.  I  1  geschützten  Rechte  des  Sohnes  gewahrt  sind,  so  ent- 
spricht diese  Urkundenformel  vollständig  unseren  früheren  Aus- 
führungen. 

Die  bisherige  Literatur  hat  insbesondere  auch  aus  den 
Strafklauseln,  je  nach  ihrem  Standpunkte  ganz  entgegengesetzte 


')  Bei  Zeumer  S.  266  ff.,  nn.  1—4  and  von  den  Additamentis  die  Formeln  2 
und  3,  ebenda  S.  283;  bei  Rockinger  a.  0.  sind  es  die  Formeln  1—4,  16 
und  17. 

*)  Formel  1  und  4,  Zenmer  S.  266  und  269. 

•)  Formel  3,  Zeumer  283. 

*)  Formel  2  und  3,  Zeumer  267  und  268. 

')  In  allen  genannten  Formeln  mit  Ausnahme  der  Formeln  3  und  4  bei 
Zeumer  S.  268,  269. 

•)  Bei  Zeumer  n.22,  S.  B47;  vgl.  Brunner,  Rechtsgeschichte  der  Ur- 
kunde S.  248,  A:  1 :   »Aus  einem  Formelbuch  stammt  Meich.  I,  n.  18*. 
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Folgeningen  gezogen.  Wir  verzichten  deshalb  anf  dieses  Beweis- 
mittel und  begnügen  nns  mit  der  kanm  mehr  bestreitbaren  An- 
nahme^), dass  die  Straf  klansein  unmöglich  gesetzlich  bestehende 
Ansprache  wirksam  hindern  konnten,  sondern  die  Kirche  nnr  vor 
mutwilligen  Anfechtungen  schützen  wollten. 

Ergebnis  unserer  Untersuchung  der  Formeln  ist,  dass  die- 
selben zwar  nirgends  bei  Vergabungen  der  Mitwirkung  der  Fa- 
milie Erwähnung  thun,  dass  sie  aber  keinen  einzigen  Fall  be- 
handeln, in  welchem  eine  solche  Mitwirkung  dadurch  gefordert 
wäre,  dass  etwa  durch  die  Vergabung  in  gesetzliche  Ansprüche 
der  Familie  eingegriffen  wurde.  Wenn  in  der  That  aus  dem  In- 
halte der  Formeln  ein  sicherer  Schluss  auf  die  unentbehrlichen 
Bestandtheile  des  Rechtsgeschäftes  gestattet  wäre  —  was  mr 
nicht  einräumen  —  so  wäre  aus  diesen  Formeln  nur  der  Beweis 
erbracht,  dass  bei  Wahrung  der  gesetzlichen  Erbrechte  die  Ver- 
gabungzum  Seelenheil  einer  Zustimmung  der  Familie  nicht  bedurfte, 
oder  dass  die  Vergabung  oft  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  ohne  deren  Zustimmung  geschehen  sein 
mochte. 


3.  Kapitel. 

Die'    Urkunden. 

A)  Einleitendes. 

Die  Untersuchung  der  Gesetzgebung  und  der  Formeln  fahrte 
zu  keinem  abschliessenden  Resultate.  Es  sollen  deshalb  im  Fol- 
genden die  Bairischen  Urkunden  beigezogen  werden,  um  die 
bereits  gewonnenen  Ergebnisse  zu  fiberprüfen  und  zu  ergänzen, 
um  offen  gebliebene  Fragen  zu  beantworten,  oder  der  Losung 
näher  zu  bringen. 

Aus  lex  Baj.  I^  1 :  „Ut  si  quis  liber  persona  voluerit  et 
dederit  res  suas  ad  ecclesiam   pro  redemptione  animae  suae, 


')  Vgl.  Richard  Löning:  Über  Ursprang  und  rechtliche  Bedeatangder 
in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Strafklaoseln,  Strassburg  1875, 
bes.  S.  60  ff.,  S.  70  und  71. 
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licentiam  habeat  de  portione  sna,  postqnam  cum  flliis  suis  parti- 
Yit" folgt: 

1.  a  contrario,  dass,  wer  keine  Kinder  hat  —  wir  gebrauchen 
zunächst  den  Ausdruck  „Kinder"  ohne  Kritik  —  sein  ganzes  Ver- 
mögen an  Kirchen  vergaben  kann,  ohne  damit  in  gesetzlich  an- 
erkannte Rechte  der  Familie  einzugreifen.  Fälle,  in  welchen 
etwa  Kinderlose  ohne  Intervention  der  Familie  vergaben,  sind 
somit  durch  1.  Baj.  I,  1  erklärt.  Zweifelhafte  Fälle,  in  welchen 
ohne  solche  Intervention  eine  Vergabung  des  Vermögens  statt- 
findet, lassen  die  Deutung  zu,  dass  Kinderlosigkeit  vorhanden 
war;  oder,  dass  bei  Vorhandensein  von  Kindern  auf  die  Gefahr 
ihres  Widerspruchs  vergabt  wurde.  Eine  etwa  vorkommende 
Hrbenabwehr  darf  dann  auf  illegale  Anfechtung  durch  Verwandte 
bezogen  werden.  Jede  Mitwirkung  entfernter  Verwandten  beim 
Rechtsgeschäft  bedürfte  aber  einer  Erklärung,  welche  innerhalb 
der  zitirten  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  zu  finden  ist. 

2.  Für  den  Fall  des  Vorhandenseins  von  Kindern  folgt  aus 
obiger  Bestimmung: 

a)  Der  Vater  kann  nach  Abteilung  mit  den  Kindern  über 
seinen  Anteil  zum  Seelenheile  frei  verfügen. 

b)  Auch  das  Kind  hat  dieses  Recht  bezüglich  der  erhaltenen 
Portio,  freilich  nur  insofern  es  nicht  selbst  wieder  Kinder  hat, 
mit  welchen  es  abteilen  muss;  denn  für  das  Kind  als  Familien- 
vater, muss  gleichfalls  1.  Baj.  I,  1  massgebend  sein. 

Da  Vergabungen  der  ganzen  Portio  seitens  der  abgeteilten 
Väter  (Mütter)  oder  Kinder  frei  sind,  so  bedarf  hier  jede  Inter- 
vention eines  Erben  besonderer  Erklärung.  Fälle  der  Vergabung 
eines  Vermögens  ohne  Erbenzustimmung  legen  —  wenn  sie  nicht 
sub  1  gehören  —  die  Deutung  nahe,  dass  eine  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist. 

Die  Vergabung  des  Kinderlosen  und  der  abgeteilten  Eltern 
und  Kinder  ist  frei.  —  Für  alle  diese  Fälle  ist  also  die  Mit- 
wirkung näherer  oder  entfernterer  Verwandten  aus  unserem  Ge- 
setze nicht  zu  begründen.  In  der  That  finden  wir  zahlreiche 
Traditionen  ohne  Zustimmungserklärung.  Aber  wir  finden  auch 
eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden,  in  welchen  Erben  mitwirkend 
erscheinen,  ohne  dass  der  Wortlaut  von  lex  Baj.  I,  1  sofort  zur 
Beantwortung  dieser  Erscheinung  hinreicht.  Dieser  Umstand  be- 
darf der  Erklärung, 


Digitized  by  V^OOQIC 


Bleiben  wir  bei  den  Voraussetztingen  von  1.  Baj.  I,  1,  nnd 
fragen  wir  nach  den  möglichen  Gründen  dieser  Erscheinung,  so 
müssen  wir  zunächst  von  der  Zustimmung  der  entfernteren  Ver- 
wandten ganz  absehen,  denn  dieses  Gesetz  räumt  denselben  keine 
Rechte  ein.  Eine  Mitwirkung  der  Descendenten  aber  kann  vom 
Standpunkte  der  lex  Baj.  I,  1  uur  zwei  Ursachen  haben: 

1.  Sie  kann  sich  dadurch  erklären,  dass  die  Vergabung  eines 
Vermögensteils  oder  des  ganzen  Vermögens  ohne  vorherige  Ab- 
teilung geschehen  soll.  Dann  ist  die  Zustimmung  unumgänglich. 
Durch  dieselbe  begeben  sich  die  Descendenten  des  Rechtes,  die 
Veräusserung  mangels  vorheriger  Abteilung  anzufechten. 

2.  Die  Zustimmung  der  Descendenten  ist  aber  auch  bei  ge- 
schehener Abteilung  und  Beschränkung  der  Vergabung  auf  die 
eigene  Portio  erklärlich.  Durch  die  Zustimmung  bezeugt  in  die- 
sem Falle  der  Descendent,  dass  er  vorher  befriedigt  wurde,  dass 
insbesondere  die  Abteilung  in  gesetzmässiger  Weise  erfolgt  ist 
Eine  solche  Zustimmung  ist  nicht  notwendig,  aber  sie  ist  nutz- 
lich. Sie  wird  aus  Vorsicht  eingeholt,  um  der  Descendenz  jede 
künftige  Anfechtung  zu  erschweren. 

Keiner  der  beiden  Erklärungsgründe  für  Zustimmung  der 
Descendenten  geht  über  die  Voraussetzungen  unserer  gesetzlichen 
Bestimmung  hinaus.  Beide  Gründe  würden  es  genfigend  er- 
klärlich machen,  dass  wir  in  den  Urkunden  so  häufig  der  Mit- 
wirkung von  Descendenten  begegnen.  Ob  freilich  diese  beiden 
Gründe  für  alle  vorkommenden  Fälle  einer  solchen  Mitwirkung 
massgebend  waren,  oder  ob  bei  bestimmten  Fällen  nach  anderen 
Gründen  zu  forschen  ist,  darüber  wird  der  Inhalt  der  üiicunden 
entscheiden  müssen. 

Das  Gesagte  galt  ausschliesslich  für  die  Mitwirkung  da- 
nach dem  Gesetze  abteilungsberechtigten  Descendenten.  Insofern 
die  Urkunden  eine  Zustimmung  entfernterer  Verwandten  über- 
liefern sollten,  muss  nach  Gründen  gefragt  werden,  welche  ausser- 
halb des  Rahmens  von  lex  Baj.  I,  1  liegen,  denn  diese  Mitwb- 
kung  lässt  sich  weder  beim  Vorhandensein,  noch  auch  bei  dem 
Fehlen  von  Descendenten  aus  unserem  zitirten  Gesetze  erklären. 

Untersucht  werden  nur  die  Veräusserungsbeschränkungen  in 
Folge  entgegenstehender  Rechte  der  Erben.  Veräusserungs- 
beschränkungen und  Mitwirkung  dritter  Personen  bei  Veräusse- 
rungen,  welche  nicht  die  Sicherung  eines  Erbrechts  zum  Beehts- 
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gtxmAe  haben,  sind  ansznscheiden,  nm  die  Frage  nicht  zn  ver- 
wirren. Ausser  Betracht  bleiben  somit  die  Consensrechte  des 
Herzogs,  Königs  oder  anderer  Personen,  von  denen  das  zn  ver- 
änssernde  Gut  herrühren  mag:  ausser  Betracht  bleiben  die  Mit- 
wirkung des  Vaters  oder  des  Vormundes  bei  Vergabungen  des 
Hauskindes  oder  Mändels,  und  die  Mitwirkung  des  Ehemannes 
bei  Vergabungen  aus  dem  unbeweglichen  Gute  der  Frau,  die 
eventuelle  Mitwirkung  der  Frau  bei  Gütern  des  Mannes,  der 
Wittwe  im  Beisitze  bei  Vergabungen  der  Kinder  und  die  Mit- 
wirkung der  Kinder  bei  Vergabungen  aus  der  Dos,  oder  dem  der 
Wittwe  zur  Leibzucht  ttberlassenen  Wittwengute. 

Aus  der  näheren  Betrachtung  auszuschliessen  sind  femer  alle 
Fälle  von  Vergabungen  aus  ungeteilter  Erbengemeinschaft  (Gan- 
erbschaft im  eigentlichen  Sinne).  —  Mag  man  nämlich  das  Ver- 
hältnis des  Vaters  zu  den  noch  unabgeteilten  Kindern  wie  immer 
konstmiren,  so  bleibt  es  doch  von  dem  Rechtsverhältnisse  ver- 
schieden, das  zwischen  Erben  stattfindet,  die  kraft  eines  bereits 
realisirten  Erbrechtes  in  die  Erbschaft  eingetreten  sind,  aber  die 
Teilung  noch  nicht  vorgenommen  haben.  Mögen  auch  die  Quellen 
für  beide  Fälle  die  gleiche  Bezeichnung  gebrauchen*),  es  bleibt 
ein  Unterschied  bestehen,  den  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen, 
der  aber  nicht  zu  läugnen  ist.  Uns  genügt,  dass  im  ersten  Falle 
der  Vater  in  der  Veräusserung  durch  Descendenten  beschränkt 
wird,  also  durch  Personen,  deren  Anrechte  am  Gute  aus  ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen  abgeleitet  sind  und  regelmässig 
erst  nach  dem  Tode  des  Vaters  realisirbar  werden;  dass  es  hin- 
gegen im  zweiten  Falle  sich  um  das  Rechtsverhältnis  mehrerer 
Personen  handelt,  die  nach  dem  Tode  des  Erblassers  ihre  Erbes- 
ansprüche zwar  realisirt,  aber  die  Teilung  noch  nicht  vorgenom- 
men haben.  Im  ersten  Falle  lebt  der  Erblasser,  und  wir  wollen 
erfahren,  inwieweit  er  durch  seine  Descendenten,  als  sogenannten 
„coheredes",  in  der  Veräusserung  beschränkt  Jst.  Im  zweiten 
Falle  ist  der  Erblasser  todt.  Es  mag  sein,  dass  das  Verhältnis 
dieser  coheredes  des  zweiten  Falls  dem  der  coheredes  des  ersten 
Falls  rechtlich  nahe  kommt.  Sicher  ist,  dass  wir  es  hier  zunächst 
nur  mit  dem  ersten  Falle  zu  thun  haben. 


^)  „Coheredes"  =  Ganerben  nach  der  altdeutschen  Überselasang  Oapitnlare 
818,  819,  ci^.  6;  vgL  Heusler,  Instit.  I,  230. 
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Nach  dieser  Abgrenzung  des  Uutersachungsfeldes  in  sach- 
licher Richtung,  nach  Entfernung  aller  ihm  ursprunglich  fremden 
Elemeiite,  welche  zwar  in  jedem  einzelnen  Falle  konstatirt,  zu- 
gleich aber  ausgeschieden  werden  müssen,  betrachten  wir  die  er- 
übrigende Aufgabe  näher.  Einen  sicheren  Ausgangspunkt  ge- 
währten bisher  nur  der  Wortlaut  der  Lex  und  die  daraus  ge- 
wonnenen Polgerungen.  Der  vorliegende  ürkundenstoff  zeigt 
uns  das  Recht  in  seiner  lebendigen  Übung,  aber  auch  in  seiner 
Entwicklung  über  die  Zeit  des  Volksgesetzes  hinaus.  Der  Rechts- 
inhalt der  Urkunden  ist  somit  mit  dem  der  Lex  auf  seine  Über- 
einstimmung zu  prüfen  und  die  Abfassungszeit  der  Urkunden  in 
Betracht  zu  ziehen. 

Die  älteste  datirte  bairische  Urkunde^)  entstand  im  Jahre  743, 
also  etwa  im  Jahre  der  Geburt  unserea  Yolksgesetzes.  Für  die 
zweite  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  aber,  also  für  die  Zeit  un- 
geschwächter Geltung  des  Yolksgesetzes,  bieten  besonders  die 
hierher  gehörigen  Freising'schen  Urkunden  eine  wichtige  Quelle. 
Da  femer  Graf  Hundt  nicht  blos  die  Sammlung  Meichelbeck's 
ergänzt,  sondern  für  die  mit  dem  Jahre  788  abschliessende  Agi- 
lolfinger-Periode  ein  vollständiges  Verzeichnis  aller  vorhandenen 
Bairischen  Urkunden  hergestellt  hat,  so  bietet  jede  Untersuchung 
dieser  Periode  die  Beruhigung  möglichster  Vollständigkeit.  Der 
Urkundenstoff  für  die  Earolingische  Zeit  wird  gesondert  be- 
trachtet werden. 

B)  Die  Agilolfing'sche  Periode  bis  788. 
Von  den  bei  Graf  Hundt  für  diese  Periode  verzeichneten 
datirten  und  undatirten  Urkunden*)  erwähnt  nahezu  die  Hälfte 


^)  Es  ist  die  Urkunde  bei  Meich.  I,  S.  44;  vgl.  Brunner,  Rechtsgesch. 
der  Urkunde,  S.  248,  Anm.  1.  —  Die  Entstehungszeit  früherer  Urkunden  ist 
eventuell  erschliessbar,  nicht  aber  sicher  gestellt. 

•)  In  Betrachtkommen:  Meichelbeck:  Historia  Prisigensis,  Tom  1, 1774, 
pars  prima  (nach  der  Seite  citirt);  pars  altera  instrumentaria  (mit  I  na«h 
den  Nummern  der  Urkunden  citirt^;  Graf  Hundt:  über  die  bairischen  Ur- 
kunden aus  der  Zeit  der  Agilolfinger,  in  den  Abhandlungen  der  histonachen 
Classe  der  kgl.  Baierischen  Akad.  der  Wissensch.  XII,  1.  Abth.,  München 
1872  (citirt:  Hundt  I);  derselbe:  Die  Urkunden  des  Bistums  Freising  aus 
der  Zeit  der  Karolinger.  Ebeudas.  XIII.  Bd.,  I.  Abth.,  1875  (citirt:  Hundt  II); 
K.  Roth,  Eozroh's  Renner  über  die  ältesten  Urkunden  des  Bistums  Freising, 
München  1854;  Zahn:  Godex  diplomaücus  Austiiaco  —  Frisingensis»  in  den 
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nichts  von^  einer  Zustimmung  irgend  welcher  Erben  ^).  —  Be- 
trachten  wir  diese  ürkundengruppe,  in  welcher  von  einer  Bin- 
dung des  Verfügungswillens  keine  Rede  ist,  näher,  so  widerspricht  ■ 
Nichta  der  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  von  Kinderlosen 
oder  Abgeteilten  herrühren.  In  den  Fällen ,  in  welchen  das  * 
Vorhandensein  von  Kindern  zwar  bezeugt  ist,  eine  Intervention 
derselben  beim  Rechtsgeschäft  aber  weder  aus  dem  Text  der 
Urkunde  noch  aus  der  oft  unvollständig  wiedergegebenen  Zeugen- 
reihe erhellt,  muss  angenommen  werden,  dass  eine  Abteilung  be- 
reits vor  der  Schenkung  im  Sinne  der  lex  Baj.  I  1  erfolgt  ist, 
oder,  dass  die  Vergabung  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  geschah.  Übrigens  fehlt  es  in  diesen 
Urkunden  ältester  Zeit,  abgesehen  von  indirecten  Hinweisen, 
welche  oft  durch  die  Bezeichnung  „portio"  gegeben  sind,  nicht 
an  ausdrücklichen  Nachrichten  über  Abteilungen  zwischen  Eltern 
und  Kindern*),  welche  von  Abteilung  zwischen  Ganerben  im 
eigentlichen  Sinne  zu  trennen  sind. 


fontes  rerom  Anstriacanim,  Abth.  n,  Bd.  XXXI;  femer  die  einschlägigen 
Urkandensammlungen  im  ürkundenbuch  ob  d.  E.,  in  den  Houumentis  Boicis 
und  bei  Pez,  Thesaurus  anecdotum,  Tom.  I,  pars  III;  P.  J.  Kleimayern, 
Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Juvayia,  Salzburg  1784 
undW.  Hundt,  Metropolis  Saüsburgensis,  1713. 

*)  Meieh.  I,  S.  48,  52,  64,  Meich.  I,  nn.  4,  6,  8,  10,  16,  20.  26,  27,  28, 
32,  36,  37,  40,  42,  46,  49,  61,  62,  63,  69,  61,  63,  64,  66,  67,  68,  76,  76,  78, 
97,  98,  99,  100  etc;  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  1,  3,  18,  21,  36,  41,  44,  49,  66,  69  etc. 
Mon.  Bo.  XXVni  b,  8.  8,  14,  41,  68,  60;  Mon  ßo.  VIII,  S.  366.  367  etc; 
Hundt  I,  n.  101,  Anhang  n,  n.  12,  14,  16  etc.  —  Im  FaUe  von  Meich.  I, 
n.  4  fungirt,  da  der  Schenker  krank  ist,  sein  Bruder  neben  einem  Dritten 
als  Salmaun,  nicht  etwa  als  Zustimmender;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  69.  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  41  erhalten  Tor  der  Tradition  des  gesamten  Vermögens  an 
die  Kirche  die  Schwestern  die  Leibeigenen,  ohne  dass  es  nötig  ist,  einen 
gesetzlichen  Anspruch  der  Schwestern  auf  diese  Gabe  anzunehmen. 

^  Meich.  I,  n.  19  (meam  portionem,  quam  a  filiis  sumpsi);  n.  49  (quic- 
quid  ad  portionem  meam  a  filiis  meis  receperamV,  n.  64:  hier  findet  unter 
Intervention  des  Herzogs  eine  Revision  der  Abteilung  statt,  welche  Toto  mit 
seinen  Söhnen  vorgenommen  hatte  (vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  224);  Mon.  Bo 
Vin,  364:  tradidi  ego  Atto  et  filius  meus  Ammo  omnia,  quae  nobis  in  partem 
contigerant,  quando  divisimus  sum  Albrico  filio;  Mon.  Bo.  XXYIII  b,  S.  16: 
ego  H.  et  filins  meus  A.  tradimus  totam  hereditatem  nostram,  quod  nobis 
contigit  contra  heredes  nostros  .  .  .  kann  ebenso  wie  die  fiiiher  zitirte  Stelle 
auch  die  Abteilung  mit  einem  zweiten  Sohne  in  sich  schliessen.  Hierher  ge- 
hört auch  die  Stelle  aus  der  Vita  S.  Corbiniaui  (Meich.  I,  Urkdb.  8.  14),  wonach 

Adler,  Dm  IrbenwartNoht.  5 


Digitized  by  V^OOQIC 


66 

Die  zweite  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält  Hin- 
weise auf  eine  Intervention  von  Mitgliedern  der  Familie.  Wir 
unterscheiden  1)  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der 
Rücksichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz,  und  2)  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  Nicht-Descendenten 
sind.  Auf  vorkommende  Combinationen  der  hier  unterschiedenen 
Fälle  wird  hingewiesen  werden. 

1.  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der  Rflck- 
sichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz. 

a)  Häufig  vergabt  der  Vater ^)  oder  die  Mutter*)  unter  Mit- 
wirkung eines  oder  mehrerer  Kinder,  oder  es  vergaben  beide  Ehe- 
gatten unter  Mitwirkung  der  Kinder*).  Fast  immer*)  lässt  sich 
dann  aus  dem  Inhalte  der  Urkunde  folgern,  dass  keine  Abtei- 
lung erfolgt  war  und  deshalb  die  Zustimmung  der  Kinder  an 
die  Stelle  ihrer  vorherigen  Befriedigung  tritt.  In  besonderen 
Fällen  wird  dies  dadurch  deutlicher,  dass  ein  Yater,  der  zwei 
Söhne  hat,  mit  dem  Einen  abteilt  und  die  Vergabung  gemeinsam 
mit  dem  nicht  abgeteilten  Sohne  vornimmt*).  Oft  schliessen  sich 
die  Kinder  nur  mit  ihrer  Zustimmung  an*),  öfter  kommt  es  vor, 
dass  Eltern  und  Kinder  communi  manu  vergaben^).   Es  gibt  aber 


eine  Wittwe  Fausta  „diyidens  cum  filiabns  posessionem'  ihre  portio  dem 
Grimoaldo  principi  tradirt.  —  Die  übrigen  Abteilungen  dieser  Periode  be- 
treffen die  Teilung  des  Erbes  zwischen  Geschwistern  oder  zwischen  andern 
Ganerben  im  eigentlichen  Sinne  und  gehören  nicht  strenge  hieher. 

>)  Meich.  I,  nn.  7,  14,  24,  41,  44,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  32,  Hundt  I,  n.  75, 
89,  90,  ebendas.  Anh.  II,  n.  8  b,  nn.  11,  14.    Mon.  Bo.  XXYUI  b,  16. 

•)  Meich.  I,  nn.  21.  30,  Urkdb.  obd.  E.  I,  19. 

•)  z.  B.  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  23. 

^)  Meich.  I,  n.  7  tradiren  Adalunc  der  Vater,  omnia  substantia  porticmis 
meae  nee  non  et  filii  mei  nomine  Hununc  portiones  suas  .  .  .  communis 
manibus  meis  et  filii  mei.  Wir  lassen  dahin gesteUt,  ob  hier  zwischen  Vater 
und  Sohn  die  Abteilung  bereits  geschehen  war. 

^)  Mon.  Bo.  VIII,  S.  364:  tradidi  ego  Atto  simulque  et  filius  mens 
Ammo  omnia,  quae  nobis  in  partem  contigerunt,  quando  divisimus  cum  AI- 
brico,  filio  meo. 

*)  Meich.  I,  n.  14,  21,  30,  31;  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  19,  cum  consensu  filii, 
oder  ähnlich. 

^  Meich.  I,  n.  7  (communis  manibus);  n.  24  (una  cum  filio);  n.  44  (simul 
cum  genitore  meo);  n.  56,  57.  —  Hundt  I,  n.  75  (commune  cum  filüs  meis); 
Mon.  Bo.  Vni,  S.  634  (simulque  et  filius  mens).  Eine  blosse  Verbindung 
durch  „et«:  Mon.  Bo.  VIII,  365;  Hundt  L  Anh.  II,  n.  8  b,  n.  tl;  Mon.  Bo. 
XXVm  b,  S.  16. 
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auch  Fälle,  in  welchen  der  Sohn  als  eigentlicher  Oeschenkgeber 
erscheint  und  der  Vater  nur  mitwirkend  hinzutritt^).  Auch  hier 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  vorheriger  Abteilung  die 
Mitwirkung  des  Vaters  tritt,  aber  auch  möglich,  dass  die  Ab- 
teilung bereits  erfolgt  war  und  die  Mitwirkung  des  Vaters  zur 
Beseitigung  jeden  Zweifels  hinzukam.  In  den  übrigen  zitirten 
Fällen  wird  das  gesammter  Hand  geschenkte  Gut  als  gemeinsames 
Eigentum  der  Gesammthänder^),  das  mit  blosser  Zustimmung  ge- 
schenkte Gut  als  Eigentum  des  einzelnen  Tradenten  bezeichnet*). 

b)  Fälle  der  Rücksichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz. 

Wenn  der  Schenkende  Nachkommenschaft  aus  seiner  Ehe 
nicht  für  ausgeschlossen  hält,  so  wird  der  Descendenz,  um  jeder 
Anfechtung  vorzubeugen,  oft  der  ihr  gebührende  Anteil  ausdrück- 
lich vorbehalten*). 

Die  Thatsache,  dass  dieser  Vorbehalt  nicht  blos  zu  Gunsten 
der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  gemacht  wird*),  lässt  im 


')  Meich.  I,  n.  i4:  ego  H.  presby  ter  propriam  hereditatem  simal  cum  geni- 
tore  meo  L.  dono;  Tgl.  übrigens  auch  den  Anfang  Ton  Xeich.  n.  50.  Im 
f*aUe  You  Heich  n.  34  tradirt  ein  Unmündiger  mit  Einwilligung  seiner 
Mutter  und  seines  Magister;  vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  225.  —  Der  Zustim- 
mung der  Eltern  im  Falle  von  Meich.  I,  S.  68  scheint  ein  anderer  Rechts- 
grund zu  Grunde  zu  liegen:  Der  Sohn  Oadalgar  erhielt  vom  Vater,  bevor 
er  Mönch  wurde,  universam  substantiam,  id  est  communem  hereditatem ;  nun 
übergibt  der  Sobn  das  ihm  geschenkte  Vermögen  mit  Zustimmung  beider 
Eltern  der  Kirche.  Ihre  Zustimmung  scheint  deshalb  nötig,  weil  sie  nicht 
blos  eine  Abteilung,  sondern  darüber  hinaus  eine  Schenkung  vornahmen,  deren 
Zweckbestimmung  nach  den  früher  zitirten  Darlegungen  Brunner's  nicht 
ohne  Zustimmung  des  Schenkers  geändert  werden  kann. 

*)  Meich.  I,  n.  24  (hereditatem  nostram);  n.  41  (de  jura  propriis  nostris); 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  32  (de  jure  nostro);  Mon.  Bo.  VUI,  S.  364  (omnia,  quae 
nobis  in  partem  contigerunt) ;  Hundt  I,  Anh.  II,  n.  8  b  (quicquid  emere 
potuimus);  n.  11  ebenda  (hereditatem  nostram);  Mon.  Bo.  XXVin  b,  S.  16 
(totam  hereditatem  nostram). 

')  Meich.  I,  D.  14  (rem  propriam,  quam  genitor  mens  mihi  in  heridatem 
reliquit);  n.  30  (rem  propriam,  quae  in  alode  mihi  patrimonio  evenerat);  n.  21 
(rem  propriam  etc.). 

^)  Meich.  n.  12,  n.  18;  Hundt  I,  n.  40,  ebendas  Anh.  I,  n.  11;  vgl. 
auch  Mon.  Bo.  XXVUI  b,  S.  16. 

*)  Meich.  I,  n.  12:  Otilo,  si  filios  vel  filias  non  procreasset,  here.litatem 
suam  ex  integre  tradidit.  .  .  Irminfrid  portionem  suam  tradidit  et  si  ei  nati 
fuerint  filii,  accipient  portionem  suam,  quantum  eis  contigerit.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dass  bei  Irminfrid  unter  den  „filü''  die  filiae  mitverstanden  sind, 

6' 
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Zusammenhange  mit  Quellen-Zeugnissen  späterer  Zeit  darauf 
schliessen,  dass  die  gesetzliche  Abteilungspflicht  von  lex  Baj.  1, 1 
nicht  Mos  zu  Gunsten  der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  be- 
standen hat,  der  im  Gesetze  gebraucht«  Ausdruck  „fllii^'  also 
wol  die  Töchter  in  sich  schliesst*). 

2.^älle  der  Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche 
nicht  Descendenten  sind. 

Die  bisher  zur  Sprache  gekommenen  Urkunden  konnten  aus 
dem  Inhalte  von  lex  Baj .  1, 1 ,  vollkommen  genügend  gedeutet  werden. 
Es  fragt  sich,  ob  für  jene  Urkunden,  welche  von  einer  Mitwir- 
kung anderer  Verwandten  berichten,  die  uns  bekannten  Rechts- 
sätze und  Rechtsverhältnisse  ausreichen,  oder  ob  wir  gezwungen 
sind,  nach  anderen  Gründen  zu  forschen.  Mehrere  Urkunden  er- 
wähnen eine  Mitwirkung  der  Geschwister*).  Ein  Bruder  tradirt 
per  consensum  fratrum  die  portio,  die  ihm  durch  Teilung  des 
väterlichen  Erbteils  mit  seinen  Brüdern  zugefallen  war.  —  Hier 
kann  die  Zustimmung  der  Brüder  den  Zweck  gehabt  haben,  die 


ebenso  wie  Otilo  auch  letztere  bedenkt.  Heich.  n.  18  sagt  suerst:  «ri  nobis 
filius  ortus  i'uerit",  dann  aber:  „si  in f ans  ad  yitam  non  Tenif.  Hundt  I, 
n.  40  (S.  216)  allgemein:  si  suboles  non  genuissem  und  Mon.  Bo.  XX Vm  b 
S.  16  gehört  nur  insofern  hieher,  als  dem  lebenden,  aber  abwesenden  Sohn 
ein  Anteil  gesichert  wird 

>)  Derselben  Meinung  ist  Merkel,  in  der  Ztschr.  für  Rechtsgeschichte, 
II.  Bd.,  S.  138;  Schröder  I,  Oeschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  114. 
Derselbe  Sprachgebrauch,  wonach  unter  •filii*'  die  filiae  einbegriffen  sind,  in 
der  lex  Salica,  59,  de  allodis  §  1,  vgl.  darüber  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinen- 
recht  im  Edict  Ghilperich's  a.  0.  S.  440  und  die  dort  genannte  Literatur.  — 
Über  das  Erbrecht  der  Töchter  nach  Bairischem  Rechte  Tgl.  jetst  Opet, 
Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  derVolksrechte,  inGierke^s 
Untersuchungen  XXV,  S.  71  ff.  und  die  dort  zitirten  Schriften.  —  Opet  nimmt 
für  Baiem  voll  komm  ene  erbrechtliohe  GleichsteUung  der  Weiber  an;  vgl.  aber 
Chabert  a.  0.  16,  Häberlin  a.  0.  231  und  Gengier  a.  0.  31,  welche  ins- 
besondere bei  der  Succession  in  unbewegliches  Vermögen  eine  Bevorzugung 
der  Söhne  vor  den  Töchtern  für  wahrscheinlich  halten;  ähnlich  Quitzmann 
a.  0.  188,  vgl.  unsere  Ausführungen  über  die  Vergabungen  zum  Seelenbeile 
in  der  Earolingerzeit   und  in   der  Einleitung  über  Vergabungen  überhaupt 

')  Löning  a.  0.  II,  S.  683  hält  im  Gegensatze  zu  Stobbe,  Hand- 
buch II,  120,  Beseler  a.  0.  S.  57,  Häberlin  a.  0.  S.  10,  229,  Lewis, 
Dissertatio,  S.  61,  für  Baiem  ein  Widerspruchsrecht  der  Brüder  bei  Ver- 
äusserungen  des  Erbgutes  für  wahrscheinlich.  Löning  beruft  sich  hiebet  auf 
zahlreiche  baierische  Urkunden,  lasst  aber  die  Frage,  ob  hier  nicht  ganerb- 
schaftiiche  Verhältnisse  vorlagen,  unberührt. 
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rechtmässig  erfolgte  Teilung  zu  konstatiren^).  —  In  einem  anderen 
Falle  aber  tradirt  ein  Priester  ohne  Zustimmung  der  Brüder: 
„quod  me  de  fratribus  meis  in  partem  cecidit'*  (Meich.  I,  n.  20, 
a.  769),  und  Meich.  I,  n.  39,  a.  773  versuchen  ein  Bruder  und 
dessen  Sohn  vergebens  eine  offenbar  ohne  ihre  Zustimmung  er- 
folgte Vergabung  anzufechten*). 

')  Meich.  I,  S.  53,  a.  757:  propriam  portionem,  quam  de  fratribus  meis 
recepi;  ähnlich  aufzufassen  ist  Meich.  I,  n.  50,  a.  776,  eine  Urkunde,  deren 
Bechtsinhalt  durch  Beiziehung  Ton  Meich.  I,  n.  49  und  I,  n.  lt!2  klar  wird. 
—  Eine  nicht  ganz  deutliche  Urkunde  des  Jahres  770  bei  Meich.  I,  n.  19  lautet 
in  ihren  Hauptstellen:  „Ego  Peigiri  tradidi  filiis  meis  praesentibus  atqne  per 
consensum  fratrum  meorum,  imprimis  portionem  territorii  Oadelperhti  pro 
remedium  animae  ejus,  postea  vero  meam  portionem,  quam  a  filiis  sumpsi . .  . 
Tradidi  tarn  pro  me  et  germano  praedicto,  quam  pro  genitore  ipso  Tocabulo 
ut  germanus,  atque  genitrice  et  filiis  in  possessionem  perpetuam.  —  Actum 
per  consensnm  filiorum  meorum  atque  fratri,  qui  et  ipsi  per  aures  tracti 
sunt*^  —  Nehmen  wir  das  Wahrscheinliche  an,  dass  nicht  blos  der  Bruder 
Oadalpert,  sondern  auch  die  Eltern  schon  todt  sind,  dass  also  der  mit  „Tradidi*^ 
eingeleitete  Satz  nur  die  Tradition  zu  deren  Seelenheil  bedeutet,  so  ist  es 
Terst&ndÜch,  dass  das  Erbe  des  vergabenden  Bruders,  auf  welches  alle  Brüder 
und  auch  die  SOhne  des  verstorbenen  Bruders  einen  teilweisen  Anspruch  haben, 
nicht  ohne  deren  Zustimmung  tradirt  wird.  In  der  Zustimmung  der  Söhne 
2ur  Vergabung  der  väterlichen  portio  liegt  ausserdem  eine  Anerkennung  der 
Abteilung.  —  Heusler,  Inst.  11,  58  findet  dass  hier  gemeinderschaftliche  Ver- 
hältnisse zu  Grunde  liegen.  Nach  dieser  Erklärung  müsste  aber  nur  dann 
gegriffen  werden,  wenn  auch  die  Eltern  zustimmen  würden.  Dies  ist  aber 
nicht  der  Fall;  sie  leben  nicht  mehr,  und  für  die  Zustimmung  der  ausdrück- 
lich Genannten  bedarf  es  dieser  Erklärung  nicht.  Würden  aber  die  Eltern 
noch  leben  und  dennoch  nicht  zugestimmt  haben,  dann  wäre  eine  Gemeinderschaft 
um  so  weniger  anzunehmen.  Vgl.  auch  die  ungenaue  Besprechung  der  Ur- 
kunde bei  H  ab  erlin  a.  0.  S.  15.  LOning  a.  0.  führt  diese  Urkunde  als 
Beweismittel  für  ein  Beispruchsrecht  der  Brüder.  Eine  Nötigung  zu  dieser 
Annahme  liegt  —  wie  sich  gezeigt  hat  ^  nicht  vor.  Da  aber  lex  Baj.  I,  1 
von  einem  Wartrechte  der  Collateralen  schweigt,  mÜsste  der  Urkundeninhalt 
zwingend  sein,  nm  ein  solches  Becht  dennoch  anzunehmen. 

■)  Vgl.  auch  Meich.  I,  n.  10,  a.  754—767,  wo  der  Widerspruch  der 
Brüder  ausdrücklich  abgewehrt  wird,  aber  freilich  Einer  der  Brüder  unter 
den  Zeugen  erscheint;  und  Meich.  I,  n.  30,  a.  772,  wo  der  von  der  Schwester 
abgeteilte  Bruder  ohne  deren  Zustimmung,  wol  aber  mit  Zustimmung  der 
eigenen  Söhne  tradirt;  —  Mon.  Bo.  XXVUI  b,  S.  19  vergaben  Brüder  und 
Schwester  gemeinsam  als  Ganerben.  —  Meich.  I,  S.  79  u.  780:  A.  simul  cum 
fratribus  nostris  H.  seu  K.  locum  nobis  elegimus  commune  hereditate  nostra  . . 
qui  dicitur  Schlirseo  et  ibidem  cellulam  construximus.  Das  ganerbschaftliche 
Verhältnis  ist  zweifeUos;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  46.  -—  Urkdb.  ob  d.  E.  I, 
S.  32  wird  eine  Schenkung  des  verstorbenen  Bruders  firmirU 
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Von  steigender  Schwierigkeit  aber  wird  die  Anslegang  der 
nun  folgenden  Urkunden,  welche  wir  in  der  Weise  angeordnet 
haben,  dass  sie  fortschreitend  eine  immer  weitere  Entfernung 
von  den  aus  lex  Baj.  I,  1  folgenden  Rechtssätzen  darzustellen 
scheinen. 

Aus  ungeteiltem  Besitze  mag  erklärt  werden  Meich.  I,  n. 
55,  V.  J.  777,  wo  M.  „omnem  allodem,  quem  possidere  videbar", 
der  Kirche  schenkt,   „adsistente  clero,  vel  plebe,  nee  non  et 
generibus  meis  atque  cognatis  consentientibus,  quicquid  ad  ipsom 
nostrae  ditioni  pertinet  locum  .  .  .",  ebenso  Meich.  I  n.  12,  v. 
J.  763,  wonach  eine  Mutter  mit  ihren  zwei  Söhnen  und  zwei  Ver- 
wandten bestimmte  Güter  ungeteilt  besitzen  (tenninum  nostrum, 
portionem  nostram)    und  dieselben  unter  Zustimmung  auch  der 
Nachbarn  (offenbar  zur  Vermeidung  künftiger  Grenzanfechtung) 
gemeinsam  vergaben.   Einer  der  Söhne  und  ein  Verwandter  sind 
verheiratet  und  wahren  deshalb  der  Nachkommenschaft  ihre  Rechte 
nach  lex  Baj.  I,  1^).  —  An  ungeteilten  Besitz  kann  —  neben 
anderer  Annahme  —  gedacht  werden,  wenn  Meich.  I,  n.  62  (a. 
779)  die  amita,  die  Tante  väterlicher  Seite,  communi  mann  mit 
ihrem  Neffen  tradirt.     Nach  einer  andern  unter  Bischof  Arbeo 
fallenden  Urkunde  (Meich.  I,  n.  80)  vergabt  W.  hereditatem  suam. 
Hierauf  heisst  es:    „Et  haec  sunt  nomina  proximorum  suornm, 
qui  haue  convenientiam  cum  ipso  W.  fecerunt".    Dieselben  tra- 
diren  dann  communis  manibus  mit  W.  die  hereditas  an  die  Kirche. 
—  Ganerbschaftliche  Verhältnisse  können  hier  zui'  Erklärung  ge- 
nügen. —  Nach  der  wol  unechten  Carta  fundationis  des  Klosters 
Schäftlam-)  beginnt  Waltrich  in  propria  hereditate  den  Bau  einer 
Kirche.     Der  sie  weihende  Bischof  fragt  coram  omnibus  cohere- 
dibus,  ob  Einer  derselben  widerspreche:  „Parentibus  consentienti- 
bus'' tradirt  Waltrich  noch  zwei  weitere  Kirchen,  seinen  ganzen 
Besitz  und  sich  selbst.     Das  Oratorium  weiht  W.,  wie  er  sagt, 
„tam  pro  me,  quam  pro  parentibus  meis  et  coheredibus"  für  ihrer 
Aller  Seelenheil.   Eine  Mitwirkung  der  parentes,  der  entfernteren 
Verwandten,   tritt   in  dieser  Urkunde   deutlicher   als   irgendwo 
hervor.    Aber  wir  sind  nicht  gezwungen,  den  Rechtsgrund  für 


')  Meich.  I,  n.  12:  Ego  Beginperht  pari  saffragante  gennano  nostro 
Irminfrido  atque  genetrice  nostra  A.,  ac  parentibus  nostris  Otiloni  et  Oro- 
Boni  etc.,  a.  763;  vgl.  auch  Zahn  a.  0.  n.  1  und  Hundt  I,  Reg.  n.  23. 

•)  Mon.  Bo.  VIH  363,  Tgl.  Gen  gl  er  a.  0.  I,  &  262. 
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diese  Mitwirkung  in  einem  Widersprnchsrechte  der  parentes  als 
künftiger  Erben  zu  suchen,  wie  lex  Baj.  I,  1  ein  solches  den 
Descendenten  —  und  nur  diesen  —  gewährt.  Die  Mitwirkung 
der  parentes  im  ersten  Teile  der  Urkunde  kann  den  Zweck 
haben,  zu  konstatiren,  dass  sie  keinen  Einspruch  haben,  ihre 
Mitwirkung  bei  der  zweiten  Vergabung,  ja  vielleicht  auch  bei 
der  ersten  in  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln  (coram 
Omnibus  coheredibus). 

An  die  Möglichkeit  einer  obervormundschaftlichen  Zustim- 
mung der  Verwandten  ist  zu  denken,  wenn  nach  Meich.  I,  n.  92 
(a.  754—756)  zwei  vielleicht  minderjährige  Brüder  eine  Vergabung 
zum  eigenen  Seelenheile  und  zum  Heile  aller  verstorbenen  Fa- 
milienglieder „per  licentiam  et  hortamentum  parentum  nostrorum" 
vornehmen^). 

Aus  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  unmöglich  zu  erklären 
ist  aber  die  Mitwirkung  der  weiteren  Familie  in  folgenden  Fällen. 
In  der  Urkunde  bei  Meich.  I,  n.  89  aus  der  Zeit  Arbeo's  heisst 
es:  „Notum  sit  omnibus  futuris  atque  praesentibus,  proximis  atque 
parentibus  meis,  quod  ego  R.  cum  nepote  meo  H.  simulque  cum 
uxore  mea  P.  hereditatem  nostram  tradidimus.  Die  Vergabung 
gesammter  Hand  mag  in  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln. 
Die  Anrufung  der  weiteren  Verwandtschaft  geschieht  nicht  um 
ihre  Zustimmung  zu  erwirken,  sondern  es  ist  einfach  die  Bekannt- 
gabe der  Verfügung  an  den  weiteren  Familienkreis,  der  an  der 
Kenntnisnahme  das  grösste  Interesse  haben  musste.  Mit  Recht 
hat  Beseler  auf  die  Wichtigkeit  hingewiesen,  welche  solche  Vor- 
gänge für  die  gesammte  Familie  hatten. 

Nach  einer  anderen  Urkunde  tradirt  Scrot  vor  seinem  Tode 
sein  Allod  mit  Zustimmung  des  Vaters  Toto  der  Kirche.  Nach 
dem  Tode  des  Scrot  firmirt  der  Vater  die  Schenkung  „ceteris 
consentientibus  sobolis,  nee  non  et  parentorum  turba  adstante"*). 
Die  Zustimmung  sowol  des  Vaters  als  der  Kinder  ist  sofort  er- 
klärlich; die  Gegenwart  der  Verwandten  aber  mochte  den  Zweck 


1)  Nach  Brunn  er,  Rechtsgeschichte  I,  S.  90  verwandelte  sich  in  den 
meisten  fränkischen  Rechten  die  Gresamtmnndschaft  der  Sippe  in  eine  Ober- 
Tormundschaft  derselben,  Tgl.  ebendas.  S.  223;  Schröder,  Geschichte  des 
ehelichen  Güterrechtes  I,  3  und  Rechtsgeschichte  S.  316;  Siegel,  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.,  S.  364. 

*)  Meich,  I,  n,  60,  a.  776;  Tgl.  I,  Heich.  n.  49,  n.  122. 
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haben,  die  Feierlichkeit  der  Handlung  zn  erhöhen;  es  kann  anch 
darin  eine  Billigung  der  Schenkung  seitens  der  Verwandten  ge- 
funden werden,  ohne  dass  aus  dieser  Billigung  das  Eecht  eines 
Widerspruchs  bei  Nichtbilligung  folgen  müsste.  —  In  einem  ver- 
wandten Falle*)  beruft  der  tödtlich  verwundete  Haholt  „parenti- 
bus  meis  mihi  consilium  dantibus''  den  Bischof,  auf  dessen  Bat 
er  eine  Kirche  baut.  Hierauf  tradirt  er  „advocata  conjuge  et 
filio  meo  Arnone  simul  cum  aliis  parentibus  meis,  cum  eorum 
consensu  et  consilio  et  eorum  manibus  impositis  quicquid  propriae 
hereditatis  videbar  in  loco  praenotato".  —  Nachdem  er  wider  Er- 
warten genesen,  weihen  er  und  seine  Gattin  den  Sohn  Arno  so- 
wie ihr  ganzes  gegenwärtiges  und  künftiges  Vermögen  der  Kirche 
„multis  ibidem  congregatis  praesentibus".  Obwol  also  diese  zweite 
Vergabung  eine  weit  umfassendere  ist,  ist  hier  von  einer  Mit- 
wirkung der  Verwandten  keine  Rede.  Dieser  Umstand  scheint 
die  von  Beseler  ausgesprochene  Ansicht  zu  unterstützen,  die 
rechtliche  Stellung  der  Verwandten  sei  bei  schwerer  Erkrankung 
oder  Altersschwäche  des  Schenkers  eine  wesentlich  andere  ge- 
wesen*). 

Ein  neues  Licht  fällt  auf  die  Functionen  des  weiteren  Familien- 
kreises durch  eine  viel  zitirte  Urkunde')  des  Jahres  765.  Poapo» 
ein  nobilis  vir  erzählt,  er  habe  wegen  gewisser  Bedenken  seiner 
Söhne  eine  Versammlung  seiner  Verwandten  einberufen,  welche 
ihm  rieten  seine  hereditas  der  Kirche  zu  schenken.  Er  sei 
dann  mit  seinen  Verwandten  und  fideles  in  der  gleichzeitig  zu 


*)  Meich.  I.  S.  68,  a.  758. 

»)  Beseler  a.  0.  I,  S.  66.  —  Wir  bemerken,  dass  in  der  Urkunde, 
Meich.  I,  S.  58  die  Verwandten  nicht  etwa  hlos  als  Salmannen  fnngiren,  wie 
in  anderen  Fällen,  sondern  beratend  und  zustimmend  hinzutreten,  und  es 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Schenker  durch  die  Krankheit  in 
eine  Art  Obervoi-mundschaft  der  Familie  trat  (vgl.  S.  71,  Anm   1). 

')  Meich.  I.  n.  13,  a.  765  .  .  .  ego  Poapo  vir  nobilis  congregavi  multi- 
tudinem  parentum  meorum  nobilium  viroruro,  per  quandam  dubitationem  filio- 
rum  meoinim  consiliavi  cum  illis,  sicnt  ipsi  consilium  eorum  mihi  per  fidem 
dederunt,  ut  hereditatem  meam  domui  St.  M.^.tradidissem.  Interea  contigit, 
ut  condictum  est  publicum  synodum  seu  alium  placitum  ad  £.  fieri  et  ego 
P.  veniens  veniebam  cum  parentibus  et  fidelibus  ad  jam  dictum  domum 
S.  M.  et  nnntiavi  consilium  nostrum  —  et  coram  omni  clero  seu  parentibus 
meis  confirmantibus  firmiter  et  in  dubit anter  tradidi.  —  Über  die  Datining 
nach  Pipin  vgl.  Hundt  I,  S.  221,  Anm.  10.  — 
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Freising  abgehaltenen  Synode  erschienen,  habe  ihren  gemein- 
samen Beschluss  (consilium  nostrum)  dem  Bischof  verkündet, 
welcher  ihn  guthiess.  —  Hierauf  entschloss  sich  Poapo,  dieser 
Vergabung  noch  eine  weitere  hinzuzufügen  (hereditatem  quoque 
meam  in  locis  etc),  aber  in  der  Weise,  dass  ihm  und  seinen 
Söhnen  bezüglich  der  Grundstücke  dieser  letzten  Vergabung  die 
lebenslängliche  Nutzniessung  vorbehalten  bleibe,  im  Übrigen  aber 
diese  Vergabung  trotz  etwaiger  Bedenken  der  Söhne  (propter 
quandam  disseptationem  filiorum)  unanfechtbar  sei.  —  Abermals 
treten  uns  also  entferntere  Verwandten  gegenüber,  hier  als  ein 
Familienrat,  den  ein  Mann  vornehmer  Abkunft  deshalb  einberuft, 
weil  dessen  Söhne  in  einem  bestimmten  Falle  seine  Dispositions- 
fähigkeit in  Zweifel  ziehen.  Aus  der  Sachlage  folgt  auf  das  Be- 
stimmteste, dass  diese  Verwandten  durch  ihre  Zustimmung  nicht 
etwa  auf  ein  eigenes  Erbrecht  Verzicht  leisten,  sondern  dass  ihre 
Zustimmung  eine  Zustimmung  ersetzen  sollte,  welche  die  Söhne 
zu  geben  hätten,  aber  verweigern.  Der  Consens  des  Familien- 
rates soll  sowol  den  Schenker  wie  auch  die  beschenkte  Kirche 
über  die  Unanfechtbarkeit  der  Vergabung  beruhigen.  Wenden 
wir  auf  den  Rechtsfall  lex  Baj.  I,  1  an,  so  folgt,  dass  eine  Ab- 
teilung der  Söhne  bereits  geschehen  sein  muss,  dass  aber  die 
Söhne  sich  damit  nicht  befriedigt  glaubten.  Denn,  wäre  noch 
keine  Abteilung  erfolgt,  so  hätte  Poapo  trotz  Familienrates  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Söhne  tradiren  können. 

Es  bleibt  aber  noch  eine  andere  Möglichkeit  offen,  dass 
nemlich  lex  Baj.  I,  1  hier  keine  unbestrittene  Anwendung  fand. 
Erst  das  sieben  Jahre  später  erflossene  Dingolfinger  Dekret 
entschied,  dass  auch  der  Adelige  nach  Abteilung  mit  den  Kindern 
frei  zum  Seelenheile  verfügen  könne.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
mag  es  zweifelhaft  gewesen  sein,  ob  der  Adelige  nicht  trotz 
Abteilung  an  die  Mitwirkung  seiner  Descendenz  gebunden  sei, 
und  deshalb  mag  Poapo  im  Streite  mit  seinen  Söhnen  den 
Familienrat  zur  Entscheidung  einberufen  haben*).    Zwar  liegen 


*)  Häberlin  a.  0.  S.  U  sieht  in  dem  vergeblichen  Versuche  der  Söhne, 
die  Vergabung  zu  hindern,  einen  Beweis  dafür,  „dass,  wenn  auch  die  nächsten 
Erben  hie  und  da  das  Veräusserungsrecht  ihres  Erblassers  bereits  anzufechten 
versuchten,  sie  doch  jetzt  noch  nicht  rechtlich  damit  durchdringen  konnten." 
Häberlin  vergisst  dabei,  dass  damals  den  Söhnen  der  Freien  ein  gesetzlich 
anerkanntes  Recht  auf  Abteilung  zur  Seite  stand.  Zum  Uind^stea  das  gleiche 
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auch  Beispiele  einer  Art  obervormundschaftlicher  Inteirention 
des  Bairischen  Herzogs  vor').  Poapo  aber  entstammt  einem 
vornehmen  Gesclilechte.  Seine  Beziehungen  zu  Tassilo  scheinen 
keine  besonders  guten  gewesen  zu  sein,  denn  Poapo  datirt  seine 
Urkunde  nach  Pipin.  Es  mag  sein,  dass  im  anderen  Falle  der 
Herzog  intervenirt  hätte;  sicher  ist  aber,  dass  sowol  Poapo  als 
die  beschenkte  Kirche  durch  den  Familienbeschluss  die  Bedenken 
der  Söhne  für  beseitigt  erachten*). 


Recht  musste  doch  wol  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  der  adeligen  Nach- 
kommenschaft zustehen,  nnd  die  Entwicklung  führte,  wie  das  Dingolfinger  Dekret 
beweist,  hier  nicht  stu  einer  Stärkung  des  Rechtes  der  Nachkommenschaft, 
sondern  zur  Gleichstellung'  des  adeligen  Stande srochtes  mit  den  Rechten  der 
Freien.  Die  adelige  Nachkommenschaft  hatte  offenbar  ein&t  ein  Widerspmchs- 
recht  gegen  jede  Vergabung.  Dietes  Recht  scliwächte  sich  immer  mehr  ab. 
Die  vorliegende  Urkunde  bezeichnet  wol  ein  Stadium  der  Unsicherheit,  welches 
das  Dingolfinger  Dekret  d.  rch  Gleichstellung  mit  dem  Rechte  der  Freien 
beendet,  eine  Gleichstellung,  welche  die  vorliegende  Urkunde  antizipirt  Vgl. 
voriges  Cap.  S.  39.  —  Lewis,  Dissertatio  S.  60  bemerkt  richtig,  dass  hier 
.  unmöglich  aus  der  Zustimmung  der  weiteren  Familie  ein  Widerspruch^recht 
abgeleitet  werden  könne.  Auch  wir  halten  ein  auf  das  Verwandt€üerbrecbi 
gegründetes  Widerspruchsrecht  schon  deshalb  für  ausgeschlossen,  weil  nicht 
abzusehen  ist,  wie  auf  dieser  Grundlage  die  mangelnde  Zustimmung  der 
Söhne,  also  der  nächsten  Erben  umgangen  werden  konnte.  "WilUtürlich  aber 
ist  die  Annahme,  die  Söhne  hätten  im  Familienrat  die  Vergabung  wegen  nicht 
genügender  Abteilung  bekämpft,  sich  aber  schliesslich  gefugt.  Von  einer 
Anwesenheit  der  Söhne  im  Familienräte  und  von  ihrer  schliesslichen  Unter- 
ordnung unter  den  Familienbeschluss  ist  keine  Rede.  Im  Gegenteil  wird  zum 
Schlüsse  der  Urkunde  des  Widerstrebens  der  Söhne  abermals  gedacht. 

0  Meich.  I,  n.  54  u.  93;  vgl.  dazu  Häberlin  a.  O.  224,  Quitzmann 
a.  0.  S.  130,  Gengier  a.  0.  I.  S  57;  vgl.  auch  unsere  Bemerkungen  im  vori- 
gen Capitel  S.  40.  —  Über  die  allgemeine  Erscheinung  einer  Übernahme 
vormnndschaftlicher  Gewalt  durch  den  Herrscher:  B runner,  Rechtsgesch.  I, 
S-  223;  nach  v.  Amira,  im  Grundriss  der  germanischen  Philologie,  IL  Bd., 
S  141,  besonders  bei  den  südgermanischen  Stämmen,  wo  sich  die  Herrscher- 
gewalt stiirk  entwickelt;  vgl.  auch  St  ebbe 's  Deutsches  Privatrecht  IV,  438; 
Schröder,  Rechtsgeschichte  S;  316,  694;  Kraut,  Die  Vormundschaft  nach 
den  Grundsätzen  des  Deutschen  Rechtes.  1835,  I.  Bd.,  S.  63  ff. 

*)  Ober  die  volksrechtlich  bezeugte  Rechtspflege  durch  das  Geschlecht  vgl. 
bes.  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I,  S.  21  ff.  Gegen  Gierke*8 
Auffassung  der  Sippe  als  Rechtsgenossenschaft,  Heusler,  Inst.  1, 258.  Beseler 
a.  0.  S.  64  weist  darauf  hin,  dass  Spuren  eines  Familienrates  beaonders 
häufig  in  den  Bair.  Urkunden  wiederkehren  und  zitirt  hier  onaere  Urkunde. 
Vielleicht  gehen  wir  nicht  zu  weit  mit  der  Annahme,  dass  der  Familienrat 
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Es  ißt  insbesondere  für  das  Bairische  Bechtsgebiet,  wo  der 
ursprfingliche  Adel  sich  länger  erhielt,  die  Thatsacbe  urkundlich 
bezengt,  dass  noch  im  8.  Jahrhundert  und  auch  darüber  hinaus 
sich  Ländereien  im  Besitze  adeliger  Geschlechter  befinden  und 
Veräusserungen  nur  unter  Mitwirkung  der  Familiengenossen  ge- 
schehen^). Die  Möglichkeit  also,  dass  adelige  Geschlechter  ihre 
Familienorganisation  länger  bewahrten,  ja  vielleicht  lebensfähige 
Beste  in  eine  spätere  Zeit  der  Neuorganisation  hinüberretteten, 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen.  — 

Einen  besonderen  Quellencharakter  tragen  der  Indiculus  Ar- 
nonis  und  die  Breves  Notitiae.  Es  sind  zwei  auf  Veranlassung 
des  Bischofs  Arno  und  mit  Erlaubnis  Karl  des  Grossen  Ende 
des  8.  Jahrhunderts  verfasste  Verzeichnisse  über  den  Besitz- 
stand der  Kirche  Salzburg*).  Beide  Verzeichnisse  begnügen 
sich  ihrem  Zwecke  nach  mit  Auszügen  aus  den  damals  im  Be- 
sitze der  Kirche  vorhanden  gewesenen  Traditionsurkunden,  und 
mit  geringer  Ausnahme*)  ist  uns  der  gesammte  damalige  Ur- 
kundenstoff Salzburg's  nur  in  dieser  Form  erhalten.  Immerhin 
beweist  eine  Durchsicht  dieser  Güterverzeichnisse,  dass  zahlreiche 
Vergabungen  gesammter  Hand  aus  ungeteilten  Besitze  geschehen 
waren.  Andere  Vergabungen  gesammter  Hand  rühren  von  Ehe- 
gatten, andere  von  Eltern  und  Kindern  her*).    Ausserdem  aber 


des  adeligen  Geschleclites  sich  gegenüber  der  vordringenden  staatlichen  Ober- 
YormandHchaft  in  seinen  alten  Functionen  behauptet  haben  mag. 

')  Vgl.  bec^onders  die  wichtige  Urkunde  bei  Meich.  I,  S.  49,  vom  Jahre 
750  über  die  Schenkung  der  Geschlechter  der  Agilolfinger  und  der  Fagana: 
Tassilo  consentientibus  Alfrid  cum  fratribus  suis  et  participibus  eorum  atque 
consortiis.  Keliquas  autem  partes,  quicquid  ad  gencalo^iam ,  quae  vocatur 
Fagana  pertinebat,  tradidenmt  ipsi,  id  sunt  Ragino,  Anulo,  Wetti,  Vurmhardt 
et  cuncti  participes  eorum.  Vgl.  dazu  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I,  61; 
Brunner,  Rechtsgesch.  I,  84;  Gengier  a.  0.  S.  25,  26,  59  und  Hundt  I, 
S.  173. 

*)  Neue  Ausgabe  derselben:  Keine,  Indiculus  Amonis  und  Breves  Noti- 
tiae Salzburgen  ses,  München  1869,  früher  bei  Klei mayrn,  Juravia,  Anhang 
S.  18—47;  vgl  Gengier  a.  0.  S.  65;  Redlich,  in  den  Mitteilungen  des 
Inst,  für  Oesterreichische  Geschichte,  V.  Bd. 

*)  Vgl.  die  wenigen  erhaltenen  vollinhaltlichen  Urkunden  im  Notizen 
blatt  der  Wiener  Akad,  VI.  Bd.,  S.  48  und  damit  Keinz  a.  0.  S.  64. 

^)  Die  F&Ue  aller  genannten  Arten  der  gesammten  Hand  sind  so  zahl- 
reich, dass  eine  Anführung  überflüssig  ist;  besonders  deutlich  wird  n.  A.  das 
g^anerbschaftliche  Verhältnis  ausgesprochen  bei  Kßin^t  Sr  64,  CXII6:  Sacco 
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mnss  betont  werden,  dass  die  Zahl  jener  Vergabangen,  welche 
ohne  irgend  eine  ersichtliche  Mitwirkung  dritter  Personen  statt- 
fanden, den  Fällen  erster  Art  nahezu  gleichkommt.  Die  FäUe 
letzter  Art  sind  freilich  bei  der  Unvollkommenheit  der  Wieder- 
gabe des  ürkundeninhalts  an  sich  nicht  beweiskräftig  genüg; 
immerhin  ist  zweifellos,  dass  diese  beiden  wichtigen  Rechts- 
qnellen  an  keiner  Stelle  jenem  Resultate  widersprechen,  welches 
wir  aus  der  Betrachtung  der  vollinhaltlich  überlieferten  Urkunden 
von  Freising,  Passau,  Mondsee  etc.  gewonnen  haben. 

Ein  Rückblick  auf  die  Ergebnisse  aus  den  Urkunden  der 
Agilolflnger  Periode  zeigt  Folgendes: 

Ungefähr  die  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält 
Vergabungen  ohne  sichtbare  Zustimmung  dritter  Personen,  was 
durch  Kinderlosigkeit,  oder  vorherige  Abteilung,  oder  Vergabung 
auf  die  Gefahr  künftigen  Widerspruch3  genügend  erklärbar  ist 
Die  Mitwirkung  der  Descendenz  und  Ascendenz  erklärt  sich  ent- 
weder durch  das  Fehlen  einer  Abteilung,  oder  sie  bezweckt  die 
Anerkennung  der  rechtmässig  erfolgten  Abteilung.  —  Wir  fanden 
ferner  zahlreiche  Fälle  gemeinsamer  Vergabungen  durch  beide  Ehe- 
gatten, die  sich  aus  ehegüterlichen  Verhältnissen  erklären,  und 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Geschwistern  oder  entfernter  Verwandten, 
welchen  nachweisbar  ungeteilte  Erbgemeinschaft  zu  Grunde  lagO- 

Übrig  blieb  aber  eine  Anzahl  von  urkundlichen  Zeugnissen 
über  eine  Mitwirkung  entfernter  Verwandten,  für  welche  die  bis- 
her genannten  Erklärungsgrnnde  nicht  ausreichen.  Diese  Mit- 
wirkung bethätigt  sich  nicht  in  allen  diesen  Fällen  mit  gleicher 
Energie.  Dort,  wo  sie  blosse  Anwesenheit  ist,  mag  sie  blos 
die  Feierlichkeit  der  Handlung  erhöhen  wollen.  Die  Mitteilung 
der  religiösen  Schenkung  an  die  ganze  Familie  erklärt  sich  ge- 


et  frater  eins  Yuichelm,  eoramque  proximi  dederont  propria  sna  .  .;  dan 
hier  die  proximi  nicht  etwa  als  Erben  mitwirkten,  ergibt  sich  aas  dem  Wort- 
laute. Überhaupt  findet  sich  in  diesen  RechtsqueUen  nirgends  eine  IGtwir- 
kung  entfernter  Verwandten  angedeutet;  TgL  über  die  Mitwirinmg  des  Sohnes 
u.  A.  insbesondere  die  gleichfaUs  im  Wortlaute  erhaltene  Urkunde  bei  Kein a, 
ibidem  S.  64,  XCIU,  2.  Die  Vergabung  Beider  geschieht  „absque  ulla  sepa- 
ratione*;  Tgl.  auch  Brunner,  Landschenkungen  a.  0.  S.  1187. 

')  Zu  den  bereits  zitirten  FäUen  eigentlicher  Ganerbschaft  kommen 
noch  folgende  in  diese  Periode  faUende  hinsu :  Meich.  I,  n.  60,  n.  76,  n.  88, 
n.  92,  Hundt  I,  n.  108;  I.  Anh.  II,  n.  6,  n.  9,  n.  10,  n.  17;  Mon.  Bo.  XXVUI  b, 
S.  19  etc. 
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nfigend  durch  das  Interesse,  welches  die  ganze  Familie  an  der 
Veränderung  des  Besitzstandes  eines  jeden  Mitglieds  haben  mnsste. 
Ja,  selbst  die  Zustimmung  der  Familie  zum  Yeräusserungs- 
akte  beweist  nicht,  dass  die  zustimmenden  Mitglieder  ein  Wider- 
spruchsrecht hatten,  ffir  welches  sonst  kein  Anhalt  gegeben  ist. 
Denn  nichts  liegt  näher,  als  dass  durch  diese  Zustimmung  in 
jener  religiösen  Zeit  der  Zustimmende  an  dem  Verdienste  der 
gottgefälligen  Handlung  Anteil  haben  wollte.  Ein  Opfer  war 
von  einem  Mitglied  der  Familie  dem  eigenen  Seelenheile,  oft  auch 
demjenigen  andererer  Familiengenossen  dai^ebracht  worden. 
Nichts  lag  mehr  im  Sinne  der  religiösen  Handlung,  und  schloss 
sich  leichter  an  Erinnerungen  vorchristlicher  Zeiten,  als  dass 
dieser  Opferhandlung  die  ganze  Familie  beiwohnte,  und  zu- 
stimmend an  ihr  Teil  nahm.  Man  vergesse  auch  nicht,  dass  bei 
Kinderlosigkeit  durch  solche  Vergabungen  in  der  That  die  ge- 
setzliche Nachfolge  verkürzt  wurde,  wenn  hier  auch  kein  Pflicht- 
theilsrecht  die  Anfechtung  ermöglichte.  Die  Zustimmung  der 
Verwandten  konnte  in  diesem  Falle  den  um  sein  Seelenheil  Be- 
dachten darflber  beruhigen,  dass  die  Verwandten  diese  Verkürzung 
nicht  als  Härte  empfanden. 

Nachdrücklicher  aber  tritt  der  weitere  Familienkreis  bei  be- 
sonderen Anlässen  hervor,  welche  die  Annahme  nahe  legen,  dass 
die  einstigen  Funktionen  der  Sippe  noch  nicht  erstorben  waren. 
In  Fällen  schwerer  Krankheit  steht  die  Familie  dem  Sterbenden 
mindestens  beratend  zur  Seite,  und  sie  übt  vielleicht  bei  Minder- 
jährigkeit noch  vormundschaftliche  Befugnisse  aus. 

Was  schliesslich  insbesondere  den  Adel  betrifft,  so  scheint 
bei  diesem  der  Zusammenhang  zwischen  Familie  und  Besitz  sich 
länger  erhalten  zu  haben. 

Die  Frage,  ob  Adelige  ebenso  wie  Freie  nach  Abteilung 
mit  den  Kindern  über  ihre  portio  frei  verfugen  konnten,  war 
vor  dem  Dingolfinger  Decret  wohl  noch  eine  offene.  In  einem 
bestimmten  Falle  bedurfte  es  hier  der  Berufung  eines  Familien- 
rates, um  den  Vater  gegen  Anfechtung  der  Söhne  zu  sichern.  Dieses 
beim  Adel  beobachtete  zähere  Festhalten  am  Familienbesitze  und 
an  Familienorganisation  legt  die  hier  nicht  zu  verfolgende  Frage 
nahe,  ob  nicht  adelige  Geschlechter  ein  besonderes  Besitzrecht  und 
eine  besondere  Familienorganisation  in  die  spätere  Zeit  einer  Neu- 
bildung des  adeligen  Familienrechtes  hinübei^erettet  haben. 
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C)  Die  Karolinger-Periode  788—907. 

Fär  die  karolingische  Epoche  Baiems  fliessen  die  ürkimden 
reichlicher  0.  In  Betracht  kommen  insbesondere  Freising^ 
Passau'),  Regensbui^Of  Mondsee  ^X  ^^^  Anzahl  ans  jener  Zeit 
erhaltenen  Urkunden  von  Salzburg^)  nnd  KremsmünsterO  von 
Schäftlam^)  nnd  vereinzelten  anderen.  Anch  in  diesem  Jahr- 
hundert fiberwiegen  noch  die  Schenkungen,  aber  in  immer  wachse- 
der  Anzahl  tritt  an  die  Stelle  der  ganz  unentgeltlichen  Hingabe 
die  Complacitatio,  nnd  Beurkundungen  von  Tausch-  und  Kauf- 
geschäften werden  immer  häufiger. 

Wir  betrachten  hier  allein  die  unentgeltlichen  Yei^abungen 
an  Kirchen  und  finden,  dass  der  uns  interessirende  Rechtsinhalt 
sich  im  Allgemeinen  wenig  verändert  hat. 

A.  Abermals  enthält  mehi*  als  die  Hälfte  der  einschlägigen 
Urkunden  keinen  ersichtlichen  Hinweis  auf  die  Mitwirkung  von 
Verwandten.  Allerdings  kommt  häufig  in  diesen  Fällen  ein  Bei- 
satz: „nemine  c^ntradicente^,  „sine  uUa  contradictione",  oder 
ähnlich  lautend  vor,  und  zwar  in  vei*schiedenem  Zusammenhang. 
Entweder  wird  der  Wille  ausgesprochen,  das  Gut  mOge  unange- 
fochten bei  der  B[irche  verbleiben:  „usque  in  perpetuum  et  sine 
Ulla  contradictione"  *).  Dieser  Wille  hatte  dann  selbstverständlich 


*)  Vgl.  nun  bes.  Gengier  a.  0.  I,  S.  106  ff. 

*)  Für  Freisiug  wurde  neben  Heichelbeck*8  Historia  Frisigensis  bei- 
gezogen Graf  Hundt:  die  Urkanden  des  Bistums  Freising  aus  der  Zeit  der 
Karolinger,  Nachträge«  Erörterungen  und  Berichtigungen,  in  den  Abhandl, 
der  historischeu  Klasse  der  bair.  Akad.,  XHI.  Bd,  1.  Abth.  (zitirt  mit 
Hundt  II).  —  Zahn,  Codex  diplomaticus  Austriaco-Frisingensis,  in  den  Pontes 
rerum  austriacum,  Abth.  II,  Bd.  XXXI  und  Dr.  Karl  Roth,  Kozroh's  Renner 
über  die  ältesten  Urkunden  des  Bistums  Freising,  München  1854. 

»)  Monum.  Boica  XXVIII  b  und  Urkb.  ob  d.  E.  I,  436  ff. 

*)  Pez,  Thesaurus  anecdotum  Tom  I,  Pars  III,  Codex  Traditionum  St 
Emeranensium,  S.  84—87  der  karol.  Zeit  angehörig;  femer  Anamodi  .  . 
libri  n,  ebendas.  S.  191  ff.  das  hierher  Gehörige  . 

»)  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  Bd.,  S.  1  ff. 

^  Vgl.  W.  Hund,  Metropolis  Salisburgensis  .  a.  0.  und  F.  J.  Klei- 
mayer n,  Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Juyayia,  Sal2- 
burg  1784,  Anhang  S.  48  ff.  hierher  gehörig. 

»)  Urkdb.  ob  d.  E.  n.  S.  1  ff. 

8)  Mon.  Bo.  Vm,  S.  363  ff. 

*)  VgL  statt  sahlreicher  anderer  Beispiele  z.  B.  Meich.  I,  n.  152. 


Digitized  by  V^OOQIC 


?9 

nnr  insoweit  Rechtswirkung,  als  die  Schenkung  in  rechtsgültiger 
Form  geschehen  war  und  nicht  Pflichtteilsberechtigte  verletzt 
wurden.  Die  Äusserung  dieses  Willens  war  aber  deshalb  nicht 
gleichgültig,  weil  dadurch  deutlich  erklärt  wurde,  dass  andere 
gesetzliche  Erben  in  Folge  dieser  Traditio  ihren  sonst  eventuell 
realisirbaren  Anspruch  auf  das  geschenkte  Gut  verlieren  sollen  0- 

Der  genannte  Hinweis  auf  das  Fehlen  eines  Widerspruchs 
bezieht  sich  aber  auch  häufig  auf  die  Bechtshandlung  der  Traditio 
selbst:  ^nemine  contradicepte  tradidit,"  oder  ähnlich*).  Daraus 
könnte  auf  ein  Widerspruchsrecht  geschlossen  werden,  insbeson- 
dere auf  ein  Beispruchsrecht  entfernter  Verwandten;  ein  solches 
Recht  wurde  auch  auf  dieser  Grundlage  behauptet.  —  Ein  Zu- 
stimmungsrecht bestand  nun  in  der  That  —  wie  ausgeführt  wurde 
—  unter  Umständen  bei  geschenktem  und  verliehenem  Gute,  femer 
in  den  Verhältnissen  geminderter  Verfugungsfreiheit  und  persön- 
licher Abhängigkeit.  Es  bestand  auch  bei  Vergabungen  des 
Vaters  oder  Kindes  aus  unabgeteiltem  Gute,  und  bei  Vergabungen 
aus  ungeteilter  Erbschaft,  sofern  nicht  die  Rechtswohlthat  des 
Capitulare  von  818  zustatten  kam.  Eine  Bindung  des  Ver- 
äussemngswillens  bestand  schliesslich  bei  geschenktem  Gute,  je 
nach  der  Bestimmung  des  Donators. 

Waren  aber  solche  entgegenstehende  Rechte  nicht  vorhanden, 
oder  waren  sie  durch  Zustimmung  der  Berechtigten  beseitigt,  so 
erfolgte  nach  einem  oft  wiederkehrenden  Ausdrucke  die  Vergabung 
,,potenti  manu'^,  wenn  sich  auch  diese  Bezeichnung  besonders  auf 
das  Fehlen  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  bezogen  haben  wird'). 


^)  In  diesem  Sinne  heisst  es  Ood.  Patav.  n.  XXXVI  (a.  899—903)  in 
Mon.  Bo.  XXVm  b,  S.  33:  „ea  yidelicet  ratione,  ut  post  obitam  vitae  suae 
cnm  omni  integritate  ad  S.  Flor,  dominum  redeat  nuUo  posteromm  suomm 
seu  propinquorum  contradicentium  obstaculo*'. 

*)  ^S^'  B^^^  zahlreicher  Beispiele  Meich.  I,  n.  206. 

')  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  «homines  potestatiyi"  im  Indiculus 
Amonis,  den  BreTes  Notitiae  und  dem  Breyiarius  ürolfi,  vgl.  Brunn  er,  Land- 
schenkungen a.  0.  1179  £f.  und  damit  übereinstimmend  Gen  gl  er  a.  O.  S.  74» 
Anm.  17,  sowie  Waitz,  Verfgsch.  IV,  281. 

Nach  Meich.  I,  n.  607  will  Ratolt,  nobilis  quidam  vir,  eine  Vergabung 
an  die  Kirche  vomehmen.  Zu  diesem  Zwecke  fragte  er  „coram  omnibus  vi- 
cinls  et  cognatis  suis,  si  potenter  potuisset  res  soas  pro  remedio  animae 
tradere?  et  trina  interrogatione  completa  niülns  ei  contradicere  Toluit  nee 
potoit.    Ipse  vero  Batolt  viriliter  drcomcinctus,  gladio  suo  stabat  in  medio 
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Aus  dem  Beisatze  aber  ^nemine  contradicente,**  oder  selbst  ans 
der  Bemerkung,  dass  bestimmte  Personen  zugestimmt  oder  nicht 
widersprochen  hatten,  folgt  nicht  zwingend,  dass  diese  sich  da- 
durch eines  Widerspruchsrechtes  begaben.  Der  Beisatz  konnte 
auch  nur  den  Zweck  haben,  urkundlich  zu  konstatiren,  dass  diese 
Personen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zugestimmt,  nicht  im 
Sinne  eines  Verzichtes  auf  ein  ihnen  gebührendes  Widerspruchs- 
recht, sondern  in  dem  Sinne,  dass  sie  dadurch  stillschweigend 
erklärten,  dass  ihnen  ein  Recht  des.  Widerspruchs  fehle ^).  In 
der  Zustimmung  lag  in  diesem  Falle  eine  Anerkennung  der  Gesetz- 
mässigkeit, deren  urkundliche  Aufzeichung  um  so  näher  lag,  als 
in  der  Earolingisehen  Zeit  Anfechtungen  von  Vergabungen  immer 
häufiger  wurden. 

Kann  somit  aus  solchen  Zusätzen  auf  eine  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  kein  sicherer  Schluss  gezogen  werden, 
so  fragt  es  sich,  in  welchen  Fällen  in  dieser  Periode  Schenkungen 
zum  Seelenheile  ohne  Mitwirkung,  oder  ohne  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  geschahen.  Nichts  veranlasst  nun,  die 
Frage  anders  als  für  die  vergangene  Periode  zu  beantworten. 


triclinio  domus  suae  tradiditque*'  etc.  (vgl  Hundt  n,  n.  24,  a.  845  und  Häber- 
lin  a.  0.  S.  22). 

Hundt  II,  n.  45,  a.  869,  vergabt  Peretcunda  sanctaemonialis  nach  Be- 
fragung des  Familienrates  potenti  «manu**. 

Später  erfolgt  „inqnisitione  facta  a  Peretcunda  in  palatio  ooram  Karl- 
manno*  si  aliquis  sibi  contradicere  yoluisset  proprietatis  suae  potestatem  ni 
jus  habuisset  tradere  .ubicumque  Toluisset,  eine  Anfechtung  durch  den 
Grafen  Kundharius.  wird  aber  durch  den  Gegenbeweis  entkräftet^  dass  der 
Vater  der  Peretcunda  und  sie  selbst  das  Gut  Tor  dem  Zeit*  unkte  erhalten 
hatten,  in  welchem  Kündbar  behauptete,  dasselbe  geerbt  zu  haben. 

Hier  stützt  sich  also  der  Widerspruch  des  Kundharius  auf  ein  behauptetes 
Eigentumsrecht,  und  die  Vergabung  der  Peretcunda  geschieht  .potenti  manu*, 
weil  jene  Anfechtung  gerichtlich  abgewiesen  wurde. 

Verwandte  Ausdrücke:  „manu  valida*":  bei  Pez  L  pars  III,  S.  81.  — 
,,libenti  animo**:  Meich.  I,  n.  798;  „libenti  manu**:  Meich.  I,  n.  374  und  im  God. 
Lunael .  häufig  die  Wendung:  ,,non  imaginario  jure  nee  null!  cogentes  imperionu 
sed  proprias  pontanea  voluntate'',  vgl.  z.  B.  Urkdb.  ob  d.  E.,  S.  55,  n.  XCFIL 

^)  Dies  wird  deutlich  ausgesprochen  bei  Meich.  I,  n.  289:  si  aliquando 
aut  ego  ipse,  aut  aliquis  de  propinquis,  aut  ullus  de  heredibus  meis  aliter 
exinde  agere  conatur  vel  temptatur,  sciat  se  mendacem  esse  coram  Deo  et 
Omnibus  Sanctis,  quia  nullus  in  eadem  hereditate  mecum  nullam  habeat  po- 
testatem, nisi  tantummodo  ego  solus,  propterea  firmam  facio  tradidonem, 
nuUo  contradicente,  Tel  potestatem  in  aliquo  habente. 
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Die  Yergabimg  ist,  al^esehen  yob  den  wiederholt  genannten 
sonstigen  Hindernissen,  eine  freie,  wenn  entweder  Kinder  fehlen, 
oder  wenn,  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  die  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist.  Eine  solche  der  Vergabung  vorausgegangene  Ab- 
teilung ist  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  wenn  ihre  Zustimmung 
zur  Schenkung  nicht  erwähnt  wird,  vorauszusetzen,  ist  aber 
wiederholt  auch  ausdrücklich  bezeugt^).  War  sie  nach  ßecht 
geschehen,  so  ist  jeder  Wiederspruch  gegen  die  Vergabung  des 
Abgeteilten  ausgeschlossen^). 

B.  Die  Urkunden,  welche  Hinweise  auf  eine  Mitwirkung 
der  Familie  enthalten,  lassen  sich  wie  früher  in  zwei  Gruppen 
sondern.  1.  Fälle  einer  Mitwirkung  der  Descendenz,  oder  der 
Bficksichtnahme  auf  eine  mögliche  Descendenz.  2.  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  nicht  Descendenten 
sind. 

1.  Wir  betrachten  a)  die  Fälle  direkter  Mitwirkung  der 
Descendenz.  Es  kommen  vor  Vergabungen  der  beiden  Eltern 
unter  Mitwirkung  der  Descendenz,  mitunter  Vergabungen  der 
Mutter  mit  den  Kindern,  am  häufigsten  Vergabungen  des  Vaters 


^)  Abgesehen  Ton  indirekten  Hinweisen  sind  zu  vergleichen: 

Meich.  I,  n.  103 :  ego  0.  portionem,  cum  partivi  cum  filio  meo  —  ibidem 
n.  113;  n.  182:  Vergabung  nach  Abteilnng  mit  der  Tochter;  n.  188:  quando 
cum  filiis  suis  partiyit.  —  ibidem  n.  202  (ego  0.  et  frater  mens  R.  nostram 
hereditatem«  quod  partivimas  com  filiis  nostris);  ähnlich  n.  216,  n.  268,  n.  330: 
qnicqnid  enm  in  portionem  contra  Mos  et  uxorem  accidisset;  n.  359  (qoicquid 
contra  filios  snos  contigit).  •—  C!od.  Patay.  in  Mon.  Bo.  XXVIII  b.  n.  LII, 
8.  45  and  n.  T.YYTT,  S.  58,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  119  (S.  71):  quod  ego  in 
portionem  meam  contra  filios  meos  tuli;  n.  65  (S.  38)  etc. 

In  den  citirten  Fällen  ist  der  Vater  der  Vergabende.  Das  Kind  ver- 
gabt nach  Abteilung  mit  dem  Vater  in  folgenden  Fällen:  Meich.  I,  n.  441: 
hereditatem  meam,  qnicqnid  ad  me  legitime  pertinere  deberet  a  patre  et 
fratribus  partitum.  Meich.  I,  n.  486:  Totum,  quod  de  patre  et  fratribus  ad 
snam  partem  tolerat.  Hier  stimmen  zur  Bestätigung  rechtmässiger  Abteilung 
Vater  und  Bruder  zu.  —  Meich.  I,  n.  558  b :  qoicquid  de  patre  yel  fratre  suo 
in  proprietatem  divisum  ab  illis  accepisset.  —  Urkdb.  ob  d.  £.  I,  n.  126, 
S.  75:  ego  R.  tradidi  me  ipsum  vel  meam  partem,  quod  ego  et  pater  mens 
partiti  snmus.  Von  einer  Zustimmung  des  Vaters  zur  Traditio  geschieht  hier 
keine  Erwähnung. 

*)  Meich.  I,  n.  504  tradirt  der  offenbar  abgeteilte  Vater:  ut  filius  mens 
vel  aliquis  parentum  meorum  potestatem  non  habeat  aliquid  inde  minorare 
vel  abstrahere;  von  einer  fnlher  erfolgten  Zustimmung  des  Sohnes  ist  keine 
Sprache  und  dessen  Zuziehung  zu  den  Zeugen  nicht  ersichtlich. 

Adler,  Dm  BrbmwAiireeht.  Q 
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unter  Mitwirkung  seiner  Kinder*).  Auch  für  diese  Periode  kann 
angenommen  werden,  dass  die  Descendenz  fast  nur  dann  mitwirkt, 
wenn  nicht  abgeteilt  wurde.  In  Fällen  bewirkter  Abteilung  ge- 
schieht die  Vergabung  regelmässig  ohne  ihre  Mitwirkung').  Findet 
eine  Mitwirkung  statt,  so  geschieht  sie  zumeist  in  Form  der  ge- 
sammten  Hand^),  mitunter  auch  durch  einfache  Zustimmungs- 
erklärung*). Das  gesammter  Hand  vergabte  Gut  wird  als  ge- 
meinsames Gut  der  Yergabenden  bezeichnet^),  während  in  den 
Fällen  blosser  Zustimmung  das  geschenkte  Gut  als  Eigentum 
des  Tradenten  erscheint*).  Vielleicht  ist  die  Vermutung  erlaubt, 
dass  in  den  seltenen  Fällen  blosser  Zustimmungserklärung  die 


^)  a)  Eltern  mit  Kindern:  Meich.  I,  nn.  198,  208,  266,  443,  651,  736, 

—  in  nn.  179  und  454  Eltern  mit  Tocht.T. 

b)  Der  Mutter  mit  Kindern:  Meich.  I,  nn.  172,  291,  373,  379  (angefochten 
von  den  übrigen  Kindern,  die  nichteinge willigt),  n.  640. 

c)  Vater  mit  Tochter  allein  (Meich.  I,  n.  193);  d.  182:  nach  Abteilung 
mit  der  Tochter  vergabt  der  Vater  allein. 

d)  Vater  mit  Söhnen  Hundt  U,  n.  10  b  (Renovation  einer  früher  ohne 
Sohnesmitwirkung  geschehenen  Schenkung  unter  dessen  Mitwirkung,  was  öfter 
vorkommt);  Meich.  I,  nn.  106,  114,  137,  179,  185,  196,  212,  276,  322,  414, 
418,  435,  450,  458,  467,  486,  510,  524.  630,  640,  695,  602,  621,  631,  691,  706. 

—  Pez  I,  3,  S.  86,  cap.  IX;  Mon.  Bo.  Vm,  S.  373,  n.  XVII,  Urkdb.  ob 
d.  B.  I,  n.  45  (S.  27),  n.  64  (S.  38),  n.  68  (S.  40),  n.  89  (S.  53),  n.  106 
(S.  65),  n.  134  (S.  79);  Mon.  Bo.  VIII,  366  etc.  Meich.  I,  n.  300  vollziehen 
die  dazu  vom  verstorbenen  Vater  bevollmächtigten  propinqui  die  Tradition 
communi  manu  mit  dem  Sohne  etc. 

■)  Vgl.  ob  n  S.  81,  Anm.  1. 

»)  Hundt  n,  n.  10  b,  Meich.  I,  nn.  105,  137,  179,  186,  195,  198,  208, 
265,  276,  290,  322,  373,  414,  418,  435,  448,  458,  467,  510,  524,  530,  540, 
595,  631,  640,  661,  691,  705,  736.  —  Pez  a.  0.  S,  86,  cap.  IX;  Mon.  Bo. 
VIII,  n.  17  (S.  373);  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  n.  14  (S.  13),  n.  48  (S.  43).  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  n.  46  (S.  27),  n.  64  (S.  38),  n.  68  (S.  40),  n.  106  (S.  65), 
n.  134  (S.  79)  etc. 

^)  Meich.  I,  n.  114  (consensit  et  simul  cum  me  confirmavit);  n.  486; 
n.  614;  n.  602  (praesente  filio,  cum  consensu  eius);  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  89 
(S.  53):  cum  consensu  filii.  —  Im  Falle  von  Meich.  I,  n.  621  vergabt  der 
Sohn  una  cum  consensu  et  consilio  patris. 

^)  Zahllose  Bezeichnungen  mit  «hereditas  nostra^  oder  ähnlich.  Das  ab- 
geteilte Gut  heisst  meist  portio,  oft  auch  pars.  —  Vgl.  8.  81  Anm.  1  o.  2 
die  Urkunden  Über  Abteilungen. 

')  Die  oben  zitirten  Urkunden  gebrauchen  folgende  Ausdrücke:  Meich.  I, 
n.  114:  hereditatem  meam  proprium  alodis;  Meich.  I,  n.  486:  partem  heiedi- 
tatis  suae;  Meich.  I,  n.  602:  omnem  rem  proprietatis  suae;  Urkdb.  ob  d.  S.  I: 
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Abteilung  bereits  erfolgt  war,  und  die  Zustimmungserklärung 
bloss  vorsichtsweise  hinzukam,  um  jeder  Anfechtung  vorzubeugen, 
b)  Eine  Rücksichtnahme  auf  die  Descendenz  äussert  sich 
sehr  häufig  darin,  dass  der  vorhandenen  Descendenz  der  Frucht- 
genuss  oft  in  Form  eines  rückerhaltenen  Beneficiunis  vorbehalten 
wird;  vor  Allem  aber  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Vor- 
behalten zu  Gunsten  einer  möglichen  Descendenz.  Entweder 
wird  die  Vergabung  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  zur  Zeit 
des  Todes  keine  Kinder  vorhanden  sind^),  oder  es  wird  der 
künftigen,  eventuellen  Descendenz  ihre  legitima  portio  vorbe- 
halten. Die  Descendenz  erlangt  mit  der  Geburt  ein  Recht  an 
dem  elterlichen  Gute.  Es  konnte  fraglich  gewesen  sein,  ob  Ver- 
fügungen zum  Seelenheile  auf  Kosten  dieser  Rechte  einer  erst 
erwarteten  Descendenz  gültig  waren  ^).  Anfechtungen  solcher 
Vergabungen  mochten  vorgekommen  sein;  der  Vergabende  behielt 
daher  ausdrücklich  den  etwa  nachgebornen  Kindern  die  portio 
vor*).  Dieser  Vorbehalt  wird  auch  zu  Gunsten  der  Töchter  ge- 
macht*), denn  Töchter  gehören  gleichfalls  zu  den  Pflichttheils- 


partem  hereditatis  meae.  —  Meich.  I,  n.  621 :  J.  tradidit  proprietatem  saam 
nna  cum  consensu  et  consilio  patris  soi. 

')  z.  B.  Pez,  a.  0.,  Anamodi  über  I,  cap.  7  L :  si  sibi  heres  non  nascere 
tur;  —  cap.  72:  si  heredem  non  habere t. 

*)  Vgl.  dazu  Heusler,  Instit.  II,  57,  welcher  auch  für  das  BairiBche 
Kecht  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  nachgeborenen  Söhne 
für  nötig  hält. 

')  Vgl.  bes.  Meich.  I,  n.  112:  ego  0.  trado  propriam  hereditatem  meam 
in  loco  A.  ea  ratione,  si  genuerim  de  legitima  uxore  heredes  aliquos,  ut  habe- 
ant  portionem  hereditatis  meae,  quod  eos  legitime  pertinot  in  partem,  mea 
vero  pars  post  obitum  meum  firmiter  sine  ulla  coutradictione  firmo  ad  S.  M. 
nullo  contradicente  vel  valente  etc.  —  Meich.  I,  n.  115:  Rückgabe  der  portio 
an  den  nach  der  Vergabung  geborenen  Sohn,  dem  diese  portio  vorbehalten 
wurde;  Meich.  I,  n.  116  wird  ein  ähnlicher  Anspruch  des  Sohnes  abgewiesen, 
weil  der  Anspruch  auf  die  portio  des  Vaters  sich  erstreckt;  ähnlich  Meich. 
I,  n.  124  (vgl.  Meich.  I,  n.  32  und  Hundt  I,  n.  61);  vgl.  Meich.  I,  n.  627; 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  101  (S.  61):  si  me  filiuB  natus  fuisset,  mediam  portionem 
Uli  habuisset,  et  si  me  non  fuisset  creatus  post  obitum  meum  omnia  ad 
monasterium  .  .  .;  ebenda  n.  133  (S.  78)  behält  sich  der  Vater,  wenn  er  keine 
Descendenten  erhält,  die  Verfügung  über  den  ihnen  zugesicherten  Anteil  vor. 

*)  Die  (Anm.  1)  angeführten  Urkunden  aus  dem  ersten  über  Anamodi 
sprechen  allgemein  von  «heres".  Meich.  I,  n.  112  sagt  „heredes  aliquos** ;  ähnlich 
Meich.  I,  n.  627.  —  Andere  Urkunden  sprechen  aUerdings  nur  vom  filius, 

6* 
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berechtigten^),  wenn  auch  eine  Bevorzugung  der  Söhne  nicht 
ausgeschlossen  erscheint*). 

2.  Fälle  der  Mitwirkung  von  anderen  Familienmitgliedern, 
oder  Personen,  welche  der  Familie  nicht  angehören. 

Die  Mitwirkung  der  Geschwister'),  aber  auch  anderer  ent- 
fernter Verwandten*)  hat  regelmässig  ihren  Grund  in  ungeteiltem 
Erbenbesitz.    Eine  Vergabung  ohne  Zustimmung  des  Gtemeinders 


ohne  dasB  es  deutlich  wäre,  oh  dieser  Ausdruck  nicht  dem  Ausdruck  infans 
oder  suholes  (Hundt  U,  n.  19)  gleichzusetzen  ist.  Vgl.  ohen  S.  6S. 

1)  Vgl.  die  ganz  allgemein  sprechende  (heredes  aliquos),  früher  sitirta 
Urkunde  Meich.  I,  n.  112  (S.  83,  Anm.  3^  und  Meich.  I,  n.  188:  eine  Yar- 
gahung  nach  Abteilung  mit  der  Tochter;  ähnlich  Meich.  I,  n.  622.  ^  Mon 
Bo.  ym,  S.  370;  Tgl.  femer  die  (S.  82,  Anm.  1)  angefahrten  Vergabungen 
der  Eltern,  des  Vaters  oder  der  Mutter  zugleich  mit  der  Tochter. 

*)  Vgl.  die  Literatur  oben  S.  68,  Anm.  1;  femer  noch  Graf  Hundt, 
im  Oberhair.  Archiv,  34.  Bd.,  S.  256,  der  von  «erhrechtlicher  Beteiligung* 
der  Tilchter  in  den  Grandbesitz  spricht,  nicht  aber  von  gleicher  Beteilung. 
—  Opet  hat  (a.  0.  S.  74,  75)  gegen  die  herrschende  Meinung  darauf  hin- 
gewiesen, dass  sich  urkundlich  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im 
ungeteilten  Bodenbesitze  befinden,  hauptsächlich  aber  darauf,  dass  nach 
Meich.  I,  n.  118  die  Schwester  zugleich  mit  dem  Brader  Ansprüche  auf  die 
pateraa  hereditas  geltend  macht.  Es  handelt  sich  aber  in  dieser  ürinmde 
um  eine  «ecclesia  et  rebus*",  also  jedenfalls  auch  um  bewegliches  Gut  Der 
etwas  mitgenommene  Text  spricht  später  von  „rebus,  quam  quaeritis*  und 
„habeat  ipsas  res  episcopus  ad  suam  ecclesiam*.  Aber  auch  wenn  obige  Ur- 
kunde sich  auf  unbewegliches  Gut  beziehen  sollte,  so  bezieht  sie  sich  keines- 
falls auf  das  väterliche  Stammgut,  für  welches  auch  noch  in  späterer  Zeit 
Vorzug  des  Mannesstammes  galt.  Gengier,  a.  0.  I,  S.  31  hält  eine  Be- 
vorzugung der  Söhne  vor  den  Töchtern  in  Ansehung  des  Vatergutes  (res 
patemae)  für  wahrscheinlich.  Vgl.  auch  Gen  gl  er,  a.  0.  S.  154,  Anm.  42; 
S.  184,  Anm.  12  und  für  die  weitere  Entwickelung  Gen  gl  er,  a.  O.  S.  226, 
Anm.  51,  S.  227,  Anm.  53. 

*)  Graf  Hundt  II,  n.  6,  n.  27,  n.  45  b;  Meich.  I,  n.  119,  142,  168,  202 
(zwei  Brüder  teilen  mit  ihren  Kindern  und  vergaben  gemeinschaftlich),  221 
250,  301,  315,  316,  345  (res  communis  inter  fratres),  347  (Bruder  und 
Schwester),  ebenso  356,  362,  365,  367,  397,  403,  404,  408,  433,  446,  477, 
555,  644,  865;  ürkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  19,  S.  11;  n.  86,  S.  51;  n.  95,  S.  57; 
Pez,  a.  0.  S.  82,  cap.  ETI  etc.  Bemerkenswert  ist  der  Eingang  der  Urkunde 
Meich.  I,  n.  655:  «quia  quidam  germanos  nobiles  viros,  quorum  nomina  Kerolt 
etKemod,  qui  communem  hereditatem  patris  et  matris  suae  habuenmt  non 
inter  se  divisum,  sed  communiter  sine  divisione  usitaverunt,  sicut  amabOes 
fratres  Dei  amore  usitare  debuerunt." 

*)  Insbes.  oft  des  Neffen;  Meich.  I.  nn.  89,  218,  362  etc.  oder  äes  pa- 
truus,  z.  B.  Meich.  I,  n.  383. 
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war  ohne  vorherige  Abteilung  ongiUtig^).  Über  die  Erleichte- 
mngen,  welche  hier  das  Capitulare  von  818  dem  Abwesenden 
gewährte,  wurde  bereits  in  anderm  Zusammenhange  gesprochen. 
War  der  Vergabung  die  Abteilung  vorausgegangen,  so  erfolgte 
erstere  meist  ohne  Einwilligung  des  Abgeteilten,  mitunter  aber 
mit  dessen  Zustimmung,  um  jeden  Zweifel  an  der  richtig  ge- 
schehenen Teilung  zu  beseitigen^). 


*)  Vgl.  dam  Heasler,  Inst  I,  236  und  dessen  B^nerkangen  daselbst 
nur  Urkunde  Meich  I,  n.  346.  —  Meich.  I,  n.  665  bildet  hiervon  keine  Aus- 
nahme, wie  Heasler  ibidem  S.  238  meint.  Die  Zustimmung  des  Bruders  ist 
deutlich  aasgesprochen  durch  die  Worte:  „et  convenit  utrosque  ut  ipse  Kerol- 
das  tradidisset*.  Über  die  Urkunde  Hon.  Bo  VIII,  363,  welche  Heusler 
gleichfalls  als  Aasnahme  anfuhrt,  vgl.  oben  (S.  70,  Anm.  2).  Wichtig  als  Beweis 
dafür,  dass  bei  Fehlen  ungeteilten  Besitzes  der  Bruder  kein  Widerspruchs- 
recht hatte,  ist  die  Urkunde  bei  Pez,  a.  0  S  253,  Anam.  L  n.  81,  auch 
abgedruckt  bei  Ried  S  24.  Antarbodus  hatte  den  Bischof  vor  der  Romfahit 
als  Salmann  bestellt  (omnia  snae  proprietatis  in  proprietatem  donavit),  damit 
dieser  die  Güter  für  den  Fall,  dass  Ersterer  nicht  zurückkehre,  der  Kirche 
tradire.  Ein  Brnder  T.  hatte  zugestimmt  (^conlaudans,  ita  bene  esse  et  sibi- 
met  ipsi  placere).  Diese  Zustimmong  können  wir  nach  allem  Gesagten  und 
nach  den  unten  folgenden  Worten  als  keine  notwendige  ansehen.  In  der 
That  stirbt  A.  auf  der  Römerfahrt,  und  der  Bischof  beruft  einen  zweiten 
Bruder  des  A.,  namens  Bernhard  und  den  Sohn  des  Bernhard  et  ceteros  pa- 
rentes,  um  zu  wissen,  utrum  contradicerent  potestati  illi,  quae  jam  in  meis 
(des  Bischofs)  manibas  posita  erat.  AUe  stimmen  zu.  Nun  erscheint  dennoch 
Bernhard  in  placitum  publicum  und  macht  Rechte  auf  die  Vergabung  seines 
Bruders  geltend,  dieselbe  bestreitend  mit  den  Worten:  si  inveneris  mihi  unde 
tmles  testes,  qoi  hoc  testificent,  quomodo  Antarbot  ita  fecisset,  consentiens 
ero  et  quod  lex  praeceperat,  faciam.  Hierauf  erscheint  H.  als  Abgesandter 
des  Bruders  T.  tJs  Zeuge  dafür,  dass  die  Übergabe  zu  Händen  des  Bischofs 
durch  Antarbod  in  Gegenwart  des  T.  geschehen  war,  der  weder  widersprechen 
konnte  noch  wollte  (quomodo  nihil  voluisset  neque  potuisset  contradicere  de 
his  Omnibus,  quae  frater  ejus  in  episcopi  manus  commendaret  sed  magis  per 
cuncta  consentiret).  Hierauf  Bemhardus  non  credidit  sibi  etc.  Der  Bruder 
T.  hatte. also  zugestimmt,  weil  er  nicht  widersprechen  konnte,  noch  wollte. 
Dessen  Zustimmung  entsprang  also  keinem  Anwartrechte,  —  wodurch  die 
häufige  Bedeutung  des  «consentire**  im  Sinne  blosser  Kenntnisnahme  ins  Licht 
gesetzt  ist.  Aber  auch  der  zweite  klagende  Bruder  macht  die  Rückziehung 
seiner  Klage  aUein  vom  Beweise  des  wirklich  geschehenen  Auftrags  an  den 
Salmann  abhängig.   Vgl.  anch  Ifeich.  I,  n.  363. 

*)  Fälle  der  Abteilung  unter  Brüdern:  Ifeich.  I.  nn.  162,  247,  293,  324, 
366,  400,  469,  492,  626,  633,  648,  660.  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  136  (S.  80). 
Mon.  Bo.  XXVin  b,  n.  61  (S.  60\  n.  13  (S.  12).  Mon.  Bo.  VIII,  n.  23 
(a  376),  n.  26  (S.  377)  etc.    In  den  Fällen  von  Meich.  I,  nn.  162,  306, 
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Zahlreiche  Urkunden,  welche  eine  Mitwirkung  anderer  Ver- 
wandten ^)  oder  dritter  Personen*)  berichten,  haben  jene  gemeinder- 
schaftlichen  Verhältnisse  zur  deutlichen  Voraussetzung,  auf  deren 
häufiges  Vorkommen  Heusler  mit  solchem  Nachdrucke  hin- 
gewiesen hat.  Die  Mitwirkung  der  Gemeinder  bei  der  Vergabung 
beruht  hier  aber  nicht  auf  einem  Verwandtschaftsverhältnisse  der 
Gemeinder,  das  oft  besteht,  oft  auch  nicht.  Diese  Mitwirkung 
beruht  vielmehr  auf  der  Thatsache  ungeteilten  Eigentums  und 
hört  auf,  sobald  die  Teilung  erfolgt  ist.  Der  Umstand,  dass 
alle  diese  Gemeinder  im  gleichen  Rechtsverhältnisse  zur  Sache 
stehen,  während  die  Descendenten  in  der  Geltendmachung  ihres 
Rechtes  an  bestimmte  Voraussetzungen  gebunden  sind  —  nämlich 
an  die  Fälle  der  Abteilungspflicht  oder  den  Tod  der  Ascendenten 
—  hat  uns  veranlasst  zwischen  diesem  letzten  Verhältnisse  und 
dem  ersteren,  dem  der  eigentlichen  Ganerbschaft,  zu  unterscheiden. 
Das  eine  Verhältnis  entspringt  der  Verwandtschaft,  das  andere 
bestimmten  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden.  Wie  weit  diese 
Unterscheidung  reicht,  müsste  sich  aus  näherer  Untersuchung 
des  Abteilungsrechtes  in  beiden  Fällen  ergeben.  Diese  Frage 
betriflPt  aber  nicht  direct  die  unserige.  Uns  genügt,  dass  in  den 
Fällen    eigentlicher    Ganerbschaft   die   Mitwirkung   im    letzten 


388  erfolgt  nach  TeUung  mit  den  Brüdern  deren  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
gabung. 

^)  Z.  B.  Meicb.  I,  n.  102  (ähnlich  Melch.  I,  n.  109):  ego  S.  tradidi 
hereditatem  meam,  et  propinqui  mei  consensernnt  mihi  et  firmayeront  cum 
verbis  eoram,  cum  aedificiis,  cum  reliquiis,  qui  in  nostra  potestate  sunt 
Heich.  I,  n.  103 :  T.  simul  cum  parente  0.  atque  fratre  C.  partem  hereditatia, 
quam  jure  legitimo  pareutum  percipimus,  tradidimus  ego  T.  simul  cum  supia- 
scriptis  heredibus.  Meich.  I,  n.  485:  P.  et  propinqua  ejus  Waltheid,  con- 
yenientia  inter  se  facta  de  illorum  causis  propriis,  communis  manibos  ambo 
pariter  tradiderunt.  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  n.  10:  ego  et  fratresiet  proximi 
tradiderunt.    Pez,  a.  0.,  S.  240:  R.  abbas  et  amitA  ejus  ete. 

•)  Zahlreiche  Beweise  für  Gemeinderschaften  unter  Nicht -Verwandten, 
oder  ohne  dass  ein  yerwandtschaftliches  Verhältnis  ersichtlich  wäre:  z.B. 
Meich.I,  nn.  111,  120,  129,  139,  151,  157,  172.  173,  183,  201,  204,  231,  234, 
244,  246,  258,  264,  266,  284,  296,  297,  320,  331,  339,  348,  508,  551,  552 
555.  574,  590,  607,  646,  836,  860,  861,  870,  889,  909.  Mon.  Bo.  XXVIII  bj 
n.  24,  S.  22;  n.  30,  S.  28;  n.  71,  S.  57.  Urkdb.  ob  d.  E.  n.  2,  S.  2,  n.  77, 
S.  46;  n.  128,  S.  75.  Pez,  a.  O.,  S.  86,  cap.  VO  (commarchiam  nostram), 
dieselbe  Urkunde  abgedruckt  bei  Bied  Cod.  Batisbon.  S.  10  n.  14  etc. 
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Grande  auf  diesem  gemeinsamen  Verhältnisse  znr  Sache  bernht, 
nicht  aber  auf  sonstigen  verwandtschaftlichen  Beziehungen,  die 
zwischen  den  Qemeindem  bestehen  mögen. 

In  unserer  Periode  finden  sich  jedoch  in  steigender  Anzahl 
Fälle  einer  Mitwirkung  von  Familiengliedem,  welche  aus  ge- 
meinderschaftlichen  Verhältnissen  absolut  nicht  erklärbar  sind. 
Wir  reihen,  ebenso  wie  im  vorigen  Kapitel,  die  Urkunden  derart 
an  einander,  dass  wir  mit  jenen  Urkunden  beginnen,  welche  eine 
Erklärung  aus  besonderen  Umständen  allenfalls  zulassen,  und  zu 
jenen  aufsteigen,  welche  eine  solche  Erklärung  ausschliessen. 

In  einer  Reihe  von  Urkunden  beruft,  ähnlich  wie  in  der 
früheren  Periode,  ein  Ej'anker,  der  in  der  Kirche  die  traditio 
cartae  nicht  vornehmen  kann,  die  Familiengenossen,  und  gibt 
diesen  selbst  oder  in  deren  Gegenwart  einem  Dritten,  als  Sal- 
manne, die  Sache  per  wadium  zur  Traditio  an  die  Kirche^).  In 
letzterem  Falle  der  Üebergabe  an  einen  Dritten  geschieht  die 
Zuziehung  der  Familie  zu  dem  Zwecke,  damit  nach  dem  Tode 
kein  Familiengenosse  diesen  Rechtsakt  bestreite,  damit  andererseits 
auch  der  Salmann  durch  das  Mitwissen  der  Familie  unwider- 
sprechbar  gebunden  ist,  den  Auftrag  zu  erfüllen^). 

Andere  Fälle  der  Mitwirkung  von  Familiengliedem  lassen 
sich  auf  das  Bestreben  zurückf&hren,  die  Feierlichkeit  der  Rechts- 


0  Tgl.  dazu  Hensler,  Inst.  I,  §  49.  —  Httbner,  a.  0.,  S.  43  ff.  nnd 
Tgl.  über  die  rechtliche  Stellung  der  Familie  in  diesem  Falle  oben  S.  72, 
Anm.  2. 

*)  Meich.  I,  n.  186:  Chnno  languore  depressns  macht  der  Kirche  eine 
Schenkung:  ego  Chnno  haue  traditionem  feci  coram  parentibos  meis  et  rogavi 
Sindionem  et  Candherium  prozimi  mei  firmare  haue  traditionem  in  altarem. 
—  Meich.  I,  n.  800:  Fietto  yalida  egritudine  depressus  traditionem  in  mani- 
bus  proximomm  suomm  posuit.  —  Heich.  I,  n.  308:  Ego  Frido  valida  infir- 
mitate  vocavi  prozimos  et  vicinos  meos  et  in  manus  illorum  totam  dictam 
rem  per  wadium  posui.  ^  Meich.  I,  n.  378 :  Liutfrid  adpropinquante  fine  yite 
ejus  convocaWt  turma  parentorum  atque  propinquorum  ipsius,  inter  quos  etiam 
aderat  Anno  frater  ejus  coram  cunctis  consilium  eins  innotuit  ....  Tgl. 
auch  Meich.  I,  n.  580.  Nach  Meich.  I,  n.  821  ist  W.  vor  dem  Tode,  und  „con- 
Tocata  parentorum  turma  non  modica  ipsam  traditionem  posuit  in  manus 
Sindeo  et  duorum  filiorum  suomm  tertiam  partem  teiritorii."  W.  war  nach 
Abteilung  mit  den  Sbhnen  zur  Vergabung  zweifeUos  berechtigt.  Die  Ver- 
wandten fungiren  nur  als  Zeugen  deSjWiUensaktes  und  der  Übergabe  an  die 
Salmänner,  nicht  also  zum  Verzichte  auf  ein  Widerspruchsrecht,  das  sie  nicht 
hatten. 
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handlung  zu  erhöhen.  Die  ausdrücklich  erklärte  Billi)?ung,  oder 
die  Zustimmung  der  durch  die  Verfügung  oft  benachteiligten  Fa- 
milienmitglieder macht  dieselben  zu  Zeugen  der  Handlung  und 
zu  Teilhabern  an  der  religiösen  Verdienstlichkeit  des  Aktes ')- 
Sie  verhindert  endlich  eine  spätere  Anfechtung  seitens  der  Zu- 
stimmenden, woraus  keineswegs  folgt,  dass  der  Widerspruch  der- 
selben irgendwann  rechtlich  begründet  gewesen  wäre^). 

Andere  Urkunden  zeigen  uns  —  worauf  bereits  Beseler 
hinwies  —  die  Familie  ebenso  wie  in  der  vorigen  Periode  als 
einen  Familienrat  fungiren,  dessen  Zustimmung  der  Vergabende 
vor  der  Veräusserung  einholt.  Auch  in  der  Karoling'schen  Periode 
stossen  wir  hierbei  auf  Urkunden,  die  sich  vielleicht  dahin  deuten 
lassen,  dass  der  Familienkreis  noch  immer  vormundschafüiche 
Befugnisse  ausübte*).  In  anderen  Fällen  aber  wird  die  Familie 
befragt,  ob,   oder  in  welcher  Weise  die  Vergabung  stattfinden 


^)  Heich.  I,  142:  Drei  Söhne  vergaben  zum  SeelenheÜe  des  Vaters  in 
praesentia  matris  eorum  et  aliorum  plurimorum,  qui  ibidem  de  familia  ad- 
fuerunt;  n.  319:  A.  Witwe  des  comes  C.  firmirt  dessen  Schenkung  adsnmpti^ 
parentibns  simul  cum  H.  fratre  ejus  und  fügt  ihren  Anteil  hinzu  eo  modo, 
ut  post  obitum  iUius  nuUus  inde  licentiam  habeat  nee  frater  nee  ullos  pro- 
pinquus  ejus.  —  n.  324:  Der  Sohn  renovirt  die  Schenkung  des  Vaters  und 
fügt  seinen  eigenen  Anteil  nach  Abteilung  mit  den  Brüdern  hinzu  «convo- 
catis  parentorum  turmis"  und  (ähnlich  n.  421)  n.  354:  R.  vergabt  „congre- 
gatis  parentibus  et  propinquis  .  .  .  eo  modo,  ut  post  obitum  illius  nuUos 
potestatem  habeat  ullo  modo  contradicere" ;  n  554:  N.  nobilis  femina  Teniebat 
cum  propinquis  et  tradidit  potestiva  manu;  ähnlich  Meich.  I,  n.  492;  Meich.  I, 
n.  908  (anno  898):  W.  venit  cum  uxore  sua  A.,  aliisque  propinquis  et  amids 
suis  und  tradirt  zugleich  mit  seiner  Frau  nemine  contradicente. 

•)  Über  diesen  Sinn  der  Zustimmung  vgl.  die  zitirte  bezüglich  des  zu- 
stimmenden Bruders  gebrauchte  Wendung  conlaudans  itA  bene  esse  et  sibimet 
ipsi  placere  .  .  quomodo  nihil  voluisset  neque  potuisset  contradicere  (Anamod. 
n.  81  bei  Pez)  und  Meich.  I.  n.  607;  et  trina  interrogatione  completa  nullas 
contradicere  voluit  neque  potuit.  Die  ausdrückliche  Zustimmung  im  ersten 
Falle  bedeutet  ebenso  wie  das  Stillschweigen  im  zweiten  Falle,  dass  Niemand 
widersprechen  konnte  noch  wollte.  Die  Anfrage  dient  zur  Konstatimng  dieses 
Sachverhalts. 

')  Hundt  II,  n.  45:  Peretkunda  vergabt  consilio  inito  cum  his,  qui 
ei  consilium  dare  debuerunt  manu  potestativa  nemina  contradicente.  Meich.  I, 
n.  382:  E.,  Frau  eines  Unfreien  gibt  „inito  bono  consilio  cum  propinquis  et 
proximis"  ihr  väterliches  Gut  der  Kirche.  —  Meich.  I,  n.  453:  matrona  C. 
hatte  ihr  „alodem  jure  legitime  possessam"  vergabt  „cum  consensn  prozimorom 
propinquorum  auorum"*  und  renovirt  dies  in  gleicher  Weise. 
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solle,  ohne  dass  ein  Fall  geminderter  Handlungsfähigkeit  anza- 
lu-hiueii  i  t'\  -i.ie  dass  aber  auch  nach  allem  Gesagten  an  ein 
gesetzlicln  s  ^\  idei.^pruchsrecht  der  zu  Rate  Gezogenen  aus  dem 
Titel  einer  reclitiiclien  Anwartschaft  zu  denken  wäre. 

Zugleich  mit  der  häufigeren  Zuziehung  der  Familienange- 
hörigen zur  Beratung  lässt  sich  eine  zweite  Erscheinung  beobachten, 
welche  die  erste  zum  Teile  erklären  mag.  Seit  dem  Anfange 
des  9.  Jahrhunderts  werden  nämlich  Schenkungen,  die  aus  rein 
religiösen  Motiven  entstammen,  immer  seltener*).  Die  meisten 
Schenkungen  sind  auf  eine  Bedingung  gestellt,  behalten  den 
Niessbrauch  vor,  oder  sie  gehen  selbst  dahin,  dass  dem  Schenker 
oder  einem  Dritten  ein  Kirchengut  als  Lehen  zugestanden  wird. 
Letzteres  geschieht  sehr  häufig  bei  Schenkungen  von  Geistlichen, 
die  dann  für  ihre  Verwandten,  hauptsächlich  den  Neffen,  die  Ge- 
währung eines  Lehens  ausbedingen.  —  In  allen  diesen  Fällen 
verband  sich  mit  dem  religiösen  Motive  die  Absicht,  für  ein 
Familienmitglied  zu  sorgen,  in  so  entschiedener  Weise,  dass  es 
nicht  Wunder  nehmen  kann,  dass  hier  auch  der  Rat  der  Familie 
gehört  wurde.  Insoweit  die  oft  genannten  Voraussetzungen  er- 
füllt waren,  hatte  der  Geschenkgeber  ein  zweifelloses  Recht  auf 
freie  Vergabung  seines  Vermögens.  Da  er  selbst  aber  zugleich 
mit  der  Vergabung  für  das  Interesse  der  Familie  sorgen  wollte, 


1)  Meich.  I,  n.  306:  R.  bat  mit  seinen  Brüdern  abgeteilt,  berät  sieb 
(«tractayi**)  mit  diesen  und  den  Parentes,  sein  abgeteiltes  Ghut  der  Earcbe 
gegen  ein  Jieneficium  zu  geben  und  teUt  dem  Biscbof  mit  „quod  consiliatum 
habuimus*".  Der  Bischof  nimmt  die  Tradition  an  unter  der  Bedingung,  dass 
niemals  die  Brüder  oder  Verwandten  Widerspruch  erheben.  —  Meich.  I,  395 : 
H.  hatte  seine  hereditas  vergabt.  Nach  seinem  Tode  will  sein  NeflFe  M.  diese 
bereditas  als  Beneficium,  dafür  aber  all  sein  Gut  der  Kirche  geben.  Er  bittet 
den  Bischof  darum  „congregata  multitudine  proprinquorum  et  amicorum*.  — 
Meich.  I,  396:  in  ähnlichem  Fall  consiliavit  E..  cum  propinquis  ac  aliis  fideli- 
bus,  ut  ipsam  rem  suo  nepoti  impetrasaet;  ganz  ähnlich  Meich.  I,  n.  410: 
consilio  inito  etc.  —  Me  clu  I,  n.  417:  coepit  cum  proprüs  propinquis  suis 
consiliare  über  die  Versorgung  seiner  amica  und  des  von  ihr  geborenen  Sohnes; 
Meich.  I,  n.  238:  ego  A.  cum  consilio  fratris  et  advocati  mei  etproximomm 
nostrorum  tradidi;  Meich.  I.  n.  441:  una  cum  parentibus  meis  tractavi; 
Meich.  I,  n.  488:  Isi  ist  kinderlos,  will  vergaben:  tunc  placuit  omnibus 
parentibus  et  amicis  suis  talis  voluntas  . . .  eo  quod  legales  filios  non  habuit 
und  Meich.  I,  n.  705  (anno  825)  inito  consilio  cum  cognatis  et  amicis  quan- 
dam  traditionem  feci  propria  manu  cum  filio  meo. 

')  Dies  hat  bereits  Habe rl in  S.  24  mit  Nachdruck  betont. 
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so  lag  es  nahe,  vor  der  Tradition  über  die  näheren  Umstftnde 
derselben  mit  der  Familie  Beratung  zu  pflegen. 

Vergleichen  wir  diese  urkundlichen  Ergebnisse  mit  jenen  der 
Agilolfingischen  Zeit,  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

Die  durch  lex  Baj.  I,  1  fixirte  Abteilungspflicht  wird  that- 
sächlich  weiter  geübt.  Dieser  Pflicht  entspricht  ein  Abteilungs- 
recht, dessen  Grundsätze  wir  nicht  nach  allen  Seiten  zu  verfolgen 
hatten.  Das  hierüber  Gebrachte  wird  aber  die  Überzeugung  be- 
festigt haben,  dass  diese  Grundsätze  nicht  blos  für  Schenkungen 
zum  Seelenheile  gegolten  haben  konnten.  Sie  wurzelten  zweifellos 
in  erbrechtlichen  Anschauungen,  die  auch  in  andern  Fällen  — 
wenn  auch  vielleicht  in  modifizirter  Weise  —  zur  Geltung  ge- 
kommen sein  müssen. 

Ebenso  wie  für  die  vorige  Periode  ergaben  sich  zahlreiche 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Familiengenossen,  welche  durch  lex 
Baj.  I,  1  allein  nicht  erklärbar  sind.  In  dieser  Hinsicht  wurde 
für  die  vorige  Periode  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  dass  sich 
besonders  in  den  adeligen  Familien  die  alte  Familienorganisation 
erhalten  haben  mag.  Jedenfalls  fand  der  Beginn  der  Karolinger- 
periode den  Familienrat  vor,  und  die  weitere  Entwickelung  konnte 
an  diese  Erscheinung  anknüpfen. 

Im  9.  Jahrhundert  war  —  wie  wir  später  ausfuhren  werden 
—  die  Klasse  des  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzes  durch  die 
vordringende  grosse  Grundherrschaft  nahezu  gänzlich  beseitigt  Die 
Urkunden,  über  welche  wir  zu  berichten  hatten,  rühren  deshalb  fast 
ausschliesslich  vom  neu  entstandenen  Besitzesadel  her.  In  diesem 
muss  sich  aber  im  selben  Masse,  als  die  Möglichkeit  zur  Ver- 
grösserung  seines  Besitzstandes  abnahm,  das  Streben  nach  Er- 
haltung des  Besitzes  innerhalb  der  Familie  gesteigert  haben  ^). 
Einen  Fingerzeig  geben  hier  auch  die  besprochenen  Schenkungs- 
urkunden, welche  die  Versorgung  von  Familienmitgliedern  zum 
deutlichen  Zweck  haben.    In  diesem  Streben  nach  Erhaltung  des 


')  Vgl.  über  Gegentendenzen  gegen  die  Mobilisirniig  des  Gmndeigen- 
toms  insbes.  die  Ausführungen  von  A.  v.  Hiaskowski,  Das  Erbrecht  und 
die  GrundoigentumsTerteilung  im  Deutschen  Reiche;  I.  Abth.  Leipzig  1882, 
S.  169,  172,  180  ff..;  II.  Abth.  Leipzig  1884,  S.  5  ff. 
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Besitzes  und  in  der  Abnahme  des  Glaubenseifers  mag  der  Grund 
zu  suchen  sein,  dass  neben  der  Abteilungspflicht,  welche  fortbe- 
stand, sich  beiVeräusserungen  zum  Seelenheile  eine  darüber  hinaus- 
gehende Rücksicht  auf  die  Familie  geltend  machte.  Diese  Ent- 
wickelung  konnte  an  ältere  Familienorganisationen  anschliessen, 
welche  noch  zu  Beginn  der  Karolingerzeit  zum  Mindesten  in 
Überresten  vorhanden  waren.  Aus  der  Sitte  der  Zuziehung  auch 
entfernterer  Verwandten  mochte  sich  aber  ein  Rechtsanspruch  der- 
selben auf  Zustimmung  entwickelt  haben. 
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n.  Absclinitt. 

rnentgeltliche  Yergabnngen  flberhaapt. 

1.  Kapitel. 

Einleitojide  Momente. 

Für  die  Frage,  ob  in  ältester  urkundlicher  Zeit  ein  Wart- 
recht der  Erben  galt,  muss  die  allgemeine  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung um  so  sicherer  berücksichtigt  werden,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsquellen  nur  spärliche  und  strittige  Ergebnisse  zu 
Tage  fördern. 

Die  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschungen  v.  Inama's^)  ver- 
pflichten, insbesondere  die  Geschichte  des  Wartrechtes  imZusammen- 
hange  mit  den  grossenV eränderungen  zu  betrachten,  welche  die  frän- 
kische und  karolingische  Zeit  in  der  Verteilung  des  Onmdbesitzes 
herbeiführte.  Bis  über  die  Zeit  der  Reichsgrundung  hinaus  hatte 
sich  nemlich  trotz  des  bereits  ausgebildeten  Sondereigentoms  am 
Ackerlande  bei  der  Masse  der  freien  Bevölkerung  eine  gewisse 
Gleichförmigkeit  der  Besitzverhältnisse  erhalten.  Der  Gross- 
grundbesitzer ebenso  wie  der  Besitzlose  sind  Ausnahmen.  Im 
8.  Jahrhundert  aber  ist  bereits  entschieden,  dass  die  grosse 
Grundherrschaft  den  kleinen  Grundbesitz  von  sich  abhängig 
machen  oder  aufsaugen  und  damit  die  alte  Besitzordnung  zer- 
stören wird. 


>)  K.  Th.  von  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeachichte, 
L  Bd.,  1879  und  ebenderselbe,  die  Ausbildung  der  grossen  Grundherr- 
Schäften  in  Deutschland  während  der  Earolingerzeit,  inSchmoller*s  staats- 
und  sozialwissenschaftiichen  Forschungen,  L  Bd.,  1.  Heft,  1878. 
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Es  ist  klar,  dass  auch  das  Ornndbesltzrecht  trotz  seines  Be- 
hammgsvermögens  von  dieser  mächtigen  Veränderung  in  der 
Bodenverteilung  und  der  sie  begleitenden  Änderung  in  der  so- 
zialen Elassenbildung  nicht  unberührt  bleiben  konnte.  Insbe- 
sondere die  Veräusserungsfreiheit  —  die  uns  hier  interessirt  — 
musste  dadurch  wichtigen  thatsächlichen  Veränderungen  unter- 
liegen. 

Lassen  wir  die  Frage  nach  der  ursprünglichen  Form  des 
Grundeigentums  unerörtert^),  so  ist  jedenfalls  sicher,  dass  das 
Grundeigentum  zu  Beginn  der  urkundlichen  Zeit  im  Interesse 
der  Familie  einem  Systeme  von  Beschränkungen  unterlag.  Das 
gesamte  wirtschaftliche  und  soziale  Dasein  der  Familie  war  da^ 
von  abhängig,  dass  ihr  ein  gewisses  Ausmass  von  Grundbesitz 
erhalten  blieb.  Jede  Entfremdung  des  Erbgutes  durch  letzt- 
willige Verfügungen,  Weibererbfolge,  Verschuldung  und  Execution 
war  daher  ursprünglich  ausgeschlossen. 

Seit  dem  8.  Jahrhundert  aber  ist  eine  Vervielfältigung  der 
Erwerbsarten  von  Grundbesitz  und  ein  wachsender  Grundbesitz- 
verkehr bemerkbar,  und  die  königliche  Gewalt  unterstützt  diese 
Güterbewegung  dadurch,  dass  sie  bei  Schenkungen  an  die  Bjrche 
und  den  König  die  alte  Gebundenheit  des  Erbgutes  lockert  und 
die  Immobilarexecution  einflihrt*).  Gleichzeitig  wächst  die  Un- 
gleichheit des  Besitzes.  Sie  hatte  von  Anfang  dadurch  bestanden, 
dass  bei  der  Landteilung  secundum  dignationem  geteilt  worden 
war.  In  der  urkundlichen  Zeit  aber  erscheinen  die  Könige, 
Herzoge,  Fürsten  in  noch  grösserem  Massstab  als  Grossgrund- 
besitzer, neben  ihnen  auch  eine  Anzahl  bevoi*zugter  Familien*). 
Der  Stand  der  Freien  war  zwar  ursprünglich  gleichmässig  mit 


^)  über  die  reiche  Literatur  zu  dieser  Frage  vgl.  mm  Brunner* s, 
Sehr 8 der* 8  und  Siegers  Rechtsgeschichte,  zuletzt  y.  Amira,  im  Grund- 
riss  der  germanischen  Philologie,  II.  Bd.,  1890.  Hinzu  kam  neuestens  die 
Publikation  Ton  G.  Schmoller,  Die  älteren  Arbeitsgenossenschaften  und 
die  ältere  agrarische  Familien  Wirtschaft,  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtschaft,  14.  Jahrg.,  1890,  und  schliesslich  Julius 
Ficker,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  Ostgermanischen  Rechte,  L  Bd., 
Innsbruck  1891.  —  Die  Gesammtentwicklung  des  Grundeigentums  überschaut 
yergleichend:  A.  vonMiaskowski,  Das  Problem  der  Grundbesitzvertheilung 
in  geschichtlicher  Entwicklung,  Leipzig  1890. 

*)  So  hm,  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichts-Verfassung  I,  117, 

•)  V.  Inama,  W.-G.  I,  112,  114,  11«. 
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Grmidbesitz  aasgestattet,  aber  bereits  die  lex  Salica  statairte  die 
Teilung  des  väterlichen  Erbgutes  unter  die  Söhne;  diese  Teilungen 
gewannen  mit  der  eindringenden  Weibererbfolge  an  Aasdehnung 
und  fanden  nur  ein  Gegengewicht  in  der  weit  verbreiteten  Sitte  eines 
Verbleibens  der  Erben  im  ungeteilten  Besitze.  In  Folge  dieser 
Teilbarkeit  des  Besitzes  und  des  mindestens  für  die  Sohne  seit 
Anfang  geltenden  gleichen  Erbrechtes  mnsste  auch  im  Stande 
der  Gemeinfreien  die  Zersplitterung  und  die  Ungleichheit  des 
Grundbesitzes  zanehmen^).  Dass  schliesslich  dieser  durch  das 
geltende  Erbrecht  bedrängte  kleine  Grundbesitz  das  hohe  Wer- 
geid und  Busssystem,  die  schwere  Pflicht  der  Heerfahrt  und  die 
Dingpflicht  nicht  ertragen  konnte,  liegt  in  der  Sache. 

Im  gleichen  Masse  aber  mit  dieser  wachsenden  Yerarmang 
des  Standes  der  Freien  concentrirt  sich  in  der  karolingischen 
Zeit  der  Grundbesitz  immer  mehr  in  der  Hand  der  grossen 
Grundherrschaft.  Die  königliche  Grundherrschafb  wächst  durch 
die  verstäi'kte  Geltendmachung  königlicher  Gewalt');  der  Besitz 
weltlicher  Grossen  durch  Schenkungen  und  Verleihungen  von 
GQtern  und  Beneflzien  aus  dem  Krongut,  durch  Rodung  unbe- 
bauten Landes  und  durch  Einbeziehung  von  Kulturland  der 
kleinen  Freien  in  den  grundherrschaftlichen  Wirtschaftsverband. 
Der  kirchliche  Besitz  aber  dehnt  sich  ungemessen  dadurch  aus, 
dass  zu  allen  diesen  Erwerbsarten  die  von  der  Gesetzgebung 
begünstigte  religiöse  Freigebigkeit  hinzutritt. 

Es  ist  richtig,  dass  zu  Beginn  der  Karolingischen  Zeit  auch 
für  den  kleinen  Gnmdbesitz  scheinbar  die  Möglichkeit  vorlag, 
seinen  Besitz  durch  Rodung  zu  vergrössem.  Aber  die  Rodung 
im  grossen  Style  bedurfte  Arbeitskräfte,  welche  nur  dem  Gross- 
grundbesitze zur  Verfügung  standen*).  Ebenso  waren  alle  Fort- 
schritte in  der  landwirtschaftlichen  Technik  und  der  Organisation 
landwirtschaftlicher  Arbeit  nur  der  grossen  Grundherrschaft  er- 
reichbar. Es  ist  ein  Entwicklungsprozess,  der  lebhaft  an  unsere 
Gegenwart  erinnert :  Massen  Verarmung  verbindet  sich  mit  dem  volks- 
wirtschaftlichen Aufschwünge  und  ist  dessen  Correlat;  die  Grund- 
herrn missbrauchen  die  Armut,  welche  sie  umgibt,  um  trotz  aller  Ver- 


')  V.  Inama,   W.-G.  I,    S.  79.   80,    106,   280,   313,    315;  Branner, 
R.  G.  I,  206;  Schröder,  R.  G.  200. 
«)  V.  Inama,  W.-G.  I,  281  ff. 
•)  y.  Inama,  W.-G.  I,  236, 
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böte  der  königlichen  Gesetzgebung  sich  widerrechtlich  die  Arbeits- 
kräfte und  den  Grundbesitz  der  Freien  dienstbar  zu  machen. 
Selten  aber  bedarf  es  eines  solchen  Zwanges.  Um  nicht  allen 
sozialen  Halt  zu  verlieren,  tragen  die  kleinen  Freien  massenhaft 
ihr  Gut  auf,  und  erhalten  es  als  Benefizium  wieder  zurück.  Bei 
ärgster  Not  ergeben  sie  sich  selbst  in  servitium^.  So  konnte 
es  kommen,  dass  zum  Schlüsse  der  Karolinger-Periode  das  kleine 
freie  Grundeigentum  nahezu  verschwunden  ist*). 

Wir  mussten  an  diesen  Entwicklungsgang  deshalb  erinnern, 
weil  die  Frage  nicht  zu  umgehen  ist,  ob  und  in  welchem  Masse 
derselbe  das  Warterecht  der  Erben  berührt  hat.  —  Solange  die 
Hufe  nur  den  einfachen  Hausbedarf  der  Familie  zu  decken  hatte 
und  noch  kein  Gegenstand  der  Kapitalbildung  und  Begründung 
einer  sozialen  Stellung  geworden  war,  mochte  eine  Gesetzgebung 
entsprechen,  welche  jedem  Haushalt  das  seinige  durch  Veräusse- 
mngsbeschränkung  sichern  will.  Nifti  aber  strebt  Alles  nach  voll- 
kommener Verwertung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Bodens: 
„Nicht  in  der  Festigkeit  und  Unabänderlichkeit  der  bestehenden 
„Eigenthumsordnung  und  Gütervertheilung  konnte  dieses  Ziel 
„einer  vollkommenen  Verwerthung  der  wirthschaftlichen  Kräfte 
„des  Bodens  erreicht  werden.  Alle  Klassen  des  Volkes  waren 
„vielmehr  an  dem  Gegentheile,  der  Mobilisirung  des  Grundeigen- 
„thums  interessirt.  Die  Ausdehnung  der  Grundherrschaft,  die 
„Concentration  vieler  Güt^T  in  wenigen  Händen  hatte  nur  Aus- 
„sicht  auf  Erfolg,  wenn  die  rechtliche  Verfügung  über  Grund 
„und  Boden  möglichst  frei  geworden  war,  wenn  Gutserwerb  durch 
„Schenkung  oder  Auftrs^ping,  durch  Kauf  und  Tausch  nicht  mehr 
„durch  Erbrechte  und  Genossenrechte,  durch  Untheilbarkeit  und 
„Unveräusserlichkeit  der  Güter  behindert  war.  Und  ebenso  musste 
„die  freie  Verfftgung  über  das  eigene  Gut  demjenigen  erwünscht 
„sein,  der  in  ihm  das  einzige  Mittel  besass,  um  sich  die  Gunst, 
„den  Schutz  und  die  Förderung  durch  einen  Mächtigen  zu  er- 
„kaufen,  nachdem  längst  die  Familie  und  die  Genossenschaft  der 
„Markgemeinde   aufgehört  hatte,   ihm   solches  zu  gewähren*''). 

Ob  nun  in  der  That  die  Karolingische  Gesetzgebung  diesem 
Drange  der  Zeit  nachgab  und  die  alten  Beschränkungen  fallen 

')  V.  Inama,  a.  O.  242  ff. 
•)  V.  Inama,  a.  O.  295. 
*)  T.  Inama,  a.  0.  342. 
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Hess  oder  auch  nur  erheblich  lockerte,  bedarf  noch  der  üntersnchung. 
Gesetzliche  Aufrechterhaltung,  ja  selbst  Verstärkung  der  alten 
Beschränkungen  wären  an  sich  mit  dem  geschilderten  Entwick- 
lungsgange vereinbar.  Unsere  Gegenwart  zeigt  verwandte  Er- 
scheinungen: Was  konnte  ein  Widerspruchsrecht  von  Familien- 
genossen bei  Veräusseningen  oder  Auftragungen  nützen,  wenn 
in  der  That  die  Entäusserung  durch  Allen  offenbare  Not  geboten 
war,  durch  fechte  Not",  welche  überdies  seit  jeher  den  Veräusse- 
rungswillen  von  jeder  Schranke  entband?  Wenn  die  Familie 
selbst  jeden  wirtschaftlichen  Halt  verloren,  welchen  Halt  konnte 
ihr  Widerspruchsrecht  bieten?  So  mochte  auch  bei  Bewahrong 
der  alten  Beschränkungen  der  Bauernstand  in  die  verschieden- 
sten Abhängigkeitsverhältnisse  gekommen  sein.  Die  spater  for 
abhängige  Güter  in  Wirksamkeit  getretenen  BeschränkiuigeD 
mochten  aber  nur  eine  Fortsetzung  und  Verstärkung  des  alten 
Rechtes  gebildet  haben. 

Jedenfalls  ist  die  wichtige  Thatsache  zu  verzeichnen,  dass 
seit  dem  10.  Jahrhundert  die  Traditionsbücher  nichts  mehr  von 
Vergabungen  kleiner  Grundbesitzer  erzählen^).  Fast  alle  diese 
Schenkungen  rühren  von  grossen  Grundherrschaften  her  nnd  sind 
daher  Rechtsquelle  für  das  Grundbesitzrecht  dieser  herrschenden 
Klasse.  Wenn  es  aber  richtig  ist,  dass  diese  Klasse  Ende  des  nenn- 
ten Jahrhunderts  bereits  die  Grenze  ihrer  wirtschaftlichen  Macht 
überschritten  hat  und  um  die  Erhaltung  derselben  besorgt  sein 
muss,  dann  wird  es  verständlich,  dass  diese  Urkunden  von  einem 
steigenden  Einflüsse  der  Familie  bei  Veräusseningen  erzählen 
und  dass  bald  einzelne  Quellen  Ansätze  zu  fideicommissarischer 
Bindung  aufweisen. 

Untersuchen  wir,  welche  besondere  Gestalt  diese  allgemeinen 
Entwickluugsmomente  in  Baiern  gewonnen  haben,  um  daran  die 
Frage  zu  knüpfen,  wie  sich  unter  diesen  und  anderen  Einflüssen 
die  Geschichte  des  Wartrechtes  auf  Bairischem  Rechtsboden  ge- 
staltet haben  mag. 

In  der  vorkarolingischen  Zeit  war  Baiem  im  Ganzen  dünn 
bevölkert,  an  sehr  vielen  Stellen  gänzlich  unbebaut*).  Die  grosse 


*)  V.  Inama,  a.  0.  I,  260. 

•)  V.  Inama,  Grundherrschaft,  S.  25,  27,  33,  44;— W.-G.  I,  110,  116, 
280,  und  ebendas.  Beilage  I:  über  die  Verteilung  des  Grundbesitzes  in  Baiem 
nach  dem  Indiculus  Arnonis  und  den  Breyes  Notitiae. 
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Grandherrschaft  dringt  langsamer  vor  als  anderwärts.  Grossen 
Grandbesitz  and  weite  Strecken  unkultivirten  Landes  vereinigen 
in  ihrer  Hand  allerdings  die  frftnkischen  Könige,  die  Herzoge, 
die  ffinf  alten  Adelsgeschlechter  und  einzelne  andere  Grosse. 
Besonders  im  Norden  überwiegt  der  Grossgrundbesitz.  Aber  der 
Reichtum  der  Kirche  ist  in  vorkarolingischer  Zeit  ein  massiger, 
und  im  Süden  überwiegt  der  kleine  Besitz,  dessen  Zei-splitterung 
freilich  immer  weitere  Fortschritte  macht  und  der  wachsenden 
Grandherrschaft  den  Boden  bereitet. 

Diese  Zersplitterung  ist  aber  eine  Folge  des  bairischen  Erb- 
rechtes in  den  Grundbesitz.  Das  bairische  Yolksgesetz  setzt  die 
Teilbarkeit  des  Grundbesitzes  voraus^),  gibt  den  Söhnen  gleiches 
Erbrecht  auf  denselben  und  spricht  die  Teilung  des  Grundbesitzes 
unter  den  Söhnen  aus*).  Über  Abteilungen  zwischen  Vater  und 
Söhnen  bei  Gelegenheit  von  Vergabungen  an  Kirchen  berichten 
die  Urkunden  wiederholt.  Die  erste  urkundlich  beglaubigte  findet 
im  Jahre  759  statt'),  aber  die  Vita  Corbiniani  berichtet  schon 
von  einer  Abteilung  zwischen  Mutter  und  Töchtern*).  Die  erste 
Teilung  zwischen  Brüdern  finden  wir  in  einer  Urkunde  von  757*). 

In  Folge  dieser  Teilbarkeit  wächst  notwendig  die  Zersplitte- 
rung des  Grundbesitzes®),  welcher  nur  die  thatsächliche  Übung 
des  Verbleibens  der  Brüder  und  anderer  Familiengenossen  im  un- 
geteilten Besitze  entgegenwirkt. 

Auch  das  Weibererbrecht  ist  jedenfalls  in  bedingter  Weise 
durchgedrungen^  und  entfremdet  das  Gut  der  Familie  ebenso, 
wie  ihr  nunmehr  der  Grundbesitz  im  Prozesswege  entzogen  werden 
kann.  In  welchem  grossen  Massstabe  ferner  die  Vergabungen 
zum  Seelenheile  Teilungen  und  Entfremdungen  des  Grundbesitzes 
hervorriefen,   davon  wurde  wiederholt  gesprochen.    Alle  diese 


")  lex  Baj.  I,  1. 

•)  1.  Baj.  tit.  XV,  cap.  9:  ut  fratres  liereditÄtem  aequaliter  dividant. . . 
res  aatem  paternas  aeqnaliter  dividant  .  . 

•)  Meich.  I,  n.  7;  vgl.  Hundt  I,  Reg.  n.  16,  ddto.  759,  31.  Mai. 

^)  bei  Ifeich.  I,  S  S.  14,  Cap.  21.  Gorbinian  starb  730,  also  behandelt 
diese  Nachricht  einen  Fall,  der  vor  730  vorkam. 

*)  Meich.  I,  S.  63;  vgl.  Regest,  bei  Hundt  I,  n.  13,  a.  757,   14.  März. 

«)  V.  Inama,  W.-G.  I,  S.  80,  313  und  Grundherrschaft  S.  13. 

')  Nach  der  früher  erwähnten  Nachricht  der  Vita  S.  Corbiniani  teilt 
die  Witwe  vor  der  Tradition  ilire  portio  mit  den  Töchtern  ab ;  vgl.  ausserdem 
unsere  Bemerkungen  oben  S.  68  und  84. 

Adler,  Dm Eibenwwtreoht;  7 
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umstände  mussten  die  Folge  haben,  die  Verbindung  zwischen 
Besitz  und  Familie  zu  lockern,  das  ererbte  6ut  in  zahlreichen 
Fällen  zu  verkleinem  oder  selbst  der  Familie  zu  entziehen. 

Mit  diesen  Grundbesitzverhältnissen  war  es  aber  immerhin 
noch  verträglich,  dass  ein  Wartrecht  der  Erben  —  welcher  Art 
immer  —  nicht  blos  rechtlich  galt,  sondern  auch  geübt  wurde  und 
den  Besitzstand  der  Familie  in  gewissem  Masse  sicherte.  Der 
kleine  Besitz  war  noch  nicht  in  die  prekäre  Lage  gekommen, 
dass  ein  solcher  Rechtsschutz  wirkungslos  bleiben  musste. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  ein  solcher  Rechtsschutz  in  der  That 
bestand?  Von  Vergabungen  zum  Seelenheile  wurde  bereits  ge- 
sprochen. Die  Untersuchung  ist  aber  auf  Veräussemngen  jeder 
Art  auszudehnen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  bairischen  Rechtes  fiber 
Schenkungen,  die  nicht  dem  Seelenheile  dienen  sollen,  sind  ver- 
einzelt und  bestritten.  Aus  diesem  Grunde  wurde  das  Recht 
für  Vergabungen  zum  Seelenheil  vorangestellt.  Es  ergab  sich, 
dass  die  Gesetzgebung  fiber  diese  Vergabungen  ihre  Geschichte 
hat,  welche  mit  der  Gesclüchte  der  Ausbreitang  des  Christen- 
tums und  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  zusammenhängt 
An  früherer  Stelle  durften  wir  nur  hypothetisch  von  einem  Kampfe 
der  Kirche  mit  dem  deutschen  Familienrechte  sprechen.  Man 
hätte  darin  eine  petitio  principii  finden  können.  Sollte  es  aber  durch 
die  folgenden  Ausführungen  wahrscheinlich  gemacht  werden,  dass 
für  Veräusseinngen  jeder  Art  ursprünglich  ein  strengeres  Recht 
galt,  dann  fand  hier  in  der  That  ein  Kampf  von  hoher  Bedeutung 
zwischen  widerstrebenden  Elementen  statt.  Die  Kirche  trat  für 
Veräusserungsfreiheit  ein  und  begegnete  den  Grundanschaunngen 
deutschen  Familienrechtes  über  die  Gebundenheit  des  Besitzes. 
Staatliche  Gewalt  und  religiöse  Begeisterung  traten  aber  auf 
Seiten  der  Kirche  und  jene  Gebundenheit  wurde  zu  Gunsten  der 
Kirche  durchbrochen.  Wirtschaftliche  Veränderungen,  von  denen 
wir  einleitend  sprachen,  trugen  dann  dazu  bei,  dass  dieses  von 
der  Kirche  gewonnene  mildere  Recht  auch  bei  Veräussemngen 
anderer  Art  Anwendung  fand. 

Die  Möglichkeit  einer  solchen  Entwicklung  wird  kaum  zu 
bestreiten  sein.  Ihre  innere  Wahrsdieinlichkeit  aber  steht  und 
fällt  mit  der  Frage,  ob  ursprünglich  Veräusserungen  durch  Rechte 
der  Familie  beschränkt  waren  oder  nicht.  Verzichtet  man  hier 
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—  Yfie  es  in  dieser  Untersuchung  absichtlich  geschieht  —  auf 
das  Hilfsmittel  rechtsvergleichender  Analogie  und  sucht  man  allein 
aus  den  Bairischen  Rechtsquellen  zu  argnmentiren,  dann  ist  be- 
züglich des  Ursprungs  der  Entwicklung  ein  zwingender  Beweis- 
gang yielleicht  unmöglich.  Immerhin  wäre  es  wertvoll,  würde 
es  gelingen,  auf  Grund  dieses  bodenständigen  Materials  soweit 
als  möglich  vorzudringen. 

Wir  berufen  uns  nun  ausschliesslich  auf  bereits  erörterte 
Thatsachen,  wenn  wir  es  als  nahezu  gewiss  hinstellen,  dass  — 
verglichen  mit  Vergabungen  zum  Seelenheile  —  für  Vergabungen 
anderer  Art  ein  strengeres,  mindestens  aber  ein  gleiches  Recht 
gelten  musste.  Weisen  in  der  That  alle  politischen  und  kulturellen 
Momente  auf  eine  Begünstigung  der  E[irche  hin  und  verbieten 
sie  die  Annahme,  dass  diese  Gesetzgebung  insbesondere  in  Baiem, 
wo  die  Kirche  spät  zum  Siege  kam,  dann  aber  massgebenden 
Einfluss  gewann,  für  Vergabungen  zum  Seelenheil  eine  strengere 
Bindung  schaffen  konnte  als  für  Vergabungen  anderer  Art  — 
dann  können  wir  auf  andere  Zugeständmsse  des  Lesers  verzichten. 
Wenn  einmal  unwidersprochen  bleibt,  dass  zu  jener  Zeit  des 
heiligen  Bonifaz,  als  unsere  Lex  entstand,  Vergabungen  zum 
Besten  der  siegenden  Kirche  eine  besondere  Rechtswohltat  ge- 
nossen, ja  dass  sie  unter  dem  Gesichtspunkte  der  echten  Not 
betrachtet  werden  mochten  *),  dann  müssen  notwendig  Vergabungen 
anderer  Art  mindestens  in  gleichem  Masse  durch  entgegenstehende 
Rechte  der  Erben  gebunden  gewesen  sein. 

Ja,  die  Vergegenwärtigung  der  überwältigenden  Macht,  welche 
damals  das  Christentum  auf  die  Gemüter  übte,  legt  die  Annahme 
nahe,  dass  bei  allen  sonstigen Veräusserungen  deshalb  eine  strengere 
Bindung  herrschen  musste,  weil  sich  der  Volksgeist  mit  einer 
blossen  Gleichstellung  der  Vergabungen  für  Kirchen  kaum  be- 
gnügt hätte. 

Die  Schenkung  zum  Seelenheile  brachte  dem  Schenker  die 
Gegengabe  der  Erlösung  seiner  Seele  ^),  brachte  hundertfilltigen 


^)  Tgl.  Sandhaas,  a.  0.,  S.  193;  Zimmerle,  a.  O.«  S.  76. 

')  Bei  den  Langobarden  wurde  das  remediam  salutis  animae  geradezu 
als  Gegengabe  des  Beschenkten,  als  „Launegild*  bezeichnet  und  behandelt: 
Val  de  LieTre,  Launegild  undWadia,  Innsbruck  1877,  S.  10  ff.  und  S.  36 
und  Brunner,  E.-G.,  I,  S.  204,  Anin.  5. 

7* 


Digitized  by  V^OOQIC 


100 

irdischen  und  himmlischen  Lohn.  Sie  war  eine  heOige  Opfer- 
handlung, welche  der  hinterbliebenen  Familie  Trost  über  das 
ewige  Schicksal  des  Dahingeschiedenen  gewährte.  Dennoch  fand 
dieses  Opfer  seine  Grenze  in  dem  gesetzlichen  Anrechte  der 
nächsten  Verwandten.  Und  nun  sollen  unentgeltliche  Vergabungen 
anderer  Art,  welche  jeder  religiösen  Sanktion  entbehren  und  von 
dem  Volksgeiste  geradezu  als  familienfeindlich  angesehen  waren  ^), 
grenzenlos  gestattet  gewesen  sein?  —  Wir  halten  dies  für  un- 
möglich. 

Schliesslich  ist  zu  bedenken,  dass  jene  durchgebildeten  Sätze 
über  Abteilungsrecht  und  Abteilungspflicht,  welche  nach  der  Natur 
unserer  Quellen  fast  nur  aus  den  Vergabungen  zum  Seelenheil 
ersichtlich  sind,  das  gesammte  Erbrecht  ergreifen  und  als  Ema- 
nation desselben  erscheinen.  Ist  es  nun  wahrscheinlich,  dass  diese 
Normen  sich  ausschliesslich  auf  dem  beschränkten  Boden  kirch- 
licher Vergabungen  entfaltet  haben  werden? 

In  Erwägung  aller  dieser  Umstände  glauben  wir  schon  jetzt 
sagen  zu  dürfen:  Was  durch  lex  Baj.  I,  1  für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  bezeugt  ist  und  für  Beschränkung  der  Veräusserungs- 
freiheit  durch  entgegenstehende  Rechte  der  Erben  spricht  — 
dieses  und  vielleicht  noch  mehr  als  dieses  galt  auch  für  Ver- 
gabungen anderer  Art. 


2.  Kapitel. 

Die  Periode  der  Agilolflnger. 

Es  erwächst  nun  die  Aufgabe,  das  Ergebnis  unserer  allge- 
meinen Erwägungen  an  den  einschlägigen  Gesetzesstellen,  For- 
meln und  Urkunden  auf  seine  Wahrheit  zu  prüfen. 

Zunächst  ist  es  zweifellos,  dass  jene  bei  Betrachtung  der  Ver- 


^)  vgl.  Edictus  Eothari  (ed.  Bluhme)  cap.  360 :  ...  Et  Ule,  qoi  pulsat 
et  uuadia  suscipit,  prozimioris  sacramentalis  qai  nascendo  sunt,  debeat  nomi- 
nare:  tantnm  est  excepto  illos,  qui  graaem  inimicitiam  com  ipso  qni  pulsat, 
commissain  habet,  id  est  si  ei  plaga  fecit,  aut  in  mortem  consensit,  aut  res 
snas  alii  thinganit,  ipse  non  potest  esse  sacramentales,  quamvis  proximna 
Sit,  eo  quod  inimicns  aut  extranens  inuenitur  esse. 
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gabungen  zum  Seelenheile  festgestellten  Veräusserungsbeschrän- 
kuugen,  die  nicht  aus  erbrechtlichen  Beziehungen  entsprangen, 
auch  bei  anderweitigen  Vergabungen  gegolten  haben  müssen. 
Wir  meinen  die  Beschränkungen  aus  den  Abhängigkeitsverhält- 
nissen der  Person  oder  des  Gutes,  die  Beschränkungen,  hervor- 
gegangen aus  der  Qualität  des  Besitzrechtes,  mit  welcher  das 
Gut  an  den  Veräusserer  gekommen  war^)  und  aus  dem  unge- 
teilten Verbleiben  von  Erben  im  Besitze. 

Andererseits  sind  von  jeder  Beschränkung  jene  Vergabungen 
ausgenommen,  zu  welchen  eine  gesetzliche  Verpflichtung  besteht, 
wie  besonders  die  Dosbestellung  ^).  Durch  den  Willen  des  Ge- 
schenkgebers konnte  wohl  ausserdem  dem  Beschenkten  bezflglich 
des  geschenkten  Gutes  eine  höhere  Veräussernngsfreiheit  gewährt 
werden,  als  ihm  bei  anders  erworbenen  Gütern  zustand*). 


^)  Branner*s  Landschenknngen,  a.  0.  1176.  Nach  Brauner  (ebendas., 
S.  1178)  findet  sich  in  germanischen  Rechten  der  Grundsatz,  dass  die  Ab- 
sicht des  Veräusserers  nicht  auf  eine  unbeschränkte  Entäusserang  geht, 
nicht  blos  bei  der  Schenkung,  sondern  auch  beim  Kaufe.  VieUeicht  dürfen 
die  bei  Behandlung  der  onerosen  Rechtsgeschäfte  näher  zu  besprechenden 
Urkunden  Meich.  I,  n.  157,  n.  316  hierher  bezogen  werden. 

•)  Vgl.  über  die  Bairische  Dos :  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güter- 
rechts I,  69,  129  und  Rechtsgesch.,  S.  307;  Be  seier,  a.  0.,  L  202;  H  ab  er- 
lin, a.  0.,  220;  vgl.  auch  die  bes.  bei  Schröder  angeführten  zahlreichen  ur- 
kundlichen Belege,  die  einer  Ergänzung  nicht  bedürfen.  —  Über  die  Geschichte 
der  Immobiliardos  besonders  Sohm,  in  der  Zeitschr.  für  Rechtsgeschichte  V. 

Die  Frau  hat  nach  Bairischem  Rechte  Anspruch  auf  eine  standesmässige 
Dos;  vgl.  1.  Baj.  YIII,  14:  „Muüeri  autem  dotem  suam  solvet  secundum 
genealogiam  suam  legitime.  *"  Nach  Urkunden  der  Agilolfingerzeit  wird  die 
dos  gegeben  „sicut  antiqua  mos  est**  (Meich.  I,  n.  38).  Die  beiden  Formeln 
bei  Rockinger  n.  7  und  n.  19  lassen  die  dos  in  das  Eigentum  der  Frau  über- 
gehen: habeas,  teneas  atque  possideas,  vel  quicquid  exinde  facere  volueris 
liberam  ac  firmissimam  in  omnibus  habeas  potestat«m  (Rockinger  S.  62, 
ähnlich  S.  79).  In  solchem  Falle  kann  die  Frau  das  geschenkte  Gut  unter 
den  gleichen  Modalitäten  vergaben;  vgl.  dazu  die  Urkunde  Meich.  I,  n.  206, 
wo  die  Frau  das  ihr  in  compositionem  dotis  verliehene  Gut  dem  Sohne  zu 
freiem  verfügbarem  Eigentum  überlässt.  In  wie  weit  trotzdem  bei  Veräusse- 
rung  einer  solchen  dos  der  Mann  vermöge  seiner  Mundgewalt  mitzuwirken 
berechtigt  war,  ist  eine  andere  Frage;  vgl.  Schröder,  eheliches  Güterrecht  I, 
S.  132,  n.  26.  Erwähnung  von  DosbesteUungen  auch  in  den  Breves  Notitiae 
bei  Keinz,  a.  O. 

')  Auch  dies  folgt  wohl  aus  Brunner*s  Beleuchtung  des  deutschen 
Schenkungsbegriffs  und  dürfte  auch  aus  den  bairischen  QueUen  erweisbar 
sein;  vgl.  den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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'E^fir  die  Frage  aber  nach  der  Gebundenheit  des  Besitzes 
durch  entgegenstehende  Erbenrechte  kommt  zunächst  L  Baj.  I,  1 
in  Betracht. 

Lex  Baj.  I,  1  spricht  nur  von  Vergabungen  an  Kirchen, 
aber  die  Form,  in  welcher  dies  geschieht,  scheint  für  unsere 
Frage  nicht  gleichgfiltig.  Sie  stimmt  in  wichtigen  Beziehungen 
mit  der  in  der  lex  Alem.  I,  1  gewählten  uberein.  Der  Freie 
soll  die  Erlaubnis  haben  (licentiam  habeat,  1.  Baj.  —  liceat,  1. 
Alam.)  sein  Gut  an  die  Kirche  zu  vergaben.  Hätte  diese  Foim 
gewählt  werden  können,  wenn  den  beiden  Yolksstämmen  Ver- 
äusserungsbeschränknngen  unbekannt  waren?  Aber  es  wird 
hierauf,  wie  zur  Erklärung,  der  Widerspruch  des  Königs,  Her- 
zogs oder  irgend  einer  sonstigen  Person  abgewehrt  (non  rex, 
non  Dux,  nee  ulla  persona  habeat  potestatem  prohibendi  ei)  und 
es  ist  die  Annahme  möglich,  dass  im  ersten  Satze  ausschliess- 
lich an  den  Widerspruch  der  genannten  Personen  und  anderen 
Grossen  gedacht  war,  zu  welchen  der  Schenker  in  einem  Ver- 
hältnisse der  Abhängigkeit  stand  ^).  Wenn  es  aber  zum  Schlüsse 
von  1.  Baj.  I,  1  und  ähnlich  in  1.  Alam.  I,  2  heisst:  „posthaec 
nullam  habeat  potestatem  (exinde  quicquam  anferre)  nee  ipse, 
nee  posteri  eins  .  .**  —  dann  muss  doch  wol  in  manchen  Fällen 
ein  Widerspruch  der  Erben  begründet  gewesen  sein. 

Indessen  bietet  das  bairische  Volksrecht  im  Titel  XV,  10  ein 
viel  wichtigeres,  —  wie  uns  scheint  —  mit  wenig  Grund  ange- 
fochtenes Beweismittel: 

Das  Westgothenrecht  kennt  in  Ermangelung  einer  Verwandt- 
schaft usque  ad  septimum  gradum  ein  gegenseitiges  Erbrecht  der 
Ehegatten^).  Das  Bairische  Recht,  das  sich  in  seinem  Ehegüter- 
recht vielfach  an  westgothische  Bestimmungen  anschliesst,  geht 
nicht  so  weit.  Es  enthält  über  die  Ansprüche  der  Wittwe  Fol- 
gendes: Sind  Kinder  vorhanden,  so  erhält  die  Wittwe  einen 
Kindesanteil  zum  lebenslänglichen  Nutzgenuss.  Bei  Tod  oder 
Wiederverheiratung  der  Wittwe  fällt  das  Gut  an  die  Kinder 
zurück.    Es  bleibt  also  der  Familie*).    —   Sind  keine  Kinder 


')  Vgl.  oben  S.  31,  32. 

«)  lexWis.  IV,  2,  c.  11  (Antiqua),  vgl.  Schröder  a.  0.  I,  166. 
^)  Mon.  legg.  ni,  1.  Baj.  XV,  7:  De  viduis,  quae  post  mortem  mariti 
0ui  in  vidoitate  pennanet,  aequalem  inter  fiÜos  suos,  id  est  qualem  ubus  es 
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vorhanden,  so  erhalten  die  nächsten  Verwandten  das  liegende 
Gut  und  die  Hälfte  der  Fahrhabe  (medietaspecuniae):  die  andere 
Hälfte  der  letzteren  erhält  die  Wittwe,  aber  nur  bis  zu  ihrem 
Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung.  Sobald  Einer  dieser  Fälle 
eintritt,  fällt  die  medietas  an  die  propinqui  des  Oatten,  resp.  des 
ersten  Gatten  zurück  0.  Das  Gesetz  sichert  in  dieser  Weise 
nicht  blos  das  liegende,  sondern  auch  das  bewegliche  Gut,  sowol 
den  Kindern,  als  auch  den  entfernteren  Verwandten  des  Ehemannes. 
Aber  auch  dem  Einzelwillen,  der  diese  Bestimmung  durch 
Verfügung  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  durchbrechen 
und  der  Gattin  das  Familiengut  einräumen  wollte,  begegnet  das 
Gesetz  durch  das  Verbot  einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens 
oder  eines  Vermögensteiles  an  die  Frau,  sofern  noch  erbberechtigte 
Verwandte  vorhanden  sind.  Nur  wenn  gesetzliche  Verwandte 
fehlen,  darf  eine  solche  Vergabung  stattfinden,  u.  z.  unter  Um- 
ständen mit  der  Wirkung,  dass  die  Wittwe  vollständig  freie  Ver- 
fugung Ober  das  geschenkte  Gut  erhält'). 


illiis,  asttfractaario  habeat  portdonem,  nsqne  ad  tempos  Titae  snae  asafinictuario 
jure  possideat,  Tgl.  dazu  ibidem  XY,  8. 

^)  ibidem  lex  £aj.  XV,  10:  De  eo,  qoi  sine  filios  et  fiHas  mortuus  est, 
mülier  accipiat  portionem  snam,  dam  viduitatem  custodierit,  id  est  medietatem 
pecaniae;  medietas  autem  propinqnis  mariti  teneant  Si  aatem  mulier  mortna 
faerit,  aut  alium  maritnm  tnlit,  tone  quod  propriom  habet,  et  de  mariti  rebus, 
qttod  per  legem  ei  dabitnr,  acdpiat;  ceteras  res  propinqui  prioris  mariti  acdpiant 

Unter  „pecunia"  ist  nach  Merkers  Anm.  1,  Legg.  IH,  S.  321  das  be- 
wegliche Vermögen  zjk  verstehen;  vgl.  ausserdem  Merkel,  ibid.  S.  376,  n.  6. 
Vgl.  über  »pecunia*'  femer:  So  hm,  Der  Prozess  der  lex  Salica,  Weimar  1867, 
S.  23  und  die  dort  zitirten  Stellen  bei  Merkel,  Legg.  IQ,  S.  48,  n.  16, 
S.  381,  n.  17  und  Richthofen,  ibidem  S.  696,  n.  65;  ebenso  t.  Amira, 
im  Grundriss  der  german  Fhilol.  a.  O.  S.  114.  —  Hundt  I,  S.  216,  a.  764: 
quod  ego  propria  pecunia  mea  adquisivi  vel  comparavi.  Derselben  Ansicht 
Nissl,  Der  Gerichtsstand  des  Clerus  im  fränkischen  Reiche  1886,  S.  184 
und  Schröder,  Rechtsgesch.  S.  269,  n.  65;  —  vgl  aber  Urkdb.  ob  d.  E  I, 
S.  21,  a.  776:  pecuniam  .  .  .  quae  ibidem  habeo,  curtem  cum  domos,  servos 
et  ancillos,  teiram  etc.  mobile  vel  immobile;  femer  1.  £aj.  I,  1:  vülas,  terram, 

mancipia  vel  aliquam  pecuniam et  sie  tradat  ipsam  pecuniam  coram 

sacerdote ;  femer  1.  B.  I,  9 :  si  aumm  non  habet,  donet  aliam  pecuniam,  man- 
cipia, terram  vel  quicqnid  habet,  usque  dum  impleat.  In  diesen  Fällen  um- 
fasat  pecunia  doch  wol  auch  «terra*',  also  unbewegliches  Gut,  wäre  also  dann 
mit  Vermögen  gleichbedeutend. 

*)  1.  B.  XY,  10  .  .  .  si  autem  maritus  ejus,'  qui  nee  filios,  nee  filias, 
nee  nepotes  nee  pronepotes  nee  nllum  de  propinquis  habet,  sed  in  uxorem  aut 
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Die  Meinung,  dass  das  Fehlen  der  Verwandten,  nicht  als 
Bedingung  der  Gültigkeit,  sondern  nur  als  eine  Motivirung  der 
Vergabung  aufzufassen  sei^,  scheint  uns  nicht  begründet.  Es 
ist  vielmehr  ganz  konsequent,  wenn  dasselbe  Gesetz,  welches 
die  kinderlose  Wittwe  auf  den  lebenslänglichen  Besitz  der  Fahr- 
habe beschränkt  und  in  deutlichster  Weise  das  Gut  den  Ver- 
wandten des  Ehemannes  sichern  will,  diese  Verwandte  auch 
gegen  schädigende  Veräusserungen  des  Ehemannes  zu  schützen 
sucht. 

Wenn  aber  die  Familie  gegen  Veräusserungen  gesichert  wird, 
welche  der  Wittwe  zu  Gute  kommen  sollten,  so  erscheint  es  nahezu 
ausgeschlossen,  dass  zur  selben  Zeit  unentgeltliche  Vergabungen 
an  fremde  Personen  erlaubt  sein  konnten*). 

Die  Frage,  auf  welche  Objekte  sich  die  Veräusserungs- 
beschränkung  erstreckt,  ist  aus  den  ältesten  Quellen  kaum  un- 
widersprechbar  zu  erledigen.  Lex  Baj.  XV,  10  spricht  von 
einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens  „facultas**,  oder  eines 
Vermögensteiles,  -ohne  sichtliche  Unterscheidung  beweglichen, 
unbeweglichen,  ererbten  und  errungenen  Gutes*).  Lex  Baj.  1, 1 
verlangt  vor  der  Vergabung  zum  Seelenheil  die  Abteilung  mit 
den  Kindern  nicht  blos  in  Rücksicht  auf  das  Erbgut,  sondern 
doch  wohl  auch  in  Rücksicht  auf  alles  unbewegliche  Vermögen 
sammt  Zubehör*). 


donationem  aut  testamentum  siTe  partem  siTe  omnes  contnlerit  facnltat  -  t 
haec  dcinceps  in  viduitate  porsistit  et  memoriam  mariti  com  pudidtia  castii«.iiB 
observat,  omnia  qnae  a  marito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  voluerit 
pro  8U0  jure  transfundat. 

*)  Lewis«  Succession  S.  15;  Pernice  a.  0.  74.  —  Unsere  Ansicht  teilen 
Schröder  a.  0.  160,  Anm.  10;  Sandhaas  a.  O.  183;  Zimmerle  a.  O.  S.  53. 
Dass  1.  B.  Vn,  4  nicht  —  wie  Lewis  a.  O.  meint  —  hierher  gehört  und 
etwa  als  Argument  für  allgemeine  Vorftusserungsfreiheit  zu  verwenden  ist^ 
hat  bereits  Pappenheim  dargetan  (Launegild  und  Garethinx,  in  Gierke's 
Untersuchungen,  XIV.  Heft,  S  60):  „Diese  Stelle  statuirt  die  Freiheit  zu 
dispouiren,  nicht  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Erbrecht,  sondern  nur  im 
Gegensätze  zu  der  in  ihrem  Eingange  erwähnten  zwangsweisen  Vertreibung." 
Ebensowenig  gehört  1.  B.  XVU,  4  hierher;  vgl.  darüber  Zimmerle  a.  O.  S.  65. 

*)  Dieselbe  Folgerung  zieht  Sandhaas  S.  Iö3, 

»)  Vgl.  z.  B.  für  die  Bedeutung  von  facultas  =  res:  1.  Baj.  VEI,  2:  et 
omnes  facultates  amittant;  femer  die  Formeln  bei  Zeumer  S.  16,  S.  29. 

*)  Die  Überschrift  dos  Capitels  I,  1  lautet:  Ut  si  quis  .  .  .  alodem 
suam  .  .  .  vel  quacumquo  re  donaro  voluerit.  Mag  hier  auch  anter  alod  das 
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Biese  Auffassung  erhält  ihre  Bestätigung  durch  die  Urkunden. 
Dieselben  zeigen,  dass  schon  in  der  frühesten  Zeit,  über  welche 
sie  berichten,  neben  hereditas  und  alod,  also  neben  dem  Erbgute 
das  errungene  Gut,  die  res  adquisita,  die  res  emptica  etc  Gegen- 
stande der  Vergabung  sind*)  und  dass  —  was  für  uns  hier  am 


Erbgut  verstanden  sein  (über  alod:  vgl  besonders  Waitz,  Verfassungsgesch. 
n,  2.  Abth.  (3.  Anfl.),  287  ff.  und  »das  alte  Recht"  S.  122  contra  Eich- 
horn, D.  Staats-  und  Rechtsgesch.  I,  326),  so  wird  dieser  Begriff  durch  den 
Zusatz  ,vel  quacumque  re*"  zum  mindesten  auf  das  gesamte  unbewegliche  Ver- 
mögen samt  Zubehör  erweitert.  YgL  Nissl  a.  0.  146;  Chabert  a.  0. 
n,  16. 

Eine  Bestätigung  für  unsere  Auffassung  liegt  in  dem  Eingangs  cap.  1 
gebrauchten  allgemeinen  Ausdruck  »res  suas",  dessen  Umfang  vieUeicht  durch 
die  folgenden  Worte  »villas,  terram,  mancipia,  vel  aliquam  pecuniam,  omnia 
quaecnmque  donaverit"  umschrieben  scheint,  welche  auf  das  gesamte  unbeweg- 
liche aber  auch  auf  das  bewegliche  Vermögen  zu  beziehen  sind;  vgl.  aber 
über  den  Terminus  „res"  Sohm:  R.  und  Ger.- Verf.  I,  420. 

Allerdings  spricht  der  mit:  „Et  quicquid  donaverit"  beginnende  Satz,  in 
welchem  die  G-egenstände  der  Schenkung  erwähnt  werden,  nicht  mehr  von 
der  Abteilungspfiicht,  sondern  von  der  Form  der  Traditio,  welche  an  sich  auch 
Gegenstände  umfassen  könnte,  die  der  AbteUnngspflicht  nicht  unterliegen. 

')  Die  ältesten  Traditionen  sprechen  zwar  fast  ausschliesslich  von  „here- 
ditas": Meich.  I,  S.  44  (Hundt  I,  n.  2,  a.  743J,  Meich.  I,  S.  48  (Hundt  I, 
n.  3,  a.  747),  Meich.  I,  S.  60,  (Hundt  I,  n.  8,  a.  762);  Meich.  I,  S.  62, 
(Hundt  I.  n.  10,  a.  764);  Meich.  I,  S  53  (Hundt  I,  n.  12,  a.  766)  etc.  Die 
wiederkehrende  Wendung  „rem  propriam,  quam  genitor  mihi  in  hereditatem 
reliquit"  spricht  deutlich  dafür,  dass  hier  ererbtes  Gut  geschenkt  wurde. 
Noch  deutlicher  die  Gegenüberstellung  z.  B.  Meich.  I,  S.  62,  a.  764:  rem 
propriam,  quam  genitor  mens  mihi  in  hereditatem  reliquit,  vel  quod  post  obi- 
tum  Ulius  in  eadem  fine  juste  adquisivi;  vgl.  jedoch  Hundt  I,  S.  218,  n.  8: 
quicquid  emere  potuimus  in  hereditatem  a.  784 — 88.  —  Aber  neben  das  Erbgut 
meist  «hereditas",  oft  auch  gleichbedeutend  „alodis"  genannt  (vgL  z.  B.  Meich.  I, 
n.  32,  a  772:  propriam  hereditatem,  quam  genitor  mens  mihi  in  alodem 
reliquit;  Meich.  I,  n.  7,  18,  26,  66,  61  etc.)  tritt  als  Schenkungsobjekt  be- 
reits in  der  friihesten  Zeit  das  adtractum,  lucrum,  die  res  empta  etc.;  vgl. 
Inama,  W.-G.  I,  S.  104,  welcher  als  erstes  Beispiel  die  Urkunde  Mon.  Bo. 
28  b,  S  39  (ürkdb.  ob  d.  E.  I,  437)  vom  Jahre  600— 624  zitirt.  Verachteten 
wir  selbst  auf  diese  Passauer  Urkunde,  deren  Echtheit  zweifelhaft  ist  (vgL 
Gen  gier,  a.  O.  S.  58),  so  finden  sich  trotzdem  seit  a.  752  (Meich.  I,  S.  60)  zahl- 
reiche Urkunden,  die  über  Vergabungen  von  rebus  adquisitis  berichten,  welche 
letztere  der  hereditas  oder  dem  alod  unzweideutig  gegenübergestellt  werden, 
z.  B.  Meich.  I,  n.  7,  a.  769  (de  nostro  alode  vel  adtracto),  Meich.  I,  n.  26, 
a.  769  (omnia  accidentia  propriae  hereditatis  vel  adquisitione  mea).  Die 
erste  Erwähnung  einer  Vergabung  von  Kaufgut  fanden  wir,  mit  Ausnahme 
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wichtigsten  ist  —  beide  Gätergruppen  in  gleichem  Masse  dar 
Abteilnngspflicht  unterworfen  gewesen  sein  dürften^).  Nor  Grfiter, 
welche  ausdrücklich  mit  der  Modalität  erworben  wurden,  dass 
Qber  sie  frei  verffigt  werden  dürfe,  konnten  der  Abteilung  ent- 
zogen werden.    Hiervon  wird  später  näher  die  Bede  sein. 

Da  nun  zum  mindesten  wahrscheinlich  gemacht  ist,  dass 
das  Kecht  für  Vergabungen  zum  Seelenheil,  welches  der  Yer- 
äusserungsfreiheit  am  günstigsten  war,  eine  Abteilungspflicht  be- 
züglich allen  unbeweglichen  Gutes  statuirte,  so  muss  geschlossen 
werden,  dass  die  Veräusserungsbeschränkungen  bei  unentgeltlichen 
Vergabungen  anderer  Art  sich  gleichfaUs  auf  unbewegliches  Gut 
jeder  Art  bezogen.  Damit  stimmt  auch  der  früher  herangezogene 
allgemeine  Ausdruck  „facultas**  in  lex  Baj.  XV,  10  überein,  wel- 
cher zum  mindesten  die  Vergabung  irgend  welchen  unbeweglichen 
Gutes  an  die  Ehefrau  verbietet,  so  lange  noch  erbb^echtigte 
Verwandte  des  Ehemannes  vorhanden  sind. 


der  obeB  erwähnten  zweifelhaften  Passaner  Urkunde  und  der  Stellen  in  der 
Vita  S.  Gorbiani  cap.  20  und  21,  bei  Meich.  I,  n.  6  für  das  Jahr  760  (tiadidi 
propriam  hereditatem  atque  empticam)  und  femer  fortlaufend  Meich.  I,  n.  8, 
a.  762  etc. 

')  Es  handelt  sich  darum,  ob  Güter,  die  nicht  durch  Erbschaft  an  den 
Geschenkgeber  gekommen  waren,  in  der  That  im  Sinne  von  1.  Baj.  I,  1  vor 
einer  Vergabung  Eum  Seelenheile  der  Abteilungspflicht  unterlagen.  Diese 
Frage  darf  wohl  unter  Berufung  auf  folgende  Abteilungsurkunden  bejaht 
werden:  Mon.  Bo.  Vm,  S.  364  (vgl  damit  Bögest  bei  Hundt  I,  n.  89,  a.  776) 
teilen  Vater  und  Sohn  vor  der  Vergabung  zum  Seelenheile  mit  einem  aweiten 
Sohne  ab,  und  zwar  nicht  blos  das  Erbgut,  sondern  auch  die  adquisitio.  Es 
heisst  hier:  tradidi  ego  Atto  et  filius  mens  Arno,  quae  nobis  in  partem  con- 
tigerunt^  id  est  mihi  et  filio  meo  Amoui,  seu  de  hereditate  nostra,  sive  ad- 
quisitione  nostra.  Femer  Meich.  I,  n.  7,  a.  759  schenkt  Adalnnc  seine  portio 
und  die  seines  Sohnes  Hununc  Wir  haben  somit  hier  das  B>e8ultat  einer 
Abteilung  vor  uns.  Geschenkt  wird  aber  «de  nostro  alode  vel  adtracto". 
Schliesslich  Meich.  I,  n.  18,  a.  769.  Hier  wiU  Wurmhart  mit  Rücksicht  auf 
eine  mögliche  Descendonz  nur  Vs  schenken,  */,  aber  dem  Kinde  vorbehalten. 
Es  wird  daher  gleichsam  die  Abteilung  mit  diesem  zukünftigen  Kinde  antizi- 
pirt  und  Wurmhart  tradirt  der  Kirche  «a  die  praesente  de  omni  re  mea  tertiam 
partem  de  alode  de  qualibet  adtracti  mihi  legibus  obyenit*".  Zwei  Drittel 
also  auch  des  errungenen  Gutes  bleiben  dem  Kinde  vorbehalten.  Dazu  kommt, 
dass  diese  Urkunde  —  wie  Brunner  herausgestellt  hat  —  einem  Formel- 
buche entstammt,  also  allgemeinere  Anwendung  fand;  vgl.  Brunn  er,  Biechts- 
geschichte  der  Urkunde  I,  248,  A.  1  und  Z  eum  er,  Formulae  546,  547.  — 
Allerdings  spricht  die  Thatsache  der  Einbeziehung  dieser  Güter  in  die  Ab- 
teilung nicht  notwendig  dafür,  dass  dies  gesetzliche  Forderung  war. 


Digitized  by  V^OOQIC 


10? 


Es  ergibt  sich  also  für  die  älteste  urkondliche  Periode 
Baiems  ebenso  wie  für  das  älteste  sächsische  Eecht^)  die  Gel- 
tung von  Yeräusserungsbeschränkungen  in  Bezug  auf  anbeweg- 
liches Gnt  jeder  Art. 

Die  Frage,  ob  die  Abteilungspflicht  bei  Yergabnngen  zum 
Seelenheile  and  folgerichtig  die  Yeräussernngsbeschränkungen  bei 
anderweitigen  unentgeltlichen  Vergabungen  sich  nicht  ursprünglich 
auch  auf  bewegliches  Gut  bezogen,  wagen  wir  nicht  entschieden 
zu  verneinen').  Die  bereits  besprochenen  Ausdrücke  ^facultas** 
in  lex  Baj.  XY.  10,  „pecunia^  in  lex  Baj.  I.  1  lassen  der  Annahme 
Baum,  dass  in  beiden  Fällen  auch  die  Yergabnngen  beweglichen 
Gutes  der  Beschränkung  unterworfen  werden  sollten.  Heusler, 
welcher  eine  ursprüngliche  Gebundenheit  des  beweglichen  Gutes 
ablehnt,  meint  trotz  dieser  Annahme,  dass  die  Anwartschafts- 
rechte des  Erben  auf  Fahmiss  nicht  schwächer  waren  als  auf 
Liegenschaft,  dass  aber  hier  „die  Yeräusserungsfreiheit  durch 
die  Forderungen  des  Yerkehrs  schlechthin  aufgenötigt  wurde"'). 

Mag  auch  dem  Grundbesitze  zu  jener  Zeit  eine  ganz  be- 
sondere Bedeutung  für  die  Familie  zuzusprechen  sein  und  das 
Becht  für  Fahrhabe  sich  noch  so  verschieden  gestaltet  haben, 
so  beweisen  doch  die  viel  später  auftretenden  Grundsätze  des 
Sachsenspiegels  und  Schwabenspiegels,  wonach  Niemand  am 
Siechbette  fahrende  Habe  ohne  Erbenzustimmung  vergaben  kann^), 
zum  Mindesten  dies,  dass  auch  die  fahi*ende  Habe  den  Erben 
unter  Umständen  gesichert  werden  sollte.  Es  scheint  somit 
nicht  unmöglich,  dass  dieser  Bechtsgedanke  ursprünglich  einen 
strengeren  Ausdruck  gefunden  hat. 


>)  Für  das  alts&chsische  Recht  vgl.  Fipper,  a.  0.  S.  46  ff.,  Zimmerle 
S.  86  will  eine  Beschränkung  des  Warterechtes  auf  Erbgut  für  keines  der 
Volksrechte  gelten  lassen,  ebenso  Stobbe  II,  S.  128,  A.  88. 

*)  Fi p per  a.  0.  schiiesst  fttr  das  sächsische  Becht  bewegliche  Sachen 
aus,  ebenso  Zimmerle  a.  0.  fttr  das  Geltungsgebiet  aller  Volksrechte.  Vgl. 
aber  Pappen  he  im,  a.  0.  S.  62,  welcher  im  Unterschied  Eur  späteren  Ent- 
Wickelung  bemerkt:  «Die  Volksrechte  machen  keinen  Unterschied  zwischen 
Mobilien  und  Immobilien.  Gegenstand  des  Erbrechts  ist  das  gesamte  Ver- 
mögen des  Einzelnen*". 

•)  Heusler,  Inst  II,  197. 

^)  Über  das  spätere  Recht  bei  Vergabungen  fahrender  Habe  ygL  bes. 
Siegel,  Das  deutsche  Erbrecht  S.  71  ff.,  S.  109  ff.;  Ssp.  I,  62,  §  2;  Schwsp. 
(W.)  46. 
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Als  nahezu  sicheres  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchung 
zeigt  sich,  dass  die  unentgeltliche  Yeräussemng  unbeweglichen 
Gutes  jeder  Art  auch  bei  Vergabungen,  die  nicht  zum  Seelenheile 
dienten,  durch  Erbenrechte  beschränkt  war.  Ferner  fuhrt  eine 
strenge  Auslegung  von  lex  Baj.  XV,  10  bezüglich  solcher  ander- 
weitiger Vergabungen  zur  Annahme,  dass  beim  Fehlen  einer 
Descendenz  auch  den  weiteren  Verwandten  ein  Widerspruchsrecht 
zukam  und  zu  der  weiteren,  uns  minder  sicher  scheinenden  An- 
nahme, dass  hier  eine  mit  den  Kindern  vorgenommene  Abteilung 
diesen  das  Widerspruchsrecht  deshalb  nicht  entzog,  weil  hier 
etwa  im  Unterschiede  zu  den  Vergabungen  an  Kjrchen  auch  die 
Veräusserung  der  „portio  sua'^  an  die  Zustimmung  der  Kinder 
gebunden  war^). 


1)  Eine  wichtige  Nachricht  in  der  Vita  S.  Ck>rbiniani  bei  Mdch.  I,  2,  S.  14, 
Cap.  21  über  ein  BegebnisB,  das  sich  vor  dem  Todesjahre  des  heil.  Corbinian 
(f  730)  ereignet  haben  muss,  lautet:  fuit  indeque  non  longe  manens  quaedam 
Tidua  nomine  Fansta  cum  duabus  filiabus  bonam  habentes  substantiam.  Qnae 
Fausta  dividens  cum  filiabus  possessionem,  portionemque  suam,  Grimoaldo 
Principi  eo  modo  tradidit,  ut  nsque  dum  illa  viveret,  eam  tueretur  et  casto- 
diret,  et  ut  post  ejus  excessum  hoc  sibi  haberet  in  proprium  in  loco  qni  did- 
tur  Chorzes  cum  omnibus  ibidem  pertinentibus.  Post  ejus  quoque  obitnm 
beatus  Corbinianus  dedit  Qrimoaldo  Principi  nongentos  auri  solidos,  quos  d 
dudum  Pippinus  majordomus  Francorumque  Princeps  in  suam  largitus  est 
elymosinam  et  comparavit  hoc  ipsum  in  Chorzes,  et  ambo  pariter  postea  idem 
beatus  Corbinianus  Episcopus  et  Grimoaldus  Princeps  tradiderant  hoc  Deo 
et  sanctae  Maiiae  ad  praedictam  ecclesiam  in  Castro  Frisingense,  ubi  tone 
beatus  Corbinianus  cathedram  tenuit  pontificalem.  —  Diese  unseres  Wissens 
älteste  Nachricht  über  eine  Abteilung  lässt  dieselbe  zwischen  Mutter  und 
Töchtern  geschehen,  nicht  aus  Anlass  einer  Vergabung  zum  Seelenheile,  son- 
dern anlässlich  einer  Vergabung  an  den  Herzog  zur  Erlangung  seines  Schutzes. 
Da  die  Urkunde  nicht  überliefert  ist,  sondern  nur  die  Nachricht  des  bischöf- 
lichen Verfassers  der  vita  S.  Corbiniani,  so  bleibt  Vieles  zweifelhaft  Ans 
der  Thatsache  nämlich,  dass  die  Mutter  nach  Abteilung  mit  den  Töchtern 
vergabt,  folgt  nicht,  dass  sie  nach  erfolgter  Abteilung  dieses  Recht  unbedingt 
hatte.  Es  mag  sein,  dass  die  Töchter  zugestimmt  hatten.  Es  mag  aber 
auch  sein,  dass  Vergabungen  an  den  Herzog,  wie  anderwärts,  ein  günstigeres 
Recht  gleich  den  Vergabungen  zum  Seelenheil  genossen.  Umgekehrt  liesse 
sich  aus  dieser  Nachricht  allein  nicht  mit  Sicherheit  sagen,  dass  vor  jeder 
Veräusserung  zum  mindesten  die  Pflicht  der  Abteilung  bestand.  A  priori 
wäre  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Mutter  diese  Abteilung  fi-eiwillig  vor- 
genommen hatte.  Im  Zusammenhange  aber  mit  allem  im  Texte  Gesagten 
wird  der  Nachricht  ein  hohes  Mass  ergänzender  Beweiskraft  kaum  bestritten 
werden.  — -  Über  die  Quelle   selbst   und  deren  Alter  ist   nun  S.  Riezier: 
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Jedenfalls  zeigen  die  Rechtsquellen,  welche  dem  Schlosse 
des  8.  Jahrhunderts  angehören,  einen  Rechtszustand,  der  darauf 
hinzuweisen  scheint,  dass  das  mildere  Recht  für  Vergabungen 
zum  Seelenheile  nunmehr  auch  für  sonstige  unentgeltliche  Ver- 
gabungen Anwendung  findet. 

Die  zahlreichen  Abteilungen  zu  frommen  Zwecken  konnten 
umsoweniger  ohne  Einfluss  auf  die  sonstige  Rechtsübung  bleiben, 
als  ja  die  oben  erwähnten  sonstigen  rechtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Faktoren  zu  möglichster  Verfügungsfreiheit  drängten.  Als 
Resultat  dieser  Entwicklung  dürfen  wol  jene  Formeln  betrachtet 
werden,  welche  eine  Änderung  des  in  1.  Baj.  XV,  10  flxirten 
Rechtes  enthalten.  Die  in  Baiern  rezipirten  Formeln  belehren 
nemlich,  dass  jedenfalls  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  in  Baiem, 
also  gegen  Schluss  des  8.  Jahrhunderts  bei  Schenkungen  unter 
Ehegatten  nur  mehr  auf  die  Descendenten,  nicht  aber  auf  die 
entfernteren  Verwandten  Rücksicht  genommen  wird^). 

Vier  mit  Bairischem  Rechtsgebiete  in  Beziehung  stehende 
Formeln,  zwei  bei  Lindenbruch  und  zwei  bei  Marculf  II  be- 
treffen Schenkungen  unter  Ehegatten,  die  sich  bei  näherer  Be- 
trachtung auf  zwei  typisch  verschiedene  Formeln  reduziren,  nemlich 
auf  Marculf  11  7  und  Lindenbruch  13*). 

»Arbeo's  Vita  Corbiniani  in  der  ursprünglichen  Fassung",  in  den  Abhandinngen 
der  kön.  bayr.  Akad.  III,  Cl.  XVIII,  Bd.  1,  Abth.  219  ff.  zvl  yergleichen. 
BieEler  bringt  hier  nach  einer  Handschrift  des  Britischen  Museums,  aufweiche 
bereits  Pertz  aufmerksam  gemacht  hatte,  den  Originaltext  der  von  Bischof 
Arbeo  764—784  verfassten  Vita  S.  Corbiniani.  Der  bei  Meich.  I,  2  abge- 
druckte Text  entstammt  nach  Riezier  (S.  221  und  225)  einer  im  9.  oder  10. 
Jahrhundert  vorgenommenen  Überarbeitung  des  Originals.  Das  von  uns 
citirte  21.  Kapitel,  das  die  Erwerbung  des  Gutes  Kortsch  bei  Schlanders 
betrifft,  findet  sich  nun  zwar  in  dieser  bei  Meich.  abgedruckten  Überarbeitung 
der  Vita,  nicht  aber  im  Originale.  Trotzdem  hält  Riezier,  S.  242,  „eine  ur- 
kundliche Vorlage  für  den  ganzen  Inhalt  dieses  Kapitels  wahrscheinlich*", 
umsomehr  als  nach  einer  Urkunde  König  Heinrichs  I,  bei  Meich.  I,  S.  163, 
der  König  dem  Bischöfe  Wolfram  die  Güter  in  Majes,  Chorzes,  Chaeines, 
«praedium  a  St.  Gorbiniano  quondam  emptum  hactenus  iniuste  oblatum** 
zurückstellt. 

»)  Hierauf  hat  u.  W.  zuerst  Merkel  hingewiesen  in  Anm.  15  ad  1. 
Baj.  XV,  10,  Legg.  lU,  S.  431,  dann  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güter- 
rechtes, I.  Bd.,  S.  160,  A.  10;  beide  unter  Berufung  auf  Form.  Salzb.  n.  13 
u.  16  bei  Rockinger. 

')  Die  vier  Formeln  sind  Marculf  n,  n.  7  n.  SbeiZenmer,  S.  79u.80, 
femer  Form.  Sal.  Lindenbrog.  n.  13  bei  Zeumer,  S.  275  imd  additam.  n.  l 
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In  Beiden  wird  die  Yergabnng  mit  dem  Fehlen  einer  Des- 
cendenz  begründet*)  und  der  Widerspruch  sonstiger  Erben  ab- 
gewehrt, also  ihre  Existenz  in  Rechnung  gezogen,  ohne  dass 
ihre  Zustimmung  erwähnt  würde.  Während  aber  nach  der  Formel 
7  des  Marculf  der  Yergabende  sein  gesammtes  Gut  dem  Ehe- 
gatten, jedoch  nur  zum  Nutzgenuss  gibt,  und  Rückfall  des  Gutes 
an  die  „nostros  heredes,  qoi  tone  propinquiores  fiierint^  fest- 
setzt, schenkt  der  Ehegatte  nach  d^  Formel  13  des  Linden- 
bruch das  Gut  zu  Eigentum^),  aber  nicht  sein  ganzes  Gut, 
sondern  nur  einen  Teil  desselben  (de  rebus  suis).  Wir  kennen 
keine  in  Baiern  rezipirte  Formel,  kraft  deren  kinderlose  Ehe- 
gatten sich  trotz  vorhandener  gesetzlicher  Erben  ihr  ganzes  Gut 
zu  vollem  Eigentum  schenken.  Immerhin  muss  in  der  Rezeption 
der  beiden  obigen  Formeln  eine  Abschwächnng  jenes  Rechtes 
entfernter  Verwandten  gefunden  werden,  das  in  lex  Baj.  XV,  10 
ausgesprochen  ist,  denn  dieses  Gesetz  lässt  beim  Vorhandensein 
gesetzlicher  Erben  keinen  Raum  für  Vergabungen  einzelner  Ver- 
mögensteile zu  Eigentum,  oder  für  Vergabungen  des  gesammten 
Nutzgenusses  und  spricht  überhaupt  nur  von  Schenkungen  an 
die  überlebende  Wittwe,  nicht  aber  von  solchen  an  den  über- 
lebenden Ehemann.  Es  scheint  sich  schon  aus  den  obigen 
Formeln  zu  ergeben,  dass  Ende  des  8.  Jahrhunderts  Schenkungen 
unter  Ehegatten  bei  fehlender  Descendenz  mindestens  in  einem 
gewissen,  nicht  bestimmbaren  Umfange  auch  gestattet  wurden, 
wenn  sonstige  Erben  vorhanden  waren;  dass  aber  bei  Vorhanden- 


ibidem,  S.  282.  Letztere  Formel  ist  mit  wenigen  Änderangen  identisch  mit 
der  YoUständigeren  Formel  bei  Marc.  II,  7;  und  Marc.  U,  7  unterscheidet 
sich  von  EL,  8  nur  dadurch,  dass  dort  dem  überlebenden  Ehegatten,  der  den 
Fruchtgenusa  des  Vermögens  hat  vom  Stamme  des  Vermögens  Schenkungen 
zum  Seelenheil  gestattet  sind,  hier  nicht.  Es  bleiben  somit  nur  zur  Gegen- 
überstellung Marc,  n,  7  und  Lindenbruch  13.  Beide  Formeln  enthält  das  Sals- 
burger  Formelbuch.  Lindenbruch  13  =  Rockinger  13;  Mareolf  IL  7  hat 
aber  in  der  kürzeren  Gestalt  von  Addit.  n.  1  Au&ahme  gefunden  =  Rockin- 
ger n.  16. 

*)  quod  inter  eos  agnatio  minime  esse  cemeretur  (Marculf  11,  7)  und 
„dum  et  inter  nos  procreatio  filiorum  minime  esse  videtur"  (Lindenbmch  13), 

')  omnes  res,  quas  dodit  et  quas  accepit,  in  suo  iure  vel  dominatione 
recipere  debeat,  habendi,  tencndi,  dandi,  vendendi,  commutandi  heredibusque 
suis  ad  possidendum  relinquendi  liberam  in  omnibus  habeat  potestatem,  Tgl. 
den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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sein  von  Kindern  der  Schenkung  unter  Ehegatten  —  sofeni  sie 
überhaupt  gestattet  war  —  zum  mindesten  eine  Abteilung  mit 
den  Kindern  vorangehen  musste. 

Der  in  beiden  Formeln  wiederkehrende  Hinweis  auf  das 
Fehlen  von  Kindern  ist  geeignet,  die  von  uns  vertretene  An- 
schauung zu  unterstützen,  dass  auch  bei  Vergabungen,  die  nicht 
dem  Seelenheile  galten,  mindestens  die  portio  der  Kinder  un- 
berührt bleiben  musste.  Das  strengere  Recht  dßr  1er  Baj.  XV. 
10  mag  gemildert  worden  sein,  aber  eine  grössere  Freiheit  als 
lex  Baj.  I.  1  gewährt,  galt  auch  jetzt  nicht.  Eine  nähere  Be- 
trachtung anderer  einschlägigen  Formeln  und  Urkunden  wird 
dies  erweisen. 

Die  bairischen  Rechtsquellen  des  8.  Jahrhunderts  umfassen 
ausser  den  Schenkungen  an  Kirchen  zwei  Gruppen  unentgeltlicher 
oder  scheinbar  unentgeltlicher  Veräusserungen;  die  erste  Gruppe 
enthält  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie,  die  zweite  Zu- 
wendungen an  Personen  ausserhalb  derselben. 

I.  Von  der  ersten  Gruppe  wurden  die  Fälle  einer  Dos- 
bestellung, sowie  der  Schenkung  unter  Ehegatten  bereits  be- 
sprochen *).  In  Betracht  kommen  ausserdem  die  Fälle  der  Erb- 
einsetzung von  Enkeln  verstorbener  Kinder  neben  anderen 
Kindern,  femer  besondere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere 
Familiengenossen. 

1)  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  waren  durch  die 
lebenden  Kinder  ausgeschlossen.  Es  galt  auch  im  Bairischen 
Rechtsgebiete  ursprünglich  kein  Repräsentationsrecht.  Eine  in 
die  Salzburger  Compilation  aufgenommene  Formel*)  beweist 
aber,  dass  der  Grossvater  diesen  Enkeln  das  gleiche  Erbrecht 
wie  den  Kindern  geben  konnte,  ohne  dass  von  einer  Zustimmung 
der  auf  diese  Weise  benachtheiligten  Kinder  die  Rede*)  ist.  In 

>)  Vgl.  oben  S.  101,  Anm,  2. 

*)  Rockinger  n.  12:  Garta  quaÜter  nepotes  com  ayiincnlis  suis  in  loco 
patemo  snccedere  debeant  s=  Form.  Lindenbrei  n.  12,  bei  Zenmer  S.  274, 
vgl.  anch  Marcalf  II,  10,  bei  Zeumer  S.  81. 

•)  Vgl.  über  das  bairische  Recht:  Ghabert,  in  Denkschriften  derWr. 
Akad.  a.  0.  IV,  S.  16;  Quitzmann,  a.  0.  186.  —  (Über  das  Repr&sentations- 
recht  in  ältester  Zeit  überhaupt:  Schröder^s  Rechtsgeschichte  S.  322, 
Siegers  Rechtsgeschichte  432  und  129,  v.  Amira,  Erbenfolge  a.  0.  S.  123, 
Heusler,  Inst.  II,  579;  nenestens  Ficker,  a.  0.  S.  262  und  öfter;  für 
die  spätere  Entwicklung  Siegel,  D.  Erbrecht  a.  0.  S.  51  ff.). 
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dieser  Verfugung  lag  nach  damals  bestehendem  Recht  eine  Ver- 
küi^zung  der  Kinder,  denn  nach  dem  Wortlaute  der  Formel  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  die  Enkel  wie  anderwärts  auf  die  portio 
des  Grossvaters  gewiesen  wurden,  welche  diesem  geblieben  war*). 

Es  erübrigen  daher  nur  noch  die  beiden  Möglichkeiten,  dass 
etwa  unter  dem  Einflüsse  des  Westgothischen  Rechtes,  welches 
das  Repräsentationsrecht  kannte,  sich  im  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine  Rechtsfibung  zu  Gunsten  der  Enkel  contra  legem 
ausbildete,  oder  die  weitere  Möglichkeit,  dass  die  Zustimmung 
der  benachteiligten  Kinder  zwar  geboten  war  und  geübt  wurde, 
aber  in  der  Formel  nicht  erwähnt  wird*). 

2)  Andere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere  Familien- 
genossen. 

Nach  einer  einschlägigen  Formel^)  schenkt  der  Grossvater 
seinen  Enkeln  „aliquam  rem''  zum  Danke  für  geleistete  Dienste 
(„pro  servitio  vel  benivolentia'').  Dieser  Fall  gehört  somit  — 
strenge  genommen  —  zu  den  entgeltlichen  Vergabungen,  wider- 
spricht übrigens  keiner  unserer  Voraussetzungen,  denn  die  Zuwen- 
dung kann  aus  der  portio  des  Grossvaters  geschehen  sein.  — 
Nach  einer  Bestimmung  der  lex.  Baj.  XV,  9  können  uneheliche 
Söhne  von  den  erbberechtigten  eine  Gnadengabe  erhalten:  non 
accipiant  portionem  inter  fratres,  nisi  tantum  quantum  ei  per 
misericordiam  dare  voluerint  fratres  eins. 

Schliesslich  berichtet  auch  eine  Anzahl  von  Urkunden  des 
8.  Jahrhunderts  über  solche  Vergabungen  an  Familiengenossen*). 


^)  Heus  1  er,  Instit.  II,  582.  Für  das  Bairische  Recht  scheint  die 
obige  Formel  n.  12  eine  solche  Erklärung  auszuschliessen,  denn  es  heisst: 
ipsam  yidelicet  portionem,  quam  pater  vester  ille,  si  adhuc  viveret,  hereditäre 
debuerat. 

')  Der  verwandte  Fall  einer  Erbeneinsetzung  der  Tochter,  Marculf  II, 
12,  ist  der  Bairischen  Sammlung  nicht  einverleibt,  vielleicht  aus  dem  Grunde, 
weil  hier  die  Töchter  bereits  den  Söhnen  erbrechtlich  gleichgestellt  waren. 

')  Formel  14  bei  Rockinger  =  Formulae  Sal.  Lindenbr.  n.  14  bei 
Zeumer  S.  276.  Der  Fall  (Marculf  II,  11)  eines  Praecipuums  an  den  Sohn 
ist  der  bairischen  Sammlung  nicht  einverleibt,  übrigens  im  wesentlichen  identisch. 

^)  A  759,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  41:  Ihho  schenkt  omnem  substantiam 
atque  hereditatem  der  Kirche,  sine  mancipiis,  qui  in  domo  mea  sunt,  ipsas 
mancipias  trado  sororibus  meis.  —  a.  760,  Meich.  I,  n.  6,  Ghunipertus  ver- 
gabt der  Kirche  excepto  colone  nuncupante  L.  quem  filio  filii  mei  tradidi.  — 
a.  769,  Meich.  I,  n.  18  aus  einem  Formelbuch  stammend  (vgl.  oben  S.  106, 
Anm.  1):  .  .  ,  si  nobis  filius  ortus  fuerit  .  .  ,  complacuit  nos,  ut  hfibeat  po- 
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Die  Erwäbnnng  ist  immer  nur  eine  gelegentliche.  Meist  wird 
über  eine  Yergabung  znm  Seelenheile  berichtet  und  daneben  einer 
solchen  Zuwendung  an  ein  Familienglied  gedacht,  um  auszu- 
drücken, dass  der  betreffende  Teil  des  Vermögens  von  der  Schen- 
kung zum  Seelenheil  ausgenommen  sei.  Dieser  Umstand  erklärt 
es,  dass  wir  über  die  näheren  Umstände  jener  Vergabung  an 
FamUienglieder  urkundlich  so  wenig  erfahren.  Keine  dieser 
Nachrichten  widerspricht  aber  unserer  durch  andere  Argumente 
begründeten  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  niemals  auf 
Kosten  der  Erbansprüche  der  Descendenten  geschehen  konnten^). 
II.  Die  zweite  Gruppe  möglicher  Fälle  umfasst  unentgelt- 
liche Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der  Familie.  —  Sehen 
wir  von  Vei^abungen,  die  einem  Treueverhältnisse  entsprangen, 
ab,  so  ist  es  klar,  dass  Fälle  dieser  Art  zu  der  grössten  Selten- 
heit gehören  mussten. 


testatem  daas  partes  et  mater  mea  de  hereditate  mea,  hoc  est  mansns,  vir 
et  femina  et  mancipii  cum  omnibüs  facnltatibus  suis;  a.  774  bei  Hundt  I, 
S.  216,  n.  8:  ego  Ratpot  rem  propiiam,  quam  genitor  mens  Crimuni  in  here- 
ditatem  mihi  reliquit,  dono  ad  ecclesiam  . . .  excepto  Aermunto  famalo  nostro 
quem  fratri  nostro  Wicpatone  supra  partem  snam,  quam  sortiebat  contra  me 
donaTimns;  a.  779,  Meich.  I,  n.  63,  Toza,  religiosa  femina  ...  in  honore, 
St.  Gorbiniani  .  .  universa  patrimonia  donavit,  excepto  colonias  duas,  welche 
ihre  beiden  Söhne  als  Benefizien  auf  Lebenszeit  erbalten ;  a.  7G0 — 788,  Urkdb. 
ob  d.  E.  I,  S.  10  und  58,  vgl.  Hundt  I,  S.  215,  n.  10:  Ego  Suanabilt  trado  here- 
ditatem  meam  ad  St.  Michaelem  .  .  qnae  mihi  senior  mens  Sigipercht  donavit 
cum  consensn  domino  nostro  Tassiloni.  Nach  dem  Register  zum  Urkunden- 
buch  ob  d.  Enns  ist  Suanabilt  die  Tochter  des  Sigiperht,  nach  der  Meinung 
Merkers,  Legg.III,  S.  431,  A.  15  de5»sen  Gattin.-  Mon.Bo.  VIU,  S.  367,  a.  780: 
A.  presbyter  propriam  hereditatem  suam  tradidit  nepoti  suo  A.,  quando  illum 
tonsuravit;  a.  784—788,  Meich.  I,  n.  178,  vgl.  Hundt  I,  S.  218  n.  8:  ego  R  et 
coniux  mea  0.  tradimus  quicquid  babuimus  in  hereditatem  et  quidquid  tradidit 
ei  pater  ipsins  in  proprium  cum  licentia  domini  Tassilouis;  a.  784—811, 
Meich.  I,  n.  206:  qualiter  Helmnni  comes  nxori  suae  Cundpirc  totem  suam 
habere  constituit,  hoc  est  curtem  in  F.  quicquid  H.  ibidem  habere  videbatur, 
tradidit  uxori  suae  jure  legitime  ad  compositionem  tutis  ülius;  ipsa  enim 
Cundpirc  eandem  tradidit  curtem  Hadumaro,  filio  suo  in  propriam  hereditatem 
et  statnit,  nt  ipse  Hadumar  potestatem  de  hoc  curte  habuisset  habendi,  pössi- 
dendi  vel  tradendi  ubicnmque  voluisset.  Hier  schenkt  also  die  Mutter  ihre 
Dos  zu  freiem  Eigentum;  vgl.  noch  Meich.  I,  n.  182. 

0  Waitz,  Verf.-Gesch.  11,  2.  Abth.,  S.  287  glaubt  aus  der  Nicht- 
erwähnung von  Erbenzustimmung  in  den  Formeln  des  Marculf  folgern  zu 
können,  dass  zur  Zeit  der  Volksrechte  mindestens  innerhalb  der  Familie  frei 
über  das  Vermögen  verfügt  wurde. 

Adler,  Dm  Erbenwartreehi  8 
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Eieher  gehört  zunächst  die  Adaption.  Sie  eraeheiiit  aus- 
drücklich durch  das  Fehlen  einer  Nachkommenschaft  bedingt  ^). 
Es  werden  nach  der  in  Baiem  rezipirten  Formel  ^omnes  res*'  zu 
freiem  Eigentum  tradirt  und  jede  Anfechtong  der  Erb^i  wird 
abgewiesen.  Da  aber  der  Adoptivsohn  die  Pflicht  übernimmt, 
dem  Adoptivvater  Unterhalt  zu  geben,  so  kann  die  Vergabung 
nicht  als  eine  unentgeltliche  betrachtet  werden. 

Bemerkenswert  ist  feiner  die  Einverleibung  einer  Formel 
in  das  Salzbnrger  Formelbuch,  welche  die  Überschrift  trigt: 
„Traditio,  cuicumque  tradere  voluerit''.  Es  heisst  in  dieser 
Formel:  Dono  tibi  .  .  .  aliquam  rem  meam  in  pago  illo  .  .  . 
in  ea  vero  ratione,  ut  ab  hac  die  hoc  habeas,  teneas  atqne  possi- 
deas,  vel  quicquid  exinde  facere  volueris,  liberam  in  omnibus 
habeas  potestatem*).  Jeder  Widerspruch  der  Erben  wird  abge- 
wehrt und  mit  Strafe  bedroht.  Vorauszuschicken  ist,  dass  die 
Formel  fränkischen  Ursprungs  ist  und  ihr  Vorkommen  in  der 
Compilation  kein  voller  Beweis  für  ihre  ungeänderte  Anwendung 
ist;  dass  femer  diese  Formel  —  da  ja  nirgends  die  Zustimmung  der 
Erben  negirt  wird  —  die  Möglichkeit  offen  lässt,  dass  die  Zu- 
stimmung der  Erben  stillschweigend  vorausgesetzt  ist. 

Aber  hiervon  ganz  abgesehen  widerspricht  der  Inhalt  dieser 
Formel  keineswegs  unserer  bisherigen  Annahme,  sondern  bestätigt 
dieselbe.  Betrachten  wir  die  Formel  näher,  so  kann  ihre  Über- 
schrift: „traditio,  cuicumque  tradere  voluerit'^  zweierlei  heissen,  sich 
entweder  auf  den  Schenker  oder  auf  den  Beschenkten  beziehen. 
Siebedeutet  entweder,  dass  hier  eine  allgemein  anwendbare  Formel 
vorliege,  anwendbar  nicht  bloss  in  den  erörterten  Spezialfällen, 
sondern  bei  jeder  beliebigen  erlaubten  Schenkung  ( —  denn  aus 
dieser  Wendung  auf  die  Erlaubtheit  jeder  Schenkung  zuschliessen, 
ist  gewiss  unerlaubt).  Oder,  es  ist  mit  der  Überschrift  „cuicumque 
tradere  voluerit"  die  Qualität  des  schenkungsweise  zu  erwerbenden 


>)  Form.  Sal.  lindeabr.  n.  18,  bei  Zeomer  S.  279  s  Bockinger  n.  21 : 
Dum  igitar  procreationem  filiorum  mioime  habere  Tideor,  vgL  auch  Jlarcidf 
II,  13,  bei  Zeumer  S.  83. 

')  Form.  Sal.  Lindenbr.  4,  bei  Zeumer  S.  271  =s  Boekinger  n.  6;  bei 
Bockinger  ist  sie  überschrieben :  Traditio  cuilibet  homini.  Über  die  Bedeatang 
ähnlicher  EJauseln  in  königlichen  Schenkungsurkunden:  Brunner,  Land- 
Bchenkungen  a.  O.  1192  ff.  —  Überhaupt  sucht  das  nun  folgende  in  den  Gnmd- 
gedanken  und  Ausfuhrungen  dieser  Abhandlung  Bnuiners  seine  Beohtfertigwig. 
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Beeitzreebtes  gemeint  (Brunner).  Dann  soU  damit  gesagt  sein,  es 
liege  hier  die  Formel  für  eine  Schenkung  vor,  kraft  deren  der  Be- 
schenkte die  Sache  tradiren  kann  „cuicumque  tradere  voluerit'*. 
FQr  die  letztere  Aosl^ang  kann  der  Umstand  geltend  gemacht 
werden,  dass  in  der  That  der  Text  der  Formel  dem  Beschenkten 
fast  mit  den  Worten  der  Überschrift  freie  Verfügung  über  das 
Gut  gewährt.  —  Die  Entscheidung  der  Frage  nach  dem  Sinne 
der  Überschrift  wird  deshalb  leicht,  weil  der  Text  der  Formel 
uns  zeigt,  dass  hier  eine  Vergabung  vorliegt,  welche  dem  Be- 
schenkten freie  Veränsserung  des  Gutes  gewährt.  Würden  also 
unsere  früheren  Ausführungen  die  Möglichkeit  freier  Veräusserung 
allgemein  ausschliessen,  so  würde  diese  Formel  uns  widerlegen. 
Wir  haben  aber  selbst  eine  Reihe  von  Fällen  hervorgehoben,  in 
welchen  Vergabungen  sowohl  an  Familienmitglieder  als  auch  an 
Personen  ausserhalb  der  Familie  unabhängig  von  jeder  Erben- 
zustin^mung  gestattet  waren.  Ausser  diesen  besonderen  ip'ällen 
der  Dosbestellung,  der  Schenkung  unter  Ehegatten,  der  Zuwen- 
dung eines  Praecipuums  aus  der  eigenen  portio  an  bestimmte 
Familiengenossen,  der  Adoption  und  der  Schenkung  eines  zu 
freiem  Verfügungsrechte  überlassenen  Gutes  ^),  welche  unter  den 


^)  Es  ist  der  Fall  gemeint  in  welchem  sich  der  Beschenkte  gemäss  der 
oben  besprochenen  Formel  bei  Rockinger  n.  6  befindet.  Ihm  wurde  das  Gut 
tradirt  mit  der  Rechtsqualität  freier  Yeräusserbarkeit.  Will  man  dies  nicht 
dahin  verstehen,  dass  sich  die  Klausel  nur  auf  das  Rechtsyerhältnis  zwischen 
Tradenten  und  Empfänger  bezieht  (dieser  Meinung  sind  Beseler,  a.  0. 1,  58, 
Sandhaas,  a.  O.  177  und  neuestens  Schröder,  R.  G.  S.  273,  Anm.  127 
u.  129),  so  unterliegt  dieses  Gut  einem  besonderen  Rechte,  und  ist  dadurch 
Ton  sonstigen  Gütern  des  Beschenkten  unterschieden. 

Jedenfalls  findet  in  zahlreichen  FäUen  die  Vergabung  ausdrücklich  zu 
solchem  Recht  statt,  so  im  FaUe  von  1.  Baj.  XV,  10,  wo  der  verwandtenlose 
Ehemann  sein  Vermögen  der  Frau  gibt.  Bezüglich  der  Wittwe  heisst  es : 
omnia,  quae  a  marito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  yolnerit  pro 
suo  jure  transfundat  [vgl.  auch  1.  "Wisig.  IV,  2,  c.  16  ttber  das  VerfUgungs- 
recht  der  Frau  über  geschenktes  Gut  und  dazu  Schröder.  Geschichte  des 
ehelichen  Güterrechtes  1, 139].  —  In  dieser  Weise  kann  die  dos  bestellt  werden, 
Tgl.  die  Formeln  n.  7  und  19  bei  Rockinger,  und  Keich.  I,  n.  206  und  38 
(oben  S.  101,  A.  2).  In  dieser  Weise  lauten  die  Formeln  für  Einsetzung  der 
Enkel  in  das  Erbe,  bei  Rockinger  n.  12;  für  Adoption  Rockinger  n.  21  (et 
quicquid  sibi  deinceps  ex  bis  facere  placuerit  liberam  in  omnibus  habeat  po- 
testatem;  für  Schenkungen  unter  Ehegatten  Rockinger  n.  13  (habendi,  tenendi, 
dattdi,  Tesdendi,  commutandi  heredibusque  suis  ad  possidendum  relinquendi  in 

8" 
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erörterten  Voraussetzungen  gestattet  waren  und  bezeugt  sind, 
mag  überhaupt  zu  Ende  des  8.  Jahrhunderts  bei  Fehlen  von 
Kindern  die  Vergabung  ganz  frei  gewesen  sein;  bei  Vorhanden- 
sein von  Kindern  war  sie  zum  mindesten  auf  die  eigene  portio 
beschränkt. 

Die  Betrachtung  des  gesammten  Quellenmaterials  hat  unsere 
aus  allgemeinen  Voraussetzungen  geschöpfte  Annahme  bestätigt, 
dass  das  Recht  für  unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt  minde- 
stens eine  gleich  strenge  Bindung  des  Veräusserungswillens  ent- 
hielt, als  das  Recht  für  Vergabungen  zum  Seelenheils. 


3.  KapHel. 

Karolinger  Periode. 

Von  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  zu  Beginn 
der  Karolingerzeit,  von  der  steigenden  Macht  geistlicher  und 
weltlicher  Grundherrschaften  einerseits,   der  wachsenden  Ver- 


omnibus  habeat  potestatem);  für  Zuwendangen  an  nepotes:  Rockinger  n.  14; 
vgl.  auch  die  allerdings  zweifelhafte  Urkunde  aus  dem  Anfang  des  7.  Jahr- 
hunderts, Mon.  Bo.  XX Vm  b,  S.  39  =  ürkdb.  ob  d.  B.  I,  437,  auf  welche 
V.  Inama,  W.  G.  L  S.  105  als  ältestes  Zeugnis  (vgl.  oben  S.  105,  Anm.  1) 
hingewiesen  hat:  ego  S  presbyter  donavi  ...  de  proprietate  mea  mancipia 
Vn.  et  dimidietatem  terrae  meae  in  H.  und  . .  item  ad  locum  Tmna  donavi .... 
tarn  de  alode  quam  et  de  emptione  de  lucro  meo.  Er  vergabt  dieses  Erbgut 
und  wolgewonnene  Gut:  hac  tarnen  ratione,  ut  dum  advixero  onmia,  quae 
supra  scripta  sunt,  simnl  cum  beneficio  St.  Stephani  mihi  concesso  in  mea 
potestate  consistant,  et  post  obitum  meum  omnia  emeliorata  ad  Sanctnm  Ste- 
phanum  re vertan tur.  Si  quis  autem  hoc  placitnm  emutare  voluerit  aut  in- 
fringere,  volo  habere  potestatem  de  meo  proprio  dare,  ubicumque  mihi  pla- 
cuerit  et  beneficium  quod  nunc  possideo  ad  supradictum  locum  Sti.  Stephani 
revertatur.  —  Mit  dem  „dare  ubicumque  mihi  placuerit"  soll  doch  wol  nur  gesagt 
sein,  dass  bei  einer  mutatio  vollständige  restitutio  in  integrum  erfolgt,  dass 
dann  insbesondere  der  Beschenkte  jeden  Anspruch  auf  das  Gut  verliert, 
daher  der  Schenker  darüber  in  demselben  Umfange  verfugen  kann,  als  hätte 
die  Schenkung  nicht  stattgefunden.  Den  Umfang  dieser  Verfügnngsfreiheit 
abzugrenzen,  hatte  diese  Urkunde  gewiss  keinen  Anlass.  Übrigens  hindert 
nichts  anzunehmen,  dass  der  Schenker  kinderlos  war,  oder  aus  seiner  portio 
die  Vergabung  vorgenommen  hatte,  oder  dass  es  ein  mit  dieser  Qualität  des 
Besitzrechtes  geschenktes  Gut  war,  das  er  selbst  wieder  vergabt  hatte;  dann 
konnte  er  allerdings  das  ihm  rückgefallene  Gut  „dare  ubicumque  placuerit*. 
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armirng  nnd  Abhängigkeit  des  mittleren  Besitzes  andererseits, 
war  bereits  die  Bede.  —  Mag  auch  in  Baiern  die  Aasbildung 
der  grossen  Ginndherrschaft  später  eingetreten  sein^),  so  wächst 
dennoch  seit  dem  letzten  Drittel  des  8.  Jahrhunderts  der  geist* 
liehe  und  weltliche  Besitz  ins  Ungemessene  ^).  Die  Folge  dieses 
Prozesses  aber,  das  Verschwinden  der  kleineren  und  mittleren 
Grundeigentfimer,  findet  in  den  Bairischen  Traditionsbnchein 
lebendigen  Ausdruck.  Seit  dem  10.  Jahrhundert  berichtet  die 
Sammlung  von  Freising  nichts  mehr  über  Traditionen  aus  mittleren 
Yolksklassen,  und  die  dem  Stifte  Freising  seit  dieser  Zeit  ge- 
schenkten Guter  entstammen  fast  ausnahmslos  dem  Vermögens- 
bestände grosser  Grandherrschaften'). 

Es  fragt  sich  nun,  ob  das  von  uns  erörterte  Recht  des 
Grundbesitzes  innerhaib  dieser  Umwälzung  bestehen  blieb.  Die 
Möglichkeit  wurde  bereits  gezeigt.  Die  alten  Veräusserungs- 
beschränkungen  mochten  rechtlich  fortbestanden  haben,  aber 
wirtschaftlich  deshalb  machtlos  geblieben  sein,  weil  die  Ver- 
ftusserung  an  die  Zustimmung  von  Familiengenossen  geknflpft 
war,  welche  auch  ffir  ihre  eigene  Person  alles  Heil  in  der  Ver- 
äusserung  oder  Auftragung  erblicken  mussten.  Die  Bindung  des 
Einzelnen  durch  die  Familie  mag  geblieben  sein.  Was  konnte  sie 
fruchten,  wenn  die  Familie  als  solche  ihre  Widerstandskraft  ver- 
loren hatte? 

Die  Gesetzgebung  jener  Zeit  ist  in  den  Gapitularien  nieder- 
gelegt, aus  welchen  wir  das  damals  geltende  Recht  erschliessen 
mfissen.  Es  wird  von  Niemandem  bezweifelt,  dass  die  Reichs- 
gewalt die  geänderte  Besitzordnung  anzuerkennen  und  politisch 
zu  benutzen  gezwungen  war,  aber  es  bleibt  noch  fraglich,  ob  die 
Gesetzgebung  so  weit  ging,  diesen  Verlauf  durch  Aufhebung  der 
Veräusserungsbeschränkungen  zu  beschleunigen,  ob  also  in  Baiem 
ein  Wartrecht  im  gekennzeichneten  Sinne  der  Abteilungspflicht 
rechtlich  weiter  bestand  oder  nicht*).  Diese  Gesetzgebung  hatte 


*)  y.  Inama,  W.  G.  I,  279,  289  und  die  TabeUe  I  im  Anhange  das. 

')  y.  Inama,  ebenda  S.  291,  Anm.  2:  Die  Nach  Weisungen  aus  dem  Frei- 
singischen Traditionscodex,  und  S.  292:  die  Berechnungen  bezüglich  der 
Schenkungen  an  Salzburg  und  Freising. 

')  y.  Inama,  a.  O.  S.  295  und  S.  260,  Anm.  4. 

*)  Walter,  R.  G.,  2.  Aufl.  I,  S.  113  meint:  „Die  Freiheit,  sein  Erbe,  an  wen 
i  wolle,  SU  tradiren,  wurde  durch  die  Gapitularien  aUgemeines  Reichsrecht.** 
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—  wie  in  anderem  Zusammenhange  gezeigt  wnrde*)  -^  Vei^biiÄ* 
gen  an  Kirchen  nach  der  Bichtnng  begünstigt,  dass  von  nan  an 
die  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  kein 
Hindernis  für  eine  yollgfiltige  Tradition  bilden  sollte  und  die 
Schenkung  auch  bei  noch  unabgeteiltem  Gute  stattfinden  konnte. 
Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran  fest,  dass  die  Erben* 
rechte  durch  die  Vergabung  unverletzt  bleiben  mfissen. 

Untersuchen  wir,  ob  dieselben  Bestimmungen  auch  auf  ander- 
weitige unentgeltliche  Vergabungen  Anwendung  fandm  oder 
nicht«). 

Wenn  mit  Recht  bestritten  werden  kann^  dass  das  Oapitulare 
von  803,  welches  Vergabungen  zum  Seelenlieil  an  die  Gra&chaft 
der  belegenen  Sache  bindet,  auch  Vergabung^  anderer  Art  im 
Auge  hat'),  so  scheint  uns  ein  gleiches  Bedenken  bezQglich  des 
Capitulars  von  818  unhaltbar^).  Dass  die  Überschrift,  welche 
auf  Vergabungen  pro  salute  animae  hinweist  und  von  Schröder 
als  Argument  benutzt  wird,  hier  nicht  entscheiden  kann,  beweist 
der  erste  Teil  des  Capitulars,  welcher  ausdracklich  auch  von 
anderweitigen  Vergabungen  handelt  Da  Schröder  dies  zugiebt, 
so  wird  auch  für  alles  Weitere  der  Text  und  nicht  die  Über- 
schrift des  Capitulars  entscheiden.  Nach  dem  Texte  des  Gesetzes 
kann  aber  bei  vorschriftmässiger  Vergabung  aus  ungeteiltem  Grute 
der  Ganerbe  gezwungen  werden  —  wie  es  ganz  allgemein  heieek 

—  „ut  divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  deftinctus  hereditatem 
suam  voluit  pervenire''.    Es  wird  femer  in  diesen  Schlusssätzea 


*)  Vgl.  oben  S.  44  flF. 

•)  Vgl.  die  Capitularien  von  808  c.  6,  bei  BoretiaB  8.  HS,  von  818 
c.  6,  bei  Boretius  S.  282;  vgl.  unsere  Ansführongen  oben  8.  44  ff.  und  den 
Wortlaut  der  einschlägigen  Stellen  oben  S.  44,  Anm.  1  u.  2. 

')  Dass  der  Rechtssatz  auch  für  anderweitige  Vergabungen  galt,  ist 
selbstverständlich.  Fraglich  ist  nur,  ob  ihn  das  Capitulare  nur  für  Vergabungen 
zum  Seelenbeil  abermals  einschärfte.  Oberschi-ift,  Wortlaut  und  Ihhalt  des 
Gesetzes  scheint  für  diese  Annahme  zu  sprechen.  Haiss,  Traditio  und  In- 
vesdtura  8.  12  ist  zwar  anderer  Meinung.  Aber  in  dem  Satze:  Si  vero 
aliquis  alii  res  suas  tradiderit  etc.  ist  der  alius«  dem  tradirtwird,  Bicbt  der 
Bedachte,  sondern  der  Salmann,  der  seinerseits  an  die  Kirche  tradiren  s«^; 
vgl.  Hühner,  in  Gierke's  Untersuchungen,  Heft  XXVI,  8  »2. 

*)  Schröder,  R.  G.  S.  269.  Anm,  104.  während  Hüb ner,  a.  0.  8.  6S 
unserer  Meinung  ist,  ohne  freilich  die  in  der  später  erschienenen  Rechts- 
geschichte Schröder's  geltend  gemachten  Gegengründe  gekannt  eu  haben. 
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des  Capitnlars  der  Zeitpunkt  für  die  Dnrchf fibrnng  der  Abteilung 
bei  Sch^ikiiBgen  znim  Seelenheile  besonders  bestimmt,  und  den 
F4lleB  ander  Art  stillschweigend  aber  deutlich  gegenübergestellt^). 
Daraus  folgt  aber,  dass  unser  Oapitular  die  Vergabungen  beider 
Art  im  Auge  hatte  und  regeln  wollte. 

Seit  Aem  Jahre  818  konnte  somit  auch  der  von  der  Graf- 
schaft Abwesende  nicht  bloss  Schenkungen  an  Kirchen,  sond^oi 
auch  an  Verwandte  oder  and^e  Personen  in  yollgültiger  Weise 
vollziehen.  Er  konnte  dies  insbesondere  auch  dann,  wenn  er 
noch  in  ungeteütem  Gute  mit  Ganerben  sass.  Voraussetzung 
war  aber  audi  Uer,  dass  durch  die  Vergabung  keine  Rechte 
dritter  Persanen,  insbesondere  keine  Erbenrechte  verletzt  wurden. 
Wir  haben  bei  Behandlung  der  Vergabungen  zum  Seelenheile 
nachzuweisen  versucht,  dass  jede  andere  Auslegung  dem  Sinne 
des  Gresetzes  widerspricht,  und  wir  berufen  uns  hier  auf  diese 
Ausfäkrungen. 

Eine  Bestätigung  für  diese  Auffassung  enthalten  jene  bereits 
anderen  Orts  zitirten  Capitularien,  welche  sich  nicht  bloss  gegen 
Missbräuche  seitens  der  Geistlichkeit  wenden,  sondern  auch  gegen 
weltliche  Grosse,  die  durch  Amtsmissbrauch  oder  andere  unlautere 
Mittel  die  kleineren  Besitzer  zur  Veräusserung  oder  Auftragung 
ihres  Gutes  brachten.  Es  soll  verhindert  werden  „ne  forte  paren- 
tes  contra  justitiam  fiant  eiheredati"  —  und  nach  einem  Capitulare 
von  826  sollen  Kinder,  welche  auf  Betreiben  geistlicher  oder 
weltlicher  Herrn  durch  Vergabungen  ihrer  Eltern  enterbt  wur- 
den, nach  Möglichkeit  restituirt  werden*). 

*)  Vgl.  die  Erklänmg  dieser  Unterscheidung  bei  Brunaer,  R.  G.  der 
ürlunde  S.  298,  Anm.  1. 

')  Vgl.  die  bereits  oben  zitirten  Capitularien  von  806  und  826  bei 
BoietLUs  S.  125  und  S12.  Das  letztbemfene  Gap.  VI  des  Gapitalars  von 
826  lautet:  ,Ut  res  panpemm  vel  minus  potentum  mala  occasione  non  emantur. 
—  Propter  provisiones  pauperum,  pro  quibus  curam  habere  debemus,  placuit 
nobis,  ut  nee  episcepi  nee  abbates  nee  comites  nee  vicarii  nee  iudices  nullus- 
que  omidno  sab  mala  occasione  Tel  malo  ingenio  res  pauperum  vel  minus 
potentom  nee  emere  nee  vi  toUere  andeat;  sed  quisquis  ex  eis  aliquid  com- 
parare  yoluerit,  in  publico  placito  coram  idoneis  testibus  et  cum  ratione  hoc 
faciat.  Ubicumque  autem  aliter  inventum  fnerit,  factum  hoc  omnino  emendetur 
per  iusflionem  vestram.*  —  Gap.  817,  c.  4  (LL.  I,  214)  spricht  von  dem 
EaUe,  wo  Einer  «ein  Erbgut  durch  Auftragung  zum  Zinsgut  gemacht  und 
sagt»  dass  dessen  Nachkommen  daran  kein  Kecht  hätten,  wenn  es  ihnen  nicht 
ausdrücklich  yorbehalten  wurde;  vgl.  Walter,  a.  0.  II,  S.  113,  Anm.  8  und 
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Auch  die  Untersuchung  der  Urkunden  der  RarolingischeU 
Zeit  bestätigt,  dass  im  9.  Jahrhundert  die  Yeränssenings- 
beschränkungen  rechtlich  dieselben  geblieben  sind.  Diese  Ur- 
kunden bringen  zahlreiche  Fälle  von  unentgeltlichen  Vergabungen, 
die  nicht  zum  Seelenheile  geschehen  waren,  aber  keinen  emzigen 
Fall,  der  nicht  in  die  für  die  Agilolfing'sche  Zeit  herausgestellten 
Gruppen  zu  subsumiren  wäre. 

Es  finden  sich  ohne  Erbenzustimmung: 

I.  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie  und  zwar:  1)  die  Dos- 
bestellung und  Schenkungen  unter  Ehegatten  verschiedener  Art^). 
Die  Dosbestellung  war  gesetzliche  Pflicht,  und  soweit  sie  dies 
war,  keiner  Beschränkung  durch  Erben  unterworfen;  andere  Zu- 
wendungen unter  Ehegatten  überschreiten  nicht  den  Rahmen, 
der  durch  die  früher  besprochenen  Formeln  bezeichnet  ist.  Sie 
finden  als  Hingabe  zu  Eigentum  nur  statt,  wenn  keine  Kinder 
da  sind.  Aber  selbst  bei  Vorhandensein  von  Descendenz  werden 
Vergabungen  aus  der  eigenen  portio  gestattet  gewesen  sein. 
2)  Schenkungen  an  andere  Familengenossen,  so  an  die  Mutter*), 


Y.  Inama,  W.  G.  I,  S.  344,  Anm.  5.  Ans  diesem  Oapitalare  folgt  aber  nicht,  das« 
eine  Auftragung  mit  dieser  Rechtswirkung  zum  Schaden  geltender  Erben- 
rechte geschehen  konnte. 

>)  Mon.  B.  XXVm  b,  S.  25,  a.  788—804:  quod  ei  vir  suus  Engiiprecht 
comes  ad  legitimum  dotem  concessit;  Mon.  Bo.  YIII,  8.370,  a.806:  egoW. 
trado,  quod  H.  man  tu  mens  mihi  in  partem  dedit;  Meich.  I,  n.  627,  a.  843: 
praeter  id,  quod  uxori  suae  tradidit  ad  justitiam;  ähnlich  Meich.  I,  n.  165. 
Meich.  I,  n.  669,  a.  844:  eine  gegenseitige  Vergabung  des  ganzen  Vermögens 
nnter  Ehegatten;  dieselbe  wird  nach  Scheidung  der  Ehe  wieder  aufgehoben. 
EJnder  fehlen  offenbar.  —  Andere  Vergabungen  unter  Ehegatten  geschehen 
unter  der  Bedingung,  dass  keine  Descendenz  hinzutritt,  so  Anamod.  I,  n.  71, 
a.  834  und  besonders  n.  72,  a.  833.  —  Falle  von  Bestellungen  einer  Leibzucht 
an  die  Frau  im  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  98,  S.  63,  S.  44,  a.  806  mit  Vorbehalt 
der  Nutzung  am  geschenkten  Gute  für  sich,  Frau  und  Sohn;  fem^  ebenda 
S.  77,  a.  837;  ähnlich  Meich.  I,  n.  319,  n.  303,  n.  609,  n.  699  etc.,  vgl.  über 
all  dies  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  S.  129,  A.  17,  S.  169, 
S.  160,  A.  11,  S.  162,  A.  16.  —  Anamod.  I,  102  und  II,  13  (vgl.  Schröder, 
a.  O.  S.  162,  A.  16)  sind  Conunutationen,  die  mit  Bestellung  einer  Bolchen 
Leibzucht  verbunden  sind. 

')  Meich.  I,  n.  591,  a.  836:  ego  S.  presbjter  tradidi  onuies  res  proprie- 
tatis  meae  ad  K.  et  H.  praeter  mancipia  III.  .  .  hoc  praetennisi  matri  meae. 
Meich.  I,  n.  380:  matrona  Imma  delegavit  .  .  suam  propriam  hereditatem 
quod  ei  maritus  suus  ne  H.  ad  justitiam  et  proprietatem  seu  etiam  filii  soi 
tradiderunt  in  loco  S, 
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an  den  Sohn^),  an  die  Schwester*),  an  den  Bruder^,  an  den 
Neffen*),  an  „propinqui"*),  „parentes"*).  In  keinem  dieser  Fälle 
lässt  sich  eine  Verletzung  von  Erbenrechten  der  Descendenz 
nachweisen.  Die  beiden  zitirten  Vergabungen  an  den  Sohn  be- 
stehen in  der  Schenkung  der  Dos  und  bilden  ein  Praecipium,. 
das  der  beschenkte  Sohn  vor  seiueu  Geschwistern  voraus  hat 
Dies  konnte  geschehen,  wenn  die  dos  der  Frau  mit  dem  Rechte 
völlig  freier  Verfügung  übertragen  worden  war'). 

n.  Unentgeltliche  Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der 
Familie. 


')  Meich.  I,  n.  162:  Rabo  Diaconus  tradidit  ad  domum  S.  H. . .  partem 
matris  suae  J.,  eo  qnod  mater  eins  omnia,  quod  ad  justitiam  propriam  de 
marito  accepit,  totum  ex  integro  filio  suo  Rnbom  condonavit.  Diese  Schen- 
kung ist  ein  praecipuum,  denn  R.  hat  noch  Geschwister;  vgl.  Keich.  I,  n.  660; 
n.  382. 

')  Meich.  I,  n.  506:  quod  quidam  presbyter  nomine  Otlant . . .  quicquid  ad 
P.  proprio  hereditatis  seu  adquisitionis  habere  Tideretur  sororibus  suis  tradi- 
dit, qnorum  nomina  L.  et  £.  et  in  manus  P.  centurionis  commendayit  Hierauf 
tradiren  die  Schwestern  das  Geschenkte  der  Kirche;  Hundt  L,  S.  219,  n.  14, 
a.  804:  nisi  unam  coloniam  dimisi  sorore  nostra,  quae  nominatnr  Epa  ad 
suam  vitam;  Meich.  I,  n.  980:  Georgius  tradidit  in  capsam  quicquid  Heimo 
suae  sorori  Tunza  tradidit  in  proprietatem,  quae  et  ipsa  Georgii  uxor  legi- 
tima  fnit. 

')  Meich.  I,  n.  466,  a.  824:  ego  Keroldus,  diaconus  et  camaUs  frater 
mens  nomine  Kemod  habuimus  inter  nos  communem  patemam  et  matemam 
hereditatem  fiimiter  confirmatum  et  traditum  uterque  alio  si  superstes  fuisset 
Uli,  quia  Kemod  advocatus  fuit  fratris  sui  Keroldi  Diaconi;  proinde  convenit 
illos,  ut  uterque  eorum,  alio  dimitteret  traditionem  quam  antea  factam  habue- 
runt  inyicem;  Hundt  II,  n.  46,  a.  870 :  Feretkunda  quaedam  sanctimonialis 
tradidit  in  altare  quicquid  proprietatis  yisa  fuit  habere  eis  Gnminos  montes  . . . 
exceptis  40  hobis,  quas  Managoldo  et  Eginoni  fratribus  suis  tradidit  (Kinder 
fehlen).    Meich.  I,  n.  523:  nisi  quod  A.  frater  mens  mihi  tradidit. 

*)  Meich.  I,  n.  173:  Ego  E.  presbyter  nepoti  meo  trade  ecclesiam  meam 
in  A.  .  .  .  similiter  ad  Dorf  .  .  .  usque  in  flnem  vitae  suae.  Dann  fallen 
dieselben  an  die  Kirche  Meich.  I,  n.  411:  presbyter  H.  vergabt  zum  Seelen- 
heil, nihil  enim  praetermittit,  nisi  parvam  rem,  quam  nepoti  suo  cum  con- 
venientia  episcopi  ad  usum  vitae  tradidit  (811—835)  und  öfter. 

^)  Meich.  I,  n.  712,  a.  871 : .  .  quidam  presbyter  nomine  E.  tradidit  illam 
partem,  quam  sibi  propinquus  ejus  R.  presbyter  dedit  in  proprietatem. 

*)  Meich.  I,  n.  284:  .  habuitque  Dominus  Atto  episcopus  ...  de  villa 
A.  duas  partes,  et  tertiam  partem  habuit  R.  in  proprietate  ex  condonato 
parentum  suorum. 

')  Vgl.  oben  S.  115,  Anm.  1. 
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Hie  Urkunden  dieser  Periode  eDthalten  ffir  diesen  Fidl  eine 
Reihe  von  Beispielen'),  welche  darin  ihre  ErUSmng  finden,  dass 
der  Schenker  entweder  kinderlos  oder  abgeteilt  ist^  oder  ein  Gut 
vergabt,  das  ihm  selbst  zu  freiem  Yerfngungsrecht  fiberlaasen 
worden  war'). 


^  Meieh.  I,  n.  481 :  Quaedam  matrona  nomine  W.  tni4iditWott^6rtocleri€o 
proprietatem  snam  in  loco  S.  et  postea  convenit  eos  ambos  . . .  ut  oonvenienter 
tradidi98ent  pro  remedimn  anime  eorum  ipsam  rem;  Meich.  I,  n.  607,  a.  838: 
Die  oben  besprochene  Schenkung  des  Eatolt  an  die  Kirche;  sie  geschieht 
praeter  nnam  coloniam  qnam  vasallo  sno  R.  in  proprietatem  tradidlL  HeicL 
I,  n.  655,  a.  848 :  Undeo  Diaconus  coidam  pnemlo  ne  Reginolf  proj^etatem 
suam  tradidit  in  loco  G.  et  ad  J.  .  .  et  hanc  traditionem  fecit  ündeo  in 
manus  illius  infantis  et  advocati  sui  Piligrimus.  Hierauf  verlangt  anf  einem 
Placitum  der  Diacon  von  dem  Kinde  nnd  dessen  adTocatus  priorem  sibi  di- 
mittere  traditionem,  quod  ipsi  renaerunt  et  postea  fecerunt  Ündeo  schenkt 
dann  diese  zurückerhaltenen  Güter  der  Kirche;  Meich.  I,  n.  711,  a.  861: 
Kegio  tradidit,  quidqnid  ei  Dominas  ejus  ne  Katto  condonayit  in  hereditatem. 
YgL  auch  ürkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  58  und  Meich.  I,  n.  102,  169,  417,  683. 

')  In  einer  Schenkungsurkunde,  in  welcher  die  Vergabungen  zu  Gunsten 
des  Bischofs,  nicht  der  Kirche  geschieht,  heisst  es,  wol  um  diesen  Gegensatz 
zu  bezeichnen,  vom  Bischof:  ,,habeat  in  propriam  alodem  suam  tamquam  de 
patre  suo  in  hereditatem  ei  dimittetur"  (Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  29,  a.  821) 
und  in  einer  zweiten  Urkunde  vom  beschenkten  Priester:  pro  propria  heredi- 
täte,  quasi  a  patre  suo  in  portionem  accepisset  (Meich.  I,  n.  263,  a.  784 — 811). 
Diese  Modalität  der  Vergabung  wollte  offenbar  vollständig  freie  Verfügung 
gewähren,   wie   sie  jeder  Kinderlose  oder  Abgeteilte  über  die  portio  besass. 
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IIL  Abschnitt. 

Onerose  Yer&asseran^^ii. 


Wein  filr  die  älteste  orknndliche  Zeit  die  Zeugnisse  über 
entgeltliche  Rechtsgeschäfte  relativ  spät  und  zuerst  nnr  ver- 
einzelt auftreten,  so  liegt  dies  vor  Allem  an  vnrtschafiHchen 
Ursachen^).  Erst  seit  dem  9.  Jahrhundert  f&hrt  die  Ausbildung 
dar  grossen  Gmndherrschaft  zu  ausgedehnte  Tauschgeschäften. 
Insbesondere  sieht  sich  die  Kirche  zur  selben  Zeit,  in  welcher 
die  Schenkungen  zum  Seelenheile  immer  seltener  werden,  ver- 
anlasst ihren  Grundbesitz  durch  Tauschgeschäfte  zu  arrondiren 
und  zu  erweitem,  während  Kaufcontracte  in  Folge  Vorherrschens 
der  Naturalwirtschaft  seltener  bleiben. 

Die  Gesetzgebung  KarFs  des  Grossen  unterstfitzte  diese 
wirtschaftlichen  Bemühungen  der  Kirche,  ja  sie  behielt  srich  das 
fiecht  VW,  Tauschgeschäfte,  welche  der  Kirche  schädlich  waren, 
rückgängig  zu  machen^.     Andererseits  schützt  sie  den  durch 


')  ▼.  Inama,  W.  G.  I,  104,  216,  297  ff.;  ebenderselbe:  Ausbüdung 
4er  grossen  Grandherrscbaften  a.  O.  S.  91;  HftberliB  a.  O.  S.  44  ff. 

*)  Über  die  königliche  Onirmation  dieser  G^schftfte  vgl.  n.  A.  Häber- 
lim  a.  O.  S.  49  ff.  und  y.  Inama,  W.  G.  I,  302,  sowie  das  daselbst  zitirte 
Gapit.  Worm.  839,  c.  6  (LL.  I,  361),  worin  es  heisst:  nbicnmqne  vero  inntües 
et  incommodae  atqn«  irrationabiles  factae  sunt  (commntationes),  dissolvantur 
et  recipiat  nBüsqnisque  qnod  dedit.  Bemerkenswert  scheint  nns  andererseits 
die  in  königlichen  Confirmationen  kircfaUchen  Besitzstandes  Yoricommende  Be- 
tonung gesetzm&ssigen  Erwerbes  als  Voraussetzung  der  Confinnation,  so  z.  B. 
in  der  von  Karl  M.  geschehenen  Confirmation  des  Besitzstandes  Bischof  Amo*s 
a.  791:  jubemus,  ut  quicquid  ad  praefatum  episeopnm  juste  et  rationabüiter 
pertinet  .  .  et  Arno  modemo  tempore  teuere  videtur  etiam  ot  hoc  quod  in 
antea  ibidem  recto  ordine  largitura  vel  delegatum  fuerit  (JuTayia,  Anhang 
S.  50);  und  König  Ludwig  bestätigt  816  derselben  Kkdke  .  .  ^uae  •  .  « 
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Armut  Abhängigen  nicht  blos  —  wie  bereits  gezeigt  wurde  —  vor 
nachteiligen  Schenkungen  und  Auftragungen,  sondern  auch  yor 
nachteiligen  entgeltlichen  Geschäften^).  Vorläufig  geht  es  freilich 
nicht  an,  diese  schützenden  Bestimmungen  in  dem  Sinne  zu  deuten, 
dass  durch  sie  etwa  auch  ein  Wartrecht  der  Erben  —  welcher 
Art  immer  —  geschützt  werden  sollten.  Die  Existenz  eines 
solchen  Wartrechtes,  das  bei  onerosen  Geschäften  wirksam 
war,  müsste  durch  stärkere  Beweismittel  sichergestellt  werden, 
dann  könnte  vielleicht  dem  letztzitirten  Oapitulare  und  ähnlichen 
Bestimmungen  der  Wert  einer  Bekräftigung  beizumessen  sein. 

Die  Frage,  ob  auch  bei  onerosen  Yeräusserungen  ein  Wart- 
recht der  Erben  —  welcher  Art  immer  —  galt,  ist  sehr  be- 
stritten. Sie  wird  sogar  von  einzelnen  Autoren  verneint,  welche 
sonst  der  Annahme  eines  Wartrechtes  geneigt  sind^). 

Zunächst  ist  klar,  dass  auch  für  onerose  Rechtsgeschäfte 
jene  Beschränkungen  wirksam  sein  mussten,  welche  sich  für 
Schenkungen  aus  den  Verhältnissen  der  persönlichen  Abhängigkeit 


fidelibns  jnste  conferantor  vel  qnae  deinceps  legaliter  coUata  faerint  (JuYaiia 
Anhang  S.  66).  Die  letztere  Confirmation  spricht  allerdings  ansschllesfllich 
Ton  Schenkungen. 

')  Capit.  concilii  Mogontiae  habiti  Vil,  a.  826 :  nt  res  paupemm  vel 
minus  potentum  mala  occasione  non  emantur;  vgl.  oben  S.  119. 

')  Gerber  a.  0.  S.  9  ist  tiberzeugt,  dass  es  hierüber  niemals  zu  einer 
Constanten  Eegel  kam.  H ab  erlin  a.  O.  S.  78  nimmt  hier  eine  Befestigung 
des  Erbenkonsenses  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  an.  Stobbe,  Handbuch 
n,  S.  126  meint:  „dass  die  Quellen  zur  Zeit  des  Yolksrechtes  wesentlich 
nur  die  unentgeltlichen  Yeräusserungen  beschränken."  —  Andererseits  nimmt 
Eichhorn  a.  0.  I,  S.  337  auch  ftir  onerose  Yeräusserungen  ein  Wartrecht 
der  Erben  nach  sächsischem  Hechte  an,  und  hält  Gleiches  nach  den  übrigen 
Yolksrechten  für  wahrscheinlich.  Fi p per  a.  0.  S.  61  ff.  dehnt  gleichfalls 
die  Bestimmungen  des  sächsischen  Yolksrechtes  auf  entgeltliche  Geschäfte 
aus.  Z immer le  a.  0.  S.  84,  85  meint,  das  sächsische  Yolksrecht  eikläre 
dies  ausdrücklich,  die  übrigen  Yolkarechte  aber  enthielten  nirgends  eine  Be- 
schränkung ihrer  Bestimmungen  auf  Schenkungen.  Ist  diese  letzte  Behaup- 
tung mindestens  anfechtbar,  so  leidet  seine  Yerwertung  von  Urkunden  nicht 
blos  an  dem  Fehler,  dass  die  Urkunden  verschiedener  Stammesrecbte  auch 
hier  cumulirt  werden,  sondern  dass  auch  für  die  Zeit  der  Yolksrechte  die 
Gerichtlichkeit  der  Rechtshandlung  für  obb'gat  erachtet  wird,  wogegen  bereits 
Walter,  B,.  G.  ü,  1857,  a.  0.  S.  112  Einwendung  erhob.  Pappenheim 
a.  0.  meint,  dass  onerose  Bechtsgeschäfte  zur  Zeit  der  Yolksrechte  dem  Wart- 
rechte nicht  unterlagen. 


Digitized  by  V^OOQIC 


125 

nnd  des  ungeteilten  Besitzes^),  sowie  ans  den  Modalitäten  er- 
gaben, unter  welchen  das  zu  schenkende  Gut  erworben  worden  war. 
Der  Kauf  oder  Tausch  fand  nemlich  regelmässig  in  der 
Weise  statt,  dass  der  Erwerber  des  Gutes  in  dessen  Veräusserung 
durch  keine  entgegenstehende  Rechte  des  Auctors  beschränkt 
war.  Dies  beweisen  sowohl  die  Urkunden')  wie  die  später  zu 
besprechenden  Formeln.  Beide  Rechtsgeschäfte  gewinnen  aber 
nur  langsam  eine  feste  Gestalt.  Wir  finden  Urkunden,  in  welchen 


^  Beispiele  aas  dem  8.  und  9.  Jahrhundert:  bei  Eeinz,  Indiculus,  S.  19: 
B.  et  G.  et  F.  yendidenint  res  eorum  per  licentiam  Tassilonis  ex  causa 
dominica  .  .  .  TÜla  U  .  .;  Eeinz,  Br.  Notitiae  S.  45:  Arno  episcopus 
concambiavit  ad  F.  territorium  et  silyam  a  tribus  fratribus;  ibidem  S.  44: 
W.  nobilis  femina  tradidit  emtionem,  quam  cunquisivit  a  Yiris  nobilibus  in  F.; 
Meich.  I,  n.  15:  quod  ego  Arbeo  episcopus  .  .  .  quod  a  quodam  monacho  ne 
Egino  propriam  hereditatem  ipsius  et  fratris  sui  Reginolü,  quam  Beginolfus 
bis  in  hereditatem  eorum  genitor  reliquit,  comparavi  per  consensum  Domini 
Tassilonis;  donavi  namque  ei  sicut  ipse  postulaverat  plus  minus  solidos  ex 
St.  Mariae  rebus  CG  et  haec  sunt  testes;  Meich.  I,  n.  261:  Nos  germanos 
E.  et.  J.  convenit  nos  tibi  Erchanhario  vendere  omnes  res  illas,  quae  ad  nos 
pertinet  in  yico  A.;  Meich.  I,  n.  373:  Engüpoto  propriam  alodem  conquisitum 
habuit  in  G,  quam  emerat  a  snpradictis  possessoribus.  Meich.  I,  n.  505: 
H.  tradidit  proprietatem  suam  quod  comparabat  de  nobilibus  yiris  cum  sua 
propria  pecunia,  hoc  est  -colonia  una  et  mancipias  III.  .  .  ut  nee  ipse  yel 
posteri  ejus  sive  parentes  potestatem  halierent,  inde  aliquid  abstrahere; 
Meich.  I,  n.  573:  qualiter  A.  et  O.  frater  ejus  vendiderunt  propriam  heredi- 
tatem suam  ad  Hittone  in  loco  F.  —  Hierher  gehörig  wol  auch  Meich.  I,  n.  979: 
quod  Waldo  episcopus  et  E.  nobilis  laicus  quandam  compladtationem  nuUo 
contradicente  potent!  manu  pro  se  suisque  parentibus  .  .  . 

^)  Meich.  I,  n.  724,  a.  867:  Commutatio  inter  Annonem  episcopum  et 
quendam  nobilem  yirum  ne  Gros.  Zum  Schluss:  «unde  et  duas  commuta- 
tiones  pari  tenore  conscriptas  inter  se  fien  rogayerunt,  per  quas  deinoeps 
uterque,  quod  ab  altero  accepit,  teneat  atque  possideat  et  quicquid  exinde  ob 
commoditatem  sui  facdre  yel  judicare  yoluerit,  liberam  in  omnibns  habeat 
potestatem  faciendi;  Mon.  Bo.  XI,  424,  a.  858:  .  .  .  ita  deinoeps  per  hanc 
nostram  autoritatem  praefatus  pincerna  noster  de  ipsis  rebus  potestatem  habeat 
teuere,  possidere,  yendere  yel  quicquid  sibi  libuerit  faciendi  absque  ullius 
contradictione ;  bei  Fez,  Anamod.  I,  c.  21:  commutatio  .  .  .  ea  yidelicet 
ratione,  ut  ipse  et  posteri  ejus  yel  cuicumque  donare  yoluerit,  hereditario 
jure  perpetualiter  possideret;  Meich.  I,  n.  284:  Atto  tauscht  mit  R.,  quodam 
nobili,  welcher  u.  a.  ein  Territorium  gibt,  das  er  in  proprietate  ex  condonato 
parentum  snorum  hat.  Es  geschieht  mit  Vorbehalt  der  kais.  Genehmigung 
und  R.  erhält  das  Getauschte  in  perpetnam  hereditatem,  filiisque  et  postens 
ejus  etc. 
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^er  Fall  vorgesehen  ist,  dass  das  Geschäft  riickgftngig  wird^), 
und  Urkunden,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  der  Käufer,  welch» 
das  gekaufte  Gut  der  Kirche  schenkt,  geradezu  die  Einwilligung, 
nicht  blos  die  Mitwirkung  des  Verkäufers  nötig  finden  kann*). 
Daraus  darf  vielleicht  gefolgert  werden,  dass,  abgesehen  von 
persönlichen  Abhängigkeitsverhältnissen  und  dem  Falle  der  Ge- 
währleistung, die  Qualitäten  des  Besitzrechtes  nicht  blos  bei 
Schenkungen,  sondern  auch  bei  onerosen  Yeräusserungen  eine 
Mitwirkung  des  Auetors  nötig  machen  konnten. 

Die  eigentliche  Frage  dreht  sich  aber  um  Beschränkungen 
in  Folge  entgegenstehender  Erbenrechte,  und  da  keineswegs 
anzunehmen  ist,  dass  bei  entgeltlichen  Vergabungen  schwerere 


^  Vgl.  2.  B.  bei  PeE  I,  Anamod.  I,  c.  61:  Ambricho  .  .  .  pontifex  et 
quidam  nobiles  Tiri  Rihho  ejusqne  Ulina  Freso  .  .  .  illorum  consensn  haee 
commutatio  convenienter  peracta  est.  Tradiderunt  sapradicti  nobUes  ad  S.  E. 
casam  onm  carte  .  .  hao  ratione,  ut  si  qnis  hoc  resoWere  vohiisset,  quatmos 
S.  Emmerammus  snum  obtineret  et  illi  nobiles  soum  reciperent. 

•)  vgl  B  r  u  n  n  e  r ,  Landscheiikg.  a.  O.  S.  1 1 78 ;  vgl.  ebendas.  S.  1 1 92  note  1 ,  — 

Meich.  I,n.l57(784— 811):  quali  ter  E.  presby  ter  seu  D.  presby  ter  tiiididenmt 
propriam  hereditatem  illorum,  qnam  adquisierunt  inloco  P.:  ipsam  traditionon 
fecerunt  in  manas  Attonis  episcopi  cum  licentia  seu  volantate  Perchthrammi, 
quia  ipse  E.  seu  D.  eundem  territorium  de  Perbthrbmo  seu  patre  illins  Otoni 
nomine  comparaverunt;  vgl.  dazu  H  ab  erlin  a.  O.  S.  23. 

Meich.  I,  n.  316,  a.  811—835:  Qualiter  Wago  capellanus  comparavita 
fratmele  suo  Toto  nomine  unam  coloniam  . .  Eo  modo  jam  dictus  Toto  Wagoni 
ipsam  coloniam  tradidit,  ut  acceptö  pretio  licuisset  eum  ipsam  coloniam  ad 
domum  S.  M.  tradere;  itii  enim  et  convenientiam  illorum  pariter  coram  istis 
testibus  fecerunt  et  eo  modo  tradidit  Toto  Wagoni  jam  dictam  coloniam.  — 
Hoc  negotium  peractum  atque  confirmatum  ipse  Wago  et  jam  dictus  Toto 
pariter  pervenerunt  ad  . . .  Hittonem  episcopum  et  narravemnt  ei  hujus  ne- 
gotii rationem  per  ordinem  et  accesserunt,  in  illius  praesentia  et  communi 
manu  pariter  tradiderunt  jam  dictam  coloniam  ad  altarem  S.  M.  ea  vero 
ratione,  ut  post  iUorum  obitum  ad  .  .  ecclesiam  sine  uUa  eoniradictione  ^t- 
miter  permansisset . .  Beide  empfangen  noch  dazu  zwei  andere  bereits  fHiher 
der  Kirche  geschenkten  Colonien  als  Benefizium  auf  Lebenszeit;  jeder  Erben- 
widerspruch von  Brüdern,  Sohn  oder  sonstiger  propinqui  wird  abgewehrt. 
Als  erster  der  Zeugen  fungirt  „Toto  auctor  huius  traditionis''. 

Beide  Urkunden  enthalten  Beschränkungen  für  Schenkungen  zum  Seelen- 
heile,  entsprungen  aus  der  Modalität  des  Kaufvertrages.  Im  ersten  Falle  scheint 
die  Zustimmung  des  Verkäufers  erforderlich  zu  sein,  damit  der  Käufer  gültig 
vergäbe;  im  zweiten  Falle  bedingt  sich  der  Verkäufer  aus,  trotz  Erhalt  des 
Kaufpreises  das  Gut  zugleich  mit  dem  Käufer  an  die  Kirche  in  der  Wase 
zu  vergaben,  dass  Beiden  der  Nutzgenuss  für  die  Lebenszeit  yoibehaiten 
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Bedingungen  galten,  als  bei  Schenkungen^),  so  ist  für  Baiern 
die  Frage  dahin  zu  formuliren,  ob  auch  bei  onerosen  Geschäften 
Abteilungspflicht,  oder  bei  mangelnder  Abteilung  die  Zustimmung 
der  Descendenten  erforderlich  war? 

Das  bairische  Volksgesetz  schweigt  davon.  Lex  Baj.  XII. 
2  verfügt,  dass  bei  Immobiliarverkäufen  accepto  pretio  aut  per 
cartam  aut  per  testes  confirmetur  firma  emptio.  Zeugen  waren 
somit  immer  nötig,  nicht  aber  Gerichtlichkeit,  wenn  sie  auch 
thatsächlich  oft  vorkam.  Daraus  folgt  aber  für  uns,  dass  die 
von  älteren  Autoren  (Eichhorn,  Zimmerle)  angewendete  Be- 
weisführung, welche  aus  der  Gerichtlichkeit  des  BechtsgeschäfteB 
auf  die  Zustimmung  aller  Dingpflichtigen,  also  auch  der  Erben 
schüesst,  nicht  stichhaltig  ist. 

Die  Formeln  für  entgeltliche  Verträge  erwälmen  nirgends 
etwas  von  einer  Zustimmung  der  Erben  ^).  Es  wurde  aber 
bereits  bei  Betrachtung  des  Rechtes  für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  gezeigt,  dass  dieser  umstand  kein  hinreichendes 
Gegenargument  gegen  ein  Wartrecht  der  Erben  bietet,  und 
wir  begnügen  uns  auf  diese  Ausführungen  zu  verweisen.  Eben- 
sowenig bieten  —  wie  gezeigt  wurde  —  die  Strafklauseln  ein 
zielführendes  Beweismittel.  Wendungen  endlich,  welche  die 
Modalität  fixiren,  unter  welchen  der  Erwerber  das  Gut  erhält 
und  regelmässig  die  freie  Verfügung  über  das  Gut  zusichern, 
beziehen  sich  doch  wol  hauptsächlich  auf  das  Verhältnis  zwischen 


bleibt.  —  In  beiden  Fällen  äussern  sich  Qualitäten  des  Besitserechtes,  die 
dem  Kaufe  des  Gutes  entspnngen,  bei  der  Schenkung  desselben  zum  Seelen- 
heile wirksam.  Für  den  FaU  der  ersten  Urkunde  lässt  sich  also  wol  an- 
nehmen, dass  auch  eine  entgeltliche  Veräusserung  die  Mitwirkung  des  Auctors 
erfordern  konnte;  vgl.  oben  S.  101,  Anm.  1. 

')  Schröder  hat  in  seiner  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I, 
S.  130  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einwilligung  des  Mannes  die  Frau  in 
älterer  Zeit  nur  zum  Verkaufe  von  Grundstücken  berechtigte  and  dass  erst 
später  auch  Schenkungen,  Freilassungen  und  Tauschverträge  zugegeben 
wurden.  Schröder  beruft  sich  diesbezüglich  auf  Capit.  gener.  vom  Jahre 
V83,  c.  11  (Mon.  Leg.  I,  46):  Placuit  etiam  nobls,  ut  quaecumque  femina 
potestatem  habet  per  comeatum  viri  sui  vendere,  habeat  potestatem  et  donare; 
und  auf  Leg.  Widon.  v.  J.  889,  c  8  (ibidem  I,  556):  «Goncedimus  etiam,  ut 
sicut  mulieres  cum  viris  suis  venumdare  et  donare  res  suas  possunt,  ita  et 
eommutare  valeant  ac  familiam  suam  liberam  facere." 

*)  Bei  Rockinger  a.  0.  nn.  5,  8,  18;  bei  Zeumer  S.  459,  n.  5;  ferner  zum 
Vergleiche  auch  die  Formeln  des  Maroulf  n,  nn,  19—24,  bei  Zeumer  8.  89  ff. 
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dem  Tradenten  nnd  dem  Empf  äng^er,  nicht  auf  dasjenige  zwischen 
dem  Empfänger  und  seinen  Erben  0-  Wäre  aber  selbst  die  letztere 
Annahme  zutreffend,  dann  wäre  nur  bewiesen,  dass  entgeltlich 
erworbenes  Gut  regelmässig  einem  Wartrechte  nicht  unterlag. 
Bezüglich  des  Erbgutes  bliebe  die  Frage  eine  offene. 

Aus  dem  Yorangeschickten  folgt,  dass  weder  das  Yolks- 
gesetz  noch  auch  die  Formeln  uns  die  Lösung  zu  bringen  ver- 
mögen. Allgemeine  Erwägungen  bieten  keinen  sicheren  Halt 
Es  lassen  sich  sowohl  für,  wie  gegen  eine  Abteilungspflicht 
allgemeine  Gründe  beibringen.  Gegen  eine  solche  Abteilungs- 
pflicht bei  onerosen  Geschäften  mag  jenes  von  Schröder  an- 
gezogene Capitulare  sprechen,  aus  welchem  hervorgeht,  dass  die 
Frau,  welcher  freie  Verfügung  über  ihr  Gut  eingeräumt  war, 
zuerst  ihr  Gut  nur  vertauschen  durfte  und  erst  in  späterer  Zeit 
das  Recht  erhielt  dieses  Gut  auch  zu  verschenken.  Daraus  könnte 
gefolgert  werden,  dass  überhaupt  ftir  entgeltliche  Vergabungen 
auch  bezüglich  des  Warterechtes  eine  mildere  Auffassung  galt.  — 
Für  eine  solche  Abteilungspflicht  spricht  vor  Allem  die  That- 
sache,  dass  in  späterer  Zeit  den  Erben  auch  bei  onerosen  Ge- 
schäften ein  Wartrecht  zukam.  —  Sollte  es  uns  gelungen  sein 
in  Rücksicht  auf  unentgeltliche  Vergabungen  eine  gewisse  Stetig- 
keit in  der  Entwicklung  wahrscheinlich  zu  machen,  so  musste 
der  Mangel  einer  solchen  in  Rücksicht  auf  onerose  Geschäfte 
umso  auffallender  erscheinen. 

Für  eine  Abteilungspflicht  kann  vielleicht  auch  die  That- 
sache  angeführt  werden,  dass  die  im  9.  Jahrhundert  urkundlich 
so  häufig  auftretenden  entgeltlichen  Geschäfte  verschiedener  Art 
zum  Teile  aus  einer  Umformung  der  Schenkungen  zum  Seelen- 
heile entstanden  sind.   Für  diese  letzteren  galten  aber  rechUich  und 


*)  Vgl.  z.  B.  bei  Rockinger  n.  8,  S.  65:  in  ea  vero  ratione,  at  a  die 
praesente  hoc  habeas,  teneas  atque  possideas,  vel  quicquid  ezinde  fac^pe 
Yolneiis  liberam  ac  firmissimam  Christo  propitio  in  omnibos  habeae  potestatem; 
fthnlich  die  Formeln  bei  Kockinger  n.  5«  S.  59;  n.  IS,  S.  78;  bei  Zemner 
n.  5,  S.  459:  Recipientes  ergo  inbemus,  nt,  quicquid  pars  iuste  et  rationa- 
biliter  alten  contulit  parti,  deinceps  per  hanc  nostram  auctoritatem  iure  fir- 
missimo  teneat  atque  possideat,  vel  quicquid  exinde  ob  utilitatem  et  commo- 
ditatem  sibi  facere  vel  iudicare  voluerit,  libero  in  Dei  ne  perfiraatar  arbitrio 
faciendi  quicquid  elegerit;  vgl.  auch  ibidem  S.  89  ff.,  Marc  II,  n.  19—24; 
Ygl.  auch  Beseler  a.  0.  I,  53  und  Sandhaas  a.  0.  S.  177,  welche  derselben 
Keinung  sind;  und  oben  S,  115,  Anm.  1. 
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wurden  geflbt  die  Grundsätze  der  Abteilungspflicht.  Es  ist  da- 
her wahrscheinlich,  dass  sie  auch  auf  jene  entgeltlichen  Geschäfte 
Anwendung  fanden,  welche  sich  aus  der  Schenkung  fast  unmerk- 
lich herausentwickelt  hatten.  Man  kann  diese  Entwicklung  für 
um  so  walirscheinlicher  halten,  als  ja  —  wie  dargethan  wurde 
—  die  Rücksicht  für  die  Familie  mit  der  Abnahme  des  Glaubens- 
eifers in  den  Vordergrund  trat  und  sich  nicht  blos  in  der  Übung 
der  Abteilungspflicht,  sondern  auch  in  der  häufigeren  Beiziehung 
des  Familienrates  äusserte. 

Es  scheint  uns,  dass  die  Urkunden  die  Frage  im  Sinne 
dieser  zweitgenannten  Erwägungen  entscheiden.  Es  finden  sich 
zwar  zahlreiche  Beurkundungen  entgeltlicher  Geschäfte  ohne 
irgend  welche  Erwähnung  einer  Erbenzustimmung,  oder  einer 
geschehenen  Abteilung,  und  die  Zahl  dieser  Urkunden  ist  die 
weitaus  überwiegende.  Diese  Erscheinung  wurde  aber  auch  bei 
der  Betrachtung  der  Schenkungen  zum  Seelenheile  constatirt, 
und  es  wurde  dort  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  eine 
ganze  Eeihe  möglicher  Erklärungsgründe  für  jeden  dieser  Fälle 
offen  bleibt.  Kinderlosigkeit,  bereits  vollzogene,  aber  urkundlich 
nicht  erwähnte  Abteilung  bildeten  die  wichtigsten  Erklärungs- 
grfinde.  Musste  femer  selbst  bei  Schenkungen  die  Frage  offen 
bleiben,  ob  wolerworbenes  Gut  dem  Wartrechte  unterlag,  so 
scheint  uns  diese  Frage  für  onerose  Geschäfte  noch  viel  zweifel- 
hafter. 

Beweiskräftig  aber  für  die  Thatsache,  dass  zum  mindesten 
das  Erbgut  auch  bei  onerosen  Rechtsgeschäften  einer  Abteilungs- 
pflicht unterlag,  erscheinen  uns  eine  Reihe  von  Bauischen  Ur- 
kunden, in  welchen  die  Veräusserung  durch  Vater  und  Sohn'), 
oder  Mutter  und  Sohn  ^)  communi  manu  geschieht.    Wäre  vorher 


^  Meich.  I,  n.  146  (784—81 1):  Qaaliter  OotescaUi  presbyter . . .  comparavit 
com  justo  pretio  territorium  a  quibnsdam  nobilibas  hominibus,  quorum  nomina 
Kilo  et  filius  ejas  Deotmar  ...  et  ipsam  ecclesiam  sine  nUa  contradictione 
tradidit  ad  domum  S.  M;  Hundt  11,  n.  30,  a.  851:  Gommutatio  domini  Er- 
kamperti  epi  et  Leoberti  laici  .  •  .  e  contra  .  .  .  dedit  Leoperht  cum  filio 
suo  Beginberto  .  .  in  loco  L  .  .  curtem  cum  domo  etc.;  Hundt  n,  n.  35, 
a.  856:  Gommutatio  inter  vener.  Annonem  et  quosdam  nobiies  vires  R  et  A. . . 
e  contra  dedemnt  Reginpato  et  filius  ejus  Alpuni  ex  suo  proprio  .  ,  . 

*)  Meich.  I,  n.  74,  a.  764 — 784:  De  venditione  vel  emptione,  quod  emerat 
Heres  episcopus  a  yenditoribus  vel  traditoribus  id  est  a  Crimperhto  sen  matre 
ipsiuB  Hütisnota  territorium  in  loco  C;  Meich.  I,  n.  172  (a.  784—811):  Ego 

AdUr,  DMirbMiwArtrMhI.  9 
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die  Abteilung  geschehen  —  wie  sie  nns  in  einem  allerdings  nicht 
hierher  gehörigen  Falle  bezeugt  ist,  wo  der  in  Ganerbschaft 
lebende  Bruder  sein  Gut  vor  der  entgeltlichen  Yeräusserung  ab- 
teilt*) —  dann  wäre  die  Vergabung  gesammter  Hand  unnötig 
gewesen*).  Da  aber  eine  solche  Abteilung  in  den  obigen  Fällen 
nicht  stattgefunden  hatte,  so  geschieht  die  unentgeltliche  Ver- 
gabung von  Seiten  der  Eltern  und  Kinder  communi  manu. 

Damit  dörfte  aber  auch  der  Beweis  erbracht  sein,  da^ 
abgesehen  von  echter  Not*),  auch  onerose  Geschäfte  der  Ab- 
teilungspflicht im  Sinne  von  1.  Baj.  I.  1  unterlagen. 


Atto  episcopns  in  beneficium  concessi  Deodolto  clerico  rem  propriam  in  loco 
E.  .  •  •  Ipse  quoqne  Deodolt  e  contra  tradidit  .  .  .  propriam  hereditatem 
suam  •  •  .  qnicqnid  in  eodem  yico  ae  ipsnm  et  matrem  saam  J.  de  propria 
hereditate  habere  videbantor  . . .  manu  commune;  Meich.  I,  895,  a.  875-— 883: 
Dedit  •  .  episcopu8  nobili  viro  E.  matrique  suae  servum  1  in  proprietatem 
habendnm.  Et  contra  in  recompensatione  hcgus  serri  dedit  praefatns  nobilis 
vir  cum  matre  sna  alium  servum  nomine  H.;  Meich.  I,  n.  1018:  Mutter  und 
Sohn  tauschen  mit  Bischof  Wolfhim  und  erhalten  ein  Gut  auf  Lebwszdt. 

^)  Meich.  I,  n.  247,  a.  784—811:  Notitia  de  concambione,  qui  fnit  inter 
EUannodi  et  cuidam  homine  Oifo  .  .  .  dedit  0.  suam  alodem,  quod  partivit 
contra  fratres  suos  in  legalem  portionem  per  manus  adyocati  Ellanodi  nomine 
Diudolf  ad  domum  S.  M.  .  .  tum  demum  Diudolf  advocatus  et  Beginhart 
conductor  ....  Offoni  duas  colonias. 

^  Keine,  Breves  Notitiae  S.  48:  Frideperht  quidam  ibi  vendidit  por- 
tionem suam  Virgilio  episcopo.  Der  Ausdruck  portio  scheint  direct  darauf 
hinzuweisen,  dass  vorher  eine  Abteilung  geschehen  war. 

»)  Über  Veräusserungen  bei  echter  Not  vgl,  Eichhorn  a.  O.  I,  8.  334; 
Brunncr,  R.  G.  I,  S.  75,  76;  Schröder,  R.  G.  S.  61,  311;  Stobbe  a.  O. 
n,  S.  127;  Siegel,  Deutsches  Erbrecht  a.  0.  S.  111  ff.;  A.  Schmidt,  Echte 
Not,  Leipzig  1888,  S.  168  ff.;  Zimmerle  a.  0.  S.  198  ff.;  Lewis,  Succession 
S.  60  ff.;  Merkel,  in  der  Zeitschrift  für  R.  G.,  11.  Bd.,  S.  144  und  Gengier, 
Beitr&ge  cur  Rechtsgeschichte  Baiems  a.  0.  I,  S.  213. 
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